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Monatsfchrift 


Deu tfch eg 
Städte: un Gemeindeweien, 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 
von 
au. Piper, 
Oberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhaufes, Mitglied 
bes Bereins file Gefchichte ver Mark Brandenburg. 


Unter Berantwortlidpleit der Berleger. 


Heft VOL. | Jahrgang IV. u Juli 1858, 


Bedenfen gegen einzelne Beitimmungen gegen $. 137. der 
Allg. Gewerbeordnung vom 17. Januar 18A5 und des 
Gefetes vom 9. Februar 1849. 


a) gegen $. 137. der Allg. Gewerbeordnung. 


Unter vielen anderen Unebenheiten, welche beim Stubium der Allg. Gewerbe- 
. Ordnung vom 17. Januar 1845 ins Auge fallen, ift es namentlich eine Bejtim- 
mund, die wegen ihrer bejonderen Inkonſequenz eine baldige Abänderung durch 
die Gefegebung verdient. Es ift dies die Beitimmung des $. 137.1.c., wonach 
Streitigkeiten zwifchen Lehrlingen und Gefellen einerfeits und felbititändigen Ge- 
werbetreibenden andererfeits, die fich auf den Antritt, bie Fortfegung oder Auf- 
bebung des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes ꝛc. beziehen, von der Orts-Polizei- 
Obrigkeit entſchieden werben follen, falls der Gewerbetreibende nicht Mitglied 
einer Innung ift und für diefe Angelegenheiten feine befonderen Behörden (3. B. 
Gewerberäthe) beftehen. In foldhen Städten nun, wo die Polizei mit der Kom— 
munalverwaltung verbunden tft, tritt die Inkonſequenz der cit. Beftimmung nicht 
fo hervor, als da, wo beide Verwaltungen getrennt find. Die Bolizet 
Hat nämlich fonft mit der Verwaltung gewerblicher Angelegenheiten gefetslich Nichts 
zu ſchaffen, immer tft e8 vielmehr die Kommunalbehörde, welche diefe Intereſſen 
vertreten muß. Sie ift es, welche die Kontrolle über Innungen, Gefellenverbin- 
dungen führt, welche die Vertretung des Gewerberaths hat und welcher namentlich 
auch die Aufnahme der Lehrlinge, die bei Nicht-Innungsgenofjen in die Lehre 
treten, obliegt, cf. 8. 147. J. ẽ. Deffenungeachtet foll die Polizeibehörde bie 
Streitigkeiten ſolcher Lehrlinge mit ihren Meiftern entfcheiden! Sie kann dabei 
zunächft nicht beurtheilen, ob ber betreffende Lehrling auf Grund eines Tehrfontrafts 
eingefchrieben und daher als Lehrling im gefeglichen Sinne zu betrachten ift, fie 
bat nicht die Kontraftsbeftimmungen zur Hand, welche bei Entjcheidung ber 
38 
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Streitigfeiten meiftentheil® maßgebend find, fie muß vielmehr erſt die Kommunal- 
behörde requiriren und auf dieſem Wege fich die Vorausfegungen befchaffen, 
unter benen fie erjt überhaupt zu entfcheiden vermag. Schnelligkeit der Entfchei- 
dung ift e8 aber, worauf es dem betheiligten Publitum in folchen Fällen am 
meiften anfommt und burch welche die Beftimmung des $. 137. erft praftifchen 
Werth erhält. Dies wird erreicht, wenn die Entjcheidung folder Streitigkeiten 
anftatt den Polizei- den Kommunalbehörden aufgetragen wird, was um fo weniger 
Bedenken haben dürfte, als unter den „befonderen Behörden”, welche für ber- 
gleichen Angelegenheiten als beftehend gedacht werden, doch nur bie Gewerberäthe 
(außer in der Rheinprovinz, we nach der Verordnung vom 7. Yuguft 1846 Ge- 
werbegerichte entitehen follten) verjtanden werben können und als dieſe geſetzlich 
von den Magifträten vertreten werben. cf. $. 22. Verordn. v. 9. Februar 1849, 


Nachſchrift. 

Die Erheblichkeit der vorſtehenden von einem geehrten Amtsgenoſſen erhobenen 
Bedenken, vor allen aber die vom Herrn Minifter des Innern bei Gelegenheit 
der Verhandlungen des legten Landtags abgegebene Erklärung: 

„daß in Erwägung genommen, ob nicht von der Polizeiverwal— 

tung einzelne Gegenftände (der fogen. Wohlfahrtspolizei), 3. B. Ge- 

werbe-, Markt- und Feldpolizei abgezweigt und ber felbftjtänpigen 

Verwaltung der Stabtobrigfeiten überlaffen, oder ob ihnen 

nit eine näher zu beftimmende Konkurrenz bei der Ausübung 

einzuräumen ſei unb baß hierüber Berhandlungen mit bem 

Minifterium für Handel und Gewerbe ſchweben.“ Drudfachen des 

—— No. 68. 
veranlafjen den Herausgeber zu folgender Nachjchrift: 

In dem den im Frühjahr 1837 verfammelt gewefenen Provinzialftänden ber 
gefammten Monarchie vorgelegten Entwurf eines neuen Gewerbe Polizeigejeges 
lauteten die bezüglichen Beſtimmungen alfo: 2 

$. 101. „Streitigfeiten der Gewerbtreibenden mit ihren Gefellen, Ge- 
hülfen und Lehrlingen, vie fich auf den Antritt, die Fortfegung oder Auf- 
hebung des Arbeits- oder Lehrverhältnifies oder bie gegenfeitigen Leiftungen 
während der Dauer befjelben auf ihren Umfang und ihre Erfüllung beziehen, 
find da, wo für das Gewerbe ein gewerblicher Verein befteht, von den Vor— 
jtehern derſelben unter VBorfig des Mitgliedes der Kommumnalbehörde, mit 

Borbehalt des Refurfes an letztere, zu entfcheiden; an anderen Orten gehören 

dieſe Streitigkeiten vor die Polizeibehörde oder Polizeigerichte, wenn nicht 

> — Angelegenheiten beſondere Behörden, Fabrilkengerichte und vergl. 
eſtehen. 
8. 102. Der gewöhnliche Rechtsweg, ſoweit ſolcher nicht durch bie 

Inftruftionen der vorjtehend erwähnten befonderen Behörden ausgefchlojjen 

wird, iſt nur zuläffig, wenn bie ftreitigen Leiftungen nach Gelbe zu ſchätzen, 

oder Gelventjchädigungen in Anſpruch genommen find, Die Berufung auf 
ben Rechtöweg fteht in keinem Fall der einftweiligen Vollſtreckung des nach 
$. 101. erfolgten Ausfpruchs entgegen." 

Den Inhalt diefer Beltimmungen begründete die Königl. Staatsregierung 
nach den dem Gejegentwurfe beigegebenen Motiven in folgender Weife: 

„Dei ben in 8. 101. erwähnten Streitigeiten kommt es in ber Regel vor 
allen Dingen auf ein vafches Einfchreiten an, um einen vielleicht ganz unerſetz⸗ 
lihen Schaden zu verhüten. 
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Dazu tft aber Niemand geeigneter, als die Vorfteher gewerblicher Vereine, 
denen, wenn fie bei ihren Gewerbögenofien wirklich in größerın Anfehen ftehen, 
nicht felten die gütliche Beilegung gelingen wird, und die event. die obwaltenden 
Berhältniffe am leichteften zu erörtern und zu burchfchauen vermögen. Deswegen 
ft ihnen nicht blos die Vermittelung, fondern auch die Entfcheidung zu übertragen. 

Aus denfelben Gründen follen da, wo für das betreffende Gewerbe fein 
Berein befteht, die Streitigkeiten der in Rede reg Art wenigstens niemals 
im gewöhnlichen Rechtswege, ſondern ſummariſch von Behörden, die weniger an 
Formen gebunden find, wie die Gerichtshöfe, erörtert umd entfchieden werben, und 

war zunächft von den ſchon jett damit beauftragten Fabrikgerichten und Conseils 
e prud’hommes, in deren Ermangelung aber von den Polizeibehörden und in 
den Landestheilen des Franzöfifchen echtes von den Polizeigerichten. 

Die im $. 102. angeorbnete Beſchränkung des gewöhnlichen Nechtsweges tft 

anz derjenigen analog, welche in den Provinzen, wo die Preuß. Gefeßgebung in 

aft ift, in Beziehung auf die Streitigkeiten der Herrjchaften und ihres Gefindes, 
auf Grund der Gefinde - Ordnung vom 8. November 1810 und des Cirfular: 
Refkripts des Juſtiz- und Bolizeiminifterii vom 17. April 1812 Statt findet, 
und ftimmt eben jo mit den Prinzipien überein, welche bei Erlaß des franzöfifchen 
Gefeges vom 18. März 1806 wegen Errichtung eines Conseil de prud’hommes 
zu Lyon, der Defrete vom 11. Juni 1809 und 3. Auguft 1810, fowie des Dekrets 
—* 26. April 1811 wegen Errichtung des Conseil de prud’hommes zu Köln 
eitend waren.“ 


Die —— der Provinzialſtände und Regierungen über den Entwurf 
eines allgemeinen „Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzes“ enthielten folgende Erklärungen: 

„Die Schlefifchen Stände, der Ober- Präfident v. Merkel und die Regie— 
rung zu Breslau halten die beitehenden oder die zumächft fich bildenden Vereine 
nicht für befähigt, ein folches Nichteramt zu übernehmen, wie $. 101. ihnen 

fegt. von anderen Seiten find Bedenken dagegen erhoben und Be— 
ſchränlungen dieſer Befugniffe in Antrag gebracht. Die Rheiniſchen Stände, 
—— im Eingange des $. auch die Fabrikarbeiter namentlich erwähnen wollen) 
lagen vor, ihnen feine befinitiven Entjcheidungen zu übertragen und bie Be— 
ftimmung dahin zu faſſen, daß die Parteien an den Orten, wo Vereine für In- 
duftrie und Gewerbe beftehen, ihre Streitigkeiten zuerft den Vereinsvorftehern 
vortragen follen, welche Borfchläge zur Sühne zu machen haben. Auch können 
bie Barteien bie VBorfteher zu Schiedsrichtern wählen. Iſt letzteres nicht gefchehen 
oder mißlingt der Sühneverfuch, fo verweift der Vorſtand die Sache an bie 
Polizeibehörde oder die Polizeigerichte unter Beifügung feines Gutachtens. Wo- 
Hingegen Fabrifengerichte oder ein Math der Gewerbeverſtändigen befteht, ſoll es 
rüdfichtlich diefer Streitigkeiten bei dem bisherigen Verfahren verbleiben. Die 
Stände bemerken, daß bie Einrichtung der Fabrifengerichte bisher als ſehr zwed- 
mäßig fich bewährt habe. Die Preugifhen und Wejtphälifchen Stände und bie 
Regierungen zu Düffeldorf, Köslin und Pofen wollen die Entjcheidung bes 
Bereind auf die Hülle befchränfen, wo bie betreffenden Gewerbtreibenden dem 
Bereine angehören. Auch in dieſem Falle will Herr Ober: Präfident v. Schön 
ben Vereinsvorftand bei den Verhandlungen nur zuziehen und mit feinem Gutachten 
hören. Die Regierung zu Düffeldorf will außerdem beftimmen, daß in ber 
Rheinprovinz der Beigeordnete des Bürgermeifters das bei den Verhandlungen 
zuguziehende Mitglied der Kommunalbehörde fei, und daß der Bürgermeifter bem- 
naͤchſt in der Rekurs⸗Inſtanz zu entfcheiven Habe. 

38* 


572 


Da, wo feine Vereine beftehen, verweift ber $. 101. biefe cheidung an 
die Polizeibehörde oder die Polizeigerichte. Herr Ober-Präfident v. Schön und 
die Regierung zu Oppeln ftellen anheim, die Kommunalbehörde für kompetent zu 
erflären. Die Regierung zu Cöln macht darauf aufmerkfam, daß die Polizeigerichte 
in der NRheinprovinz nur eine Strafgewalt, nirgend aber eine Civil» Jurispiktion 
hätten, und trägt darauf an, die Erwähnung der Bolizeigerichte hier zu unterlaffen. 
Sie glaubt, e8 werde hierdurch auch Feine Rüde im Geſetz entftehen, indem biefe 
Streitigfeiten überall, wo feine Fabrifengerichte oder fein Rath der Gewerbever- 
ftändigen beftehen, von den Polizeibehörven entſchieden werben könnten, wenn bie 
gewöhnlichen Gerichte ausgefchloffen bleiben follten. 


Die Regierung zu Marienwerder folgert aus dem Schluß des $. 102., daß 
die im $. 101. bezeichneten Behörden auch dann entfcheiden follen, wenn eine 
Geldentfchädigung in Anfpruch genommen werde, und daß die Entfcheidung fogar 
einftweilig vollftreddt werden folle. Die Regierung beforgt Unannehmlichkeiten, 
wenn der Richter vielleicht die erfte Entfcheidung abändern follte und die auf 
Grund verfelben gezahlte Entfchädigung armuthshalber nicht wieder zu erlangen 
wäre. Sie trägt principaliter darauf an, alle im $. 102. bezeichneten Streitig- 
feiten dem Nichter allein zu überlaffen, eventualiter die Vollſtreckung ber erften 
Entſcheidung bi8 zur Publikation des rechtskräftigen Erkenntniſſes auszufegen. 
Die Regierung zu Münfter hat ein ähnliches Bedenken angeregt. Sie will ben 
Rechtsweg nur dann geftatten, wenn Geldentſchädigungen wirklih in Anfpruch 
genommen werben." — 

In dem von dem Königl. Staatsminifterium anberweit ausgearbeiteten, auf 
Königl. Befehl dem Königl. Staatsrath im Oftober 1839 zur Berathung vorge 
legten Entwurfe lauteten bie betreffenden Beftimmungen aljo: 


„S. 119. Streitigfeiten der felbftftändigen Gewerbtreibenden mit ihren 
Gefellen, Gehülfen oder Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortfegung 
oder Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, oder auf die gegenfeitigen 
Leiftungen während der Dauer beifelben, auf ihren Umfang und ihre Erfül- 
lung beziehen, find da, wo auf Grund der 88. 88. und 94. seq. für bas 
Gewerbe ein gewerblicher Verein gebildet ift, von ben Vorftehern deſſelben, 
unter Vorſitz des Mitgliedes der Kommunalbehörde zu entſcheiden, mit Vor— 
behalt des Rekurſes an legtere, welcher binnen 10 Tagen zuläffig tft. 
An anderen Orten gehören diefe Streitigkeiten vor die Bolizeibehörben, wenn 
ee diefe Angelegenheiten befondere Behörden, Fabrifengerichte u. vergl. 

eftehen. 

8120. Der gewöhnliche Rechtsweg, foweit ſolcher nicht durch bie für 
bieje befonderen Behörden beftehenden Vorſchriften ausgefchloffen wird, ift 
nur zuläffig, wenn bie ftreitigen Leiftungen nach Gelde zu fchäten, oder 
Geldentihädigungen in Anfpruch genommen find. Die Berufung auf den 
Rechtsweg steht in feinem Wall der einftweiligen Vollſtreckung des nad) 
$. 119. erfolgten Ausſpruchs entgegen.“ 


Das Königl. Staatsminifterium entjchied ſich Inhalts des Sigungsprotofolls 
vom 26. Februar 1839 für dieſe Faſſung, weil die Abficht eben dahin gehen folle, 
mittelft der Vereine (Innungen) auf die Gewerbtreibenden überhaupt zu wirten, 
und es deshalb unbebenklich erfcheinen müſſe, ihnen die Entſcheidung der Streitig. 
feiten auch dann zu überlajfen, wenn ber Lehrherr dem Vereine (der Innung) 
nicht angehört. 
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Bei Erftattung des Gutachtens der Abtheilungen des Königl. Staatsraths 
für die innern Angelegenheiten, die Juſtiz und bie Finanzen vom 15. Dezember 
re gab der sc. Paragraph indeß zu mehreren Bedenken Anlaß. Es ift hierüber 

erkt: 

„Segen die Vorſchrift, wonach dieſe Streitigkeiten da, wo neue gewerbliche 
Bereine gebildet worden, von den Vorſtehern derſelben felbft in den Fällen zu 
entfcheiden fein wirrden, wenn bie Gewerbtreibenden dem Vereine nicht angehören, 
haben bie ftindifchen Verſammlungen der Nheinprovinz, Weſtphalens, Schlefiens 
und Preußens fich erklärt, und jedenfalls wird im Folge der früher getroffenen 
Beſchlüſſe die Kompetenz der Vereine auf die Entfcheidung derjenigen Streitigkeiten 
zu befchränfen fein, welche zwifchen den zu dem Vereine gehörenden jelbftjtändigen 
Gewwerbtreibenden und ihren Gefellen, Gehülfen und Lehrlingen vorfallen. Außer: 
bem ift bei der Berathung in den Abtheilungen erinnert worden, daß die Ent- 
ſcheidung in ber Rheinprovinz ohne einen tiefen Eingriff in die dortige Verfaffung 
auch nicht den Kommunal» und Polizeibehörden, ſondern nur den für dieſe An- 
gelegenbeiten beitehenden befonderen Behörden (den Fabrifgerichten) und, wo biefe 
nicht vorhanden find, den Friedensrichtern übertragen werben dürfe.‘ 

Diefe Bemerkungen find nicht nur allgemein als richtig anerkannt, fondern 
es ift auch Beftritten worden, daß es zwechmäig fei, ben Vereinen oder ihren 
Vorſtehern die Entjcheidung der Streitigkeiten der Vereinsmitglieder zu übertragen. 
Es find dagegen hauptfächlich folgende Gründe angeführt worden: 

Die Streitigkeiten über die gegenfeitigen Leiftungen, deren Umfang und Er: 
fülflung, find in dem meiften Fällen von der Auslegung der hierüber gefchloffenen 
Berträge abhängig; fie betreffen, auch wenn bie ftreitigen Leiftungen nicht nach 
Gelde abzufhägen find und feine Gelventfchädigungen in Anſpruch genommen 
werben, mittelbar ein auf Erwerb und Beſitz gerichtetes Intereffe der Parteien. 
Die Entfcheidung durch andere als richterliche Behörden ift daher immer eine 
Anomalie, und follte diefe durch die Eigenthümlichkeit der eine rafche Ausgleihung 
erforbernden Streitigkeiten auch theilmeife gerechtfertigt werden, fo bleibt das Be— 
bürfniß dennoch vorhanden, die Entſcheidung nur folchen Behörden zu übertragen, 
beren Mitglieder im Stande find, nach feitftehenden Merkmalen und Regeln bie 
rechtliche Natur des Verhältniffes und die für die Thatfachen beigebrachten Be— 
weife zu beurtheilen. Die Vereine zählen nur die felbititändigen Gewerbtreibenden 
zu ihren Mitgliedern; die Unpartheilichfeit der Entfcheidung ihrer Vorjteher über 
Streitigkeiten zwifchen den Vereinsgenoſſen und den in ihrem Lohne oder ihrer 
Lehre ftehenden Perfonen wird daher nicht immer wirklich vorhanden fein, und 
noch feltener von den Parteien erwartet und erfannt werden. Die Uebertragung 
der Entjcheidung an eine Behörbe, gegen deren Unpartheilichkeit ein in der Natur 
der BVerhältnifje begründetes Mißtrauen gehegt wird, kann aber nur als Höchit 
mißlich betrachtet werden. Die Entſcheidung der Streitigkeiten durch die Vor- 
fteher der Vereine erfcheint ferner auch deshalb fchwierig, weil dieſe Perſonen, 
welche ſelbſt Gewerbtreibende find, nicht immer zur Aburtheilung von Streitig- 
feiten Teicht zu berufen fein werben, zumal wenn die Vereine über mehrere Orte 
oder ganze Diftrifte fich erſtrecken. — Endlich hat man angeführt, daß die Vor— 
fchrift eine wefentliche Abweichung von der feitherigen Verfaffung und Gewohnheit 
enthalten werde, da die vorhandenen Zunft- Innungs- ꝛc. Artikel, fo viel bekannt 
ift, zwar den Quartalverfammlungen der Gewerke ein gewiſſes Rügerecht beilegen, 
nirgend aber eine alfgemeine Entfcheidung ber zwifchen Meiftern, Gefelfen und 
Lehrlingen vorkommenden Streitigkeiten den Gewerköverfammlungen oder Gewerke: 
vorftehern übertragen, 
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Für die Beibehaltung einer den Gewerksvorſtehern beizulegenden Befugniß, 
bie Streitigkeiten der Vereinsgenoſſen zu entfcheiven, ift der Werth hervorgehoben 
worden, welchen biefe Einrichtung für eine bie befonderen gewerblichen Verhält⸗ 
niffe berücfichtigende Beurtheilung der Sache, wie für eine höhere jelbititändige 
Geltung der ohnehin mit wenigen Rechten ausgeftatteten Vereine haben werbe, 
und man bat geglaubt, diefen Gründen um fo mehr Gewicht beilegen zu müſſen, 
als feine der ftäntifchen Verfammlungen, welche fich über den Gegenftand über- 
haupt ausgefprochen haben, gegen dieſe befchränktere Kompetenz der Vereine Be 
denken erhoben hat. 


Zur NAusgleihung diefer verfchievenen Anfichten ift von einer Seite ber 
Vorſchlag gemacht und von den Abtheilungen einftimmig angenommen worben: 


Den VBorftehern der Vereine nur binfichtlih der Streitigkeiten ihrer 
Gewerbegenofjen, für andere Fälle aber und überall da, wo feine Bereine 
beftehen, den Kommunalbehörden in den Städten und den Drtspolizeibehör- 
den auf dem Lande eine blos interimiftifche Regulirung der ftreitigen Ver- 
bältniffe, infofern diefe von einer der Parteien verlangt wird, bie befinitine 
Entjcheidung aber, wenn für viefe nicht befondere Behörben beftehen, ben 
gewöhnlichen Gerichten zu übertragen.“ 


Im Plenum des Staatsrath8 wurde gegen bie Anordnung einer Präklufiv- 
frift überhaupt und gegen die von 10 Tagen Widerfpruch erhoben und außerdem 
den Erwägungen ber Abtheilungen überlaffen, ob bie vorläufige Feftitellung bei 
Streitigfeiten der Gewerbtreibenden, welche nicht Mitglieder gewerblicher Vereine 
find, unbedingt ver Ortspolizeibehörde zu überweijen fei, und in ben von ben 
obengenannten Abtheilungen unter Zuziehung des betheiligten Herren Verwaltungs» 
Chefs, mit Rückſicht auf die Befchlüffe des Plenums des Staatsraths umger 
arbeiteten Entwurf, wurde die gedachte Beitimmung folgendermaßen gefaßt: 


'„ Streitigkeiten ber felbftftändigen Gewerbtreibenden mit ihren Gefellen, Ge- 
bülfen oder Lehrlingen, die fich auf den Antritt, die Fortfegung oder Aufhebung 
des Arbeitö- oder Lehrverhältniffes, oder auf die gegenfeitigen Leiftungen während 
der Dauer befjelben, auf ihren Umfang und ihre Erfüllung beziehen, find ba, wo 
—— Angelegenheiten beſondere Behörden beſtehen, bei dieſen zur Entſcheidung 
zu bringen. 


Inſoweit ſolche beſondere Behörden nicht beſtehen, haben in den Fällen, wo 
e8 fih um Streitigfeiten der Mitglieder gewerblicher Vereine handelt, zunächſt die 
Vorſteher der letteren, unter dem Vorfite eines Mitgliedes der Kommumnalbehörbe, 
in allen andern Fällen aber zunächſt bie Ortspolizeibehörpen bie 
Streitigkeiten der gedachten Art zu fchlichten und ihre Feftfekung zur Ausführung 
zu bringen oder bringen zu laſſen. Wer fich bei diefer Feſtſetzung nicht beruhigen 
will, kann nach Eröffnung bderfelben binnen 10 Tagen präffufisifcher Frift auf 
gerichtliche Entjcheidung provociven, ohne jedoch ber fofortigen Ausführung ber 
vorläufigen Feſtſetzung widerfprechen zu dürfen.“ 


Dei der fchließlichen Redaktion erhielt der Paragraph folgende Faffung: 
Streitigleiten ber jelbjtftändigen Gewerbtreibenden mit ihren Gefellen, Ge 
bülfen und Lehrlingen, bie ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhebung 
des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes beziehen, find, ſoweit für diefe Angelegenheiten 
beſondere Behörden beſtehen, bei dieſen zur Entſcheidung zu bringen. 
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Infoweit ſolche befondere Behörben nicht beftehen, erfolgt die Entfcheibun 
1) wenn der felbftftändige Gewerbtreibende Mitglied einer Innung In, 
durch die Innungsvorſteher, unter dem Borfige eines Mitgliedes ber 
Kommunalbehörbe, 
2) in andern Fällen durch die Ortspolizei-Obrigfeit. 

Gegen biefe Entjcheivung ſteht dem Betheiligten die Berufung auf ven 
Rechtsweg binnen zehn Tagen präffufivifcher Friſt offen; die vorläufige Voll— 
ftredung wird aber hierdurch nicht aufgehalten.“ 

Wir theilen vollfommen die in dem vorftehenden Auffag enthaltenen Bemer— 
kungen über bie Unzwedmäßigfeit einer Einmiſchung ftädtifcher Polizeibehörden in 
das innere Leben der Innungen und die Beziehungen der Meifter zu Gefellen 
und Lehrlingen und treten der Anficht des Stabtraths Riſch zu Berlin (die 
Verorbnung vom 9. Februar 1849 zc. Berlin, Springer 1853 ©. 142.) bel, 
daß bei polizeilichen Entſcheidungen ohne Zuziehung der Innungsvorfteher gerade 
das einflußreichite Element fehle und der beabfichtigte Zwed nur unvolltommen 
erreicht werden Lönne. 

Es iſt daher, falls die Eingangs erwähnten Verhandlungen des betr. Königl. 
Minifteriums keinen günftigen Erfolg haben follten, gewiß ganz im Intereffe ver 
Gewerbtreibenden, Anträge auf Abänderung des Eingangs gedachten Paragraphen 
in verfafjungsmäßigem Wege zu ftellen. 

Zur Vorbereitung folher Anträge laffen wir aus den im September 1840 
abgegebenen „Wünjchen der Stabtverorbneten zu Berlin in Bezug auf eine zeitge- 
mäße Gewerbeorbnung” den über das Lehrlings-Verbältnif fprechenvden 
Abfchnitt DIL folgen. Er lautet: 

„Der wichtige Uebergang aus der Familie und Schule in das gewerbliche und 
bürgerliche Leben wurde von der früheren Gefeßgebung in feiner ganzen Bedeutung 
aufgefaßt. Nach überftandener Probezeit erfolgte eine feierliche Aufnahme des 
Lehrlings vor verfammeltem Gewert, in Gegenwart des Vorftandes und bes bei- 
georbneten Magiftratsmitglieves. Der junge Menſch wurde zu allem Guten 
ermahnt, er mußte bie gehörige Benutzung des genoffenen Schul: und Religions« 
Unterrichts nachweifen, oder das Verſäumte erforderlichen Fall nachholen. Er 
lernte dabei feine und feines Lehrherrn nächſte Vorgefeste perfönlich kennen, und 
das Wohlwollen, womit fie ihm entgegen famen, in Verbindung mit ihrer Amts- 
würde, erwedte Achtung und Vertrauen und machte einen dauernden Eindruck. 
So wurde ein Jever gleich bei feinem Eintritt in das bürgerliche Leben an eine 
größere Gemeinfchaft und beftimmte Perſonen gewiefen, zu denen er fpäter feine 
Zuflucht nehmen konnte. Das Gefet blieb für ihn fein todter Buchftabe, fondern 
trat lebendig vor ihn Hin. Diefe Anordnungen werden in ben bejtehenden — 
von der früheren Zunftverfaffung herrührenden — gewerblichen Vereinen noch 
getreulich aufrecht erhalten, was hier und gewiß in ben meiften Städten beſonders 
ben eifrigen ‚Bemühungen der Magifträte zu verbanfen und durch den guten 
Willen der DBetheiligten möglich geworben if. Es zeigt fich babei, daß biefe 
Bereinigungen, felbft in ihrer gegenwärtigen ungenügenden Gejtalt, eine gute Ord> 
nung immer noch in einem gewifjen Maße recht erfreulich unterftügen, und auch 
andere Vortheile gewähren, welche fich ohne vergleichen Vereine gar nicht mit 
derfelben Sicherheit und Zweckmäßigleit erreichen laffen, wie dies z. B. mit ben 
Geſellen⸗Krankenkaſſen ver Fall ift. Wieviel mehr würden aber Genofjenfchaften 
leiften können, wenn fie anftatt einer bloßen Duldung ſich wieder einer gefeglichen 
Einführung und des Fräftigen Schuges und Beiftandes der höheren Staatsbehör- 
ben zu erfreuen hätten? Da es jedoch natürlich ift, daß Alles, deſſen alfgemeine 
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Gültigkeit dem Gefe nach überflüffig erfcheint, auch im dem Urtheil der großen 
Menge feinen Werth verliert, fo fucht ber eine Theil fich immer mehr einer 
ſolchen ihm freigeftellten Ordnung zu entziehen, während der zahlreiche andere fie 
gar nicht mehr kennen lernt. Diefe Lage der Suche ift aber ſehr zu beffagen, 
weil num je länger je mehr eine durchgehende gute Ordnung aus biefen Verhält- 
niffen ſchwindet, weil die Wahl des Meifters, dem ein Lehrling mit Zuwerficht 
anvertraut werben fann, hierdurch unendlich fchwieriger wirb, und weil eine ange 
mefjene Kontrolfe der von ihnen gegenfeitig eingegangenen Verpflichtungen folcher- 
geftalt bei einem überaus großen Theile der Gewerbtreibenden gänzlich wegfällt. 
Die neuere Gefeggebung hält dafür, daß es auch hierbei feiner weiteren Fürforge, 
als ber allgemeinen polizeilichen Auffiht und ber Nechtspflege bebürfe. “Die 
Eltern und Angehörigen, heißt es, hätten das größte Interefje und bie nächſte 
Verpflichtung, für ihre Kinder und Pflegebefohlenen zu jorgen, und würben von 
ſelbſt ſchon das Beſte für fie wählen, ohne daß es einer noch weiter ausgebehnten 
Bevormundung durch Genoffenfchaften oder Einmifhung des Staats bebürfe. 
Diefe Anficht beweifet aber nur, daß bei einer vorzugsweifen Betrachtung und 
Berüdfichtigung jener vorgebachten höheren Gewerbe⸗Verhältniſſe das Bebürf- 
niß der großen Menge verfannt wirb und fortdauernd unbeachtet bleibt. 

Wo der eigne Trieb des Lehrlings mit der elterlichen Einficht und der Ges 
wiffenhaftigkeit geſchickter Lehrherren übereinftimmt, wird das Wefentliche freilich 
von felbft erreicht. Indeſſen würben auch dieſe erfreulichen Beftrebungen noch 
weit erfolgreicher werben, wenn ihnen eine gefegliche Beachtung und Aufmunterung 
zur Seite ftände. Wie felten dergleichen günftige Umftände aber zufammentreffen, 
wird Jeder zugeben, welcher die Vernachläſſigung dieſer wichtigen VBerhältniffe aus 
unmittelbarer Anfchauung fennt. Faft Alle, welche ein Gewerbe erlernen wollen, 
treten in dem frühen Alter von 14 bis 15 Jahren in baffeibe ein, und kommen, 
wenn fie in ben fleineren, aber zahlreichften Hantwerkeftand übergehen, meiftens 
von unbemittelten Eltern. Schon im Allgemeinen ift e8 feine leichte Aufgabe, 
einen in feinem Face gefchicten und für die Individualität des jungen Menſchen 
geeigneten Lehrherrn aufzufinden. ine gute Wahl muß aber jenen ärmeren 
Leuten noch weit ſchwerer und zum Theil unmöglich werden, ba die Zahl völlig 
unzuverläffiger Meifter nothwendig immer zunehmen muß, wenn fich ein jeder 
ohne die geringfte Nahmweifung feiner Befähigung niederlaffen darf. Daher 
fommt es denn, daß die jungen Leute nicht felten folchen Gewerbtreibenden in bie 
Hänte fallen, deren Charakter eben fo wenig als ihre Gefchidlichkeit zur Ausbil 
dung eines Yehrlings geeignet if. Dem Meifter ift e8 nur um einen wohlfeilen 
Dienftboten zu thun, weshalb fie denn auch fcheindbar um fo günftigere Be— 
dingungen ftellen können, wenn jie nicht durch leere Vorfpiegelungen die unkundigen 
Eltern geradezu täufchen. Gewöhnlich giebt auf der einen Seite das Verfprechen, 
den Knaben im möglichft kurzer Zeit auszulernen, und auf ber anderen bie 
bürftige Yage der Eltern, denen es hauptfählich darum zu thun ift, ber Sorge 
um den Unterhalt ihrer Kinder balpmöglichft überhoben zu fein, ben Ausichlag. 
Die Beichaffenheit der meiften Vormünder wird aber mit den Gewerbtreibenden 
biefer Klaffe, aus deren Mitte fie gewählt werden müjjen, in Verhältniß ftehen. 
Das Wohl des armen Knaben felbit bleibt unbeachtet, und in vielen Fällen endet 
die Lehrlingfchaft, nachdem in fittlicher Hinficht vieles zu Grunde gegangen, und 
im Gewerbe wenig ober nichts gelernt ift, und alles dies vielleicht ohne Schuld 
des gutartigen, lenkffamen jungen Menſchen. 

Auf der andern Seite fehlt wiederum dem reblichen, gewiffenhaften Meiſter 
die nothwendige Unterflügung eines Gemeinwefens, um bie übernommene Pflicht, 
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ben ihm amvertrauten Tchrling zu einem nützlichen Mitgliede ber bürgerlichen 
Geſellſchaft Heranzubilden, wirklich erfüllen zu können. Er ift ganz allein auf 
feine perfönliche Einwirkung beſchränkt. Eine bloße Drohung mit der Polizei ift 
ohne Wirkung, eine wirkliche polizeiliche Beitrafung für dies Verhältniß über- 
haupt und für das jugendliche Alter insbefondere wieder viel zu hart und auch 
in der ganzen Form von einer Beichaffenheit, daß dadurch das Chrgefühl mehr 
verletzt und abgejtumpft, als eine moralifche Beſſerung herbeigeführt werben würbe. 
Auf diefe Weife bleiben bei feichtfinnigen, ungehorfamen und ftörrigen Gemütdern 
in ibrer bildfamften Lebenszeit unendlich viel eine Fehler ungerügt, welche dadurch 
Immer tiefer wurzeln und endlich zu unverbefferlichen Laftern werben. ine 
Ueberweifung dieſer Verhältniffe an die Sicherheitspolizei und die Gerichtshöfe 
und das beſchränkte Auskunftsmittel eines anheimgegebenen fehriftlichen Lehr— 
Kontrafts wird im günftigften Falle Die nachträgliche Beftrafung der aller: 
aröbften Fälle herbeiführen. Eine fchleunige friedensrichterliche und individuelle 
Berüdfichtigung finden diefe wichtigen Lebens-Momente auf biefem Wege aber 
nicht, und entbehren mithin des rechten, ihnen gebührenden Schuges und Bei- 
ftande® durchaus. Mit der gefeglichen Betheiligung der Genojfenfchaften Hat man 
fih ver beften moralifchen Einwirkung und all der Mittel beraubt, welche ver 
Bollziehung einer Strafe durch die Kommunalbehörden erft durch Verwarnung 
(Seitens des Altmeifters, des Gewerfts- Affeffors u. ſ. w.) in vielen Abftufungen 
vorangehen fonnten. 


In allen andern Lebens-Berhältnijfen und befonders im Dienfte des Staats, 
ber Kirche und Schule beginnt mit dem 14. oder 15. Jahre erft die eigentliche, 
von dem heranreifenden Verftande unterftütte Ausbildung für den fünftigen Beruf, 
und bie zwedmäßigfte Stufenfolge für alle Grade iſt auf das Reiflichite vorher 
erwogen und zur Befolgung feftgeftellt. Weshalb follte alfo die Natur der Sache 
und des Menfchen gerade in den Verhältniffen des gewerblichen Lebens von allen 
andern fo verfchieden fein, um darin vom Zufall ein größeres Heil zu erwarten, 
als von einer gefetlichen Vorfchrift und Ordnung? 


Wir halten demnach dafür: 
1) daß künftig fein Lehrling 
a) ohne vorhergegangenen Nachweis des genofjenen Religions» und 
Elementarfchul= Unterrichts angenommen werben barf, 
b) daß, wenn eine gewiſſe Nachhülfe ausnahmsweiſe erforderlich ift, eine 
Kontrolle deshalb angeorbnet, und 
c) das Verhältniß zwifchen Meifter und Lehrling überhaupt 
einer fahgemäßen obrigfeitlihen Ueberwachung unter- 
worfen werden muß; 


2) baß beim Uebergange bes Lehrlinge in den Gefellenftand eine Prü- 
fung Hinfichtiih der erworbenen technifchen Gefchicklichkeit angejtellt, und 
darüber, wie über fein Verhalten ein amtliches Zeugniß ausgefertigt werben 
müßte. 


Bon folhen Mafregeln ift das bereinftige Forttommen und Pebensglüd ber 
im Gewerbftand heranmwachfenden Jugend abhängig. Vorbeugende Mittel und die 
rechte Anleitung und Gewöhnung zum Guten können allein jene vielfachen und 
beflagenswerthen Entartungen und Verirrungen verhüten und zu einem befjeren 
Ziele führen.” 
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Hoffentlich werben bei ben nächſten Verhandlungen des Allg. Lanbtags Ber- 
treter der ftäbtifchen Intereffen fich bereit finden, auf eine naturgemäße Stellung 
auch der den Inmungen nicht angehörenden Gewerbtreibenden zu den Ortsobrig- 
feiten (Dagifträten) durch entfprechenbe Anträge hinzuwirken! 

Der Herausgeber. 





Der vierte Kahresbericht des germanifchen Nationalmufeums 
zu Nürnberg. 

Welche Bebeutjamfeit das germanifche Nationalmufeum auch für das Stäbte: 
wefen, feine Gejchichte und Entwicklung habe, ift in unferer Zeitfchrift zu Anfang 
bes vorigen Yahrganges fo bündig nachgewiefen, daß uns ſchon hieraus die Ver— 
pflichtung obliegt, das Gedeihen dieſes nationalen Unternehmens mit ftetiger 
Theilnahme zu verfolgen. Wir freuen uns, daß diefe Theilnahme eine tiefe und 
alffeitige ift, daß die verfchiedenften Stände und Schichten der Gejellfchaft, Fürften 
und Bürger, Gelehrte und Dilettanten, felbft Laien ſchon aus Interefie an dem 
großen allgemein beutfchen Unternehmen freudig und nachhaltig an deſſen 
Aufbau mit Hand anlegen. Auf der andern Seite hat es auch die Preſſe fich 
zum Verdienſt anzurechnen, baß bie Kunde davon über alle Theile unfers Vater⸗ 
landes verbreitet ift; wer nicht felbft an den Sig des Mufeums fam, um fich 
durch Augenfchein davon zu überzeugen, daß in ber That ein allgemein deutſches 
Unternehmen nicht blo8 begonnen, ſondern auch mit Erfolg weiter geführt werben 
und zur Blüthe gelangen konnte, der vernahm es durch die Berichte der Befuchen- 
den und bie fo häufigen Nachrichten in den Zeitfchriften jeder Farbe. Das ift 
überhaupt ein charakteriftifche® Zeichen der Zeit, daß ein Unternehmen, welches fo 
vollftändig über allen Partikularismus hinaus den Stempel der Volksthümlichkeit 
an fich trägt, fo allgemeine Billigung erwerben konnte, fich fo zahlreicher Unter: 
ftügung von dem verfchiebenften Geiten erfreut. Wie oft ift es jchon behauptet, 
wenn auch die politifche Zerrifjenheit unfers Landes die Idee der nationalen 
Einheit nit conform zur Erjcheinung bringe, fo offenbare fich die Einheit doch 
befonders in der Wiffenfchaft; das germanifhe Mufeum, dem die Mehrzahl ver 
Fürften und Deutſche aus allen Gegenden, felbft aus Amerika fteuern, das die 
Blüthe der beutfchen Gelehrtenwelt unterftügt und, erhoben über alle politifchen 
Parteiungen, von allen die gleiche Anerkennung genießt, wird bie feft gegründete, 
großartig entwidelte Verkörperung ber Einheitsidee allgemein deutſcher Wiſſenſchaft 
werben. Deutjchland in allen feinen Theilen, der Norden und Süden, Weſten 
und Oſten möge barnach ringen, biefen Tempel feiner Wifjenfchaft, das große 
Arfenal feiner geiftigen Waffen, die umbezwingliche Burg deutſchen Lebens, bie 
ewaltigfte Bundesfejtung gegen alle geiftigen Widerfacher, energifh und feiner 
Felbft würdig der Vollendung zuzuführen! 

Der vorliegende vierte Jahresbericht zeigt uns, daß freilich in ben wenigen 
Jahren ſchon vieles gefchehen ift, aber noch lange nicht fo viel, als von unjerm, 
auf feine Wiſſenſchaft fo ſtolzen Volfe verlangt werben darf. 

„Was wir im legten Jahresberichte (1856) noch als frommen Wunfch aus: 
gefprochen finden: ein eigenes Lofal für das Mufeum und zwar burch Erwerbung 
des fchönen nnd großen Carthäuferklofters zu Nürnberg zu erhalten, das ift num 
erfüllt. Die Carthaufe ift nicht nur, foweit fie Staatseigenthbum war, durch 
alfergnäbigjte Bewilligung Sr. Maj. des Könige Marimilten II. von Bayern 
um einen billigen Kaufpreis von 15,000 Fl. und, foweit fie jtädtifches Eigenthum 
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war, durch Schenkung des Stabtmagiftrats zu Nitenberg erworben worben, fon: 
dern fie ift bereits, nach gründlicher Neftauration ber gegenwärtig für Unter: 
bringung des Mufeums nöthigiten Baulichkeiten, feit September 1857 als deſſen 
bleibender und eigenthümlicher Sit bezogen und feine Arbeits: und Sammlungs- 
ftätte geworben.“ Dies müjjen wir al® die Haupterrungenfchaft des Mufeums 
für das verflojfene Jahr mit befonderm Nachdruck hervorheben! Eigener Herb 
iit Goldes werth — organiſch kann nur das Nationalmufeum fich entfalten, das 
rege und jchaffende Leben in ben gewonnenen Räumen prägt auch ber Stätte 
feinen Geift auf, daß Inneres und Aeußeres harmonisch zufammenftimmt unb 
zufammen ven vollendeten Eindrud eines würbigen Ausflufjes des geſammtdeutſchen 
Vollsgeiſtes machen. 


Gegenwärtig find bereits 3 große Säle, 6 Heinere Säle und Hallen, 
23 Zimmer und etliche Kammern gewonnen, dazu fommen noch eine Kapelle und 
ein Theil des Kreuzganges — was alles zur Aufnahme ver verfchiedenen Samm- 
lungen und Repertorien, wie auch als Gefchäftslofalitäten für das Beamtenper- 
fonal und für wirthichaftliche Zwede und die Vornahme technifcher Arbeiten ein- 
gerichtet worden. Der dem Jahresberichte beigefügte Grundriß der Carthaufe 
giebt von der Vertheilung der Räumlichkeiten einen Begriff. Der darauf oft 
wiederholten Bemerkung: Es ift dringend zu wünjchen, daß auch die impofanten 
proben Kreuzgänge und alle übrigen zerfallenen Theile des weiten Gebäudes in 
brer urfprünglichen Art bald wieder bergeftellt werden mögen; bemerkt doch ber 
Jahresbericht, daß jett bereits die in Benugung genommenen Lofalitäten zum 
Unterbringen ver Sammlungen kaum hinreichen — ftimmen wir gern bei. Aber — bie 
Koften! Schon jett belaufen fich die Reftaurationskoften auf 17,000 FL, die bei der 
Königl. Baherſchen Bank aufgenommen find. Große Summen wird die fernere Wieber- 
berjtellung erfordern. Allein nur muthig vorwärts, das große Unternehmen, fo 
thatkfräftig unternommen und fo nachdrücklich weiter geführt, wird fich entwideln 
und bie Fheilnahme wird lawinengleih wachfen und zunehmen, fobald nur einmal 
die Hoffnung gewonnen ift, daß ein beutfches Nationalmufeum da ift und im fich 
eine fchöpferifche Lebensfähigteit hat. Im Vergleich zu den angeftrebten hoben 
Zielen find die nöthigen Summen unbedeutend und wir haben zu unfern Deutfchen 
ſchon fo viel Vertrauen, daß wir fie der Opferfreubigfeit für große Zwede, ber 
Begeiſterung für hohe Ziele unbedingt für fähig halten dürfen. Die Mittel zum 
vollen Ausbau des Nationalmufeums, damit e8 ſich würdig denen anderer Völker 
zur Seite ftellen fann, werden und müfjen kommen. 


Haben fich doch die baaren Zuſchüſſe und die Gefchenfe in die Sammlungen, 
darunter die Bibliothek des bekannten Dekans Wilhelmi zu Sinsheim und eine 
werthvolle Kupferftihjfammlung aus Wiesbaden, gegen früher ſchon bedeutend 
vermehrt. Während ver Rechnungsabſchluß vom 30. Juni 1856 die Summe von 
7412 Fl. 3 Kr. an jährlichen Beiträgen und von 1134 Fl. 27 Str. an Geld» 
aefchenten entziffert, haben fich diefe Summe fhon am Schluffe des Jahres 1857 
an jährlichen Beiträgen auf nahezu 11,000 FI. und an Gelpgefchenten infl. ver 
obigen auf 6468 Fl. erhoben. Das Altienfapital ift auf 5075 Fl. geftiegen. 
Der Stiftungsfond beträgt gegen 1500 Fl. und wird durch Aomafjirung ber 
Zinfen fortwährend vergrößert. Auf der andern Seite find auch die Sammlungen 
in erfreufichfter Zunahme begriffen. Seit dem letzten Jahresberichte erhielt durch 
Geichente das Archiv einen Zuwachs von 273 Nummern, die Bibliothef von 
2128 Bänden, die Kunſt- und Altertbumsjammlung von 2778 Stüd. Bejon- 
bered Verdienſt haben fich die deutſchen Buchhandlungen erworben, von denen 
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bereit8 290 Firmen dem Mufeum unentgeltlich ihre geeigneten Verlagswerke zu- 
fommen Tafjen. 

Gleichen Schritt mit dieſer Äußeren, materiellen Förberung hielt die innere 
Entwidelung. Das Repertorium, die Spite des wifjenfchaftlichen Strebens ber 
Anftalt, weitete fih zu bebeutendem Umfange, die Ateliers führten große Be— 
ftellungen aus, das Anfragebureau erledigte zahlreiche Anfragen und Aufträge. 
Das Archiv umfaßt gegenwärtig 12,000 Urkunden und Aftenftüce, die Bibliothek 
25,000 Bände und die Sammlungen nahınen einen Zuwachs von ungefähr 
8000 Nummern. „Alle Theile der neuen Lofalitäten find mit Schätzen ber 
Borzeit gefüllt und gewähren dem Befucher einen Anblid, der durch die einheit- 
liche, durch nichts Störendes unterbrochene Zufammenftimmung Zeugniß giebt, 
daß das germanifche Muſeum mit ernftem Sinne feine Aufgabe erfaßt habe und 
nur ber patriotifchen Mitwirkung derjenigen harre, denen bie Mittel verliehen 
find, e8 weiter und bis zu feinem fehönen Endziele zu fördern.” 


Erfegt nach den Vorfchriften ded Preuß. Allgemeinen Landrechts die Seitens 
eined Magiftrates, unter Zuziehung eines rechtserfahrenen Syndici, Juftitiarii 
oder fonftigen Nechtöconfulenten, erfolgte Errichtung eines Pachtvertrages 
über ein unter feiner Verwaltung ftehendes Landgut wirklich in aller Hinficht 
den gerichtlichen oder notariellen Abſchluß ded Vertrages? 
(Anhang 8. 57. zu $. 403. I. 21. A. L. R.) 
Bon 8. F. Zeigermann, Königl. Gerichts. Affeffor und Syndikus in Guben. 


Zwei der ausgezeichnetiten Mitarbeiter bei der Redaktion des Landrechtes, 
Suarez und Goßler, bemerken in ihrem Buche „Unterricht über die Geſetze für 
die Einwohner des Preußiſchen Staates. Berlin 1793.“ ©. 9.: 

„Damit bei Schließung der Verträge alle Uebereilungen und Miß— 
verftändniffe defto gewifjer verhütet und zu Zweifeln, Streitigfeiten und 
Prozefjen über die eigentliche Meinung und Verabredung der fontrahi« 
renden Theile defto weniger Anlaß gegeben werde, haben bie Gefege vie 
Gültigkeit der Kontrafte an gewiſſe äußere Formen gebunden." 


Demgemäß ift im $. 109. 1.5. A. L. R. beftimmt worden: daß zur Gültig— 
feit eines jeden Vertrages, außer der wechjelfeitigen Einwilligung, auch die Beobadh- 
tung ber in den Gefeten vorgejchriebenen Form erforderlich fein folle. 

Mit dem Uebergange des Nömifchen Rechtes nach Deutfchland war bie 
Nothwendigkeit der Beobachtung einer beftimmten Form, bis auf einige Rechts— 
verhältniffe nichtrömifchen Urfprungs — Wechfel und Aſſekuranz — gänzlich ver: 
ſchwunden, jo daß jedem formlos gefchlofjenen Vertrage ohne Weiteres Gültigkeit 
und Slagbarfeit zugeitanben wurde. 

Die hieraus fließenden Nachtheile machten fich bald fühlbar. 

Shen in ber f. g. Konftitution für das Fürftenthum gie vom 
4. März 1718 fehrte die Preuß. Gefetgebung zur Nothwendigteit ber Form bei 
einzelnen Verträgen zurüd, und ber $. 2. des Stempel-Eviftes vom 13. Mai 
1766 (Novae Const. Marchicae de 1766 No. 41. ©. 404.) fehrieb allgemein für 
* „Kauf- und Miethsverträge die ſchriftliche Form, bei Strafe der Nichtig— 

‚ vor. 


— 


— nn 
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Das Edilt vom 8. Februar 1770 (Novae Const. de 1770. No. 19. S. 670.) 
ging noch einen Schritt weiter und verordnete: daß alle Verträge, deren Gegen- 
ftand mehr als 50 Thlr. betrage, jchriftlich zu errichten feien, wibrigenfalls fie 
weder Klage noch Einrede begründen follten. 

Auf dem legtern Edifte beruhen im Wefentlichen die VBorfchriften des A. L. R. 
über die Form der Verträge, insbejondere aber die Beitimmung: 

daß alle Verträge, deren Gegenftand mehr als 50 Thlr. beträgt, fchrift- 
lich zu errichten find. 
Berg. die 88. 131. und 141. I. 5. a. a. O. 

Dei Mieths- und Pachtverträgen (locatio rei) giebt, auch wenn der Kontrakt 
auf länger als ein Jahr gefchloffen worden ift, doch nur ber Betrag eines ein- 
jährigen Zinfed den Maßſtab für die Werthbeftimmung des DVertragsobjeltes ab. 

Vergl. $. 268. I. 21. a. a. O. und das Erfenntnif des vormaligen Hofge- 
richte zu Arnsberg vom 19. März 1833 (Sommers, Neues Archiv 
Br. 3. ©. 134 ff.) 

Pachtverträge über Landgüter dagegen müffen ohne Rückſicht auf den Betrag 
des einjährigen RBachtzinfee immer jchriftlich, bei einem jährlichen Pachtgelde von 
200 Thlrn. oder mehr aber gerichtlich oder notariell gefchloffen werben. 

Vergl. die $$. 401. und 403, a. a. O. 

Dem gerichtlih oder nmotariell gefchloffenen Pachtvertrage fteht indeß ber 
außergerichtlich aufgeſetzte und biernächft, feinem Inhalte nach, vor Gericht oder 
Notar anerkannte Vertrag gleich ($. 125. I. 10. A. Ger.-Orbn.), fofern ihn nur 
das Gericht oder der Notar deutlich und dem Willen der Baciscenten entfprechenb 
gefaßt findet. 

Vergl. Bornemann, Syſtem des Preuß. Civil-Rechtes. Br. 3. ©. 341. 
Sieb) Obertrib. vom 5. April 1845 No. 1558 (Entſch. Bd. 11. 
©. 4 


Zur Rechtfertigung der für Pachtverträge über Landgüter vorgeſchriebenen 
Form bemerkt übrigens Suarez in feinen Vorträgen bei der Schluß-Reviſion des 
A. 2. R. (Befonderer Abdruck aus dem 81. Hefte ber Jahrbücher der Preuß. 
Geſetzgebung x. ©. 68.): 

„Da die tägliche Erfahrung lehrt, was für ſchädliche und unabfeh- 
liche Prozeſſe aus Pacht -Negotiis entftehen, wenn die Kontrakte von ben 
der Rechte felbft unerfahrenen Parteien allein oder mit Zuziehung eben 
fo unmiffender Rathgeber und Beiftände gefchloffen werden, indem es 
dabei oft in den wichtigften Bunkten an der nöthigen Deutlichkeit, Be— 
ftimmtheit und Vollſtändigkeit ermangelt: fo ift es gewiß Feine über- 
flüffige Formalität, wenn das Geſetzbuch verorbnet, daß alle Pacht: 
Kontrakte über Landgüter von einiger Erheblichfeit gerichtlich oder von 
einem Juſtiz-Kommiſſarius und Notarius gefchloffen werden follen.“ 


Der mittelft Patentes vom 1. April 1803 publizirte „Erſte Anhang zum 
A. L. R.“ modifizirte die vorerwähnten für Pachtverträge betehenden Vorfchriften 
rüdfichtlih der Kreditdireltionen und amberer dergleichen öffentlichen Anftalten, 
indem er im $. 57. feſtſetzte: 


„Sit jedoch der Pacht - Kontraft von einer Krebitdireftion ober von 
andern vergleichen öffentlichen Anjtalten mit Zuziehung eines rechts— 
erfahrenen Syndici, Juftitiarii oder fonftigen Konfulenten errichtet 
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worben, fo bebarf er der Verlautbarung vor Gerichten ober vor einem 
Notario, zur Vermeidung der $. 405. und 406. beftimmten Nachtheile, 
nicht.“ 

Diefe, im Wefentlichen aus dem Reffripte vom 13. Februar 1797 (v. Rabe, 
Sammlung Preuß. Gefege und Verordnungen u. ſ. w. Bd. 4. ©. 26.) entlehnte, 
Beitimmung hat zu verjchiedenen, unter fich abweichenden Auffaffungen Anlaß 

egeben. 

Es entjtand zunächſt darüber Meinungsverfchiedenheit: welche Anftalten dem 
gedachten Anhangs-Paragraph zu fubfummiren feten. 

Einige behaupteten, daß, außer den namentlich bezeichneten Kreditbireftionen, 
nur Univerfitäten, Schulen, Hofpitäler u. ſ. w. hierher gezählt werden bürften, 
feinesweges aber Magifträte, weil der Kontrakt nicht vor dem Magiftrate, jon- 
dern von dem Magijtrate als Verpächter gefchlojjen werde. 

Diefe Anficht hat das Kammergericht vertreten. 

Bergl. Erkenntniß des Königl. Kammergerichtd zu Berlin in Sachen bes 
Magiftrats zu Brandenburg wider L. (Jurift. Wochenfchr. 1840 ©. 504.) 
Man kann diefelbe jedoch gegenwärtig als befeitigt anfehen, nachdem einige 
der vorzüglichiten Nechtslehrer ihre Unhaltbarkeit unzweifelhaft bargethan haben. 
Bergl. Bornemann a. a. O. ©. 342, 
Koh, Recht der Forderungen. Bd. 3. ©. 771., fowie 
Defjen Comment z. A. L. R. Bd. 2. ©. 9%. Note 21. 
Koch fagt an legterem Orte wörtlich: 


„Die Magifträte ftehen, Hinfichtlich der Kämmereigüter, mit den Re- 
gierungs=- Abtheilungen für Domainen und Forften in gleichem Berhält- 
niffe. Der Zweifelsgrund, daß der Kontrakt nicht vor dem Magiftrate, 
fondern von dem Magiftrate als Verpächter gefchlofjen werde, ift gewicht- 
(08, weil er auch bei den Krebitanftalten zutrifft.” 


Dagegen bat die Vorfchrift des Anh. 8. 57. ein anderes, weit gewichtigeres 

Bedenken rege gemacht, auf welches zuerft von Siewert bingewiefen worden tft. 
Bergl. Deſſen Materialien zur wifjenfchaftlichen Erklärung ber neuften allge 
meinen Preuß. Yandesgejege. Heft 7. S. 87 ff. 

Er bemerkt: der Syndikus habe bei Abfaffung des Pachtvertrages offenbar 
nur ein Interefje, darauf zu ſehen, daß ber Vortheil der Korporation, welche bie 
Verpachtung vornehme, nicht gefährdet werde, während das Geſetz, welches bie 
gerichtliche Aufnahme verordne, offenbar den Vorteil beider fontrahirenden Theile, 
des BVerpächters wie des Päüchters, im Auge habe und fchügen wolle. 


Der Revifor des A. L. R. (Gejeß-Revifion Penſum XIV, Motive ©. 116.) 
erklärt das Siewertiche Bedenken für begründet und nimmt bemzufolge an: daß 
die Anfertigung des Vertrages von Seite der in Rebe ftehenden öffentlichen Ans 
ftalten, wie in anderen Ähnlichen Fällen (3. B. im Fall des Anh. $. 415. zu 
8.3. I. 1. A. Ger. Ordn.) nur die gerichtliche Aufnahme von ihrer Seite vertrete 
und daß aljo der Pächter den Bertrag, gleichiwie in jedem anderen Falle, gericht: 
lich oder notariell vollziehen, bezüglich feinem Inhalte nach anerkennen müſſe. 

Diefe Annahme erjcheint gerechtfertigt. *) 


*) Abweichender Meinung ſcheint Koch zu fein. Vergl. fein Prov.⸗Recht Bd. 2. ©. 518, 
(Zweite Auflage.) 
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Zweck der Beitimmung in 8. 403. J. 21. a. a. D. ift, wie aus ber von 
ung ſchon angeführten Bemerkung von Suarez hervorgeht: die Erzielung einer 
deutlichen und verftändigen Fafjung des Vertrages. 

Dies betätigt auch der $. 404. ibid., welcher der inftrumentirenden Ge 
richtsperjon die Pflicht auferlegt, darauf zu ſehen: daß der Vertrag deutliche und 
bejtimmte VBerabredungen der Parteien enthalte. 

Diefer Zwei wird, mach der Anficht des Geſetzgebers, bei Korporationen 
und andern Verwaltungen, fofern fie unter Zuziehung ihres rechtöfundigen Syn- 
ditus fontrahiren, ohne Weiteres erreicht; weshalb er diefelben von der erfchwe- 
renden Form des $. 403. ibid, durch den Anh. $. 57. befreit hat. 

Nicht fo verhält es fich mit dem andern Kontrahenten, deſſen Intereſſen 
von dem Syndilus, der Natur feiner Stellung nad, nicht gleichzeitig wahrzu- 
nehmen find. 

Auch nach dem Erfcheinen des Anh. 8. 57. findet daher ber 8. 403, ibid, 
auf den Pächter jeine volle Anwendung; er muß mithin den gefchloffenen Pacht- 
vertrag, ſoll er rechtliche Verbindlichkeit erlangen, feinem Inhalte nach mindeftens 
notariell anerkennen. 

Im Bezirte des Kammergerichts iſt e8 demzufolge längſt gebräuchlich, daß 
die verpachtenden öffentlichen Anftalten den von ihnen vollzogenen Kontrakt Seitens 
bes Pächters noch beſonders vor Gericht anerkennen und vollziehen laffen. 

Bergl. Bornemann a. a. D. ©. 341. Note 21. 

In anderen Provinzen fcheint diefe Praris noch nicht allgemeinen Eingang 
gefunden zu haben. 

Es find uns wenigftens von daher wiederholt Pachtverträge zu Geficht ge- 
fommen, welche Seitens des Pächter weder gerichtlich noch notartell vollzogen 
waren. . 

Hieraus lönnen fehr erhebliche Nachtheile erwachſen. 

Zur Gültigkeit_ eines jeden Vertrages gehört vor Allem die Beobachtung ber 
in den Geſetzen vorgefchriebenen Form; nur wenn bie Beobachtung einer Forma- 
lität im Gefege unter Androhung einer Strafe verorbnet ijt, bleibt der Vertrag 
gültig, wenn auch die Formalität verabjäumt worden. 


Bergl. die 88. 109. nd 110. J. 5. a. a. O. 

Es kann ſomit nicht zweifelhaft fein, daß überall, wo die Geſetze einem Ver⸗ 
trage eine befondere Form vorfchreiben, ohne auf die Verabſäumung berfelben 
blos eine Strafe zu jegen, angenommen werden muß: baß die Beobachtung eben 
diefer Form den Vertrag erft gültig, d. 5. erſt Hagbar mache. — Grundfäte, 
welche in Wiffenfchaft und Praris gleiche Anerkennung gefunden haben. 

Bergl. v. Kamptz, Yahr-B. Br. 30. ©. 113 ff. 
Siewert, a. a. O. Heft 2. ©. 110. 
Minift.-Reftr. vom 15. März 1839 (J.M.⸗Bl. ©. 123.). 
Entfch. des Dbertrib. vom 1. Oktober 1838 et Bd. 4. ©. 122.). 
Erf. des Königl. Appellationsgerichts zu Münfter (Jurift. Monatsfchr. 
1. Jahrg. ©. 378.), 

Die Beobahtung der für Pachtverträge über Landgüter vorgefchriebenen 
Form bedingt hiernah — da auf deren Verabfäumung im Geſetz eine Strafe 
nicht feitgefegt worden ift — die Gültigkeit des Vertrages bergejtalt, daß ein 
Bertrag, dem bie vorgefchriebene Form in irgend einer Beziehung mangelt, ohne 
alle rechtliche Wirkſamfeit bleibt. 
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Nur wenn die Uebergabe des verpachteten Landgutes, auf Grund des form: 
widrigen Vertrages, am ben Püchter bereits erfolgt ift, foll die Pacht auf Ein 
Jahr gelten; ohne diefe Uebergabe kann aber weder die Erfüllung auf Ein Jahr, 
noch Entſchädigung gefordert werben. 

Bergl. $. 406. I. 21. a. a. D. und die vorhin angezogene Entfch. des Obertr. 
vom 1. Oftober 1838. 

Ein nicht auf die $. 403. ibid. vorgefchriebene Art errichteter, durch bie 
Uebergabe des Gutes aber vollzogener Bachtvertrag führt für den Verpächter noch 
den beſondern Nachtheil herbei: daß dunfele und mangelhafte Beitimmungen des 
Vertrages allemal eher zu Ungunften des Verpächters ald des Pächters gedeutet 
werben follen. 

Vergl. $. 405. ibid.*) 

Ein in dritter Inftanz zur Entſcheidung des Königl. Obertribunals gelangter 
Nechtsfall, den wir bier einfchieben, wird unfere eben gemachten Ausführungen 
verdeutlichen und bejtätigen. 

Der Gutsbefiger v. W. errichtete mit dem Kaufmann B. einen fchriftlichen 
Vertrag, durch welchen er dem B. das ihm zugehörige Gut R. auf 12 Jahre 
für einen jährlichen Pachtzins von 6000 Thlr. verpachtete. 

In dem Vertrage war feitgefegt, daß berjelbe bis zur Errichtung des gericht- 
lihen Kontraftes volle Gültigkeit behalten follte. 

Es kam indeh ein gerichtlicher Vertrag nicht zu Stande, und ebenfowenig 
erfolgte die Uebergabe des verpachteten Gutes an den B.; der v. W. erflärte 
vielmehr, daß er das Gut nach Abfchluß des Vertrages verfauft habe und daffelbe 
zur Pacht zu übergeben weder Willens noch im Stande fei. 

In Folge deffen erhob der B. Klage und trug dahin an: 

den v. W. zu verurtheilen, ihm allen durch die Nichterfüllung des Pacht: 
vertrages erwachfenen Schaben und entgangenen Gewinn zu erfeßen. 

Der Berflagte feste den Mangel des gerichtlichen oder notariellen Abfchluffes 
des Pachtvertrages entgegen. 

Der erſte Richter verurtheilte den Verklagten: dem Kläger die eingeffagte 
Entfhädigung für die Dauer eines Pachtjahres zu leiften. 

Der zweite Richter wies den Kläger gänzlich zurück und das Königl. Ober- 
tribunal beftätigte dieſe letztere Entfcheibung. 

In den Gründen führte daſſelbe aus: wenn ber zweite Richter annehme, daß 
ein durch Uebergabe des verpachteten Landgutes nicht vollzogener, nur fchriftlich 
errichteter Pachtvertrag, in welchem ein jührliches Pachtgeld von 200 Thlrn. und 
mehr vorbedungen worden, ohne alle Wirkung fei, gleich dem blos mündlichen 
Bertrage in Fällen, wo das Geſetz bie fchriftliche Form erforbere, fo fei dem 
durchaus beizutreten. 

Zur Gültigkeit eines Vertrages gehöre vor Allem die Beobachtung der in den 
Gejegen vorgeſchriebenen Form; es wäre denn, daß die Beobachtung derfelben im 
Gefeg nur unter Androhung einer Strafe vorgefchrieben wäre. 

Diefer letztere Fall fei hier nicht vorhanden. 

Der in Rede ftehende Pachtvertrag fei daher, beim Mangel der gerichtlichen 
ober notariellen Form, zu feiner rechtlichen Wirkfamkeit gelangt, weshalb auch 
deſſen Erfüllung nicht gefordert werben fünne. 


*) Diefer $., wie ber $. 406. ſetzen voraus, daß die Uebergabe des Gutes auf Grund 
des formwibrigen Bertrages erfolgt if. — Bergl. die oben angezogene Trib.Entſch. vom 
1. Oltober 1838 und Heydemann, Syſtem bes Preuß. Civ.-Rehtes S. 144. 
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Die Vorſchrift ves$. 406. J. 21. A. L. R., wonach, beim Mangel ber 
gerichtlichen oder notariellen Form, der Pachtvertrag dennoch auf Ein Jahr Gel: 
tung haben fölle, finde nur unter der Vorausfegung Anwendung: daß die Ueber- 
gabe bereits erfolgt fei. 

Ohne bie legtere bleibe der Vertrag ein unvolltommenes Gejchäft, das in 
keiner Beziehung eine vechtliche Wirkſamkeit äußern könne; e8 möge die Erfüllung 
felbft, fei e8 auch nur auf Ein Jahr, oder ftatt deren eine Entjchäbigung ver- 
langt werben. 

Vergl. die Entfch. des Königl. Obertr. Bd. 4. ©. 117 ff. 

Es könnte ſchließlich die Frage aufgeworfen werben: ob fich ein blos jchrift- 
lich abgefaßter Pachtvertrag, worin ein Jährlicher Zins von 200 Thlr. oder mehr 
verfprochen wird, nicht wenigftens mit Rückſicht auf 8. 120. J. 5. A. L. R. als 
eine gültige Punktation anfehen laſſe. 

Diefe Frage ift entjchieden zu verneinen. Es bejtimmt zwar ber cit. $. 120, 
daß eine von beiden Theilen unterfchriebene Punktation, aus welcher die gegen- 
feitige Einwilligung berjelben im alle wefentlihe Bedingungen des Gefchäftes 
erhellet, mit einem förmlich gejchlofjenen Vertrage gleiche Gültigkeit haben folle. 

Sierbei ift jedoch nicht zu überfehen, daß diefe Beſtimmung nur für ben 
Fall gegeben ift, in welchem zur Rechtsbeſtändigleit des Vertrages die fchriftliche 
Form allein genügt; wo gerichtliche oder notarielle Abfafjung des Vertrages vor- 
geſchrieben ift, kann fie feine Anwendung finden. 

Wollte man das Gegentheil hiervon annehmen, jo würben alle gefetlichen 
Vorſchriften über die Nothwendigkeit der gerichtlichen und notariellen Aufnahme 
beftimmter Verträge überflüffig fein, indem dann aus ber einfach fchriftlichen 
hei ars jedesmal die Klage auf gerichtliche oder notartelle Vollziehung zuläffig 
ein würbe. 

So lange das Gefchäft nicht perfelt ift, weil eine weſentliche Form fehlt, 
befteht es rechtlich nicht — kann daher auch feine Klage auf Herbeiführung der 
fehlenden Form geben; es entbehrt vielmehr aller und jeder rechtlichen Bedeutung. 


Bergl. Eichhorn, deutſch. Priv. Recht 8. 95. 
Thöl, Hanvdels-Recht 8. 62. 
reg Pandecten 8. 251. 
och, Preuß. Priv. Recht Bd. 2. ©. 518. 
Die vorhin angezogene Entfch. des Königl. Obertrib. in Bd. 4. S. 117 ff. 
Die — für Landes ⸗ Cultur⸗Geſetzgeb. Bd. 6. Heft 3. ©. 467. 
Die Entfch. des Königl. Appellations-Gerichtes zu Münfter in der Juriſt. 
Monatsichr. 1. Jahrg. S. 383. und 384. und 
Gruchot, Beiträge zur Erläuter. des Preuß. Rechtes 1. Jahrg. ©. 360. 


Die don uns zur Erörterung gezogene Frage ift felbftrevenb von fo ent- 
ſchiedener Bedeutſamleit für das ftäbtifche Berwaltungsweien, daß diefer Beitrag 
zur Beantwortung berfelben vielleicht nicht unwilllommen fein dürfte, wenn er 
auch für fich Fein anderes Verdienſt in Anfpruch nimmt, als das Intereſſe für 
einen Gegenftand angeregt zu haben, ber eine feiner tiefeingreifenden Wichtigkeit 
entfprechende Behandlung, unferes Wiſſens, noch nicht Mn bat. 
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Gefeßgebung der Königl. Preußischen Städte 
in Sinficht der Rommunalfteuer:Aingelegenbeiten bis auf die 
s neuefte Zeit und Handhabung derfelben. 


($. 4. 8. 52, ff. ver Stäbte-Orbn. v. 30. Mai 1858.) 


Das urfprüngliche unbefchränfte Selbftverwaltungs- und Befteuerungs-Recht 
der Stäbte hat bereits im 17ten und 18ten Jahrhundert durch mancherlei poli- 
tifche Einwirkungen, insbefondere durch die Steigerung bes Wirkungskreiſes der 
Landeshoheit, verfchiedenen Befchräntungen und Veränderungen unterlegen, bie 
namentlich in Preußen um bie legte Hälfte des 18ten Jahrhunderts dahin führten, 
daß den Bürgern faft jeve Gelegenheit entzogen wurde, ihre Kräfte, Fähigkeiten, 
ihre Gefinnungen und eine Opferwilfizfeit für das Gemeindewefen und für eine 
gründliche und geſchickte Verwaltung auszubilden. 

Frhr. v. Raumer fagt hierüber in feiner Schrift über die Preuß. Städte 
Ordnung Leipzig 1828 ©. 16. Folgendes: 

„Die Magifträte ergänzten fich in einigen Orten durch eigne Wahl, meift 
wurben fie höheren Orts ernannt und die Bürgerjchaft hatte, beſonders 
feit der zweiten Hälfte des 18ten Jahrhunderts, weder hierbei, noch 
binfichtfih der Steuern, Rechnungen u. f. w. irgend einen erheblichen 
Einfluß. So zerfiel die Stadt in zwei ganz unverbundene Theile: Die 
ganz Zurückgeſetzten gehorchten ungern und fahen (nicht felten mit Recht) 
in den Magiftraten nur einfeitige, eigennügige Gegner; und biefe fehein- 

bar Unbeſchränkten wurden doch ihrer Allmacht feinesweges froh. Denn 
erftens galten die Stellen der Bürgermeifter, Kämmerer, Rathsherrn 
u. f. w. oft für eine bequeme Verforgung invalider Feldwebel, Unter: 
offiziere, welche, ohne Rückſicht auf Fähigkeit oder Unfähigkeit, in bie 
Magiſtrate hinein gefchoben wurben; zweitens ftanden dieſe unter ftrenger 
Vormundſchaft der Regierungen, ohne deren Zuftimmung faum das 
Unbebeutendfte befchlojfen und vollzogen werden durfte. Außerdem waren 
faft alle Städte der näheren Aufficht eines Steuer-⸗Raths untergeorbnet, 
d. 5. eines Mannes, der laut feines Zeugniffes oft nicht Regierungs- 
Rath werben follte, aber doch für tauglich galt, 10 bis 12 Bürger- 
fchaften zu regieren." 

Unter folhen Berhältniffen zogen die Bürger von allen öffentlichen Gefchäften 
bes Gemeindewefens fich zurüd, es erfaltete bei ihnen hierdurch auch das allge 
meine politifche Intereffe. 

Diefen Mängeln der ftäbtifchen VBerfaffung wurde auch durch die Vorfchriften 
des Allgemeinen Land-Rechts im Theil II. Titel 6. und 8. nicht abgeholfen. 

ALS das Unglüdsjahr von 1806 hereinbrach, überzeugte man fich endlich, daß 
Kriegsheere zerjtreut, die Beamtenfchaft gelähmt oder dem Sieger verpflichtet 
werben kann, das Voll aber als der wichtigfte Beſtandtheil des Staats noch übrig 
war; — da war e8 empfindlich zu bemerken, daß der Gemeinfinn in den Stäbten 
und auf bem Lande, baß jedes Gefühl, vem Ganzen ein Opfer zu bringen, 
und die Liebe für öffentlihe Angelegenheiten entſchwunden war, 
mithin die Triebfedern für wahre Vaterlandsliebe fehlten. 

Da kam man zu ber Ueberzeugung, daß biefe unabweislichen Fähigkeiten und 
Tugenden für die Wohlfahrt des Staats und für bie höhere Opferwilligteit zur 
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Vertheibigung bed VBaterlandes nur erwedt werben fann, wenn der Zuftand der 
Berfaffung der Städte und des platten Landes dergeftalt verbefiert wird, daß ber 
Gemeinfinn für öffentliche Angelegenheiten neues Leben erhalte. 

Diefe Ueberzeugung führte zu der Emanation des Edikts vom 9, Oft. 1807, 
durch welches bie Unterthänigkeitöverhältniffe aufgehoben wurden, fowie der Städte: 
Ordnung vom 19. November 1808, welche den Städten das Necht zur möglichft 
freien Selbftverwaltung und Beſteuerung wiedergab. 

Die nachfolgenden Gefege über Aufhebung und Ablöfung aller Bann- und 
Zwangs⸗Rechte, Über Einführung einer allgemeinen Gewerbefreiheit 2c., vervolf- 
ſtändigten bie ———— und gewerblichen Verhältniſſe, weckten insbeſondere den 
Gemeinſinn und die Vaterlandsliebe zur größten Opferwilligkeit, wie dies die Er— 
folge der Kämpfe von 1813—15 glänzend beſtätigen. 

Die Städte-Ordnung von 1808 beſchränkt das Recht ber höchften Aufficht 
und die Einwirkung des Staats im Wefentlichen darauf: 

baß bei ber wieberhergeftellten Selbjtverwaltung der Städte nichts gegen 
ben Zwed des Staats vorgenommen und bie beftehenden Gefege befolgt 
werben. 

Die ſtädtiſche Verwaltung führte ſeitdem der von der Bürgerfchaft, bie 
von ter Stabtverorbneten » Berfammlung vertreten wird, ſelbſtgewählte Ma- 
giftrat. Die Kontrolle über die gefammte Verwaltung, fowie einen wefentlichen 
Antheil an allen allgemeinen Bejchlüffen, am der gefeßgebenden Gewalt, die Be- 
willigung von Steuern, — war den Stabtverordneten überwiefen. 

Die Erfahrung zeigte indeß, daß die Vorfchriften der Städte - Ordnung von 
1808 in vielen Punkten unvollftändig und allen Einwohnern bes Gemeinde 
Verbandes nicht gleihmäßig zufagend waren. 

Auch das Oberauffichtsrecht des Staats wurde für zu fehr befchränft erachtet. 
Mancherlei Verordnungen follten den wahrgenommenen Mängeln abhelfen, wodurch 
indeß die Kenntniß der ftäbtifchen Gefetgebung erfchwert wurde. 

Die revidirte Städte-Ordnung vom 17. März 1831 befeitigte einigermaßen 
biefe Mängel; viefelbe erhielt indeß feine allgemeine Geſetzeskraft, e8 wurde viel 
mehr den PBrovinzial-Ständen und Städten, wo die Städte- Ordnung von 1808 
nicht eingeführt war, oder wenn fie die revidirte Stäbte-Drbnung ihren Intereffen 
jufagender fanden, überlajfen, deren fpezielle Verleihung nachzufuchen. 

Beide Stäbte-Drbnungen erfuhren durch neuere Gefege und Dellarationen 
fernerweit fo vielerlei Veränderungen, daß das allgemein gefühlte Bedürfniß nach 
einer einheitlichen und überfichtlichen ſtädtiſchen Gefeßgebung, die zugleich mit ber 
fih neu geftaltenden Staatsverfaffung im Einklange ftehen ‚konnte, zunächft in ber 
Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850, endlich aber in der Stäbte - Ordnung 
vom 30. Mai 1853 als allgemeines Gejet für die Städte ber ſechs öftlichen 
Provinzen des Preußijchen Staats, — feinen Ausprud fand, 

Aber auch dieſes Gefeg hat während der kurzen fünfjährigen Friſt feines 
Beftehens namentlih in Hinficht der Kommunal - Abgaben « Verhältniffe fo viel- 
feitigen Deflarationen unterlegen, daß eine Zufammenftellung der vorhandenen 
gefetlichen Vorſchriften und deren Ergänzungen nicht unwillkommen erfcheinen 
bürfte. 


In Hinfiht des Beſteuerungsrechts der Stabtgemeinden und ber Kommunal: 
Steuerpflicht deren Einwohner, was nur Gegenstand diefer Abhandlung fein foll, 
enthält die Stäbte-Orbnung vom 30. Mai 1853 die nachfolgenden weſentlichen 


Beitimmungen: 
39* 
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A. Allgemeine Vorſchriften 


für das Beſteuerungsrecht und für die Pflicht, zu den Kommunales 
Dedürfniffen und Laften beizutragen. 


1. Die bisherige Eintheilung der Einwohner in zwei Klaffen, — Bürger 
und Schugverwandte, — und die Hiervon abhängig gewefene Ungleichheit 
bei Vertheilung der Abgaben und Laften, fowie Bevorzugung in gewiſſen Rechten 
und Pflichten, ift weggefallen. 

2. Alle Einwohner des Stadtbezirke, mit Ausnahme ber fervis- 
berechtigten Militairperfonen, gehören zur Stabtgemeinde ($. 3. ber St. O. 
v. 30. Mat 1853). 

3. Alle Einwohner des Stadtbezirke find zur Mitbenugung ber öffentlichen 
Gemeinde-Anftalten der Stadt berechtigt und zur Theilnahme an ben Gemeinbe- 
5* * den Vorſchriften der Staͤdte-Ordnung verpflichtet. (8. 4. ebend. 

ag 1. 

4. Das Bürgerrecht befteht nım in dem Nechte zur Theilnahme an ben 
Wahlen, fowie in der Befähigung zur Uebernahme unbefolveter Aemter 
in der Gemeinde Verwaltung und zur Gemeinde - Vertretung. Daſſelbe hat 
feinen Einfluß auf eine bevorzugte Behandlung bei der Vertheilung ber Kom- 
munal-Paften. Daffelbe kann jeder Einwohner ausüben, fobald feine Vermögens- 
oder Eintommensverhältniffe, fowie die anderweiten Bedingungen dem gefetzlichen 
Vorſchriften des $. 5. ebend. entiprechen. 

5 Wer, ohne in dem Stabtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbefig Hat 
ober ein ſtehendes Gewerbe betreibt, ift dennoch verpflichtet, an benjenigen 
Laften Theil zu nehmen, welche auf den Grundbefig, oder bas Gewerbe, 
oder auf das aus jenen Quellen fließende Einfommen gelegt find. 
(ebend. Abfag 3.) 

6. Diefelbe Verpflichtung Haben juriftifche Perfonen, welche in dem 
Stabtbezirte Grundeigenthum befigen, oder ein ftehendes Gewerbe betreiben. (ebd.) 

7. Wo ftäntifche Abgaben durch Zufchläge zur Klaſſen- ober Haffifizirten 
Einkommenſteuer erhoben werden, müffen alle diejenigen, welche im Stabtbezirf 
fih aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu erwerben, —* fie daſelbſt eine dieſer 
Steuern zu entrichten haben, auch die gedachten Zuſchläge zahlen. Wo eine Kom⸗ 
munalfteuer andrer Art eingeführt ift, find dergleichen Berfonen bei einem Aufent- 
halte von mehr als drei Monaten im Stadtbezirke, vom Ablauf des britten Mo— 
nats am zu jenen Steuern beizutragen verpflichtet (ebenb. Abſatz 4.). 

. Zu ben auf ven Grumdbefig, ober auf das ftehende Gewerbe 
gelegten Laften find auch die in $. 3. erwähnten Militairperfonen verpflichtet, 
wenn fie im Stabtbezirt mit Grundeigenthum angeſeſſen find, ober ein ſtehendes 
Gewerbe treiben. Bon andern direkten Gemeinde - Abgaben und Laften find 
diefelben, mit Ausnahme der Militairärzte rückfichtlich ihres Einkommens aus einer 
Givilpraris, frei; von Verbrauchsftenern bleiben nur die Militatr-Speife-Einrich- 
tungen und Ähnliche Anftalten in dem bisherigen Umfange befreit (ebenb.). 

9. In wie weit zu bem gg er und Laften auh Walbungen 
heran gezogen werben können, ift nach den befondern Verhältniſſen berfelben zu 
den Gemeinden zu bemefjen. Der Provinzial-Landtag bat darüber nähere Beſtim⸗ 
mungen zu treffen, welche ver Genehmigung des Königs bebürfen. 

Dis zum Erlaß folher Beftimmungen können Walpbefiger zu den Gemeinbe- 
Abgaben und Laften in höherem Maße als fetther nicht herangezogen werben 
(ebend. Abſatz 5. und 6, und $. 66.). 
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10. en Befteuerung des Dienfteinfommens ber Beamten find bie Vor: 
fhriften des Gefeges vom 11. Juli 1822 (Geſ.Samml. S. 184) und ber Rab. 
Ordre v. 14. Mai 1832 (Gef. -Samml. ©. 145) anzumenden. 

Dur bie in diefen Gefeten bejtimmten Gelpbeiträge find die Beamten 
zugleich von perfönlichen Dienften frei. Sind fie jedoch Beſitzer von Grundſtücken, 
ober betreiben fie ein ftehenbes Gewerbe, fo müſſen fie die mit dieſem Grumbbefit 
vefp. Gewerbe verbundenen perfönlichen Dienfte entweder felbit, oder für den Fall 
ber Verhinderung burch Stellvertreter leiften (ebend. Abfag 14. 15.) 


B. Befreiungen von Gemeinde-Auflagen. * 
Il. Den Grundbefig betreffend. 


1. Wie von Königlichen, fo find auch von Kommunal-Grundſteuern bie in 
$. 2. des Geſetzes vom 24. Februar 1850 (Gef.-Samml. S. 6.) bezeichneten 
— Grundſtücke nach Maßgabe der Kabinets-Ordre vom 8. Juni 
1834 (Geſ.Samml. ©. 87.) befreit, als z. B. alle dem Staate, den Provinzen, 
ben Kreifen ober ven Gemeinden gehörigen Realitäten, infofern fie zu einem 
öffentlihen Dienfte oder Gebraude beftimmt find (ebend. Abfag 7.). 

Es foll nach der Kab.-Ordre vom 8. Juni 1834 in den Provinzen und 
Orten, in welchen die VBorfchriften des Allg. Land-Rechts Geltung haben, ver bei 
der Bublifation jener Kab.Ordre vorgefundene Zuftand beibehalten werben, der— 
geftalt, daß, wenn bergleichen Grundftüde von Kommumalftenern und Laſten befreit 
waren, e8 hierbei fein Bewenden hat; mofelbft fie hierzu beitragen, verbleibt es 
bei vem Antheil, ber bisher ftattgefunden hat. 

Für die Zukunft follen bei neuen Erwerbungen zu öffentlichen oder gemein- 
nügigen Zwecken die Realverpflichtungen, die vermöge des Kommunal» Verbandes 
vor der Erwerbung geleiftet worden find, fernerhin davon geleiftet werben. 

Zu dergleichen fteuerfreien, zu einem öffentlichen Gebrauche beftimmten Grund» 
ftüden gehören insbeſondere: 

a) Gaſſen, Pläge, Brüden, Land» und Heerftraßen, die Schienenwege ber 
Eifenbahnen, Fahr: und Fußwege, Leinpfade, Ströme, Flüffe, Bäche, 
Brunnen, ſchiffbare Kanäle, Häfen, Werften, Ablagen, Feftungswerfe, Exer- 
ierplätze, Kirchhöfe, Begräbnißpläge, Spaziergänge, Luſt- und botanijche 


arten; 

b) Lediglich zur Bepflanzung öffentlicher Plätze, Strafen und Anlagen be- 
fimmte Baumfchulen und die zur Uferbefeftigung des Moores, öffentlicher 
Ströme ober Flüffe dienenden Anpflanzungen; 

c) Königliche Schlöffer und zum Gebrauch öffentlicher Behörden ober zu 
Dienftwohnungen für Beamte beftimmte Gebäube, als Militair-, Regie— 
rungs-, Juftiz,, Polizei, Steuer: und Poftverwaltungs-Gebäude, Kreis: 
und Gemeinbe-Häufer; 

d) —— Kapellen und andere dem öffentlichen Gottesdienſte gewibmete 

| be; 

e) die Dienfthäufer ver Erzbifchöfe, ver Biſchöfe, ver Dom- und Kurat- ober 
Pfarrgeiſtlichen und fonftiger mit geiftlichen Funktionen beffeideter Perſonen 
der verfchiedenen Neligionsgefellfchaften; ferner der Gymmafial-, Seminar: 
Schullehrer, der Küfter und andre Diener des öffentlichen Kultus; 

f) Bibliotheken, Mufeen, Univerfttäts- und alle anderen zum Unterricht be: 
ftimmten Gebäube; 

g) Armen- und Kranfenhäufer, Beſſerungs und Aufbewahrungs⸗ und Ge- 
füngniß-Anftalten. 
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Die Grundftenerfreiheit der unter e. bis g. aufgeführten Gebäude erjtredt 
fih auch auf die dazu gehörigen, mit ihnen in derfelben Befriedigung bele— 
genen Hofräume und Gärten. Eben fo bleiben alle Brüden, Kunſtſtraßen, 
Schienenwege der Eifenbahnen und ſchiffbare Kanäle, welche mit Genehmigung 
des Staates von Privatperfonen oder Aftiengefellichaften zum öffentlichen 
Gebrauche angelegt find, von der Grundſteuer befreit. 

2. Zeitweilige Befreiungen von Gemeinde-Abgaben und Leiftungen für neu- 
erbaute Grundſtücke find zuläffig (ebend. Abfag 8). Für die Negel wird eine 
halbjährige Befreiung feit der Vollentung und Bewohnung bewilligt. 

3. Alle fonftige nicht perjönliche Befreiungen können von ber GStabt- 
gemeinde abgelöfet werben und hören auf, wenn die Entſchädigung feftgeftellt und 
gezahlt ift; bis dahin beftehen biefelben in ihrem bisherigen Umfange fort, erftreden 
ſich jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuftand, nicht auf außerordentliche Leiftungen. 

Gegenwärtig kann ein folder Neal - Entfhädigungsanfpruh nur ba noch 
vorkommen, wo bie Städte: Ordnung erft neu eingeführt wird, weil bie 
Anmeldung folder Anfprüche nur binnen Jahresfrift nah Einführung 
ber Gemeinde » Ordnung vom 11. März 1850 und der Städte - Orbruung vom 
30. Mai 1853, zuläffig war. 

Die Entfchäbigung wird zum 2Ofachen Betrage bed Jahreswerthes der Be— 
freiung nah dem Durchfchnitt der Testen zehn Jahre vor der Verkündung 
der Stäbte-Orbnung geleitet. Steht ein andrer Entſchädigungs-Maßſtab 
durch fpeciellen Nechtstitel-feit, jo hat e& hierbei fein Bewenden. Der Entjchä- 
dDigumgsbetrag wird durch Schiedsrichter, mit Ausfchluß der ordentlichen Rechts: 
mittel, feftgefett; von biefen wird der eine von dem Beſitzer des bisher befreiten 
Grunpfticd, der andere von der Gemeinde » Vertretung ernannt. Der Obmann 
ift, wenn ſich die Schiedsrichter über deſſen Ernennung nicht verftändigen können, 
von ber Auffichtsbehörbe zu ernennen (ebend. Abſatz 9. 10, 11.). 


I. Berfönlihe Befreiungen. 


Die Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarfchulfehrer bleiben von ben di— 
reften perfönlichen Gemeinde-Abgaben hinfichtlich ihres Dienfteintommens 
in fo weit befreit, als ihnen diefe Befreiung zur Zeit ber Verkündigung 
der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 zuftand. 

Geiftlihe und Schulfehrer bleiben von allen perfünlichen Gemeinbebienften, 
joweit biefelben nicht auf ihnen gehörigen Grundſtücken laften, befreit; 
Kirchendiener in fo weit, als ihnen dieſe Deren zur Zeit der Verkündigung 
der Gemeinde-Drdnung vom 11. März 1850 zuftand (ebend. Abſatz 12.). 

Den vorftehenden durch das Geſetz bezeichneten perfönlichen Befreiungen 
ift Folgendes nachzutragen: 

a) Die Domgeiftlichkeit ift von obiger Vergünftigung nicht ausgefchloffen. 

(Bei. des Min. der Geiftl., Unterr.- und Medizinal-Angelegenheiten und 
des Inn. v. 6. Dez. 1826. v. Kamptz Ann. Bd. 10. ©. 1078.) 

b) Die Kommunalabgaben-Bergünftigung erftredt ſich auf alle bei öffent: 
lihen Lehranftalten (auch Muſiklehrer) angefteliten, nicht aber auf Pri— 
vatlehrer (Beich. des Min. des Inn. vom 6. April 1828. v. Kamptz 
Ann. Bd. 12. ©. 433,, v. 15. Januar 1830 ebend. Bp. 14. ©. 106.). 

ce) Auch erftredt fich dieſe Befreiung nicht auf Religions- und Schullehrer 
jüdischer Konfeffion (Beich. des Min. des Inn. vom 12, Januar 1825. 
v. Kampk Ann. Bd. 9. ©. 145., vom 10. Novbr. 1834, ebend. Bd. 18. 
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&. 1058, v. 8. Oft. 1835, ebend. Bb. 19. ©. 1036, v. 12. Juni 1840, 
Berw.:Min.-Bl. S. 121.) 

d) Zolfvereinsbevollmächtigte und Stations-Kontrolleure der Zollvereing-Staaten 
find von ben bireften Staats- und Kommunal-Abgaben ihres Aufenthalts- 
ortes befreit, weil biefelben ihren Aufenthalt nicht wilffürlich wählen, fon- 
dern lediglich auf Grund eines jederzeit widerruflichen Auftrages denſeiben 
vorübergehend zu nehmen genötbigt find. (Eirk.:Berf. der Min. des Inn. 
unb ber Finanzen v. 9. Auguft 1854. Verw.Min.Bl. S. 186.) 

e) Es ift mehrfeitig die Anficht geltend gemacht worden, daß die Vorfchriften 
des $. 1. Abfag 1. der Stübte-Drbnung vom 30. Mai 1853 lediglich auf 
bie fervisberechtigten Militairperfonen des aktiven Dienftftandes und 
die Vorfchriften des $. 4. Abjag 14. nur auf das Dienfteinfommen ver 
altiven Beamten fich beziehen, mithin, da an biefen Geſetzſtellen in 
$. 10. des Gefetes vom 11. Juli 1822 (Gef.-Samml. S. 184.) bezeich- 
neten zu begünftigenden Perfonen eine Erwähnung ausdrücklich nicht ge- 
heben, anzunehmen fei, daß die Vorfchriften des $. 10. 1. c. ihre Gel- 
tung verloren haben. 

Diefe Anficht ift durch die Neffripte des Herrn Minifters des Innern 
vom 25. Juli 1854 (Berw.-Min.-Bl. ©. 133.) und vom 30. Nov. 1855 
(ebend. für 1856 ©. 3.) dahin berichtigt: daß nach $. 4. Abfat 14. ver 
Städte » Orbnung die Gefege vom 11. Juli 1822 und 14. Mat 1832 
überhaupt ihre Anwendbarkeit behalten haben, mithin auch der 8. 10. des 
erfteren Geſetzes in Geltung geblieben ift. 

Hiernach und mit Rüdficht auf die Deklaration vom 21. Yan. 1829 
(Sef.-Samml. ©. 9.) find von allen direkten Beiträgen zu den Gemeinde 
laften — (auch von Klaſſenſteuer-Zuſchlägen, Beſch. des Minifters des 
Innern v. 23. Nov. 1846, Verw.Min.Bl. S. 240.) — befreit: 

aa) die aus Staatskaſſen, aus der allgemeinen Wittwen = Verpflegungs: 
Anftalt und Militair-Wittwen-Rafje zahlbaren Penfionen ver Wittwen 
und die Erziehungsgelver für Waifen unmittelbarer und mittelbarer 
Staatsdiener, wozu auch ſämmtliche Anftalten gehören, welche zum 
Zwede ver Wittwen- und Waifen » Verforgung für einzelne Klaſſen 
ber öffentlichen Beamten und Diener, beifpielsweife für die Profefforen 
an ben Univerfitäten, für fommunalslandfchaftliche Beamte, für Geift- 
liche und Schulichrer gebildet find; 

bb) eben vergleichen Penfionen und Wartegelder ber unmittelbaren und 
mittelbaren Staatsdiener, fowie der emeritirten Geiftlichen und Schul- 
lehrer, (Beſch. der Minifterien der geiftlichen zc., des Innern und 
der Finanzen v. 22. Juni 1854, Verw.Min.Bl. ©. 133.), mit 
Einfluß des Mitlitairs, fofern deren jährlicher Betrag bie 
Summe von 250 Thlr. nicht überfteigt; 

cc) die Sterbe- und Gnaben- Monate; 

dd) alfe diejenigen Dienftemolumente, welche blos als Erſatz baarer Aus- 
lagen zu betrachten find, 3. B. Tafelgelver; 

ee) alle Befoldungen und Emolumente der beim ftehenden Heere und 
bei den Landwehrftämmen in Reihe und Glied ftehenden Militair— 
perfonen, ingleichen ver auf Jnaktivitäts-Gehalt und zur Die- 
pofition geftellten Offiziereund Milttatr-Beamten (Kab.- 
Ordre vom 29. Mai 1834 Geſ.Samml. ©. 74. und bad oBen 
erwähnte Reſkript vom 30. November 1855). 
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C. Praktiſche Anwendung ber unter A. bezeichneten allgemeinen 
Borjhriften auf die Beftimmung und Erhebung von 
Kommunal-Abgaben in den Stäbten. 

Während bei Staatsabgaben, felbit wenn deren Erhebung von Seiten ber 
Gemeinde erfolgt, es nicht darauf anfommt: 

ob Jemand Einwohner eines beftimmten Ortes ift, — 
fondern nur darauf: 

ob er Staatsbürger ift oder ob er ald Ausländer Grundbeſitz oder 

gewerbliche Anlagen im Preußiſchen Staate hat, —— on Then 

ift, oder länger als ein Jahr im Preußifhen Staate ſich aufgehalten hat 

S a f. $. 18. des Gefeges vom 1. Mai 1851 Geſetz⸗Sammlung 
erſtreckt fich das Kommunal-Befteuerungs-Recht der Städte lediglich auf diejenigen 
Perſonen (phyſiſche und juriftifche), welche im gefeglihen Sinne Einwohner bes 
Stadtbezirkes find, oder innerhalb deſſelben Grunbftüde befigen, oder bes Erwerbes 
halber daſelbſt fich aufhalten, oder ohne perfönlichen Aufenthalt ein Gewerbe be- 
treiben oder an einem folchen fich betheiligen. 

Der KRommunalabgaben-Berpflichtung müffen daher ftets ſpezielle Beziehungen 
zum Gemeinde-Berbande innerhalb der Grenzen deſſen Weichbildes zum 
Grunde liegen. 

Die nach Inhalt des Gefeßes vom 31. Dezember 1842 (Gef.-Sammtl. für 
1843 ©. 5.) im allgemeinen geſtattete Freizügigkeit iſt durch die Städte-Ordnung 
vom 30. Mai 1853 in fo weit befchränft, als die Niederlafjung in einer Stabt- 
gemeinde von der Entrichtung eines Einzugsgeldes, und die Theilnahme an bem 
Bürgerrecht (8. 5. der Städte-Ordnung dv. 30. Mai 1853) von ber Entrichtung 
eines Eintritt3- oder Hausſtandsgeldes abhängig gemacht werben kann. 

Unter welchen Umftänden biefe Abgaben eingeführt und erhoben werben 
fönnen, welche Ausnahmen von der allgemeinen Kegel ftattfinden, ift in einer 
Abhandlung diefer Monatsfchrift, Jahrg. 1858 Heft 2. ©. 105. ff. ſpeziell erör- 
tert, worauf ber Kürze halber Bezug genommen wird, 

Auh Ausländer können unter Umftänden in Städten einen Wohnfig er- 
werben und zu Kommunal-Abgaben herangezogen werben (Beſch. des Min. des 
Innern vom 5. Mat 1857, Verw.Min.Bl. S. 104. und bie Abhandl. hierüber 
in dieſer Monatsfchrift für 1857 ©. 789. ff.). Das Bürgerrecht können Aus- 
länder indeß erft nach erfolgter Naturalifation ausüben, da hierzu bie Qualität 
als Preuße erforderlich ift. 

Soweit die Einnahmen aus dem ftädtifchen Vermögen, aus den Einkünften 
für Niederlaffungen ꝛc. zur Dedung der Ausgaben des Stabthaushaltes und 
fonftiger außerorbentliher Verpflichtungen nicht reichen, können auf die Anträge 
des Magiftrats die Stabtverorbneten die Aufbringung von Gemeinbefteuern be- 
ichließen ($. 53. der Städte-Ordnung). 

Diefe können beftehen: 

w In Zuſchlägen zu den Staatsfteuern, wobei folgende Beſtimmun⸗ 
gen gelten: 

1) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht belaftet 

werben; 

2) bei den Zufchlägen zur Haffifizirten Einfommenfteuer muß jedenfalls das 
— der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer Berechnung 
bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
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a) für alfe Zufchläge zur Einfommenfteuer; 

b) für Zufchläge zu ten übrigen direlten Steuern, wenn ber Zufchlag 
entweder ſurtzig Prozent der Staatsſteuern überſteigen oder nicht 
nach gleichen Sätzen auf dieſe Steuern vertheilt werden ſoll. Zur 
Freilaſſung oder geringeren Belaſtung der letzten Klaſſenſteuerſtufe bedarf 
es dieſer Genehmigung nicht; 

c) für Zufchläge zu den indirekten Steuern. 

U. In befondern direkten ober indirelten Gemeindefteuern, 
welche der Genehmigung der Negierung bebürfen, wenn fie neu eingeführt, 
erhöht oder in ihren Grundfägen verändert werden follen. 

Bei befonderen Kommunal: Einfommenjteuern ift jedenfall® die unter 1. 2. 
erwähnte Beichränfung maßgebend. 

Die Gemeinde kann dur Beſchluß der Stabtverorbneten zur Leiftung 
von Hanb- und Spanndienften behufs Ausführung von Gemeinde » Arbeiten ver: 
pflichtet werben; die Dienite werben in Geld abgeſchätzt, die Vertheilung gefchicht 
noch dem Maßſtabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren Ermangelung nach dem 
Maßſtabe der direkten Steuern. Abweichungen won biefer Vertheilungsart bebürfen 
der Genehmigung ber Regierung. Die Dienfte können, mit Ausnahme von Noth- 
füllen, durch taugliche Stellvertreter abgeleiftet oder nach der Abfchägung zur Ge- 
meindelaſſe bezahlt werben ($. 54. ver Stäbte-Orbnung). 

Der Magiftrat als Obrigkeit und Gemeinde » Berwaltungsbehörbe Hat bie 
Berpflichtung, bie ftäbtifchen Gemeinde-Abgaben und Dienfte nach den Geſetzen 
und Beſchlüſſen auf bie Verpflichteten zu vertheilen und die Beitreibung zu be- 
wirken ($. 56. No. 9. 1. c.). 

Zur Ausführung diefer Vorſchriften giebt Die Anweifung der Herren Minifter 
bes Innern und der Finanzen v. 17. Juli 1854 (Verw.Min.Bl. S. 128.) im 
Wefentlichen die nachfolgenden Anleitungen: 

1. Die zur Beftreitung des Stadthaushalts anzuorbnenden Gemeindefteuern 
dürfen weber den regelmäßigen Eingang der Staatsfteuern geführben, noch dem 
freien Verkehr im Innern des Staats binderlich fein, noch mit der allgemeinen 
Zoll- und Steuergefeggebung des Staats, oder mit beftehenden Staatsverträgen 
im Widerfpruch ftehen. | 

2. Die Aufbringung der Gemeindeauflagen im Wege des Zufchlags zu ben 
Staatöftenern wird in ber Regel den Vorzug vor ber Einführung befonberer 
Gemeindeabgaben verdienen. Dergleihen Zufchläge find fo anzulegen, daß fie 
ber Veranlagung der ie folgen. 

3. Unzuläffig find Gemeinde-Zufchläge: 

a) zu den durch die Gefekgebung vom 26. Mai 1818 eingeführten Steuern 

und Zöllen, fowie zur Rübenzuderfteuer ; 
b) zu ber durch das Gefek vom 8. Februar 1819 eingeführten Branntwein-, 
Wein- und Tabadsjteuer; 

c) zu ber Stempeljteuer ; 

d) zu der Auflage auf das Sa und 

e) zu der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umberziehen. 

4. Die Grundfteuer wird zwedmäßig mit einem Zufchlage für Gemeinde: 
Zwede nur da belegt werden können, wo biefelbe auf das Grundeigenthum inner: 
halb des ſtädtiſchen Bezirks vertheilt ift. 

In den jervispflichtigen Städten ift die Grundfteuer oder der Neal» Servis 
auf den Grundbefig des ganzen Weichbildes der Stadt in einer beftimmten Summe 
fataftrirt, welche die Kommunen der öſtlichen Provinzen in dem bisherigen 


‘ 


694 


Betrage zu den Königlichen Haupt-Servis⸗ oder Anftituten-Raffen zu entrichten 
haben, bis die längft verheißene Reviſion und Regulirung ber Grundſteuer im 
gefetlichen Wege erfolgt ift (Evift vom 7. Oftober 1810, Geſ.Samml. S. 196,, 
Geſetz über die Einführung des Abgabenwefens vom 30. Mai 1820 8. 6., Gef. 
Samml. ©. 134., Geſetz vom 24. Februar 1850, Gef.-Samml. ©. 62.). Bis 
zum Eintritt dieſes Zeitpunftes ift für bie — und Reſidenzſtadt Berlin die 
Verordnung vom 26. Januar 1815 (Gefe- Sammlung S. 3.) maßgebend, nach 
welcher al8 Grundabgabe der hergebrachte Hausfernis von 4 Prozent und eine 
befondre Wohnungs- oder Miethsjteuer von 824 Prozent des Miethsertrages 
erhoben werben barf. 

In den übrigen Städten und Diftrikten der öftlichen Provinzen war und ift 
zur Aufbringung des von dem ganzen MWeichbilde jeder Stabt Fataftrirten Real— 
ſerviſes gleichfalls ein beftimmter Prozentfag (in der Regel 5 Prozent) bergebracht, 
deſſen Beibehaltung in denjenigen Städten, die durch Neu: und Erweiterungs- 
bauten und durch Steigerung der Wohnungsmiethen Gelegenheit fanden, ben 
Ertrag ihrer Grundftüde bedeutend zu erhöhen, zugleich eine reiche Duelle zur 
Steigerung des Kommunal » Einfommens abgiebt, ohne daß auferdem befonbere 
Zuſchüſſe zu diefer Realſteuer nöthig wurden. Den eigenthümlichen Ertragsver- 
bältniffen der ftädtifchen Grundftücde entfprechend, wurden, neben den Neu- und 
Erweiterungsbauten, auch die Miethserträge ber unverändert gebliebenen Gebäude 
revidirt und der Realſervis neu feftgeftellt. 

Dergleichen Hauptrevifionen in zu kurzen: Zeiträumen, wie bie an ein- 
zelnen Drten vorgefommen ift, dürften indeß dem Weſen ber Grunbfteuer, bie 
möglichjt ftabil fein fol, nicht entfprechen. Es gab died Verfahren ven Grund: 
befigern eine willfommene Gelegenheit zur unverhältnißmäßig höheren Steigerung 
ber Miethen, welche Denjenigen am läftigften wird, bie beftimmtes Einfommen 
und feine Gelegenheit haben, daffelbe zu vermehren, wie dies bei ben Gewerbetrei- 
—— ber Fall iſt, die durch einen Aufſchlag auf ihre Fabrikate ſich ſchadlos halten 
Önnen. 

Im öffentlichen Interefje dürfte e8 daher liegen, bei Gelegenheit der allge 
meinen Negulirung ber Nealfteuer, Beftimmungen zu treffen, welche ähnlichen 
Uebelftänden möglichft vorzubeugen geeignet find. 

. Gemeinde-Zufchläge zu ben direkten Staatsftenern, mit Ausfchluß 
ber Maffifizirten Einfommenfteuer, dürfen ohne Genehmigung der Königlichen Re— 
gierung eingeführt werben, wenn fie funfzig Prozent der Staatsfteuer 
nicht überfteigen und auf legtere nach gleichen Sätzen vertheilt werben follen. 
Jedoch bebarf e8 einer ——— der Königlichen Regierung nicht, wenn die 
unterſte Klaſſenſteuerſtufe von den Gemeinde-Zuſchlägen ganz freigelaſſen, oder 
dazu mit einem geringeren Satze, als die übrigen Steuerſtufen herangezogen 
werden ſoll (No. 5. der Ausf. Inſtr. v. 17. Juli 1854). 

6. Unter welchen Bedingungen und Modalitäten die Genehmigung eines 
Zuſchlages Zu direkten Steuern über das vorſtehend bezeichnete Maaß hinaus oder 
auf Erhöhung des fchon beftehenden, beziehungsweife auf Einführung eines neuen 
Zufchlages zur Mahl- und Schlacht- oder Braumalzfteuer ober endlich 
auf Einführung einer befondern direkten oder indireften Gemeinde-Ab- 
gabe — zu erlangen ift, befagen die Vorfchriften jener Ausführungs- Inftruftion 
vom 17. Zuli 1854 unter No. 6. u. ff. 

Aus diefen Vorfchriften ift mur befonders zu bemerken, daß bie Königliche 
Regierung Gemeindezufchläge zu direkten Steuern bis fünf und fiebzig Prozent 
der letteren zu genehmigen ermächtigt ift, daß über dieſes Maaß hinaus, fowie in 
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alfen anberweiten Fällen die von ben Miniftern bes Innern und ber Finanzen 
einzuforbernde Genehmigung nur dann erforderlich ift, wenn e8 ſich um bie Ein- 
führung neuer oder um bie Erhöhung beftehender Gemeindezufchläge oder 
um die Einführung befonderer direkter oder indirefter Gemeindeabgaben 
handelt. Bereits beftandene Zufchläge zu Staatäfteuern oder beftandene Gemeinde: 
Eintommenfteuern und bie dafür erlaffenen Regulative können beibehalten werben, 
fofern viefelben bisher ſich als zweckmäßig bewährt haben und aus dem Bejtehen 
berfelben neben der inzwifchen eingeführten Staats » Eintommenfteuer feine Uebel- 
ftände erwachfen find, oder durch bie Städte: Orbnung eine Abänderung nicht 
— wird. (No. 16. und 19. 1 c., Eirk.:Verf. der Miniſter des Innern und 
der Finanzen vom 31. Jan. 1858, Berw.-Min.-Bl. S. 70.) 


7. Bei Einführung eines Gemeinde- Zufchlages zur Klaffenfteuer ift darauf 

zu halten, daß auch die Maffifizirte Einfommenfteuer mit einem entfprechenden 

ufchlage zu Gemeindezweden belaftet werde. Daffelbe gilt im umgekehrten Falle. 
(No. 11. der Inftr. v. 17. Juli 1854.) 


8. In Gemäßhelt der Vorſchrift des $. 53. I. 2. der Städte - Drbnung, 
nach welcher bei den Zufchlägen zur Haffifizirten Einfommenfteuer jedenfalls 
das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthbum außer Berechnung bleiben 
muß, darf der Gemeindezufchlag nur von demjenigen Betrag der Staatäfteuer 
erhoben werben, welcher nach den gefelichen Veranlagungsgrundſätzen veranlagt 
werben müßte, wenn bei ber Fetitellung des Einfommens bes Steuerpflichtigen 
das ihn aus dem außerhalb des Gemeindebezirte belegene Grundeigenthum zu- 
fließende Einfommen außer Berechnung gelaffen würde. (Mo. 11. der Inftr. v. 
17. Juli 1854.) 

Wird dagegen an mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Orten fein Gemeinde: 
ufchlag zur Mahl- und Schlachtfteuer erhoben, fo treten bei Berechnung der 
ee zur Haffifizirten Einfommenftener diejenigen 20 Thlr. hinzu, 

weiche nach $. 2, lit. b. des Gefeßes vom 1. Mat 1851 (Gef.-Samml. ©. 193.) 
bei Seitftellung der Staats-Einfommenfteuer in Anrechnung gebracht werben, weil 
für die Gemeinde fein Grund zur Freilaffung dieſes Theiles des Einfommens 
vorliegen würbe. 


9. Die Einführung einer befondern Gemeinde-Einfommenftener 
wird nur aus überwiegenden Gründen zu genehmigen fein. Insbeſondere tft 
bierbei der Fall ins Auge zu fallen, wo es einer Gemeinde darauf ankommt, in 
Gemäßheit des $. 4. der Städte-Orbnung das Einlommen auswärts wohnender 
Örundbefiter oder Gewerbetreibenden aus ihren innerhalb des Gemeinde - Bezirks 
befegenen Grundftücen oder gewerblichen Etabliffements zu den Gemeindelaften 
mit heranzuziehen (cfr. außerdem No. 14. 15. der Inſtr. v. 17. Juli 1854). 

10. As befondre indirekte Gemeindeabgaben können mit Genehmigung 
der vorgefegten Behörden eingeführt werben: 

a) eine Gemeinde-Hunbefteuer, 

b) eine Wildpretiteuer nah Maßgabe des Allerhöchiten Erlafies v. 24. April 
1848 (Geſ.Samml. ©. 121.), 

e) eine Steuer von inländifchen und vereinslänbifchen Erzengnifien, welche zu 
den zur örtlichen Konfumtion beftimmten Gegenftänden gehören, ins- 
befondere nur von Bier, Eſſig, Mal, Cider (Obftwein) und den ber 
Mahl und Schlachtfteuer unterliegenden Erzeugnifjen, ferner von Brenn- 
materialien, Markt » Viktualien und Fourage (No. 18. 21. bis 26. ver 
Inftr. v. 17. Juli 1854). 
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11. Wo Gemeinbeabgaben durch Lanbesherrliche Behörben erhoben werben 
follen, ift wegen ber Beiträge ber Stäbte zu den Koften dieſer Steuererhebung 
und wegen Veberlafjung ftäbtifcher Lofalien an bie Steuerverwaltung vor Ein- 
führung indirefter Gemeindeabgaben in Gemeinfchaft mit dem Provinzial-Steuer- 
Direktor zu verhandeln. (No. 27. 1. c.) 

12. Die Kommunalbehörden können bei beftehender beſondrer Gemeinbe- 
Einkommenfteuer im Wefentlihen die Ermittelungen bes Einfommens, welches bie 
Einſchätzungskommiſſionen für die Staats - Einkommenfteuern feftgeftellt Haben, 
benugen. Jedenfalls haben bie ftädtifchen Einfhägungs-Kommilfionen bei ihren 
Ermittelungen ähnliche Grundfäge im Auge zu behalten, wie dieſelben für bie 
Klaſſen- und Haffifizirte Einfommenftener nach dem Geſetz vom 1. Mat 1851 
und nach ber Inftruftion zur Ausführung des $. 21. dieſes Geſetzes v. 8, Mai 
1851 vorgefchrieben find. Abweichungen von biefer Regel bebürfen höhere Ge- 
nehmigung. (No. 14. der Inftr. v. 17. Juli 1854.) 

Hinfichtlih der jpeziellen Veranlagung ber fommunalfteuerp flid: 
tigen PBerfonen ift ferner zu erwähnen: 


1. Im Allgemeinen alle Steuerpflihtigen betreffend. 


1. Bei Ermittelung des abgabenpflichtigen Einfommens finden die früheren 
ftrengeren Vorſchriften nicht mehr ftatt, nach welchen die Steuerpflichtigen gehalten 
waren, betaiffirte, auf Erforbern eidlich zu beftätigende Einfommens-Deflarationen 
vorzulegen (No. 1. ver Inftr. v. 8. Mat 1851 zu dem Geſetz v. 1. Mai 1851). 
E8 haben vielmehr die Einfhägungs-Kommiffionen, wie vorſtehend unter 12. an- 
gegeben ift, die Einfchägung vorzunehmen, dem Steuerpflichtigen den eingefchägten 
Betrag des Einfommens und die hiervon zu entrichtenden Kommunalabgaben be- 
fannt zu machen, mit dem DBebeuten, daß, wenn innerhalb drei Monaten nad 
erfolgter Benachrichtigung, oder wenn eine periodifche Veranlagung und Anferti- 
gung von Heberolfen nicht erfolgt, innerhalb der erften drei Monate jeden Jahres 
feine Reklamation erfolgt, der Anfpruh auf eine Kommunaljteuer » Ermäßigung 
oder Befreiung, fowie Rüderftattung, für das laufende Jahr erliſcht. (8. 1. 
und 14. des Geſetzes v. 18. Juni 1840, betr. die Verjährung von öffentlichen 
Laſten, Geſ.Samml. ©. 140.). 

In wie weit nach erfolgter Einfhätung ein gänzlicher oder theilweifer Nach: 
fo, oder eine Nachforberung an Kommunalabgaben zuläffig ift oder nicht und 
welche Rechtsmittel offen ftehen, befagen die Vorfchriften des $. 2. u. ff. des er- 
wähnten Gefetes vom 18. Juni 1840. 

2. Wer Hinfichtlih Königliher Steuern bei ver Erörterung einer Neffa- 
mation auf bie bieferhalb an ihn ergangene befondere Aufforderung wiffentlich 
einen Theil feines Einkommens verfchwiegen oder zu gering angegeben hat, ver: 
fällt, außer der Nachzahlung ber defraubirten Steuer, in eine Strafe zur Höhe 
bes vierfachen Betrages der Steuer, um welche ber Staat verkürzt worben ift 
ober verkürzt werben follte ($. 33. des Geſetzes, betr. die Einf. einer Klaffen- 
und Haffifizirten Einfommenfteuer v. 1. Mat 1851). 

Auf Kommunalſteuern ift diefe Vorfchrift indeß nicht anwendbar. Es fünnen 
vielmehr Hinfichtlich ſolcher Kontraventionen nur Ordnungsſtrafen bis zur 
Höhe von 10 Thlr. für den Fall eintreten, wenn in ben über bie Einführung 
und Erhebung von Kommunalabgaben befchloffenen oder zu befchließenden, von 
ber Königlichen Regierung genehmigten Regulativen eine ſolche Strafvorſchrift 
überhaupt angeorbnet worden ift ($. 53. letzter Abſatz der Städte-Ordnung 
vom 30, Mai 1853). 
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ernach entbehrt die vorgelommene, ſelbſt von einer richterlichen Behörde 

geteilte Anficht: 

daß eine wiffentlich falfche Deklaration des Einfommens Seitens des 

Steuerpflidtigen Behufs IT zu Kommunalabgaben, als ein 

Verbrechen anzufehen und nad $. 241. und 242. des Strafgefegbuches 

zu abnden fei, — 
jede gefegliche Unterlage. So viel bekannt, find auch die in einzelnen Fällen er- 
gangenen Strafurtheile auf die eingelegte Berufung in ziveiter Inftanz aufgehoben 
worden, weil in dem bezüglichen Abgaben-Regulativ eine Ordnungsſtrafe für der- 
leihen Kontraventionen überhaupt nicht enthalten ift, ein Eriminalrechtliches Ver- 
—— auch nicht gerechtfertigt war. 

3. Die Städte-Orbnung gebdenkt des Falles nicht, wie hinfichtlich der Kom- 
munalfteuern zu verfahren ift, wenn Jemand einen doppelten Wohnfig im 
gejeglihen Sinne hat. 

Die Kommunal-Behörben verlangen in der Regel die volle ganzjährige Per- 
fonal-Rommunal-Abgabe an beiden Wohnfigen. Sie ftüten ihre Anficht auf $.4. 
der Stäbte-Orbnung, wo verorbnet ift: 

alle Einwohner find zur Theilnahme an den Gemeindelaften nach ben 
Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet, — 
mithin eine Ausnahme von dieſer allgemeinen Regel für diejenigen geſetzlich nicht 
gerechtfertigt erſcheine, die Einwohnerrechte verſchiedener Gemeinden beſitzen. 

In einzelnen zur Entſcheidung der Provinzial-Regierungs-Behörben gekomme— 

nen Bejchwerbefällen ift obige Anficht dahin berichtigt worden: 
daß ber Steuerpflichtige an jedem geſetzlich begründeten Wohnfige nur 
mit einem nach der Zeit des Aufenthaltes fich richtenden verhält 
nigmäßigen Theile zur Rommumnalfteuer herangezogen werben kann. 

Die Behörden gründen ihre Entfcheidung auf nachfolgende Folgerungen: 

In zweifelhaften Fällen muß man fih nah Analopieen , umfehen. Es 

ſpreche zunächft die Billigkeit für eine nur zeitweife Veranlagung, indem 

die Kommunalſteuern doch nichts anderes find, als ein Aequivalent für 

die Vorteile, die der Aufenthalt an einem Orte gewährt. Demnächſt 

liege ben die Kommumaljtenern betreffenden Vorſchriften der Städte- 

—— namentlich nach $.53. J. 2. das allgemeine geſetzliche Prinzip 
unde 


daß ein und baffelbe Vermögensobjekt nicht von verfchiedenen Kom- 
munen in feinem ganzen Umfange befteuert werben barf. 
In diefem Sinne habe auch die Minijterial-Inftruftion v. 17. Juli 1854 
(Berw.-Min.- Bl. S. 128.) in No. 12. und 13. die Vorfchrift des $. 53. 
der Stäbte-Orbnung interpretirt. — 

Diefe Entfcheidung entjpricht allerdings den Billigkeits⸗-Rückſichten. Sie 
dürfte auch gegen das Interefje der Städte nicht verftoßen, weil mancher Befiger 
des platten Landes fich bisher gnefchent hat, wegen zu großer Kommunallaften 
einen theilweifen Wohnfig in größeren Städten aufzufchlagen. 

Gegen die Richtigkeit der gefeglichen Interpretation Lafjen fich allerdings 
Zweifel erheben, denn: 

a) die Vorſchriften des $. 4. der Städte-Ordnung erfcheinen in ihrer Faffung 

nicht zweifelhaft; . 

$. 53. 1. 2. und bie bezügliche Infteuftion handeln nur vom auswärtigen 
Grundbefig, den anberwärts zu verlegen, nicht in ber Macht bes Eigen- 
tgümers Liegt; 
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ec) daß Jemand fich aber zu feiner Bequemlichkeit mehrere Wohnfige begrün- 
det, ift als ein Akt der freien Willtühr anzufehen, deſſen Folgen er auch 
zu tragen haben dürfte; 

d) der Grund der Vermeidung doppelter Befteuerung hat auch bei Erhebung 

der Königlichen Steuern nicht überall Geltung. Es verordnet 3.8. 8.3. 
des Geſetzes v. 1. Mai 1851 (Gef.-Sanıml. ©. 193.): 
wer einen doppelten Wohnfig in einem Haffenfteuerpflichtigen und in 
einem mahl⸗ und fchlachtjteuerpflichtigen Orte hat, ift ſtets zur Ent- 
richtung des ganzen Jahresbetrages der auf ihn veranlagten Klaſſen— 
beziehungsweife Haffifizirten Einfommenfteuer verpflichtet. 

Hiernach verfallen wenigſtens Diejenigen, welche zur legteren Steuer ver- 
pflichtet find, einer theilweifen Doppelbefteuerung. Wer 3. B. zur dritten Stufe 
veranlagt ift, hat an einem nicht mahl- und feblachtftenerpflichtigen Drte jährlich 
42 Thlr., und an einem mahl- und fchlachtiteuerpflichtigen Orte, nach Abzug von 
20 Thlr. Vergütigung ($. 2. 1. c.) baar 22 Thir. zu zahlen. Wenn indeß bie 
Vergütung von 20 Thlr. durch die theurer zu bezuhlenden mahl- und ſchlacht— 
fteuerpflichtigen Gegenftänbe aufgewogen wird, ber betreffende Steuerpflichtige an 
beiden Orten feines Wohnſitzes fih nur zeitweife aufhält, fo Liegt in der That 
eine doppelte Beftenerung defjelben Einfommens vor, ohne daß dem Steuerpflich⸗ 
tigen von Seiten des Staats an einem Orte feiner Wohnfige mehr Bortheile 
geboten werben, als an dem andern. 

Dies dürfte aber wohl namentlich in größeren Städten, die mit guten öffent- 
lichen Anftalten zum Nugen und Vergnügen verfehen jind, der Fall fein. Es 
bleibt daher fraglich: 

ob in höherer Inftanz jene Entſcheidung aufrecht erhalten bleiben 
ü 


dürfte. 

4. Die Beibehaltung eines den größten Theil des Jahres leer ftehenden Ab- 
fteige-Quartiers, um bei gelegentlihem Beſuche ein bequemes Unterlommen zu 
finden, begründet feine Verpflichtung zu Kommunalbeiträgen, welche aber eintritt, 
wenn angenommen werben muß, baß bie Umftände fo bejchaffen find, daß ber 
Inhaber des Abfteige - Duartiers bei mwechjelndem Aufenthalte auch in ber Stadt 
ein Domtcil konftitwirt hat (Beſcheid des Minifters des Innern und ber Polizei 
vom 14. Februar und 10. März 1836, v. Kampg Ann. Bd. 20. ©. 147. ff.). 
Diefer Grundfat ift auch im neuefter Zeit in Spezialfällen von einer Provinzial 
Auffichtsbehörde aufrecht erhalten worden. 

5. Auskultatoren und Referendarien als folche, eben jo wie Stubirenbe, 
welche fich zu ihrer Ausbildung vorübergehend in einer ihnen fonft fremden Stabt 
felbft mehrere Jahre aufhalten, find als Fremde und nicht als fommunalabgaben- 
beitragspflichtige Einwohner zu behandeln, fo lange fie nicht aus der väterlichen Gewalt 
entlafjen find und bei voller GSelbitjtändigkeit Handlungen vornehmen, durch welche 
fie die Abficht einer bleibenden Niederlaffung an ben Tag legen. GBeſcheid des 
Dein. des Inn. und der Polizei vom 10. März 1831, v. Kampg Ann. Bd. 15. 
©. 106., vom 20. Mai 1334, ebend. Bd. 18. ©. 439,, vom 11. Juli 1836, 
ebend. Bd. 20. ©. 655.) 

Die gegenwärtige ſtädtiſche Geſetzgebung fteht diefem Grundſatze nicht ent- 
gegen. 

6. Majorenne Söhne, wenngleich fie in dem Hausftanbe des Vaters leben, 
jedoch in dem Gefchäfte deſſelben, 3. B. die Stelle eines Kommis vertreten, und 
dafür neben freier Station und Bekleidung ein baares Einfommen beziehen, find 
zu Berfonal » Kommunalabgaben Heranzuziehen. Es kann der Einwand nicht 
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berückfichtigt werben, daß fie zum Hausftande des Vaters gehören, da nicht das 
Berbältnig des Vaters zum Sohne, fondern das als Kommis in Betracht 
fommt. So entjhieden in Spezialfällen auf erhobenen Rekurs. 

7. Bon dem mit Paß ins Ausland gegangenen Ortseinwohner ꝛc. N., ber 
an feinem bisherigen Wohnfige die Wohnung aufgegeben und feine Mobilien 
veräußert, hat die Kommunal-Behörde ſich veranlaßt gefehen, die Kommunalabga- 
ben fortzuerheben und zu deren Dedung die dem ꝛc. N. zuftändige Penſion mit 
Beichlag zu belegen, weil er nur gegen Auslandspaß verreifet war, der Kommunal: 
Behörde die Aufgabe feiner Einwohnerrechte nicht angezeigt, diefelben daher und 
die Verpflihtung zur Wiederaufnahme und eventuell zur Armenpflege innerhalb 
3 Jahren fortbeitehen bleiben ($. 2. der Novelle v. 31. Mai 1855 zum Armen- 
pflege» Gefege nom 31. Dezember 1842), weil auch im Inlande ein andrer 
Wohnfig nicht begründet worden ijt. 

In erfter Beſchwerde-Inſtanz ift dieſe Anficht für gerechtfertigt erachtet, in 
zweiter Inftanz indeß bie Kommunal» Behörde mit ihrem Anfpruche abgemwiefen 
worden, weil bie neuere Geſetzgebung über den Verluſt des Wohnfiges 
feine Vorfchriften enthalte, man daher auf die Vorfchriften des $. 16. Titel 2. 
Thl. I. der Allgem. Gemeinde » Ordnung zurücgehen muß. Diefen Vorfchriften 
gemäß fei im allgemeinen gejeglichen Sinne das Domizil des ꝛc. N. erlofchen, 
Indem er bie Berhältniffe, die ihn an die Stadt B. gefnüpft, gänzlich aufgelöfet 
und, wie nicht beftritten, im Auslande in ber Stadt 3. feinen Wohnfig genommen. 
Hiermit Habe auch die Steuerpflicht aufgehört, ohne daß es darauf anfomme, ob 
der N. aus dem biejjeitigen Unterthanenverbande entlafjen ift oder nicht, und ob 
die Kommune auf Grund des Armenpflege-Gefeges verpflichtet ift, fich im Falle 
der Verarmung feiner anzunehmen. 

Nach den zweifellofen VBorfchriften der 58. 3 und 4. der Städte - Ordnung 
vom 30. Mai 1853 dürfte diefe Spezial » Entfcheidung auch im Allgemeinen ge- 
rechtfertigt erfcheinen, da das Bejteuerungsrecht der Stabtlommunen nur eine 
Folge der engeren Beziehungen ift, in welchen eine bejtimmte Perfon innerhalb 
ber Grenzen des Weichbildes der Stadt zur Kommune fteht, und als eine Ent- 
fhädigung für die Vortheile anzufehen ijt, welche die Kommune dem Steuer- 
pflichtigen gewährt. 

Anders verhält es fich hinſichtlich der Staatsabgaben. 

Ein mit Paß im Auslande befindlicher Preuße hat auch dort den völfer- 
rechtlichen Schuß feiner Regierung und die Wiederaufnahme in ben Staatsverband 
zu gewärtigen, fo lange er in gefetlicher Weife feiner Unterthanenpflichten nicht 
entbunden oder derſelben nicht verluftig gegangen if. Darum müſſen auch im 
Auslande befindliche Preußen die Staatsfteuern von ihrem Einfommen entrichten 
(No. 6. der Inftr. des Finanz-Minifters vom 8. Mai 1851 zu $. 21. des Ein- 
tommenfteuer-Gefeges v. 1. Mai 1851). 

11. Die Befteuerung juriftiiher Berfonen betreffend. 

Juriſtiſche Perfonen find Behörden, Inftitute oder Gefellfchaften zu gemein- 
ſchaftlichen Zweden, denen nad dem Geſetz oder durch Allerhöchſte Verleihung 
Korporationsrechte zuftehen. 

Ueber vie Befreiung folcher Körperfchaften von Staats» und Kommunalab- 
gaben, infofern diefelben zum öffentlihen Dienfte oder .Gebraud be- 
ftimmt find, ift bereits vorftehend unter B. 1. das Erforderliche gefagt. 

Verfolgen dergleichen Inftitute oder Gefellfhaften gewerblide Zwede in 
ihrem eignen Intereffe, fo haben biefelben keinen Änſpruch auf Orund- und 
fonftige Kommunalabgaben » Freideit. 
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Zu dergleichen ſteuerpflichtigen juriftifcheri Perſonen sr auch Eiſenbahn⸗ 
Geſeliſchaften (Beſch. d. M. d. J. vom 13. Januar 1845, V.⸗M.Bl. ©. 3., bes 
M. d. Innern u. der Finanzen vom 29. September 1856, V.M.⸗Bl. ©. 256.). 

1. Eifenbahngrundftüde find von ber Grunbfteuer ober von bem 
Realſervis nur infomweit befreit, als biefelben zum Bahnförper und zu ben nach 
$. 14. des Gefeges vom 3. November. 1838 (Gef.-Samml, ©. 505.) einzurich- 
tenden Kommunikations» und Feldwegen gehören, foweit diefelben zum öffentlichen 
Gebrauch beftimmt find (Befch d. Finanz- Mein. vom 30. September 1839 und 
des Gen.-Dir. d. Steuern vom 9. Dezember 1842 (B.-M.-Bl. für 1843 ©. 22.), 
Gefe vom 24. Februar 1850 $. 2. (Gefeg: Samml. S. 57.). Alles Uebrige, 
was dem Betriebe des Transportgefchäfts und der Verwaltung bes Unternehmens 
dient, füllt in die Kategorie eines Gewerbes, dem eine Steuerfreiheit im Sinne 
der Allerhöchften Kabinets-Orbre vom 8. Juni 1834 nicht zu gut fommt (Eirk.- 
Berf. d. M. d. Inn. u. der Finanzen vom 16. Auguft 1843, V. M.⸗Bl. ©. 233.). 
Die Privat-Eifenbahngefellfchaften haben fich dieſen Entfcheitungen gefügt und bie 
Neal» Steuern entrichtet. 

2. Als feit wenigen Jahren die Staatsregierung fich veranlaßt fah, Privat- 
Eifenbahnen eigenthümlich zu erwerben und neue Eifenbahnen auf Staatskoften 
zu erbauen, wurde der Anfpruch der Kommunen auf Realfervis von den Königlichen 
Direktionen derfelben, lediglich auf Grund der erwähnten Kab.Ordre.vom 8. Juni 
1834, zurüdgewiefen. Dieſem Widerfpruche ftehen bie vorftehend unter 1. ange 
führten Entfcheidungen entgegen. Hierzu fommt, daß felbjt die Königlichen Do» 
mainen Realfteuern zu entrichten haben (Gefeg vom 30. Mai 1820 8.5. Gefet- 
Sammlung ©. 135.), daß e8 gar nicht in der Abficht der Regierung gelegen bat, 
gegen die Beſtimmungen ber allgemeinen Gewerbefreiheit dergleichen Unterneh» 
mungen und Anlagen bes Erwerbes halber zu machen, vielmehr erft dann 
einzutreten, wenn die Anlage-Rapitalien amortifirt und dem Unternehmen 
eine folhe Einrichtung gegeben werben kann, daß ber Ertrag des Bahı- 
geldes die Koften der Unterhaltung der Bahn und der Verwaltung 
nicht überfteigen ($. 40. des Eifenbahn » Gefeges vom 3. November 1838, 
Geſ.Samml. ©. 505.). 

Hiernach dürfte die Entfcheivung über diefe Differenz, die, fo viel befannt, 
in einem Spezial-Falle noch nicht zur höchſten Adpminiftrativ-Inftang gelommen tft, 
nicht zweifelhaft fein. 

3. Die Vorfhrift des $. 4. der Stäbte-Ordnung vom 30. Mat 1853 ließ 
darüber Zweifel offen: 

ob und in welchem Umfange Eifenbahngejellfchaften von dem Einfommen 
ihre8 gewerblichen Unternehmens zu Kommunal - Abgaben herangezogen 
werben fünnen. 


Diefe Zweifel find erft durch die bereits erwähnte Eirkular- Verfügung ber 
—— Minifter des Innern und ber Finanzen vom 29. September 1856 bahin 
entjchleben: 


daß der gefammte Reinertrag des Eifenbahn-Unternehmens, welcher 
auf das Aktienkapital zur Vertheilung fommt, zur Kommunal⸗Beſteuerung 
heran zu ziehen ift, daß das Befteuerungsrecht allen Stabtgemeinden, in 
deren Bereich eine Eifenbahnftation vorhanden, zufteht und baß ber 
ftenerpflichtige Antheil jeder Station am gefammten Neinertrage ber 
Bahn auf die einzelnen Stationen nach Maßgabe ber bei berfelben 

gehabten Brutto-Einnahme aus dem innern Verkehr vertheilt wird. 


601 


Diefer Entſcheldung ift auch eine erläuternde Anweifung für die Berechnung 
beigefügt, auf welche Hierdurch Bezug genommen wird. 

Diefer Entfcheidung gemäß haben die Privat » Eifenbahngefelffchaften bie 
Kommunal - Eintommen» Abgaben entrichtet. 

4. Eine Königliche Direktion einer von einer Aktien-Gefellfchaft vom Staate 
eigenthümlich erworbenen Eifenbahn Hält fich zur Entrichtung einer Kommunal 

nfommenfteuer nicht für verpflichtet. Die Provinzial» Auffichtsbehörden haben 
ben Anfpruch der Kommunal-Verwaltung für gerechtfertigt erffärt. So viel bes 
fannt, ſchwebt die Entjcheidung noch in höherer Inſtanz. Nach Lage der gegen- 
wärtigen Gefetgebung kann wohl nur eine Beftätigung der erften Entfcheidungen 
gewärtigt werben. Hierfür jprechen fchon bie vorftehend unter 2. angeführten 
Gründe. Fiskus gehört zweifellos zu den juriftifchen Perfonen. Treibt derſelbe 
ein Gewerbe, wozu Eifenbahnen jo lange gehören, als fie nicht auf den Stand- 
punft des $. 40. des Eijenbahn » Gefeges vom 3. November 1838 fommen, find 
auf ihn auch die Vorſchriften des $. 4. der Städte- Ordnung alin. anwendbar. 
Hätte für den Königlichen Fiskus eine Ausnahme von diefer allgemeinen Regel 
zur Beltung kommen follen, fo bebürfte es einer ausdrücklichen Vorfchrift. Diefe 
findet fich nirgends. Die Tragweite der Vorſchrift des 8. 4. Abſatz 7. findet 
ihre B ung in der Beſtimmung des 8. 2. des Geſetzes vom 24. Februar 
1850 und in der Kabinets⸗Ordre vom 8. Juni 1834, wogegen nach alin. 13, 
der Stäbte-Drbnung alle nicht fpeziell genannten perfönlichen Befreiungen aufge 
hoben find. Es dürfte auch jeden Privat-Unternehmungsgeift lähmen, wenn der 
Königliche Fiskus bei Erweiterung folder und ähnlicher gewerblicher Unterneh— 
mungen eine Abgaben» Befreiung ernftlich beanfpruchen wollte, die feinem Privat- 
Unternehmen gejetlich zugeftanden werben kann. 

5. Für die Ermittelung bes Neinertrages der Eifenbahnen, welcher zur 
Bertheilung an bie betheiligten Stabtgemeinden Behufs Veranlagung zur Koms- 
munalfteuer kommt, ift nicht der Reinertrag des legten Jahres, fonbern der 
Durchſchnitt des Neinertrages ber drei legten Jahre maßgebend (Beſch. d. 
Minift. d. Innern u. der Finanzen vom 16. Dezember 1857, Verw.⸗M.⸗Bl. für 
1858 ©. 17.). Dieſe Entſcheidung entjpricht auch den Vorfchriften des 8. 30, 
alin. 2, des Gefeges über die Klaſſen- und Haffifizirte Einfommenfteuer vom 
1. Mai 1851, da der Reinertrag der Eifenbahn fich nicht im Voraus feftitelfen 
äft, während die Kommunalabgaben eben fo wie bie Staatsabgaben in ben erften 
8 Tagen eines jeben Monats im Voraus zu zahlen find. 

6. Auch in denjenigen Fällen, wo in Gebäuden von Instituten, welche ihres 
öffentlichen Zweckes halber von Real» und Perfonalftenern befreit find, ein öffent- 
licher Gewerbebetrieb, wie z. B. das Apothelergewerbe in Univerfitäts- oder Kloiter- 
ebäuben :c., ift das reine Einkommen der Kommunal-Abgabenpflicht unterworfen 
(Deich, d. Min. d. Inn. vom 26. September 1856 I. B. 8284., die Univerfitäts- 
Apothefe zu B. betreffend). 

7. Die Kommunal:Berwaltung zu N. beanfpruchte von der Eifenbahngefell- 
ſchaft X. einen Antheil des Neinertrages zur Kommunal» Eintommenfteuer heran 
zu ziehen, weil das Direktorium ber Gefellfchaft feinen Wohnſitz, die Gefellichaft 
felbft ihr Forum zu N. hat. In der Rekurs-Inftanz ift diefer Anfpruch zurück— 
eiwiefen worden, weil das Forum und ber Wohnfig des Direktorii allein zur 
Baar Brian nicht genügen, weil die Bahn ver Gefellihaft, auf 
welcher allein das Gewerbe der Beförderung des Perſonen- und Frachtverfehrs 
betrieben werben Kann, gar nicht im Stabtgebiet oder in deſſen Nähe gelegen, 
innerhalb veffelben die Geſellſchaft auch einen Grundbeſitz Hat. Es harmonirt 
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diefe Entſcheidung auch mit den Grundfägen ber erwähnten Eirfular » VBerfügun 
der Herren Minifter des Innern und ber Finanzen vom 29. September 1856, ei 
welchen nur da die Ermittelung eines fommunalftenerpflichtigen Antheiles an dem 
Neinertrage der Bahn möglich ift, wo eine Eifenbahnftation und auf berfelben 
eine Einnahme vorhanden ift, was bei ber fraglichen Bahn, die mehrere Meilen 
von N. entfernt erjt beginnt, nicht der Fall ift. 

8. Dafjelbe gilt Hinfichtlih der Kommunal» Beitenerung des Einkommens 
von Aktien-Gefellichaften, die gewerbliche oder Handels-Etabliffements außerhalb 
bes Stabdtgebiets haben, obgleich fie ihr Forum und das Direktorium feinen 
Wohnfig im Stadtgebiete hat. Wenn z. B. eine Zuckerſiederei nicht im Stabt- 
gebiete, jondern in einem entfernteren anderweiten Kommumalverbande eine Fabrit 
beit und zum Abſatz ihres Fabrikats nicht ein eignes feites Verkaufslokal 
bat, genügt das Forum und der Wohnfit des Direftorii zur Heranziehung ber 
Gejellihaft zu Kommunalabgaben Hinfichtlih des Einkommens von ihrem aus- 
wärtigen Gewerbebetriebe nit. (So entfchieven in einem Spezialfalle durch den 
Herrn Minifter des Innern.) 

Wenn ferner z. B. eine fFener-VBerficherungs-Gefellfchaft für ihren Geſchäfts— 
Betrieb außerhalb ihres Domizils ſich nur der Dermittelung won Agenten 
bedienen und am britten Orte nicht eigne Komtoire errichten und ihren Ge— 
fchäftsbetrieb nicht Durch eigne in ihrem Dienjte ausſchließlich ſtehende 
Gewerbegehülfen führen laffen wilf, fo find dergleichen Gefellfchaften 
zur Entrihtung einer befondern Gewerbejteuer, jo wie auch zu be- 
fondern Kommunalabgaben am dritten Orte nicht verpflichtet. Es 
find dies vielmehr die Agenten, welche am dritten Drte ein eignes Domizil und 
ſelbſtſtändiges Gefchäft führen und nach dem Umfange ihres Gefammtgefchäfts zu 
veranlagen find. (Befch. d. Min. d. Innern vom 9. Juni 1855, Verw.-M.-Bl. 
für 1857 ©. 105.) 

Diefe Grundfäte entfprechen fehon den Vorfchriften der erwähnten Ausfüh- 
rungs- Inftruftion vom 17. Juli 1854 zu $. 93. der Städte-Ordnung, nach 
deren No. 13. Doppelbelaftungen und Ueberbürdungen möglichjt verhütet werben 
folfen, demzufolge auch die Königlichen Regierungen ermächtigt worden find, wenn 
befondere VBerhältniffe dafür ſprechen, Anordnungen zu treffen, daß auch 
das Einkommen aus gewerblichen oder Handels -Etablijfements, Kommanditen zc., 
welche außerhalb des Gemeindebezirts belegen find, von einer Kommunal» Beran- 
lagung frei bleiben. Doch follen in der Regel die Anträge der Steuerpflichtigen 
abgewartet werben, 

9. Hinfichtlich der Aktien- und Handels Gejellfchaften, die feine Korporations- 
Nechte haben, muß es dabei verbleiben, die Inhaber und befannten Theilnehmer 
zu Kommunaljteuern nach dem Umfange ihres Einkommens zu veranlagen, bis, 
wie dies beabjichtigt wird, anderweite gefegliche Vorfchriften erfcheinen, welche bie 
Firma für den ganzen Umfang des Geſchäfts Hinfichtlih der Staats» und Koms- 
munaljteuern verbindlich machen. 

UI Das Verhältniß ver Militairperfonen betreffend. 
(8. 3. 8. 4. Abfag 3. der St.-O.) 
Abgeſehen davon, was in biefer Hinficht unter B. I. lit. ee, angeführt 
worden, ift Hierzu noch zu bemerfen: 

1. Durch den Eintritt in den Soldatenftand hört die Gemeinde - Mitglieb- 
ſchaft und die etwaige Kommunalabgaben-Bflicht, mit Ausnahme der Realabgaben 
vom Grundbeſitz, fofort auf, ohne Kücficht darauf, daß der Garnifonsort zugleich 
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ver Wohnſitz des Eingetretenen iſt, gleichviel ob berfelbe durch den Wohnfit der 
Eltern oder durch andere Verhältniffe gefetlich begründet worben ift GBeſch. des 
Min. d. Inn. vom 22. Januar 1852, Verw. M.Bl. ©. 7.). 


Das Recht der Gemeinde» Mitgltebfchaft ruht indeß nur während ber Zeit 
(dreijährigen) der Erfüllung der allgemeinen Militairpflicht (8. 4. des Armenpflege- 
Geſetzes vom 31. Dezember 1842, Geſ.Samml. 1843 ©. 8.). 

2. Zu ben fervisberechtigten Militairperfonen des aktiven Dienftitandes ge- 
hören auch Militairbeamte, fo wie auch die auf rer (Inaftivitäts » Gehalt) 
jrum Offiziere und Militairbeamten, welche fih an einem ihnen von dem 

ommandirenden General der Provinz angewiefenen Wohnort auf- 
halten, denn diefe find nach No. VIIL, 57. des Allg. Regulativs über das Servis- 
und Einguartierungswefen vom 17. März 1810 (Rabe Br. XIII. ©. 858.) 
ſervisberechtigt. Dies gilt auch von den mit Penfion zur Dispofition geftellten 
Dffiteren (Beſch. d. Min. d. Innern vom 8. Dezember 1839, v. Kampt Ann. 
Br. 23. ©. 861. und vom 30. November 1855, B.-M.-Bl. für 1856 ©. 3.). 


3. Aubditeure und Intendantur-Beamte im aktiven Dienfte, fowie penfionirte 
und Bis zur Verforgung im Civilfah auf Wartegeld ftehende Offiziere, welche 
Letstere ihren Wohnſitz beliebig nehmen können, — find von Kommunalabgaben 
von ihrem Dienfteintommen infl. Serbis nicht frei, fondern nur als Beamte zu 
behandeln ($. 9. des Gefeßes vom 11. Juli 1822; Beſch. d. M. d. Inn. vom 
1. Auguft 1825; v. Kamp Ann. Bp. 9. ©. 673; vom 23. November 1826 
ebend. Br. 10. S. 1079; vom 6. Mat 1831 ebend. Bo. 15. ©. 347; vom 
30. November 1855, B.M.-Bl. für 1856 ©. 3.). 


4. Hinſichtlich der Verpflichtung der Militairperfonen zu den Gemeindelaften 
beizutragen, wenn fie Grundſtücke befigen oder ein mit dem Militairverhältniß in 
feinem Zufammenhange ftehendes Gewerbe treiben, findet der Unterſchied ftatt, 
daß im aktiven Militatrdienft befindliche Berfonen überhaupt von 
bireften Rommunalabgaben befreit find, mithin won ihren Grundftücen 
nur die Realftenern, nicht aber auch nebenbei von dem Einkommen aus ihren 
Grundftüden oder aus anderm Privatvermögen Perfonal - Einfommenftenern zu 
entrichten haben, wogegen zur Dispofition geftellte Offiziere nur hin- 
fihtlich ihrer Pension von direkten Gemeindelaften befreit bleiben (Beſch. des 
Min. d. Inn. vom 22. Januar 1852, V.M.Bl. ©. 7. und der erwähnte Be— 
ſcheid vom 30. November 1855). Folgerecht haben hiernach zur Dispofition ge- 
ftellte Offiziere von dem Einkommen aus ihrem Grunbbefige, fowie aus dem 
anderweiten Brivatvermögen auch PBerfonal-Eintommen- und Kommumalfteuern zu 
entrichten, weil die Schlußworte des Befcheives vom 30. November 1855 eine 
andere Deutung kaum zulafjen. 


Der urfprüngfihe Standpunkt der Stelfung zur Dispofttion ſcheint längſt 
eitt anderer geworben zu fein, da, fo fange vergleichen Offiziere neben ihrer Penſion 
Anſpruch of Servis hatten und an einen beftimmten Garnifonsort gebunden 
waren, zwifchen ven entlafjenen Offizieren, die „zur Dispofition” geftelft, und 
denen, die definitiv penfionirt oder bis zur Anftellung im Civildienſt auf 
Halbfold geſtellt waren, ein wefentlicher Unterfchied ftattfand, indem thatfächlich 
nur jolche Offiziere zur Dispofition geftellt wurden, bie wirklich noch militatr- 
dienftfähig waren. Seit bem — der Serviszahlung ſieht man auch ganz 
iwalide und altersſchwache verabſchiedete Offiziere und faſt allgemein bei allen 
Entlafjungen, mit der Vergünſtigung, als zur Dispofition geſtellt, — beliebig ſich 
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ihren Wohnfig nehmen, die Hierdurch auch, nicht zum Vortheil der Kämmerei- 
Kaffen, die Kommunalfteuerfreiheit beanfpruchen, was in ber That nur bem 
ſervisberechtigten bisponiblen Offizieren zugut kommen follte. 


5. Die Befreiung von Verbrauchsſteuern erftredt fi lediglich auf 
das für das Königliche Militair beftimmte Magazingut und auf die Steuer 
vom Fleiſch für die Meilitair - Speifeanftalten (Inftr. vom 17. Juli 1854 zu 
$. 53. der St-D., B-M.-BL. für 1854). In einem Spezialfalle beanfpruchte 
ein Regiment auch die Steuerfreiheit für Mahlfteuer-Gegenftände zu Suppen, 
abftrahirte indeß von diefer Forderung, weil ausgeführt wurde, daß eine folche 
Defreiung nah dem bisherigen Umfange ($. 4. alin. 4. d. St. O.) nicht 
ftattgefunden habe. 

Die Erftattung der Mahl- und Schlachtfteuer erfolgt in der Weiſe, daß 
über bie verfteuert verbrauchten Gegenftände vierteljährlich Nachweife von den 
bezüglichen Militairbehörden aufgeftellt, von den Regiments oder fonftigen Kom 
mandeuren ber Truppen -Abtheilung die Richtigkeit des Verbrauchs befcheinigt, in 
ber Regel dem Magiftrate des Garnifon- Ortes überreicht wird, welcher diefelben 
mit den etwa nöthigen Bemerkungen binfichtlich der ftädtifchen Zuſchußſteuer der 
Königl. Steuerbehörde zuftellt, von welcher die Revifion und von dem Provinzial- 
Steuer-Direftor die Feltfegung und Anweifung der den Truppen -Abtheilungen zu 
erfegenden Königlichen und Kommunal-Mahl- und Schlachtiteuer erfolgt. " 


IV. Die Heranziehung ber Beamten zu Kommunalabgaben 
betreffenp. 


Dei der Befteuerung des Dienfteinfommens der Beamten find die Vor: 
Ichriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822 (Gef.-Samml. ©. 184.) und ber 
Kabinets-Drdre vom 14. Mai 1832 (Gef.-Samml. S. 145.) anzuwenden. Das 
legtere Gefeg verordnet die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 11. Juli 1822 auch 
auf ftäbtifche, landſchaftliche und andere als mittelbare Staatsdiener 
($. 69. Tit. 10. Th. II. des Allg. Land- Rechts) zu betrachtende Beamte. 

iernach ift: 

. Das Dienfteinfommen ber Beamten Behufs Veranlagung zu Kommmal- 
Steuern fo zu behandeln, wie das Einkommen der übrigen Einwohner, daſſelbe 
fommt inbeß nur zur Hälfte zur Beſteuerung, bergeftalt, daß ein Beamter, ver 
1000 Thlr. Einkommen Hat, genau fo viel zu entrichten hat, als ein andrer Ein- 
wohner, deſſen Einkommen auf 500 Thlr. angenommen tft (8. 2. des Geſetzes 
vom 11. Juli 1822). Bei Ermittelung des dienſtlichen Einkommens kommt auch 
der Werth ber Dienftwohnungen und fonftige nicht fixirte Einnahmen zur Bes 
rechnung, welche die vorgefegte Behörde des Steuerpflichtigen in runden Summen 
feſtſetzt ($. 5. L c. und Beſch. d. M. d. Inn. u. d. Fin. vom 18. Juni 1847, 
B. M.Bl. ©. 159.), nicht aber folhe Einnahmen, die als baare Auslagen anzu- 
fehen find, wie 3. B. Neifebiäten, Tafelgelver (Beſch. des Min. d. Innern vom 
18. Auguft 1820, v. Kamptz Ann. Bd. 4. ©. 555.). 

Bon dem gefammten Dienfteinfommen find in Abzug zu bringen bie Beamten-, 
Penfions- und Wittwen - Kaffen - Beiträge (Beſch. d. M. d. Inn. vom 5. Mai 
1828, v. Kamptz Ann. Bd. 12. ©, 431.; vom 9. Mat 1843, B-M.-DBl. ©. 141. 
$. 30. Abfag 3. des Gefetes vom 1. Mai 1851 (Geſ.Samml. ©. 193.), nicht 
aber ——— für Gläubiger (Beſch. d. M. d. Fin., d. Jun. u. d. Bol. 
vom 31. Juli 1839, v. Kamptz Ann. Bb. 23, ©. 650.). 
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Die Einkünfte von verſchiedenen Aemtern oder Penfionen müffen zufanmen- 
gerechnet und darf das Einkommen von jeder Art nicht einzeln veranlagt wer- 
den (Beſch. d. M. d. Inn. u. d. Pol. vom 22. Oftober u. 18. November 1837, 
v. Kamptz Ann. Br. 21. ©. 22.). 

2. Es verbleibt bei der Beftimmung, daß im äufßerften Fall an direkten 
Beiträgen aller Art und zu ſämmtlichen Gemeindebebürfniffen bei Gehalten unter 
250 Thlrn. niht mehr als ein Prozent, bei Gehalten von 250 Thlrn. bis 
zu 500 Thlrn. ausfchließlic nicht mehr als anderthalb Prozent, und bei 
höheren Gehalten nicht mehr als zwei Prozent des gefammten Dienftein- 
fommens eines Beamten gefordert werben können ($. 3. des Gefetes vom 11. Juli 
1822). Wenn alfo ein Einwohner, der zu 1000 Thlr. Eintommen eingefchätst 
ift, 40 Thlr. zahlen muß, fo hat ein Beamter mit 1000 Thlr. Einkommen das 
Marimum mit 2 Prozent vom Ganzen mit 20 Thlrn. zu entrichten. aber 
jener Einwohner 50 Thlr. zu zahlen, fo zahlt ein Beamter mit 1000 Thlr. Ein- 
fommen nicht die Hälfte mit 25 Thlen., fondern er bleibt bei 25 Thlrn. ftehen 
(Bei. d. M. d. Inn. vom 27. Mai 1824, des Juft.-M. vom 30. Juni 1824, 
v. Kamp Ann. Bo. 8. ©. 465. und Jahrb. Bd. 23. ©. 209.). 

3. au ben ſämmtlichen Gemeinbebebürfniffen in vworftehendem Sinne find 
zwar bie Staatöftener- und Stantslaften, welche gemeindeweife erhoben und abge 
tragen werben, nicht zu zählen; zu Beiträgen der Gemeinden zu provinziellen In- 
ftitutionen und SKreislaften, mögen biefe auf die Gemeinden im Ganzen oder auf 
bie einzelnen Kreis- Einfafjen unmittelbar vertheilt werben, desgleichen zu Schul: 
Beiträgen, wenn biefelben aus ben allgemeinen Fonds der Gemeinde gebedt wer« 
ben, felbft wenn fie ihre Kinder in die Stabtfchule nicht ſchicken (Beſch. d. Dein. 
db. Inn. u. d. Pol. vom 24. Auguft 1836, v. Kampk Ann. Bd. 20. ©. 377.), 
haben Beamte gleichfall8 beizutragen, jevoch nicht über das erwähnte Mari- 
mum hinaus ($. 4. d. Gef. v. 11. Juli 1822). Daffelbe gilt für den Fall, 
wenn Kommumnalbebürfniffe nicht durch eine allgemeine Gemeinde-Einfommenfteuer, 
fondern durch Zufchläge zur Klaffen- und Haffifizirten Einfommenfteuer gebeckt 
werden. Wenn 3. B. ein Beamter mit Rückſicht auf fein Dienfteinftommen zur 
12. Klaſſenſteuerſtufe mit 24 Thlrn. oder zur 5. Einfommenfteuerftufe mit 60 Thlrn. 
veranlagt ift, fo wird er an Gemeinbezufchlägen nur eben fo viel zu entrichten 
haben, wie diejenigen anderweiten Steuerpflichtigen, welche in ber 9. Stufe ber 
Klaſſenſteuer mit 12 Thlr. jährlich, beziehungsweife 1. Einfommenftenerftife mit 
30 Thlr. jährlich veranlagt find (8. 6. des Gefetes vom 11. Jali 1822; Cirk.- 
Berf. des M. d. Inn. u. d. Fin. vom 2. Juli 1856, und vom 31. Dezember 
1856, V.⸗“M.Bl. ©. 21. für 1857). 

4. Die Vorfchriften des Gefeges vom 11. Juli 1822 gelten nur für bie 
Befteuerung des Dienfteintommens. Bon ihrem außeramtlihen Vermö— 
gen und Einkommen haben die Beamten ihre Beiträge zu den Gemeinbelaften 
ihres Wohnortes gleich andern Einwohnern zu entrichten ($. 7. des Gefeges vom 
11. Juli 1822; Beſch. d. Min. d. Inn. vom 14. September 1826, v. Kamptz 
Ann. Bd. 10. ©. 764. und vom 10. Juni 1837 ebend. Bd. 21. ©. 448.). Es 
wird aber auch hier der Grundfat beobachtet, daß bas —— Dienſtein⸗ 
lommen zu dem außeramtlichen Einkommen gerechnet und die Geſammtſumme in 
der bezüglichen Steuerſtufe zur Veranlagung gebracht wird. 

5. Wohnt ein Beamter nicht an dem Orte, wo ſeine Behörde ihren Sitz 
hat, z. B. in einem nicht zur Stadt gehörigen Hauſe, ſo ſteuert er, aber nur 
von feinem Dienſteinkommen, an dem Orte, we bie Behörde ihren Sitz hat, 
und von feinem übrigen Vermögen an bem Orte, wo er wohnt (Bei. d. Min. 
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d. Innern v. Januar 1838, v. Kamptz Yun. Bb. 22. ©. 387. und 5. März 
1841, V. M.Bl. ©. 57.). Es gründet fich dieſe Entſcheidung auf die Vorſchrift 
des $. 8. des Geſetzes vom 11. Juli 1822, nach welcher jeder Staatsbeamte, 
welcher einer Behörde angehört und bei derſelben jeinen beftänbigen Wohnfik 
haben muß, unter allen Umftänden als Einwohner derjenigen Stabt zum betrachten 
ift, im welcher diefe Behörde ihren Sit hat. Demzufolge tft auch fernerweit 
entjchieden, daß, wenn auch ein Beamter gegen bie allgemeinen Vorfchriften für 
Nieberlaffungen die Anmeldung bei dem Anzuge bei ber Polizeibehörbe umterlaffen 
hat, auch die Bekanntmachung der Anftellung durch das Amtsblatt micht erfolgt 
ift, der Beamte lediglich durch den Anzug an dem amtlichen Wohnorte im ale 
ber Verarmung einen Anfpruch auf die öffentliche Fürforge erwirbt (Beſch. d. M. 
d. Innern vom 29. Zuli 1857, V.M.Bl. ©. 148.) Darüber: ob in dem 
Falle, wenn ein Beamter fein außeramtliches Einkommen oder Vermögen be 
fist, die Kommunalbehörbe feines auswärtigen faktifchen Wohnfiges verpflichtet ift, 
ihn fommumnaljteuerfrei in ihrem Weichbilde zu dulden, oder überhaupt das Dienft- 
einfommen deſſelben außer Veranlagung zu laffen, ift — fo viel befannt — eine 
Kontroverfe noch nicht zur höheren Entfcheidung gefommen, im Gegentheil ift in 
der Negel von ben Beamten an ihrem außeramtlichen Wohnfige die Kommunal- 
Steuer auch von ihrem Dienfteinfommen erfordert und ohne De pen erhoben, 
diefelben mithin doppelt befteuert worben. Im Interefje ſolcher Beamten dürfte 
e8 daher liegen, Widerſpruch in einem Spezialfalle zu erheben und zur höheren 
Entfcheidung zu bringen. 

6. Wo Kommunalabgaben durch eine Miethsſteuer aufgebracht werben, 
füllt die ganze Beziehung auf das Geſetz vom 11. Juli 1822 Hinfichtlich der von 
den Beamten nach dem Einkommen zu bezahlenden Kommunalſteuer von felbft 
weg und können die Beamten als Nutznießer des ftenerpflichtigen Objekts eine 
Befreiung davon eben jo wenig als von indirekten Steuern beanjpruchen und nur 
dann, wenn bie Miethſteuer allein oder in Verbindung mit andern direkten DBei- 
trägen bas in $. 3. bes Gefetses vom 11. Juli 1822 beftimmte Marimum über- 
fteigen follte, haben fie einen höhern Betrag nicht zu zahlen (Beſch. d. Min. d. 
Innern vom 6, Dezember 1822, v. Kampg Ann. Bd. 6. ©. 911.). 

7. Alles Vorſtehende gilt nur von den Königlichen unmittelbaren und mit- 
telbaren beſoldeten Staatsdienern ($. 8. bed Gefeges vom 11. Juli 1822, 
Kab.-Ordre vom 14. Mai 1832). 

Civil und, Militairbeamte, nicht minder fümmtliche Empfänger von Warte 
gelvern und Penfionen werben zwar nach gleichen Grumbfägen behandelt ($. 9. 
d. Gef. vom 11. Juli 1822); jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen zu 
Gemeinbelaften nah $. 10. 1. e. befreit die vorjtehend unter B. II. litt, ee, be- 
zeichneten penſions- und unterftügungsberechtigten Perfonen. 

Königliche Hofdiener find gleichfalls nur als Staatsdiener zu befteuern (Beſch. 
2 106) Inn. u. d. Pol. vom 25. September 1837, v. Kamp Ann. Bd. 21. 

8. Die Borfchriften des Gefetes vom 11. Juli 1822 und ber Kab.-Orbre 
bom 14, Mai 1832 find nicht anwendbar: 

a) auf Rechtsanmwalte und Notarien (Bei. d. M. d. Innern vom 5. April 
und 14. Juli 1836, v. Kampk Ann. Bd. 20. ©. 375. und 657.; ebend. 
vom 1. Auguft 1837 Bd. 21. ©. 705.); 

b) auf Arbeiter in den Königlichen Salinen, weil biefelben nicht Staatsbiener 
im Sinne des Gefeßes vom 11. Juli 1822 find — des Min. des 
Innern vom 29. Juni 1835 ebend, Bd. 19. ©. 441.). Daſſelbe barf 
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wohl auch für Arbeiter in andern fisfalifchen Anftalten, 3. B. in Porzellan⸗, 
Pulver, Gewehr-Fabriken, Eifenbahn- und fonftigen gewerblichen Unterneh: 
mungen, bie etiva ber Staat noch betreiben follte, Geltung haben; 

e) auf aufßerorbentliche und einftweilige Gehülfen in den Bureaus der Staats: 
behörben. Als folche find fie überhaupt nicht als Einwohner des Orts, 
fondern nur, wenn fie anderweitig ihren Wohnfig im rechtlichen 
Sinne am Drte haben, Hinfichtlich der Gemeindelaften zu behandeln 
(8. 11. des Gef. vom 11. Juli 1822). Damm kommt ihr volles Ein- 
fömmen, nicht blos bie Hälfte zur Beftenerung (Beſch. d. Min. d. Inn. 
u. d. Bol. vom 17. Juli 1840, B-M.-Bl. ©. 281.). 

In die KRathegorie der dem $. 11. d. Gef. vom 11. Juli 1822 verfalfenden 
einftweiligen Hülfsarbeiter wurben nicht nur Lohnſchreiber, ſondern auch Diätarien 
gerechnet, die firirte Diäten für die Dauer ihrer einftweiligen Befchäftigung 
erhielten (Beſch. d. Min. d. Inn. vom 30. Yunt 1825, v. Kampk An. Bd. 9. 
©. er Min. d. Imn. u. der Pol. ». 15. Dezember 1836 ebend. Bd. 20. 
©. 936. 

Der wefentliche Unterſchied zwifchen Staatspiener und ben nad 8. 11. 
bes Gefeges vom 11. Juli 1822 zu behandelnden Gehülfen befteht mithin darin: 

daß eritere firirt und bleibend angeftellt find und Anſpruch auf alle 
Vortheile haben, welche die Geſetze ſolchen Staatsbienern fichern, wie 
3. B. daß fie ohne Gehör und Urtheil aus dem Dienfte nicht entfernt 
werben fönnen, auf Staats - Benfion Anfpruch haben, bei der Staats 
Beamten »Wittwenfaffe fich betbeiligen können ꝛc., während leßtere keinen 
Anſpruch auf folche Bortheile haben und jederzeit von der vorgefegten 
Behörde, bie fie zur Aushülfe angenommen hat, entlaffen werben fünnen. 
(Der oben erwähnte Beich. vom 15. Dezember 1836 und Beſch. d. M. 
d. Innern vom 22. November 1855, V.M.Bl. ©. 231.). 

Denfelben Unterfchied macht auch das Disziplinargefet vom 21. Juli 1852 
(GGeſ. Samml. S. 465.) in $. 83. Im zweifelhaften Falle entfcheidet die vorge 
fegte Dienftbehörbe, ob ein Beamter zu den bleibend oder nur zu den aushülfs— 
weiſe Angeftellten gehört. (Der oben erwähnte Beſcheid vom 15. Dezember 1836). 

In die geregelte Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften haben die Vorfchriften des 
$. 52. der Stäbte-Orbnung vom 30. Mai 1853, fowie die neuefte Auslegung der 
Borfchriften über die Erwerbung eines Wohnfites im rechtlichen Sinne nach In— 
halt ver Inftruftion vom 24. April 1856 (B-M.-Bl. ©. 123.) zu der Novelle 
vom 21. Mai 1855 (Gef.-Sammt. S. 311.), ſowie nah Inhalt des Erlaffes 
des Min. des Innern vom 28. Juli 1857 (Staats » Anz. No. 201. ©, 1663. 
für 1857) eine gewaltige Störung gebracht. Denn nach $. 52. der St.⸗Ordn. 
iſt Die Gemeinde berechtigt, die Niederlaffung von der Entrichtung eines Einzugs- 
geldes abhängig zu machen und bei der Polizeibehörde die Ausweifung zu bean- 
tragen, wenn dieſe Bebingung nicht erfüllt wird. Sie ift auch berechtigt, bei ber 
Begründung eines Hausftandes eine Abgabe zu erheben. Bon beiden Abgaben 
find nur Beamte frei, die lediglich auf Grund ihrer amtlichen Stellung Einwohner 
werben. Zeitweife Hülfsarbeiter als folche erwerben nicht Einwohner » Rechte, 
müfjen daher, wenn fie durch andre Thatfachen bie Abficht ihrer Niederlaffung am 
ben Tag legen, bie Nieberlafjungs- und fonftigen Abgaben, wie jeder andre Ein- 
wohner entrichten, wenn fie nicht ausgeiviefen fein wollen. Die Ausweifung um 
hiermit bie Entrichtung der Niederlaffungs- Abgabe, fowie überhaupt die Anwen— 
bung ber Vorſchriften des 8. 11. des Gefekes vom 11. Juli 1822 fuchen bie 
-Behörben zu verhindern, indem fie die Anficht geltend machen; 
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daß, wenngleich dergleichen zeitweife Hülfsarbeiter pro persona nur 
außerordentlich und einftweilig angeftellt, auf biefelben dennoch hin— 
fihtlich der Beranlagung zu Kommunalabgaben bie für Staats- 
biener beftehenden VBorfchriften anwenbbar find, weil fie aus beftimm- 
ten etatsmäßigen Dispofitionsfonds ihre Beſoldung beziehen, 
welche in die Kathegorie des $. 1. bes Geſetzes vom 11. Juli 1822 be 
zeichneten Einfommens gehört, weil ſie auch nicht freiwillig, ſondern 
da einen nothwendigen Wohnfig nehmen müfjen, wo benfelben bie Be— 
börbe hat, bei welcher fie bejchäftigt werben. E 

Wenngleich der erftere Grund nicht ftichhaltig ift, weil nach dem Geſetz vom 
11. Juli 1822 nicht die Qualität der Gelpfonds für die Beſoldung, ſondern 
bie perfönlihe Dienftftellung dafür entfcheidend ift, ob ein Beamter im 
Sinne jenes Gefeted als Staatsdiener hinfichtlih der Kommunalabgaben zu 
behandeln ift, fo hat der letztere Grund infofern einiges für fich, 

„als das Bedürfniß folcher Hülfsarbeiter am Sit ber Behörden in 
„Widerfpruch mit dem Ausweifungsrecht der Kommunen fommt, mithin 
„fraglich bleibt, ob zur Befeitigung dieſes Widerfpruches die Abgaben 
„für die Niederlaffung erlaffen oder nur auf fo lange geftunbet werben 
a ge über die definitive Anftellung eines ſolchen Beamten ent- 
„ſchieden iſt.“ * 

Für die Beſteuerung lediglich nach der Hälfte Dis Einfommens jcheint indeß 
fein Grund vorzuliegen, weil ein ſolcher Anfpruch erft vom Tage ber erlangten 
Beamten-Dnalität in Wirkung treten kann. 

Dem Erlaß oder der Stundung ber Nieberlafjungs-Abgaben ftehen aber bie 
neueften Auslegungsweifen der Niederlaffungs-Gefege infoweit entgegen, als nach 
denfelben das Einwohner, ja felbft das Armen -Unterftügungs- Recht innerhalb 
eines Jahres vom Tage der polizeiliden Meldung ab am Anzugsorte 
erworben wird und eine Zurückweiſung an ben früheren Wohnfig nach Ablauf 
dieſer Frift nicht mehr zuläffig fein foll (efr. die Abhandlung hierüber in biefer 
Monatsfchrift für 1858 ©. 105.), weil überhaupt, wenn auf nb ber amtlichen 
Benachrichtigung — „daß ein Hülfsarbeiter Beamtenqualität habe — 
fein Widerfpruch gegen die Niederlaffung erhoben ift, hinterher ein Anfpruch auf 
Einzugsgeld nicht erhoben: werben kann. 

Werden nun dergleichen Hilfsarbeiter hinterher von den Behörden entlaffen, 

jo verliert die Stabtgemeinde die Nieberlaffungs- und bie über bie Hälfte bes 
Einfommens nicht erhobenen Abgaben, fie kann die Ausweifung an den früheren 
Wohnort nicht mehr verfolgen, muß vielmehr für den Fall der Hülfsbebürftigkeit 
folche Perfonen behalten. 
Dieſe Nachtheile wären für bie Stabtgemeinde allenfall® noch erträglich, wenn 
fie fih auf die zeitweifen Hülfsarbeiter derjenigen Königlichen Behörden befchränf- 
ten, beren Beamten lediglich dazu beftimmt find: die Sicherheit, die gute 
Ordnung und den Wohlſtand des Staats unterhalten unb befördern 
zu helfen (8. 1. ff. Tit. 10. Th. II. des A. 2. R.), — weil bei biefen Behör- 
den bie Zahl folcher nach $. 83. des Disziplinargefeges zu behandelnden Beamten 
nur unbedeutend ift. 

Nachdem aber feit ca. 8 Jahren die Staats-Regierung gegen die allgemeinen 
Vorſchriften der Gemwerbefreiheit für angemefien befunden hat, Privat-Eifenbahnen 
eigenthümlich zu erwerben, neue Eifenbahnen zu bauen, ja felbit Privat » Eifen- 
bahnen für Rechnung der Altionaire in Verwaltung zu nehmen, fcheinen bie 
Anfprüche der einzelnen Königlichen Eifenbakn- Direktionen eine folche Ausdehnung 


609 


zu nehmen, bie mit ben geſetzlichen Vorſchriften kaum mehr zu vereinbaren find, 
die jedenfall den Gemeinden großer Städte große Nachtheile bereiten. 

Das Eifenbahngefeg vom 3. November 1838 (Geſ.Samml. ©. 505.) war 
und ift zumächft nur auf gewerbliche Privatunternehmungen berechnet. Es fcheint 
überhaupt auch nur in ber Abficht des Staats gelegen zu haben, erſt dann bie Ber- 
waltung von Eifenbahnen in die Hand zu nehmen, fobald durch die nach jenem 
Geſetz angeordnete Amortifation der Anlagefapitalien dem Unternehmen eine folche 
Einrichtung zu geben möglich wird, daß das Bahn- und Frachtgeld Tebiglich auf 
die Unterhaltung und Verwaltung der Bahn befchräntt werden kann ($. 40.1. c.). 

Schon die Privat » Eifenbahnen beanfpruchten theils für fich, theils deren 
Beamten Befreiung von ftädtifchen Real- und Kommunal-Abgaben. Sie ftanden 
indeß von ihrem Widerfpruche ab, nachdem folgende Entjcheidungen ergangen 


waren: 

1. daß Eifenbahnen überhaupt nicht folche Verkehrsanlagen find, bie, wie 
die Runftftraßen, einem Jeden zum öffentlichen Verkehr mit eignem Vehickel zur 
Benugung ftehen, vielmehr in die Kathegorie eines Gewerbes fallen, dem eine 
Steuerfreiheit nicht zufteht (CirkVerf. d. M. d. Inn. u. d. Fin. vom 16. Aug. 
1843, B.M.⸗Bl. ©. 233.); 

2. daß Eifenbahn » Gefellfchaften, in fo weit al8 fie Erwerbszwecke ver 
Altionaire verfolgen, keine Staatsanftalten find. Sie nehmen dieſe Eigenfchaft 
auch dadurch nicht an, daß ber Staat fich gegen Ertheilung der Konzeffion gewiſſe 
gegenwärtige, und eventuelle Rechte für Staatszwede vorbehalten hat. 

Die bei der Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben, fowie bei ber des 
Betriebes befchäftigten Beamten berfelben find daher auch nicht als mittelbare 
Staatsbiener — (Präjud. des Ober⸗Tribunals No. 54. vom 16. Dezember 
1852, Entſcho. Bd. 26. ©. 163.). 

Dadurch, daß der Staat e8 für angemefjen findet, Eifenbahnen eigenthümlich 
zu erwerben und bie Verwaltung zu gewerblihen Zweden zu übernehmen, 
gehören bie hierzu erforberlichen Beamten und Diener, jo lange dem Unternehmen 
nicht die nach $. 40. des Gefeßes vom 3. November 1838 in Ausficht geftellte 
Einrichtung gegeben wird, nicht in die Kathegorie der nach Tit. 10. Th. Hr. bes 
Allg. 2. R. und nach den Gefegen vom 11. Juli 1822 und 14. Mat 1832 be- 
zeichneten unmittelbaren und mittelbaren Staatsbiener, fondern verbleiben mit 
Rücficht auf den Hauptzwed des Unternehmens, auf die Art und Weife der Be 
ſchäftigung der meiften Eifenbahnbeamten und auf die Anforderungen bei der An- 
ſtellung Hinfichtlich der wiffenfchaftlichen oder mechanifchen Kenntnifje und Gefchid- 
lichfeit — wenigftens zum größten Theile — lediglich Gewerbe-Gehülfen. 

Als folche werden fie auch von der Regierung fakttfch nur angefehen. Ihnen 
fommen nicht die allgemeinen gefeglichen Vorzüge der Staatödiener zu gut. Sie 
haben vielmehr ein befonderes Dienftreglement vom 6. April 1850, von welchem 
nicht befannt ift, ob und wo es in gefelicher Form publizirt iſt Nach vemfelben 
werben die Eifenbahnbeamten in drei Klaſſen getheilt: 

a) nah 8. 17. in folche, die zumächt im ein kontraftliches der Kündigung‘ 
unterworfenes Verhältniß treten und im ber Regel erft nach fünf- 
jähriger guter Führung und bethätigter Brauchbarkeit in ben 
Eifenbahndienft des Staats feft angeftellt werben können; 

b) nad $. 18. in folche Beamte, die zunächft ein Jahr auf Probe ange 
nommen werben, und nach beftandener Probe in das nach $. 17. bezeich- 
nete Eontraftliche Verhältniß eintreten können; 
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c) nah $. 19. in folche Unterbediente, welche überhaupt nicht im 
Staatsdienft feſt angeftellt werden, fonbern in ein fontraktliches 
Verhältniß treten, feinen Anſpruch auf Penfion haben, fondern nur auf 
Unterftügungen aus einem noch zu bildenden Staats-Eijenbahn- 
Beamten- Fonds. 

Die zu a. und b. bezeichneten Beamten haben feit dem Zeitpunfte ihrer 
feſten Anftellung, mithin günftigen Falles nach 5 und 6 Jahren ihres Dienft- 
antrittes, eine Penfionsberechtigung. Aus welchen Fonds, fteht nicht feſt. Die 
Borfchriften des allgemeinen Penfiond » Reglements vom 30. April 1825 find zu- 
nächſt nur für Staatsbiener im engeren Sinne des Wortes bejtimmt, bie aus 
meh und nicht aus gewerblichen Anjtalten ihre Befoldung 

eziehen. 

So viel bekannt, haben ſelbſt bei den Staats-Eiſenbahnen nur wenige höhere 
Beamte, welche ihre Qualifikation für den Staatsdienft durch abgelegte Staats- 
prüfungen, wie 3. B. die Direftionsmitglieder und Baubeamten zc., Patente als 
Staatstiener erhalten. 

Diefe gefegliche und thatfächliche Lage felbjt der Beamten und Diener ber 
Staats-Eifenbahnen bevarf feines weiteren Kommentars dafür: 

daß die Vorfchriften des Gefeges vom 11. Juli 1822 Hinfichtlich ber 
Behandlung bei Heranziehung zu ben Kommmmallaften der Städte auf 
diefelben feinesweges pailen. 

In neuefter Zeit wird fogar für die Beamten der Privat-Eifenbahn- 
Gefellfhaften, welche, wie 3. B. die Oberfchlefiiche Eifenbahn, nach dem Ver⸗ 
trage vom 17. September 1856, Allerhöchſt bejtätigt den 13. Oftober ej. a. 
(Geſ.Samml. S. 858.) Tediglih für Rechnung der Aktionaire der Privat: 
AttiensGefellfchaft, vom Staate in Verwaltung genommen tft, die Anwendbarkeit 
des Gefeges vom 11. Juli 1822 in Anfpruch genommen, und ihnen, fobald es 
fih um die Heranziehung zu Kommunalabgaben handelt, die Beamten -» Qualität 
befcheinigt, während die Anftellungsprotofolle ergeben, daß bie meiften Beamten 
und Diener noch nicht in dem Falle fich befinden, eine fefte Anftellung in 
bem Staatseifenbahn-Dienft zu befisen, mithin theils fofert, theil® gegen 
vierwöchentliche oder breimonatliche Kündigung entlaffen werben können. 

Hier kommt e8 vollends nicht auf Die Bezeichnung ber Behörbe, als — 
„Königliche Direktion” —, fondern auf den Zwed an, ben bdiefelbe und beren 
Unterbebiente verfolgen. Diefer Zweck entfpricht nicht dem der Staatsbiener 


(8. 1. ff. Zit. 10. Th. II. des Allg. L. R.), indem er nach Inhalt des Stante- 
17. September 


vertraged DOM 5. Hftoher 1856 nur darauf hinausläuft: 
bie Sicherheit, die gute Ordnung und den Wohlitand in dem Privatver- 
mögen der Aftionaire der Oberfchlefiichen Eifenbahn unterhalten und be- 
fördern zu helfen. 
Bis jetst fehlt es vollends an einer gefetlichen Vorſchrift, welche die Stabt- 
emeinden verbindlich machen fünnten, die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 
1822 auf die vorftehend bezeichneten Beamten amwenden zu müſſen. Dennoch 
wird ihnen dies im Verwaltungswege zugemuthet, indem bie bezügliche Königliche 
Eifenbahn- Direktion der Anficht ift, daß: 
weil die Verwaltung folcher Privatbahnen dem Staate für immer abge 
treten ift, die Beamten für den Dienft nach den Vorfchriften der König- 
lichen Beamten vereidet und wenn auch pro persona nur nach ben 
Vorſchriften der Inftruftion vom 16, April 1850 (welche auch für bie 
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Berwwaltung von Privat-Eifenbahnen maßgebend fein fol) angeftelit, fie 
dennoch aus etatsmäßigen Mitteln der Bahn befolvet werben und etats- 
mäßige Stellen befleiven, — mithin al® unmittelbare Staatsdiener 
zu betrabten und nah bem Geſetze vom 11. Juli 1822 zu 
behandeln feien. 

Wie bereits erwähnt, find dergleichen Folgerungen, benen zweifelloje 
Ertlärungen abgehen, felbit für Beamte der Staats-Eifenbahnen nicht geeignet, 
die Anwendbarkeit der Vorfchriften. des Gefeßes vom 11. Juli 1822 auf Beamten 
von Privat-Eifenbahnen zu rechtfertigen, fo lange fie nicht in das Stadium treten, 
welches $. 40. des Eifenbahngefeges vom 3. November 1838 in Ausficht ftellt. 

Es fcheint jene Deutung auch nicht mit den Anfichten der höchjten Behörden 
in Uebereinftimmung zu ftehen. Denn nad einem Erlaffe des Herrn Minifters 
für Handel x. vom 18. Februar 1857 ift ausprüdlich gefagt: 

baß ber Uebergang ber Verwaltung und des Betriebes ber ꝛc. Eifenbahn 
auf den Staat feinesweges ohne Weiteres für fümmtliche Beamte 
diejes Unternehmens die Eigenjchaft unmittelbarer Staatsdiener begründet. 
Es gehören bei den unter Staatsverwaltung ftehenden Privat-Eifenbahnen 
nur diejenigen Baus und Betrieb8-Beamten zu ben unmittelbaren 
Staatsdienern, welche von der vorgefegten Königlichen Direktion beziehung» 
weife von mir befonders als ſolche ausprüdliih angenommen 
und in Bezug auf die ihnen übertragenen Funktionen nach den für die 
unmittelbaren Staatsbiener beftehenden Vorſchriften vereidet und ver- 
pflichtet worben. 

Die Vereidung auf die Erfüllung übernommener Pflichten für fich allein 
begründet nicht die Staatsbiener » Dualität (Rab. »Orbre vom 11. Auguft 1832, 
Geſ. Samml. S. 204.). Es muß vielmehr die ausdrückliche Annahme oder 
Anftellung als Staatsdiener hinzukommen. Diefe tft nur in ſehr verein- 
zelten Fällen nachgewiefen worden. Für die große Menge aller übrigen Eifenbahn- 
Beamten ift eine ſolche ausprüdliche Annahme als Stantspiener nicht einmal be 
bauptet, vielmehr nur in Beziehung auf die Wirkung bei der Kommunalſteuer⸗ 
Beranlagung, wie erwähnt, aus unhaltbaren Gründen gefolgert worden. 

Die einzelnen Steuerpflichtigen, welche nur auf Grund folcher Folgerungen 
im Wege des Nekurfes die Anerkennung der Staatsdiener »- Qualität erreichen 
wollten, find in erfter Inftanz abgewiefen worden. Anftatt der weiteren Verfolgung 
auf georbnetem Wege zogen fie ed vor, ben Schuß ihrer Dienftbehörde in An- 
fpruch zu nehmen, der es auch im höherer Inſtanz gelungen iſt, eine allgemeine 
Entſcheidung zu erreichen, welche die bezügliche Kommunalbehörbe außer Stande 
fette, ihre Anfprüche gegen bie Steuerpflichtigen auf gewöhnlichem Wege zu ver- 
folgen, ber folgendermaßen zu betreten fein bürfte: 

unftreitige Kommunalabgaben hat der Magiftrat auf die fteuerpflichtigen 
Einwohner zu vertheilen und unmittelbar von benfelben beizutreiben ($. 68. 
der Stäbte-Drbn. vom 30. Mai 1853, $. 1. No. 6. der Exef.- Drbn. 
vom 30. Juli 1853). Dem Steuerpflihtigen ftcht es frei, gegen 
die erfolgte Einſchätzung nach den Vorfchriften der SS. 1. ff. $. 14. des 
Geſetzes vom 18. Juni 1840 (Gef.-Samml. ©. 140.) Rekurs zu erheben; 
die Königliche Regierung hat über bie Verbindlichkeit zur Entrichtung 
allgemeiner Anlagen, denen fümmtlihe Einwohner des Staats 
ober alle Mitglieder einer gewiffen Klaffe verfelben nach ber 
beftehenden Tandesverfaflung unterworfen find, mit Ausſchluß eines Pro- 
zeßverfahreng, zu entjcheiden (8. 78. Zit. 14. Th. II. des Allg. L. R). 


612 


Behanptet aber Jemand, aus befonderen Gründen bie Befreiung 
von einer folchen Abgabe, oder behauptet er in der Beſtimmung feines 
Antheils über die Gebühr belaftet zu fein, fo fol er hierüber rechtlich 
gehört werden ($. 79. 1. e. 8. 131. Tit. 8. 1. c.). 

Diefer lettere Grundſatz ift von dem Königlichen Gerichtshofe zur Entfchei- 
bung von Kompetenztonfliften in ganz ähnlichen Fällen, wie bie vorliegenden, wieber- 
bolt aufrecht erhalten worden, nämlich: . 

wenn Staatsbeamte zur Zahlung von Kommunalfteuern aufgefordert wer- 
ben und den Einwand erheben, daß fie nach dem Gefeg vom 11. Juli 
1822 die verlangten Abgaben‘ entweder gar nicht ober nicht in ber gefor- 
berten Höhe zu leiften verpflichtet feien, fo ift über dergleichen Streitig- 
feiten im Rechtswege zu entjcheiden. 
Entfcheidung vom 24. Juni 1851, Juſtiz⸗-M.-Bl. ©. 253. 
pr vom 17. Februar 1855 daſelbſt ©. 135. 
pr vom 22. November 1856 daſelbſt S. 202. bis 204. 


Jene erwirkte Entfcheidung ift allerdings nur von ber reffortmäßigen zweiten 
Adminiftrationg » Inftanz ergangen. Aus welchen Gründen die bezügliche Kom— 
mumalbehörbe fich veranlaßt gefehen Hat, fich bei dieſer Entfcheidung zu beruhigen 
und auch die Beamten jener Privat » Eifenbahn bei der Kommunalfteuer » Veran: 
lagung demnächſt nach dem Gefege vom 11. Juli 1822 zu behandeln, ift nicht 
befamnt. 

Prinzipiell kann die Nichtigkeit dieſer Entſcheidung 'nicht anerfannt werben. 
Sie ift für die Kommume großer Städte von großer Wichtigkeit. Denn wo fich 
Eifenbahnen in einem Knotenpunkt vereinigen, hat jede derjelben, ohne die Hunderte 
von Handwerksgehülfen zu rechnen, viele Hundert, meijt zu mechanifchen Verrich— 
tungen erforberlihe Beamte und Unterbediente, für welche, bis auf ben letten 
und Nachtwächter, bei Staats- und auch bei den vom Staate verwalteten 
Privat-Eifenbahnen, Hinfichtlih der Kommunalabgaben die Behandlung nad 
dem Gefeg vom 11. Juli 1822 beanfprucht wird, ohne daß diefe Leute den Be— 
weis zu führen vermögen, 

* ſie feſt in den Staatseiſenbahndienſt bereits angeſtellt 
nd.“ 


Wird eine folhe Behandlung von der vorgejetten Behörde der Kommumnal- 
Verwaltungen gut geheißen, jo verliert die Kommune die Niederlaffung und über- 
haupt den größten Theil der Kommunalabgaben, wo die Einwohner unter 100 
Thaler Einfommen von der Einfommenjteuer frei bleiben, weil die meiften Eifen- 
bahn-Unterbedienten, ſelbſt die Schaffner, nicht 200 Thaler Einkommen haben, 
mithin die Hälfte bejjelben in die Klaſſe des fteuerfreien Einfommens fällt. 

Ein größerer Nachtheil befteht darin, daß bei den häufig vorkommenden Ent- 
laffungen dergleichen Beamte und Unterbediente, die, wenn die Kommune verpflichtet 
wird, ihre Staatsdiener-Qualität anzuerkennen, durch den Antritt des Dienftes 
fofort einen Wohnfig erwerben ($. 8. des Gefetes vom 11. Juli 1822), daß 
Niederlaffungs- Abgaben nach erworbenem Wohnſitz nicht mehr gefordert werben 
können, eine Ausweifung an bie frühere Heimath nicht mehr zuläffig ift, fie und 
ihre Familie daher in vielen Fällen der Ortsarmenpflege zur Laft fallen. Ja felbft 
bie im Dienfte verbleibenden Beamten und Unterbedienten, bie bei ihren theilweife 
mit Gefahren verknüpften DBerrichtungen häufiger wie andre Civilbebiente bienft- 
unbrauchbar werden, ohne daß fie und ihre Familien nach den allgemeinen Vor: 
ihriften vom 16. April 1857 eine genügende Ausficht auf Invaliden- ober 


613 


Wittiven-Berforgung haben, fallen der Kommune ihres Wohnfites zur Laſt, ob- 
ich letztere verhindert worden find, eine gefetlich geitattete Entſchädigung durch 
iederlaſſungs⸗ oder fonftige Abgaben erheben zu können. 

Es dürfte daher ſehr wünfchenswerth erjcheinen, wenn möglichft bald von 
geeigneter Stelle eine Anregung zur Befeitigung der Widerſprüche in gefeizlicher 
Form erfolgen möchte, in welche durch die in neweiter Zeit von Königlichen Be— 
börden beliebte Auslegungsweife der „Staatsbiener-Qualität“, fobald es fich 
um die Heranziehung ihrer Beamten und Diener zu ſtädtiſchen Kommunallaften 
handelte, — biefe Behörden mit den Vorjchriften des Tit. 10. Th. II. des Allg. 
L. R., der Geſetze vom 11. Juli 1822, vom 14. Mai 1832, mit $. 40, des 
Eifenbahngefeges vom 3. November 1838, mit dem Niederlafjungs - Gefege und 
jelbft mit der erwähnten allgemeinen Verordnung vom 16. April 1850 gekommen 
find. Denn wenn nach Legterer ein Eifenbahnbeamter nur unter gewiſſer Voraus— 
fegung oder überhaupt gar nicht auf eine feſte Anftellung im Staats: 
Eiſenbahn-Dienſt zu rechnen hat, jo kann, abgefehen davon, daß das Geſetz 
vom 11. Juli 1822 Beamte und Uinterbebiente zu gewerblichen Zweden 
nicht im Auge gehabt, einem folchen Beamten auch Hinfichtlih der Behandlung 
bei der Kommunal » Befteuerung die Staatseifenbahnbeamten - Qualität nicht eher 
zuftehen, als bis durch ausbrüdliche Verleihung, auch den Staats-Intereffen 
gegenüber, biefelbe von ihm thatſächlich erworben worden ift. 

Durch eine zeitgemäße gejetliche Ordnung diefer Angelegenheit würden auch 
die Kommmunalbehörden aus der unangenehmen Lage kommen, den vorgefegten Be— 
börden mißliebig zu erjcheinen, wenn fie im Intereffe ihrer Dienjtpflicht ber 
Kommune gegenüber die Auslegungsweife der beftehenden Geſetze von Seiten ber 
Königlichen Behörden zu theilen nicht vermögen, ober wohl gar anberiveit den 
Vorwurf nicht gehörig wahrgenommener Kommunal-Interefjen hören zu müffen, 
Quod Deus bene vertat. 

C. Knoblauch. 





IE. 
Statiftik. 





Der Breslauer Stadtbaushalt von 1856/57 und 1858. 
ESchluß.) 


Die „ſummariſche Zuſammenſtellung“ ber Kämmerei-Verwaltungs- Reſultate 
führt uns, wie wir ſchon andeuteten, einen ſteten Vergleich mit 1866 und den Etat vor, und 
zwar ftellen ſich dieſe Reſultate auszüglich wie folgt: 

1) Kämmereigüter und Forften. 

Die laufende Berwaltung lieferte eine Einnahme (wir werben in Folgenbem nur 
die Thalerabrundung geben) von 31,470 Thlr., bei einer Ausgabe von 9586 Thlr., mithin einen 
Ueberſchuß von 21,884 Thlr. und, wenn ber Ueberfhuß aus der Refiverwaltung zugerechnet 
wird, von 26,780 Thlr., wobei zu erwähnen, daß in ber Reflverwaltung noch ftedende fernere 
Ueberſchüfſe (gegen KO Thlr.) künftigen Jahresrechnungen zugute fommen. Die Einnahme ftellt 
ein Mehr von 6588 Thlr. gegen den Etat, die Ausgabe mur von 650 Thlr., wonad die 
(laufende) Rein» Einnahme den Etat um 5938 Thlr. übertrifft. — Die in ber Refiverwaltung 
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ſteclenden Summen finb bebentenb verringert: im Borjahre betrug bie Refteinnahme 10,842 Thlr., 
1856 nur 6361; die Ausgabe in jenem 3926 Thlr., in biefem 1465 Thlr. Bon dem Ueber- 
fhuffe der laufenden Rehnung find jedoch 1781 Thlr. noch abzufegen, welde an Ausgaben 
diesmal in Reſt geblieben, gegen nur 412 Thlr. Einnahmerefte. 

Die Subftanzgelder zeigen folgende Bewegung: 


Einnahme Ausgabe Einnahme in Heft 
1855: 18,820 Thlr. 1065 Thlr. 
1856: 6,735 „ 7365 14,595 Thlr. 


Es find jedoch im der 1856er - Ausgabe 4370 Tor, nur als durchlaufende Poſt, an bie 
Altiva-DVerwaltung nämlich abgegebene Rentenbriefe, alfo kapitafifirte® Bermögen mit 
inbegriffen, fo daß fle fi eigentlih auf nur 2995 Thfe. flellt, und mithin ein Einnahme 
Ueberſchuß von 3740 Th. erſichtlich wirb. 

2) Städtifhes Grund-Eigenthum, 

Laufende Berwaltung: 

Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Geſammtüberſchuß 
Etat 13,400 Thlr. 369 Thlr. 
Iſt 13952 „ 1220 Thlr. 3791 „ 11,381 Thlr. 

Die Subftanzgelder- Verwaltung ift hier erft ins Leben getreten und zeigt bei 
6650 Thlr. Einnahme und 1079 Thlr. Ausgabe einen Ueberſchuß von 5571 Tplr, 

3) Zurispiftiond«, Polizei- :c. Verwaltung. 
Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Geſammtzuſchuß 
Etat 5,779 Thlr. 31,900 Thlr. 
HM 10,97 „ 2215 Thlr. 38,956 „ 25,175 Thlr. 
Dabei eine Subftanzgelber-Ausgabe von 3718 Thlr, 
4) Elementar⸗Unterricht. 
Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Geſammtzuſchuß 
Etat 9,867 Thlr. 40,666 Thlr. 
Iſt 12,457 „ 472 Thlr, 40,239 „ 27,310 Thlr. 
Subftanggelder » Berwaltung nen unb unbedeutend (130 Thlr. Einnahme gegen 302 Thlr. 


Ansgabe.) 
3 5) Steuern, Abgaben und Gefälle, 


Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Geſammtüberſchuß 
Etat 43,430 Thlr. 91,324 Thlr. 
Sf 498,809 „ 3691 Thle. 93,941 „ 408,558 Thlr. 
Die Einnahme ift (ausſchl. der Refte) um 15,379 Thlr., die Ausgabe um 2617 Thlr. 
höher, als der Etat vorgejehen. 
In Reftverwaltung verblieben aus dem Jahre 


Einnahme Ausgabe 
1855: 5,051 Thlr. 3110 Thlr. 
1856: 19,451 „ 2165 „ 


6) Nachtwach-, Feuerlöſch- und Beleuhtungswefen. 
Die Ausgaben betrugen 49,173 Thlr. und in ber Meflverwaltung 200 Thlr., b. i. 
3306 Thlr. weniger als ber Etat verlangte. Einnchme beträgt nur 870 Thlr. Mithin war 
ein Zuſchuß zu leiften von 48,503 Thlr. 
Subftanzgelver » Ausgabe 1568 Thlr. 
7) Marftall. 
Einnahme Ausgabe Reſtezuſchuß Geſammtzuſchuß 
Etat 6166 Thlr. 20,999 Thlr. 
MM 6808 „ 17,109 " 43 Thlr, 10,848 Thlr. 
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8) Bauten. 
Einnahme Ausgabe Reſtzuſchuß 1856 in Reſt Geſammtzuſchuß 
Etat 406 Thlr. 63,633 Thlr. verbliebenes Debet 
MA , 53.113 „ 28,655 Thlr, 4198 Thlr, 76,786 Thlr. 


9), Militair- Angelegenheiten. 
Einnahme Ausgabe Reftzufhuß Gefammtzufhuß 
Etat 2770 Thlr. 4911 Thlr. 
SM 267 „ 8126 „ 641 Thlr. 60% Thlr. 


10) Befoldungen, Benfionen, Unterfügungen. 
Einnahme Ausgabe Zuſchuß 
Etat 4319 Thlr. 79,033 Thlr. 
HM 48 „ 77,645 „ 73,215 Thlr. (einſchl. eines Reſt⸗Z. von 1 Thlr.) 
11) Berfdiedene Einnahmen und Ausgaben. 
Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Zuſchuß 
Etat 21,298 Thlr. 123,494 Thlr. 
Iſt 34,340 „ 4484 Thlr. 138,226 „ 99,402 Thlr. 
In Reft verblieben aus 1856 eine Einnahme von 8102 Thlr. und eine Ausgabe von 
475 Tülr. 
12) Altiva und Schulden. 
Laufende Berwaltung: 
Einnahme Reſteüberſchuß Ausgabe Geſammtzuſchuß In Reſt verblieb. 


Etat 65,365 Thlr. 117,056 Thlr. Debet 

M 261,364 „ 2371 The. 302,534 „ 38,799 Thlr. 7869 Thlr. 
Der Zuſchuß beträgt 10,521 Thlr. weniger als der Etat vorgeſehen. 
Subftanzgelder: 


Die Einnahme betrug einſchl. der unter Abth. I. erwähnten 4370 Thlr. Rentenbriefe 
bon den Kämmereigitern 60,827 Thlr.; die Ausgabe 104,670 Thlr. Mithin eine Mebrans- 
gabe von 43,843 Then. Eine Hypothek von 46,000 Thlrn. iſt aus biefer Verwaltung bem 
Rathsdepofitorium zur Berwahrung übergeben. 


13) Schluß- Resultat ver Kämmerei-Berwaltungen, 
a) Refl-Berwaltung: 


Weniger In Ref 
Vorrechnung Sf gegen bie — verblieben 

Ginnchne 36,848 Tpr. 31,935 Thlt. 31412 le, 18,156 Tole, 
Ausgabe 65,439 „ 42,127 „ 23,312 „ 11917 „ 


Bu ee. 10,192 Thlr. 
b) Laufende Berwaltung: 


Etat Iſt Mehr gegen den Etat In Reſt verblieben 
Einnahme 638,127 Thlr. 882,652 Thlr. 244,525 Thlr, 31,842 Thlr. 
Ausgabe 638,127 „ 832.471 „ 194,344 „ 18,448 „ 


Ubeahuß - » = 0 0.» 50,181 Thle. 
Ab der Reſtzuſchuß (ſ. ob) . 10,12 „ 


Selammtüberfhuß + - » . 39,989 Thir. (22 Gyr. 8 Pf.) 
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e) Subftanzgelder: 


Borrehnung Etat (nachrichtlich) Iſt Mehr Reſt verblieb. 
Einnahme 65,724 Thlr. 100,000 Thlr. 74,342 Thlr. 8,618 Thlr. 14696 Thlr. 
Ausgabe 1,065 „ 100,000 „ 164,708 „ 63,637 „ 3,900 „ 
Mehrausgae . » » . “0. %,360 Thlr. 55,019 Thlr. 
Am Schluffe des Jahres 1855 waren an Subftanzgeldern vorhanden „. . . 206,277 Thlr. 
Hiervon ab jene Mehrausgabe des Jahres 1856 . . . . 0 0. 90360, 


Waren am Abſchluß des Jahres 1856 an Subftanzgeldern — — . 115,917 Thlr. 
Hiezu treten die im Rathsdepoſitorium — Effelten: 

Rentenbriefe » 2 2 2 2 02. 00. 94 Thlr. 

Hypothek (ſ. ob. Abth. 12) - 2 2 2 0 0. 46000 „ 





65,495 „ 


Somit beträgt der Subſtanzgelderfond am Abfchluffe des Jahres 1856. . . 171,412 Thlr. 
(ober bei Heller und Pfennig: 171,411 Thlr. 16 Sgr. 3 Pf. — Wir haben, wie ſchon erwähnt, 
in BVorftehendem, der Raumerfparniß ſowohl als ber Ueberfichtlichleit wegen, nur bie gerunbeten 
Thalerfummen gegeben.) 

II. Ber Etat für 1858, 


Der Etat fiir 1858 weicht infofern von dem Etat fir 1857 ab, als er die neue Schöpfung 
der „Subftanggelder” (in Höhe von 149,000 Thlen.) in befonderem Etat (vor der Hand 
in leerem Rubro) zujammenftellt und, wie wir im einleitenden Weberblid ſchon gejehen haben, 
für das „Krantenhofpital zu Allerheiligen“ und für bie Verwaltungen der Haupt» Armentaffe, 
des fläbtifchen Armenhauſes und des ſtädtiſchen Arbeitshaufes zwei befonbere Ertrafte zufammen- 
ſtellt, ba diefe Verwaltungen inkl. ber eigentlichen Kämmerei ⸗-Verwaltung nur dur die Zu- 
ſchüſſe, welche fie erhalten, in Berbinbung fliehen. Es find daher im Hauptetat ihre Einnah- 
men nur nachrichtlich vor ber Linie eingetragen, während bie Zuſchüſſe am fie befinitiv zur 
Ausgabe zu verrechnen find. Der Zufhuß zum qu. Hofpitale if mit 16,779 Thlem, 
worunter 927 Thlr. außerorbentlich etatirt, gegen 10,367 Thlr. im Borjahre: — ber zu bem 
gedachten Arm en⸗ B erwaltungen auf 

26,602 Thlr. für bie Haupt-Armenlaſſe, 
12, 843 " für das Armenhaus, 
3,877 " für das Arbeitshaus, 


zufammen 43,322 Thlr. 
gegen 56,705 Thlr. Etat bes Vorjahres veranſchlagt. 


Ebenfo ftehen die Berwaltungen ber beiläufig 6 Kirchen ftäbtifchen Patronates, 5 fäbti- 
[hen höheren Schulen, eines Hofpitales und ber Rhediger'ſchen Bibliothek mur 
durch die erforberten Zufchäiffe mit ber Kämmerei in Berbinbung, es werben baber ebenfalls 
ihre Einnahmen nur nachrichtlich vorgetragen, bie Zuſchüſſe aber definitiv in Rechnung geftellt. 
Die Kirhlaffen » Verwaltung der Salvatorkirche, früher mit der Verwaltung des Allerheiligen- 
Hofpitales confunbirt, ift von dieſer abgetrennt unb mit benen ber übrigen Kirchen fläbtifchen 
Patronates auf einen Fuß geftellt worben, bezüglich welcher Maßregel das Stabtverorbneten- 
Kollegium übrigens eine nachträgliche Erörterung und Beſchlußnahme für fi beanfprucht hat. 

Die magiftratuale Verwaltung zerlegt fih in acht Abtheilungen, beren Etats mir 
in nachftehender Ueberfiht geben. Dieje im ihren zufammen 10 Rubriken bilden nebft ben 
3 Berwaltungs-NRubrilen des mag. General -Bilreans, bie Pofltionen bes Etats, deren erfte 
jedoch, wie erwähnt, ante lineam zu ftehen kommt, 


sw I — gezrr9'g | augen » aqo ; gu 
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Rechnet man zu bem vorftehenden laufenden Einnahmen ber eigentlichen Kämmerei- 
Berwaltungmit . .. . a 000 0. 658,755 Thlr. 10 Ser. 11 Pi. 
die Einnahmen ber mehrerwähnten ebgefonberten Berwal- 
tungen, nad Abzug ihrer bereit in die eigentliche Ein- 
nahme der Kämmerei verrechneten Ueberſchüſſe hinzu 
ee. 62 
jo ergiebt dies eine Gejammt- — vn . . . 857,123 Thir. 17 Sgr. — Pi. 
Werben ebenfo zu ben laufenden Ausgaben ver eigent- 
liden Kämmerei-Berwaltung mit. . » . . 650,110 Thlr. 17 Sgr. 9 Pi. 
bie Ausgaben ber qu. abgefonderten Berwaltungen, nad) 
Abzug ber in der eigentlichen Kümmerei-Ausgaberehnung 
bereit8 mitverrechneten Zufchitfje am biefelben, — 
zählt mit. . 2... — 
ſo erglebt ſich eine —— „Knsgabe von . ‚ . 
Mithin eine Gefammt-Mehr- Einnahme von 3,644 The. 23 Sgr. 2 Pf., wie oben, 
Die Summe des eigentlihen Kimmerei-Einnahme»Etats zerlegt ſich in 
652,862 Thlr. 10 Sgr. 11 Pf. am fortbauernden und 
83 5, — „ — „ am künftig wegfallenden Einnahmen. 
Die Summe des eigentlihen Kämmerei-Ausgabe- Etats zerlegt fich in 
584,066 Thlr. 2 Sgr. 7 Pf. au fortdauernden und 
66,04 „ 15 „ 2 „ cam künftig wegfallenben Ausgaben. 
Es bat übrigens der Etat im Laufe der Berathungen einige Veränderungen erlitten, fo 
daß fi) abweichend von dem in Ausführlichleit vorliegenden erften Entwurfe, dem wir bier zu 


folgen haben, 
bie Einnahme auf . . . 693,943 Thlr,, 
bie Ausgabe uf . . . 688,136 „  ftellt, 
was einen Üeberfhuß von . . 2 2 2 2 2.5807 Thle. flatt des urfpränglichen 
von nur 3644 Thlrn. ergiebt. 
Aus den Spezial» Etats theilen wir einige Säge, zunähft aus ber Verwaltung ber 
Steuern :c. (5. Abtheilung) mit. Es find veranfchlagt: 
bie Kommunal-Einfommenfteuer . auf 150,000 Tplr., gegen 177,000 Täler, im Borjahre, 





Real-Kommmmalfteuer. . .» . „ 118,000 „ „ 115,000 „ n 
Einzugsgelder . » 2» 2.0. m 1400 „m 10,000 „ Be 
Hausſtandsgelder » 2 2 0 10,00 4 6,000 „ " 
Sundefluer . - - 2 2 00 5,20 „ " 5,200 „ Re 
Tanzfleur . 2» 200000 1,600 „ " 1,500 „ " 
Brennmaterialienfteuerr . . . „830,000 „ . 32,000 „ ” 
Steuer von eingebrachtem Wild , 3,70  „ pr 3,000 „, * 
Steuer v. eingebr. fremd. Bieren „, 1,900 „ . 2,000 „ Pr 
Zuſchläge auf bie Braumalgftener „ 18,20 „ „20,000 „ re 
Mahlſteuer . . „» 2,20 „ * 42,000 — 
Kommunalzuſchlag auf bie Mat. 
fiener . . i » 070 „ 
Kommmalzufchlag gr Sqhlacht BE I : 
a „ 21220 „ „ 
Mahl u. Schlahtf.-Ucberfälife " 2,335 "” " 1,000 „ " 
Brüdenzölle und Fährgebr . „ 1032 , „ 9,800 „ ie 


Shlahthof-Gefäle . . . . u» 30 „m 1,900 „ e 
Mieth- und Pacht - Einnahmen 
für Lokale unb Pläge u . " 3,982 ” " 4,444 " ” 
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Im Ganzen find an Steuer-Einnahmen etatirt 448,435 Thlr. (gegen 463,720 Thlr. 
im Borjahre), am Abgaben und Gefällen 36,893 Thlr. (gegen 35,250 Thlr. im Borjahre). 

Unter dem Ausgabe- Titel derjelben Rubrik (Steuern und Gefälle ıc.) finden wir 
etatiet: An Königl. Grundfteuer 56,041 Thlr. wie im Borjahre ; an Bau- und Reparaturfoften 
13,953 Thlr. (darunter jedoch nur 1700 Thlr. für feftftehende), gegen 10,277 Thlr. im Bor- 

jahre; Steuer» Bonifilationen und Reftitutionen 4544 Thlr., gegen 9494 Thlr. im Borjahre; 
an abgeliefertem, für ben Banfgerehtigleiten » Ablöfungs » Fonds erhobenem Branmalz-Steuerzu- 
ſchlag 8918 Thlr. (biefer Poften follte wohl im der Linie „künftig wegfallende Ausgaben “ ge» 
führt fein, ba bie gefammte Angelegenheit georbnet if); zur Haupt » Armenkaſſe abgelieferte 
Humbeftener 4601 Thlr. und 1595 Thlr. Tanzfteuer, An ben Fonds zum Ankaufe grundfefter 
Buben (auf dem Markıe und in deſſen Nähe, Behufs künftiger Wegichaffung al dieſer veralteten 
Baraden) werben 530 Thlr. aus der Nealftener abgeführt. 

Der „Sewerbeftieuer-Zantieme-Honds“ fällt aud außerhalb der eigentlichen * 
Kämmerei:Berwaltung, baher feine 3680 Thlr. ebenfall® ante lineam etatirt find. Sein Ueber— 
Ihuß fommt bei ber Verwaltung ber verjdiedenen Einnahmen und Ausgaben zur Verrechnung. 

Daffelbe gilt von dem Abminiftrationsloften-Fonbs ber ſtädtiſchen Bank und ver 
Käbtifhen Inſtituten-Hauptkaſſe, die ebenfalld num durch ihre der Kämmerei zufließen- 
den Ueberſchüſſſe mit biefer in Beziehung ſtehen. Es find ante lineam etatirt: 

für die ſtädtiſche Band Einnahme 81,508 Thlr., Ausgabe 50,481 Thlr. 
für die Inft.-Dauptlaffe u 1140 „ pr ige 

An Koften für unter dem Titel „Berwaltung bes fläbt. Grund-Eigenthbums“ find 
u. a. etatirt 2538 Thle. für die Promenade, 167 Thlr. an Öffentlichen Abgaben und Laften, 
für Bereinigung der Gebäude 1 Thlr. (gegen 11’, Thlr. im Borjahre). 

Die Jurisdiktionskoſten flellt ver Etat auf 11,813 Thlr. gegen 11,592 Thlr. im 
Borjahre, die Koften der örtlihen Poligei-Berwaltungauf 6246 Thlr. gegen 6577 Tplr. 
im Borjahre; die Beldftigung der Gefangenen x. auf 1749 Thlr. gegen 3340 Thlr. 
im Borjahre. 

Für Elementar-Unterrict find etatirt: an Befoldungen 34,819 Thlr. und 120 Tpir. 
künftig wegfallende, an Miethzinfen für Schullolale 895 Thle., auf Lehrmittel 564 Thlr., Ber 
heizung und Bereinigung ver Schullofale 1484 Thlr., an Penfionen 1545 Thlr., an Baukoften 
10,323 Thlr. 

Die Berwaltungen der vorhin erwähnten, ante lineam geführten Kirch⸗, Schul», Hoſpital⸗ 
und Bibliothek - Kaffen etatirt fih zufammen mit 74,918 Thlr. Einnahme und 94,341 Thlr. 
Ausgabe, und entfallen hievon an Ausgabe für die 5 Höheren Lehranftalten 67,017 Thlr. 
gegen eine Einnahme von zufammen 56,091 Thlr., nämlich für 

das Eliſabeth -Gymnafium . . 14,279 Thlr. 24 Sgr., Ausgabe 12,329 Thlr. 9 Sr. 


„» Magbalenen- ce BI u 4 er 11,73 „21 „ 
die höhere Töchterſchuſle . . » I u — mn n 1532 u — 
„  VBürgerfäuleL .. 1592 „ U „ „ 140 „4, 
" Bürgerſchule UI. .. 12,387 „ 19 „ " 963 „17. 


Einen Koftenaufwand von 14,308 Thlen. allein für Löhne und Remmmerationen veran- 
Ihlagt das Nahtwah-Wefen, dazu 1972 Thlr. an Belleidungstoften; die Unterhaltung 
ber Feuerlöſch⸗ Geräthe 4302 Thlr. gegen 4621 Thlr. im Borjahre; die Unterhaltung ber 
Feuerwachten, die Auftellung von Proben und die Anihaffung von Modellen bezüglih des 
Löichweiens 1600 Thir. 

Die Straßenbeleudhtung etatirt für Gasbeleuchtung 17,967 Thlr., für Delbeleud- 
tung (im den entfernteren Borftäbten und am einigen bejonberen Stellen) 8337 Zhlr. 
(gegen 9355 Thlr. im Vorjahre). Für Bereinigung ber Strafen ꝛc. find 8515 Thlr. 
angefett, gegen 9100 Thlt. im Vorjahre. Die Pferde des Marftalls verurfahen 5626 Thlr. 
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Unterhaltimgstoften, gegen 4782 Thlr. im Borjahre; bie Wagen umb übrigen bezügl. Geräth- 
ſchaften 1275 Thlr. Die Löhne und Remunerationen betragen beim Marftallweien 4471 Chlr. 

Für Unterhaltung der Straßen und Pläge etatirt bec Bau - Titel 35,045 Tälr., 
darunter 33,200 Thlr. fir, gegen 27,865 Thlr. im Borjahre; zur Unterhaltung ber Rimmflein- 
Brüden und Kanäle 5750 Thlr., darunter 2000 Thlr. fir, gegen 3269 Thlr. im Vorjahre; 
zur Unterhaltung ber Straßen + Alleen 400 Thlr., zur Unterhaltung der Ufer, Dämme, Wehre, 
Werber, Reben, Fluthrinnen und Schleußen 6300 Thlr., gegen 6780 Thlr. im Borjahre; zu 
Unterhaltung ber Brüden nur 1770 Thlr., gegen 6700 Thlr. im Borjahre; für Straßenbe- 
nennungs» und Warnungs- Tafeln 200 Thlr.; an Fewerangs- und Betriebsloften für Dampf- 
mafchinen und Waſſerkünſte 2200 Thlr.; zu Unterhaftung ber Wafferleitungen, öffentlichen 
Brunnen und Röhren 2200 Thlr. fir und 4115 Thlr. vorübergehend, gegen 3784 Thlr. geſammt 
im Borjahre; zu Unterhaltung bes Arbeitszgeuges 1500 Thlr.; für aufßerorbentliche unvorher⸗ 
gejehene Bau-Ausgaben 10,000 Thlr. wie im BVorjahre. 

In der Berwaltung der Militair-Angelegenheiten betragen bie Verpflegung: 
und anderen Koften für Einquartierte 4719 Thlr., nach dem vorjährigen Etat 4644 Thlr.; bie 
Ausgaben „für ſonſtige militairifhe Zwecle“ 9791 Thlr., im Borjahre 9843 Thlr. 

An Befoldungen find etatirt 
für das Magiftrats-Kollegium . » + . . 13,600 Thlr. gegen 13,400 Thlr. im Borjahre, 

Beamtete und Unterbebienftete beffelben 

(2225 Thlr. vorübergehend) . . 6058 „ „ 59155 „ m 
Bireaubeamtete unb Unterbebienftete bes 

Stabtverorbneten » Kollegium . „ 1,90 „ ü 1950 „ r 


zufammen 76,078 Thlr. gegen 74,505 Thlr. im Borjahre. 


An Benfionen find etatitt - » 2 0... 4,558 Thlr. gegen 4,201 Thlr. im Borjahre, 
Unterflügungen . © > 2 2 0 nn. 8428 „ „ 3404 „ " 
zujammen 7,981 Thlr. gegen 7,605 Thlr. im Borjahre. 
Unter dem Titel „allgemeine Berwaltung verſchiedener Einnahmen und 
Ansgaben“ find etatirt: für Beſoldungen, Diäten, Reiſekoſten ꝛec. 6700 Thle.; auf Amtsbe- 
bürfnie 5372 Thlr.; für Wahlen 1060 Thlr., barumter 960 Thlr. vorübergehend, wie im 
Borjahre; an Öffentlichen Abgaben und Laften 2445 Thlr., gegen 2210 Thlr. im Borjahre; au 
Zuſchüſſen, Beiträgen und Eutſchädigungen 87,023 Thlr. (darımter 10,489 Thlr. vorilbergehend), 
gegen 94,118 Thlr. im Vorjahre, und sub „Insgemein” 150 Thlt., gegen 7289 Thlr. im 
Borjahre. 
Diefe „Zuſchüſſe“ fummiren ſich wie folgt: 
fir bie Hanpt» Armenlaffe . » » x. . 26,602 Thlr. 
das Armenbaus . 2 2 2 2 2 2.192842 „ 
das Arbeitehbau® „2 2 2 2 20. 887 


bie Gefangnen » Kranfenanftalt. . . . 4045 „ 
das Krankenhofpital „Allerheiligen“ . . 16,779 „ 
das Hofpital zu „11,000 YIungfranen“ . 205 „ 
bie Kirche zu „Eliſabeth . 2» 2.4207 „ 
bie Kirche zu Beruhardin . . .. 1769 „ 
die Kirche zu „11,000 Jungfrauen“ . . 880 „ 
die Kirche zu „Ehriftophori” . . . . 154 „ 
bie Kirche zu Barbara . x... . 435 „ 
die Kirche zu „Salvator . . . .. 368 „ 
bas Gymnafium zu „Eliſabeth . . . 1,960 „ 
das Gymnaftum zu „Magdalena . . 281 „ 
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bie höhere Töchterfhule - » » . . . 1,841 Thlr. 
bie höhere Bürgerfhule I.» - » » » 1159 „ 
bie höhere Bürgerfchule U a, | pe 
bie Rhebiger’iche Bibfiothet — 410 „ 

Zufammen unter Zurechnung ber hier weggelaffenen Silbergroſchen und Pfennige 
83,569 Thlr. 4 Sgr.9 Pf. Das Uebrige mit 3453 Thle. 29 Sgr. 7 Pf. zur Totalſumme 
ſind Beiträge und Eutſchädigungen an Inſtitute und Stiftungen, welche mit der Kämmerei in 
leinem engeren Zuſammenhange ſtehen. 

Die Ausgaben für das Stadtſchuldenweſen veranlagen ſich im Einzelnen auf 

409 Thlr. 28 Sgr. an alten Renten und unablöslichen Ziuſen, 
3% „ 15 „ am Zinjen von unfünbbaren Kämmerei-Obligationen, 
an Zinfen von Breslauer Stadt-Obligationen, 


1,65 „ 24 „ am BZinfen wow baar geleifteten Beamten-Kantionen, 
A555 » — „ me Tilgung ber Kämmerei-Schulden, 
432 „ 10 „ für Boniflfationen und Amtsbebürfnifie, 


zuf. 116,165 Thlr. 17 Sgr., gegen 116,837 Thlr. 12 Sgr. im Borjahre. 
Die Ermäßigung rührt weientlih ans der Stabtobligationen-Berzinfung her. 





Bericht über die Strapen-Beleuhtung und die Verwaltung der Gasanſtalt 
in Görlig für dad Jahr 1856. 


Die Straßen-Beleuhtung wird feit dem 6. November 1854, dem Tage ber Eröffnung 
der Gasanſtalt, durch diefe ausgeführt. Die Refultate, welche bie Verwaltung ber Gasanftalt 
geliefert hat, find von Anfang an höchſt glüdliche gemwefen und verbienten dieſe Bezeichnung 
namentlich auch für das Jahr 1856. Die Verwaltung zerfällt in vier Theile: 

I. Der Betrieb. a) Lonfum Am Schluffe des Jahres 1855 mwurben bereits 
gebrannt: 249 Flammen für 277 Privatperfonen und 400 öffentliche Straßenflammen, zuf. 
289. Dazu traten im Laufe bes Jahres 1856 846 Flammen für 89 Privatperfonen und 24 
öffentliche Straßenflammen, zuj. 985. Am Iahresihluß 1856 waren mithin vorhanden: 3343 
Flammen für 366 Privatperfonen und 424 dffentlihe Strafenflammen, zuſ. 3767. Durd 
biefelben find 9,046,400 Kubilfuß Gas, auferbem aber duch unvermeibliche Berlufte, Zufälle 
x. 514,000 Kubitfuß fonfumirt werben. 

b) Produktion. Am 1. Jan. 1856 wies der Stationgmefjer 3,044,980 Kubiffuß Gas 
nad, am 31. Dezember 1856 ſtand er auf 12,605,490, mithin find im Laufe bes Jahres 
9,560,510 Kubilfuß Gas probucirt worden. Zu biefer Probuftion wurben 7402%, Tonnen 
größtenteils niederſchleſiſche Steinlohlen verbraudt, zur Reinigung des Cafes außerdem 248%, 
Tonnen Kall (auf 38,492,.3, Kblf. Gas eine Tonne) und zur Unterfenerung 3806 Tonnen 
Koals verwendet, Die Koften der Produltion (inkl. Generaltoften) betragen nad dem Betriebs- 
Abſchluſſe vom Jahre 1856 pro 1000 Kblf. Gas 1 Thlr. 21 Sgr. 5 Pf. 

c) Neben⸗Produkte. Die bei ber Gasbereitung gewonnenen Nebenprobulte beftehen 
in: Koals, Brenze, Theer, Ammonialwaſſer, Ammonialſalz und Grünkall. An Koals wurden 
8674°/, Tonnen gewonnen. Davon wurben 3306 Tonnen zur Unterfeuerung ber Retorten 
verbraucht und 3710, Tonnen wurben verlauft, die Tonne zu 15, fpäter zu 18 Sgr. Es 
blieben alfo Beftand 1158%, Tonnen. Als Breuze wurben gefammelt und zu 9 bis 10 Sgr. 
pro Eonne verkauft 798'/, Tonnen. An Theer wurden 438 Tonnen probucirt unb zum 
Durchſchnittapreiſe von 4 Thlt. 11 Sgr. 4 Pf. hauptſächlich am eine Dachpappen » Fabril in 
Sagan verlauft. An Ammonialwaſſer, weiches ſich als wirkfames Düngungsmittel, beſonders 
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fir Wiefen, bewährt hat, wurben 345 Tonnen, die Tonne zu 5 Sgr. verkauft. Da jedoch ber 
niebrige Preis von 5 Sgr. pro Tonne nur geringe Erträge liefern konnte, jo wurde eine Quan⸗ 
tität Ammoniahwaffer unter Zufag von Schwefelfäure zu Schwefel-Ammoniatjalz abgebampft. 
Auf diefe Weife wurden aus 123 Tonnen Ammoniatwaffer 29 Etr, Pfd. Schwefel-Ammo« 
niaffalz erzielt und ber Centner mit 6 Thlr. verkauft, wodurch bie Berwerthung bed Ammonial- 
waſſers fih auf 22 Sgr. 3 Pf. pro Tonne fleigerte. 

d) Retorten und fonflige Apparate. Im Jannar 1856 hatte ein Steigrohr am 
Kondenfator durch eine Senkung des Retorten-Gebäubes einen Riß erhalten; bie Ermenerung 
erfolgte ohme große Gasverluſte. Die Retortenöfen mußten im Berhältuiß von 2 zu 7, bie 
Ehamottretorten im Verhältniß von 1 zu 5 ermeuert werben. Im Laufe des Jahres wurde 
auch ber zuerft erbaute, aber nicht abnahmefähig befundene Gasbehälter von ber dazu verpflich- 
teten Mafchinenbau-Anftalt befeitigt und ein neuer Gasbehälter bergeftellt. Beide Gasbehälter 
find nunmehr von ausgezeichneter Arbeit. Bei der Hauptrohrleitung, deren Unterhaltung im 
Jahre 1856 104 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf. koſtete, ift nur eine größere Reparatur im Folge bes 
Springens eines Azölligen Rohre auf dem Marienplage nöthig geweſen. 

e) Betriebs:Einnahmen und Ausgaben. Die Einnahmen pro 1856 betrugen 

1) für Gas von Privat-Konfumenten . . . 13,470 Thlr. 21 Sr. 9 Pf. 
2) für Gas zur Straßenbeleuchtung. » » 4% „ 19 „ 6, 
3) für die Neben-Probule - » 2... 721 „ 0 „5, 


Summa . . 25,668 Thlr. 21 Sgr. 8 Pf. 
Die Ausgaben: 

1) für Kohlen ... „2 0. 8,508 Thlr. 29 Ser. 6 Pf. 
2) für Koals zur Unterfenerung . ea BR Een 
3) für den Kalk zur Reinigung des Gafes . 2... 18,8, 
4) Urbeitslöhne . . . 147 „ 10,6%, 
5) Unterhaltung ber Apparate und — . 10% „ 25 „ 9. 
9 Gehalte und Bilreanloften . . x... 248 ,„ 5 „U, 


Summa . . 16,855 Thlr. 19 Sgr. 4 Pf. 
Der Ueberfhuß ber Einnahmen über bie Ausgaben beträgt alio 8813 Thlr. 2 Sr. 
4 Bf. Ein Theil diefes Ueberſchuſſes wird jedoch durch Berzinfung und Amortifation bes von 
ber Kämmereilaſſe vorgefhoffenen Anlagelapital® der Gasanftalt abforbirt. 
Diefes Anlagelapital betrug urfpränglih - « = . . . . 118,200 Thlr. 
hiervon waren bis Ende 1855 getilgt - © 2 2 2 0 nenn. 1L182 „ 


e8 blieben alfo zu verzinfen und zu amortifiren 117,018 Thlr. 
Nah dem Amortifationsplane zahlte bie —— am Jahres⸗ 
fchluffe 1856 einen Amortiſationsbetrag von ... .. 1,229 Thlr. 28 Sgr. 


wodurch die — auf 115,788 Thlr. 2Sgr. 
reduzirt wurde. Außer dem Amortiſationsquantum von 1229 Thlr. 28 Sgr. hatte die Anftalt 
als Zinfen der Anlagefhuld zu 5 pEt. an bie Kämmereilaſſe zu zahlen 4680 Thlr. 2 Sgr., es 
lamen aljo durch biefe Zahlungen 5910 Thlr. von den Weberfhüffen zur Berwenbung. Der 
Reſt dieſer Ueberfchüffe per 2908 Thlr. 2 Sgr. 4 Pf. wurde nad ben bierliber getroffenen 
Beflimmungen für künftige Erweiterungen ber Anftalt zur Dispofition geftellt. 

II. Die Bermiethung der Gasmeffer. Um ben Privatgas - Konſumenten bie 
Anwendung von Gasmeſſern zur Feftfiellung ihres Verbrauchs zu erleichtern, kauft die Anftalt 
die nöthige Anzahl derſelben am und vermiethet fie nad einem deshalb feftgeftellten Tarif an 
die Konfumenten. Auf viefe Weije waren bis zum Schluß des Betriebsjahres 1856 im Ganzen 
361 Stüd Gasmefjer für 6169 Thlr. 14 Ser. 9 Pf. angelanft und vermiethet worben, Zur 


‘ 
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Anfhaffung der Gasmeſſer hat bie Kämmereilaſſe einen Vorſchuß geleiftet, ver aus dem Ertrage 
ber Miethe verzinft und alljährlich, foweit mach der Dedung biefer Zinfen und ver Unterhaltungs- 
foften noch Ueberſchüfſe bleiben, amortifirt wird. Im Jahre 1856 betrugen die Miethsgelder 
für die Gasmeſſer 973 Thlr. 20 Sgr. 6 Pf.; der Vorſchuß der Kämmereilaſſe, der am Schluß 
bes Jahres noch zu tilgen blieb, belief fi auf 4994 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf. 

UL Die Einrihtung der Gasleitungen. Nach bem Regulativ der Gasanftalt 
find bie Privat-Gaslonfumenten daran gebunden, bie Einrichtungen für ihre Gasbeleuchtung 
von ber Anftalt felbR ausführen zu laffen. Im Folge diefer Beftimmung hat bie Anftalt im 
Jahre 1856 allein 89 und feit ihrem Beftehen überhaupt 377 Privat » Gaseinrihtungen ange- 
fertigt. Die Einnahmen und Ausgaben bei biefem bejonberen Geſchäft, welches gleichfalls mit 
Borjchüffen der Kämmereilaſſe betrieben wird, betrugen. im Jahre 1856 die Einnahmen für 
gefertigte Gasleitungen 14,873 Thlr. 9 Sgr. 11 Pf. Ausgaben für angelaufte Materialien 
11,201 Thlx. 6 Sgr. 2 ®f., fr Unterhaltung ber Geräthe 729 Thlr. 11 Sgr. 5 Pf., Ber- 
zinfung des Vorſchuſſes der Kämmereilaſſe 311 Thlr. 7 Sgr., zufammen 12,241 Thlr. 24 Sgr. 
7 Pf. Die Einnahmen überftiegen hiernad bie Ausgaben um 2631 Thlr. 15 Sgr. 4 Pf. 
Dagegen bat ſich der Werth der Beftände an Materialien im Laufe des Jahres um 1912 Thlr. 
28 Sgr. 5 Bf. vermindert, jo daß ber reine Gewinn filr die Anftalt nur 718 Thlr. 16 Ser. 
11 Pf. beträgt. 

IV. Die Erweiterung und Bervolllommnung ber Anlage felbfl. Um 
für die fletige Erweiterung und Bervolllommmung ber ganzen Anftalt und namentlich für bie 
Berlängerung ber Hauptrohrleitungen bisponible Kapitalien zu befigen, werben bie Ueberfchüffe 
bes Kontos für die Einrichtung der Privat-Gasleitungen, ſowie bie Ueberſchüſſe des Betriebs— 
Kontos, foweit diefe nicht zur Amortifation des Anlagelapital® zu verwenden find, in einem 
befonderen Fonds angefammelt. Die Berwaltung biefes Fonds bat am Yahresjchluffe 1856 
Folgendes ergeben: 

Die bereits in dem Borjahre aufgefammelten Ueberfhäffe betrugen 


6108 Thlr. 6Sgr. 6 Pi. 

Dazu kamen im Jahre 1856: 
a) bie Ueberſchüſſe ans dem Betriebs-Konto . . . . 2908 „ 2 „ 4, 
b) besgl. aus dem Gasleitungslonto . » » x... 718 „16 „ 1, 


find 9729 Thlr. 25 Sgr. A Pf. 
Hiervon wurben im Jahre 1856 auf Erweiterungen ber 
Rohrleitung und Aufftellung von Laternen ausgegeben . . . . 357 „ 1, 6, 


es bleiben daher bisponibel 6572 Thlr. 23 Sgr. 10 Pf. 

Die Anftalt ſteht umter Leitung eimes Imfpeltors, neben welchem ein Buchhalter, ein 

Berkmeifter, ein Kontrolleur, ein Bote und acht Laternenanzlinder angeftellt find. Schließlich 

ift noch zu erwähnen, daß ber bisherige Juſpektor (Kühnel) fein Amt nieberlegte und im feine 
Stelle ein anderer Imfpeftor mit 600 Thlr. Gehalt angeftellt wurbe, 


Einige Worte über die Armenpflege in Plauen, 


Denn bei ber Beurtheilung irgend einer Brauche ber Öffentlichen Verwaltung bie in 
ben betreffenden Rechnungen befindlichen Zahlen gewöhnlich ben ficherften Anhalt} bieten, fo 
dürfte andy hier behufs der Beurtheilung der Armenpflege in Plauen bie Veröffentlichung eines 
Rehnungsanszugs wicht ohne Imtereffe fein. Diefer Auszug iſt ans der Rechnung über bie 
dafige Armienlaffe auf das Jahr 1858 entnommen und geftaltet fich folgendermaßen: 


Bi... 2 


4. ECinnahme. 
Kapitel J. 85 The. 15 Nor. — Pf. Kapitalzinſen. 
" u. 56 7 15 "” — — Pacht ⸗ und Miethzinfen. 
„m 92 „1 „3 „ Studtiſche Anlage für die Armenlaſſe. 
„IWW. 82 „ —, — „ Beiträge aus milden Stiftungen, 
„ V. 8 „ 25 7 Legatzinſen. 
„VI. 49 „ 17 „u 1. Bon Kauſen uud Befiuuenäubermagen. 
" vu. 127 ” 20 ” — 7 Bon mu auziehenden Bürgeru und Schutz · 


verwandten. 

„VII. 72 „17 „8, Bon Jnunungen. 

„TR. 6 „23 „ 2 „ Bon Kommunifanten. 

„L 6 „ I. 5 „ Bon Trauungen unb Kindtanfen. 

„XL 137 0,018, 4 Bon Schenswürbigteiten, Schauſpielen und 
Tanzvergnügungen. 

„AL 1 „14 „ 4 „ Steafgelbe. 

„Zul. 6 „ 8 u — u Gecſchenle. 

„ XIV. 14 „ 27 „ 6 „  NRefitutionspoflen, insbeiompere reſtituixtes 


Almojen, 
„XV. 689 „ 14 u 2 „  Berbienfigelber ber im Armenhauſe Unter 
gebrachten, 
„XV. 8 u Bm — u Berpfleguugsbeiträge, 
v» KVU.206 „» Tu — 0,4 Diverfe Einnahmen, namentlich 
69 u» — u — „vyon Jagdkarten; 
130 u 5 »„ — u bon ber Hunbefteuer; 
6 „ 2 u — „ Erlöos aus dem Berlaufe zu leicht befunbener 


und deshalb Lonfiszirter Butter, 
Rapitel XVIII. 826 „ 15 „ 1, Raflenbefland vom Jahre 1856. 





Summa 4052 Thlr. 3 Nor. 3 Pf. 


B. Ausgabe. 
Kapitel I. 305 Thlr. — Nor. — Pf, Befolbungen. 
„ 14 „ 10 „1. Acrztliche Hilfe und Arzuneien. 
- DB — 4 ,„ Steuern unb Abgaben. 
„ V. 91 „ 4 „ 1 ,„ Bauaufmanb, 
„U Bu 6.8. Erhaltung bes. Jubentars 
„ VL 64 „ 2 u 7 ,.  Laufenbe Almofen. 
„VM. %,. 3. 6 „ Unterfägungen auf Zeit, 
„VOL 34 „ 16 „5 „ Beitrag zu Bagrähniſſen. 
„IN. 64 „ 16 u Tr Beitrag zu Belleivungen. 
‚X. 18, Bu. 83. Heizung und Beleuchtung fürs Armenhaus, 
„XI. 250 „ — u — „ Fr die Kinderbeſchäftigungsanſtalt. 
„Xu 59 „ 36 u 4 „ Für Berpflegung ber in Landes» und 
anbern Anftalten Berjorgten. 
„KIM. 125 „ 9 „ 5 „ Für Unterhaltung des Armenhaufes, Be- 


Pöftigung ber Armenhausbewohner xc. 
[7 XIV. 16 „ 25 „ 5 " Insgemein. 


Summa 3716 Thir. 27 Ngr. 6 Bi. 





— — — 


Ab ſchluß. 


4052 Thlr. 3 Nor. 3 Pf. Einnahme, 
316 „27 „6 „ Ausgabe. 


33 Thlx. 5 Nor. 7 Pf. Behand. 

u einigen Pofitionen dieſes Rechnungsauszugs iſt Folgendes zu bemerlen: 

3u XV. ber Einnahme. Im Jahre 1849 wurde von biefiger Stabtlommune zur Unter. 
bringung ber Obdachloſen ein Haus angelauft. Damit aber biefe® Hans nicht in ein gewöhn- 
liches Spital ausarte und dadurch bes eigentliche Zwed verloren gebe, hielt man bei Einrichtung 
diefer Anftalt bie Anſicht feſt, daß die darin Untergebrachten auf geeignete Weije beichäftigt 
werben jollen unb den Unterhalt foweit möglich felbft zu verdienen haben. Diefer Zwed ift in 
erfreulicher Weiſe zum großen Theil erreicht worden. Die Untergebrachten, mögen fie als Korret- 
tionäre ober ala blos Obdachloſe zu betrachten fein, werben regelmäßig beichäftigt, bitrfen ohne 
befoudere Erlaubniß des Hausaufſehers bie Anflalt nicht verlaffen umd werben vollſtändig be- 
föftigt, die Speifen aber auf Rechnung des Armenhaufes aus der dem biefigen Frauenvereine 
zugehörigen Öffentlichen Speifeanftalt bezogen. Der Uebervervienft, d. h. dasjenige, was ein 
Untergebradhter mehr verdient, als zur Beftreitung feiner Unterhaltung erforberfich ift, wirb dem⸗ 
felben gut geſchrieben und bei feinem Austritte aus der Anftalt eingehänbigt. Hierdurch ift 
ſchon Manchem bie Möglichkeit gewährt worben, ſich wieber eine ſelbſtſtändige Subfiftenz zu 
verjchaffen und das Selbfivertrauen, defien Mangel ihn der Öffentlichen Armenpflege überlieferte, 
wieber zu erfongen. Reicht der Berbienft der Untergebrachten zur Beftreitung bes Lebeusbedarfs 
nicht aus, ſo wirb ba® fehlende von der Ortsarmenlaſſe zugeſchoſſen. Mag nun auch der zum 
let beregte Hall die Regel bilden und dadurch der Ortsarmenkaffe eine Mehransgabe von 
jährlich 600 bis 700 Thr. erwachſen, jo ift doch der Einfluß, welchen das Armenhaus und bie 
barin eingeführte, Disziplin auf eine gewiffe Kaffe der Einwohnerſchaft ausübt, bei Weiten 
höher als dieſe figamgiellen Opfer in Anſchlag zu bringen, insbejonbere zu gebenten, daß das 
Bettelweſen feit Einrichtung jener Anftalt nad und nad faft gänzlich nachgelaffen hat. 

Zu I ber Ausgabe, In biefer Poſition find 150 Thaler feſte Beſoldungen für bie 
ärztliche und wunbärztliche Armenpraris mit enthalten. Während früher die Aerzte und Wunb- 
ärzte nach den von ihmen eingereichten Liquidationen aus ber Armenkaffe remumerirt wurben, 
bat man flatt deſſen feit einigen Jahren dieſelben firirt und dabei bie Erfahrung gemacht, daß 
das Firum geringer ſich beläuft, al® das Fazit des freien Fiquibirens, abgejehen von bem Bor- 
theife, daß man jetzt bei Gefuhen um Gewährung unentgelblicher Kur bei Weiten liberaler 
als früher verfahren kann. 

Zu VL ber Ausgabe. Der Betrag ber jährlihen Almofen eriheint im Verhältniß zu 
ber auf mehr als 14000 Einwohner ſich belaufenden Bollszahl hiefiger Stadt als fehr gering. 
Der Grund hiervon ift darin zu fuchen, daß die ſämmtlichen Exziehungsbeihülfen fir hülfsbe— 
bürftige Kinder nicht von ber Armenlaſſe bezahlt, fondern auf bie beſouders bazu beflchende 
Leißnerſche Stiftung übernommen werben, biernächft aber darin, daß bie Armendeputation den 
Grundſatz feſthält, baare Geldunterflügungen, befonder® Tanfende Almojen in Geld nur in 
äußerft dringenden Fällen zu bemwilligen, vielmehr in der Regel die Unterftügungen mit Bil- 
tyalien umd bergl. vorzuziehen. Hierzu ift bie Depntation durch fo manche traurige Erfahrung 
gebräugt worden. - 

Zu XL. der Ausgabe, Die bei biefer Poſition erwähnte Kinderbeihäftigungsanftalt ift 
ein Inftitut, welches die Aufgabe hat, Kinder armer Eltern, die vielleicht ſelbſt micht im Stande 
find, ihre Kinder zu beauffichtigen, des Tages über aufzunehmen und zu beſchäftigen. Diefe 
Anftalt, welche im Jahre 1844 begründet worden ift, befindet fi im einem unentgelblich ge- 
mwährten öffentlichen Lolal und ſteht unter ber Leitung eines Aufjehers nnd einer Aufſeherin. 
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Zur Zeit find darin 152 Kinder anfgenommen. Die Kleinen erhalten ihren Berbienft unge 
kürzt und werben überbies jedes Jahr zu Weihnachten durch eine Chriſtbeſcherung erfreut, deren 
Fond durch freiwillige Liebesgaben hiefiger Einwohner gefpendet wird, Der Segen, ben bie 
Anſtalt ſchon bis jetzt geftiftet hat, ift unverlennbar groß und um fo nachhaltiger, ba bie Er- 
ziehung und Beflerung von der Wurzel aus beginnt umb ber ausgeftreute Samen einen em- 
pfänglichen und fruchtbaren Boden findet. — 





Rehnungs-Refultate ded Nürnberger allgemeinen Kranken » Unterftügungs : Vereins 
für das 15te Verwaltungsjahr pro 1857/58. 
A. Einnahme. 

1) Attivtaſſabeſtand des Borjahte® - - - 2 200 oe nn. 
2) An wöchentlichen Bee. 2 2 2 men ne na 

3) Au Beiträgen zum Fond..83 =, 
9 An Repltehluien .- . on 0 2 00 ee nee 1 

5) An Einfchpreibegebühren ee Tee Fahr 22, 2. 
6) An Erlös für Aufnahmefheine - = 2 = rennen nn IB, 
7) Un iüdvergltungen - - oo 2 0 0 ee ern. 150 „ 16 „ 


8) An befonderen Einnahmen . © 2 2 2 000 nen nn 3 —u 
Summa aller Einnahmen 2 ‚078 8. 35 ft. 
B. Ausgabe. 
1) Auf geleiftete Unterftügungen an 1100 Mitglieder . . . 18,016 5. — Kr. 
2) Auf Rüdvergütung verftorbener Mitglieder gemäß $. 4. "der Statuten . 211, —u 
3) Desgl. aus dem Fond gemäß $. 27. der Statuten . . . . 210, — u 
4) Auf uneinbringliche Beiträge geftrichener BER; a EZ 47. 31, 
5) Erfagleiftungen . . ; ee 2 —n 
6) Auf Zinfen von beponirten Rautions-Rapitalien are Beer 21, ” 
7) Auf Regie er .. .. 1,390 " 24V, /ınm 
Gamma aller Ausgaben 31 SITEL, 55, it. 
Abſchluß. 


Einnahmen . » » . 52,078 Fl. 36 Kr. 
Ausgaben . » . . 21817 „ 55a „ 


Altivla abeſtand Fl. 39%, Kr. 
wovon dem Reſervefoud 3052 Fl. 20 Kr. jugehören. 
Bermögens- Ausweis. 
a) Zu 4 pCt. — angelegt BR 1. TUR a ——— 28,900 öl — fr, 
b) Zu 4', pt. des ag z 5 1,100 , — , 
ec) An ae sr % Raffa a 2'260 ! ‚39‘, BR 
Summe ı wie "oben BIVPIFIFL TREUE 7 
Stand der Mitglieder. 
Am Schluffe des Verwaltungsjahres 1856/57 war ber Stand ber a: . er 
617 


Im Laufe des Jahres 1857,58 wurden aufgenommen . . » 
Gefanmtgaht 4502 
Davon gingen im Laufe dieſes Jahres ab 


a) durch freiwilligen — und buch N: are SO 
b) durch Zob . . — a a ee a 


umma 
Es gehen fomit auf das Jahr 1858/59 über 4361 
Davon find in = Kafe . . . 1211 


" " " — — - 1367 

.. 2 Ei ne 8 

Summa 5173 

Im * Klaffen zugleih find . . 812 
Perjonenzahl 
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III. 
Monats - Chronik. 


Königreich Preußen. 


a. Of- und Weflpreußen. 


Königdberg im Juni. Der Stabtverorbneten » Berfammlung wurbe im ihrer Situng 
am 1. d. M. mitgetbeilt, daß bei ber Revifion der Stabthauptlaffe am 16, Mai ein Beftand 
von 31,899 Thlr. 9 Sgr. 8 Pf. vorhanden war. — An diefem Tage wurbe bei dem Leihamte 
ein Beſtand von 759 Thlr. 4 Sgr. 10 Pf. vorgefunden. Auf Pfänder landen aus 60,989 Thlr., 
vorigen Monat belief fih die Summe anf 61,011 Thlr. 20 Sgr. Bei ber Revifion ber Spar- 
faffe wurde an diefem Tage ein Beſtand von 2529 Thlr. vorgefumnden. Das Revifionsprotofoll 
über die 12. Jahresrechnung des Vereins zur Belohnung und Berforgung trener weiblicher 
Dienfiboten pro 1. Juni 1856/57 wurde ber Verſammlung vorgelegt. Unter Anderm ergab fi 
daraus, daß 4265 Thlr. Prämien vertheilt worben find umb daß das Kapital zur Unterftügung 
derjenigen Dienftboten, welde über 10 Jahre bei einer Herrichaft gebient haben, nunmehr bereits 
auf 4803 Thlr, angewachlen if, das im vorigen Jahre erft 4531 Thlr. betrug. 

Danzig, den 23. Juni. In der geftrigen Sitzung der Stabtverorbneten flellte ber Rechtsan- 
walt Röpell folgenden von 12 Mitgliedern unterftügten Antrag: 

Die Berfammlung wolle fofort beſchließen: „Für die Stadt Danzig wirb eine Feuerwehr 
nad dem Mufter der Königsberger Feuerwehr fofort errichtet; mit ber Einrichtung biejes In- 
fituts wird eine Kommiffion beauftragt; zu Mitglievern dieſer Kemmiffion ernennt bie Ber- 
fammlung fünf Stabtverorbnete. — Der Magiftrat wird erfucht, dieſe Kommiffion aus feiner 
Mitte zu ergänzen, deren Arbeiten möglichſt zu befchleumigen und ben Organifations » wie 
Koftenplanı der Verſammlung balbigft zur Prüfung und Beftätigung vorzulegen. Motive: 
Die Ereigniffe beim Feuer am 19. Juni c.* 

Der Antragfteller fügte hinzu, daß, wenn fih auch im früheren Zeiten bie jegigen Ein- 
richtungen bewährt haben, fo fei dies boch nur bei Heinen Feuern geſchehen; bei bem letzten 
großen Brande haben bie ftäbtifchen Mittel nur wenig geleiftet, obgleih fie von Privaten und 
Militairs höchſt bereitwillig unterftügt wurden. Der Magiftrats- Rommifjarius Stabtrath 
Dodenhoff erklärte, der Magiftrat habe ſich bereits nad) einer längeren Berathung für eine Re— 
form des Feuer⸗Löſchweſens entfchieben, er halte die Ernennung einer Kommiffion für wün- 
ſchenswerth, e8 müfje an ihren Arbeiten jedoch auch der Polizei-Präfident theilmehmen. Daß 
bie jegigen Löſchmittel nicht hinreichten, läge theild daran, daß in früheren Zeiten in ber Stabt 
weniger gewerbliche Etablifjements geweſen, in denen jet fo viele feuergefährliche Gegenſtände 
anfgehäuft find, theils auch daran, daß man früher borfichtiger geweien jei. Hr. Behrenb: 
„Der Magiftrats-Kommiffarius hat verſucht, die Schuld an dem legten großen Unglüd auf bie 
Bürgerſchaft zu wälzen, es find aber jetzt in der Stadt nicht mehr fenergefährliche Borräthe vor- 
handen als früher; ich erinnere an die großen Holz-Borräthe, bie zeither im Winter in ber Stabt 
anfgeftapelt wurben. Das Recht, Fabriken anzulegen, gehört den Bürgern, und wir haben ums 
wur zu freuen, wenn fie es gebrauden. Die Schuld an dem Unglüd, welches wir alle beflagen, 
liegt anderswo. Schon im vorigen Jahre hat der Magiftrat eine Reform des Feuerlöſchweſens 
beraten; es ift aber Nichts geihehen, und Deputationen, die er nach ambern Stäbten geſandt hat, 
um bie dortigen Einrichtungen kennen zu lernen, find ohne Refultat geblieben. Jetzt veripricht 
ung der Magiftrat wieder zu berathen: wir wollen aber feine langwierigen Beratbungen, fon- 
dern Entſchlüſſe, umb daher ift unfer Antrag als ein bringlicher geftellt. Dreifach ift der Zabel, 
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ber gegen bie bisherigen Einrichtungen, wie man allgemein hört, auszufprechen if. Einmal ift 
bie Einrichtung der Apparate, insbefondere der Sprigen veraltet, daun taugt bie Organifation 
bes Feuerlöſchweſens nicht viel, und brittens ift die Disciplin bei ben Löfcharbeiten ſchlecht. Iſt 
e8 früher auch bei uns beffer gewejen, fo war bie® body nur ber fall, fo lange das alte Lehns- 
weſen beftand, das ift jetzt aufgehoben, daher müffen wir das jetzige zerfahrene Weſen grilublich 
befeitigen. Wir find unferer Ehre ſchuldig, nicht erft zu warten, bis etwa bie Polizei ober bie 
Regierung einfchreiten.” Magiftrats-Rommiffar: „Ich glaube wohl, daß unfere Sprigen ver- 
befiert werben Fönnen, ba bie technifche Einrichtung berfelben in ben letzten Jahren durch neue 
Erfindungen vervolllommmet ift; daß fie aber bisher genügten, wird burd die Thatſache nach— 
gewieien, daß wir mit ihmen zahlreiche Heine Feuer löſchen konnten. Die Disciplin bei unſerem 
Löſchweſen war gut: es iſt leichter zu tadeln, als befier machen. Uebrigens find im der Koms- 
miffion fiir das Löfchwejen zwölf Stabtverordnete, und bie haben fi überzeugt, daß bie Ein» 
richtungen in Orbnung waren. Ich glaube, daß es unzweckmäßig ift, biefe Debatte fortzujeten 
da fie leicht zu Reibungen führen köunte; wir wollen einig fein und uns gegenfeitig unterſtützen. 
Geh. Kommerzienraty Jebens: „Ich bim entfchieven für ven Röpellſchen Antrag uub dafür, 
daß wir die Debatte fortfegen ; denn wir müflen dem Publilum darüber Rechenſchaft geben, 
wer an ber Lage der Dinge ſchuld if. Ich bin mir bewußt, daß es bie Stabtverorbneten nicht 
find; wir haben dem Magiftrat feine Ausgabe für das Feuerlöſchweſen verweigert, doch ber 
Magiftrat hat nie mehr gewünſcht, als wir bewilligt, Wir dürfen uns nicht auf das Berjprechen 
verlaffen, daß im Magiftrat für die nothwendigen Berbefferungen gejorgt werben wirb, fonbern 
felbft die Initiative ergreifen. Was gefchieht, muß aus unferer Mitte gefchehen. Wir dürfen 
uns aber nicht auf eine nene Feuerlöfhorbuung beſchräulen, ſondern auch für eine beffere fläd- 
tiſche PolizeirBauorbnung forgen, damit nicht länger Spiritus und Steinkohlen mitten im ber 
Stadt umter Pappdächern lagern.” Tie Berfammlung erhob fchlieflih den Röpellſchen Antrag 
einftimmig zum Beſchluß, und erwählte für die votirte Commiffion bie Mitglieder Röpell, Jebens, 
Behrend, Krüger und Barendt. — Im berfelben Sitzung wurbe noch ein Daul ſämmtlichen 
Mititärperfonen, der biefigen Bahnhofs » Infpeltion, der Königsberger Feuerwehr und dem El— 
biuger Feuerlöihungs-Berein u. |. w. für bie große Hülfe, die fie beim Feuer am 19, Juni c. 
gewährten, votirt und der Magiftrat erfucht, dieſes den Betreffenden mitzutheilen und eine be- 
fonbere Beröffentlihung dieſes Daufes zu bewirken. 


Elbing, im Juni. Ans der Sitzung der Stabtverorbneten-Berfammlung vom 11. d. M. 
ift zu berichten, daß felbige von ber Mittheilung des Magiftrats, daß ber verftorbene Rentier 
Herr Joſeph Welte 6000 Thlr. dem St. George-Hofpital und 400 Thlr. zur fofortigen Ber- 
theilung am bie Hofpitaliten des St. Elifabeth., George-, Heil. Leihnam- und Peſtbude⸗Hoſpitals 
vermacht hat, Kenntniß nahm und ſich für die Annahme des Legats der 6000 Thlr. unter ben 
ZTeftaments-Bedingungen erklärte. — Bon den Revifionsberichten der Sparkaffe pro Mai und 
bes Leihamts pro April und Dlai c bat bie Berfammlung Kenntniß genommen. Die Sparkaffe 
bat einen Beftand von 328,233 Thlr. 21 Sgr. I Pf., das Leihamt auf 8063 Pfanbftüde 
20,735 Thl. gegeben. — Ein Antrag, die Wähler zur Stabtverorbneten- Wahl nicht wie bisher 
nah ben Einfommen, fondern nad der Steuer zu Haffifiziren, wurde dem Magiftrat 
mit dem Erſuchen überwiejen, bei der Berichtigung der Wählerliften darauf Rückſicht zu nehmen, 


Marienburg, 18. Juni. Im der geftrigen öffentlichen Sitzung ber Stabtverorbneten 
wurbe die Bürgermeifterwahl vollzogen; im britten Serutinium erhielten die Herren Stabt- 
tämmerer Horn aus Culm und Senator Steinhaufen aus Torgau jeder 17 Stimmen, Bei 
diefer Stimmengleichheit entichied das Loos für Stadtlämmerer Horn. — In der Stabtverorb- 
netenfigung am vergangenen Dienflage wurden zwei Deputirte gewählt, um höhern- Orts in 
Berlin wegen unſerer Schulangelegenheit VBorftellungen zu maden. Es wurbe dem Magiſtrat 
überlafjen, aus jeiner Mitte noch einen Deputirten zuzugeſellen. 
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bb Pommern. 


Stettin. Am 1. Juni vollzogen bie Stabtverorbneten im geheimer Sitzung die Wahl 
eines Stadtſyndikus an Stelle des penfionirten Syndikus Otto. Gewählt wurde mit 38 
Stinmen gegen 19 der Affeffor Giejebreht. — In der Sigung am 22, Juni ging ber 
Berfammlung über die Angelegenheit wegen Einverleibung der Ortſchaft Kupfermühle in 
den ſtädtiſchen Kommunalverband nochmals weitere Mittheilung zu. Dieje Sache liegt jetzt fo, 
daß, nachdem die Käbtifhen Behörben ber Annahme der Regierungspropofitionen ſich entſchieden 
gemweigert, bie Kreisflände aber im Kreistage vom 21. April benjelben bereitwillig Zuftimmung 
erteilt haben, bie Angelegenheit nunmehr zur Eutſcheidung an höchſter Stelle gelangen wird. 


Eöslin, 2. Juni. Nachdem die Stabtverorbneten imd der Magiftrat die Einführung 
einer Gasbeleuchtung mittelft Holzgafes beichloffen haben, foll dieſe Angelegenheit rüftig im 
Angriff genommen werben, fo daß mo möglich im Laufe des nächften Winters die Benutzung 
der Anftalt erzielt werben fol. Das Anlage-Kapital ift auf 45,000 Thlr. veranfchlagt. Dem. 
Unternehmen ift eine günftige Prognoje um jo mehr vorauszufagen, als die Stadt Edslin 
bebentende Waldungen befigt, und ihr hierdurch die möglich große Nutzbarmachung aller Holz- 
theile geboten wird, melde beim Verlaufe wenig oder feinen Werth hatten. 


c. Polen 


— C— ofen, im Juni 1858. Die Armenpflege hat, joweit fie der Kommune obliegt, 
in Bezug auf die Art und Weife, wie biefelbe bisher gelibt worben, keine wejentfiche Aenderung erfah- 
ven. Gelbunterftügungen haben in ber Zeit vom 1. Juli 1856 bis zum 1. Oktober 1857 empfan- 
gen: 1) Arme, und zwar a. im Wege ber monatlichen Vertheilumg burch bie acht Bezirksvorfteher 
650 Perſonen überhanpt: 9932 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf., der Kopf alfo monatlich 1 Thlr. 5%, Bf., 
b. anf fpecielle Anweiſung in befonderen Notbfällen 84 Perfonen, iiberhaupt: 125 Thlr. 17 Ser. 
6 Pf., jede im Durchſchnitt mithin: 1 Thlr. 14 Sgr. 10 Pf, ec. 18 arme Neifende zuſammen 
4 Thlr. 20 Sgr., im Durchſchnitt aljo die Perfon 7. Sgr. 9 Pf. 2) Waifen und Findlinge, 
und zwar: A. die Waifen-Auftalten a. die Mäpchen-Waifen-Ahftalt, den ihr im Gtat ber 
Armenverwaltung ausgefeten Zuſchuß von 200 Then. jährlich, fiir bie oben angegebene Zeit, 
alfo: 250 Thfe.; b. die Privat-Waifen-Anftalt im früheren Philippiner-Klofter hat pro 1. Juli 
1856 bis zum 1. Juli 1857 fir im derfelben untergebrachte 37 Kinder erhalten: an Verpfle— 
gungstoften 687 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf., an Belleivungstoften 134 Thlr. 20 Sor., zuſammen: 
82 Thlr. 6 Sgr. 8 Pf., pro Kopf daher täglih 1 Sgr. 10 Bf.; c. im ber ftäbtifchen Snaben- 
Waiſen⸗Anſtalt werben durchſchnittlich 21 Knaben in Koft und Kleidung ꝛc. ımterhalten, Pro 
1857 empfing diefe Anftalt aus bem Kämmereietat einen Zufhuß von 1145 Thlr. 28 Ser. I: Pf. 
Ihre Ausgaben belaufen fi pro 1. Juli 1856 bis zum 1. Oftober v. I einſchließlich ber muth- 
maßlihen Ausgaben für bie Verpflegung im II. Onartal 1857 auf überhaupt 1887 Thlr, 
5 Sgr. 2 Pf. und betragen pro Kopf täglih 5 Sur. 10 Pf. Im der Zeit vom 1. Oftober 
1856 bis dahin 1857 find vier Knaben aus der Anftalt geſchieden; davon find zwei als Lehr: 
linge zu Bürftenbindern, einer als Lehrling zu einem Klempnermeifter und einer als Kellner- 
lehrling untergebracht. Bon Nenem aufgenommen wurben 5 Kuaben. B. Die Pflegeeltern ber- 
jenigen Waiſen, welche nicht in Anflalten untergebracht werben können — fir 123 Kinder durch 
2 Bezirksworfteher in monatlihen Zahlungen pro 1. Juli 1856 bis 1. Oftober 1857 überhaupt 
3068 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf., pro Kind alſo monatlih 1 Thlr. 19 Sgr. 2 Pf.; für 36 Kinder, 
welche nur vorübergehend in Pflege gegeben waren, auf fpecielle Anweifung überhaupt 67 Thlr. 
10 Sr. und pro Kind 1 Thlr. 26 Ser. 1 Pf. 3) Natural-Benefizien find gewährt 
werben: a. durch bie Armen » und Kranten-Anftalten. Im Kranzistaner-Hoipital find im Dur» 
ſchuitt täglich 50 Perſonen beiverlei Geſchlechts gang unterhalten worden. Die mit demjelben 
verbundene Irrenbewahranſtalt barg durchſchnittlich 18 theils heilbare, theils unheilbare Kraule. 


Geſchlechts, einſchließlich der fyphilitifhen, Pflege und ärztliche Behanblung. Am 1. Juli 1856 
betrug die Zahl der in ben oben genannten Anftalten untergebrachten Berjonen zufanımen 240, 
Es find bis zum 1. Oftober 1851 zugetreten 1806, in berjelben Zeit find abgegangen 1801, es 
waren alfo am 1. Oktober 1857 im Beftanbe 185 Perfonen. Den Berpflegungstagen nad, 
deren Zahl Überhaupt in der Zeit vom 1, Juli 1856 bis zum 1. Dftober 1857 — 102,751 
betrug, befanden fi in dem ſtädtiſchen Anftalten im Durchichnitt täglich 225 Perfonen. Behufs 
Verpflegung und Heilung und zur Unterhaltung ber Anftalten find pro 1. Juli 1856/1857 aus- 
gegeben worben: a, für verfchiebene Utenfilien: 2611 Thlr. 11 Sgr. 9 Pf.; b. für Medizin: 
2057 The. 1 Sgr. 11 Pf; c. für Materialien zu Verbänden, 3. B. Charpie, Compreffen, Ban- 
dagen: 468 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf.; d. für Bictualien: 9885 Thlr. 27 Sgr. 1 Pf.; e. für Be 
heizungs- und Beleuchtungs-Daterial: 2420 Thlr. 15 Sgr.; f. für Kleidung, Lagergeräth und 
Wäſche: 611 Thlr. 17 Sgr. 4 Pf.; g. Gehälter a) der Beamten unb ber Wärter: 1304 Thlr,, 
b) bes Arztes, bes Wunbarzte® und Remuneration ber Hebamme: 412 Thlr.; h. file Schreib- 
material und Drudjahen: 158 Thlr. 1 Ser. 7 Pf.; i. Eompetenzen an 2 Geiftliche jährlich: 
48 Thlr. 5 Sgr.; k. Abgaben, Feuerlaffen-Beiträge u. |. w.: 68 Thlr. 28 Sgr. 3 Pf.; 1. für 
Revifion der Recepte jährlih: 40 Thlr.; m. für Ertraorbinaria: 76 Thir. 23 Sgr. 7 Pf.; 
n. für einen Diener der Armenbireltion: 146 Thlr.; ilberhaupt aljo 20,298 Thlr. 22 Sgr. 10 Pf. 
Es trifft mithin auf den Kopf der in ben Anftalten verpflegten Armen täglih 9 Sgr. 1 Pf. 

Das Lolal für Obdachloſe, das in ber kalten Jahreszeit gebeizt wird, verurfachte 
eine Ausgabe von 37 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf. für Heizungsmaterial. B, für Kleidung und Brenn- 
material, ſowie für verabfolgte Medizin an arme Kranke außerhalb der Anftalten, für ärztliche 
Behandlung berjelben auf Koften der Kommune und Beerbigung unbemittelter Verftorbener haben 
die Ausgaben pro 1. Juli 1866/1857 betragen: a. für Einkleivung von Hausarmen und ver 
waif’ter Kinder: 1207 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf.; b. für verabreichtes Brennholz und Lagerſtroh: 
188 Thlr. 16 Sgr. 6 Pi.; c. für Mebizin an Hausarme: 2139 Thlr. 18 Sgr.; d. für bie 
ärztliche Behandlung armer Kranter: 675 Thlr.; e. Beerbigungstoften: 429 Thlr. 20 Ser. 6 Pf.; 
zufammen,: 4640 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf. Die Bertheilung jog. Rumfortider Suppe in 17080 
Bortionen, einſchließlich 520 Portionen mit Fleiih und Brod, koftete ver Kommune im Win- 
ter 1856/57 überhaupt 341 The. 1 Pf; es kam daher die Portion biefer Suppe im Durch— 
fpnitt auf 7’; Pf. zu flehen. Auswärtigen Kommunen find für Berpflegung unb Heilung 
armer Kranker aus Poſen überhaupt 392 Thlr. 14 Sgr. 7 Sgr. erftattet worden. 

Im Ganzen beliefen fih die Ausgaben für die Armenpflege in dem Zeitraum vom 1, Juli 
1856 bis zum 1. Oftober 1857 auf 44,925 Thlr. Das Kapital » Bermögen ber verfchiebenen 
Armenfonds beträgt in Summa 79,001 Thlr. 3 Sgr. 7 Pf. Der für die Armenkaffe pro 
1858 verfafjungsmäßig beftätigte Etat weiſet folgende Pofitionen nad: 

A. In der Einnahme Tit. I, an Zinien von Kapitalien und Wert-Bapieren: 
3,142 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. Tit. 2. Pacht und Miethe: 5 Thlr. 10 Sgr. Tit. 3. An Zu- 
ſchüſſen aus öffentlihen Fonds: 26,525 Thlr. 14 Sgr. 9 Pf. Fit. 4. An Wilbpretteuer: 
766 Thlr. 20 Sgr. Tit. 5. Aus Kollelten: 42 Thlr. Tit. 6. Aus Theatervorftellungen zc. : 
256 Thlr. Tit. 7. An Strafgelvern und Confiscaten: 10 Thlr. Tit. 8. An zurüderftatteten 
Kur» und Berpflegungstoften ıc.: 2122 Thlx. Zit. 9. An Gefchenten und unvorbergefehenen 
Einnahmen: 254 Thlr. Tit. 10, Aus Dr. Schneiders Dentmalftiftung zu Mebizin-Koften für 
bittfsbebürftige Arme: 52 Thlr. 19 Sgr. 2 Pi. Summa der Einnahmen: 33,176 Thlr, 
12 Sgr. 2 Bi. 

B. Inu der Ausgabe. Tit. 1. An Gehältern: 2563 Thle. 5 Sgr. Tit.2. An 
Bureauloſten: 124 Thlr; Tit. 3. An Mbgaben: 99 Thlr. 3 Sgr. Tit. 4. Zur Unter: 
fügung der Armen mit Geld: 11,714 Thlr. Tit. 5, Berpflegungstoften der ſämmtlichen ſtäd⸗ 
tiſchen Armen-Anftalten: 9766 Thlr. Tit. 6. Zu Mebentoften: 2749 Thlr. 15 Sgr. Tit. 7, 
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Kur: und Mebizintoften: 4080 Thlr. Tit. 8. Belleivungstoften und Brennholz für Hausarme: 
1350 Thlr. Tit. 9. Beerbigungsloften: 354 Thlr. Tit. 10. Koften für bie ber hiefigen 
Kommune angebörigen und auswärts unterftügten ober behandelten Perſonen: 220 Thlr. Tit. 11, 
Zu unvorhergefehenen Ausgaben: 104 Thlr. Tit. 12, Dr. Schneiders Denkmal - Stiftung: 
52 Thlr. 19 Sgr. 2 Pi. Summa ber Ausgaben: 33,176 Thlr, 12 Sgr. 2 Pf. 

— g. — Bromberg im Juni. Daß der Bericht unjers Magiftrats über Verwaltung 
und Stand ber hiefigen Gemeinde-Angelegenheiten pro 1856—57 ben Stabtverorbneten in ihrer 
Sitzung am 4. März c. von dem Bürgermeifter v Foller vorgetragen wurde, ift bereits im 
diesjährigen Aprilheft (p. 338.) der Monatsjhrift erwähnt. Seitdem aber ift der gebachte Be- 
richt im Drud erſchienen und weitern Mittbeilungen und Bemerkungen zugänglich geworben. 
Derjelbe zerfällt in zwölf Hauptabichnitte, von benen ber eine unb andere wieder mehrere Unter- 
abtheilungen enthält. Unter der Rubril „allgemeine Berwaltungs-Berhältniffe 
werben bie Perjonal » Beränberungen in den fläbtiihen Behörden erwähnt, wie 3. ®., daß ber 
gegenwärtige Bürgermeifter Regierungsrath v. Foller an Stelle des verftorbenen Bürgermeifters 
Heyne in der Sigung der Stabtverorbneten-Berfammlung vom 27. November 1856 gewählt, 
und nachdem diefe Wahl von Sr. Majeftät dem Könige mittelft Allerhöchſter Rabinetsorbre vom 
28. März 1857 beflätigt war, am 5. Juni 1857 in fein Amt eingeführt worden if. — 
Zum Syndikus if in der Stabtverorbneten-Berjammlung am 16. September 1857 ver Rechts» 
Anwalt Holft gewählt worden. Was ſodann die Bevölkerungs-und Niederlafjungs- 
Berhältniffe Brombergs betrifft, jo betrug bie Zahl der Civil-Einwohner nach der Zählung 
vom Jahre 1855: 14,431 Perſonen. Es zogen im Jahre 1856 zu: 129, und 1857: 119 Ber: 
onen. Fürs Jahr 1856 find an Einzugsgeldern 1299 Thlr. und an Hansftandsgelvern 223 
Thlr., pro 1857 am Einzugsgelvern 1190 Thlr. und an Hausſtaudsgeldern 177 Zhlr. ver- 
einnahmt. — Die Erhebung einer Hausitands » Ergänzungsfteuer hat die Genehmigung ber 
Königlichen Minifterien nicht erhalten. — Unter ver Rubril „Polizeiweſen“ werben eitiige 
fofalpolizeifihe Berorbnungen aufgeführt, umb dann bie Koften ver Polizei-Berwaltung, welche 
1856 6800 Thlr., 1857 7000 Thlr. in runder Summe betrugen, in ihren Einzelheiten nachge⸗ 
wiefen. Für Bejoldungen und Remunerationen ber im, Polizeidienft ftehenden Beamten, mit 
Ausihluß des Gehalts für den Bürgermeifter wurden 1856 davon 3390, 1857 aber 3546 Thlr. 
veransgabt, für Straßenreinigung reip. 336 und 288 Thlr.; für Straßenbeleuhtung 1655 und 
1778 Thlr. Bekanntlich) haben die flädtifchen Behörden nenerbings die Einführung der Beleuchtung 
durch Gas befchloffen. Die dazu erforderlichen Geldmittel jollen durch Anleihe, und zwar durch 
Emiffion von Stabtobligationen im Betrage von 100,000 Thlr. aufgebradht werben, Für bie 
Unterhaltung der Arbeitsanftalt und des Polizeigefängnifjes betrugen die Ausgaben in ben bei- 
den Jahren 1184 unb 1110 Thlr. Im Arbeitshaufe waren betinirt im Jahre 1856 331 Ber- 
fonen (49 männlide und 282 weibliche) und 1857 254 Perjonen (33 männlide und 221 
weibliche). Das Polizeigefängniß beherbergte 1856: 1004 Perjonen (665 männliche und 339 
weibliche) und 1857: 1019 Perfonen (659 männliche unb 360 weiblide). — Unter polizeificher 
Auffiht ſtanden 1856 170 Perſonen und 1857 163 Perſonen. Die Zahl der angemelbeten 
Fremden betrug in den beiden Jahren 8358 unb 8914, fowie bie der eingewanberten und in 
Arbeit getretenen Gejellen 969 und 873. — Bon dem „Straßenpflafter‘ handelt bem- 
nähft der 4. Abſchnitt des Berichte. Bei der imfofern ungünftigen Finanzlage der Stabt, ale 
der größte Theil ber fläbtifchen Ausgaben aus ber bireften Kommunalſtener - befiritten wird, 
bat dieſem Zweige ber Verwaltung leider wicht diejenige Rüdficht zu Theil werden können, welche 
ber Zuftand einiger Straßen und Pläge erfordert. — Die Koften für Straßenpflafterungen be- 
trugen 1856: 833 Thlr. und 1857 1474 Thlr. Außerdem ift am Privatgrundflüdbefiger fülr 
die Legung von Granitplatten auf den Bürgerfteigen gezahlt worben im Jahre 1856: 1082 Thlr. 
und 1857 74 Thlr, 
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In Hinficht des Fener-Sojietätsiwefens iſt zu benterten, daß nach ber Befttirummng 
des bezüglichen Reglements für bie Provinz Poſen vom 5. Jannar 1836 fümmtliche im der 
Provinz befindlichen Gebänbe bei der Probinzial = Fetrerfoztetlit verfichert werben müffen. Eine 
Berfiherung bei andern Societäten ift nnftatthaft. Bei ber Höhe ber Beiträge hat dieſe Be- 
fimmung fon vor Jahren den Wunſch auf Aufpebung biefer Zwangspflicht hervorgerufen. 
Alle hierauf bezügfihen, von Seiten der Städte Bofen nnd Bromberg und einigen Gutsbe- 
figern gefteliten Anträge find erfolglos geblieben, weil bei Aufhebung dieſer Zwangspflicht das 
Beſtehen der Provinzial > Feier - Sozietät gefährdet fein wiirde. Die Berfiherungsfummen für 
bie Stabt Bromberg betrugen ult. 1856 1,854,825 Thule. und ult. 1857 1,912,800 Thlr. — 
Die Beiträge der Verfiherten von je 100 Thlr. Verſicherungsſumme betrugen in ber erfteh 
Miaffe 1856 6 Sgr., jet 4 Syr., in ber zweiten 8 Sgr., jetzt 6 Sgr. Dana waren pro 
1856 am Beiträgen 5539 Thlr. anfzuwbringen. Für das Jahr 1857 ftellte fih das Soll ver 
Beiträge nur auf 4855 Thlr. Bei den ungewöhnlich vielen Bränden im Jahre 1857 jedoch 
war die Ausfchreibung eimer dritten Rate (bie Hälfte ber gewöhnlichen Jahresbeiträge) erforber- 
lich, wodurch bie Beiträge auf den Betrag von 7516 Thfr. gefleigert wurden. — In ber Stabt 
Bromberg fanden 1856 ſechs und 1857 fünf Brände ftatt. Die Eutſchädigungsgelder beliefen 
fich in beiden Jahren refp. anf 2222 Thlr. und W19 Thlr. Die Gewerbe der Stadt, welche 
im 6, Abfchmitt des Berichts erwähnt werben, find im Fortſchreiten. Im Jahre 1842 gab e8 
nur 9 Getteidehänbler, im Jahre 1857 aber 36. Durch die Dampfſchifffahrt auf ber Brahe 
haben die Verkehrsmittel der Stabt bedeutend gewonnen. In ben beiden fetten Jahren find 
drei Dampfboote für dem direkten Verkehr von Perfomen umd Gütern von Hier nad Thorn, 
Warſchau, Danzig und Elbing in Betrieb geſetzt; eins berjelben ift im Dftober v. 3. jedoch 
durch Brandimglüd auf der Fahrt vernichtet. — Die beantragte Verlegung des Wollmarkts anf 
den 14, umb 15. Juni ift vom Handelsminiſterinm micht geneßtnigt, auch die Einführung eints 
Pferdemartts vom Oberpräſidenten micht verftattet worden. Die Zahl ber Gemwerbetreibenben be 
trug 1856 1358 und im Jahre 1857 1390; fie betrug 1855 nur 1209 und hat fi alfo kim 
reſp. 149 und 82, in beiden Jahren zuſammen um 181 vermehrt. — Hinſichtlich der Eingmar- 
tierung hatte bie Stabtverorbneten = Berfammilung befchloffen, um die den Hausbefigern atıf- 
liegende Laft der Einquartierung zu erleichtern, denſelben diejenigen Beträge aus Kommımal- 
mitteln zu zahlen, um welde ber wirkliche Miethswerth ben Königl. Servis überſchreitet. Diefem 
Beſchluſſe konnte der Magiftrat nicht beipflichten, weil das Gefeh bie Einguartierumgsfaft als 
eine Reallaft der Hausbefiger ſtatuirt, überdies in ber Uebernahme berfelben als einer Komimmafs 
faft die gehoffte Erleichterung nicht zu finden fein dürfte, da im biefem Falle das Ausgabebudget 
der Stabt um 12,000 Thlr. erhöht werben müßte. Da eime gemifchte Deputetion der Stubt- 
verordneten und des Magiſtrats biefe Differenz nicht auszugleichen im Stande war, entſchied 
ſich ſchließlich die Regierung für die Anficht des Magiftrats, fo daß bem Beſchluß der Stabt- 
verordneten zumächft feine weitere Folge gegeben wurde, — Die Garnifonftärfe war im Jahre 
1856, nach Rebuzirung der Chargirten auf Gemeine, 1424 Mann. Bei reinem Wohnraumt 
von 1,380,883 Quabratfuß traf auf jebe 969 Quadratfuß 1 Mann Einquartirung. Im Jahre 
1857 betrug die Garnifonftärte 1488 Mann und bei einem Wohnraume von 1,424,856 Qua⸗ 
dratfuß traf auf je 957 Quadratfuß 1 Mann Einguartirimg. — Der Magiftrat iſt Patron der 
hie ſigen Tatholifchen Kirche und hat die Stadtlommune, außer ben etwa udthig werbenben, bem 
Batron zur Laft fallenden Ban- und Reparaturkoften, für bie Zwecke der latholiſchen Kirche 
jährlich. an ven Probft 44 Thlr, und jur Befoldung des Orgamiften, Kantord und Balgentreters 
33 Thlr. zu zahlen. — Im Betreff ver Schulen ift zu beinerlen: die Schüferzahl in ben 
ſfadtiſchen Schulanftalten betrug am Iahresfchluffe 1857: in der Realſchule (einſchließlich 173 
in der Knabenvorbereitungsiäule) 611; darunter 407 Einheimiſche und 204 Ansivärtige; im ber 
Töchterſchule 334, im den drei vorſtädtiſchen Schulen, Knaben und Mädchen gemeinſchaftlich, 686, 
überhaupt alſo 1581. Diefelbe betrug ult. 1866 1484 und ult. 1865 1471; fie hat ſich alfo 
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in zwei Jahren um reſp. 13 und 97 vermehrt. — Außer ben genannten ſtädtiſchen Schul- 
anftalten find noch vorhanden: das Königliche Gymmafium mit zwei Borbereitungsflaffen (mit 
376 Schülern); das Königl, Seminar mit einer Elementarſchule verbunden, welche 75 Schüler 
befuchten, und fieben Privatihulanftalten, weile zufammen von 302 Schülern und Schülerinnen 
frequentirt wurben. Mit Einfluß der obigen Zahl von 1581 ſtädtiſchen Schülern beläuft fi 
fomit vie Gejammtzahl auf 2336. — Für die ſtädtiſchen Schuiftellen find folgende jährliche Be- 
foldungen ausgejegt; für ben Direftor an der Realſchule 900 Thlr., ein Oberlehrer 650, brei 
Oberlehrer aà 600 Thlr., 5 ordentliche Lehrer à 500 Thlr., 3 ordentliche Lehrer à 320, 300 
und 250 Zhlr., 2 Religionsiegrer mit 100 umd 50 Thle., 1 Elementarlehrer mit 280 hie, 
und 3 Elementarlehrer à 250 Thle. An der Töchterſchule find zwei Lehrer à 500 Thlr., ein 
Lehrer A 300 Thlr., drei Lehrer & 250 Thlr., ein Lehrer & 200 Tple., zwei Lehrerinnen à 300 
und 120 Thlr. An den drei vorſtädtiſchen Schulen find beſchäftigt: ein Lehrer mit 300 Thlr,, 
vier Lehrer a 250 Thlr., vier Lehrer à 200 Thfr., eine Lehrerin mit 80 Thlr. Im Ganzen 
waren alfo 84 Lehrer und 3 Lehrerinnen vorhanden, welche an Gehältern zufammen 12,700 
Thlr. bezogen. Der bebeutende Koftenaufwand für die Realſchule und bie Bermehrung ber 
Lehrkräfte machte eine Erhöhung der Schulgeldfäge in ber Realſchule erforberlih. Danach zah⸗ 
len Einheimiſche, deren Eltern bis 399 Thlr. Einkommen haben, 10 Thlr. jährlich Schulgeld 
und 12 Thlr., wenn das Einkommen der Eltern 400 Thlr. überſteigt. Auswärtige zahlen 
durchweg 16 Thlr. — Die Koſten ber Stadt zu Schulzwecken betrugen im Jahre 1856 
15,698 Thlr. und im Jahre 1857 16,048 The, Darauf war eingelommen an Schulgeld 
(einſchi. Berfänmnißftrafen) 1856: 8554 Thlr., im Jahre 1857 9207 Thlr., fomit war im 
erften Jahre ein Zuſchuß von 7143 Thlr. oder 83 pCt. und im zweiten Jahre von 6639 Thlr, 
ober 72 p&t. erforberlih. — Der Bau des Realſchulgebäudes iR im Jahre 1857 in Angriff 
genommen und fo weit vorgefäritten, baß bie Beendigung beffelben im Jahre 1858 in Ausficht 
ſteht. Die Koften dieſes Baues werden zum Theil aus den bereiten Befländen der Stabt ent- 
nommen, zum Theil durch die direlte Rommunalftener aufgebraht. Bis jetzt (b. h. im März 
dieſes Jahres) hatte fih bie beim Magiftrats » Depofitorinm verwaltete Realfhulbantaffe im 
Betrage von insgeſammt 28,086 Thlr. gebildet, — An das Schnlweſen reiht fi im Berichte 
bes Magiftrats der Abjchmitt Über das Theater, aus beffen Verwaltung der Armenkaffe Ein- 
nahmen zufließen, indem nämlich bie Theatermiethe für jeben Abend 5 Thlr. betrug und vom ber 
ſtãdtiſchen Behörde auf 10 Thlr. erhöht wurde. Die Einnahme des Theaterfonbs ergab am 
Schluſſe des Jahres 1857 einen Beſtand von 844 Thlr. — Unter der Rubrit „Armen- 
weſen“ behandelt ber Bericht die Berhältniffe des Bürgerbofpitale, des Stadtlazareths, ber 
Baifenanftalt und die Unterftügungen durch baares Geld; Ietstere betrugen 1856 2433 Thir. 
mb 1857 2620 Thlr. — Die Zahl der im ber Waifenanftalt umtergebrachten Waifen betrug 
in beiden Jahren 20; für fie kam zufammen aus Sammlungen und Fonds im Jahre 1856 
458 Thlt. 1857 513 Thlr. Die Unterhaltung der Anftalt Loftete aber 1856 1237 Thlr. und 
1857 1289 Thle., fo daß Zuſchüſſe vom refp. 778 und 775 Thlr. erforberlih waren. — Die 
Koften der Unterhaltung des Stadtlagareth 8 beliefen fich im Jahre 1856 anf 3391 Thlr., 1857 
auf 3694 Thle., worauf an erftatteten Kurkoſten einlamen refp. 1677 und 1443 Thlr., fo daß ber 
Zuſchuß der Stabt betrug 1714 umb 2250 Thle. — Zur Erhaltung des Bürgerbofpitals ift 
nach dein Beſchluß der Stabtbehörben eine „Bürgerhofpital-Mafje' gebildet, welche zur Zeit einen 
Binjenertrag von 316 Thlr. gab; diefe Zinfen zu den übrigen Einkünften des Hofpital® gerechnet, 
erhält man 398 Thlr, welde Summe gebraucht wurde, um 18 Hofpitaliten zu unterftügen. — 
Der 12. und letzie Abſchnitt des Berichts umfaßt das Finanz- und Kaffenwefen. Dana 
befanden fi am Schluffe des Jahres 1857 im Magiftrats - Depofitorium an Beftänven 76,597 
Thlx., worunter die ſtüdtiſche Bermögenemaſſe mit 39,855 Thlr. und die Realſchulbaumaſſe mit 
12,750 The. die anfehnlichften Poften bilbeten, — Die Sparlaffe hatte am Jahresabſchluſſe 
1856 einen Beſtand von 70,750 Thlr., dazu kamen 1857: Kapital-Einfagen 14,099 Thlr., 
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Zinfen 3034 Tplr., zurüdgezahlte Einlagen betrugen 20,222 Thlr., abgehobene Zinfen 183 Thir., 
zur NRealichulbaulaffe wurden aus dem Zinfengewinn gezahlt 6000 Thlr., an die Kämmereitafje 
ein Vorſchuß von 2424 Tplr. zurüderftattet; die Berwaltungsloften beredhneten fi auf 
13 Thlr. 28 Sgr. I Pf., jo daß ein Beftand von 59,044 Thlr. verblieb, von melden ben 
Interefjenten 51,391 Thlr. gehörten, der Ueberſchuß aber, einfchließlih eines Betrages rüd- 
ftändiger Zinfen, von 8068 Thlr. verblieb der Kaffenverwaltung als Zinfengewinn. Die zurüd- 
gezogenen Einlagen beftanden größtentheil® in Beträgen, welde bie Königliche Regierung für 
Schulzwecke ꝛc. bei der Sparkaffe angelegt hatte und über deren Verwendung mittlerweile anber- 
weite Beftimmung getroffen war. Die verhältnißmäßig geringe Theilnahme des Publitums aber 
an ber Benugung der Sparlaffe hat Beranlaffung gegeben, durch öffentliche Belanntmahungen 
das Inflitut dem Publilum ins Gebädtniß zu rufen. — Die Soll-Einnahme ber Armentaffe 
betrug ult, 1857 9438 Thlr., worauf 9409 Thlr. wirklich eingelommen find. Die etatsmäßige 
Soll-Ausgabe betrug 7838 Thlr., wozu eine Mehrausgabe von 1117 Thlr. kam; wirklich aus 
gegeben find 8658 Thlr. Diefe Ift-Ausgabe von ber Ift-Einnahme mit 9409 Thlr. abgezogen, läßt 
einen Beftand von 750 Thlr. Der Hunbefteuer-Fonds hatte Einnahme 341 Thlr. und Ausgabe 
90 Thlr. — Die Einnahme und Ausgabe des Eihungsamts-Fonbs betrug pro 1857 242 Tplr. 
— Der Grundfteuer-Fonds hatte (einjchließlich des Beftands aus 1866) 7098 Thlr. Einnahme, 
wovon ald Kontingent an bie Kreiskaffe 5629 Thlr. gezahlt wurben. Es blieb ein Beſtand von 
1469 Thlr., wozu 11 Thlr. Einnahmerefte lamen. Un bewohnbaren Gebäuden wurben erbant 
rejp. durch Aubau vergrößert: 1856 73 und im Jahre 1857 nur 25, 

Was num jhließlih den Kämmerei-Fonds betrifft, jo betrug bie wirflihe Soll⸗ 
Einnahme 57,596 Thlr., bie Ift-Einnahme aber 57,447; die Soll-Ausgabe betrug 55,532 Thlr., 
die Ift-Ausgabe aber nur 51,107 Thlr., jo daß ein Beftand von 6340 Thlr. fi ergab. — Am 
Jahresſchluſſe 1857 waren fomit bei der Kämmereilafie au Beſtänden verblieben: beim Depo- 
fitorinm 76,597 Thlr., bei der Spartaffe 59,044 Thlr., bei der Armentaffe 750 Thlr., bei dem 
Hundefteuer- Fonds 850 Thlr., bei dem Grundfleuer-Fonds 1469 Thlr., bei dem Theater-Fonds 
844 Thlr., bei dem Kämmereifonds 6340 Thlr., zufammen 145,298 Thlr., wozu an Depofitis 
2199 Thlr. traten; fo daß, nach Abzug geleifteter Vorſchüſſe der Effektivbeftand 141935 Thlr. 
betrug. — Ueberhaupt aber betrug das Vermögen der Stabt an Kapital- und Baarbeftänden 
bei der Kämmereilaffe 145,298 Thlr., wozu noch famen an Einnahmereften 1605 Thlr. und an 
Borihüffen 5562 Thlr., insgefammt aljo 152,466 Thlr. Davon aber waren abzuziehen an 
Kautionen, Sparlafjen-Einlagen, Abgabe-Reften ꝛc. überhaupt 79,983 Thlr. Der Werth ber 
Grunbftüde ergab nah dem barüber fprechenben Lagerbuche 101,400 Thlr, und vechnet man 
noch einige Einnahmen an Erbpachtsgefällen, von Kämmereigrunbftäden und fonfligen Intraden 
nad) ihrem KRapitalwerthe hinzu, fo ftellt fi das Gefammtvermögen der Stabt Bromberg nad 
dem Magiftratsberihte d. I. auf die Summe von 225,269 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf. 

— B— Meferig im Juni, Die Bevöllerung hiefiger Stabt betrug nach ber letzten 
Zählung 3212 evangeliſche Chriften, 813 latholiſche Ehriften und 708 Juden, zufammen 4733 
Seelen, welde in 936 Familien leben. Dem Geſchlechte nah find vorhanden: 2244 männliche 
und 2489 weibliche Einwohner, Beim Gewerbebetrieb find als ſelbſtſtändige Einwohner be 
ſchäftigt: 9 Bäder, 2 Konbitoren, 12 Fleifher, 1 Seifenfieber, 1 Gerber, 55 Schuhmacher, 
42 Schneider, 6 Pofamentirer, 4 Putzmacher, 1 Hutmader, 1 Tuchſcheerer, 2 Färber, 3 Zim- 
merleute, 1 Brunnenmader, 20 Tiſchler, 7 Stellmacher, 7 Böttcher, 1 Drechsler, 2 Holzarbeiter, 
1 Kammmacher, 2 Korbmader, 3 Maurer, 4 Ziegelveder, 1 Steinfeßer, 2 Schornfleinfeger, 
9 Töpfer, 4 Glaſer, 2 Maler, 8 Schmiede, 5 Schloffer, 4 Kupferichmiede, 1 Gelbgieher, 4 Klemp- 
ner, 2 Siebmacher, 1 Mebaniler, 3 Uhrmacher, 1 Goldarbeiter, 3 Barbierer, 3 Gärtner, 4 
Buchbinder, 1 Tabadipinner, 2 Wattenmacher, 1 Zündwaarenmacher, 4 Stärlemacher, 6 Kom⸗ 
miffionaire, 1 Scharfrichter, 1 Buchbruder, 2 Leihbibliothelare, 11 Tuchfabrilanten, 1 Lein- 
weber, 2 Ziegelftveicher, 2 Brauer, 4 Deſtillateure, 2 Weinhänbler, 4 Getzaibehänbler, 
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1Holzhändler, 6 Wollhändler, 6 Mäller, 8 Materialhändler, 20 Schnittwaarenhändler, 3 Eifenhänd» 
fer, 10 Galanteriewaarenhänbler, 18 Hanbeltreibende gemifchter Art, 1 Pferbehändler, 21 Krämer, 
29 Bictualienhänbler, 8 umberziehende Krämer. Außerdem befinden fi bier: 25 Civilbeamte 
bei ber Landesverwaltung, 48 bergl. bei der Rerhtöverwaltung, 8 Kommunalbeamte, 3 Geift- 
fihe, 10 Lehrer an der Könige. Realfhule, 11 Lehrer am den Elementarigulen, 18 Rentiers 
und Penſionaire. Borhanden find: 3 Gafthöfe für bie gebildeten Stände, 5 Ausipannungen, 
1 Speifewirth, 28 gewöhnliche Schankwirthſchaften, 4 Mufilanten, 

In der Felbmark befinden fih: a. Befigungen von 600 Morgen und darüber 3; b. des⸗ 
gleichen zwiſchen 300 und 600 Morgen 2; c. besgl. zwiſchen 30 und 300 Morgen 66; d. des- 
gleichen zwiſchen 5 bis 30 Morgen 34; e. desgl. unter 5 Morgen 66, und e8 ernähren ſich 
von Landbau 65 Eigenthlimer mit 255 Angehörigen, Gefinde und 234 Zagelöhner beftändig, 
wozu noch 295 Perjonen fommen, bie nebenbei bei ber Landwirthſchaft beichäftigt find. 

Ueberhaupt find hier vorhanden: 210 männliche, 368 weibliche Tagelöhner und 64 männ- 
liches und 235 weibliche Gefinde, 

Schneidemühl, im Juni. Gegen den Beichluß der beiden Stabtbehörben, hier ein 
Progymnafium zu errihten, ift von Einigen, bie bie Zwedmäßigkeit eines folhen Planes ein- 
zufehen nicht vermögen und auch wohl die zur Einrihtung erforderlichen Koften ſcheuen, ein 
Proteft bei ver Regierung zu Bromberg erhoben worden, worauf aber die Regierung nicht Rüd- 
fiht genommen, vielmehr den Beſchluß der Stabtbebörden beflätigt hat. Im Folge deſſen ift 
der definitive Ankauf des bazu erforderlichen Hauſes zc. erfolgt. Die Anftellung eines Philo- 
fogen, deſſen Gehalt auf 600 Thlr. jährlich beftimmt, wird in ber nächſten Zeit erfolgen, fo 
daß die Anflalt zum 1. Dftober d. I. wohl ihre Thätigkeit beginnen wird, 

Filehne, im Juni, Nach der neueften Zählung hat unfere Stadt 3679 Einwohner, und 
zwar 2029 evangelifche, 712 Tatholifche und 938 jünifhe. Davon find 1680 unter 16 Jahren 
und 1999 über 16 Jahre, Der Beihäftigung nad find hier: 25 Kauflente Lit. A., 80 Kauf- 
fente Lit. B., 21 Gaft-, Schanl- und Speifewirthe, 10 Bäder, 18 Fleiſcher, 17 ſteuernde und 
165 fteuerfreie Handwerler. 

d. Shlefien, 


0. Breslau. Im Betreff der „Rehten-Oberufer-Bahn“ hat Breslau nun 
feine Entſcheidung getroffen. Nah Reftript der Königlichen Regierung vom 21. Novbr. 1857 
bat das Königl. Hanbels-Minifterium den Bau der qu. Bahn von Breslau über Oels und Nams- 
lau nach Oberjchlefien davon abhängig gemacht, daß die betreffenden Kreife bei dem Unternehmen 
burh unentgeltliche Hergabe des dazu erforberlihen Terrains fich betheiligen. 
In Abficht deſſen war den Kreis-Kommunen die Frage geftellt worben, ob fie ſich zu ber unent- 
geltlichen Terrain-Abtretung unter der Bedingung verftehen wollten, daß das zur Acquifition 
beffeiben erforberliche Kapital von der mit dem Bau betrauten Oberſchleſiſchen Eifenbahn-Gefell- 
haft vorgeſchoſſen und von dem betheiligten Kreifen nur Die Berzinjfung und Amor- 
tifatiom befelben verlangt werde; daß bie qu. Eiſenbahn-⸗Geſellſchaft, im Falle die Bahn 
einen Reinertrag von mehr als 5 pCt. in drei aufeinanberfolgenden Jahren aufbringe, bie Kreife 
ihrer Berbindlichleit zur Verzinſung und Amortifation entlaffe, und baf fie ben betref- 
fenden Streifen geftatte, ala Intereſſenten ben erforderlichen Erpropriations -» Berhandlungen 
zu affiftiren. Da ber Kreis Breslau (eben fo wie ber Kreis Dels) die Frage entſchieden 
verneint und jede Beihülfe zum Bau ber Bahn abgelehnt hat, verlangte die Königl, Regierung 
von ben ftädtifchen Behörden bie Erklärung, ob und im wie weit die Stabt-Kommune 
Breslau, für den Fall, daß die Bahn von Dels aus bireft nah Breslau geführt werbe, wohl 
geneigt fein würde, den Landkreis Breslau bezüglich der Erfüllung ber geftellten Bebingun- 
gen zu Übertragen, ober welde andere Offerte fie in biefer Beziehung dem Hanbelsminifte- 
rium vorzulegen gemeint fei? Im Folge biefer Aufforderung proponirte Magiftrat, auf voran- 
gegangene fpezielle Erörterung des Gegenflandes durch die ſtädtiſche Finanz » Deputation und 
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dur bie für die betreffende Bahn befonbers gebilbete Kommiffion, dem Hanbelsminiftertimn das 
Anerbieten zu machen, daß die Stabt-Kommune unter den in der vorallegirten Verfügung ber Kgl. 
Regierung aufgeftellten Bedingungen und unter ver Bedingung, daß bie Einmündung 
ber projeftirten rechtſeitigen Oberuferbabn im biefige Stadt in der Odervorſtadt erfolge, 
bort der Bahnhof angelegt und berjelbe durch eine Berbindungsbahn vermittelt einer 
Ueberbrüdung ber beiden Oberarme mit ben auf bem finfen Oberufer gelegenen Bahnhöfen 
verbunden werbe, — das zu ber Bahn und zu bem Babnhefe in dem Land- und in dem Stadt ⸗ 
kreiſe Breslau erforderliche Terrain hergeben, d. h. bie Berzinjung nnd Amortifation bes baflir 
zu ermittelmben Kapitalwerthes übernehmen wolle, Befagter Kapitalwerth war nad) eimem 
allgemeinen Ueberſchlage anf ca. 182,000 Thlr. angenommen. Nach erfchöpfender Debatte trat 
die Stabtverorbneten-Berfammlung der Propofition bes Magiftrats bei, unter der maßgebenden 
Borausjegung, daß zur Berzinfung und Amortifation nicht über 5‘, pt. geforbert werben, 

Das neue Arbeitshaus ift auf 66,000 Thlr. Bauloſſen veranfchlagt, wobei allein auf 
das Nieverreißen ber „Friebrihsthor-Rafematte” 3000 Thlr. fommen,. Der Neubau wirb Anfang 
Juli beginnen und auf bem alten Grumbe aufgeführt, ca. 132 Fuß lang werben und in brei 
Etagen fi erheben. Die im Parterre belegenen Räume find für bie Schlafzimmer beflimmt; 
das erfte Stodwerf werben die Arbeitsjäle einnehmen und im ber Mitte noch ber gemeinfchaft- 
liche Betſaal augebracht. Das Ganze ift in 2 Haupttheile abgefonbert: ber öſtliche Flügel file 
bie Männer, der weftllihe für bie Frauen. Im ber Mitte des Erdgeſchoſſes werben das Bureau, 
die Küche, das Waſchhaus und die InfpeltorWohnung angebradt. Im der Mitte der Haupt⸗ 
front wird der Eingang, rechts und linls davon je eine Einfahrt fein. 

Eine anmuthigere Bauſache ift bie Reftauration des „Fürſtenſaales“ und bes davor 
liegenden Flures oder „großen Saales“ im Rathhaufe, Es find dafür 3100 Thlr. ver- 
anſchlagt und genehmigt (1600 Thlr. für den Flur, 1500 Thlr. file den Fürſtenſaal). Der 
ganz verſchwarzte Flur, vor einigen Jahren durch Abbrechung einiger eingeſchobenen Zwiſchen⸗ 
wände erweitert, wirb men abgefürbt. Die am ben Berbindungspunlten der Gemwölberippem 
befindlichen Wappenfchilber werben ſorglich ausgemeißelt, unb mit ben urſprünglichen Wappen⸗ 
Farben verfehen, bie Fenſter erweitert, jo daß bie edlen Berhältniffe des Baues mehr und mehr 
bervortreten ; ber Fußboden wird mit bairiihem Marmor belegt, und ber Saal felbft durch bie 
Auflage mehrerer großen Glasthüren und Deffnung einiger bis jet zugemanerten Portale erhellt, 
au Abends mittel in das erſte Stodwerk geführter Gasröhren durch Gasflammen erleuchtet 
werden. Der Fürftenfaal wird im aller feiner reihen Dekoration aufgemalt, die Gewölbes 
tippen erhalten (wie in dem vor. I. renovirten Magiftrats-Sejfionszimmer) reiche und ächte 
— Beide Räume haben im Laufe der Geſchichte dem verſchiedenſten Zwecken gebient, 

ber erflere fogar als Ererzierhaus; im Fürftenfaale war der letzte bedeutende Alt die Huldigung 
für Friedrich U. von Preußen. 

Die ftäbtiiche Vehörbe von Frankenſtein hat in einem Schreiben ben Wunſch ausge⸗ 
ſprochen, daß bie von ber breslauer Kommmıne jo bereitwillig gewährte Unterſtützung (von: 3000: 
Thaler) zunächſt als Betriebslapital und bann zum Bau eines neuen Rathhaufes (das 
alte abgebrannte war nur mit 1150 Zhlr. verfiert) verwendet werben dürfe. Magiftrat und 
Stabtverorbnete baben fih hiermit volllommen einverftanben erflärt. 

Um ein fehr ſtark angewachſenes Material von Rechnungs⸗Reviſionoſachen 
überwältigen zu können, hat das Bureau ber Stabtverorbneten mit Zuſtimmung bes Kollegiums: 
nur deren materielle Prüfung vorgenommen, bie falkulatorifche aber beifeit gelaſſen. 
Als ein Zug aus diefer feltfamen Angelegenheit wirb erwähnt, daß die Rechnung bezüglich 
der Verwaltung einer ber hiefigen höhern Bürgerſchulen im Jahre 1852 nicht aufzufinden if. 

Die Zahl der aus dem zerflörten Frankenſtein Fortgegogenen veranfhlagt man auf 
12—1500 Köpfe, Die Übrigen Obdachloſen haben ſich fürs erfle proviſoriſch untergebracht; da 
aber für bie Damer eim Gleiches wicht möglich, die belegten Räume, wie Schullolale, Werl 
Rätten ac. gebraucht werben, auch bie Ginquartierten ſelbſt zu großem Theile, follen fie wieber 
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ihre bürgerfichen Beſchäftigungen antreten Fönnen, fich mehr amsbreiten müſſen. Etwa 700 
Berfonen, [hätt man, müſſen den Winter hindurch und überhaupt während der 1 bis 1jähr. 
Bauzeit wohnlich untergebracht werben, bie Errichtung von „Familienhäuſern“ erwies fih als 
zu koſtſpielig und es wird bies in einem Holzbau gefcheben, welche im den von der Schlofruine 
(im Sabre 1647 durch faiferlihe Truppen in Brand geftedt) umfaßten Riumen hergeftellt: wird 
und fir mehr als 500 Berfonen geeignet fein fol. Sowohl die für Bauzwecke arbeitenden als 
auch bie andern Handwerker, welche ihre &eräthe beim Brande eingebüßt haben, find mit Hand» 
wertzeug ober mit Geld zur Beſchaffung deſſelben verſehen worden, um ihre Hantierumgen 
wieberaufnehmen zu lönnen; freilich fann, von den erfigebacdhten abgefehen, der Verdienſt in- 
mitten ber meift verarmten Bevölkerung nur gering fein. Bertheilt wurden ferner in ben 
erften vier Wochen nad dem Unglüd 11,915 Portionen Suppe, 38 Ctr. Mebl, 1860 Scheffel 
Kartoffeln, 111,880 Brote, 9 Padete Reis, 81 Pfund geräucertes Fleiſch, 3, Tonne Sal, 
43, Gentner Gegräupe und 2 Tonnen Bier. Dieje Gaben ber Liebe haben es möglich gemacht, 
daß, ohne von ben baar eingegangenen Unterftägungsgelvern mehr als 100 Thlr. zu entnehmen, 
durch einen ganzen Monat lang Tauſende gefpeift worbem find und daß während biefer Zeit in 
Frankenftein und Zabel kein Abgebraunter mit der Bebanptumg auftreten kann, daß er Hunger 
gelitten habe. Bid Ende Mai waren am Kleivungsftüden 3173 vollſtändige Anzüge, außerdem 
Leibwãſche, Strümpfe und Fußbelleidungen vertgeilt worbem, ungerechnet die nicht durch das 
Komitee gegangenen Spenden. Daß iudeſſen all Dies unzureichend if, verſteht ſich don ſelbſt. 
Namentlich wird der Winter erneute Anſprüche erheben, und es ift ebenſo zu billigen, daß man 
das Borhandene nicht durch gänzliche Austheilung erſchöpft, als man wünſchen muß, die ſpen⸗ 
deube Theilnahme noch recht reihe Opfer beibringen zu ſehen. Die aufgeſammelten 
Gelder find, bis die Aufftellung und Ansführung eines geordneten Vertheilungsplanes möglich 
wird, bei der Königl. Bank zu Breslan zindlic niedergelegt. Das Bedürfniß it Hier nach Zahl 
der Beichäbigten und des Schadens wohl auf das Doppelte vom Bojanewo zu veranſchlagen; 
für legteren Ort hat bie Milbtpätigkit 125,000 Thlr. aufgebracht. 

Glogau. Die Kreisgerichts- Sabarienlaffe hat einen Prozef gegen den Magiftrat 
wegen Rüdzahlung von eingezogenen Bolizei-Strafgeldern im Höhe von 202 Thlr. 
22, Sgr. angefixengt, weil fie in folge eines von Seiten bes Fiskus mit dem Magiftrat 
ahgeſchloſſenen Rezeſſes den letzteren zur Zeit wicht mehr zur Einziehung dieſer Gelder für be- 
rechtigt hielt. Im Magiftrats-Kollegium war die Anftcht der Majorität, daß fich die Kommune 
nicht auf dieſen Prozehi einlaffen dürfe; die Majorität ber Verſammlung enticheiver fich jedoch 
nach mehrſeitiger Beleuchtung ber Sache im entgegengefeßten Sinne, und autorifirt den Magiftrat, 
auf bem Prozeß einzugehen. — 

Die Stabtverorbneten von Hainau haben bie fucceffive Entziehung ber dem Bürgerret- 
tunge-YnfPitwte aus der Stabt-Hauptlaffe gelichemen 300 Thlr. beichloffen, da die letztern 
Jahre eine gewiffe Theilnahmlofigkeit, ja ſogar theilweiſer Mißbrauch gegenüber dem Inftitute 
tonflatiren, und wieberholt einzelne nad dem Statuten nothwendige Bürgen das von ben Em— 
pfängern erhaltene Betriebslapital zu bedem genöthigt gewefen, wodurch leiber das jegensreiche 
Wirken der Anftalt geſchwächt worben jei. — 

Zu Reuſtädtel ift der Bürgermeifterpoften offen. Gehalt 400 Tl. Be 
werbungen an. Stabtverorbneten - Borficher Kaufmann Uthbemann bis 15. Juli. 

Meichenbad. Laut Refkipt vom 20. April c. hat die Königl. Regierung in Betreff 
ber evangel. Schulangelegenbeit von meuem bie fernere Leitung bes evangel. Elementarſchul⸗ 
weiens, ausihliehlich bes dem Magiftrat zulommenden Vocirungsrechts ber Yehrer, 
nah Maßgabe der Amtsblatt-Belanutm. v. 13, Juli 1812 der fäbtifhen Schnleudepu— 
tatiom Übertragen. und die Abgabe ver Verwaltung feitens des auf das Patronatsrecht ver» 
zichtenden Patronatslollegium an biefelbe angeordnet. Weber bie Aufbringung ber für bie 
evangel. Schule erforderlichen Mittel wird. in dem Reftript feftgejegt, daß das herborgetvetene 
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Defzit buch Erhöhung des bisherigen Schulgeldes gebedt und fo normirt werde, 
daß wie bei der kathol. Schule die Eltern fhulpflichtiger Kinder nach ihren Bermögens-Berhält- 
niffen in 6 Klaſſen eingetheilt und hiernach das Schulgeld von dem Marimaljag von 4 Thlr. 
beginnend nad einer von ber Schulbeputation anzufertigenden Repartition feftgejet werde. 
Der nörhig geworbene Vorſchuß von 1245 Thlr. wird dadurch gebedt, daß das für ben achten 
Lehrer, deſſen Anftellung noch ausgeſetzt bleibt, ausgeworfene Gehalt von 180 Thlr. durch zwei 
Jahre zur Abzahlung obiger Schuld verwandt, ber Reſtbetrag aber von allen Mitglievern ber 
evangel. Schulfozietät als Zuſchlag zur Kommunalſtener innerhalb zwei Jahren, vom 1, Mai c. 
ab beginnend, aufgebracht werben ſoll. 


e. Brandenburg. 

Berlin. Aus den Situngen ber Stabtverorbneten am 27, Mai, 10. und 17. Juni. — 
Bei Gelegenheit der Beſchlußfaſſung über bie weitere Verwaltung des fläbtifhen Straßen- 
reinigungswefens und über bie inzwifchen angenommene Prolongation bes besfallfigen 
Bertrages mit bem Polizeipräfivium, wurde die Frage angeregt, ob und im wie weit es ange 
mefjen erſcheine, den Hausbefigern wieberum bie Reinigung ber Bürgerſteige aufzuerlegen. 
Eine zur Berathung bes Gegenftandes niedergeſetzte Deputation ift nad forgfältiger Prüfung 
ber Verhältniffe zu der Anficht gelangt, daß es angemefjen erfcheine, bie Sache vorläufig auf 
fi beruhen zu laffen. Der Magiftrat iſt dem beigetreten unb aud bie Berfammlung that 
dies, indem fie befchloß , ſich den Gegenftand nad Jahresfrift wieder vorlegen zu laſſen. — 
Die Dorotheenftädtifche Kirche ift gemeinjchaftliches Eigenthum ber beutfchen und ber franzöſiſchen 
Gemeinde. Die letztere bat jedoch die Kirche feit einer Reihe von Jahren nicht mehr benutzt 
und nachdem wegen bes jehr ſchlechten baulichen Zuſtandes ber Kirche eine umfafjendere Repa- 
ratur derjelben nothwendig geworben, hielt ſich bie franzöſiſche Gemeinde nicht für verpflichtet, 
zu dieſen Koften der Reparatur beizutragen. Die vorgejegte Kirchenbehörde hat jedoch bie unab- 
weislihe Reparatur anerkannt umb entſchieden, daß bie etwa 5400 Thaler betragenden Koften 
derſelben gemeinjhaftlih von beiden Gemeinden beftritten werben follen. Es follte nunmehr 
mit der Ausführung vorgegangen werben, als bie franzöfiihe Gemeinde das Anerbieten gemacht, 
ber beutfchen Gemeinde ſowohl bie Kirche als das dazu gehörige Befigthum mit allen Rechten 
zum Eigenthum abzutreten und außerdem berjelben noch eine Abfinbungsfumme von 2000 Thlr. 
zu zahlen. Die deutſche Gemeinde hat biefes Anerbieten angenommen und bringenb bie Veftä- 
tigung beffelben befürwortet, damit fie endlich wieder in den Befit eines entjprechenden Gottes- 
hauſes gelange. Das Konfiftorium der Kirche ift bem beigetreten und auch ber Magiftrat hat 
im Intereffe der Kirche wie ber beutihen Gemeinde mit einer Reihe von Zweckmäßigleitsgründen 
bei der Berfammlung die Genehmigung dazu beantragt. Die Gelbbewilligungsbepntation ber 
Berfammlung hat mit Einftimmigleit ebenfalls das Anerbieten ber franzöfiihen Gemeinde fir 
durchaus billig und den Intereſſen der deutſchen Gemeinde entſprechend erachtet, und empfohlen 
bafjelbe zu genehmigen, aber dem Magiftrat auszuſprechen, baß bie Verſammlung zu biefer Ge- 
nebmigung wejentlih durch bie ausbrüdtiche Erflärung des Magiftrats veranlaßt worden fei, 
daß bie Mittel der deutſchen Gemeinde zur Beftreitung ber Reparaturkoſten ausreichen und auch 
bie Kommune aus der Genehmigung bes Antrages vorausfihtlih Leine Koften zu befürchten 
habe. Im der Berfammlung wollte nur ein Mitglied bie von ber franzöſiſchen Gemeinde zu 
zahlende Abfindungejumme auf 2600 Thaler erhöht wiſſen, fonft fprachen ſich bie übrigen 
Rebner durchweg für bie Genehmigung des Antrages aus, welche aud dann im ber von ber 
Geldbewilligungs » Deputation vorgefchlagenen Form ertheilt wurde. — Zur Kenntnifnahme 
wurbe ber Verſammlung ber Jahresbericht Über die ftäbtifchen Vollsbibliothelen pro 1857 mit- 
getheilt. Die finanzielle Lage der Bibliothelen hat fih im genannten Jahre um 1176 Thlr, 
verbeffert, wovon 1000 Thlr. von ber Kommune zugefchoffen worben find. Die genannte 
Summe ift bis auf 68 Thlr., welde am 1. Januar c, als Beſtand verblieben, zur Anfchaffung 
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von Büchern sc. verwendet worben. Die Benutzung ber Bibliothelen hat im Jahre 1857 in 
der erfreufichften Weile zugenommen. Die Zahl ber Lejer ift in dem genannten Jahre auf 
3410 geftiegen, während biefelbe im Vorjahr nur 3109 betragen hat. Es find überhaupt 1857 
ca. 40,000 Bücher gewechſelt worben. Die Leer beftanden zum größten Theile aus Kaufleuten, 
Handwerkern und fonftigen Gemwerbtreibenden. — Nah dem mit dem Bächter des Feichenfubr- 
weſens abgefchloffenen Bachtvertrage ſoll bie Feſtſetzung der Pachtſumme für die nächſtfolgenden 
drei Jahre immer nach einer Fraltionsberechnung der letztverfloſſenen drei Jahre feſtgeſetzt 
werben. In den Jahren 1855-1857 hat die Pachtſumme 8615 Thlr. betragen und nad einer 
Feftftellung der Kallulatur würde diefelbe für bie Jahre 1858—1860 mit 8975 Thlr. feſtzuſetzen 
fein. Indem die Berfammlung dieſe Feſtſetzung genehmigte, trat fie nach kurzer Debatte einem 
Antrage bei, dahin gehend, den Magiftrat zu erfuchen, in Erwägung zu nehmen, ob nicht bei 
Ablauf bes gegenwärtigen Pachtvertrages im Intereffe des Publikums Beränderungen des 
Leichenfuhrwefens angemefien und thunlich erfcheinen. Der Pachtvertrag läuft bis ult. 1860, 
Die Deputation des Magiftrats für Gewerbe» und Nieberlaffungsfachen, bat an die Berfamm« 
fung das Erfuchen gerichtet, dem Bereine zur Errihtung von Sonntagsfreifhulen eine 
Beihülfe von 200 Then. zu gewähren. Theil weil das Sachverhältniß aus dem betreffenden 
Schreiben nicht erfichtlih genug hervorgeht, theil® aber auch weil die Berfammlung geſetzlich 
nur mit dem Magiſtrat und nicht mit ben Bermwaltungsveputationen beffelben zu verhandeln 
bat, beantragte die Gelpbewilligungsbeputation der Berfammlung, die Borlage dem Magiftrat 
zur Erflärung zugeben zu lafien, was auch von ber Verſammlung genehmigt warb, — Bei 
Gelegenheit der Borlegung de Normalbefolbungsetats für die Lehrer an ben 
Realfhulen und Gymnafien ber Stabt, hatte der Magiftrat an die Berfammlung noch 
mehrere weiter gehende Anträge, namentlih im Betreff der Schulgelver für einzelne ſtädtiſche 
Schulen vorgelegt. Die Berfammlung ift, wie wir z. 3. berichtet, auf biefe Anträge jedoch 
nicht eingegangen, ſondern bat dem Magiftrat überlaffen fpezielle Anträge zu formiren. Die- 
ſelben find jetzt in Betreff der Erhöhung des Schulgelves für die ſtädtiſche Gewerbeſchule und 
für die Stralauer Stadtſchule eingegangen. Was bie Gewerbefchule anbelangt, jo hat bei ber- 
felben exkl. eines Thalers Turngeld, das Schulgeld jährlich für Prima 36 Thlr. und für die 
anderen Klaffen 24 Thlr. betragen. Nach dem Vorſchlage des Kuratoriums der Gewerbeſchule, 
welchem auch der Magiftrat beigetreten, foll das Schulgeld vom 1. April c. ab gleihmäßig für 
alle Maffen auf 26 Thlr. jährlich inkl. eines Thalers Turngeld feftgeftellt werben, ba durch ein 
höheres Schulgeld für Prima bie Abficht, dem Beſuch dieſer Kaffe möglichſt zu förberm, vielfach 
nicht erreicht wird, Die Erhebung der Inflriptionsgelder für men eintretende Schüler, deren 
Ertrag dem Prämienfonds der Schule zufließt, fol beibehalten werden. Ein befonderer Beſchluß 
bierüber erfcheint jedoch nicht nothwendig, da das neue Statut für biefe Schule in dieſer Be— 
ziehung Beſtimmungen enthält. Die Gelbbewilligungsbeputation der Berfammlung'hat bie An- 
träge für umbebvenffih erachtet und deren Annahme anempfohlen, bie Berfammlung trat dem 
bei. Bei der Stralauer Stadtſchule dagegen hat das Schulgeld in den Knabenklaffen erkl. eines 
Thaler Turngeld, je nad den verſchiedenen Maffen jährlich 11, 13, 15, 17 und 19 Thlr., in 
den Mäpchenklaffen bei jeder Klaſſe 1 Thlr. weniger betragen. Die Schufbeputation umb ber 
Magiftrat Haben aus allgemeinen Zwedmäßigkeitsgründen beantragt, baffelbe vom 1. Oftober ab 
für alle Maffen gleihmäßig und zwar für die Knabenklaſſen mit Ausſchluß des Turngeldes auf 
16 Thlr. und für die Mädchenklaſſen auf 15 Thlr. zu beſtimmen. Eben fo follen aud von 
biefem Zeitpunkt ab bei biefer Schule der bis dahin beftandene Prozentfag der freiftellen von 
16 pCt. anf 12 pEt. ermäßigt werben, da fich Fein Bedürfniß für dem höheren Prozentiat 
zeigt. Die Gelbbewilligungsbeputation ber Berfammlung bat auch biefe Anträge zur Aumahme 
empfohlen. Der anwefende Magiftratstommiffer Stadtſchulrath Schulz erffärt, daß er jeibft- 
rebend gegen bie Anträge ber Gelbbewilligungspeputation feine Einwendungen erhebe, er fid 
aber doch zur Vermeidung von Mifdentungen zu der Anführung verpflichtet halte, daß gegen- 
wärtig ber Schulbeputation eim Plam zu einer volllommen veränderten Organifation ber 
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Stralauer Stadtſchule vorliege, und wenn biefer Plan genehmigt und vielleicht dann fon mit 
bem 1. Oftober d. 3. zur Ausführung gebracht wird, dann auch eine andere Normirung bes 
Schulgeldes nothwendig erſcheinen dürfte. Vorläufig empfehle er jedoch bie vorliegenden Au—⸗ 
träge zur Annahme. Dieſelbe wurde demnächſt ausgeſprochen. — Der gemiſchten Deputation 
zur Prüfung des Normaletats für bie Lehrer an den Realſchulen und Gymnaſien haben auch die 
Spezial » Etats für diefe Anftalten vorgelegen. Diefelben haben zu feiner Beanftandung Anlaß 
gegeben. Man ift bei der Aufſtellung und Prüfung derſelben weſentlich von ber Abfiht ans 
gegangen, die Einnahmen der erhöhten Schulgelder fo viel als möglich zur Berbefferung ber 
wiffeufhaftlihen Anftalten an biefen Schulen zu verwenden, Die Rechnungsdeputation ber 
Berfammlung hat diefe fümmtlichen Etats mit dem Vorbehalt zur Annahme empfohlen, daß bie 
betreffenden Titel Über bie perfönlicen Gehälter der Lehrer bis zur Beftätigung ber Normal- 
befoldungs - und Perfonal » Etats offen bleiben. Die ſämmtlichen Etat wurden mit biejem 
Borbehalt genehmigt. 

Das biefige Monatsblatt für die Ar men-Berwaltung enthält eine Zufammenftellung 
ber im Dezember v. I. unterſtützten 6355 Almofen - Empfänger (390 weniger als im Jahre 
vorher), 2478 Pflegelinder (115 weniger) und 1365 Waijenkoftlinder (117 weniger). Im 
Jahre 1857 wurden von fümmtlihen Armen» Kommiffionen 247,861 Thlr, 22 Sgr. 11 Pf. 
(12,285 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf. weniger als 1856), an Almofen-, Pflege» und Extra » Unter, 
fügungsgelbern gezahlt. Die Summe der 1857 burd bie Armen -Kommiffionen eingezogeuen 
Kollektengelver betrug 17,869 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf. ober 517 Thlr. 10%, Sgr. weniger 
als 1856. 

Potsdam, im Juni. Im der Stabtverorbneten- Sigung am 11. d. M. erfolgte bie 
feierliche Einführung des am 30. April neuerwählten Kafjenrathes, bisherigen Gerichtsaſſeſſors Zehr- 
mann aus Berlin, wobei ſämmtliche Stabträthe mit den vergolbeten Ketten geſchmückt erſchienen. 
In derfelben Sigung brachte der Magiftrat eine Borlage, betreffend den Abſchluß ber ftäbtifchen 
Kaffen für das Jahr 1857 ein, indem hervorgehoben wurbe, bie Zeit zur Ablegung des Ber- 
waltungsberichtes am Ende bes Jahres fei ungänftig, ba kein Abſchluß vorhanden wäre, wes⸗ 
halb denn jet ein Rechnungsextralt erfolge. Es wurben alle einzelnen Kaffen in ihren Mehr- 
ober Minder-Einnahmen und Ausgaben angeführt und ergab fih daraus als Schlußergebuiß 
eine Einnahme von 129,859 Thlr. und eine Ausgabe von 124,764. Thlr., wodurch ſich ein Ueber 
ſchuß der Einnahme von 5095 Thlr., oder etwa 3900 Thlr, wirklicher Beſtand ergiebt, für 
welches günftige Refultat die Verſammlung dem Magiftrat ihren Dank buch Aufſtehen zu er⸗ 
fennen gab, 

— Bon ber Königlichen Regierung zu Potsdam ift in einer an ſämmtliche Magiftrate 
ihres Bezirls erlaffenen Cirkularverfügung vom 29. Mai d. I. darauf aufmerkfam gemacht 
worben, daß: 1) ber Kämmereifaffen-Rendant der einzige zur Empfangnahme, Berwahrung und 
Berausgabung ſtädtiſcher Gelber befugte ſtädtiſche Beamte ift; 2) es ſich mit der Stellung bes 
Magiftrat8-Dirigenten und ber Übrigen Magiftrats- Perfonen durchaus nicht verträgt, daß bie 
felben fläbtifche Gelber vereinnahmen und verwahren; bie Zahlung aller, nicht allein zum 
ſtädtiſchen Vermögen gehörigen, ſondern auch aller derjenigen Gelber und gelbwerthen Papiere, 
welche an bie Magiftvate zur Weiterauszahlung überfandt werben, an ben Kämmerei -Kaſſen⸗ 
Rendanten geleiftet werben muß, und demach die Magiftrats-Dirigenten, nach erfolgter Kennt⸗ 
nißnahme und Notirung bie ihnen zugehenben Gelder fofort an den Kämmerei-Raffenrendanten 
abzuführen haben; 4) ber Kämmereilaffenrendant allein zur Ausftelung von Quittungen über 
bie eingezahlten Gelder befugt ift, die Quittungen jebo über alle Einzahlungen, mit Ausnahme 
fofcher, für welde Quittungsbücher gehalten werben, der Gegenzeichnung besjenigen Magiftrate- 
mitgliedes bedürfen, welches bie Kuratel der Kämmereilaffe führt, alfo des Bürgermeiſters, ober, 
wo als Kaffenkurator ein Kämmerer beftellt if, ausſchließlich des Letzteren. 

Nah der auf amtlihe Ermittelungen gegründeten Nachweiſung über ben Geſchäftsbetrieb 
und bie Refultate ber Sparlajfen im Regierungsbezirk, Botsbam befanden ſich 
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in dieſem Bezirke am Schluffe des Jahres 1857 14 ſtädtiſche und 8 Kreis⸗Sparlaſſen. Den- 
felben traten im Laufe d. 3. noch 4 Kreis-Sparkaffen und eine ſtädtiſche Sparlaſſe hinzu. 

Den Mitgliederu des Magiftrats zu Charlottenburg, ausihliehlih des Bürgermeiflere 
und bes Beigeorbneten, ift ber Titel „Stabtrath“ verliehen mworben. 

H. Pranffurt a. d. ©. im Iuni. Die Bevöllerung des biefigen Stabtgebietes aud- 
ſchließzlich der altiven Militairperſonen betrug nach amtlichen Mittheilungen bes Königl. Polizei» 
Direltoriums im Monat November 1857 35,554 gegen die amtliche Zählung im Dezember 
1855 : 30,938, mehr 4616 Seelen. Bon den im vorigen Fahre men angezogenen jelbftflänbigem 
Perſonen haben 139 das Einzugsgeld zu entrichten gehabt und 139 Perſonen find zur Haus- 
ſtandsſteuer heranzuziehen gewejen. An Kommumalabgaben und Armengeld find im vergangenen 
Jahre nah dem DOrtsregulativ vom 12. Februar 1831 überhaupt 30,408 Thlr, 9 Sgr. aus⸗ 
gefchrieben worben. Die Zahl der fteuerpflichtigen Häufer betrug 4800. 

Die Vorarbeiten zu ber projeltirten neuen Eintommenfteuer find beendet und es wirb 
nunmehr die betreffende Kommiffion denjenigen Prozentfag ermitteln, welcher auf die Staats. 
Einlommenfteuer und bie außerhalb des Haffenftenerpflichtigen Bezirks fingirt eingeſchätzte Klaſſen⸗ 
fteuer gelegt werben muß, um das Bebürfniß zu deden, welchemnächſt Anträge auf Genehmigung 
des ganzen Projelts an die Auffichtsbehörbe zu ftellen find. 

Der Zuſchlag zur Schladt- und Mahlſteuer ergab im Jahre 1856 17,918 Thlr. 9 Ser, 
6 Pi, der Eindrittel Antheil vom Rohertrage ber Staatsmahlſteuer 8811 Thlr. 28 Sgr. 9 Pf. 
— 236,130 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. Diefe Summe hat ſich im abgelaufenen Jahre nicht uner- 
beblich erhöht, da auf beide Steuerſätze in dem brei erſten Ouartafen bereits 24,025 Thlr. ein- 
gegangen waren. — Zur Naffifizirten Staatseinlommenfteuer find im Jahre 1857 459 Berfonen 
mit 23,082 Zhlr. eingeſchätzt, wovon nad Abzug ber Berglitigung für die Mahl- und Schlarht- 
feuer bei 440 Perfonen a 20 Thlr. 14,282 Thlr. gezahlt haben. — Zur © efteuer pro 
1857 waren 215 Kaufleute, 508 Hänbler, 176 Gafl- und Schaufwirthe, 40 Bäder, 23 Schlädhter, 
9 Brauner, 301 Handwerker, 13 Müller, 41 Schiffer, 46 Lohnfuhrleute und 40 Hauſirer mit 
einer Steuer von 12,414 Thlt. 10 Sgr. veranlagt; dagegen find 1048 Handwerker unbe 
feuert geblieben. 

Die über den Aktiv. und Paſſivzuſtand des Gemeinbevermögens für das Jahr 1856 
gefertigte Meberficht ergiebt, daß ſich die Paifiva bei einer Verminderung ber Altioa um 4124 
Thlr, 3 Sgr. um 23,964 Thlr. 11 Sgr. im genannten Jahre vermindert haben. — Die feit 
dem 15. Juni 1857 eingeführte Ufergelvabgabe brachte bis zum Schluſſe des Kalenderjahres 
1600 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf. Die Ausführung der Arbeiten zu den Uferanlagen dagegen haben 
einfchließlich der Aufftelung des Wangehaufes in der Nähe des Fiihmarktes und der Pflafter- 
Arbeiten im Jahre 1856 2229 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf. im Jahre 1857 3163 Thlr. 28 Sur. 10 Pf. 
geloftet, wogegen von bes Königs Majeftät in Genehmigung bes Vergleichs wegen Entihäbigung 
beftimmter 2ofalitäten im Junklerhauſe zu Uferbauten 6000 Thlr. bewilligt worben find. 

Die Armendireltion bat die Namen der Almojen- und Pflegegelvempfänger zur Mit- 
theilung an die Mitglieber der ſtädtiſchen Behörde, Bezirks. und Armenvorfteher, die Geiftlichen 
und felbft die der MWohlthätigkeit dienenden Bereinsvorſtände und Privatperjonen bruden laflen, 
um dadurch den leider vielfach eintretenden Tänfhungen vorzubeugen. Die Detentionen auf 
Grund bes Geſetzes vom 21. Mai 1855 wegen Berlegung der gefeglichen Alimentationspflicht 
haben ſich vortrefflich bewährt. Bon ben im vwerfloffenen Jahre ftattgehabten zwölf Berur- 
theilungen und Einfperrungen haben fieben den Erfolg gehabt, daß die Armenpflege ber be- 
treffenden Familien ganz entbehrlich geworben if. In drei weitern Fällen erfolgt die Erftattung 
der Unterflügungen mit ziemlicher Regelmäßigleit und es befindet fi zur Zeit nur ein besjalle 
Berurtheilter im Arbeitshauſe. 

— G. — —chwiebus, irn Juni. Die hiefige Stadtgemeinde befah das Gut Birlholz — 
Rämmereilichen Antheils — welches dieſelbe durch Bertrag vom: 5, Juni 1799 in Erbpacht 
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ansthat. Im Sabre 1824 wurde über bie Dotation ber katholiſchen Lehrerſtelle daſelbſt ver⸗ 
handelt und auf Grund des Schufreglements für die niedern Schulen Schlefiens vom 18. Mat 
1801 feftgeftellt, daß die Gemeinde Schwiebus als Obereigenthümerin zur Befoldung bed Lehrers 
1Y, Mafter Holz, 5 Scheffel Roggen, Scheffel Erbſen, Y, Scheffel Gerfte und 9 Thlr. 
19. Sgr. 6 Pf. Gehalt beizutragen habe. Bis zum Erſcheinen des Gejeges vom 2. März 1850 
hatte die Stadtgemeinde biefe Befoldung an den katholiſchen Lehrer in Birkholz zahlen reſp. ab⸗ 
führen laffen, von der Anficht ausgehend, daß ihr diefelbe qua Dominium refp. ald Obereigen- 
thülmerin auferlegt worben fei. Mit dem Erſcheinen des Gefeges vom 2. März 1850 wurde 
das Dbereigenthum umentgelblih aufgehoben und ber zeitige Erbpächter freier Eigenthümer. 
Als folher wurde er von ber Stadtgemeinde, umb zwar auf Grund bes $. 5. bes gebadhten 
Geſetzes für verpflichtet angefehen, die Befoldung des Tatholifhen Lehrers zu übernehmen und 
ba er ſich weigerte dies zu thum, fo wurde gegen ihn geflagt, bie Entrihtung der Emolumente 
vom 24. März 1850 ab, an welchem Tage das Geſetz vom 2. März 1850 in Kraft getreten 
ift, zu Übernehmen. Der erſte Richter wies inbeß die Kommune mit biefem Antrage ab, von 
ber Anficht ausgehend, daß die Beitragepfliht zur Beſoldung bes fathol. Lehrers in Birkholz 
aus einem Ehrenrechte herzuleiten fei, da ber biegfeitigen Kommune bergleihen Ehreurechte 
zufländen und fie den Lehrer vocirt habe. Im biefem Falle fei nad 58. 45, u. 46. Thl. L 
Fit. 21. Allg. Landrecht der Erbpächter zur Entrihtung ber Abgaben nicht verbunden. Der 
8. 2. bes Geſetzes vom 2. März 1850 hebe nur das Eigenthumsrecht bes Erbverpächters auf 
und beflimme, daß ber Erbpächter das volle Eigenthum erlange, keineswegs wären aber dadurch 
bie mit dem Beſitze bes Grunbftüds verbunden geweſenen Rechte und Pflichten auf ben Erb» 
pächter übergegangen. Die Kommune Schwiebns gelte noch heute als Grundherrſchaft von 
Birkholz. Auf die deshalb eingelegte Appellation trat ber Appellationsrichter dieſer Anficht bei, 
beflätigte das erfte Erfenntniß und führte außerdem noch aus, daß nah 8. 187. Tit. 21. Th. J. 
bes Allg. Lendrechts der Erbpächter das erbliche vollſtändige Nutungsreht der Sache gegen 
einen damit in Verhältniß ſtehenden Zins erlange. Diefer Zins, Erbpachtskanon, repräfentire 
ben Werth der Nugungen nah Abzug ber von dem Erbpächter zu tragenden, auf der Sache 
ruhenden Laften und Abgaben, Der Erbverpächter habe zwar fein Eigentum ohne Entihäbi- 
gung verloren, dagegen fei ihm aber ber Kanon geblieben, in welchem er Erſatz fr bie ver- 
bliebenen Laften finde. Die erfolgte Aufhebung feines Eigentums und bie Verleihung be® 
vollen Eigenthums an ben Erbpächter fländen mit den Laften von dem Grunbftüde in feiner 
Beziehung. Gegen dies Erfenntnif wurde die Nichtigleits⸗-Beſchwerde erhoben und hat das 
Königl. Ober- Tribunal durch Erkenntnif vom 24. Juni v. 9. das zweite Erfenntniß vernichtet 
und das erfte Erkenntniß dahin abgeändert, daß e8 den Erbpächter für ſchuldig erachtet, die oben 
genannten Beiträge zur Befoldung des Lehrers vom 28. März 1850 ab zu übernehmen. 


f. Sadhfen, 

— H.— Magdeburg, im Juni. Zu Oftern v. 9. ift die legte Privat » Schule einge- 
gangen und damit das Ziel erreicht, welches bie Organifation des fläbtiihen Schulweſens im 
Jahre 1819 vor Angen hatte. Freilich führte das im vielen Beziehungen erwänfchte Ereigniß 
für die ſchon überfüllten Schulen große Schwierigkeiten herbei: Die Zahl der Schulkinder 
flieg auf 7750, bie ber Klaffen auf 68 in ben höheren und mittleren Schulen, auf 49 in ben 
Bollsſchulen. Es gelang indeß, die erforberfihen Räumlichkeiten in den alten Schulhäuſern 
noch zu beſchaffen und zugleich wurde für bie zum Theil proviforifhen Zuftände die Abhülfe in 
bem Baue eines großen Schulhaufes auf dem Magbalenenberge vorbereitet. Das Haus würde 
bei ber günftigen Witterung feiner Vollendung nahe gebracht fein, wenn nicht prozeffualifche 
Hinderungen Seitens einzelner Nahbaren ben Anfang der Arbeit geflört hätten, — Eine neue 
Bedrängniß brachte die gänzliche Zerflörung des Haufes der II. Vollstnabenſchule am Kameels- 
berge durch die Feuersbrunft im Auguft v. I. Für dem Unterricht von mehr als 700 Kindern 
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in 9 Klaſſen waren ganz freie unb paffenbe Lokale natürlich nicht vorhanden; es mußte baber 
eine Kombination verfuht werben, bergeftalt, daß das Gebäude der II. Vollsmädchen » Schule 
feitbem für beide Schulen bient, indem unter volfländiger Benutzung der Tagesftunden eine 
jebe im Sommer 21 Stunden, im Winter 18 Stunden wöchentlich dafelbft Unterricht empfängt. 
Zu baldiger Befeitigung dieſer Beijhränlung durch den Wiederaufbau des abgebrannten Gebäubes 
find die Einleitungen getroffen. 

Für die Erziehungsanftalt für vermwahrlofte Kinder-ift das Jahr 1857 
ein ſehr trauriges geweſen. Kaum war bie Organifation des Inſtituts vollendet und einiger- 
maßen eingelebt, al8 der Borfteher an einem Bruftleiden ſchwer erkrankte und Monate lang jein 
Amt nicht verwalten konnte. Er mußte endlich einen Nachfolger erhalten, aber auch biejer 
wurde bald bienftunfähig und hat fein Amt nur kurze Zeit verwaltet. Beide Männer find im 
Zahre 1857 noch in jungen Jahren geftorben. Das Infpeltorat der Anftalt ift nunmehr ander» 
weit bejegt und es fol außerdem noch ein tüchtiger Auffeher engagirt werben. 

Bon den am Schluffe des Jahres 1856 in ber Anftalt befindlichen 20 Knaben und vier 
Mädchen wurden zu Oftern 10 Knaben ımb ein Mädchen lonfirmirt; jene kamen ſämmtlich in 
bie Lehre, das Mädchen trat im Dienft. Aufgenommen wurben im Laufe bes Jahres 1857 
9 Knaben und 5 Mädchen, wovon indeß 2 Knaben und 1 Münden ihren Angehörigen auf 
deren Berlangen zurüdgegeben wurben, fo daß biefelbe Anzahl von 24 Kindern jet wieber 
vorhanden iſt. Der Anftalt hat das im Juli v. I. verflorbene Fräul. Johanne Elifabeth Wagner 
ein Legat ven 6000 Thlr. vermacht. 

Der Krebit-Berein für Handwerker hat fi günftig entwidelt und als ein 
für den hiefigen Handwerkerſtand wohlthätiges Inftitut bewährt. Bei demſelben find im Jahre 
1857 von den einzelnen Handwerkern ohne Bermittelung der Innungen 293 Anträge auf Be- 
willigung von Borjhüffen geftellt, von denen 240 Anträge bewilligt, 53 aber abgelehnt find, 
weil die Antragfteller die ftatutgemäß erforberlihe Sicherheit micht haben geben fünnen. Bon 
den bewilligten Vorſchüſſen haben betragen: 15 Vorſchüſſe 10 bis 20 Thlr., 22 Vorſchüſſe 21 
bis 30 Thlr., 12 Borſchüſſe 31 bis 40 Thlr., 53 Vorſchüſſe 41 bis 50 Thlr., 11 Vorſchüſſe 
51 bis 90 Thlr., 36 Vorſchüſſe 91 bis 100 Thlr., 6 Borfhüffe 101 bis 140 Thlr., 9 Vor⸗ 
ſchüſſe 150 Thlr., 3 Vorſchüſſe 171 bis 190 Thlr., 73 Vorſchüſſe 191 bis 200 Thlr. — Bon 
den drei Innungen, denen im vd. 9. Vorſchüſſe zur Bertheilung an ihre Innungegenoffen 
bewilligt find, hat die eine 921 Thlr. für 22 Innungsgenoffen, bie andern 850 Thlr. filr 
9 Innungsgenofien und bie dritte 99 Thlr. an 2 Immungsgenoffen in Summen von 20 bis 
100 Thlr. zur Zahlung angewieſen. Einer Innung ift ein Borfhuß von 200 Thlr. zu einem 
gemeinfamen Unternehmen bewilligt worben. Im Ganzen find 27,460 Täler. Vorſchüſſe an 273 
Handwerler und 1 Innung gezahlt worden, jo daß durchſchnittl. etwas über 100 Thlr. auf ben 
Borihuß kommen. Die ausgezahlten Vorſchüſſe find ſämmtlich an den Fälligkeitsterminen 
zurückgezahlt, mit Ausnahme eines Vorſchuſſes von 100 ZThlr., der auch im Wege ber Klage 
nicht einzuziehen gewefen umb jetzt auf das Haus des Vorſchußempfängers hypothelariſch einge» 
tragen iſt. Die Summe der im Jahre 1857 zuridgezahlten Vorſchüſſe beträgt 23,465 Thlr. 

Um den ftarten Anfprüden auf Bewilligung von Vorſchüſſen, welche namentlih in den 
Monaten Zuli bis incl, Oltbr. v. I. an ben Berein gemacht find, genügen zu fönnen, haben 
Berthöpapiere zum Betrage von 3600 Thlr. verkauft werben müſſen, was bei bem berzeitigen 
uiebrigen Kourſe berjelben nicht ohne Verluſt hat gefhehen Lünnen. Defien ungeachtet wird 
den Altionairen des Vereins außer dem flatutenmäßigen 3 pCt. Zinfen noch eine Divibenbe 
von 1’, bis 2 p&t. gewährt werben fünnen, 

Magdeburg, im Juni. Im der Sigung der Stabtwerorbneten am 1. d. Mts. kam 
zur Berhanblung das Verfahren bei Ausloofung ber zu amortifirenden neuen Stabt + Obliga- 
tionen. Nach dem Plane zur Berzinfung und Tilgung ber jet zur Ausgabe fommenden Serie 
der neuen Mageburger Stabt-Obligationen find ſchon im biefem Jahre 10 Stüd Obligationen 
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auszuloofen, Der Magiftrat fchlägt in dem Schreiben vom 6. v. Mts, vor, biefe Ausloofung 
jebesmal am 1. Oktober, oder, wenn biefer auf einen Sonntag fällt, am 2, deſſelben Monates 
zu bewirken, bie Auszahlung ber gezogenen Obligationen am 2. Januar bed nächſt folgenden 
Jahres geichehen und dieſes Geſchäft burdh eine, aus Mitgliebern beider Stabtbehörben befte- 
henden Kommilfion bewirlen zu laſſen. — Was die Obligation ber erſten Serie anlangt, fo 
find von denfelben jett bereits 151,300 Thlr. begeben. — Die Berfammlung genehmigte bem 
Antrag des Magiftrats, 

—R— Halle, 30. Juni. Wie bereits im biesjährigen Maihefte Seite 446 mitgetheilt 
worben ift, hatte der hiefige Magiitrat, Namens der Stadtgemeinde gegen ben Königl. Fiskus 
wegen Webernahme ber perfönlihen und ſachlichen Koften ber Polizei » Bermwaltung bie Klage 
erhoben. Nach dem im dieſer Sache in erſter Inflang kürzlich ergangenen Erkenntniß ift nad 
dem Slageantrage bahin erkannt: 

„daß der Königl. Fiskus während der Geltung des Geſetzes über bie Polizei » Ber- 
waltung vom 11. März 1850 (Geſ.Samml. S. 265.) und jo lange bie Königliche 
Staats-Regierung einen Königlichen Polizei Direltor für bie örtliche Polizei-Berwal- 
tung ber Stabt Halle beflellt, ſchuldig, tie Gehälter aller für bie Örtliche Polizei» 
Berwaltung der Stabt Halle erforberlihen Beamten, namentfid bie Gehälter: a) ber 
Polizei-Selkretaire und fonftigen Bureanbeamten, b) des Polizei⸗Inſpeltors, c) ber 
Polizei-Rommiffarien, d) der Polizei-Sergeanten, e) des Boten und Kaftellans, f) bes 
Gefangenwärters aus Staatsfonds zu zahlen.“ 


Bei dem großen Imtereffe für ſämmtliche Stabtgemeinden, in welchen die Örtliche Polizei 
Berwaltung Königlihen Beamten übertragen worben if, dürfte das Yon bem erflen Richter im 
dem Erkeuntniſſe ausgeführte Sahverhältniß und die Gründe der Entſcheidung 
wiffenswertb erſcheinen. 

Sie lauten: 

Die Königliche Staats » Regierung hat auf Grund bes Geſetzes vom 11. März 1850 
(Geſ.Samml. S. 265.) die gefammte Örtliche Polizei-Berwaltung in ber Stabt Halle von dem 
dortigen Magiftrat abgezweigt und einer Königl. Polizei-Direltion übertragen, filr welche ein 
befonberes Gejhäftslofal außerhalb des ſtädtiſchen Rathhauſes auf Koften der Stadt eingerichtet 
if. Bon den ſämmtlichen Koften diefer neuen Organifation hat ber Staat nur bie Behälter 
bes Polizei-Direltors, des Polizei /Raths, eines zur Beauffihtigung bes Fremdenverlehrs auf 
den Bahnhöfen nen angeftellten Polizei-Kommifjars und eines Polizei-Sergeanten für ben mei- 
tern nicht ſtädtiſchen Poligeibezirt übernommen, alle übrigen Koften, namentlich aud bie Ge— 
hälter für bie fonftigen im Polizeivienft fungirenden, lediglich den Befehlen des Königl, Polizei- 
Direktors unterworfenen Beamten, als für: a) bie Polizei-Sefretaire unb andere Bureaubeamte, 
b) dem Poligei-Inipeltor, c) die zwei Poligei-Rommiffarien, d) die vierzehn Poligei-Sergeanten, 
e) ben Gefangenwärter, f) ben zugleich als Kaflellan im Polizei-Direltorial-@ebäube mit fungi- 
renden Boten find der Stabt Halle auferlegt. — 

Diefe letztern Gehälter find auch feit Einrichtung der Königl. Poligei-Direltion, nament- 
Yich für das Jahr 1857 auf Anorbnung ber Königl. Regierung bier aus der Stadtlaſſe gezahlt 
und Gegenvorftellungen des Magiftrats unberüdfihtigt geblieben. Der Magiftrat zu Halle bat 
daher Klage wider den Königl. Fislus erhoben und ven vorſtehend rubrizirten Antrag geftellt. 
Zur Begründung des Auſpruchs ftülgt ſich Kläger lebiglih auf den $. 2. bes alleg. Geſetzes 
vom. 11. März 1850, welder von den Koften der örtlichen Polizei » Verwaltung handelt, unb 
fegt biefe Beflimmung dahin aus: daß ber Staat, wenn er von ber Befugnif Gebrauch mache, 
bie örtliche Polizeir-Berwaltung befondern Staatsbeamten zu übertragen, dadurch auch die Ber- 
pflichtung übernehme, die Gehälter für ſämmtliche Beamte zu beftreiten, welche zur Beforgung 
ber Geſchäfte jener Verwaltung erjorberlich find. 
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Berklagter Fislus erachtet den Anſpruch des Magenden Magiſtrats nicht für geredhtfertigt 
und beantragt die Abweifung. Er ſucht aus dem Geſetz die Anficht herzuleiten, daß die Staats. 
Regierung, wenn fie bie Poligei-Berwaltung übernehme, nur gebunden ſei, den Polizei-Bers 
water anzuftellen und zu bejolden. Dagegen babe fie völlig freie Hand barin, ob und melde 
andere Beamten fie anftellen wolle, mit ver Maßgabe, daß fie die, welche fie anftelle, auch 
beſolden müſſe. Was nun bie Entſcheidung des vorliegenden Prozeſſes anlangt, fo erſcheint ber 
Mageantrag durch das Geſetz vom 11. März 1850 über die Polizei-Berwaltung wohl begründet. 
efr. $. 1. 2. und 3, beffelben. 

Im Zufammenhange mit den Vorſchriften diefer $$. verorbnet ber $. 58, der Gem.⸗Ordn. 
vom 11, März 1850: 

Der Bürgermeifter at in der Gemeinde, nad näherer Beftimmuug der Gefete fol- 
gende Geſchäfte zu beforgen: 1) bie Handhabung der Ortspoligei, infoweit fie nicht 
beſondern Behörben übertragen if; welche Beftimmung wörtlic mit der Mafigabe 
in die Städte-Drbnung v. 30. Mai 1853 8. 62, übergegangen ift, daß dem Beiwort 
„beiondern“ nur „Löniglihen” fubftitnirt worden. 

Auch im den Älteren Gefegen finden fih ähnliche Ausbrüde vor. So behielt der $. 166, 
ber älteren Stäbte-Orbnung vom Jahre 1808 dem Staate das Recht vor, in wichtigeren größern 
Städten bie Polizei durch eine bejondere (eigene) Behörbe verwalten zu laſſen. — Die 
revidirte Stäbte-Orbnung vom 17. März 1831 fpriht im $. 109. von befondern Pofizei-Be- 
hörden, welche der Staat zu beftellen für nöthig erachtet; und enbli ber 8. 10, Litt. c. bes 
Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweiens vom 30, Mai 1850 (Geſetz Sammlung 1820 
©. 137.) gedenlt „der vom Staate außerhalb der Magifträte befonders angeorbneten Polizei 
Behörden.“ Diefe im ben verſchiedenen Geſetzen ſich wiederholende Faſſung führt zu bem rich 
tigen Verſtändniß des oben alleg. $. 3. des Polizei-Verwaltungsgeſetzes. Die hier genannten 
befondern Beamten bilden einen Gegenfaß zu ber in $. 1. als Regel feftgeftellten Organi- 
fation, wonad die Polizei wicht durch eine völlig felbfiftändige Könige. Behörde, ſondern im 
Reffort der Stadtgemeinde durch Kommunalbeamte geleitet und gehandhabt wird. Keinesweges 
find daher unter biefen bejonbern Beamten nur biejenigen zu verftehen, welchen bei ber neuen 
Königl. Organifation bie obere Leitung der Polizei Übertragen wird, ober die im Verhältniß 
ber bisherigen Kommmmalbeamten mehr angeftellt werben, 

Die Beamten, um ben Ausnahmefall des $. 3. im Betreff ber Gehälter auf fie anzu- 
. wenden, müſſen aber auch von ber Staate-Regierung angeftelft fein. Die Offizianten, beren 
Gehalt hier freitig if, gehören nach ihrer Benennung zu den Unterbeamten der Polizei, welche 
ber Bolizei-Dirigent zu feinen Organen benutzt. — Bei der im Reſſort ber Polizei herr⸗ 
ſchenden Bureau-Berfaffung find fie ansfchliehlih der Botmäßigleit und Disciplin des vorge» 
ſetzten Polizei-Dirigenten unterworfen, ber fie fortwährend zu beauffichtigen, ihnen Anleitung zu 
den Dienfigefchäften zu geben und bie Kontrolle Über deren Ausführung zu üben hat. Ange 
fiellt wird ber Beamte durch ben Auftrag ber fompetenten Behörbe, welche über feinen Geſchäfts— 
Reffort zu beftimmen hat. ($. 70. Thl. II. Tit. 10. Allg. 2.-R. 8. 76, ibid.) 

Die in Rebe fiehenden Unterbeamten ſtehen dem klagenden Magiſtrat gegenüber in feinem 
dienſtlichen Berhältniß, da fie weder zum Dienfte ber ſtädtiſchen Verwaltung beftimmt, noch bei 
Ausübung ihrer Funktionen dem Magiftrate umtergeorbmet find. Der $. 69. Thl. I. Tit. 10, 
des Allg. 2,,R. unterfcheibet zwei Hauptllafjen vom Civilbeamten, folhe bie emtweber in un- 
mittelbaren Dienften bes Staats ober gewifjer demſelben untergeorbneter Kollegien, Korporationen 
und Gemeinben ftehen. 

Selbftrebend find baher bie in dem Klageantrage fpezifisirten Polizeibeamten als Königl. 
Staatodiener zur betrachten, welche die Staatabehörde und nicht die Stadtgemeinde anzuftellen 
berechtigt und verpflichtet if, und auf welche die Beſtimmung des $. 8; 1. e. Anwendung findet. 
Gleichgültig iſt es, ob umter bem im Reffort der Königl. Polizeir-Berwaltung beſchäftigten Unter 
beamten fich ſolche befinden, welche bie Staatabehörde bei der neuen Organifation übernommen 


646 


hat, ohne ihnen eine ausdrückliche Beftellung als Königliche Beamte zu ertbeilen; benn bas 
Weſentliche der Beamten-Dualität befteht mit Rückſicht auf die Allerh. Kab.-Orbre v. 11. Aug. 
1832 (Geſ.Samml. S. 204.) im Allgemeinen in der befinitiven ober proviforifchen Anver- 
trauung ber Amtsgejchäfte durch die berechtigte Behörde und in der Uebernahme berfelben durch 
bie dazu verftatteten. (cfr. Golddammer, Archiv zum Strafreht Bb, 2. ©. 566. $. 831. bes 
Strafgefegbuche.) Hat daher der klagende Magiſtrat unterlaffen, bie bier in Frage befangenen 
Beamten ber Königl. Polizeibehörde förmlich zu überweiſen, fo kann bies für ihn um fo weniger 
präjubizirlich fein, als ſchon nah der älteren Organifation die Stellung jedes Unterbeamten, 
defjen Funktionen in das Gebiet der Polizei fchlägt, won ber Staatsregierung beflätigt werben 
mußte. (cfr. $. 4. alinen 2, des Gefeges vom 11. März 1850 über die Polizei-Berw.) 

Es bedurfte alſo nur der Beihäftigung im Nefjort der neuen Polizei-Direltion, um ben 
aus der ftäbtifhen Verwaltung übergegangenen Unterbeamten das Gepräge ummittelbarer, wenn 
auch nur proviſoriſch angeflellten Staatsbiener aufzubrüden, 

Das Minifterium des Iunern hat zwar in einem Reſtript vom 26. März 1852 (Berw.- 
Min.-Bl. 1852 ©. 85.) bie Anſicht geltend gemadt, daß das Recht zur Ernennung ber Polizei- 
Beamten, welche die Gemeinde zu befolden habe, dem Magiftrat auch dann zuftehe, wenn ein 
Königl. Beamter an der Spige ber örtlichen Polizei-Berwaltung fleht. 

Allein ein von dem Anflellungsrecht getrennte Ernennungsrecht fteht dem Magiſtrate in 
Betreff der Unterbeamten gar micht zu. 

Nah $. 56. sub 6. der Stäbte-Orbnung vom 30, Mai 1853 gehört es unter andern 
zu den Gefchäften des Magiftrats, bie ſämmtlichen Gemeinbebeamten, nachdem die Stabtverorb- 
neten darüber vernommen worden, anzuftellen und zu beauffichtigen. Dieſe Borfchrift jetzt indeß, 
wie fi) aus den Eingangsworten bes alleg. $. ergiebt, unbedingt voraus, daß der Magiftrat 
ungejhmälert al® DOrtsobrigleit und Gemeinde-Berwaltungsbehörbe, feine amtliche Thätigkeit 
entfaltet. Wird ihm alfo ein Theil dieſer Attribute entzogen, und bie Berwaltung ber Orts. 
Bolizei einer Königlichen Behörbe übertragen, jo muß er durch bie veränderte Gejchäftsorgani- 
fation auch bie Berechtigung verlieren, die im Königlichen Bolizeireffort fungirenben Unterbeamten 
anzuftellen ; denn er hat nur diejenigen Beamten anzuftellen, worüber ihm zugleich eine Beauf⸗ 
fiohtigung zuftebt. 

Faßt man alle diefe Momente zufammen, fo kommt man zu bem Refultat, daß unter 
den nach 8. 3. 1. e. don ber Staatsregierung angeftellten befondern Beamten alle biejenigen 
zu verftehen find, welche zur Bejorgung ber Geſchäfte im Reffort der Königliden Polizei-Ber- 
waltung erforderlich find. 

Einen gleihen Grundſatz hat auch das Königliche Ober-Zribunal in einem, dem vorlie- 
genben ganz annalogen Falle ausgeiprochen. (efr. Entf. des Ober-Trib. Bd. 31. ©. 155.) 

Das Minifterium des Innern bat freilich bei Berathung des Gejeßgentwurfes über bie 
Städte-Orbnung im Jahre 1853 eine andere Anſicht vertheibigt und ausgeführt : 

Das Gefe über die Polizei-Berwaltung vom 11. März 1850 habe ber Staatsregie- 
rung alle zuläffige Falultät gelaffen, fie brauche daher auch nicht bie ſämmtlichen 
Bolizeibeamten zu ernennen und ihmen alle Bolizei-Funktionen zu übertragen, viel- 
mehr lönne fie auch nur einen oder mehrere Beamte mit ber obern Leitung betrauen, 
wenn eine derartige Organifation angemefjen erſcheine. 

cfr. Stenographifche Berichte ber erften Kammer de 1852,53 Bb. 1. S. 208, 

Staatshaushaltsetat filr 1852 Anlage IL S. 107, 

Monatsſchrift für Preuß. Stäbteweien Bb. I. de 1855 S. 110 und 212. 

Auch verllagter Fiskus fucht durch eine ähnliche Ausführung ben Hägerifchen Anſpruch 
zu widerlegen. — Allein wenn fi ber Minifter des Innern hauptfählih auf ben $. 4. bes 
Gefetes vom Ki. März 1850 ftügt, fo ift hieraus für dem vorliegenden Rechtsſtreit nur fo viel 
zu entnehmen, daß es ber Staatsregierung bei Organifation einer Königlichen PolizeisDireltion 
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für die Stabt Halle völlig freiftend, die bereits von der Ortsbehörbe angeftellten Polizei-Unter- 
beamten zu übernehmen, oder an beren Stelle neu anzuftellen. Keineswegs ift aus obiger Be- 
fimmung eine Zwangspfliht für die Kommune Halle berzuleiten, für ewige Zeiten, bie zur 
Beihäftigung im Königlichen Polizei-Refjort erforderlichen Umterbeamten zu beſchaffen und deren 
Gehälter auf dem flädtiihen Haushaltungsetat zu belaffen. Eine derartige Verpflichtung würde ber 
Staatsregierung nur ein geeignetes Mittel fein, ſich mit Ausichluß des Rechtsweges, von ber 
ihr geſetzlich auferlegten Koftenlaft zu liberiven. Die Frage aber, welche Koften der Staat, und 
welche die Stabtgemeinde, zur Unterhaltung ber Königl. Polizeibehörde zu tragen hat, kaum im 
Eonteftationsfalle nur durch Erlenntniß, nah Maßgabe des 8. 3. 1. c, entſchieden werben, und 
um die Kategorien der Beamten zu beftimmen, deren Gehälter nad biejer Geſetzes⸗Vorſchrift 
aus Staatsfonds zu zahlen find, kommt es micht auf den Ausipruc ber obern Verwaltungs» 
Behörde, vielmehr auf die Beichäftigungsart der betreffenden Beamten an; und wie oben aus» 
geführt, fallen bie letzteren nach ihrer Beſchäftigung nicht im die Kategorie von Kommunal» 
Beamten, vielmehr find fie al unmittelbare Staatsbiener zu betrachten. 

Auch die fonftigen Ausführungen, welche verklagter Fiskus geltend mai, find nicht dazu 
geeignet, eine andere rechtliche Auffaffung zu unterftügen, 

Beun bierbei zunächft auf den $. 91. der Einleitung zum Allg. Lanb- Recht Bezug ge- 
nommen wird, wonach das Recht zum Größern oder Mehrern, das Recht zum Geringern oder 
Wenigern in fich fchließt, jo Könnte dieſe Vorſchrift höchſtens bei der hier gar nicht ventilirenden 
Frage maßgebend fein, ob ber 8. 2. des oft alleg. Geſetzes der Staatsregierung bie Befugniß 
giebt, nur einzelne Zweige ver Polizei-Berwaltung den Städten zu entziehen und einer Königl, 
Behörde zu Übertragen. Dagegen ift bie Organifation der von der Stadtgemeinde völlig abge» 
zweigten Poligei-Berwaltung nicht theilbar. — Der Berechtigung, eine Königl. Poligei-Direltion 
einzurichten, Lorrejponbirt die Pflicht, die fänuntlihen Beamten, welche biefe Verwaltung erfor- 
dert, anzuftellen. Mithin kann der Staatsregierung nicht bie Befugniß eingeräumt werben, nur 
von ihrer Berechtigung Gebraud zu machen, und fich der Lorrefpondirenden Verpflichtung zu 
entziehen, benn Rechte und Pflichten find Lorrelate Begriffe, 


Wenn ferner verklagter Fislus aus ber Faſſung ber $$. 1. und 2. 1. e. die Anflcht 
berzuleiterı fucht, daß unter ben im $. 3. bervorgehobenen Beamten nur biejenigem zu verſtehen 
feien, denen bie Leitung und Verwaltung ber Polizei obliegt, nicht aber aud die Exekutivbeam⸗ 
ten, jo ift dies eben jo wenig haltbar. 

Die $$. 1. und 2, enthalten Vorſchriften über die Einrichtung ber örtlichen Polizei, es 
war daher vollftändig am Orte, hier nur diejenigen fläbtifchen und refp. Staatsbeamten zu be- 
zeichnen, welche je nachdem die eine ober bie andere Organifation ins Leben tritt, mit ber Füh- 
rung unb Berwaltung ber Polizei zu betrauen find: weil ſich dann bie übrigen Berhältniffe, 
namentlid bie Stellung ber umtergeorbneten Organe von felbft regeln. Der $. 3, dagegen 
handelt ganz allgemein von ben Koften ber örtlichen Polizei-Berwaltung, d. b. von ſämmtlichen 
Koften, welche die Unterhaltung der Polizei in ihrer Verwaltung und Erelutive erforbert. Es 
wirb hier als Regel hingeftellt, daß biefe Koften von ben betreffenden Kommunen zu beftreiten 
find; und wenn bei dem hier angelämpften Ausnahmefall auf den $. 2. bingewiefen wird, fo 
iſt Damit nur angedeutet, daß der Ausmahınefall bei Organifation einer Königl. Polizeibehörbe 
in Kraft tritt, der $. 3. hätte daher jedenfalls eine andere Faſſung erhalten müflen, wenn fi 
der Ausnahmefall nur auf die Gehälter der Polizeiverwalter beſchränken follte, 

Auch der Geift des Geſetzes würbe ber von bem verflagten Fiskus geltend gemachten Aus- 
legumg nicht entſprechen; denn bei der Frage: ob in gewiffen Stäbten Königl. Polizei-Berwal- 
tungen nach Maßgabe des 5. 2, J. c. einzurichten find? kommen banptfächlich höhere politifche 
Rüdfigten in Betracht. Es foll durch diefe Organifation eine kräftigere frei von Einflüffen ver 
Ortsbehörbe fi bewegende Verwaltung und Exekutive bergeftellt werben. Diefer Zwed würbe 
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aber möglicher Weife durch Einrichtung einer Behörde verfehlt werben, welche ganz ober theil- 
weife von den Magifträten gewählte und aus Kommmnalfonds bezahlte Beamte zu ihren Or» 
ganen benugt. 

Endlich enthalten and bie Materialien des Polizeiverwaltungsgefeiges nichts, wodurch bie 
rechtliche Auffaffung des verklagten Fiskus ihre Begründung finden fönnte, 

Der Regierungsentwurf wurde am 7. Januar 1850 von dem Minifter des Innern vor» 
gelegt, und der $. 3. fowohl von ben Kommijfionen al® dem Plenum beider Kammern im um» 
veränderter Faflıng angenommen. 

Motive find dem Entwurfe zwar micht beigefügt, indefjen geben bie erläuternden Bemer⸗ 
tungen des Regierungs-Kommiffarius hinlänglichen Aufſchluß darüber, welches Prinzip bei ber 
Faffung des $. 3, feitend gewefen if. Man ging von bem Gefihtspunft aus, daß bie Ein- 
richtung einer Königlichen Polizeibehörbe in Städten beflimmter Kategorien durch das alleg. 
Staatsinterefje geboten fei; doch fonnte auf der andern Seite nicht geleugnet werben, daß das 
Bedürfniß diefer Einrichtung gerade auf den eigenthümlichen inneren Zufländen und Verhältniſſen 
folder Städte beruge. Man nahm deshalb an, daß die Stäbte die Vortheile und Nachtheile 
ihrer beſondern Verhältniffe tragen müßten, daß fe deshalb auch micht bei Organifation einer 
Königlichen Polizeibehörbe von den Berwaltungsfoften völlig emtbunden werben lönnten, und 
baf der $. 3. wohl bie richtige Mitte treffe, zwiſchen den Interefjen des Einzelnen und benen 


des Landes. 
cfr. Stenograph. Berichte der erflen Kammer de 1849,50 Bb. 5. ©. 2186. 2309. 


2315. sq. 2324. und der zweiten Kammer de 1849 50 Bd. 5. S. 3223-3229. 

Nach diefem Erpof& des Vertreter® ber Staatsregierung wurbe ber 8. 3, im ber erften 
Kammer angenommen. Erwägt man nun, daß die Königliche Polizei-Berwaltung an und flir 
ſich ſchon Loftfpieliger if als die ſtädtiſche, ſo kann eine von dem Faltoren der Gefeggebung 
beabfichtigte billige Ausgleihung nur dann angenommen werben, wenn man bie Gehälter ber 
ſämmtlichen Polizeibeamten von ben fählihen Ausgaben trennt und den $. 3. babin auslegt, 
daß bei Organifation einer Königlichen Pofizeibehörbe die Koften ber erftern bie Staatsregierung, 
die ber letztern dagegen bie betreffende Kommune zu beftreiten habe. Wohl mit Beftimmtheit 
fäßt fi annehmen, daß die Träger der geſetzgebenden Gewalt eine andere Faſſung bes $. 3. 
vorzefchlagen hätten, wenn es im ihrer Abftcht gelegen hätte, dem hier berührten Ausnahmefall 
eine fo beſchränkte Auslegung, wie verflagter Fiskus geltend macht, zu geben. 

Aus den vorftehenden Gründen kann fi) verklagter Fiskus nicht entbrechen, bie Gehälter 
der in Rebe ſtehenden Beamten zu übernehmen, und erjcheint deshalb bie Verurtheilung nach 
dem Klageantrage völlig gerechtfertigt. 

Berlagter bemerkt zwar noch am Schluffe der Klagebeantwortungsihrift, daß darüber, 
welche Beamte für die Königliche Poligei-Direktion erforberlih feien, nur bie fompetente Anfr 
ſichtsbehörde zu entſcheiden habe; biefem umbeftreitbaren Grundſatze wird jedoch auch im feiner 
Weiſe durch die Faſſung des Klageantrags präjubizirt, indem hiernach leine Berechtigung für 
den Hagenden Magiftrat feftgeftellt wird, die Anftellung ber Beamten in ber bezeichneten Kate 
gorie von ber Staatsregierung zu forbern. 

Nach einem Berichte, welchen ber hieſige Magiftrat ver Königl. Regieruig wegen Ber» 
mehrung der fläbtiichen Lehrergehalte erflattet hat, und welcher in der Berfammlung ber Stabt- 
verorbneten wmitgetheilt wurde, betrug im Jahre 1849 die Zahl ber Lehrer an den verſchiedenen 
Kädtifhen Schulen 36 mit einem Gehalte von 6951 Thlru., im Jahre 1858 dagegen 44 Lehrer 
mit einem Gehalte von 11,171 Thlen. 10 Sgr. Die Frequenz ber Schulen befief fih im 9. 
1849 anf 1189 Knaben und 1140 Mädchen, im Jahre 1858 auf 1570 Knaben unb 1649 
Mädchen und ift mithin in Summa um 710 geftiegen. 

Erfurt. In Folge einer Immeblat-Borftellung vom März v. J. ben Rathhaus— 
bau betreffend, wurde dem hieſigen Magifirat durch das Appellationsgericht zu Naumburg eine 
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Alerhöchfte Kabinetsorbre übermittelt, von welcher ben Stabtverorbneten in ihrer geftrigen 
Sitzung Mittheilung gemacht wurde. Aus biefer, von Gr. Königlihen Hoheit dem Prinzen 
von Preußen im Alerhöhften Auftrage unterzeichneten Entichließung gebt hervor, dem biefigen 
Magiftrate zu eröfinen, daß es bei ber früheren Allerhöchſten Beftimmung vom Mai 1856 über 
den gemeinfchaftlihen Bau des Rathhaufes und Juſtiz » Gebäudes auf dem Fiihmarkte fein 
Bewenden habe. ferner gebt aus ber in Rede fiehenden Kabinetsorbre hervor, daß, bezüglich 
ber Koften, Hoffnung auf Gewährung einer Beihilfe vorhanden ift, 


g. Mheinland und Welphalen, 


Köln. Sitzungen der Stabtverorbneten am 27. Mai, 10. und 17, Juni. Wie ber 
Borfitgende, Herr Ober-Bürgermeifter Stupp, bem Kollegium mittheilte, haben die bohwürbigen 
Bäter der Gefelihaft Ieju der Stadt Köln einen Band bes großartigen und gelehrten Wertes 
der Bollandiften (Acta Sanctorum), und zwar benjenigen Theil, welcher bie Geſchichte der 
beifigen Urfula und ihrer Genoffinnen enthält, folglih für unfere Stadt von befonderer Bedeu⸗ 
tung if, zum Geſchenle verehrt. Das gelehrte Buch enthält alles, was über bie Gefchichte der 
heiligen Urfula, ber Patronin ber Stabt Köln, irgendwie zu ermitteln gewefen if, und bildet 
einen ftarten Folianten, auf deſſen Außenfeite im goldenen Buchſtaben die Widmung gebrudt 
it: „Senatui populoque coloniensi d. d. d. patres Soeiet. Jes.“ Der Herr Ober-Bürger- 
meifter hob hervor, welch ſchätzbaren und bebeutfamen Zuwachs bie ſtädtiſche Bibliothet durch 
das ihr gewordene Geſchenk erhalten habe, und beantragte, daß das Kollegium ben frommen 
und gelehrten Gefchentgebern feinen Dank ausſprechen möge, was fofort geſchah. Hieran reibte 
ih dann eine zweite Danffagung am das Komité des vor wenig Zagen begangenen 3öften 
Nieberrbeinifhen Muſilfeſtes. Das glänzende Gelingen dieſes Feftes wurde in warmen Worten 
anerfaunt und dabei bemerkt, daß feine der früheren Mufikfefte fich im jeder Beziehung eines 
ſolchen Erfolges zu rühmen habe, wie das biesjährige, Diefem Erfolge entipricht denn auch das 
finanzielle Ergebniß, indem nicht nur bie ſehr beträchtlichen Koften vollftändig gededt find, jon- 
bern noch eim Ueberſchuß geblieben ift, mwelder dem Uebereinlommen gemäß ver Stabt zu- 
fließen wird. Die Berfammlung erflärte fi auf Anregung des ftädtifhen Archivars damit ein- 
derftanben, daß ein Ur kunden buch aus bem reichhaltigen Arhive unjerer Stabt heraus.» 
gegeben werbe. Vorerſt joll ein Band — die Berfafjungs-Geihihte der Stadt Köln von ben 
älteften Zeiten bis zum Eintritte der Fremdherrſchaft enthaltend — erſcheinen. Das Kollegium 
erffärte fich auch bereit, einen eventuell erforberlihen Zuſchuß zu den Koften biefes lobenswerthen 
Unternehmens zu bewilligen. — Die Verſammlung erhielt Keuntniß, daß ber Eutihädigungs- 
Prozeß zwifchen ber Stabt und der Köin-Mindener Eifenbahn-Gefellihaft wegen des zum Baue 
ber feften Rheinbrüde verwandten ftäbtijhen Terrains in erſter Iuftanz entſchieden und daß bie 
don ber Gefellichaft zu leiſtende Bergitung für das Terrain auf dem Frankenwerfte und Franten- 
page auf 1 Thlr. pro Quadratfuß und für das am legterem Plate belegene Terrain der ehe- 
maligen Morgue auf 4 Thle. pro Duabratfuß jefgefegt worden ſei. — Das Ergebniß der im 
Auftrage des Kollegiums angefiellten Ermittlungen- über den Belauf des Gasverbrauchs in Köln 
wurde vorgelegt. Es ging daraus hervor, daß ber Verbrauch ber nah Gasmefjern bezahlten 
Privatflauımen im Jahre 1856 49,916,100 und im Jahre 1857 57,548,300 engliſche Kubikfuß 
betragen hat. Da Ente 1857 23,696 Privatflammen vorhanden waren, fo ergiebt fich für jede 
berjelben ein jährlicher Durchſchnitisverbrauch von ungefähr 2225 Kubilfuß xheiniih. Das 
Rollegium erklärte die angeftelten Ermittlungen für genügend und beſchloß den Drud bes ihm 
vorgelegten Berichtes und ber ihm mod weiterhin vorgelegten ſtatiſtiſchen Refultate, bis wohin 
die fernere Berathung und Beſchlußnahme vertagt bleiben fol. — Der Borfitente theilte mit, 
daß die Verwaltung in Betreff des Einquartierungs-Reglements mit der Königl. Regierung in 
Konflikt gerathen jei, und wiünfdhe, bieferhalb mit einer Kommiffion der Stabtverorbneten be- 
rathen zu lönnen. Das Kollegium beſtimute dazu bie für Polizei ꝛꝛc. Angelegenheiten befteheude 
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Kommilfion. — Die Berfammlung erklärte fich vorbehaltlich einiger Meferbationen damit 
einverftanden, baß eine neue Provinzial«Gebammen-Lehranftalt auf dem ftäbt. Terrain neben 
dem Regierungsgebäube, dem fogen. Ipperwalbe, erbaut mwerbe. 

Düffeldorf. Unfere Stabtverorbneten » Berfammlung erklärte fih in ihrer Sigung am 
1. Juni im Berfolg eines Schreibens des Herrn Lanbrath hierjelbft vom 28, d. M. bereit, im 
Falle eines Neubaues der Departemental-Irrenanftalt hierſelbſt den auf die Stabt Däffelborf 
fallenden ratirlihen Antheil an den Baufoften mit circa 6000 Thlru. zu Übernehmen. — Im 
der Situng am 22. Juni erffärte fi das Kollegium bereit zur unentgeltlihen Abtre- 
tung der in Ausfiht genommenen, am Ratingerthore befegenen Bauftelle für ein neues Land- 
gerichts-Gebäude und Arrefthaus für Unterfuhungs-Gefangene, mit dem Vorbehalt vorheriger 
näherer Fefftellung ber abzutretenden Fläche, nach Einſicht der für bie Baulichleiten zu entwer⸗ 
fenden, bem Charakter ber Hofgarten-Anfagen anzupaffenden Pläne und Skizzen und unter ber 
Bedingung, daß aud das Gewerbegeriht in dem neuen Gebäude, ohne beſondere Entihäbigung 
Seitens der Stadt, Aufnahme finde. — Ferner wurde beichloffen, gegen bie ſämmtlichen Ber 
figer der an ben beiden Ufern der Düffel, in biefiger Bürgermeifterei belegenen in» 
buftrielfen Etabliffements die gerichtliche Klage auf Einftellung ver feitherigen Verunreinigung 
des Düſſelbaches und der ftäbtifhen Baffins, jo wie auf Erfag des verurſachten und noch ent» 
ſtehenden Schadens zu erheben, jeboch mit ber Maßgabe, daß vor der eventuell binnen 3 Mo- 
hen anzuhebenben Klage der Berfuh gemacht werben fol, mit den Fabrifbefigern im Wege ber 
Güte die Beſchwerden der Stadt zu bejeitigen, und mwurben ber Vorſitzende und bie NRechts- 
Kommiffion mit diefem letzten Verſuche beauftragt. 

Elberfeld. In der Stabtverorbneten-Berfammlung am 8. Juni wurde zunächſt von 
dem Vorſitzenden mitgetheilt, daß von einer achtbaren Familie, deren Namen auf Wunſch ber- 
jelben verſchwiegen bleiben folle, 1200 Thlr. für das ſtädtiſche Waifenbaus geſchenkt worden 
fei. — Die Brottare bildete den Hauptgegenftand ber Berathung. Im Jahr 1856 war ber 
Antrag der biefigen Bäder, die Schwarzbrottare aufzuheben, bis zu einer Zeit verichoben wor« 
den, wo billige Fruchtpreiſe e8 eher erlauben würben, auf die Veränderung einer unfere ärmere 
Bevölkerung fo weſentlich berührende Frage einzugeben. Im ber neuern Zeit war der damalige 
Antrag wieder angeregt worben. Nach reifliher Beiprehung — mobei namentlich geltend ge— 
macht wurde, daft e8 zu gewagt fei, einer Bevöllerung gegenüber, bie hauptfählih in Schwarz« 
brot ihre Hauptnahrung findet, ein Erperiment zu machen, deſſen Mefultat fo ungewiß fei — 
wurbe der Beſchluß der Kommiſſion, weldyer fi file Ablehnung des Antrags ber Bäder aus- 
geſprochen hatte, mit 14 Stimmen gegen 7 Stimmen genehmigt. — Eine fernere Berathung 
fand über die Eingabe zweier Stabtverorbrieten Statt, dahin lautenb: auch bei Weißbrod ein 
Normalgewicht einzuführen und den Bädern die Beftimmung des Preifes zu überlaflen, — flatt 
des bisherigen Modus, für 1 Sgr. ein beliebiges Quantum Weißbrod zu geben. Die Begrün- 
dung dieſes Antrags war einfach den Käufern von Weißbrob eine größere Sicherheit zu ver» 
{haffen, damit Jeder weiß was er für fein Geld befommt. Die freie Beftimmung bes Preifes 
bleibt den Bädern nach wie vor überlaffen. Nach kurzer Berathung wurbe biefer Antrag, den bie 
Kommilfion auch zu dem ihrigen gemacht hatte, mit 13 Stimmen gegen 8 genehmigt. — Im ber 
Berfammlung am 15. Juni wurbe bie Verfiigung der Königl. Regierung, das Einquartierungs- 
Reglement betreffend, mitgetheilt. Tie Regierung bat das von den Stabtverorbneten in einer 
früheren Sitzung aufgeftellte Einquartierungs-Reglement gutgeheißen, ift jedoch ber Anficht, daß 
bie Herren Pfarrer und Lehrer nicht (wie e8 im eingereichten Reglement gefchehen) von ber 
Einguartierung befreit bleiben follen und wünſcht im biefer Beziehung eine Aenderung. Die 
Stabtverorbneten fpraden ven Wunſch aus, für's erfte die alte Fefiftellung beftehen zu laſſen. 

Aachen. Die Stabtverorbneten genehmigten in ber Situng am 4. Mai, baß ber 
evangelifhen Gemeinde zur Befolbung zweier Lehrerinnen 400 Thaler und für die Beihaffung 
eines zweillaffigen Schullokales nebft zweien Dienſtwohnungen für bie Lehrerinnen 300 Thlr. 
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jährlich, alfo zufammen pro Jahr 700 Thlr., dem bisher bezogenen Zuſchuß hinzugefügt werde. 
— In ber Sitzung am 18, Mai wurde der Antrag geftellt: „Die Stabtverorbneten-Berfamm- 
lung wolle eine Prämie von Hundert Friedriched'or bewilligen für ben beflen Plan, um bie 
Stabt Aachen dur eine oder mehrere Leitungen mit Waffer zu verjehen und nad längerer 
Diskuffion dem Bau -Comits zur Begutachtung überwiefen.” — Die Königliche Regierung hat 
durch Verfügung vom 19. Januar d. I. dem Heren Bürgermeiler eröffnet, daß bie von ber 
Stabtverorbneten-Berfommlung am 22. Dez. v. I. vorgenommene Wahl eines Direktors für 
bie Hiefige Höhere Bürgerfchule verfrüht und e® im Intereſſe der Sache umerläßlic jei, 
durch bas Ausſchreiben eines öffentlichen Konkurſes qualifizierte Kandidaten zur Anmeldung um 
die gebachte Stelle zu veranlaffen und eine Auswahl unter den Kandidaten zu ermöglichen. 
Zur Gewinnung tüchtiger Lehrkräfte ſei aber bie Sicherftellung eines auskömmlicen Gehalted 
nothwenbig, zumal für einen Direktor, der ſich mit Nebenverbienft nicht befallen fönne. Es 
ſolle daher für den zu erbffnenden Konkurs ein Einlommen von wenigftend 1000 Thlr. als 
Direktor-Befolbung nebſt freier Wohnung bezeichnet werben, — Nach kurzer Berathung, = 
welcher insbefondere hervorgehoben wurde, daß, in Ermangelung einer geleglihen Berpihtund 
der Stadt zur Errichtung und Unterhaltung einer höhern Lehranfalt, die Lehrer, Gehälter oz 
mit Zuſtimmung der Stabtvertretung erhöht werden Könnten, ſprach fih die Berjammlung SUN 
ſtimmig dafür aus, das bisherige Gehalt des Direltors bei 900 Thlr. zu belafien, hinſichtlich 
der Wahl deſſelben den in der Sitzuug vom 22. Dezember v. I. gefaßten Beſchluß fenzubalten 
und an die Konigliche Regierung die Bitte zu richten, von der Konkurs-Ausſchreibung Abftand 
zu nehmen und die Beflätigung der Wahl des Herrn Profefjors Dr. Hilger höhern Oris zu 
veranlaffen. — In Folge deffen hat die Regierung unterm 25. Mai eine Berfügung, welde 
ber Berfammlung am 1. Juni mitgetheilt wurbe, erlaffen, des Inhalts, daß von der Ausſchrei— 
bung eines Konkurſes zur Wieberbefegung der Direktorftelle an der hieſigen höhern Bürger- 
ſchule nicht Wbftand genommen werde und dem neuen Direktor ein Gehalt von weni ſtens 
1000 Thlr. nebſt freier Wohnung zugeſichert werden müſſe. Ferner erhält die Verſam J 
Kenntniß von dem Inhalte der auf Grnnd eines Miniſterial-Reſtriptes vom 17, N v Er 
eutworfenen und von ber Königlihen Regierung unter dem 26. Februar 1835 = Ve 
Iufteuktion, in welder $. 6. beftimmt: „Bei Erledigung von Lehrerftellen ift > un 
Kuratoriums, für bie Anmwerbung tüchtiger Subjette Sorge zu tragen und in ei ag 
lariſchen Berhandlung ben Kandidaten zu bezeichnen, weicher zur Belegung ber eo. protofol» 
tigften befunden worden if. — Die Wahl felbft bleibt dem Stabtrathe —æe * en er 
in deſſen Befugnifjen es ſolgerecht fieht, dem vorgefchlagenen Kandidaten zu v jorbehalten, 
don dem Kuratorium neue Vorſchläge zu gemärtigen.” — Die Berfammlung b —— * 
* 2 ee nohmals bei der Königlichen Regierung ihren früherern u = —— 
olen und bis zum Eingauge i i i j 
nn — Eingange ihrer Entſcheidung von der in Rede ſtehenden Konkurs · Ausſchrei⸗ 
Dortmund, im Juni. Nachdem die Stadtv.Verſanmlung in i i 
v. M. von dem Regulativ vom 4, März 1857 und ber — —— wenig 
Reuer-Repartitiom Kenntniß genommen und bie Ueberzeugung gewonnen — 
unteren Steuerſtufen im Vergleiche zu den oberen zu hoch belaſtet waren, wurde der da B bie 
Beſchluß gefaßt, die Kommunalſteuer nady diefer Repartition nicht zu erheben. — N einflünmige 
Diskuffion wurde daranf mit überwiegender Majorität befchloffen, das pi eejähri j = lebhafter 
Defizit auf die ganze Klaſſen- reſp. klaſſiſtzirte Einfommenfteuer und auf die Kalhe —— 
zu vertheilen. — Ferner wurde die Einſetzung einer Kommiſſion zur Aufſtellung von — 
gen zu einem Regulativ für die Veranlagung ber Kommumnalfteuer pro 1850 beſchl orſchlä⸗ 
gu ber Sitzung am 7. d. M. wurde die Einzugegelver-Raffen-Rechnung pro 1857 or Sr 
Einnahme 6851 Thlr. 23 Sgr. 11 Pf., in Ausgabe mit 7323 Thlr. 6 Sgr. 8 Bi — — 
einem Vorſchuß von 471 Thlr, 12 Sgr. I Pf. abſchließt, geprüft, richtig befunden uch dei — 
43* " 
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Sodanı nahm die Verſammlung Kenntniß von der Gymnafial-Rafjen-Rehnung 
pro 1857 und fand nichts dabei zu erinnern. Die Einnahme ſchloß mit 8043 Thlr. 21 Sgr. 
3 Pf., die Ausgabe mit 8064 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf., mithin mit einem Vorſchuß von 10 Thlr, 
24 Sgr. 10 Bi. 

Die Städteordnung für die Rheinprovinz reſp. Weftphalen vom 19. März 1856 ift ver- 
lieben der Stadtgemeinde Iffelburg, Reg.Bez. Düfjeldorf, und der Stabtgemeinde Hörbe, 
Reg. Bez. Arnsberg. 

Beftätigt find für die gefegliche jechsjährige Amtsdauer ber Rentner Karl Konrad Lörick 
als vritter Beigeorbneter der Stadt Meuß, der Provinzial-Feuer-Sozietäts-Diretor Freiherr 
von Waldbott-Bornheim als erfter, der Medizinalrath Dr. Wegeler als zweiter Beigeorbneter 
der Stabt Koblenz. 


Kaiſerthum Defterreich, 

Wien, im Juni, Der Bürgermeifter Dr. Ritter v, Seiller eröffnete bem Gemeinde, 
rathe im feiner (182ften) Sigung am 29, April d. 3. das Reſultat des am 16. Febr. c. zu 
Gunften der Armen abgebaltenen und mit einer Effelten-Lotterie verbundenen Maslenballes fo 
wie der „Reujahrsenthebungslarten”. Durch beide Unternehmungen wurde ein Gefammterträgniß 
von 103,052 Fl. und nah Abzug der Ausgaben von 27,251 Fl. ein reiner Gewinn von 
75,800 #1. erzielt. 

Ueber unfere Gemeindezuftände läßt fih das hier erfcheinende Blatt „der Wanderer“ im 
nachſtehender ben Berhältniffen entiprehender Weiſe vernehmen: 

„Das faſt zehn Jahre währende Proviforium in unferen Gemeindeverhältniffen foll, wie 
von verſchiedenen Seiten mit mehr ober minderer Wahrſcheinlichleit verfihert wird, im mächfter 
Zeit feinen endlichen Abjchluß erhalten, ine befinitive Gemeindeorbnung würde gewiß nene 
Triebkraft, und raſcher pulfirenbes Leben in den Organismus bringen; denn vom Geſtade ber 
Adria bis zu den Höhen der Berge im Norben bes Kaiferftaate® giebt e8 wohl wenige Kommu⸗ 
nen, in benen das Störende und Lähmende eines tranfitorifhen Zuftandes nicht theilweiſe 
empfunden und eine feftere, ber Zeit und ihren Anfprüchen gerechte Geftaltung ber Dinge leb⸗ 
haft berbeigewünfcdht worben wäre. 

Unter ben vielen fragen, die fid) an die Gemeindegejepgebung überhaupt wie am bie bei 
uns erwartete neue Norm insbefondere Inüpfen, fteht folgende oben an: Iſt es für ben Staat 
vortheilhaft, den Gemeinden das möglichtt größte Maß der Selbfiftänbigfeit in der Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten zu gewähren ? 

Es fehlt nicht an Stimmen, welche die ehemalige, fo rigorofe Bebormunbung ber Ges 
meinben durch die landesfürftlichen Behörden und bie Patrimonialgerichte preifen unb eine ähn- 
liche Fürſorge, namentlich für die Landgemeinden, als nothwendig erachten, weil dieſe angeblich 
no zu wenig Bildung und Einfiht befigen. Wir unferfeits möchten dagegen ans eben jo 
flihhaltigen Gründen behaupten, daß alle unfere Gemeinden, bie am wenigften „gebildeten“ nicht 
ausgejchloffen, innerhalb ihres Kreifes eine hinreihende Summe intelleftueller Befähigung ber 
figen, um den Anforderungen vollftändig genügen zu können, welche ihr eigenes Intereſſe am 
fie ſtellt. Nicht der Mangel intelleftueller Befähigung veranlaßt jo manche Uebelſtände, melde 
wir bei uns wie anderwärts in ber Gemeinbeverwaltung zu beflagen haben, fonbern es ift ber 
MWiderftreit der allgemeinen gegen die imbivibuellen Jutereſſen, welcher jene Webelftände ber- 
borrnit. 

Der im ſcharfen Gegenfate zum, Gemeinwohle herbortretende Egoismus wirb aber durch 
die firifte Bevormunbung der Gemeinden weit mehr gefördert als wirlfam belämpft; die Er 
fahrung unferer Vergangenheit bietet uns zahlreiche Beläge. Der Kampf gegen bie Selbfifucht 
in ber Gemeinbeverwaltung, welche gerne Alles und Jedes als ihre ausſchließliche Domäne 
betrachten möchte, wird nur dann vom Grfolge getönt werben, wenn ber Staat ben Gemeinden 
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ſelbſt die ganze Berantwortfichkeit für ihr Thun und Laffen auferlegt und feinerfeits blos baranf 
achtet, daß fie ihren gefammten Berpflihtungen im vollen Sinne des Gefetses thatfächlich nahe 
lommen. Berurjacht biefe den Gemeinden eingeräumte Freiheit bie und da einen Mißgriff, ſo 
wird ber dadurch angerichtete Schade weber für dem einzelnen Bürger nod für den Staat von 
fo großem Belang jein, daß er ſich nicht auf irgend eine Meife wieder ausglie. Doch bie 
wirffame Belämpfung des Egoismus im Gemeindeleben ift nicht ber einzige Gemian, welher 
bem Staat aus der Selbftftändigkeit der Gemeinden erwähft; der Bortbeil zugt AH dach no 
nach zwei anderen Richtungen. 

„Ein fefbegründetes Gemeindeleben“, fagt Joſ. von Cötvös, „ift das Mittel, d 
welches bie Bereinzelung, in welcher ſich das Individuum ber ungeheuern Gewalt bes Staat “ 
gegenüber befindet, aufgehoben werben kann, ohne daß dadurch bie Eriftenz des Staates geführbet 
würde; nur wenn man ben einzelnen Kommunen bie gehörige Zahl von Schauplätzen eröffnet 
worauf Tauſende irgend eine Rolle fpielen können, iſt es zu erwarten, daß jeder feinen Bart 
tüchtig durchfülhren werde, Soll taufend Ambitionen eine Befriedigung, fol auch dem Niebrig- 
geftellten die Möglichkeit, ſich zu erheben, geboten werden, fo müfjen viele niedere Stufen befe. 
ben, an deren Erflimmung bie Kraft von Tauſenden ihre Beſchäftigung findet; und nur bie 
Kommune if es, bie uns ſolche Stufen bietet.” Die Gefcdhichte aller Zeiten, befonders ber 
neueſten, lehrt es, daß das fernhalten von den eigenen Intereffen, wie bie der Gemeinde in 
erfter Linie, große Gefahren birgt. Die Selbſtſtändigleit der Gemeinden in ihren eigenen An- 
gelegenheiten, welche eime richtigere Erfenntniß und Einficht in die Einrichtungen der Gefanumt- 
heit vorbereiten hilft, ift daher ein Lonjervatives Efement des Staates, 

Dir betrachten es ſchließlich außerdem noch als einen weiteren Gewinn, wenn ben Ges 
meinben ber fo tief wurzelnde Glaube entzogen wird, daß Alles, was im Bffentlichen Leben des 
Staats geichieht, nur durch die Beamten des Staates geſchehen müſſe. Zweifelsohne wird 
gegenwärtig noch auf Formen ein viel zu hoher Werth gelegt, aber gerade ſchon deshalb muß 
es dem Staate, welcher doch weder allmächtig noch allgegenmwärtig ift, wünjchenswerth erfcheinen, 
die ungehenren Anſprüche an feine Firforge und bie hieraus entpringende Verantwortung um 
feiner ſelbſt willen bamit vom fich ferne zu halten, daß er Alles, was nur irgendwie ohne ſach⸗ 
lichen Nachtheil der Wirkungsfphäre feinen Organen entzogen werben kann, daraus auch wirklich 
entfernt. Dazu bietet die Gemeinde, wenn auch nicht das einzige, jo do vor ber Hand die am 
nächften liegende und paſſendſte Gelegenheit in dem ihr einzuräumenden Selfgovernement. 


Königreih Baiern. 

Münden. Unſer Magifirat wollte aus Aulaß des 70Ojährigen Jubiläums unferer 
Stabt für eine gute Geſchichte Münchens einen Preis ausſetzen, bie Gemeinbebevollmädh- 
tigten aber haben ans finanziellen Gründen nicht beigeftimmt. 

Augsburg. Die Rechnungs-Ergebniſſe pro 1856/57 der 11 ifjolirten Stiftungen, 
wie des Auna Barbara v. Stetten’ihen Tochter » Erziehungs - Inftitutes, der katholiſchen und 
evangeliihen Waifen- umb Armenklinver » Häufer ꝛc. weijen bei einem Schulvenftande von 
71,724 51. 6 Kr. ein Bermögen von 972,975 FI. 49%, Kr., alſo einen Altivſtand von 
901,251 Fl. 43°, Kr. nad. — Aus der fummarifchen Meberfiht der Kommunal-Rech— 
nungs-Ergebniffe vom gleichen Jahre erfehen wir, daß die Kommune Augsburg 438,542 
Fl. 11 Mr. Einnahmen und 434,737 51. 49%, Kr. Ausgaben hatte und ihr reines Vermögen 
1 Mill. 14,898 Fl. 33 Kr. 3 Pf. beträgt. — Aus dem Rechnungs » Abihluffe pro 1856 /57 
über das Pfand» und Leihhaus endlich erhellt, daß daſſelbe in biefem Jahre 243,152 Fl. 
32 Kr. Einnahmen und 238,509 Fl. 2 Mr. 3 Pf. Ausgaben gehabt habe und im Beſitze eines 
reinen Bermögens von 147,873 Fl. 31 Kr. 1 Bf. if. 

Die Rechnungs-Ergebniffe der unter unmittelbarer Verwaltung des Magiftrats ftehenben 
28 paritätifchen, katholiſchen und proteſtantiſchen Wohlthätigkeits⸗Stiftungen her Stabt Augsburg 
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weifen pro 1856,57 ein Altiovermögen von 4 Mill. 110,239 Fl. 54 Kr. und bie ber 20 Un» 
terrichts⸗ Stiftungen eim folches von 1 Mill. 168,603 51. 1 Kr., mithin bie Gefammtjumme 
von 5 Mill. 178,842 Fl. 55 Kr. nad). 

Nürnberg, im Juni. Zwiſchen dem Magiftrat der Stadt Ansbach und dem Direltor 
des biefigen Gaswerls Hrn. Emil Spreng ift diefer Tage ein Vertrag zum Abſchluß gelommen, 
nach welchem Leßterer ſich verpflichtet hat, um bie runde Summe von 112,000 FI. die genannte 
Stabt noch in diefem Jahre mit einer vollftändigen Gasbeleuchtungsanftalt zu verjehen. 


Königreih Würtemberg. 


Stuttgart, im Juni. In der am 17. d. Mts. flattgefundenen öffentlichen Sitzung bes 
Gemeinderaths und Birgerausfhuffes begann die Berathung des Stabtpflege- 
Etats fir 1858/59. Bei den Einnabmen konnten nad ben neueften Ergebniffen ber 
Boranihlag für Bürgerannahmegebübhren um 3000 Fl., der für Eintommens- und Kapitalfteuer 
ebenfalls um 3000 Fl. gegen das Vorjahr erhöht werden. Der Ertrag ber legten Steuer wirb 
mit 40,000 Fl, der für Bilrgerannahme mit 17,000 FI. in ben Etat aufgenommen. Auch ber 
Bruttoertrag der Walbvermwaltung erhöht fich in Folge der geftiegenen Holzpreiſe auf 22,793 Fl., 
um 1700 Fl. mehr als im Vorjahre. Die öffentlihe Verpachtung bes Pflaftergeldes hatte im 
vorigen Jahre, wohl in Folge gemeinfchaftliher Berflänbigung ber betreffenden Pachtliebhaber, 
einen Mindererlös von etwa 2000 Fl. gegen früher ergeben, Im folge bes num betretenen 
Weges der Berleihung auf den Grund ſchriftlicher Submiffionen lonnte in dem neuen Etat nicht 
nur ber frühere, fonbern fogar ein etwas höherer Betrag, 13,650 Fl., aufgenommen werben. 
Die Gefammteinnahmen berechnen fih auf 140,769 Fl. Bei den Ausgaben tritt Bei 
dem Etatsſatz für Straßenbeleuhtung wegen Einführung ber Gasbeleudtung in Berg und 
wegen der Einrichtung, daß num auch im Juni und Juli bie ganznächtigen Flammen zu brennen 
haben, eine Erhöhung von 1000 Fl. gegen den vorigen Etatsfa ein. Bei biefem Poften wird 
mitgetheilt, baß nad dem Ergebniffe der neueren, wieberholt vorgenommenen Kontrolirungen 
die Stadt ſowohl hinfichtlih der Ouantität als Dualität das vertragsmäßig vorgefchriebene 
Gas vollftändig erhalte. Der Beitrag für die Feuerwehr wird von 300 auf 500 FI. erhöht. 
Bei dem Pflafter-Etat findet gegenüber dem Etatsſatz des Borjahres eine fehr namhafte Erhöhung 
von 15,000 FI. auf 24,000 FI. flatt. Größere Neupflafterungen follen vorgenommen werben. 
Auf Bizinal» und Feldwege follen 9400 FI. verwendet werden. Das Syflem ver unterirbifchen 
Dohlenleitungen foll weiter ausgedehnt werben, und es wird für die Neuanlegung von Dohlen 
die Summe von 10,000 Gulden aufgenommen. Die Geſammtſumme der Ausgaben beträgt 
259,923 Fl., die der Einnahmen 140,769 Fl., mithin ergiebt fi ein Defizit von 119,154 Fl. 
Auf die Reftverwaltung werben 4154 Fl. überwiefen. Die als Stadtſchaden umzulegende 
Summe wird durch einftimmigen Beſchluß beider Kollegien auf 115,000 FI. feſtgeſetzt, mithin 
um 15,000 Fl. mehr als im Vorjahre. Diefe Erhöhung ift hauptſächlich bie Folge der größeren 
Neupflafterungen, Dohlenanlagen, Brüdenbauten, Korreltion des Nefeubaches zc., wozu noch ein 
Mehraufwand ber gemeinfhaftlihen Brunnenleitung von 4000 FI. kommt. 


Königreich Hannover, 


Hannover, Nah dem von ber Direktion ber hiefigen Sparlaſſe über ven Zuſtand biefer 
Kaffe am Schluſſe des Jahres 1858 find bis Ende 1857 überhaupt 77,204 Stiid Sparlaffen- 
Bilder ausgegeben und nah Inhalt verjelben bei der Sparkafje baar belegt 3,000,402 Thlr. 
17 gGr. Conr. Am Schluffe des Jahres 1856 waren an Zinfen auf nit zurüdgenommene 
Einlagen kapitalifirt 74,032 Thlr. 22 gGr. Bon ber hieraus ſich ergebenden Summe ad 
3,074,435 Thlr. 15 gGr. fine von ben Einlegern bis zum leiten Dezember 1857 zurüdgenommen 
2,785,983 Thlr. 12 gGr. 5 Pf. Nach deren Abzug verbleibt aljo die Summe von 288,452 
Thlr. 2 gGr. 7 Bf. als Kapital am Schluffe des Jahres 1857 wirklich belegt. Auf dieſe 
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Summe finb von ber Zeit ber Einlage an Zinfen zum bezahlen für das Jahr 1857 7139 Thlr. 
2 gGr. 6 Pf., welche, wenn ſolche insgefammt dem Kapitale binzulommen jollten, dieſes auf 
29,591 Thlr. 5 gGEr. 1 Pf. erhöhen würden. Es haben indeß bis zum Schluſſe des Monats 
Januar 1858 verſchiedene Einleger die ihnen gebührenden Zinfen mit zufammen 2051 The. 
21 g®r. 9 Pf. erhoben, und es beläuft fi jomit die am Schluſſe des Jahres 1857 effeltiv 
belegt gebliebene Summe an Kapital und kapitaliſirten Zinien auf 293,539 Thlr. 7 gGOr. 4 Pf. 
Uebrigens find im verwichenen Jahre 5322 Stüd nene Sparlafjen- Bücher ausgegeben, Dagegen 
aber 4128 Stüd erlebigt, mithin bat fih bie Zahl der Einleger um 1202 Stüd vermehrt. 
Die Summe der im Jahre 1857 zur Kaffe gelieferten neuen Einlagen beträgt 201,833 Tblr. 
1 g&r. 4 Pi, Bon den Kapitalien find wieder zurüdgenommen 170,395 Thlt. 6 gGr. 3 Pf. 
Es hat fih mithin der Kapitalbeftand der Sparkaffe vermehrt um 31,437 Thlr. 19 gGr. 1 Bf. 

— N. Stade, im Juni. Der Haushaltplan pro 1858 enthält folgende Bofitionen 
A. in der Einnahme: L am Pachthafer, Grundzins ꝛc. 1010 Thlt. 15 Gar. 1 Pi.; IL. an 
Meiergefällen 386 Thlr. 13 Ggr. 7 Pf; III. am Pachtgeldern: a) für vermiethete Gebäude 
770 Thir. 5 Ggr.; b) für Ländereien, Wiejen und Weiden 2698 Thlr. 2 Gyr. 6 Pf, e) für 
bie Jagdgerechtigleit 11 Thle, = 3479 The. 7 Ggr. 6 Pf.; IV. Relognition 86 Thlr. 11 Ggr. 
9 Pf.; V. an Zinſen (von 18,238 The. 9 Ggr. 9 Pf. und 1266 Thlr. Gold ausgelichenen 
Kapitalien) 784 Thlr.; VI. Stättegeld in den beiden Jahrmärkten 90 Thlr.; VII. an Bürger- 
geldern 450 Thlt.; VII. an Straf» und Dispenfationsgelbern 4 Tplr,; IX. Keffelpauer 
87 Thlx. 13 Ggr. 2 Pf.; X. an Sporteln und Morgenthalern 300 Thlr.; XL am jährlicher 
Rente für den abgelöf'ten Auberzoll 6620 Thlr.; XII. von Schiffen bie hieſelbſt drei Wafferzeiten 
gelegen 12 Ggr.; XIII an Stabtaccife: a) von eingehenden Vieh 208 Thlr., b) von Hand— 
delsartileln der Kaufleute und Handwerler 800 Thlr., c) Abgabe von Marttgiitern 100 Tpir., 
d) Abgabe. von Korn, Malz, Bier und Broyhahn 450 Thlr. = 1558 Thlr.; XIV. an Stadt 
Kollelten (15 Simpla) 3000 Thle.; XV. Waagegeld 26 Thlr.; X VI. Krahngebühren 180 Thlr.; 
XV. Brüdengeld 80 Thlr.; XVIII. Aichgebühren 180 Thlr.; XIX. insgemein 50 Thlr. 
Summa der Einnahmen 18,373 Thlr. 1 Pf. 

B. In der Ausgabe. 1) Vorfhuß aus ber vorhergehenden Verwaltung 394 Tür. 
10 Ggr.; 2) an fländiger Renognition 2 Thlr. 20 Ggr. 6 Pf.; 3) an Befoldungen: a) den Rathe- 
mitglievern 3475 Thlr., b) an den Kämmerer 400 Thlr., c) an ben vormaligen Birgerwort- 
halter 61 Thlr. 16 Ggr., d) an Unterbebiente 1854 Thlr. 16 Ggr., e) Accidenzien u. Gratifitationen 
48 Thlr., f) an fonflige Stabtbediente 630 Thlr. — 6469 Thlr. 8 Ggr.; 3) an Penfionen 
285 Thlr. 4 Ggr. 8 Pf; 4 an Einkaufsrente für den Eintritt der ſtädtiſchen Dienerichaft, 
zur Hof» und Civifdiener-Wittwenkaffe 101 Thlr. 19 Gyr. 2 Pf.; 5) am die Geiftlichkeit 
59 Thlr. 21 Ggr. 4 Pf. ; 6) am Öffentlichen Laften und Abgaben 450 Thlr.; 7) Landtagsloſten 
40 Thlr.; 8) Koften der Stabtverwaltung 1144 Thlr.; 9) Beihülfe für öffentliche Inftitute: 
a) für die Hohe - Schule 1637 Thlr.; b) für das Armen-Inftitut 2558 Thlr. 16 Ggr. 3 Pf., 
e) für die Realſchule 80 Thlr., d) für die Borftadt - Schule 25 The. — 4300 Thlr. 16 Gar. 
3 Bf.; 10) zur Berzinfung und Amortifation ber Stadtſchuld 2544 The. 16 Ggr. 2 Pf.; 
11) an Renten 127 Thlr. 5 Ggr.; 12) Deich-, Schlacht-, auch Schauungskoſten 80 Thle.; 
13) für die Straßen-Erlendtung 662 Thlr.; 14) an Feſtungsbaugeldern 205 Thlr,. 13 Ggr. 
4 Pf.; 15) an Baufoften 945 Thlr.; 16) für Feuerlöſchanſtalten 179 The. 16 Ggr. 8 Pf.; 
17) file Unterhaltung Öffentlicher Pläge und Anlagen 140 Thlr.; 18) Strafenreinigungstoften 
50 Thlr.; 19) Ausgaben behufs der Accifeerhebung 140 Thlr., 20) insgemein 300 Ehlr. Summa 
ber Ausgaben 18,622 Thlr. 7 Gyr. 1Pf. Die Ausgaben überfteigen mithin die Eiunahmen 
um 249 Thlr. 7 Ggr., melde vorgeſchoſſen werben müſſen. 

Königreich Sachfen und fächfiihe Herzogthümer. 

Dredden, im Juni. Im ber am 19, v. Mts, ftattgefundenen Sitzung hiefiger Stabt- 

verordneten berichtete bie Berfaffungsbeputation über die Anlegung neuer Branblatafter. In 


656 


ber Situng vom 20. Januar hatte biefer Gegenſtand bereits das Kollegium befchäftigt und mar 
damals daffelbe dem Vorſchlage des Stabtraths, bie Stadt ftatt in 6, fünftig in 9 Brandka⸗ 
tafterbezirte einzutheilen, behufs der Befeitigung vielfacher Unzuträglichkeiten, bie daraus entſte⸗ 
ben, daß eine und biefelbe Nummer mehrere Gebäude mit alphabetischer Nebenbezeihnung führen 
(fo tragen 3. B. jetzt in Antonftadt 51 Häufer biefelbe Nummer), nur unter ber Borausfegung 
beigetreten, daß biefe neuen veränderten Branblatafter-Nummern au in ben Grund» und Hypo: 
thelenbüchern von amtswegen und umentgeltlih aufgenemmen werben. Der Stadtrath bat it 
Folge beffen fi an bie vorgeſetzte Regierungsbehörde gewendet, das f. Minifterium des Innern 
jedoch bat, geflütt auf die Generalverorbnung vom 13. Auguft 1849 Bedenken getragen, bei ' 
dem k. Iuftizminifterium biefe Veränderung zu befürworten und ben Stabtrath abfällig befcie- 
den. Das Stabtverorbneten-Kollegium beharrt nun aber trogbem auf Anratben feiner Depu- 
tation bei feiner frübern Anficht, indem e8 8. 4. jener Generalverorbnung für ſich geltend macht, 
und genehmigte das desfalls entworfene umfängliche Recommunicat, — In ber Sigung am 
16. d. M. referirte bie vereinigte Berfaffungs- und Finanzdeputation über Aufhebung ber erften 
Kinderpflegeanftalt (Anftalt für zeitweilige Verpflegung von Kindern kranler ober betinirter 
Eltern). Da eine befländige Abnahme derartiger Pfleglinge in ben fetten Jahren ſtattgefunden 
bat, jo war das Kollegium mit dem Beſchluſſe des Stadtraths einverftanden, biefe eine der noch 
beſtehenden brei Anftalten aufzuheben, 

— C— Leipzig, am 10, Juni 1858. Im ber heutigen Stadtverordneten⸗Verſammlung 
machte der Stabtrath über die Errichtung eines nenen Waiſenhauſes oberhalb des Johannisthals 
unb über bie biesfall® befolgten Grunbfäge, folgende Mittheilung: 

„Nachdem die Stabtverorbneten mittelft Kommumilats vom 7/4, März 1850 bie Umge⸗ 
faltung der biefigen Waifenverforgung zur Sprache gebracht und darauf angetragen hatten, baß 
wir deshalb, namentlih unter Berüdfichtigung bes Syſtems der Familien-Erziehung und ber 
Erziehung in ländlihen Anftalten umfaffende Erörterungen anftellen möchten, theilten wir Ihnen 
unterm 21. Dezember des gedachten Jahres mit, was auf biefen Antrag von un® verfügt wor- 
ben war. Wir haben feitbem biefem wichtigen Gegenflande fortwährend unfere Aufmerffamteit 
zugewenbet, find aber bei wieberholter reifficher Erwägung zu dem Reſultate gelangt, daß Leipzig 
ein größeres Waifenhaus in keiner Weife entbehren laun. Die Idee, den armen ber öffentlichen 
Fürforge anheim fallenden Waifen den Berluft der Eltern dadurch möglichft zu erfetgen, daß man 
fie rechtfchaffenen Familien zur Erziehung anvertrant, hat am und für fich etwas fehr Aufpres 
chendes. Denn bie Kamilien-Erziehung der Kinder ift allerdings das naturgemäßeſte. Allein 
bie Ausführung biefer Erziehung ber Waifen im Ganzen und Großen ſcheitert bei uns an dem 
Mangel geeigneter, d. b. folder Pflegeeltern, die fi ihren anzuvertrauenben Waifen aus wahrer 
Menfchenliebe und nicht des VBortheils wegen annehmen und neben bem guten Willen auch Kraft, 
Fähigkeit und Ausdauer genug befigen, den zu übernehmenden Verpflichtungen vollſtändig ges 
recht zu werben. Diefer Mangel bat fi durch folgende Thatſachen unläugbar heransgeftellt, 
In Folge unferer Aufforderung zur Uebernahme von Waifen im Jahre 1850 meldeten fich, wie 
wir den Stabtverorbnieten bereits mitgetheilt haben, mehr als 1100 Berfonen bei uns an, e8 
ſchienen jedoch von biefen bei mäherer Erörterung ihrer Berhäftniffe nur 155 Perfonen zur Be 
rüdfihtigung geeignet, Denn unverheirathete oder gefchiedene Franensperfonen, Almoſenempfän⸗ 
ger, Perfonen, die wegen Eigentbums> ober anderer erheblicher Vergehen beſtraft worden find, 
Eheleute, die mehr als vier unerzogene Kinder haben, aus ber Erziehung von Kindern ein Ge 
werbe machen, außer dem Hanfe ihre Beichäftigung haben, oder bereits in einem höheren Lebens» 
alter fteben, konnten entweber gar nicht oder doch nur zum Theil ausnahmsweiſe als Pflegeeltern 
berüdfichtigt werden. — Wir liefen deshalb Über bie nur gedachten 155 Familien bei bem Pos 
lizeiamte weitere forgfältige Erörterungen anftellen, und das Ergebniß veffelben war, daß nur 
65 davon dem Anforderungen entſprachen, bie man bon Hans aus am diejenigen maden muß, 
denen man Kinder und infonberheit Waifen zur Erziehung übergeben will, Allein auch von 
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diefen 65 Familien fielen kei näherer perfönlicher Rückſprache mit denſelben wiele twieber aus, 
weil ſich ergab, daß mehreren von ihnen theil® am fich, theil® wegen ihrer beichräntten Woh— 
nungen, Waiſen zur Erziehung micht anvertraut werben konnten; auch gingen einige bei biefer 
Gelegenheit von ihrer Anmeldung und dem Erbieten zur Erziehung von Waifen wiederum zu« 
rüd, andere machten zur Bebingung, daß fie überhaupt nur Mädchen und auch ſchon etwas 
herangewachſene zur Erziehung Übernehmen könnten, noch andere aber behielten fi vor, bie Kin- 
der fich ſelbſt ausſuchen zu bürfen, während noch andere nur Kinder übernehmen wollten, bie 
feine Berwandten bier hätten, weil fie von ber Befürchtung ansgingen, vom biefen bei der Er» 
ziehung bebelligt und auch fonft beläftigt zu werben. 

Nah diefen Erfahrungen zog ſich der Kreis der Familien, die fih urſprünglich zur Ueber- 
nahme von Waifen gemeldet hatten, immer enger und enger zufammen, fo daß wir zu ber oben 
ausgefprodenen Ueberzeugung gelangten, daß die Ausführung der in Frage gelommenen Maaf- 
regel, der Erziehung der Waifen in Familien im Ganzen und Großen, bei uns fih nicht er- 
möglichen faffe. — Nun hatten fi zwar auch Auswärtige zur Uebernahme von Waifen erboten 
allein deren Zahl war nicht bedeutend und wir haben Anftand genommen, weitere Erörterungen 
über biefelben anzuftelfen, da bie damit verbundenen Schwietigleiten kaum ein ficheres Ergebniß 
liefern dütften und die nöthige Kontrole über die Pflegeeltern bei Auswärtigen noch weit ſchwe 
rer zu führen iſt. 

Wir haben daher beſchloſſen: unter Feſthaltung des Grundſatzes der Erziehung der Wai- 
fen, in einer geſchloſſenen Anftalt ein neues Waiſenhaus zu erbauen, ohne jedoch baburd von 
ber Unterbringung der Waifen in Familien, in ber bisher ſchon üblich gewefenen Weife gänzlich 
abzuftehen. 

Der Bau eines neuen Waiſenhauſes ift aber nöthig, weil unſer jetziges Waifenhaus weder 
in Anfehbung der Räumlichkeit, noch fonft den Anforderungen der Jetstzeit entipriht, Die Mus 
nificenz unſers verflorbenen Mitbürgers, Herrn Ferdinand Mende, der uns zu dem Baue eines 
neuen Waifenhanfes im Jahre 1856 eine Summe von 50,000 Thlr. in Leipzig « Dresbner unb 
Magbeburg-Leipziger Eifenbahn-Altien überreichte, macht die Ausführung unſeres Beſchluſſes, 
ohne große Opfer Seitens der Stabtlaffe möglich, und es handelte fich daher zunähft um einen 
geeigneten Pla zum Baue des Waifenhanfes, das freilich auch felbft dann nicht zu entbehren 
gewefen wäre, wenn die Wailen-Erziehung in Familien fich hätte durchführen laffen, da ſich zur 
Uebernahme kranker und im der Erziehung verwahrlofter Waifen, wie dem Waifenhaufe häufig 
zugeführt werben, Pflegeeltern noch ſchwerer finden würden, übrigens aber auch bei plöglid ein- 
tretenden Berforgungsfällen ber Waifen oder anderer mur temporär ber elterlichen Pflege ent- 
bebrenden Kinder, eine Anftalt vorhanden fein muß, wo viefelben ſofort das geeignete Unter- 
lommen finden.‘ 


Ferner hat der Stabtrath befchloffen: zu dem Baue des neuen Waiſenhauſes vier Par- 
zellen an der Berbindungsbahn innerhalb der Stadtgrenze gelegenen 8 Ader 288 ON. zu be 
Rimmen, von welchen ein Theil bisher an den Seibenban-Berein verpadhtet war, bem Johannis⸗ 
Hofpitale, im deſſen Eigenthum fich dieſes Areal befindet, dafür 17 Ader 276 OR. ver Stabt 
eigenthümlich zugeböriges, öftlih von ber Borna'ſchen Chauſſee zwifchen biefer und bem Stötte⸗ 
tiger Fußwege gelegenes Feld abzutreten, ibm auch die Koften für bie Einfriedigumg bes zuerft 
gebachten Areals mit 800 Thlr. 10 Nor. zu reftituiren; endlich das vom Seivenbau-Berein auf 
dem fraglihen Grunbftüde erbaute Häuschen für den Materialmerty von 492 Thlr. 8 Nor. zu 
übernehmen. 

Die Ausihüffe empfahlen: 1) ſämmilichen biesfälligen Rathsbeſchlüſſen beizutreten; 2) ben 
Roth dringend zu erfuchen, die Unterbringung der Waifen in Familien, namentlih auf dem 
Lande, möglihft auszubehnen; 3) fih dafür zu erflären, daß der Neubau nur als ein bem 
Zwecle eutſprechendes einfaches Gebäude ausgeführt werbe. 
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In der Stabtverorbneten-Verfammlung wurde von einer Seite bellagt, baß bie Bera- 
thung diefer Angelegenheit fo ſehr beichleunigt worden ſei. Man winfchte hierbei, daß bie 
Borlagen gebrudt würden, denn e8 handle fih um bie wichtige Frage, ob bie Waiſen- Verſor⸗ 
gung innerhalb des Familienkreifes oder in geicloffenen Waifenhäufern erfolgen fol. Der 
Redner erflärte fi) als Gegner ber legteren, fürdpte aber, daß ber Stabtratb von Haufe aus 
biefen Grundſatz mehr beginftige als die Waijen-VBerforgung in Familien, namentlih auf dem 
Lande, womit man doch in Dresden bie glänzendften Erfolge erzielt babe. Jet werde man 
wahrſcheinlich ein jehr geräumiges Waifenhaus für dem gegenwärtigen und künftigen Bedarf er- 
richten wollen, und damit falle die Unterbringung von Waijen außerhalb bes Waifenhaufes vor- 
ausfichtlich im ſich jelbft zufammen. Da im Uebrigen der Lage der Sache nach nichts mehr zu er- 
reihen fein werbe, fo wolle er von einem befonderen Antrage abſehen und mit dem Ausſchuſſe 
flimmen. Hierauf rechtiertigte der Vorſteher das im Betreff der Verhandlungen ber vorliegenden 
Angelegenheit formell eingefchlagene Verfahren und ein anderer Redner erklärte ſich principiell 
ebenfalls für die Erziehung der Waifenkinder auf dem Lande, indem er baran erinnert, baß bie 
bier einfchlagenden Fragen ſchon früher ausführlich behandelt worben und baß bei bem bereits 
vorhandenen Material für ven Ausfhuß das Faffen einer Entfhließung durchaus feine Hinder- 
niffe gefunden habe. Uebrigens halte er den Antrag unter 3 formell für unberechtigt, weil der 
Rath noch Leine Pläne vorgelegt habe. Bis dahin lönne man alle auf das Haus felbft bezlig- 
fiche Anträge ausgejett fein laffen. Gleicher Anfiht war ein britter St.-B,, weil der Antrag auf 
ber an ſich nicht nachzuweiſenden Annahme beruhe, daß der Rath einen Luxusbau auszuführen 
gebenke, und weil zur Zeit micht® auf dem Bau bezügliche® vorliege. Trete der Zeitpunft dazu 
ein, dann fei e8 Sache des Bau-Ausihuffes, beziehentlih des Kollegiums, feine Erklärung ab- 
zugeben. Zum Schluß ſprechend, redhtfertigte jodann der Berichterſtatter zunächſt das Verfahren 
des Ausichuffes in formeller Weife. Er bemerkte, daß in Betreff der Waifenumterbringung in 
Familien die Armenanftalt gleih ungünftige Erfahrungen, wie der Stabtrath gemacht habe, und 
daß ein Theil der Gründe, weldye früher gegen das hier befolgte Princip geſprochen, ſich durch 
die Erbauung des neuen Haufes befeitigen laffen wiürben. Den Antrag unter 3. halte aud er 
für zwedmäßig und unverfänglich, doch Fünne man denſelben auf die Errichtung eines „einfachen 
Gebäudes‘ beichränten. 

Der Antrag des Ausſchuſſes unter 1. wurbe barauf einftimmig, der Antrag unter 2, 
gegen 9 Stimmen, ber unter 3. mit 30 gegen 15 Stimmen angenommen, 

—C.— Wurzen, im Juni. Der Abſchluß der für das Jahr 1858 feſtgeſetzten Etats 
der ftäbtifchen Kaffen weiſſt nach, daß die Einnahme: a) bei der Stadtlaſſe 7702 Thlr. 
13 Sär. 7 Pf.; b) bei ber Armenkaffe 883 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf.; c) bei ber Kirchenlaſſe 
276 Thlr. 6 Sgr. 4 Pf.; a) bei der Schultaffe 3210 Thlr. 4 Sgr.; e) bei der Hospitallaffe 
179 Thlr. 29 Sgr. 5 Pf.; f) bei ber Sparkaffe 2700 Zhlr., in Summa 14,902 Thlr. 
4 Sor. 7 Pf. betragen. Die Ausgaben dagegen find veranfhlagt: a) bei der Stabtlaffe 
auf 7909 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf.; b) bei der Armenkaffe auf 1924 Thle, I Sgr. 2 Pf.; c) bei 
der Kirchenkaffe auf 1968 Thir. 23 Sgr. 9 Pf.; d) bei der Schullaſſe auf 4866 Thlr. 17 Sgr. 
8 Pf.; e) bei ber Hospitalfaffe auf 168 Thlr. 22 Sgr. 4 Pf.; f) bei der Sparkaffe auf 
1200 Thlr., in Summa auf 18,038 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf. Es ift mithin ein fFehlbetrag von 
3186 Thlr. 4 Sgr. 2 Pf. vorhanden, welcher theils Durch Anlagen im Belaufe von ungefähr 
1600 Thlr., theil® durch die am Schluſſe des Jahres 1857 vorgefunbenen Kaffenbeftände zu 
beden if. 

Die Einnahmen bei der Sparkaffe 4200 Thlr. beftehen in dem muthmaßlichen Brutto» 
gewinn, incl. Erlös für Sparkaffenbücer, Zählgeld, Pfandicheingebühren, reftitwirte Berläge ıc. 
Die Ausgaben find folgend feftgeftellt: a) Beamtengehalte, dem Borfigenden 100 Zhlr., dem 
Kaffirer 150 Thlr., dem Buchhalter 225 Thlr., dem Kalkulator 225 Thlr.; b) Aequivalent 
an die Armenkaffe für Lolalmiethe, Heizung, Beleuchtung und Aufwartung 200 Thlr.; 
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c) Berwaltungstoften, Drud und Inſertionskoſten, Buchbinberlohne 150 Thlr., Onittungeftempel 
50 Thlr., Ropialien und Gratififationen 40 Thlr., Gerichts. und Anwaltloften 50 Thlr., Porto, 
Reifefpefen und unvorbergejehene Ausgaben 10 Thlr. — 300 Thlr. Summa der Ausgaben 
1200 Thlr. Es ergiebt fi ſonach bei der Sparlaffen-Berwaltung ein muthmaßlicher Gewinn 
von 3000 Thlr. Bon bemfelben fließen 1500 Thlr. in ven Refervefonds, und 1500 Thlr. 
werben zu Öffentlichen Zweden verwenbet, es fiub mithin 2700 Thlr. afls-für die Verwaltung 
zu verwenbende Summe in Einnahme zu bringen. 

Pirna, 13. Juni. Unfere Sparkaſſe hatte Ende 1856 einen Beſtaud von 312,992 
Thlr. (mit Hinweglaffung der Grojhen und Pfennige), wozu im Laufe bes Jahres 1857 fer- 
nerweit 140,446 Thlr. als Einzahlungen unb 10,908 Thlr. al® Zinfen bis 31. December 1857 
binzufamen, fo daß fih eine Gefammtfumme von 464,346 Thlr. ergab, Hiervon finb jebod 
93,744 Thlr. auf Kapital und Zinfen zurüdgenommen worden, fo daß am Jahresſchluſſe 1857 
ein Kapitalbeſtand von 370,601 Zhlr. für 5521 Spärende verblieben if. Von letztern hatten 
1729 Einlagen von 10 Ngr. bis mit 20 Thlr., 1205 dergl. von 20 bis mit 50 Thlr., 1028 
bergl. von 50 bis mit 100 Thfe,, 1157 vergl. von 100 bis mit 200 The. und 402 vergl. von 
200 bis mit 500 Thlr. Gebedt ift der Beftand mit 335,608 Thlr. hypothelariſchen Außen- 
länden, 11,000 Thlr. durch ſächſiſche Staatspapiere, 10,495 Thlr. Guthaben bei der Leihlafle, 
11,409 Thlr. baarer Kaffe und 2088 Thlr. Zinfen bis 31. December 1857. — Beim Leih- 
baufe war am 1. Januar 1857 ein Kapital von 11,677 Thlr. auf 2509 Pfänder ausgeliehen, 
im Laufe des Jahres wurden ferner 16,793 Thlr. auf 2576 Pfänder verliehen, bagegen auch 
19,164 Thlt. bei Einlöfung von 3136 Pfändern zurüdgezahlt, ſo daß Ende December v. I. 
nur 9305 Thlr. Darlehne anf 1949 Pfänter ausgeliehen blieben. Es hatten ſonach beide Kaffen 
einen anfehnlichen Zuwachs, die Sparlaffe 57,609 Thlr., das Leihhaus 2372 Thlr., was einen 
günftigen Schluß anf die Erwerbs. und Nährungsverhäftniffe des Jahres 1857 zuläßt. Beide 
Kaffen haben einen Refervefonb von 12,202 Thlr. 

Leisnig, im Juni. Nach dem veröffentlichten Haushaltplane für bie biefige ſtädtiſche 
Berwaltung auf das Jahr 1858 iſt die Einnahme auf 6240 Thlr. und die Ausgabe auf 7201 Thlr. 
veranfchlagt, währen das Gejammtbefizit von 3792 Thlr. durch die Centralſteuer zu beden if. 
Die Einnahme bei der Armenlaſſe beträgt z. B. 800 Thlr., die Ausgabe 2480 Thlr. Die 
Einnahme der Schullaſſe beläuft fi auf 1225 Thlr., die Ausgabe dagegen auf 2377 Thlr. 

— g. Gotha. Ueber das Armenmwejen in unferer Kommune währenb bed ber- 
floffenen Jahres ift zu berichten, daß in Folge günftiger Erwerbsverhältniffe auch bei ben mei» 
fen Zweigen ver Öffentlichen Armenpflege Erſparniſſe eingetreten find. Die Zahl ber durch bie 
Armenlommiſſion theils ſtändig, theil® außerordentlich unterſtützten Berjonen betrug 860. Die 
Unterflügungen beftanden in Gelvbeiträgen zur Hausmiethe, in Brot, Mittagstoft, Berabreihung 

von Holz, freier Mebizin, Erziehungs» und Lehrgeldern für arme Kinder. Der Rehnungsab- 
ſchluß der Armentaffe pro 1856/57 hat eine Etatseinnahme von 10235 Thlr., eine Etatsaus- 
gabe von 9936 Thlr. Das Altivvermögen ber Armenkafje befand in 2892 ZThlr. unveräußer- 
lichen Legatlapitalien und 114 Thlr. disponiblem Vermögen. Die Palfiva der Armenlaſſe be- 
fanden zu Anfang des Rechnungejahrs aus 3535 Thlr., haben ſich jedoch nach Schluß beffelben 
durch verſchiedene Abtragungen bis anf 807 Thlr. vermindert. Es ift dies zum Theil durch 
Einführung der Selbfibewirtbiaftung und nach Herftellung einer geregelten Kontrolle in ber 
Verwaltung des Armenarbeitshaufes auf dem Siechhofe geſchehen. Der höchfte Perfonenftand in 
beiden Abtheilungen zuf. belief fih auf 116, der niebrigfte auf 88 Köpfe. Der Arbeitöverbienft 
hat 611 Thlr. mehr als bie Etat8pofition betragen. Der Hauptabſchluß der Rechnung für das 
verwichene Jahr ergiebt eine Etatseinnahme von 8475 Thlr., eine Ausgabe von 6529 Thlr. 
Das Hospital „Marie Magdalene‘ hatte eine Gefammtfumme der Einnahme von 16389 Thlr. 
und ber Ausgabe von 15,214 Thlr., ver Kapitalfiod des Hospitals belief fih am 30. Juni 1857 
auf 59137 Thlr. — Das hier beftehenbe v. Frantenbergjhe Krankenhaus hat im Laufe des 
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vorigen Jahres 558 Kranle verpflegt; ber Kapitalftod beffelben belief fi 1856 anf 34894 Thlr., 
1857 auf 34717 Thlr. — Unſere Stabt befist an milden Stiftungen und Wohlthätigkeitsan⸗ 
Ralten noch eine Freifdule, einen Frauenverein für Armen: und Krankenpflege, eine Arbeits. 
anftalt für Bebürftige, einen Sparverein, eine Kleinlinderſchule, die Karolinenihule Bildungsanı 
ftalt für Töchter unbemittelter Eltern zu Dienfiboten, Kinberbeilanftalt Marienpflege und ber 
Berein für Erziehung fittlid verwahrlofter Knaben. 

In dem „Feldweſen“ der Stabt ift feine wefentliche Aendernng eingetreten. Die ftellbare 
Länbereien 222%, Ar., hat ein Pachtgeld von 941 Thlr. ertragen, von Wiefen und Grasplägen 
272 Ar. in ein Pachtgeld von 1198 Thlr. erzielt. Der Befig ber Stadt an Waldung be- 
ſchränkt ih auf 60%, Ur, welche jährlih im Durdichnitt 150 Thlr. Ertrag liefern. — Auf 
bie Anpflanzung von Obſtbäumen ⸗ und Nutzhölzern iſt entiprechende Sorgfalt verwendet worben, wie 
benn im verfloffenen Jahre 2056 Bäume neu angepflanzt wurben. — Wegen günftigerer Nah» 
zungsverhältniffe und in Folge der kräftigen Handhabung ber feit bem letzten Jahren beftehenden 
firengeren gefeglichen Beftimmungen gegen Bettler und Vagabunden ift bie öffentliche Sicher- 
heit weniger gefährbet gemweien als früher. Während im Jahre 1855 noch 531 ansländiſche 
Bettler und Landftreicher hier angehalten, beftraft umb über die Gränze geichafft wurben, belief 
ſich ihre Zahl 1856 mur auf 358, und 1857 fogar nur auf 208, Die einheimifchen Inbioi- 
buen berjelben Kategorie wurden durch Anfnahme in das Arbeits »« ober in das Korreftionshaus 
möglichft unihäplich gemacht, Die Zahl der Selbfimorbe betrug 13, eine im Berhältniß zur 
Bevölferung ziemlich hohe Zahl. Der Fremdenverkehr brachte 31906 Perſonen nad unferer 
Stabt, die längere oder kürzere Zeit bier logirten, — bie Straßen werben jeit 1855 mittelfl 
Gaſes beleuchtet. Es find 306 Gaslaternen im Gange; für eine jede berfelben werben, bei 
1100 Stunden Brennzeit, jährlih 8 Thlr. der Gasanftalt vergütet. — Das Feuerlöidh » und 
Rettungsweſen ift nad dem Syftem bes Feuerwehr⸗Inſtrultors Fabritanten C. Me in Heibel- 
berg eingerichtet und ein Feuerwehrlorps gebildet, welches bei entflehendem Brande in erfter 
Reihe mit zwei von Hrn. Met konftruirten Sprigen im Thätigleit zu treten hat, währenb bie 
übrigen Sprigenmannfchaften mit deu fonftigen ſtädtiſchen Sprigen bie Reſerve bilden. Eine 
Abtheilung des Feuerwehrlorps, die fogenannte Steigmannfchaft, ift zur Rettung von Men— 
hen und Mobilien beftimmt; ihr zur Seite fteht bei Fortihaffung geretteter Gegenflände ein 
ebenfalls aus Freiwilligen gebildetes Hülfskorps, das fogenannte Rettungslorps, 

— B.— Mltenburg. (Hortbildungsihulen) Fortbildungsſchulen für bie aus 
der gewöhnfichen Elementarſchule mit dem 14. Lebensjahre entlaffene männliche Jugend beftehen 
im Herzogthum Sachſen⸗Altenburg nicht als allgemeine, vom Staate ober von den Gemeinden 
und beren Behörden ansgegangene Einrichtungen und Anftalten, fonbern nur unter gewiſſen, 
ben allgemeinen, fowie örtlichen Verhältniſſen entſprechenden Vorausſetzungen, in Altenburg feit 
1817 als Kunft- und Handwerksichule und außerdem feit 1854 als landwirthſchaftliche Fort- 
bildungsihule (Winterfhule), in Schmölle feit 1836 al® Gewerbeſchule, in Ronneburg jeit 1828 
ale Gewerbe» und beziebungsmweife feit 1849 als Weberſchule, in Luda feit 1840, in Eiſenberg 
feit 1830, in Roda feit 1835, im Kahla feit 1831, in Orlamünde feit 1838 und in Uhlſtädt 
feit 1849 als Sonntagsihule. — Dieſe Schulanftalten insgeſammt find von Bereimen ober 
Einzelnen gegründet worben und flehen noch jeßt unter beren Leitung, werben auch von biejen 
unterhalten, jedoch aus Landes» und Gemeinbemitteln unterflügt und fliehen umter der Ober- 
aufficht der Lanbesregierung als oberen Berwaltungsbehörbe, ſowie unter der bes herzoglichen Mini- 
fteriums. Geiftliche Behörden find als ſolche hierbei nicht betheifigt. — Der Zwed der fraglichen 
Anftalten ift Fortbildung der männfihen Jugend, Befeftigung und Ergänzung berfelben in bem, 
was bie Schiller in den gewöhnlichen Elementarſchulen oder in ſonſtigen anerfannten Unter: 
richtsanftalten gelernt haben, Anleitung berjelben zu Arbeiten und Beihäftigungen, welche für 
ihren künftigen Lebensberuf fib eignen und bemfelben förderlich find. Zunächſt beutet der 
Rome ber betreffenden Anftalt bie weſentliche Richtung verfelben an, doch kann man biefelbe 
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und ihre Wenßerung dahin näher bezeichnen , daß in ben Kunft-, Handwerls⸗ und Gewerb⸗ 
ſchulen, worzugsweife in der Stadt ⸗Alteuburgſchen, mit fih allmählig hebenden Anfprüden an 
die Schüler, im freien und architeltoniſchen Dandzeichnen, im böpern Rechnen, im fertigichreis 
ben, im Abfaffen fhriftficher Auffäge, Unterricht, auch in Altenburg Handwerlsgefellen behufs 
zwedmäßigen und ungeftörten Wanderus Belehrung ertheilt, im der Weberſchule in Ronneburg 
Anleitung zur Einrihtung von Weberftühlen gegeben, in den Sonntagsihulen, mit gemäßigten 
Anſprüchen am die Schüler, im Zeichnen, Schön» und Rechtſchreiben, Abfaffen von Auffägen 
für das gewöhnliche bürgerliche Gefchäftsleten, im Rechnen ꝛc. unterwiejen, in ber lanbmwirth- 
ſchaftlichen Fortbildungseſchule (Wiuterſchule) neben dem, was in den Sonntageſchulen getrieben 
zu werben pflegt, auch Anleitung zum Feldmeſſen ertheilt und bies in den Fluren geübt, auch 
in der landwirthſchaftlichen Pflanzenkunde unterwiefen wird. — Im allen Schulen der fraglichen 
Art werden junge Leute angenommen, welche der gewöhnlichen Elementarſchule wicht mehr an- 
gehören ober ſich fortzubilben wünſchen, daher denn au ab und zu Lehrlinge, Gefelten, Gehül- 
fen, Meifter und Arbeiter aller Art im einem Alter von 14 bis 20, ja bis 30 Jahren fich im 
denfelben befinden; leinerlei Lebensberuf ift ausgeſchloſſen. — Als Borbildung erheiſcht man 
eine genügende, minbeftens leibliche Kenntniß von dem, was im dem gewöhnlichen Elementar— 
ſchulen gelehrt zu werben pflegt; der Schüler muß menigftens einigermaßen befähigt und bild⸗ 
fam erſcheinen. — Zwang zum Eintritte in die fraglichen Schulen findet von Seiten des Staats 
nit Statt, bie meiften Handwerld-Innungen und Zunftbehörden haben fi dagegen ausge. 
ſprochen, als ein darauf bezüglicher Vorſchlag zur Erörterung kam. Doch haben da und bort 
Innungen mit zunftbebörblicher Genehmigung die freie Eintrittspflicht bezüglich ihrer Lehrlinge 
eingeführt. Preisertheilungen au die Schiller, Rüdfihtnahme bei Geſuchen um Erlaß der Wan- 
berpflicht und um Unterflügung aus Staatsmitteln zu weiterer Fortbildung auf höheren techni» 
ſchen Anftalten und dergl. fördern mittelbar dem Beſuch und die Benugung der freien Anftalten, — 
Der Unterricht wird in den gedachten Schulen Sonntags nah dem Vormittags-, bez. Nadh- 
mittags» Gottesbienfte, außerdem bei ben Kunft»- und Handwerks», reip. Gewerbichulen, je 
nach dem Bebürfniffe, forwie der Füglichleit der Lehrer und ber Schüler, an mehreren Wo— 
chentagen Nachmittags und Abends ertheilt. Die Sonntagfchulen halten ihre Unterrihteftunben 
zu meift früh vor bem Gottesbienfle, dann Mittags zwifchen den Kirchen» oter nad vollendetem 
Nahmittagsgottesbienfte ; einzelne ſolcher Auftalten wählen noch Wohentags-Abenbftunden. Der 
Unterricht in allen dieſen Anftalten wirb das ganze Jahr hindurch — abgefeben von beichränf- 
ter Ferienzeit — ertheilt, mit alleiniger Ausnahme ber lanbwirthichaftlihen Fortbildungs⸗ 
ſchule, welche nur in den eigentlichen Wintermonaten November, Dezember, Januar und Febr, 
nach Befinden auch noch im Monat März in jeder Woche am einem Markttage, Bormittags und 
Nachmittags in je 2 bis 3 Stumden, gehalten wird, — Die Lehrer finden ſich freiwillig, ie 
nach den Fehrgegenfländen, aus allen Ständen : Geiftliche, Kandidaten, Schullehrer, Schreib- 
und Zeichnenlehrer, Maler, Architekten, Techniler, junge Juriſten, Aubditoren, Rechts -Anwalte, 
Beamtete, Kaufleute, Handwerker nnd Gewerbtreibende jeder Art, überhaupt Leute von ſchul⸗ 
wiffenichaftlicher Bildung und fonftiger Lehrbefähigung. Geiſtliche pflegen zeitweilig chriftliche 
Sittenlehre oder auch fonflige Lehrfächer zu wählen; geſetzlich verpflichtet zur Betheiligung bei 
den fraglichen Schulen find weder fie, mod andere babei beſchäftigte Lehrer. — Die Anftalten 
werben burch bie betreffenben, ans freimilliger Vereinigung von Einzelnen gebilbeten, jedoch 
unter Obhut der Landesbehörden Rehenden Bereine — Kunft- und Handwerls-, Gewerb- unb 
Sonntagsjhulvereine — erhalten, inſoweit bies noch erforderlich ift, ba bei dem mäßigen Auf- 
wanbe, welcher die fragliche Erhaltung erheifcht, zumeift das ausreicht, ja mitunter nicht einmal 
berbraucht, vielmehr theilweife für einen etwaigen fpätern Mehrbebarf werbenb angelegt wird, 
was die Staatstaffe dazu angewieſen hat und alljährlich ausfolgt.*). Die anfehnlichfte Unter- 


— Altenburg. Berein: 154 Thlt. 5 Nor; Schule: 195 Thlr. 8 Nor. 3 Pf; 
Hauptlehrer: 508 Thir. 10 Ngr.; Ludan Sonntags» Säule: 20 Chlt. 16 Nur. 7 Pf; 
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ſtützung empfängt die flabtaltenburgifhe Schulanftalt, deren Vorſteher und Hauptlehrer, jetzt 
zugleih Direktor der ſtädtiſchen Knabenſchule, auch einen feften Yabresgehalt bezieht. Freiwillig 
haben zumeift die betreffenden Stabtgemeinden, insbejondere bie Altenburgice, auf gegebene 
Beranlaffung, entweder als ſolche oder mittelft freiwilliger Betheiligung Einzelner aus ihrer 
Mitte, dur Gewährung von Schulräumen, Fenerungsmitteln, Lehrmitteln und jonfligen Gaben, 
neben den betreffenden nöthigenfalls obforgenden Bereinen die Begründung und das Befteben 
der fraglichen Anftalten gefördert; bie Lehrer am derfelben, mit Ausnahme bes hiefigen Schul. 
vorſtehers und Hauptlehrers, ertheilen entweder ganz umentgelvlichen Unterricht, oder erhalten 
alljährlich eine nad ben betrefienden Kaffenkräften bemefjene VBergütigung, welche oft eben mur 
ein Erjag gelegentlicher Berläge if. Schulgeld wird, mit Ausnahme der auf Koften des land- 
wirthichaftlichen Bereins im Altenburg beftehenden landwirthſchaftlichen Fortbildungsſchule, bei 
den übrigen fraglihen Schulen nicht erhoben; doch da und dort, z. B. in Altenburg, ein 
mäßige® Eintrittsgeld, welches jedoch nad Befinden auch erlaffen wird, — Im Allgemeinen 
und an fi bat fidh die fragliche Einrichtung überall mehr oder minder erfolgreih bewährt, 
doch felbftverftändlich, wechſelnd von Zeit zu Zeit, je nach den Eigenſchaften der Lehrer und ber 
Schüler, auch nah den Zeitverhältniffen, je nach ber Berftänbigkeit oder Unverfländigkeit ober 
Steihgültigkeit, mit welcher Eltern, Bormünder, Lehrmeifter, Innungen, Gemeinden und Be- 
bhörben die Sache jelbft auffaßten. Die entichiebenften und befriebigendften Erfolge find von 
jeher bei der Kunft » und Handwerksſchule in Altenburg, allerdings der ausgebildeften, zwedmä⸗ 
Bigften und bemitteltfien folder Anftalten im Lande hervorgetreten, faft ftets fich gleich bleibend 
bei ziemlich flänbigen Lehrern. Aber auch bie übrigen Gemwerb- und Sonntagsfhulen haben 
minder großen Anfprüchen genügt, was aus ben früher veröffentlichten Ueberfichten über das 
Beſtehen und Wirken diefer Anftalten in den Städten bes Landes, außerhalb Altenburg, zu 
erfennen ift. 


Großberzogtbum Baden. 

Baden, 20. Juni. Nach kurzem Krankenlager flarb in der vergangenen Macht ber 
biefige Bürgermeifter I. Jör ger in einem Alter von 66 Jahren. Im ihm verliert fein Fürft 
einen treuergebenen Bürger, und für die Stabt Baden ift fein Tod eim ſchwerer Verluſt. 
Seit fat 40 Jahren hatte er ſich dem Dienfte feiner Baterftabt gemibmet, und 18 Jahre hin- 
durch hatte er als Bürgermeifter an ber Spite ber fläbrifhen Berwaltung geftanden, während 
er zu gleicher Zeit eine Neihe von Jahren die Stabt Baden in der Zweiten Kammer ald Ab- 
georbneter vertrat. Mit unermübeter Thätigleit Teitete er bie Gemeindeangelegenheiten, und 
feine Rechtlichleit war unerſchütterlich. Einen ſchönen Lohn hierfür fand er im ber Liebe und 
Anhänglichkeit feiner Mitbirger, welche fi bei der Nachricht vom feinem Tode im ber unges 
heucheltfien Trauer fund gab. 


Großberzogthümer Medlemburg. 

Schwerin, im Juni. Im der Sigung bes Bürger-Ausſchuſſes am 22. v. Mte. 
tam nad Mittheilung des über bie jlingfte Reviſion ber Stabtlaffe gehaltenen Protokolls ber 
Antrag des Magiftrats, die Bürgertöchterjchufe zu Michaelis d. I. um eine 5, Klaſſe zu erweitern, 
weil die Schule ſchon jet 208 Kinder aufgenommen und Oftern doch noch ca. 20 zurildgemiefen 
babe, zur Verhandlung. Der Bürger » Ausfhuß tritt dem Antrage bei und empfiehlt zugleich, 
zu Michaeli jofort aud eine 6 Kaffe einzurichten. Ebenfo genehmigte die Berfammlung den 


Meſelwitz Sonnt.» Schule: 20 Thlr.; Gößnitz Sonnt. - Schule: 20 Thlr. 16 Sr. 7 Pf.; 
Schmölle Gew. - Schule: 41 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf.; Ronneburg Gew. u. Weberſchule: 
100 Thlr.; Eifenberg Sonnt.-Schule: 69 Thlr. 20 Nor. 8 Pf.; Roda GSonnt.- Schule: 
69 Thfr, 30 Nor. 3 Pf; Kahla Sonnt.- Schule: 69 Thlr. 20 Nor. 3 Pf; Orlamünde 
Sonnt.- Schule: 34 Thle, 8 Ngr. 5 Pf.; Uhlſtädt Fortbildungsfhule: 15 Zpir, 
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Antrag des Magiftrats, um nachträgliche Bewilligung ber Koſten für bie durch die anhaltende 
Dürre nothwenbig gewordene Vertiefung von 12 Öffentlihen Brunnen um je 4 
Fuß im Betrage von ca. 250 Thlr. Schließlich theilte der Magiftrat antragsmäßig bie 
Gründe mit, welche den jüngften Anlauf von Adern anf dem Stadtfelde für die Kämmerei 
befiimmt haben. Das Schreiben des Magiſtrats giebt folgende Motivirung für die in Rebe 
ſtehenden Ankäufe: „Auf den Antrag des löbl. Bürger-Ausichuijes erwidern wir: daß bekannt» 
lich ein großer Theil des Außenfeldes im Befige von Landlenten des benachbarten Domanii 
fih befindet, daß feit Jahren dahin geflrebt worden, bie Beſtellung dieſer Aeder den Einwoh— 
nern und Bürgern hiefiger Stadt zuzumenben, daß es aber wenigſtens ungewiß ift, ob dies 
für die Folge erreichbar fein wird, — und daß aus nmaheliegenden Grilnden es gewiß mwiln« 
fchenswerth if, daß bei ber verhältnißmäßig geringen Fläche unſeres Stadtfeldes dies auch ferner 
geicheben möge. — Weiter gebende Pläne über bie befjere Berwerthung bes Außenfeldes im 
Intereſſe aller Einwohner der Stabt find noch nicht zu folcher Reife gediehen, um fie ſchon jetzt 
dem löblihen Bürgerausfchuffe vorlegen zu lönnen, auch theilweile von dem Ausgange von 
Berhandlungen abhängig, welche noch obſchweben. — Wir halten e8 daher, theils um ben 
Ader aus dem Befite der gebachten Landleute an die Stadt zurüdzubringen, theil® um bie 
gebachten Pläne ihrer Verwirklichung näher zu führen, für durchaus geboten, die ſich bietende 
Gelegenheit, wo Stabtäder, welche im bäuerlihen Befig fih befinden, zum öffentlichen Verlaufe 
fommen, dann zum Anlaufe für bie Kämmerei zu benugen, wenn bie Bürger der Stabt fie 
nit kaufen wollen, und bie® beionbers auch deshalb, weil erfahrungsmäßig der Preis ber 
Aeder im fortwährenden Steigen ift und durch deren Acquifition die Einnahmen der Stabtlaffe 
anbauernd vergrößert werben. 

Roftod, im Juni. Aus den Sigungen des 1. Quartiers vom 7. und 16. d. Mts. 
teilen wir Folgendes mit: Schon im vorigen Jahre hatte fih da® Quartier durch bie Faſſung 
einzelner Rathspropoſitionen verlett gefunden und in jehr eindringliher Weile gegen biefelbe 
Vorſtellung gemacht. Im Folge derfelben war der Quartiers-Synbilus wiederholt in eine Gelb» 
firafe genommen, welde zu einem Relurſe an das hohe Minifterium führte. Daffelbe hat num 
bei theilweifer Niederſchlagung ber verhängten Strafe, rüdfichtlih ber Stellung ber bürgerfchaft- 
lihen Syndici refolvirt : daß diefelben nicht für den Inhalt der Quartierd.Erflärungen, jonbern 
nur für die Faſſung der Beihlüffe, infoweit folhe von ihnen herrühre, von E. E. Rathe zur 
Berantwortung gezogen werben Eönnten. Sei dagegen aud die Faſſung vom Quartiere aus- 
brüdlich gewollt und beichloffen, fo habe auch das uartier, nit der Syndilus biejelbe zu 
vertreten rejp. zu verantworten. — Die Verhandlung über dieſe Entiheibung des hohen Mi- 
nifterii, welche auch in anderer Beziehung, mamentlich deshalb von großem Intereffe ift, weil 
darin am ber Beröffentlihung ber Quartiers - Verhandlungen, in ber bisherigen beichräuften 
Beife, kein Anfloß genommen, führte zu der berubigenben Ueberzeugung, daß das hohe Mi- 
nifterium die Bürgerſchaft nicht ohne Schuß gelafien und eine ven Umftänden angemefjene 
Eutſcheidung erlaffen habe. — Der neue Friedhof ift im Jahre 1831 angelegt und büsfen bie 
meiften Grabftellen nah 30 Jahren wieder benugt werben. Da mun biefer Zeitraum in wenis 
gen Jahren abgelaufen if, gleihwohl aber jehr viele Särge noch ziemlich unverſehrt in ber Erbe 
vorhanden find, fo beantragte das Quartier, den 3Ojührigen Zeitraum um weitere 20 Jahre 
zu verlängern. — Ueber die Anbahnung einer Konformität der fäbtifhen Stabtbud- 
Ordnung mit der Landesgeſetzgebung hatte E. E. Kath ſchon früher Vorlagen gemacht, 
In Folge dieſer Berhandlung ift die Sade in einer Kommiſſion noch wäher erwogen und 
einigte man fi dahin, baß bie in den $$. 33. und 34, ber rebibirten Stabtbuchorbnung 
enthaltenen Prioritätsbefimmungen aud für Roftod normiren follten und die entgegenftehenben 
fäbtifchen Geſetze aufgehoben werben müßten, Die bevorzugte General - Hypothek bes biefigen 
Rechts aus ber Verordnung vom 9. Mai 1806 No, 3. folle no bis zum Ablaufe des Jahres 
1875 von Beftand bleiben, dann aber ihr Privilegium verlieren. E. E. Rath legte nun ben 


MM 


betreffenden Gefeßesentwurf vor, hält e8 dagegen zur Zeit für bebenflich, bie in Roftod be 
lebende Ueblicpleit, wornach bei den Stabtbucverlaffungen auch alle eingetragenen Forderungen 
umgeſchrieben und für biefelben die Liberation des früheren Debitors beigebracht werdeu milſſe, 
aufzugeben und fid) au im diefem Punkte nach der Landesgefeggebung zu richten, weil fi) das 
Publilum an biefe Procebur gewöhnt, diefe aud infofern ihre Berechtigung babe, als nun aud 
der eingetragene Gläubiger bei jever Veränderung in dem Befigftande fofort erfahre, wer fein 
neuer Schuloner ſei. Die von ber Bürgerichaft beantragte Einführung der Eintragungen ober 
doch Keffionen auf den Namen bes Eigenthümers des belafteten Grundftüds durch bie ſtädtiſche 
Geſetzgebung hält E. E. Rath aus dem Grunde für unausführbar, weil fih das hohe Minifterum 
bei den Verhandlungen über die Landes-Stadtbuchordnung bagegen erllärt habe. Das Quartier 
genehmigte nun zwar den vorgelegten Gejegentwurf, müpfte jedoch daran bie Anträge, daß, 
wenn aud bie bisher üblichen Fiberationen von Beftand bleiben möchten, doch das dafür erhobene 
Ys pEt, wegfallen folle; daß ferner E. E. Rath auf dem nächſten Landtage einen nochmaligen 
Berfuch machen möge, den Intabulationen event. Ceffionen auf eigenen Namen Geltung zu ver- 
ſchaffen, zumal bie erfteren bereits im der ritterfhaftlihen Hypothelenorbuung für 
zuläffig erflärt, bie anderen im ganzen preußifhen Staate in Hebung wären. 


Der veröffentlichten Weberfiht der Einnahme und Ausgabe der Stadtlämmerei 
zu Röbel im Jahre 1857 entnehmen wir folgenden Abſchlußß: Geſammteinnahme 16,222 Thlr. 
3 Schl. 6 Pf, Gefammtansgabe 13,570 Thlr. 4 Schl. 3 Pf. Bleibt Beſtand 2651 Thlr. 
47 Schl. 3 Pf. Ueberfiht: Orventlihe Einnahme 9884 Thlr. 20 Schl. 10 Pf., ordentliche 
Ausgabe 8020 Thir. 45 Schi. 3 Pf. Meberfhuß ber orbentlichen Einnahme gegen bie orbent- 
liche Ausgabe 1663 Thlr. 23 Schl. TB. Da in der Einnahme im verfloffenen Jahre ber 
fette Ausfall der Zeitpachteinnahme mit 1029 Thlr. flattgehabt bat, fo erhebt fidh für bie 
Folgezeit die ordentliche Einnahme und fomit aud der Ueberfhuß im entſprechendetr Weiſe. Die 
Kämmereifhulven waren: Anfang 1857 64,578 Thlt. 28 Schl. 3 Pf., Ende 1857 62,663 Tr. 
44 Schi. 3 Pf. Der aufgeftellte Etat der Kämmereilaſſe pro 1858 ergiebt nachſtehenden Ab- 
ſchluß: Geſammteinnahme 16,072 Thlt. 34 Schl. 3 Pf., Geſammtausgabe 15,665 Thlr. 40 Schl. 
Bleibt Beſtand 406 Thlr. 42 Schl. 3 Pf. Ueberſicht: Ordentliche Einnahme 10,473 Thlr. 
34 Schl. 3 Pf., ordentliche Ausgabe 8165 Thlr. 40 Schl. Ueberſchuß der ordentlichen Ein— 
nahme gegen bie ordentliche Ausgabe 2308 Thlr. 42 Schl. 3 Pf. 


Grevesmüblen, im Juni, Aus der mit dem 6. April d. 9. für bie biefige Stabt in 
Kraft getretenen neuen Schulorbnung wird das Nachftehende beſonders belannt gemacht: 
Zur Schulgemeinbe gehören ohne Unterſchied des Standes und ber Gerichtsbarkeit ſämmtliche 
chriſtliche Bewohner der Stabt und ihres Gebiets. Schulpflihtig find zu Oftern jeden Jahres 
diejenigen Kinder, welche entweber das fechfte Pebensjahr ſchon völlig erreicht haben, over bis 
Ende September beffelben Jahres folches Alter erreichen werden. Den Eltern ſteht zivar frei, 
ihren ſchulpflichtigen Kindern auch anderweitig als in der Stadtſchule dem nöthigen Schulmmnter- 
richt angebeihen zu laſſen; fie find aber verpflichtet, dem Rekltor davon die Anzeige zu machen, 
und überbem, wenn das Kind eine biefige Privatſchule befucht, eine ein- fir allemal beftimmte 
Abgabe von 2 Thlr. 24 Schl. für das der Stadtſchule entzogene Kind im vierteljährigen Raten 
an bie Stadtſchule zu entrichten, jedoch im keinem Fall, alſo aud bei mehr als zwei Kinbern 
nicht über fünf Thaler. Dieſe Abgabe wird gleichzeitig mit dem Schulgelde vier Wochen vor 
Ende bes Bierteljahres nad einem von dem Magiftrat nuterfchriebenen Regiſter eingeforbert, 
Gegen bie Säumigen erfolgt acht Tage nad dem Schluß des Quartals die von dem Magiſtrat 
ohne Rüdficht auf Gerichtsferien und etwanigen erimirten Gerichtsfland ber Sahlungepfügtigen 
zu verfügende exelutive Beitreibung nach — breitägiger Verwarnung. 
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Herzogthbum Braunfchweig. 

Braunfhweig, im Juni. In der Stadtverorbneten-Sigung am 3, d. M. wurde über 
die Propofition des Magiftrats, die Gasfrage betreffend, Namens der zur Prilfung einge: 
fegten Kommiffion Bericht erflättet. Nah einer Refapitulation der früheren Berbandlungen 
über denfelben Gegenſtand theilte der Referent mit, daß nach Ablauf der im Dftober vorigen 
Jahres gebilligten fehsmonatlihen Frift die Gasgefellfhaft ihre Erllärung dahin abgegeben habe, 
daß fie den Preis des Gaſes fiir jet micht unter 5 Thlr. ftellen könne, daß fie aber eine Er- 
mäßigung werbe eintreten laffen, wenn die Dividende mehr als 8 pCt. betrage, daß fie ferner 
zu der verlangten Abänderung der Statuten bereit jei, wenn eine Einigung ergielt werde, ud 
bie durch das Gutachten eines inzwifchen zugezogenen Sadverftändigen für erforderlich erachte · 
ten neuen Einrichtungen treffen werde, daß fie dagegen eine Abänderung des Kontralts in ber 
Weiſe beanfpruche, daß bei ven Fichtmeffungen bie Lichtflärfe nur nah ven Brennen von grd- 
Berem Konfum zu bemeffen und immer der Durchſchnitt eines ganzen Monats gezogen werde, 
Der Mogiftrat hat empfohlen, diefen Borfchlägen beizufiimmen. Die Kommilfion erffärte ſich 
jedoch gegen die Annahme. Obgleich der Gasgeſellſchaft eine genügende Friſt gelaſſen ſei, habe 
ſie doch Nichts gethan, um die für erforderlich gehaltenen Verbeſſerungen durchzuführen, und ſei 
daher die Sachlage noch immer dieſelbe. Die öffentliche Beleuchtung ſei nun aber hier unzwei⸗ 
ſelhaft theurer als in anderen Städten, z. B. in Hannover, wo bei ber zwar geringeren Quali- 
tät bes Gaſes die größere Zahl der Laternen jeme reichlich aufwögen. Die öffentliche Beleuchtung 
bleibe noch immer unter der fontraftlih bedungenen Stärke, zumal an vielen Laternen nur 
Brenner mit 3 Kubilfuß Konſum ftatt mit 4 Kubilfuß angebracht fein follten, Die feit Februar 
vom Magiftrat angeordneten Kontrollmeffungen bätten im Februar ein bebeutendes Minus der 
Lichtftärfe ergeben, während feitbem und nad einer vorgenommenen Regufirung der Meffungs- 
methode fich eine ber fontraftlichen nahezu gleichkommende Lichtſtärke ergeben habe. Auch ver 
Preis für die Privaten von 5 Thlr. fei im Vergleih zu den Preifen an anderen Orten und 
von anderen Gasarten noch immer zu hoch. Namentlih müſſe Bremen, weldes ebenfalls Pa- 
tentgas habe, zur Vergleihung dienen, und da bort der Preis auf nur 4 Thlr. Gold geftellt 
fei, dennoch einen bedeutenden Gewinn erziele, fo würde ein Preis von 4 Thlr. für Braunfchweig 
völlig ausreihend fein. Auf die durch die anfänglichen Berfehriheiten in ber Anlage 
der Geſellſchaft entftehenden Berlufte dürfe diefe bei ihrer Preisteftimmung feine Rückſicht 
nehmen, da fie diefen Schaden richt auf den Mitfontrahenten Übertragen dürfe, vielmehr an ihrem 
eigenen Kapitalvermögen abſchreiben müſſe. Daß die Gefellihaft ihre kontraltlichen Verpflichtungen 
hinſichtlich der Fichtflärke micht zu erfüllen im Stande jei, habe fie felbft anerkannt. Zwar werde 
man nicht auf diefen unerfüllbaren Bedingungen ans Chilane beftehen bürfen, aber die Gefell- 
{haft Habe alle Veranlaſſung, tem billigen Anſprüchen entgegenzukommen und ihre Preisbeftim- 
mungen in ein Verhältniß mit den Preifen am anderen Orten zu fegen. Die Kommiſſion be- 
antragte daher fchliefich, die Magiſtratspropoſition abzulehnen und, um die Sade einer befini- 
tiven Erledigung näher zu brinzen, den Magiftrat zu erfuchen, die in dem Kontralte vorgefchrie- 
benen Kontrollmaßregeln, auf Grund deren die Gefellichaft megen Nichterfüllung des Kontrakts 
würde angegriffen werben Können, binnen vier Wochen einzuführen, zugleih aber auszufpreden, 
daß eine Einigung wahrfheinfih wäre, wenn bie Gefellihaft den Preis auf 4 Thlr. ermäßigte 
und bei fteigendem Konfum nad einer zu entwerfenden Scala weitere Ermäßigungen würde ein- 
treten laffen, bie früher bereits bervorgehobenen Konttaftsänderungen einträten und binfichtlich 
der Kontrolle einige nähere Beftimmungen hinzugefügt würden. Nach einer längeren Debatte 
wurden biefe Anträge angenommen. 


Fürftenthbümer Neuß. 
—F. Gera, im Juni. Das DOrtsftatut vom 830. Dezbr. 1856 über bie Höhe bes 
Bürgergelves im hiefiger Stabt enthält folgende Beftimmungen: 1) bie Höhe bes für bie 
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Ertheilung des hieſigen Bürgerrechts zur Kämmereilaſſe zu erlegenden Gelbbetrages richtet ſich 
entweder nach dem Kapital- und Grundvermögeu, oder nad dem Geſchäfts-⸗, Amts-, Gewerbs⸗ 
und ſonſtigen Einkommen, bezüglich den Gewerbsverhältniſſen des Buͤrgerrechts-Kaudidaten. 
2) Riüdfichtlih des Vermögens iſt das Bürgergeld nad der folgenden Scala zu bemeſſen; «es 
ift an Bürgergeld zu entrichten von: 


einem fremden: einem Gemeinbe- 

Bei einem Vermögen von für fi für feine Grau für jedes Kind Ungebörigen 
nicht über 300 Thlr, 30 Thlr. 15 Thlr. 3 Thlr. 6 Thlr, 

ie " 40 „ 20 u 4 un. 8 u 

" " 1000 " 50 17, 25 [2 5 " 10 " 

7} 7) 1500 " 55 " 27% ” 6 " 11 " 

— * 2000 " 60 [23 30 123 7 " 12 ” 

2 DIE. u 65 „ 32Y, u 5; 13 „ 

“u ” 4000 " 70 1; 35 " 9 * 14 " 

„nr. 5000 „ 7 871, „ 10. 15 „ 

" 7 6000 "\ 11 [7 

nn 700 | | 

" " 8000 "„ 3) [2 40 1; 14 [23 > 16 " 
u, mebr ale MO0O „, 16 „ 


3) Wirb das Einkommen bezüglich des Gewerbsverhältniffes eines Bürgerrechts - Kandidaten bei 
Auswerfung des VBürgergeldes zu Grunde gelegt, fo haben a) gewöhnliche Hand» und Fabrif- 
arbeiter, Meifter oder Meifterrechts-Kanbidaten des Schuhmacher-, Schneider», Leinmweber- unb 
Zeugmadher » Handwerks, fowie Beamtete und andere Perfonen mit einem jährlihen Einkommen 
von nicht über 150 Thlr. den Sat von 30, bezüglich 6 Thlr.; b) geringere Handwerker und 
Konzeifioniften überhanpt, ingleihen Offizianten, Gewerbögebilfen, Beamtete u. |. w. mit einem 
jährlichen Einkommen von mehr als 150 Thlr., jedoch nicht fiber 200 Thlr. ben Satz von 
40 Thlr., bezüglich 8 Thlr.; c) beffer geftellte Gewerbsgenofjen, fowie Gewerbegehilfen, Offi- 
zianten, Beamtete u. ſ. w mit einem jährlichen Einlommen von über 200 Thlr., jebod nicht 
über 300 Thlr., ingleichen junge Aerzte und Advolaten, ven Sa von 50, bezüglih 10 Thlr.; 
d) Meifterrehts-Randidaten oder Meifter des Fleiſcher⸗ Bäder», Färber- und Gerber - Hand» 
werls, ſowie Beamtete, Offizianten, Gewerbsgehülfen xc. mit einem Einlommen von über 300 Thlr. 
jedoch nicht über 500 Thlr., ven Sat von 60, bezüglih 12 Thlr.; e) Kaufleute, bie fi hier 
etabfiren wollen, ferner Söhne von Kaufleuten, welhe, wenn auch ohne Theilnahmerecht in 
dem elterlichen Geſchäft beichäftigt find oder im ſolches eintreten, ferner Beamtete, Gewerbsge⸗ 
hilfen ꝛc. mit einem Einkommen von mehr als 500 Thlr., jedoch nicht über 700 Thlr., ben 
Sat von 70, bezüglich 14 Thlr., und endlich: t) Fabrilanten und biefen rückſichtlich ihres Ge- 
ſchäftsbetriebes gleichſtehende Kauflente, welche ſich hier etabliren wollen, ferner Söhne folder 
Fabrilanten oder Kaufleute, welche, wenn aud ohne Theilnahmerecht, in dem elterlichen Geſchäft 
beichäftigt find oder im foldes eintreten wollen, ferner Beamtete, Gewerbögehilfen ıc. mit einem 
jährlichen Eintommen von mehr als 700 Thlr., ven Satz von 80 Thlr., bezüglich 16 Thlr. an 
Bürgergeld zu entrichten. 4) Es liegt im ber freien Wahl ber Gemeinbebehörben, aljo zumächft 
des Stadtratbs, ob bei Feftftellung des Bürgergelves die sub 2, normirte Scala ober bie 
unter 3, angegebenen Beſtimmungen zu Grunde gelegt werben follen. Wird das Bürgergeld 
nach der Scala zu 2 feftgeftellt, fo iſt bei verheiratheten Bürgerrechts-Kandidaten auch bas Ber- 
mögen ber Ehefram und bei unverheiratheten dergleichen aud das ber Braut in Aufrechnung zu 
bringen (Art. 31. der Gemeinbeorbnung), 5) Bei VBemeffung des von Heimathsangehörigen 
zu erfegenden Bürgergeldes findet ber bisherige Umterfchieb zwiſchen Bürgerslindern und Nicht 
bürgersfindern fjelbftverftändfich nicht weiter flatt, auch werben bie fog. Douceurs nicht weiter 
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erhoben. 6) Wenn ein biefiger Gemeinbeangehöriger eime frembe (mit gemeimbeangehörige) 
Frauensperfon heivathet, fo hat er für ſolche bie Hälfte besjenigen Bürgergeldes zu erlegen, 
welches er jelbft zu bezahlen hätte, wenn er zur Zeit feiner Verheirathung al® Fremder in den 
biefigen Gemeinde» umb Bürgerverband aufgenommen würde. Bringt eime ſolche frembe 
Franensperjon Kinder mit, welche fie mit ihrem Berlobten erzeugt hat, und welche daher durch 
bie nachfolgende Ehe ber Eltern legitimirt werben, fo hat ber Water derjelben für jedes Kind 
ben ſechſten Theil des in vorſtehend gebachter Weiſe für ihn zu berechnenden Bürgergeldes zu 
entrichten, welche Abgabe jedoch dann wegfällt, wenn bie bisherige Heimathsgemeinde biefer 
Kinder einen Revers ansflellt; daß folche umgeachtet der Verheirathung ihrer Eltern und ihrer 
dadurch eintretenden Pegitumation ihr früberes Heimathrecht beibehalten und jeder Zeit von ber 
früheren, ben Revers ausftellenden Gemeinde aufgenommen und, ba nöthig, verſorgt werben 
follen, und zugleich deren Bater für fie auf die Erwerbung des Heimatherechts durch bie mad) 
folgende Ehe verzichtet. 7) Der Stabtrath beftimmt das jedesmalige Bürgergeld ; es tritt jedoch 
in Zweifels+ ober Rellamationsfällen Mitbejhliefung oder — umbeihabet aber bes dem Be 
troffenen eventuell zuftehenden Rechtes. ver Berufung auf den Ausſpruch der vorgeſetzten Landes⸗ 
behörde — enbgiltige Feftfiellung des Bürgergelbfages von Seiten des hiefigen Gemeinberaths ein. 


IV. 
Literatur. 


Berlin und die Mark Brandenburg mit dem Markgrafenthum Nieder - Laufig in 
ihrer Gefchichte und in ihrem gegenwärtigen Beftanbe. Jubelſchrift zur Erinnerung am die 700jähr. 
Feier der Einführung des Chriſtenthums im bdiefelben im Jahre 1157. Herausgegeben von 
W. Riehl und I. Schen. Berlin 1857—58. 

Es ift nur das erfie Heft des angelünbigten Unternehmens, das zur Benrtheilung vor⸗ 
fiegt, weßhalb dieſe an und für fich micht erjchöpfend fein kann. Jedenfalls aber erſcheint auch 
biejer vorliegende Beitrag zur nächſten Heimathskunde ſchon feiner ganzen Anlage nad als eim 
ziemlich umfafjender nnd eingehender; es foll bie Provinz Brandenburg nad allen Seiten 
bin geichilvert werben, das Wichtige aus ber kirchlichen Entwidiung, der Geſchichte und Natur, 
ber Kunft und Wiffenfchaft, vem Gewerbfleiße und Landbau zur Darftellung gelangen. — Um 
einer folchen Aufgabe zu genügen, haben bie Herren Heransgeber ſelbſtverſtändlich nicht nur die 
bisher publizirten Werke über die Mark Brandenburg, wie von Fidiein, Klöden, Riedel, Berg- 
hans, forgfältig benugt, fie haben auch zur Herftellung ihres Werkes Tauſende von Fragebogen 
ansgefanbt, umb hoffen num auf Grund folder Mühen und Anftvengungen „etwas Neues wie 
Brauchbares, das unſrer Provinz bisher noch durchaus fehlte, zu geben.” — Der Gang ber 
Darfellung in dem begonnenen Werte ift nun folgender: Zur Einleitung bient eine hiſtoriſche 
Ueberficht (S. 1--26.), im welcher nach brei Abſchnitten (bis zum Jahre 1157, bis 1415 und 
bis 9-18. September 1857) die hauptſächlichſſten Geſchichtsmomente zufammengefaßt werben, 
während im ber fonftigen Darftellung das hiftorifche überall Berüdfichtigung findet. Es folgt 
bie „geographijche Ueberſicht der Mark Brandenburg (S. 27—42); die ſtatiſtiſche Ueberſicht 
S. 42—59), eine lieberficht der Verwaltung, des Heer- und Juſtizweſens (bis ©. 67), Notizen 
über Hof und Haus der Königlichen Familie, Staatsbehörden ꝛc. (bis S. 77). Dann folgt 
die Darftellung der Einzelnheiten der Mark, und zwar zunächſt ver Abjchmitt: „Der Regierungs- 
bezirl Potsdam und die Stabt Berlin.“ — Der Aufgabe des Buches angemefjen hat die Stadt 
Berfin hier einen ihrer Bedeutung eutſprechenden Raum in der Darftellung genommen ; bon 
Seite 83—137 ift ein Bild der Nefldenz entworfen, welches ſowohl die Geſchichte, eine Topo- 
geaphie und Statiftif, als auch die Schilderung der verſchiedenartigen Lebenselemente der preuß. 
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Hauptftabt umfaht. Nächſt ber Schilderung Berlins enthält das vorliegende Heft noch bie Be- 
fhreibung bes Teltower, Yüterbogk-Iudenwalbeihen, Zauch⸗Belzigſchen, Oſthavelländiſchen und 
Wefthavelländifchen Kreifes nah Stäbten und plattem Lande geſchieden. — Was bie Form ber 
Darftellung betrifft, jo entipricht fie ber Aufgabe, zur Kenntnik und zum Verſtändniß hiſtoriſch- 
geographiſcher Thatfahen unferer nächften Umgebung im Kreife des Vollslebens beizutragen. 
In diefem Sinne wird 3. B. der Abjchnitt „Berlin“ mit folgender Betrachtung eingeleitet: 
„Es ift jchwierig, auf wenigen Blättern Berlin nach feinem Werben und gegenwärtigen Be- 
ftande darzuftellen. In feiner Gefchichte fpiegelt fich zum Theil die bes ganzen Landes, beſon⸗ 
ders wenn man das innere Leben ins Auge faßt; denn faft alle hervorragenden geiſtigen Kräfte 
erfüllten von dort aus ihren Beruf, und in Berlin, ber Hauptflabt ber Intelligenz, ift 
eine jo große Fülle der Miffenfchaft wie der Kunft zu finden, daß jebe® von innen geartete 
Bild biefer Stadt unvolllommen bleibt und fih nur wie ein dürftiger Schattenriß zu dem leben- 
bigen Originale einer bedeutſamen und energifchen PBerfönlichleit verhalten kann. Doch wie bie 
Nuß ohne den Kern an Werth verliert, Lönmen auch wir bie Provinz Brandenburg nicht bar- 
zuftellen unternehmen, ohme von Berlin auszugehen, und es wenigftens im leichten, flüchtigen 
Umriffen unferem Buche einzureihen. Vollſtändigleit ift bier unmöglich, Ueberſichtlichleit und 
angemefjene Auswahl ſchwer, aber das Folgende foll wenigflens ein Anhalt fein, womit ber 
Kundige fih nach feinem Gefallen weiter ausführen kann, indeß Andre dadurch angereizt werben, 
feleR zu fehen und aufzufaflen, was fo volle Ströme hiſtoriſchen, religiöfen und wiſſenſchaftlichen 
Lebens in ſich birgt.“ — Im folhem Sinne, der das Nützliche und MWiffenswerthe aus ben 
mannigfaden Forſchungen verbienter Gelehrten auf dem Gebiete der märkifchen Landeslunde 
zufammenzutragen bemüht ift und überall auf feine Quellen binzuweiien nicht verfchmäht, ift 
dies im Werden begriffene Werk entworfen, feine Ausführung, wie man and biefe ober jene 
Einzelnheit anders dargeftellt ſehen möchte, immerhin eine dankenswerthe, weil auf bem bier 
betretenen Gebiete noch vieles geicheben muß, ebe wir jo weit gelangen, daß tüchtige und um— 
faffende Vaterlandslunde ein Allgemeingut vorerft nur felbft der Gebildeten werte. — — 
Das Hamburgifhe Adresbuh und der Hamburgiſche Staatskalender 

nimmt unter allen auf deutſchem Boden gebrudten binfichtlih innerer Einrichtung und ber 
Vollſtändigkeit eine der erften Stellen ein, wenn ihm überhaupt ein anderes ben Rang flreitig 
machen follte. Allerdings trägt hierzu bei, daß in Folge der glüdlihen Einheit von Staat und 
Kommune, wie fie die Hanfeftabt barbietet, das Adrefibuch zugleih Staatshandbuch zu fein 
vermag, fo daß es in ber überſichtlichen Weichhaltigleit, die es befigt, eime nicht verfagente 
Quelle fir Auskunft ift über alle örtlichen und ftaate-fommmumalen Berhältniffe, welche dem 
Fremden wie dem Einheimifhen nahe kommen. Es ericheint alljährlich im neuer Auflage, zu 
welcher das Wohnungmaterial in dem unmittelbar dem Drud vorhergehenden Herbftegefammelt wird, 
unb zwar in der Art, daß in ven „Hamburger Nachrichten‘ jedesmal die Straßen» und Stabt- 
theife namhaft gemacht werben, von welden bie Liften in ber nächftfolgenden Woche aufgenom» 
men werben follen, alfo daß jeder Wirth ꝛc. fich zur Abgabe der nöthigen Notizen vorbereiten 
fann. Und es berrichen bier fo viel bürgerliche Einfiht und Gemeinfinn, daß man weiß, wie 
das Adreßbuch ein Bedürfniß für Ale, ein Nutzen für das Ganze in ben verfchiebenften Be— 
ziehungen fei uub fomit an feiner Vollſtändigleit und Nichtigkeit Jedermann mitzuarbeiten habe 
— mährend leider in mand anderer Stadt, deren Bewohner fih baburd ein Armutbzeugniß 
kommunaler Bildung ausftellen, den Adreßſammlern nur zu oft Austunft oder Beihülfe ver- 
weigert, wo nicht gar ſchnöde Behandlung angethan wird, 

Ju Berlag und Drud erfcheint daſſelbe bei der alten Firma der „HDermannihen Erben“, 
welde aud die „Hamburger Nachrichten“ beransgiebt und in beiben, ver Jahre mande 
zählenden Unternehmungen ein ſchön' rentables Kapital befigt, obwohl das „Adreßbuch“ nur 
2 Marl 8 Schl. Hamb. Kourant oder 1 Thlr. Preuß. koſtet. Allerdings ift es „mit eines 


sso 
hochedlen und hochweiſen Ratbes Spezial⸗Privilegio“ verſehen, welches es gegen Konlürrenz ſchützt; 
allein es würden auch ohne dieſes die Hamburger ſchwerlich fo unpraltiſch fein, ein lonkur— 
rirendes Unternehmen für einen, wenn er tüchtig fein ſoll, jo durchaus ber Konzentration be— 
bürftigen Gegenſtand auflommen zu laffen, wie das leider, zum Schaden ber Unternehmer 
wie des Publitums, in bei weiten kleineren und verfehrsärmeren Städten (3. B. Breslau) 
möglich wird. 

Den erftien Abſchnitt des Buches bildet das geordnete und nament!iche Verzeichniß 
bes Ratbes (ter Regierimg) und bes „bohehrwilrbigen Minifterimms (der Kirchen» 
und Schul-Regierung) nach deren verſchiedenen Abtbeilungen, mit ftet® beigeffigter Wohnungs» 
angabe. Es folgen ebenfo das Berzeihniß der „Oberalten", der bei der Hamfeftabt beglanbigten 
fremden Gefanbten und Conſulen (von 52 Staaten) und der Konfular-Ranzleien; der Bureaur- 
und Berfammlungsorte der Bebörben, gemeinnügigen Bereine u. ſ. w. 
nebſt Angabe der regelmäßig wiederkehrenden Situngstage, 

Hieran ſchließt fih Aborud der „Verordnung über das Hamburgifche Bürgerrecht” (vom 
23 29. Oltbr. 1845) nebft zugehörigem Nachweis der Bürgerrechtsfoften und Kormal-Inftruftion, 
ferner die „proviforiiche Verordnung über die Ehen zwiſchen Ehriften und Juden“ (v. 25. Sept, 
und 24, Oftbr. 1851.) 

Beigefügt find hier noch bie Berzeichniffe der Vorſtände und Beamten (alle ebenfalls nach 
Namen umd Wohnung) der mennonitifchen, der dentich-israelitiihen und ber portugiflid-israch- 
tiihen Gemeinde. 

Es folgen num, nah ſämmtlichem Berfonalftand mit Wohnung, bie Gerichtsbehörben 
(das Dbergericht fällt in den Senat), Niedergericht, Handelsgericht, die Präturen (eine Art 
Friedensgericht, zugleich Erekutiv- Behörde) — die ungemein gegliederte Pofizeiverwaltung nebft 
Angabe der 31 Polizei-Wachtlokale; ſodann die Juſtiz- nnd Polizeibebörben in den Borftäbten 
St. Georg und St. Pauli und in den Landgebieten (Geeſtland und Marfchland), bie öffentlichen 
Notarien, tie Mitgliever der Notariatsfammer, die beeidigten Dolmeticher und Weberfeger; bie 
Shifffahrt- und Hafen, bie Fener- und Kaffa-Deputation und die beeivigten Taxatoren bei 
ber General » Keuerkaffe. 

Hierauf ift abgedruckt ein Berzeihniß der zweihundert jehsundvierzig Tod— 
ten- und Krankenladen (Strankheitd- und Sterbekaſſen), tabellariih nah Benennung, 
Einkauf» nnd Todtengeld, Angabe des Kommiffars und der Boten nebft deren Wohnung. 

Es folgt Beamten-VBerzeihniß der Stener- und Stempelbehörben in ihrer Gliederung. 
Sodann der Beleuchtungs-Kalender (Orbnung über das Anzünden und Auslöſchen der Gaffen- 
Laternen in der Stadt Hamb, und ben Vorſtädten St.-G. und St.-P.) nebſt vorangeididter 
Ueberficht der Stundenzabl der Beleuchtung für jeden Morat. Hierauf das Sperrreglement 
(welches beiläufig zu erwähnen, in neuerer Zeit den Thorſperrtarif auf ziemlich die Hälfte des 
frühern herabgeſetzt hat, wobei die mit den vorjchreitenden Nachtflunden einer auffteigenben 
Scala folgende Abgabe immer noch hoch gemug ift und einer der erheblichften Staatseinkünfte 
bildet) mit allen bezüglichen Beftimmungen und der Thorfperr-Tabelle. Es folgt das Regulativ 
wegen der Zablung der Zinjen und Renten der öffentlihen Schuld nad ben 
Monaten und Terminen. Sodann das Verzeichniß der Verwaltung der jämmtlihen Offiziere 
und Chargirten des Bürgermilitairs nach den verfchiedenen Abtheilungen und bie Ouartierlifte 
bes hamb. Dffizier-Korps für das Bundeskontingent. Sodann das Namenverzeichniß bes 
Borftandes und fämmtlicher Aelterleute der „Aemter und Brüderſchaften“ (Zünfte und 
Innungen) einichl. des Krameramtes, 37 an Zahl; (eine 38ſte, bie der Rothgießer, ſcheint ein⸗ 
gegangen) der Ratbs., Maurer» und Zimmermeifter, der Übrigen Maurer - und Hauszimmer- 
Meifter, ſowie der „Blei-, Kupfer» und Scieferbederineifter und Bligableiter-Berfertiger’ und 
ihrer refp. Aemter. Sodann die Lifte der beeidigten Makler, nah den Fächern alphabetiih ge- 
ordnet (41, Seite gr. 8, Oltav kleinſten Drudes füllend) und ver verichiebenen anbern 
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Handelsbeamten, als Earatoren, Vermeſſer ıc., der Mechaniter, welche obrigleitlich zur Anlegung 
von Gas-Leitungen im Innern von Gebäuden ıc. zugelaifen find (über 1 Seite füllend), das 
Berzeihniß der Hebammen und der fonzeffionirten Blutegeljegerinnen, Hierauf ein Poſtbericht, 
welcher über die Briefaufgabe und über alle Einrichtungen und Beſtimmungen, Berfonen, 
Lokale ꝛc. ſowohl ber hamb., als der hier etablirten thurn⸗ und tarijdhen, dänifchen, ſchwediſch⸗ 
norwegifchen, preußifhen, bannoverfhen, medienburgifhen Poftämter Auskunft giebt, einen 
Nachweis über die verfhiedenen Tampfichifflinien und Zubehör, ein Verzeichniß der Schifie- 
Procurateure, ein ſolches ber „Litzenbrüder“ ı @iterbeförberer, Spebiteure), der Schifisangelegens 
beiten nady ber Umgegend, der Frachtfuhrleute und ihrer Herbergen. Bezüglich der Auswan- 
berungd> Angelegenheiten giebt ein Verzeichniß der Firmen, welche ſich direlt ober indirelt 
mit ber überfeeiihen Beförberung ber Auswanderer beſchäftigen, ber polizeilich gemeldeten 
Logiswirthe für Auswanderer und der Handlungen, welche die zur. Seereife nothwendigen Ge⸗ 
genflände verlaufen, Nachricht. Es folgen ſodaun die Beſtimmungen, Taren, Bureaur ıc. für 
bie Ommibus, die Brief» und Fracht-Journalien, die Iollenführer, die Droſchlentaxe und bie 
Polizeiverfügung für die Alſterſchleuße. 

Ein Anhang über die während des Drudes vorgefallenen Wohnungsveränbernngen if 
bem eigentlichen Adreßbuche in zwedmäßiger Weife, um fogleich in die Augen zu fallen, vorgeheftet. 

Diejem an 90 Seiten großen Lerilonsformates einnehmenden erſten Abfchmitte folgt 
num erft, als zweiter, das eigentlihe Abreßbud, und zwar a) nah bem Heinen Alpha» 
bete, wobei Firma und Bank⸗Konto (wenn bdeffen Benennung von jener abweicht) für alle 
kaufmänn. Geſchäfte mitangegeben find. Anfang hierzu bildet ein Verzeichniß von Wittwen, 
bie feine bürgerlichen Geichäfte treiben. b) Nad den Straßenplägen sc. alphabetifch und beren 
Häufern nah den Nummern mit Angabe event. bevorfiehender Wohnungsverän. 
berungen. Gin Berzeihniß der Straßen nad den Kirchipielen bildet den Anhang, 

Der dritte Abſchnitt ift eine Art hamburgiiher Realencyllopäbdie, ein alphabe- 
tifches Verzeichniß der öffeutlichen Anftalten, wohlthätigen Stiftungen und Vereine, wiffen- 
ſchaftlichen Inftitute und Sammlungen, jehenswerther Gebäude und fonfligen Wiſſenswürdig⸗ 
feiten in weiten Begriff. Diefer Abjchnitt, e. 120 Seiten gedachten Formates, kompreſſen, Hei. 
nen Drudes, verdankt feine ftete Berichtigung, Ergänzung und Fortführung dem ausgezeichneten 
Fleiße des befaunten Bibliographen, Dr. 5. B. Hoffmann (Red. der „Lit.-krit. Blätter‘) und 
if, wie das Adreßbuch überhaupt, fo insbeſondere die ergiebige Quelle für bie zahlreichen über 
Hamburg erfchienenen und eriheinenden Frembenführer, Reiſebücher, Ortsbejhreibungen ꝛc. Wir 
finden hier Alles, was z. B. iiber Bibliothefen, Babeanflalten, Armen» und Schulwefen, Stif- 
tungen, Inftitute, Buchhandlungen, VBergnügungs- und Gefelihaftsorte, Denkmäler, Gefellichaften 
und Bereine, größere Fabrilanlagen, Sammlungen ꝛc. zu erfragen ſteht, nebſt Berzeichniffen der 
Gafthöfe, Reftaurationen, der (von ber Gefellihaft zur Förderung der Künfte und nützlichen Ge- 
werbe veranlaften) zahlreichen Rettungs-Anftalten für Ertrunfene und Erfiidte, 
der Theater und ihrer Perfonalien x. 

Hiermit ift das Adreßbuch der Stadt Hamburg beendet. Es folgen nun bie ber zu- 
behörigen Ortſchaften: Städtchen Bergedorf, hamburgifhes Amt Rigebüttel (und bes 
benachbarten Kirchſpiels Groden), Fleden Waubsbed, denen ebenfalls je bie betreffenden 
Notizen und Berzeichniffe über Behörden, Beftimmungen und Einrichtungen vorangehen. 

Eine Sammlung von Eifenbahn-Fahrplänen und Tarifen bildet ven Schluß bes Ganzen, 
welchem ein allgemeines alphabetijhes Regifter bie Krone ber handgerechteften und 
bequemften Brauchbarleit aufſetzt. Und Alles dies (an 700 S.) für einem Thater! 

Zu bemerken ift noch, daß das Adreßbuch der benachbarten, mit Hamburg in fletem Ber- 
lehr ſteheuden haunöver'ſchen Stadt Harburg nad denfelben Principien eingerichtet ift und im 
ber Regel dem vorbeiprodenen beigebunden wird, 

Es erſcheint Übrigens außer dem Adreßbuche auch ein gefonderter hamb. „, Staats-Kalen- 
ber“, ebenfalls mit „eines h. u. h. Rathes Spezial-Privilegio" (verlegt und gebrudt bei 
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Reftler u. Melle), in 4, Derfelbe enthält außer dem eigentlichen Kalender (welcher noch durch 
die maritime Angabe über Ebbe und Fluth, ſowie durch die Angabe der Tage» und Nachtlän- 
gen von Woche zu Woche vervollftändigt, und dem fortlaufend von Tag zu Tag die beobachtete 
Witterung nebft Baro- und Thermometerftand und Windrichtung des (zweit) und vorhergeben- 
den Jahres beigegeben ift, ein alphabetiiches Verzeichniß der Längen und Breiten der bedeutend⸗ 
fen Sternwarten und ihrer Längenentfernung von Hamburg. Der Januar und Februar des 
nähftfolgenden Jahres find bereitö mit beigegeben. Tem Kalender folgt eine ſehr ausführ- 
lihe Genealogie ber regierenden Häuſer xc. 

Das auf Staat und Kommune Hamburg Bezügliche ift nun im 12 Abjchnitten Fol- 
gendes: das Berzeihniß des Rathes und des (Kirchen) Minifteriums, wie im Adreßbuch er- 
wähnt, mit Angabe ber reſp. Amtsdauer ver Perjonen, aber ohne Angabe der Wohnungen; fo- 
dann im größerer Bollfländigkeit die Liften der „bürgerlichen Collegia“ als: des hochlöbl. Col- 
legiums ber Oberalten, ber Herren Berorbneten ber löbl. Kämmerey, die Gollegien der Sechziger 
und der Hunbertundachtziger; ferner der ſämmtlichen Beamten des Kirchen» und Schulweſens, 
owohl des ſtaato⸗ lirchlichen, als der deutidh-reformirten, frauzöſiſch⸗reformirten, engliſch- biſchöf⸗ 
lichen, römiſch⸗katholiſchen und deutſch⸗latholiſchen Gemeinden; ber Verwaltung und Lehrer-Ber- 
fonalien ber Unterrichts. und Bildungs-Anftalten ; alademiſches Gymnaſium, Gelehrte und Real- 
ſchule des „Iehanneum‘, Bibliothelen, botan. Garten, Sternwarte, naturgeſchichtl. Mujeum, 
die Übrigen Schulen der Stabt und ihres Gebietes, und die „Gefellichaft zur Beförbe- 
rung der Künfte und nützlicher Gewerbe” (gefliftet 1765, vom Rathe beftätigt. 1767). 

Es folgen bie auf bie Juflizverwaltung in der Stadt und deren Gebiet bezüglichen Ver— 
zeichniffe (Ob.-Uppell.-&ericht der 4 freien Städte, Ober -, Nieder «, Handels-Gericht, Advolaten, 
Notare, Dolmetiher und Ueberjeter, Aemtergericht, Bormundihafts » Deputation , Präturen, 
außergerichtliche Proluratoren, Wedde, Aultionariat, Polizeibehörben in Stadt und Gebiet; Amt, 
Magiſtrat und Vögte in Stadt und Amt Bergedorf; Hypothelenweſen in Stadt und Gebiet.) 

Sodann die Mebicinal » Verwaltung (Gejundpeitsrath,, großes und Heines Collegium, 
Eraminatoren, Doetores medieinae et chirurgiae rite promoti, Modicinae practiei, Wunbärzte 
1,, 2. u. 3. 8. und Amts-Baber). 

Es folgen: Raths- und bürgerliche Deputationen, Kommijfionen und fonftige öffentliche 
Behörden nebft den vorzäglichften Beamten, (Aceife-Dep., Deput. zur Annehmung von Bürgern, 
Archiv, Bank, Bau-Dep., Bau-Orbnung, Börfe, Brot-Orbyuug, Budget-Kommiffion, Kämmerei, 
Rauzlei, Kommercium, Feuerlaffen-Dep., Korm-Orbnuug, Lombard, Maaß- und Gewichts-Kom., 
Mälter-Orbnung, Marftall, Mühlen, Minze, Oberalten + Wahlen nud Rechnungen, Poftverwal- 
tungs-Dep., Revifiond-Rom. des allg. Rechnungsweſens, Scifffahrts- und Hafen » Dep. in 
3 Sectionen für verfchiedene Zwede, Onarantaine zu Rigebüttel, Navigations-Schule, Schulden- 
Adminiftrationd-Dep., Siegel-Labe, Stadt-Wafferkunft-Dep., Stemrel-Dep., Steuer-Dep., Theer- 
hofs · Kom., Thore und Bäume (db. i. Thore im Fluß und - Hafen), Todtenladen-Dep., Zehnten- 
Amt, Zol-Dep., Haupt-Zoll-Amt und Zollflätte). 

Ferner: Oeffentlihe Stiftungen, Straf und Befferungs-Anftalten (21 an der Zahl, wo» 
bei das Werl- und Armen, Zucht und Spinn-Haus, Strafarbeits- und Kurhaus, und ſämmt⸗ 
liche Defenfionshänfer unter einer Nummer geben). 

Es folgt: das Perfonal ver hamburgiſchen allgemeinen Armen-Anftalt für das 
laufende Jahr mit beigefügter Eintheilung ſämmtlicher Armenquartiere und topographiſchem Re— 
gifter über alle Gaſſen, Pläge, Twieten und Gänge nad ihren Armenbezirlen und Armenquar- 
tieren. Gedachte Anftalt organifiet ſich in das große und Heine Armen-Colleginm ımb-18 be- 
fondere Verwaltungen, ungezählt deren abermafige Gliederung, und in bie eigentlihe „Armen- 
pflege‘ ver Stabt und ber Georgen-Borftabt nah 6 Bezirken und 68 Quartieren. 

Es folgen hiernach: die „Aemter und Brüderſchaften“ (nicht fo genügend wie im Adreß- 
buche); ver „Militair-Staat“ im feiner Gliederung, ſowohl Stadt- als Bundes⸗-Militair, 
nebſt ber Nachtwache und der Eintheilung ber Kompagnie-Bezixte des Bürger ⸗Militairs; ferner 
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auswärtige Angelegenheiten: a) fremdes biplomatifche® Corps, General + Konfuln, Konfuln und 
Bice-Konjuln in Hamburg und Eurhaven; b) hamburg. und hanſeatiſche Diplomaten und Conjuln ıc, 
. Diejen 12 Abſchnitten des Staats-Haudbuches fliehen fih an: die poftalen Nach⸗ 
richten, bie Nachrichten über die Gottesdienfte in den ed.-luther. Kirchen (Staatslirhe), Ber- 
zeihniß der vorzüglichften Mefjen und Jabrmärkte, Sperr-Reglement mit Tabelle, und ein alpbab, 
Stammregifler und desgl. Sachregifter von zufammen 1Y,—2 Bogen breiipaltigen 4. Formates, 

Manches Kapital aus dieſem Schematismus ber merkwürdigen Republil verdient, wie 
in&befonbere das bes Armenwefens, eine ausführlihe Darftelung in diefem Blatte Th. Oelsner. 


nd [3 * 
Offener Briefwechſel 
1. des Serausgebers. Die Blätter für adminiſtrative Braris, zunächſt in Baiern, 
beraußgegeben von Karl Brater, fündigen Bd. VIII. No. 3, 1808, S. 127 uniere 
Monatsjhrift für deutihes Städte u. Gemeindeweſen, Jahrg. IV, 
Heft 1—3. mit folgenden Bemerkungen an: „Wir werben den Hauptinhalt dieſer 
in Bd. VII. S. 271. beiprodenen Zeitichrift von jegt an, ſoweit er für baterifche 
Leſer Interefje haben kann, periodiid anzeigen. Unterfuhungen über bie Auslegung 
irgend eined Paragraphen der Preuß. Gemeindeordnungen find für uns in ber 
Regel nit von Interejfe; daß dagegen eine Mittheilung über den Zuſtand ver 
Armenpflege in Berlin oder die Einrihtungen der Feuerpolizei in Memel u. dergl. 
auch dem bateriichen Gemeinde» Beamten werthvolles Material liefern lann, ift ein- 
leuchtend, — In der „Monatschronit”, Die jedes Heft begleitet und. namentlich aus 
dem preuß. Stübteleben ausführliche Detaild bringt, findet fi ebenfalls manche 
Mittheilung von allgemein-praltiihem Intereffe. Doch würde es uns zu viel Raum 
foften, das Bemerkenswerthe einzeln hervorznheben.“ — Wir find für dies Anerleunt« 
niß unferer Bemühungen ſehr dankbar. Wenn die obengebachten Blätter für abmi- 
nifrative Braris mit der Bemerkung ſchließen: „Sehr mager find die Berichte dieſer 
Chronik aus Süddeutſchland, namentlich ans Baiern” und fie knüpft daram die Frage: 
„ob e8 ber ‚Redaktion an der nachdrücklichen Bemühung fehle, in Süddeutſchland 
Theilmebmer zu werben? oder nur bie ſüddeutſche Indolenz und 
Spröpigfeit die Schuld trage!" — jo kann Seitens des Herausgebers verfichert 
werben, daß von ibm und in feiner Bertretung von bem Herrn leger es au 
Anregungen bei den fläbtiihen Gemeindebehörden des ganzen deutſchen Baterlandes 
und auc bei den bateriihen Kommunalbebörben zur Betheiligung bei der Mo- 
natsfhrift durd Einſendung vom Beiträgen und Mittheilung von Berwaltungsfragen 
nicht gefehlt hat; auch von Seiten des Königl. baierifhen Minifterit anf bieffeitiges 
Erjuchen den Gemeinde» Berwaltungsbehörben in dankenswerther Weile anempfohlen 
worden ift, den desfalljigen Aufforverungen nachzukommen. — Es darf auf die von 
dem Herrn Kari Brater anfgeworjene Frage nicht verſchwiegen werben, daß dem 
Verleger auf eine derartige Aufforderung von dem Magiſtrat einer größern baieriſchen 
Stadt durch Requiſition der hieſigen Polizeibehörde folgender Beſcheid 
geworden: „Der Magiſtrat müjfe ohne höhere Autoriſation Auſtand 
nehmen, für ein Privatunternehmen Mittheilungen zu maden, 
die durch amthiche Stellung belannt würden“ — Wenn bei ben Ins 
balte des neueren baierifchen Gemeinbeetifts nad Form und Imbalt eine folche 
Antwort für angemeffen erachtet wilrbe, jo glauben wir, daft, neben der von Herrn 
Karl Brater vermutheten jüddeutihen Indolenz und Spröpdigleit, über 
die wir fonft nicht Magen dürſen, es noch ein drittes als Grund ber uns vorge» 
worfenen Magerkeit der Berichte giebt, deſſen Auffindung wir allen benjenigen 
—— unſers Unternehmens überlaſſen dürfen, die auf Selbſtverwaltung der 
emeinden und gegenſeitige Handreichung anch „ahne vorgängige höhere 
Autoriſation“ einen Werth legen. Der Herausgeber. 
Fr — Zobesjall, a 
2. Eryedition. Am 7. Juni d. J., um die zehnte Stunde, verſtarb unerwartet am Schlagfluß 
der Bürgermeifter biefiger Stadt, Herr Dr. jur. Jobann Gottfr. Carl Bäpte, 
Nitter des rotben Adler-Orbens 3, Klaſſe mit der Schleife, im 62. Jahre feines 
Lebens. Seit 40 Jahren bat er feine Kräfte dem Dienfte feiner Baterftadt geweiht ; 
im Jabre 1818 zum Stadtgeridts-Sefretair gewählt, frat er Aufangs 1822 in bas 
Magifirats » Kollegium, und feit 1846 hat er als Bürgermeifter die flädtifhen Ange 
fegenheiten geleitet. — Seine edle Seele und fein inniges ſegensvolles Wirken ſichern 
ihm das ehrenvollfte Andenlen umb bie unvergänglichfte Dankbarkeit unjerer Stadt. 
Greifswalde, den 25. Juni 1858. Der Magiftrat. 


Drud und Verlag der Hofbuchdruderel von Trowihſch u. Sohn in Brauffurt a, d. D. 
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Monatsſchrift 


für 


Deutſches 
Städte: m» Gemeindeweſen. 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 
von . 
A. Piper, 
Opberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a, d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhanfes, Mitglieb 
des Bereins für Gejchichte der Marl Brandenburg. 


Unter Berantwortlichleit der Verleger, 


Heft VIII. Jahrgang I. Auguft 1858. 


Die Abänderungen der Städteordnung 
für das Rönigreich Hannover vom 1. Mai 1851, 


(wie folhe von den Ständen genehmigt und in die revidirte Städteorbnung vom 
4. Juni d. J.*) unigenonunen worben find.) 
Die fländifhen Abänderungen und Zufäge find mit lateinifchen Lettern gebrudt. 


A. Saffung. 
I. Allgemeine Beftimmungen. 


sg. 1. bis 3. wie in der Städteorbnung von 1851. 

8. 4. Die Städteordnung findet Anwendung auf die Städte und Flecken, 
welchen die felbftftändige Verwaltung der Landesangelegenheiten zufteht, infofern 
fie die dafür erforderlichen Bedingungen erfüllen können, und kann unter gleicher 
Borausfegung auf die bisher amtsfäffigen Städte, welche mehr als 1500 Ein- 
wohner haben, ausgedehnt werben. 

Die Genehmigung der getroffenen Wahl einer ftädtifchen oder Fledensge— 
meinde hinſichtlich der Art ihrer Verfafjung wird dem Könige vorbehalten. salv. red. 

Die Städte und Fleden, welche die erforderlichen Bedingungen nicht erfüllen 
innen, erhalten die Landgemeinde - Verfaffung unter den bei Regelung der Ver— 
hältnifje der Landgemeinden für fie zu treffenden befonderen Beſtimmungen. 

Auch Vorftädten, welche mehr als 1500 Einwohner haben, kann, wenn beren 
Bereinigung mit der Stabt nicht ausführbar ift, auf ihren Antrag vom Minifterlum 
des Innern die Behandlung nach der Städteordnung gewährt werben. 


Geſetzſammlung für das Rönigreih Hannover No, 17. 
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Der Ausdruck „Stadt“ begreift in dieſem Geſetze alfe Gemeinden, auf welche 
die Städteorbnung Anwendung findet. 
88. 5. bis 13. wie in der Stäbteorbung von 1851. 
$. 14. Fremde können nach fechsmonatlihem Aufenthalte im Stabtgebiete, 
gleich den wohnberechtigten Bewohnern, zu den perfünlichen Gemeinbelaften beran- 
gezogen werben. Ausgenommen bavon bleiben jedoch 
die im Dienfte befindlichen und vermöge befjelben im Stabtgebiete 
fih aufhaltenden Militairperfonen, 

— denen eine ſolche Befreiung durch Staatsverträge zuge— 
ert iſt, 
diejenigen, welche ſich zum Beſuche einer Unterrichtdanftalt ober als 

Lehrlinge im Stabtgebiete aufhalten, 
fowie in der Regel diejenigen, welche in Koft und Lohn eines Andern 


ſtehen. 

Das Nähere bleibt ſtatutariſcher Beſtimmung vorbehalten. 

$. 15. Die Mitglieder der Stadtgemeinde können zur Leiſtung von Dienſten 
in dringenden Fällen herangezogen werben. 

Das Nähere bleibt ftatutarifcher Beſtimmung vorbehalten. 

Zu den Dienften, welche ven Befig des Bürgerrechts vorausfegen, ober mit 
Berechtigung zu Gemeindenugungen zufammenhängen, find nur Bürger und be 
ziehungsweife die Berechtigten verpflichtet. 

88. 16. bis 19. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

. 5 20. Das Bürgerrecht wird durch Verleihung erworben. Vergl. $. 99. 
o. 10. 

Einer ausdrücklichen Verleihung bedarf es jedoch nicht für die Ma- 
gistratsmitglieder und diejenigen Angestellten der Stadt, welche nach 
No. 1. des folgenden $. vermüge ihrer Anstellung zum Bürgerrechts - Er- 
werbe verpflichtet sind, 

$. 21. Berbunden zum Erwerbe des Bürgerrechts find: 

1) für ihre Perfonen, fofern fie im Stabtgebiete wohnen, die Mitglieder 
des Magijtrats, fowie die im Dienste der Stabt dauernd und ohne 
Borbehalt der Kündigung Angeftellten ; 
diejenigen, welche innerhalb des Stadtbezirke ein Wohnhaus eigen: 
thümlich erwerben, vorbehaltlich näherer Beftimmung des Ortsftatuts 
über eine Beichränfung auf den Erwerb von Wohnhäufern zu einem 
bejtimmten Werthe, fowie über eine Ausdehnung auf den Erwerb 
von fonftigen bürgerlichen Grunbftüden; 

od 


er 
behuf der felbftitändigen Ausübung einer Kumft, einer Wiffenfchaft 
ober eines bürgerlichen Gewerbes fich dauernd niederlaffen, oder ein- 
ER are ae on bort betreiben wollen. 
n den Ortöitatuten find die Gewerbe zu beftim den bürger⸗ 
lichen nicht zu zählen find. FEIERN NONE e- 
Die Verpflichtung zum Erwerbe des Bürgerrechts tritt unter ben vorftehen- 
— ——— on — Genuenglurmer en Diefe find ——— 
zu denjenigen den Bürgern obliegenden önlichen L en tet 
G. 15.), welche durch Stellvertreter Bent * — —— 
$. 22. wie in der Städteordnung von 1851. 
8. 23. Der Erwerber eines Wohnhaufes ift nur dann zum Gewinne bes 
Dürgerrechts verbunden, wenn er feinen Wohnfl in dem Stadtbezirke nehmen 


2 
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will. Es tann jedoch im Ortöftatute beftimmmt werben, daß auch auswärtige Be— 
figer eines Wohnhauſes das Bürgerrecht gewinnen müſſen 

Oeffentliche Verwaltungen und juriftifche Den find zur Gewinnung des 
Dürgerrechts nicht verbunden (vergl. jedoch 8. 24.). 

Die in einzelnen ftädtifchen PBartikularrechten fich findende Beſtimmung, wo: 
nach die Fähigleit zum Erwerbe von Grundſtücken im Stabtbezirte durch den 
Ber = Dürgerrechts bedingt ift, wird hinfichtlich der vorbenannten Berfonen 
aufgehoben. 

$. 24. Gelangen Mehrere zum ungetheilten Beige eines Wohnhaufes, fo 
ift nur Einer das Bürgerrecht zu gewinnen verbunden. 

Mehrere Theilnehmer einer Handlung oder eines Gemerbsunternehmens, 
welches in der Stabt betrieben werben ſoll, müſſen, wenn fie in der Stabt woh- 
nen, fümmtlich Bürger: werben. 

Für gewerbliche Gefellfchaften, welchen juriftifche Perſönlichkeit zufteht, ift 
ber zu beftellende verantwortliche Gefchäfts- oder Werkführer zur Gewinnung des 
Bürgerrechts verpflichtet. 

88. 25. 26. wie in ber Stäbteorbnung von 1851. 

$. 27. Für bie Gewinmung bes —— iſt eine durch das Ortsſtatut 
näher zu beſtimmende Gebühr in die Stadtkaſſe zu entrichten. 

Die Königlichen Diener, mit Ausnahme ver Militairperſonen, ſowie fänmt- 
lie Kirchen» und Schuldiener find zur unentgeltlihen Erwerbung des Bürger— 
rechts berechtigt, ſofern fie im Stadtbezirke wohnen und dauernd und ohne Vor— 
behalt der Kündigung angeftelft find. Wenn fie jedoch aus einem der im $. 21. 
an Gründe zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet find oder ſpäter 

ein Berhältniß, welches fie dazu verpflichtet, eintreten, oder an Gemeinde 
nugungen Theil nehmen wollen, fo haben fie das Bürgergewinngeld zu entrichten. 

In den Ortsftatuten kann für gewiffe, in denfelben näher zu beſtimmende 
Fälle, namentlich auch für die won der Stadt Angeftellten, ein ermäßigtes Bürger: 
gewinngeld, oder die gänzliche Freilaffung von demfelben vorgefchrieben werben. 

. 28. Den in ver Stadt wohnenden dermaligen Befigern früher eremter 
Gebäude ($. 22.), fowie der ſonſt anzufchließenden Wohnhäufer ift das Bürger: 
recht imentgeltfich gu verleihen, infofern fie bereits vor Verkündigung des Ver: 
faſſungsgeſetzes vom 5. September 1848 in dem Befige waren. Das Recht zur 
Xheilnahme an Gemeindenugungen können fie jedoch nur gegen Erlegung des 
Dürgergewwinngeldes erlangen. 

Desgleichen erwerben die am 1. Dftober 1852 in ber Stabt bereits woh- 
nenden und nach bemfelben zum Erwerbe des Bürgerrechts berechtigten und ver: 
pflichteten Perfonen ($$. 21. und 25.) das Bürgerrecht für ihre Perfon unent— 

eltlih. Wollen fie jeboch ein nur den Bürgern, oder einzelnen Klaſſen der 

gerfchaft zuſtehendes Gewerbe betreiben, oder ein Wohnhaus eigenthümlich 

erwerben, oder an Gemeindenugungen Theil nehmen, jo haben fie das Dünger: 

pre nach Abfag der etwa für das Einwohnerrecht bereits gezahlten Gebühr 
ten. 


zu 

8. 29. Alle Bürger ohne Ausnahme haben vor dem Magiftrate perſönlich, 
oder im Falle der Abwefenheit durch einen öffentlich beglaubigten fehriftlichen 
Revers, den Bürgereid dahin zu Keiften, daß fie die ihnen nach den Gesetzen 
und der Stadtverfassung obliegenden Pflichten als Bürger gewiſſenhaft erfüllen 
—*— vorgeſetzten Behörden, namenilich dem Magiſtrate, Gehorſam leiſten 
wollen. 


Bor dem Bürgereib ift der Huldigungseld zu leiſten. 
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P Für die Angeftellten im Dienfte der Stabt iſt der Bürgereid im Dienſteide 
enthalten. 
Frauenzimmer, welche das Bürgerrecht erwerben, find zur Ableiftung dieſer 
Eide nicht verbunden, Haben jedoch die treue Erfüllung ber ihnen obliegenden 
Bürgerpflichten anzugeloben. 
$. 30. Jeder Bürger ift verbunden, ſtädtiſche Ehrenämter, wozu er durch 
Wahl berufen wird, zu übernehmen. Ausgenommen find: 
1) Königliche Eivil- und Hofpiener; 
2) Militairperfonen im Dienfte; 
3) Geiftliche und Schullehrer; 
8 Aerzte, Wundärzte und Apotheker; 
5) Bürger über 60 Jahr alt 
b 


un 
6) Perfonen, welche durch Gebrechlichkeit ober anhaltende Krankheit ver- 
hindert find. 

Bürger, welche nah Annahme der Wahl in eins der unter 1. bis 3. 
erwähnten Dienftverhältniffe treten, find zur Nieberlegung des Amts verpflichtet, 
jeboch wieder wählbar. 

Die unter 4. bis 6. benannten Perfonen find, wenn die zur Ablehnung ber 
Wahl berechtigenden Gründe nach deren Annahme eintreten, zur Niederlegung bes 
Amts berechtigt. 

88. 31. bis 33. wie in der Städteordnung von 1851. 


3) Einwohnerredt. 

8. 34. Das Einwohnerrecht wird nach der Gefeßgebung über das Wohn- 
recht erworben und verloren. Vergl. $. 99. No. 10. 

8. 35. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

8. 36. Gebühren für Gewinnung des Einwohnerrechts (Einzugsgelber) find 
nur da zuläffig, wo ein Gemeindevermögen vorhanden ist, welches den 
Eintretenden durch unmittelbare Nutzung oder durch Verwendung der 
Aufkünfte zu Gemeindelasten, die sonst durch Beiträge gedeckt werden 
müssen, zu Gute kommt. Ihr Betrag ift durch das Ortsftatut zu regeln. 


Il. Bon der Obrigkeit der Stadt. 
1) Einrihtung und Wahl ded Magiftratd. 

SS. 37. bis 41. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 42. Der Bürgermeifter, der Synbifus und biejenigen Senatoren in ben 
— Städten, welche nach dem Ortsſtatute rechtskündig fein müſſen, werben 

oldet. 

Das Amt der übrigen Senatoren iſt ein Ehrenamt und der damit nach 
eg der Ortöjtatuten etwa zu verbindende Gehalt nur als Entſchädigung 
anzuſehen. 

Wegen der Verpflichtung zur Annahme dieſes Amtes gelten die Beſtimmungen 
des 8. 30. Jedoch ſind dieſe Senatoren berechtigt, nach ſechsjähriger Dienſtzeit 
das Amt niederzulegen und eine Wiederwahl abzulehnen. 

8 Die Mitglieder des Magiſtrats werden auf Lebenszeit gewählt. 
Jedoch können dieselben auch wider ihren Willen nach Ablauf von je 
zwölf Jahren nach der Wahl, und zwar die besoldeten Magistratsmitglieder 
auf übereinstimmenden Antrag des Magistrats und der Bürgervor- 
steher, die unbesoldeten dagegen auf Beschluss des Magistrats und der 
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Bürgervorsteher (vergl. 8. 110.) vom Ministerium des Innern in den Ruhe- 
stand versetzt werden, salv. red. 

Das Maß des ben befoldeten Magijtratsmitglievern in folhem Falle zu be— 
willigenden Nuhegehalts ift nach Maßgabe des $. 64. zu beitimmen. 

8. 44. füllt weg 


SS. 45. bis 47. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 48. Die Gehalte der befolveten Magiftratsmitglieder, ber Sefretaire und 
des Kämmerers bürfen nur in beftimmten Gelpbeträgen gefchehen; die Verleihung 
einer Dienftwohnung ift dadurch nicht ausgefchloifen. 

Alle Gebühren und Naturalbezüge, mit Ausnahme der Vergütung für Ge— 
fhäftsaufträge, welche einzelnen Meagiftratsmitglievern von ber höheren Behörde 
ertheilt werben, fließen in die Stadtkaſſe. 

Die Untergebenen des Magiftrats dürfen Gebühren neben oder ftatt fefter 
Beſoldung beziehen. 

Die Befugniffe, welche durch das Geſetz über die Verhältniſſe der Königlichen 
Diener in Beziehung auf Befchlagnahme der Dienftgehalte u. ſ. w. der Anftel- 
lungsbehörde beigelegt werben, find hinfichtlich der Mitglieder des Magiftrats von 
der Provinzialregierung, Hinfichtlich der übrigen ſtädtiſchen Angeftellten vom 
Magiftrate auszuüben. 

Die Bürgervorfteher find von ſolchen Verfügungen in Kenntniß zu ſetzen. 

8. 49. Ausgefchloffen von ver Wahl zum Magiftratsmitgliede find biejeni- 
gen, welche 

noch nicht 25 Jahre alt find, 
in väterlicher Gewalt, 
unter Ruratel 


ober 

in Koft und Lohn eines Andern ftehen, 

in Konkurs befangen find, 

öffentliche ging: erhalten, oder im letzten Jahre erhalten 
haben, bis dieſe erftattet ift, 

zu einer fchweren Strafe (Art. 8. des Kriminalgeſetzbuchs) verurtheilt 
Ba fonftigen gejeglichen Beftimmungen zu öffentlichen Aemtern 
unfähig find, 

ober enbtich wegen eines nach der öffentlichen Meinung entehrenben Ber- 
brechens oder Vergehens beitraft worden, oder in Unterfuchung ge- 
* find, ohne außer Verfolgung geſetzt oder völlig freigeſprochen 
zu fein. 

88. 50, bis 52. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

8. 53. Die Magiftratsmitgliever werden von den vorhandenen Magiſtrats- 
perfonen und einer gleichen Anzahl Bürgervorfteher in vereinigter Berfammlung 
durch abfofute Stimmenmehrheit erwählt. Die zur Theilnahme an der Wahl 
zu berufenden Bürgervorsteher sind durch das Bürgervorsteher-Kollegium 
zu erwählen. Wenn jedoch hiernach das Wahl-Kollegium aus 4 oder 
weniger Mitgliedern bestehen sollte, so ist dasselbe durch den Magistrat 
beziehungsweise durch die Bürgervorsteher zu gleichen Theilen aus den 
Bürgervorstehern auf die Zahl von 6 zu ergänzen. 

Dur das Orteftatut kann jedoch beftimmt werden, daß die Wahl von dem 
Magiftrate und ſämmtlichen Bürgervorftehern in getrennter Derfammlung 

eicheben foll. Erfolgt in dieſem Falle eine Webereinftimmung ber Bejchlüffe 
eh Kollegien nicht, und wird felbige mich bei wiederholter Abſtimmung nicht 
erreicht, fo find beide Gewählte ber Regierung zu präfentiren. 
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Ein Mitglied des Magiſtrats leitet das Wahlgefchäft, wozu im zwei Ge— 
hülfen durch Wahl der Verſammlung Erigegeben werben. 

Die Stimmabgabe kann durch mündliche Abstimmung zu Protokoll 
oder durch verschlossene Stimmzettel, nach der Entschliessung jedes 
Wählenden geschehen. 

Ergiebt ſich nicht fogleich eine abfolute Mehrheit, fo ift Die Wahl in ber 
Art zu wieberhofen, daß nur die bei der vorhergehenden Abſtimmung Benannten 
ferner wählbar bleiben, und von biefen derjenige ausfcheidet, auf welchen die ge» 
ringfte Stimmenzahl gefallen if. Sind deren mehrere, fo beftimmt das Loos 
den Ausjcheidenden. 

Wird auf diefe Weife, auch nach Wiederholung der Wahl, eine abſolute 
Mehrheit nicht erreicht, jo werben die beiden letzten Gewählten zur Auswahl der 
Regierung angezeigt. 

8. 54. Zur Stelle eines Magiftrats - Mitgliedes wird immer nur ine 
Berfon gewählt und durch den Magiſtrat der Regierung zur Beftätigung präfentirt. 

($. 55. der Städteordnung von 1851 ift durch bie Königliche Verordnung 
vom 1. Auguft 1855 — 

8. 56. Wird die Beſtätigung verweigert, fo iſt eine neue Wahl vorzunch- 
men. Iſt in demfelben Falle zweimal die Beftätigung ber gewählten Perfon ver- 
fagt oder wird die Wahl geweigert, fo hat das Minifterium des Innern für pro- 
viſoriſche Verfehung des Dienftes bis dahin, daß die Stabt eine geeignete l 
wird getroffen haben, auf Koſten der Stadt zu ſorgen. 

8. 57. Die Wahl des Stadtſekretairs, des Kämmerers, ſowie der techniſchen 
Beamten geſchieht nach den Vorſchriften des 8. 53. Nicht wählbar find Per— 
fonen, welchen die im $. 49. genannten Ausfchliegungsgründe, — mit Ausnahme 
des Alters unter 25 Jahr, väterlicher Gewalt und Vormundſchaft — entgegen- 
ftehen. Einer höheren Beftätigung bedarf es bei dieſen Wahlen nur infofern, als 
diefen Beamten ein Stimmrecht im Magiftrate beigelegt wird ($. 38.) ober ale 
es die Oberaufficht auf die Gemeindeforften mit fih bringt ($. 123.). 

8. 58. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 59. Die Magiftrats » Mitglieder find bei der Einführung in ihr Amt 
dahin zu verpflichten, daß fie das ihnen anvertraute Amt nach deu Gefegen und 
der Stadtverfassung getreulich verfehen, die vermöge des Dienftes zu ihrer 
Kenntniß gelangenden, Geheimhaltung erfordernden Angelegenheiten Niemandem, 
als dem es zu wiſſen gebührt, offenbaren, auch nach Kräften und ohne alle 
Nebenrücfichten das Wohl der Stadt, fowie auch bei den von ihnen zu beforgen- 
den Negierungs= Angelegenheiten das Wohl des Staates befördern wollen. 

Im Falle der Wiedererwählung eines Magiftrats-Mitgliebes zu dem bis zur 
Wahl von ihm befleideten Amte bedarf es nur der Verweifung auf den früher 
geleifteten Eid. 

Die übrigen bei und von dem Magiftrate anzuftellenden Beamten werben 
auf die vom Magiſtrate zu entwerfende Dienftanmweifung beeidigt. 

8. 60. Der Bürgermeifter darf fich über Nacht nur mit Vorwiſſen des 
Gtelfvertreter8 und bei einer acht Tage oder darüber dauernden Abwejenheit nur 
unter Zustimmung des Magistrats aus dem Stadtgebiete entfernen, 

Den Mitgliedern des Magiftrat® kann ber Bürgermeifter auf 14 Tage 
Urlaub ertheilen, ein längerer Urlaub erfordert die Bewilligung des 
Magistrats, 

‚ Die Genehmigung der vorgesetzten Dienstbehörde ist erforderlich zu 
einer acht Tage und darüber dauernden Beurlaubung des Bürgermeisters, 
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des Vorstandes einer städtischen Polizei - Direktion und desjeni 

. a R nıigen Ma- 

gistratsmitgliedes, welches nach Bestimmung der Regie ie städti 

— zu ——— yes m ; egierung die städtische 
eurlaubungen der übrigen Magistrats-Mitglieder auf 8 

Wochen sind der vorgesetzten Dienstbehörde nn Anger ala vier 

8. 61. In den Fällen, wo nach dem vorstehenden Paragraphen die 
Genehmigung oder die Benachrichtigung der vorgesetzten Dienstbehörde 
erforderlich ist, sind derselben zugleich die wegen der Versehung des 
Dienstes während des Urlaubs magistratsseitig getroffenen Anordnungen 
anzuzeigen. 

8, 62. Die vorgefetten Behörden Haben rüdfichtlich der Mitglied 
Magiftrats und der Beamten deſſelben dieſelben Befugniffe zur Kufreoterhaftune 
der Dienftorbnung, welche ihnen hinfichtli der übrigen Königlichen Diener * 
dem Geſetze über die Verhältniſſe der Königlichen Diener zuſtehen. Es findet 
jedoch die nach $. 107. des letzteren Gesetzes der Regierung zustehende 

efugniss, Königliche Diener auf Wartegeld setzen zu können, auf städti- 
sche Beamte keine Anwendung. 

Die Bestimmung im letzten alinea des $. 55. des Gesetzes über die 
Verhältnisse der Königlichen Diener bezieht sich nicht auf die Vertreter 
der Städte, insoweit sie in ihrer Eigenschaft als Verwalter der Gemeinde- 
Angelegenheiten die verfassungsmässige Entstehung und Rechtsgültigkeit 
von Gesetzen und Verordnungen in Vorstellungen oder Beschwerden ihrer 
Beurtheil unterziehen und bestreiten. . 

Die — — der städtischen Angestellten ist den Be— 
— des $. 40. des gedachten Gesetzes gleichfalls nicht unter- 
worfen. 

Der Berluft der geſetzlichen Eigenfchaften ($. 49.) foll außerdem immter ben 
Austritt aus dem Dienfte zur Folge haben, unbejchadet jedoch des im einzelnen 
Falfe gefetlich begründeten Penfionsanfpruche. 

8. 63. Eine Verfegung kann wider die Mitglieder des Magiftrats und 
deſſen Beamten nicht verfügt werben. 

8. 63a. Bei der Strafe der Suspenfion bis zu einem Monate ſoll bei 
Mitglievern des Magiftrats das Minifterium des Innern am die Stelle der An- 
ftellungsbehörbe treten, in Anfehung ber übrigen ftädtifchen Angeftellten aber ber 
Magiftrat als Anftellungsbehörde gelten. 

8. 64. Werden befoldete Mitglieder des Magiſtrats nach 8. 43. in Ruhe 
ſtand verfegt, fo erhalten fie, wenn ihre Dienftzeit eine zwölfjährige war, bie 

älfte, wenn fie eine vierundzwanzigjührige war, zwei Drittheile ihrer Dienft- 
innahme aus der Stabtfafje als Ruhegehalt. 

Im Uebrigen kommen binfichtlich der Penfionirung von befolbeten Magiftrats- 
Mitgliedern die für Königliche Diener durch das Geſetz über die Verhältniſſe der 
Königlichen Diener feitzuftellenden Beftimmungen in Anwendung. 

Das gänzliche oder theilweiſe Aufören des Ruhegehalts richtet fih nad 
denfelben Vorſchriften. 

88. 65. 66. wie in der Städteordnung bon 1851. 

8. 67. Hinfichtlich der auf Lebenszeit angeftellten fonitig 
Stadt, fowie der auf Kündigung angeftellten Untergebenen jollen e 
Beitimmungen bes Geſetzes über die Verhältnifje der Königlichen Diener, Di 
haltlich jedoch ber Vorjchriften in ven 88. 66. und 67. anwendbar fein. Die 


en Deamten ber 
benfalls bie 
vorbe⸗ 
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Vertheilung der Einnahmen des Gnadenquartals unter die Empfangsbe- 
rechtigten richtet sich jedoch zunächst nach Bestimmung des Magistrats 
(salvo loco congruo.) | 

8. 68. Darüber, ob nach den gefetlihen Beftimmungen eine Werfekung in 
Ruheſtand eintreten müfje, enticheidet, in Ermangelung eines Einverftändniffes 
zwifchen ber Stabt und dem Beteiligten, das Minifterium bes Innern. Die 
Penfionirung folcher ſtädtiſchen Angeftellten, welche zum Königlichen Dienfte ge: 
hörige Gefchäfte zu beforgen Haben, kann von bem Könige beim Vorhandenfein 
ber gefetlichen Bedingungen, auch ohne den Antrag ber Stabt oder des Bethei- 
ligten angeorbnet werden, sofern nicht der Magistrat auf andere genügende 

eise für die Wahrnehmung der Geschäfte sorgt. 

Im Uebrigen bedarf e8 der Königl. Genehmigung ($. 74. des Geſetzes über 
bie Verhältniffe ver Königl. Diener) nur bei Penfionirung derjenigen ftäbtifchen 
Beamten, deren Wahl die Beftätigung der Regierung erfordert. 

8. 69. Entlafjung der Magiftrats-Mitgliever auf deren Anfuchen ($$. 175. 
und 176. des Lanbesverfaffungsgefetges bezw. $. 42. dieſes Geſehes) ertheilt der 
Magiftrat nach Anhörung der Bürgervorfteher. 


2) Dienftgeihäfte des Magiftrats, 


8. 70. Der Magiſtrat ift in allen ftäbtifchen Angelegenheiten die einzige 
ausführende unb verwaltende Behörde. 

Er vertritt die Stadt nach Außen, namentlich vor Gericht, fofern hierzu nicht 
ber Syndikus durch das Ortsftatut beftellt wird. Alle Gemeinde-Urkunden werben 
von ihm allein ausgefertigt; die künftig auszuftellenden Stabt- Obligationen find 
jedoch vom Wortführer des Bürgervorficher-Rolfegiums mit zu unterfchreiben. 

Er verfieht im Stabtgebiete die Polizei (vergl. jedoch $. 77.), Hat dagegen 
bei Ausübung der gerichtlichen Polizei, fowie bei der Verwaltung ver Gefchäfte 
der Staatsanwaltfchaft für die Stadt bei dem zuftändigen Untergerichte durch eins 
feiner Mitglieder Hülfe zu leiften. Ausnahmsweiſe kann jedoch mit Genehmigung 
des Yuftizminifteriums auch ein anderer geeigneter ftäbtifcher Beamte mit Wahr: 
nehmung biefer Gefchäfte beauftragt werben. 

Er verwaltet endlich bie —— in der Stadt. 

8. 71. In wie weit der Magiſtrat bei der Leitung der ſtädtiſchen Gemeinde— 
angelegenheiten an die Zuſtimmung der Bürgervorſteher gebunden iſt, beſtimmen 
die Städteordnung und das Ortsftatut (vergl. SS. 99. und 100.). 

AS Organ der Staatsgewalt fteht er unabhängig von ber Stadtgemeinde 
nur unter Leitung ber vorgefegten Negierungsbehörbe. 

Zum Erlafje allgemeiner Ordnungen im Gebiete der Gemeindepolizei 
(vergl. 8. 99. No. 4.) bebarf er ber Zuziehung ber Vürgervorfteher und ber 
Genehmigung der Provinzialregierung. 

Anordnungen, welche Lediglich zur Ausführung von Gefegen dienen und nur 
Geldbußen innerhalb der im Polizeiftrafgefete dafür beftimmten Grenzen androhen, 
können vom Magiftrate ohne höhere Genehmigung erlaffen werben. . 

Sie find jebo der Provinzialvegierung und, fofern fie Strafbeftimmung 
enthalten, auch dem zuftändigen Unterrichter mitzutheilen. 

Der Magiftrat ift befugt, den innerhalb feiner Zuftändigfeit won ihm erlaffe- 
nen Verfügungen durch angemefjene Mittel Nachbrud und Ausführung zu geben, 
namentlich die zu dieſem Zwecke nöthigen Strafen anzubrohen und im Falle ber 
Nichtbefolgung zu vollſtreden. 
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Stud bei Geſchaften der Landesverwaltung Gemeinbemitglieber zuzuziehen, 
jo werden fie vom Magijtrate und Bürgervorjtehern aus ber Bürgerfchaft nach 
den Vorfchriften des $. 53. dieſes Gefeges gewählt. Sind Bürgervorfteher zuzu⸗ 
* jo Haben dieſe die aus ihrer Mitte zuzuziehenden Mitglieder felbft zu 
wählen. 

88. 72, bis 75. wie in ber Stäbteorbnung von 1851. 


$. 76. Der Magiftrat ift befugt, unter Mitwirfung der Bürgervorfteher 
für einzelne Geſchäftszweige, z. B. Armenpflege, Wegbau, Aufficht über Gemeinde» 
rundjtüde, ſtädtiſche Anſtalten, Gewerbewejen, befondere ihm untergeordnete Aus- 
Eehüffe zu bilden und venfelben durch Statuten eine Verfaffung zu ertheilen. Es 
gelten dabei folgende Regeln: 


1) Solche Ausſchüſſe führen die ihnen obliegenden Gefchäfte mur der Stadt 
und den mit ihnen in Berührung kommenden Einzelnen gegenüber. Bei 
allen Behörden außer dem Magijtrate werben fie durch dieſen vertreten. 

2) Die Mitglieder folcher Ausſchüſſe können entweder durch den Magiftrat 
und bie VBürgervorfteher nach den Vorfchriften des $. 53. dieſes Geſetzes 
ernannt oder burch die Bürgerfchaft oder die nächſt Betheiligten felbft 
erwäblt werben. 

Im legten Falle fteht dem Magiftrate und den Bürgervorftehern ein 

Beitätigungsrecht zu. 

3) Der Mogitrat ift gehalten, jedesmal ein Mitglied des Kolfegiums zu ben 
Berfammlungen abzuorbnen, welches auf die Beobachtung der Berfaffung 
und Erhaltung der Ordnung zu fehen hat. 

Dafjelbe kann die Ausführung von Beſchlüſſen beanftanden und Bat 
in dieſem Falle die Angelegenheit dem Magiftrate zu weiterer Anordnung 
vorzulegen. 

4) Wenn eine Rechnung zu führen ift, fo wird biefelbe dem Magiftrate und 
ben Bürgervorftehern abgelegt und veröffentlicht. 
(Die 88. 77. bis 81. der Städteordnung von 1851 find durch die Königliche 

Verordnung vom 1. Auguft 1855 aufgehoben.) 

$. 77. Die Regierung kann unter den Mitgliedern des Magiftrats die Ber- 
fon beftimmen, welche die ſtädtiſche Polizet beforgen foll. Auch kann fie, wo bie 
besonderen Umftände ſolches erforderlich machen, eine eigene. Polizeibehörde an- 
ordnen. Die dadurch veranlaften außerordentlihen Koften trägt die Regie: 
rung. Aber auch in viefem Falle fol dem Magiftrate die Beforgung deſſen 
verbleiben, was die Gewerbeverhältnifie, die Einrichtung, Verwaltung und Beauf- 
fihtigung der ftädtifchen Güter und Anftalten und der für gemeinfame ftäptifche 

Zwede bejtimmten Privatanftalten zum Gegenftande hat. 

Außerdem kann die Einrichtung einer befondern ftädtifchen Polizeidireltion 
von der Stadt mit Genehmigung der Regierung angeorbnet werben. 

Der Bezirk der Polizei kann im Falle des Bedürfniſſes durch Anordnung 
der Regierung über bie Grenzen des Stabtgebietes hinaus erjtredt werden. 

Wenn besondere Polizeibehörden angeordnet worden sind, können 
von diesen Ordnungen in dem Gebiete ihrer Competenz in der Regel nur 
nach zuvoriger Verhandlung mit dem Magistrate und den Bürgervorstehern 
und unter. Genehmigung der Provinzial-Regierung erlassen werden. 

8. 78. Die Koften der Polizeiverwaltung trägt die Stadt, mit Ausnahme 
derjenigen Ausgaben, welche durch etwaige Uebertragung landespolizeilicher Geſchaͤfte 
veranlagt werden, sowie der im $. 77. erwähnten ausserordentlichen Kosten. 
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Im Falle der Ausdehnung des Polizeibezirls über das Stadtgebiet hinaus iſt ein 
verhältnigmäßiger Beitrag zu den Koften der Polizei-VBerwaltung von der Regie 
rung zu leijten. 


IV. Bon der Vertretung der Stabtgemeinden. 
1) Wahl der Bürgervorfteber. 


$. 82. wie in ber Stäbteorbnung von 1851. 

$. 83. Die Zahl der Bürgervorfteher wird durch das Ortsftatut feftgeftelft, 
barf jedoch nicht unter vier und nicht über vierundzwanzig betragen. 

$. 84. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

8. 85. Leber ftimmfähige Bürger ift zur Theilnahme an ben Wahlen ver- 
pflichtet. Stimmfähig ift jeder Bürger, welcher in der Stabt oder deren Gebiete 
feinen Wohnfig Hat und daſelbſt entweder als Hauseigenthümer Häuferfteuer, oder 
nah Maßgabe der jet beftehenden Gefeßgebung an fonftigen direkten Landes: 
ftenern minbeftens drei Thaler jährlich zahlt. 

Es ift jedoch zuläffig, abweichende Beitimmungen Hinfichtlih der Regelung 
des Stimmrechts durch das Ortsftatut zu treffen. 

Ausgefchloffen find Frauenzimmer und diejenigen, welche 

noch richt 25 Jahre alt find, 
in väterlicher Gewalt, 
unter Guratel 
oder 
in Koft und Lohn eines Andern 
ftehen, 
in Concurs befangen find, 
öffentliche Armenunterftügung erhalten oder im letten Jahre erhalten 
haben, bis diefe erftattet ift, 
zu einer ſchweren Strafe (Art. 8. des Kriminalgeſetzbuchs) verurtheilt, 
oder endlich wegen eines nach der öffentlichen Meinung entehrenben Ver— 
brechens oder Vergehens beftraft worden, oder in Unterfuchung gewefen find, 
ohne aufer Verfolgung gefett oder völlig freigefprochen zu fein. Zweifel 
über die entehrende Befchaffenheit eines Vergehens oder Verbrechens haben 
Magiftrat und Bürgervoriteher zu‘ entfcheiden. 

$. 86. Berfonen, welche nicht unter die Beftimmungen bes $. 85. fallen, 
aber fich durch unfittlihe Handlungen der öffentlihen Achtung verluftig gemacht 
haben, oder wegen eines peinlichen Vergehens in Unterfuchung gewejen find, ohne 
ausser Verfolgung gesetzt oder völlig freigefprochen zu fein, kann durch einen 
vom Meagiftrate und Bürgervorftehern gefaßten Befchluß das Stimmrecht entzogen 
werben. 

Das durch folhen Beſchluß entzogene Stimmrecht kann auf diefelbe Weife 
zurückgegeben werben. 

$. 87. Nur stimmfähige Bürger sind zu Bürgervorstehern wählbar. 

Das Amt eines Bürgervorftehers iſt jeboch mit bemjenigen eines Dienft- 
untergebenen des Magiſtrats nicht vereinbar. 

Es ift nicht erforderlich, daß der Bürgervorfteher in dem Bezirke wohne, in 
welchem er erwählt wird. 

Ob ein Theil und welder Theil der Bürgervorſteher aus ber Mitte der 
bausbefigenden bezw. der nicht hausbefigenden Bürger zu erwählen ſei, bleibt der 
Beitimmung der Ortsftatuten überlajjen, 
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8. 88. Der Berluft ber Stimmfähigfeit hat den Verluſt des Amts zur 
Folge. Auch hat ein Bürgervorfteher, welcher wegen eines nach $. 85. die Stiunn- 
fähigteit entziehenden Verbrechens in Unterfuchung geräth, ſich während der Dauer 
der Unterfuchung der Ausübung feines Amts zu enthalten. 

88. 89. bis 93. wie in ber Stäbteorbnung von 1851. | 

8. 94. Nur bie in bie Wahlliſte eingetragenen Wähler Haben Zutritt zum 
Wahltermine. Zur Güftigfeit der Wahl iſt die Abgabe von wenigftens "/, ber 
nach ben Liften vorhandenen Stimmen erforberlih. Wird diefe Zahl nicht erreicht, 
fo ruht die durch bie Wahl bezwedte Bertretung für den betreffenden Bezirk auf 
ein Jahr. Bei der Ladung ist auf diese Bestimmung hinzuweisen. Nach 
Ablauf dieſer Frift iſt Die Wahl zu wiederholen. Die Regierung kann jedoch 
auf Antrag des Magistrats eine frtihere Wiederholung der Wahl gestatten. 

Die Stimmabgabe kann durch mündliche Abstimmung zu Protokoll, 
oder durch verschlossene Stimmzettel, nach der Entschliessung jedes 
Wählenden geschehen, 

Der Gewählte muß wenigftend ein Drittheil der abgegebenen Stimmen in 
fich vereinigen. 

8. 95. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

8. 96. Das Wahlprotofolf ift dem Magiſtrate vorzulegen. | 

ah entfcheivet mit den Bürgervorſtehern über die Gefegmäßigfeit ber 





2) Zuftändigfeit der Bürgervorfteber. 


8. 97. Das Bürgernoriteher- Kollegium fteht nur im Geſchäftsverlehre zum 
Magiftrate, iſt jedoch befugt, Beſchwerden über den Magiftrat oder einzelner 
Magistratsmitglieder in Angelegenheiten ber Gemeindeverwaltung felbitftäubig 
bei den vorgefegten Behörden zu verfolgen. 

8. 98. wie in der Stäbteorbnung don 1851. 

8. 99. Die Bürgervorfteher find vom Magiftrate namentlich zuzuziehen: 

1) bei Abänderung alter ober Einführung neuer Einrichtungen, welche auf die, 
Verfaſſung der Stadt, deren Vermögen oder auf bie Gerechtſame ber 
Bürgerfchaft Einfluß Haben, und bei Abfaffung ftatutarifcher Veftimmungen, 
— auch bei allen ſtädtiſchen Polizeiordnungen (vergleiche $. 71. 

satz 3.); 

2) bei der Erwerbung, Veräußerung ober Belaftung von Grunpftüden ober 
Gerechtigfeiten der Stabt; 

3) bei Geldanleihen für bie Stadt, wodurch die Schulen vermehrt werbeit, 
fowie bei Feſtſtellung von Schuldentilgungsplänen; . 

4) bei Anftellung von Brozeffen und Abjchließung von Vergleichen ‚über Se- 
rechtſame ber Stabt oder über das Gemeindevermögen, ſowie bei Verzicht⸗ 
feiftung auf Forderungen und fonftige Rechte ber Stadt; _ 

5) bei Feiftellung bes Haushaltsplanes (8. 122.), ſowie ber Prüfung und 
Abnahme der ftäptifchen Rechnungen ($. 127.); 

6) bei Prüfung und Regelung ber Sicherheitsbeftellung des Rechnungoführers 
der ftädtiſchen Kaſſen; 

7) bei Feſtſtellung von Grundſaͤtzen für die Verwaltung des ſtädtiſchen Vers 
mögens, ſowie bei wichtigen Verwaltungshandlungen, welche etwa durch 
das Ortsftatut ihrer Mitwirkung zugewieſen werben; 
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8) bei Gelbbewilfigungen, welche den Haushaltsplan überfteigen, vorbehaltlich 
jeboch einer näheren Beſtimmung des Ortsftatuts über den für eine jebe 
Stabt dem Magiftrate zu bewilligenden Reſervekredit; 

9) bei der Veranlagung und BVertheilung der Gemeindelaften, bei Feftftellung, 
Prüfung und Berichtigung der Rollen darüber, bei VBefchlüffen über Be: 
ſchwerden wegen ſolcher Laften, fowie über Herabfegung, Erlaß oder Nieder: 
ſchlagung berjelben; 

10) bei Entscheidungen über Verleihung und Versagung des Bürger- 
rechts und Einwohnerrechts. 

SS. 100. bis 102. wie in der Städteorbnung von 1851. 

$. 103. füllt weg. 

8. 104. wie in der Städteordnung von 1851. 

8. 105. Gültige Beſchlüſſe fünnen von den Bürgervorftehern nur dann ge 
faßt werben, wenn biefelben fümmtlich eingeladen und mehr als die Hälfte an- 
wejend find. 

Eine geringere Anzahl genügt ausnahmsweiſe zur Beſchlußnahme, wenn bie 
Pürgervorfteher nach einmaliger erfolglos gebliebener Berufung durch den Ma— 
giftrat zum zweiten Male zur Verhandlung über denfelben Gegenftand zufammen- 
gerufen, dennoch nicht in genügender Zahl erfchienen find. Bleiben im folchem 
Falle alfe aus, fo iſt das Bürgervorfteher-Rollegtum für das Mal des Rechts ber 
Mitwirkung in der betreffenden Angelegenheit verluftig. 

Bei der zweiten Zufammenberufung muß auf diefe VBeftimmung hingewieſen 
werben. 

$. 106. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 


8. 107. Berfammlungen der Bürgervorfteher auf Anlaf des Magiftrats 
finden entweder an allgemein dazu feftgefegten Tagen oder in Folge befonberer 
Ladung Statt. Letztere erfolgt durch Mittheilung an ben Wortführer, welche, 
außer in eiligen Fällen, zeitig vor dem Tage der Verſammlung gefchehen und bie 
Gegenstände der Berathung angeben muß. 

Bei der im $. 105. erwähnten zweiten Berufung find die Bürgervorſteher 
einzeln durch den Magiftrat zu laben. 

8. 108. Berfammlungen der Bürgervorfteher aus eigenem Anlaß find von 
bem Wortführer zu berufen, fo oft berfelbe folche nothwendig erachtet, oder min- 
beftens brei Bürgervorſteher darauf antragen. 

Die Berufung erfolgt durch ein Umlauffchreiben. 

Es ift davon vorgängig dem Bürgermeifter unter Mittheilung der Gegen: 
ftände der. Berathung Anzeige zu machen und zwar, mit Ausnahme eiliger Fälle, 
zeitig vor dem Tage ber Berathung. 

8. 109, wie in der Städteordnung von 1851. 

8. 110. Die Berathung in den Verſammlungen des Magiftrats und ber 
Bürgervorſteher erfolgt gemeinſchaftlich. 

Jedoch kann vor der Abſtimmung auf Anordnung des Vorſitzenden, oder auf 
Antrag des Wortführers, oder auf einen von zwei andern Bürgervorftehern unter: 
ftügten Antrag eines Bürgervorjtehers eine abgefonderte Berathung des Magiſtrats 
und- der Bürgervorſteher eintreten. 

Die Abftimmung tft eine abgefonderte. Zunächſt erfolgt die Abftimmung der 
Bürgervorfteher und fodann die des Meagiftrate. | 

Dei Gleichheit der Stimmen unter den Bürgervorftehern entfcheidet bie 
Stimme des Wortführers. 
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Ist der Beschluss des Magistrats abweichend von dem der Bürger- 
vorsteher, und eine Einigung auch durch eine weitere, jedoch nicht an 
demselben Tage vorzunehmende, Verhandlung nicht zu erreichen, so tritt 
Entscheidung der Provinzial-Regierung ein, wenn selbige vom Magistrat 
beantragt wird. Der Magistrat ist verpflichtet, solche Entscheidung 
zu erwirken, wenn dies von den Bürgervorstehern beantragt wird, oder 
wenn die Angelegenheit nicht beruhen bleiben kann. Vor Einholung der 
Entscheidung der Provinzial-Regierung kann sowohl von dem Magistrate 
als dem Bürgervorsteher-Collegium zur Herbeiftihrung einer Verständigun 
die Einsetzung einer gemeinschaftlichen Commission verlangt werden. 

$. 111. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

8. 112. füllt weg. 

8. 113. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 114. Die Deffentlichkeit kann vor oder während ber Verhandlung auf 
Antrag eines Mitgliedes ausgefchloffen werben. 

Ueber einen folchen Antrag wird nach Entfernung der Zuhörer abgeftimmt. 
Die Deffentlichkeit bleibt ausgefchloffen, wenn folches von dem Magiftrate oder 
von den Bürgervorftehern bejchloffen wird. | 

Ebenfo dürfen zu den vorläufigen Berathungen ber VBürgervorfteher unter 
fi ($. 104.) Zuhörer nicht zugelafjen werben, wenn der Gegenftand vom Mas 
giftrate als vertraulich bezeichnet ift. 

88. 115.116. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 117. Der Magiftrat ift verpflichtet, den Bürgervorftehern auf ihr An— 
fuchen die Einficht der Akten und Berichte, deren fie zu ihren Berathungen bebür- 
fen, mit Ausnahme folder der Geheimhaltung bevürftigen Aktenftüce, deren Mit— 
theilung bedenklich erjcheint, zu geftatten und fonftige Auskunft über die Berathungs- 
gegenftände zu ertheilen. 

Dagegen find die Bürgerporfteher nicht befugt, ohne Vorwiſſen des Magiftrats 
einzelne Angeftellte ber Stabt zu vernehmen. 


V. Bon der ftädtifhen VBermögensverwaltung. 
1) Bermögen der Stadt. 

88. 118. bis 121. wie in der Städteorbnung von 1851. 

$. 122. Im legten Viertel eines jeden NRechnungsjahrs entwirft der Ma— 
iftrat einen Haushaltsplan für das nächſte Jahr. Derjelbe ift nach vorgängiger 
Sehne mit den Bürgervorftehern ber Provinztal-Regierung einzufenden, damit 
diefe ihr Oberauffichtsrecht geltend machen kann. Später beschlossene Ab— 
weichungen von dem Haushaltsplane find zu gleichem Zwecke ver Provinzial-Regie- 
rung anzuzeigen. 
Der vom Magtftrate und Bürgervorftehern nach Erledigung der von ber 
Provinzial-Regierung gemachten Bemerkungen genehmigte Haushaltsplan ift Vor⸗ 
fchrift für die Verwaltung. 

88. 123. bis 126. wie in der Stäbteorbnung von 1851. 

$. 127. Die ftädtifhe Rechnung ift vom Rechnungsführer innerhalb einer 
durch das Ortöftatut zu beftimmenben Frift dem Meagijtrate einzureichen. Der 
Magiftrat prüft die Rechnungen und theilt Die dabei aufgeftellten Erinnerungen 
dem Nechnungsführer zur Erledigung mit. 

Nach Erledigung der Erinnerungen find die ſämmtlichen Nechnungen mit 
den Belägen und den Grinnerungen ven Vürgervorftehern zur Prüfung mitzu- 
theilen. 
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Ueber die fämmtlichen geftellten Erimmerungen ift ſchließlich vom Magiftrat 
und Bürgervorftehern zu entjcheiden. 

Die dem Rechnungsführer zu ertheilende Bejcheinigung über richtig befundene 
Rehnungsablage erfolgt vom Magiſtrate, erforderlichen Falls unter den dem Er- 
gebniffe jener Entjcheidung entfprechenden Vorbehalten. 

$. 128. Der Magiſtrat hat binnen 14 Tagen nach Eingang der Rechnung 
einen dem Haushaltsplane entjprechenven Auszug aus der Rechnung bekannt zu 
machen und folchen auch der Provinzialvegierung einzureichen. Diefe kann bie 
Einficht der vollftändigen Rechnung verlangen. 


2) Milde Stiftungen. 
88. 129. bis 138, wie in der Stäbteorbnung von 1851. 


B. Motive, 
Erwiederung an bas Königl. Gefammt-Minifterium vom 4, Junius 


1858, die Abänderungen der Stäbteorbnung vom 1. Mai 1851 
betreffenb. 


Die weiteren Abänderungen, welche Königliche Regierung, außer ben bereits 
durch die Königliche Verordnung vom 1. Auguſt 1855 getroffenen, zufolge der 
Borlage vom 2. Februar d. I. in Vorſchlag zu bringen für nothwendig und an 
gemeffen gehalten hat, berühren in den Hauptpunften bie Grundlagen der ftäbti- 
ſchen Verwaltung und des jtäbtifchen Gemeinwejens, und haben daher in der 
allgemeinen. Ständeverfammlung zu einer eingehenden Prüfung Beranlaffung 
geben müſſen. 

Indem Stände nunmehr die Nefultate ihrer Verhandlungen und Beſchluß— 
nahmen in dem anliegenden Entwurfe der Königlichen Regierung wieder vorzulegen 
fih beehren, erlauben fie fich zur Erläuterung der einzelnen Abweichungen, ſoweit 
fie fi nicht von felbft ergeben, die nachfolgenden Bemerkungen: 

Bei $. 4. der Stüdteorbnung, welcher die Bebingungen ber Annahme der- 
felben von Seiten der einzelnen Städte und Flecken enthält, hat es zwar fein 
Bedenlen finden können, im 2. alinea die Genehmigung im einzelnen Falle künftig 
Seiner Majeftät dem Könige felbft, ftatt bisher dem Königlichen Miniſterium bes 
Innern, vorzubehalten. Um aber auch hier die nicht in ber Abficht liegende Rück⸗ 
anwendung bes Geſetzes auszuſchließen, bevorworten Stände, daß die fragliche 
Königliche Genehmigung ſich lediglich auf eine etwaige Fünftige Aenderung ber 
früher getroffenen Wahl, wo alfo Orte mit ftädtifcher Verfaffung zur Landge— 
meinde-Orbnung oder umgefehrt Drte mit Landgemeinde-Verfaſſung zur Stübte 
Ordnung überzugehen verlangen, nicht aber auf. eine allgemeine Beftätigung der 
früher — Wahl, ſich zu beziehen habe und dürfte danach die Faſſung zu 
ergänzen ſein. 

Der Zuſatz zu $. 14. iſt als eine nothwendige Ergänzung; die veränderte Faſſung 
ber beiden eriten Abjüge des 8. 15. aber, zur Ermöglichung etwa nothwendiger 
Ausnahmen von der allgemeinen Dienftpflicht aller Gemeindemitgliever und im 
Intereſſe einer ficheren Ausführung der Beitimmung, angenommen worden. 

Die Abänderung, welde ad 88. 20. und 34. rüdkfichtlich der Vorſchrift über 
Ertheilung und Verfagung des Bürgerrehts und des Einwohnerrechts, 
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zur Herftelfung einer völligen Gleichberechtigung bes Magifträts und ber Bürger: 
vorfteher, worgefchlagen worden, Hat in der Sache felbft fein Bedenken gefunden; 
man hat indeß für angemejjener gehalten, ben betreffenden passus bier und im 
$. 34. ganz wegzufaffen; ftatt defjen diefe Beſtimmung im $. 99. bei Aufzählung 
der vom Magiftrat und Bürgervorfteher-Rolfegium gemeinschaftlich zu behandelnden 
Gegenstände als No. 10. hinzuzufügen und in den $$. 20. und 34. dann nur auf 
diefe No. W. des 8. 99. hinzuweiſen. 

Die in etwas abweichende Faffung des Zuſatzes zu $. 99. („Entſcheidungen 
über Berleifung und Verſagung 1) bürfte infofern als zutreffender anzuſchen 
fein, als die Zuziehung der Bürgervorfteher nur bei der definitiven Beſchluß— 
— * aber auch bei den vorbereitenden Verhandlungen Statt zu finden 
haben wird. 

Der außerdem dem 8. 20. gegebene Zuſatz, daß die Angeſtellten des Ma— 
giſtrats, die nach S. 21. zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet find, einer 
ſolchen ausdrücklichen Verleihung deſſelben nicht bebürfen, wird fich von felbft 
rechtfertigen; damit Hat jeboch das Bürgerrecht biefer Angeftellten keineswegs als 
ein nur zeitweiliged, mit dem Aufhören des Dienftes von felbit erlöfchendes 
charalteriſirt werben follen. 

Wenn die im $. 21. für die Angeftellten des Staats, der Kirche und Schule 
unbebingt ausgeſprochene Verpflichtung zur Bürgerrechtsgewinnung nach dem 
Borſchlage der Königlichen Regierung künftig wegfallen und benfelben nur bie 
Befugniß dazu nah $. 27. verbleiben foll, fo ift dieſe Abänderung aus den 
Regiernngsfeitig hervorgehobenen Rüdfichten, und in Betracht, daß die Frage ber 
Konkurrenz zu den Gemeindelaften dabei völlig unberührt bleibt, von Ständen zu- 
gegeben worden, daneben ift die im $. 27, ausgefprochene Ausdehnung der Frei— 
beit der Königlichen Diener von dem VBürgergewinnungsgelde auch auf die ſtädti— 
ſchen Kirchen: und Schuldiener nur der Billigkeit entfprechend gefunden. 

Die dabei Hinfichtlicd der Militairperfonen gemachte Ausnahme glaubt man 
übrigens dahin verftehen zu müffen, daß auch die Militairperfonen, wenn fie aus 
einem ber im $.21. genannten Gründe zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet 
find, das Bürgergewinngeld zu entrichten haben. 

Die Vervollftändigung und Erweiterung, welche ven 88. 23. und 24. durch 
die Propofition der Königlichen Regierung rückſichtlich der Nichtverpflichtung der 
öffentlichen Anftalten und juriftifchen Perfonen zur Bürgerrechtsgewinnung gegeben 
worden, bat, in Anerkennung des zum Grunde liegenden richtigern Prinzips, bie 
Billigung ber Stände gefunden. 

Dabei ift zugleich in Beziehung auf den Zuſatz zu 8. 24. zur Sprache ge- 
fommen und anerfannt worden, daß nach beffen Faſſung ſowohl ‚die Herbeiziehung 
auch mehrer Gefchäftsführer einer mit juriftifcher Berfönlichkeit werfebenen ge: 
werblichen Geſellſchaft zur Bürgerrechtsgewinnung, als auch die ordnungsmäßige 
vorgängige Prüfung der in Frage fommenden Perföntichkeiten völlig offen bleibe. 

Die zum $. 29. befchloffene Faffungsänderung hängt mit der von Königlicher 
Regierung zum 8. 59. vorgefchlagenen und ftänbifcherfeits im Wefentlichen ange: 
nommenen Aenderung zufammen. 

ad $. 30. hat die Abänderung der No. 1., infofern dieſelbe im praftifchen 
Refultate mit der jegigen Beſtimmung der Städteorbnung übereintrifft, feinen 
Anftand gefunden. 

Wenn nach dem auch gegenwärtig beibehaltenen $. 36. 

Gebühren für Gewinnung des Einwohnerrechts (Einzugsgelder) nur da, 
wo burch beren Zahlung eine Theilnahme an Gemeindenugungen 
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—— wird, zuläſſig find, ihr Betrag aber durch das Ortsſtatut zu 
regeln ift, — 

jo haben Stände dafür gehalten, daß die fragliche Mafregel durch jene Boraus- 
ſetzung für einzelne Städte zu fehr erfchwert wird, befonders dann wenn bie feh- 
lende Gelegenbeit zur Gewährung ſolcher Gemeindenugungen im engeren Sinne 
durch den werthvollen Mitgenuß der aus den Auffünften des vorhandenen Ge- 
— — mit zu bekräftigenden ſonſtigen Gemeindeanſtalten Ausgeglichen 
wird. 

Da nun überdem die Steigerung der Armenlaſt hauptſächlich durch den oft 
übermäßigen Zuzug neuer Einwohner veranlaßt wird, die Yandgemeinen aud in 
Einführung von Einzugsgeldern nicht in folder Maße befchränkt find, jo haben 
Stände dem $. 36. eine, diefen Rüdfichten und der größeren Befugniß der Yands 
gemeinden (cf. Minifterial-Ausfchreiben vom 4. Mai 1852 $. 87.)*) entfprechende 
erweiterte Faſſung geben zu müſſen geglaubt. 

1. Die durch die Aenderung der $$. 42. 43. und 44. vorgefchlagene Rüd- 
fehr zu dem ältern Prinzipe ber lebenslänglichen Dauer, an bie Stelle und 
nach Ablauf der jegigen Gjährigen Dauer des Amts der unbefoldeten Sena— 
toren, bat, im Intereſſe ber bezwedten größeren Feſtigkeit und Stetigfeit ber 
ftädtifchen Obrigkeit, die ftänbifche Zuftimmung gefunden. Um aber bie beforgten 
Nachtheile, welche dem ſtädtiſchen Gemeinweſen aus der gezwungenen Beibehaltung 
ungeeigneter, unfühiger oder altersfhwacher Magijtrats-Mitgliever erwachſen kön— 
nen, noch mehr wie nad dem $. 43. des Entwurfs gefchehen, zu vermindern, 
haben Stände für erforderlich gehalten, zwifchen den befoldeten und unbeſoldeten 
Mitgliedern zu unterjcheiden, und während jene nach Ablauf von je 12 Jahren 
nur auf übereinftimmenden Antrag des Magiftrats und der Bürgervorfteher 
vom Minifterium entfernt und in Ruheſtand follen verfegt werden fünnen, biefe 
Maßregel binfichtlih der unbefoldeten nur überhaupt von einem Bejchluffe des 
Magiitrats und der Dürgervorfteher abhängig zu machen, welcher alfo im Falle 
der Nichtübereinjtimmung nach den Regeln des $. 110. zur Entjcheidung ber. 
Provinzialregierung gelangen würbe. 

Um biete Intention des gemachten Unterfchiebs noch deutlicher auszubrüden, 
dürfte der Sat indeß noch einer bejjern Redaktion bedürfen. 

. Die bei $. 49. und in gleicher Weife auch bei den SS. 85. und 86. vorge⸗ 
nommene Abänderung ber Faſſung des letten Ausjchließungsgrundes von der 
Wahl zum u arg :c. iſt dem jesigen Strafverfahren entiprechend 
gefunden; nur iſt die Herftellung bes Worts „völlig“ vor „freigeſprochen“, in 
Rückſicht auf die vor Einführung des jegigen Strafverfahrens vorgelommenen 
Fälle, für angemefjen gehalten worden. 

. Gegen die zu $. 53. für die Wahl der Magiftratsmitglieder vorges 
fchlagene Wiederheritellung ‚des früheren Grundfages der numerifchen Gleich 
ftellung ber vorhandenen Magiftratsperfonen mit den Bürgervorftehern bei ge— 
meinſchafthicher Verſammlung, fowie gegen die ausnahmsweife für das Orts- 
ftatut offen gelaffene Auskunft einer Wahl in getrennter Verfammlung des 
Magiftrats und der ſämmtlichen Bürgervorfteher, find Bedenken erhoben worden. 
Stände haben jedoch jenen Grundfag an fich als den vichtigern, weil der Gleich» 
berechtigung beider Korporationen mehr entjprechend, gebilligt und auch bie hinzu« 
gefügte neue Auskunft, bei der rein fakultativen Natur derfelben, gleichfalls zuge 
laſſen. Nur in der Art und Weife, wie jene Gleichftellung der Stimmen des 


*) Geſetzſammlung von 1862. Zweite Abtheilung pag. 16. 
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Magiftrats und der Bürgervorfteher zu bewirken ift, haben fie eine Berichtigung 
in ber Art für nothwendig gehalten, daß fie der auf ben Zufall des Loofes 
beruhenden Ausſcheidung der überzähligen Bürgervorfteher, den gewiß richtigern 
und mehr Vertrauen verdienenden modus einer orbentlichen vollftändigen Wahl 
der mit dem Wahlafte zu betrauenden Bürgervorfteher fubjtituirt haben. 

Außerdem hat für bie große Zahl der Hleineren Städte, deren Magiftrate 
nur mit 3 Mitglievern beſetzt find, und deren Wahl-Kollegium daher bei Vakanzen 
auf 4, ja felbit auf 2 Perfonen herabgehen könnte, zur Begründung des Ver— 
trauens der Bürgerfchaft in die Wahlen, auf eine eventuelle angemejjene Ergün- 
zung bes Wahl-⸗Kollegii Vebacht genommen werben müſſen, welche Stände durch 
ben befchlofjenen Zufag in der pafjendften Weife und dem Prinzipe der Gleich— 
berechtigung beider Kollegien möglichit entfprechend, erreicht zu haben glauben. 

Dem 3. Abjage des Entwurfs ift mur_ eine beutlichere Faſſung gegeben, 
welche es klar ftellt, daß — der Abficht gemäß — jedem einzelnen ihnen 
bie Art der Abgabe feiner Stimme, ob fehriftlich 'oder mündlich, überlaſſen bleibt. 

Die ad $. 57. vorgefchlagene Vervollſtaͤndigung Hinfichtlich der Bedingungen 
ber Wählbarkeit zu den bier bezeichneten Stellen der Stabtfecretaire ıc., ift als 
zweckmäßig unbebenflich gebilligt worden; nur darauf dürfte aufmerffam zu machen 
fein, daß das Allegat des 8. 30. in das des $. 38. zu berichtigen ift, und daß 
die Hinweifung auf einen Ansfchliefungsgrund des $. 49. (Vormundfchaft) nicht 
zutreffend erfcheint, da 8. 49. dieſen Ausfchliefungsgrund nicht ausdrücklich ent- 
hält, letsterer aber auch bier um deswillen nicht erwähnt zu werben braucht, weil 
ja das Alter unter 25 Jahren bei den hier in Frage ftehenden Stellen einen 
Ausfchliefungsgrund nicht bilden fol. 

Die ad $. 59. proponirte Ergänzung bes Inhalts ber Eidesformel ber 
Magiftratsperfonen hat Billigung gefunden; dagegen Haben fich gegen die Weg- 
laſſung der „Verfaffung” und die Befchränfung der Verpflichtung auf die „Ge— 
fee" Bedenken erhoben. An Betracht aber einerfeits, daß. die Verfaffung, als 
das Fundamentalgefeg, unter den Geſetzen fehon ohnehin begriffen ift, und in ber 
Erwägung anbererfeits, daß die Aufrechthaltung der — überdem häufig theilweiſe 
auf Statuten und Herfommen beruhenden — Stadtverfaſſung den Magiftrats- 
perfonen vor Allem obliegt, haben Stände für richtiger gehalten und befchloffen, 
den Ausdrud dahin zu Ändern: 

: nach den Gefegen und der Stabtverfaffung — 
wonach denn auch konſequenter Weife die Faflung Hinfichtlich des Bürgereides im 
8. 29, mobifizirt worden ijt. 

Die 88. 60. und 61. (die Urlaubsverhältniffe der Magiftratsperfonen be 
treffend) Haben in ber jett vorgefchlagenen Faffung zu verſchiedenen Zweifeln ge 
führt, zumal die Bezugnahme auf dem als beftehend vorausgefegten, aber wegge- 
falfenen $. 50. des Staatsdienergeſetzes nicht mehr paßte. 

Zur Befeitigung diefer Unklarheiten ift, auf die Anheimgabe des Regierungs- 
Kommiffarius ſelbſt, die erfchöpfendere und präcijere Faſſung aboptivt worden, 
welche die Anlage näher nachweifet. 

Zu dem, bis auf einen Kebaktionspunft, von Königlicher Regierung unverän- 
dert gelaſſenen $. 62. des beftehenden Gefeges, welcher pie Beſtimmungen des 
—— bar über die Aufrechthaltung der Dienſtordnung auch auf die Mit⸗ 
glieder und Beamte des Magiſtrats ausdehnt, haben Stände, in Rückſicht ſowohl 
anf mehrere bevorftehende wejentliche Aenberungen jenes Gefetes, als auf bie zum 
Theil wefentlich abweichenden Verhältniffe ver jtädtifchen Angefteliten, verſchiedene 
Ausnahmen für unerläßlich gehalten: z 
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Zuerft rüdfichtlich der regierungsjeitig im 8. 107. jenes Gefetes in erivei- 
terter Mafe in Anfpruch genommenen Befugniß der Verfegung auf Wartegeld, 
welche auf ftädtifche Beamte fchon um deswillen, weil ihre Gehalte aus der ſtaͤdti— 
chen Kaffe erfolgen, feine Anwendung finden kann. 

Sodann in Beziehung auf die neue Zufagbeitimmung jenes Gefetes, wegen 
Androhung der Dienftentlaffung gegen alle Angeftellten, welche in amtlichen 
rege ıc. die verfaſſungsmäßige Entjtehung und Nechtsgültigkeit erlaffener 

efege oder Verordnungen beftreiten, da die Magiftrats- Mitglieder, auch wenn 
fie nicht al8 Organe der Staatsgewalt, ſondern lediglich als Vertreter der Kom— 
mune vermöge ihrer eiblichen Verpflichtung auf Aufrechthaltung der Stabtverfaf- 
fung (unmittelbar oder auch als Mitglieder der Provinztallandfchaft) dergleichen 
Erlaffe der Regierung, auf die legalfte Weife auch nur in Gegenvorftellungen und 
Beſchwerden, als widerrechtlich beitreiten müffen, immer als in amtlicher Hand- 
lung begriffen anzufehen und der Strafandrohung verfallen fein würben. 

Die dritte Ausnahme endlich, wonach die Heirathsbefugniß der ftäbtifchen 
Angeftellten den Beſchränkungen des Gefeges über die Königlichen Diener nicht 
unterworfen fein ſoll, — wird bei den wefentlich abweichenden Verhältniffen ver 
ftädtifchen Beamten, Lehrer ꝛc. kaum einer befonderen Rechtfertigung bebürfen. 

Während im 8. 67. der Zuſatz „ſonſtigen“ vor „Beamten der Stabt” zur 
ſchärferen Hervorhebung des Gegenfages gegen die hier nicht in Frage ſtehenden 
Magiftratsmitglieber völlig angemeſſen gefunden ift, hat man, zur Verhütung von 
Zweifeln, durch einen Zufag den Verhältniffen und der Abficht entfprechend, bie 
Bertheilung des Gnadenquartals unter die Berechtigten der Beitimmung bes 
Magiftrats, felbftredend auch bier unbefchadet des Nekurfes, vorbehalten zu müſſen 
geglaubt, — wobei die pafjendere Stelle für dieſen Sag der Regierung überlafjen 
werden barf, jedenfall® aber vorausgefegt wird, daß nicht etwa burch eine zur 
Repierungsvorlage über das Staatsdienergefet (zu 8. 26.) zu treffende allgemeine 
Beitimmung ber obige Zufat an dieſer Stelle entbehrlih werben follte. 

Die durch einen Zuſatz zu 8. 68. von Königlicher Regierung in Anfpruch 
genommene Befugniß, gewiſſe ftädtifche Angeftellte auch ex officio ohne den An- 
trag der Stadt oder des Betheiligten zu penfioniren, hat nicht in fo unbeſchränk— 
ter Maße, fjondern, zur Berhütung einer zu leichten Anwendung auf Kojten der 
Stadt, nur unter ber Vorausfegung angenommen werden können, baß ber 
Magiftrat, dem die Sorge für die gehörige Wahrnehmung ver Gefchäfte zumächit 
obliegt, nicht feinerfeits dafür auf andere genügende Weife Rath fchafft. 

Die Zufäge und Mobififationen zu 88. 69 und 70. haben als völlig füch- 
gemäß Billigung gefunden. 

Bon den Aenderungen zu $. 71. Haben Stände bie erfte zum 3ten alinea 
jedoch in etwas mobificirter Faffung: 

(Zum Erlaffe allgemeiner Ordnungen im Gebiete ber Gemeinde 
polizei — vergl. $. 99. Nr. 1) 
angenommen, um theils den Gegenfag zu ben tm folgenden Abfage erwähnten 
bloßen Ausführungs- Anordnungen noch ſchärfer hervorzuheben, theils durch 
das Allegat außer Zweifel zu fegen, daß die Zuziehung der Bürgervorſteher bier 
mit der Zuftimmung gleichbedeutend fei. 

Dagegen ift ber befchränfende Zufag zum Sten alinea („fofern fie vom 
Gerichte zu erfennende Strafbeftimmungen enthalten") abgelehnt worden, weil 
dem Richter zur vollftändigen Beurtheilung feiner Kompetenz alle derartigen 
Strafb ngen werden mitgetheilt werben müſſen. 
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Die beiden letzten Zuſätze zu biefem Paragraph, fowie die beiden Abän- 
berungen bes $. 76. find als völlig fachgemäß unbedenklich gebilligt worben. 

Bas die Beitimmungen ver 88. 77 und 78. betrifft, welche für die durch 
bie Berorbnung vom 1. Auguft 1855 aufgehobenen 88. 77—81. in Betreff ver 
ſtädt iſchen Polizeiverwaltung und der befonderen Bolizei-Direktionen are: 
wärtig wieder an die Stelle gefett find, fo find folche jener DBerordnung und 
dem bermaligen verfaſſungsmaͤßigen Zuftande im Wefentlichen entfprechend gefun- 
den umb richt weiter. in Frage geftellt worden. Nur hat es angenıeffen gefchienen 
in dem erften Sage des Iſten alinea des $. 77. die wörtliche Uebereinftimmung 
mit $. 59. des Landesverfaffungsgefetes („wo bie befondern Umftände ꝛc.“) 
herzuftellen, Daneben haben Stände, im Hinblid auf die frühere weit jelbftjtän- 
bigere Stellung der Städte, befonders auch in der Handhabung der Polizei, ſowie 
im Intereſſe einer zwedmäßigen Regelung des VBerhältnifjes der Königlichen 
PolizeisDireltionen zu den ſtädtiſchen Obrigfeiten und zur Ermöglihung eines 
guten Einvernehmens zwiichen denfelben, für nothwendig gehalten, daß auch Bei 
den von eriteren zu erlafienden polizeilichen Ordnungen Magiſtrat umd Bürger⸗ 
vorſteher über dergleichen fo unmittelbar und vielfach in die jtädtifchen Intereffen 
und Berhältniffe eingreifende Beſtimmungen vorher wenigſtens regelmäßig gehört 
werben. ° Der desfallſige Zufag zu dem Paragraph dürfte um fo weniger Be- 
denken finden, als die etwaigen Hülle, wo dringende Eile beim Verzuge, auch bei 
der analogen Beftimmung des $. 71. eintreten fönnen, und da foldhe Fälle über- 
dem gewöhnlich Gegenftände der Ausführung, nicht ver legislatoriſchen Thätig- 
feit betreffen. 

Der Zufag zu 8. 78, endlich bezwedt nur eine fich von felbft verjtehenbe 
Bervollitändigung. Ki 

Die von Königlicher Regierung im $. 83. in Rüdficht auf die Heineren 
Städte vorgeſchlagene Herunterfegung ber geringfteun Zahl der Bürgervorfteher 
vor 8 auf 4, ift zwar nicht ohne Bedenken geblieben, ald Sache bes freien Ent- 
fchlujjes bei dem Ortsſtatute, jevoh von Stünden in dem Vertrauen zugelaflen 
worden, daß, infofern bei dieſer Minimalzahl die nach dem AZufage zu $. 55. 
eventuell erforberliche Ergänzung des Wahl-Kolfegii Gefahr laufen follte, König— 
liche Regierung die erforderliche Beftätigung von felbit verfagen werde. 

Mit ven zu 8. 85. vorgefchlagenen erjten 4 Abänderungen erklären Stänbe 
fih einverftanden, jedoch hinfichtli der Erhöhung des Genfus für die Stimm- 
fühigfeit der Bürger von 2°, Thlr. auf 3 Thlr. mit der Bevorwortung, daß 
bie dabei vorausgeſetzte Erhöhung der Steuerfüge bei dem Geſetzentwurfe über 
bie direkten perjönliden Steuern definitiv zu Stande kommen werde. 

Wenn aber die am Schluffe des $. 85. des beftehenden Gefetes ausgefprochene 
Ausſchließung der Magiftratsinitglievder, der Sefretaire und der Polizeibeamten 
von der Stimmabgabe hinfichtlich ber Iettern anf die ſtädtiſchen befchräntt 
werben foll, jo haben Stände einen genügenden Grund zur Ausſchließung dieſer, 
zu den Gemeindelaſten gleich beitragenden Angeftellten überhaupt nicht weiter an- 
ertennen können und beshalb vorgezogen, die ganze Beftimmung für bie Folge 
binweazulaffen. 

Die Einfhaltung im $. 86. bezwedt nur die Herftellung einer völligen 
Uebereinftimmung mit ber eigenen Faffung des Entwurfs bei den gleichartigen 
Beitimmungen der $$. 49. und 85. Die Abänderungen in ven $$. 87. und 88. 
find als völlig ſachgemäß unbebenflih angenommen worden; die außerdem ftän- 
diicher Seits vorgenommene Nebaktiondberichtigung im Eingange des $. 87. wird 
feiner Erläuterung bedürfen. 

46 * 


‘692 

Die fehr wefentliche Aenderung, welche zu dem $. 94. zur Erwirkung einer 
ftärferen Betheiligung der Bürgerfchaft an den Bürgervorfteher - Wahlen in ber 
Art vorgefchlagen worden, daß künftig die Abgabe von mindeftens der vorhan- 
denen Stimmen vorgefchrieben, beim Nichterreichen dieſer Zahl aber die Vertre— 
tung des betreffenden Bezirks für 1 Jahr ruhen fol, — Hat zu mehrfachen Zweis 
feln Veranlaſſung gegeben. 

Um den bdesfalffigen Beforgniffen bei Annahme der Beftimmung zu be— 
gegnen, haben Stände die doppelte Mobifikation Hinzugefügt, daß bei Ladung ber 
Wähler ausprüdlich auf dies Präjudiz hingewiefen werben fol, und daß die Re— 
sierung auf Antrag des Magiftrats eine frühere Wiederholung ber Wahl, auch 
ſchon innerhalb des Jahrs und felbft fogleih nach der erjten verfehlten Wahl 
gejtatten kann. 

Die Abänderungen zu 88. 96 und 97. find, ald den Verhältniſſen ent- 
fprechend, und zwar bei $. 97. mit einem. ſich von felbft erläuternden Zufage 
unbedenklich genehmigt worden. 

Die ftändifcher Seits zu $. 99. gemachten beiden Zufäge finden ihre Recht- 
fertigung in dem, was oben bei $$. 20, 34 und 71 vorgelommen ift. 

Die Weglaffung des als überflüffig erfcheinenden $. 103, fowie bie Aenderung 
ber 88. 105, 107, 108, als im MWefentlichen nur eine beutlichere Faſſung bes 
zwedend, Haben unbebenflich die Zuftimmung erhalten. 

Zu ben jett zufammengezogenen 88. 110 und 112. Kat die Königliche Ne- 
gierung bie wichtige Aenderung in Vorfchlag gebracht, daß, — während nach ben 
beſtehenden Geſetzen in Fällen einer nicht zu erreichenden Einigung zwifchen Ma— 
giftrat und Bürgerporftehern die betreffende Angelegenheit auf fich beruhen bleibt, 
und nur in dringenden Fällen eine proviforifche, bis zur erfolgenden Einigung 
gültige Verfügung von ber einige, zu erlaffen if, — insfünftige 
in allen folhen Fällen, wenn auch durch eine weitere Abftimmung eine Einigung 
nicht zu erreichen ift, bie Entjcheibung ber Provinzial» Regierung eintreten foll. 
Um biefe Einwirkung auf das notwendige Maß zu befchränten, haben Stände 
für erforberlich gehalten, dies Entfcheidungsrecht der Provinzial-Regierung in ber 
Ausführung genauer zu begrenzen, theils durch den Zufag, daß bie im Halle 
bes Difjenjes noch erforderliche weitere Abftimmung jedesmal an einem anderen 
Tage Statt finden foll, da eine ſofort ige Wiederholung ge nur daſſelbe 
Nefultat haben würde, theils durch die. Vorfchrift, daß die Entſcheidung der 
Provinzial-Regierung nur auf Antrag des Meagiftrats eintreten fol, welcher aber 
zu biefem Antrage verpflichtet ift, wenn die Bürgervorſteher folches verlangen 
oder die Angelegenheit ihrer Natur nach nicht beruhen bleiben kann, — theils 
endlich durch die Auskunft einer auf Verlangen des einen ober anderen Theils 
vorher einzufegenden Verftändigungs- Kommiffion, nah dem Vorbilde 
ber ftänbifchen Konferenzen. Sowie dieſe moderamina, bei dem zum Grunde 
liegenden Zwede einer möglichiten Förderung der höchſt wiünfchenswerthen Eini- 
gung der beiden Korporationen unter fich, hoffentlich den Beifall der Königlichen 
Regierung finden werben, jo dürfte es auch feinen Zweifel leiden, daß bie jchließ- 
(ich Hinzutretende Entſcheidung der Königlichen Provinzial-Regierung den Charal- 
ter ber zu befchließenden Maßregel an fich gar nicht alterixt, vielmehr — abge— 
jehen von ben Sachen, wo eine Genehmigung der Regierung am fich erforderlich 
ift — ex post alsbald auf die fragliche Entſcheidung vermittelft eines abändern⸗ 
* Beſchluſſes des Magiſtrats und der Bürgervorſteher zurüdgelommen werben 

u. Ä 
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Gegen bie Abänderung der $$. 114. und 117., welche theild eine Konſequenz 
früherer Befchlüffe enthalten, teils die Ausfüllung von Lücken bezwecken, ift Nichts 
ju erinnern —— 

Zu 8. 122. und dem proponirten Zuſatze 

(Später vorkommende Abweichungen von dem Haushaltsplane find 
gleichem Zwede der Provinzial-Regierung anzuzeigen) 
bat es angemejjen geſchienen, das Wort „vorlommende” durch „beichlofiene" N 
erfegen, um ber zwedlofen Beläftigung vorzubeugen, welche baraus entftehen 
würde, wenn bie in großer Zahl vorfommenden thatfächlichen Abweichungen von 
bem Boranfchlage des Haushaltsplans jedesmal höheren Orts zur Anzeige ges 
bracht werben follten. 

Während die veränderte Fajlung des legten alinea des $. 127. unbe- 
denklich gebilligt worben, hat es zweckmäßig gefchienen, die in dem $. 128, für 
die Belanntmachung des Rechnungsanszugs vorgefchriebene Friſt von 14 Tagen 
nach” „ Erledigung“ ber Rechnung zu verwandeln: in 14 Tage nad „Ein- 
gang” ber Rechnung, da die Erledigung der Rechnung, wegen ber verfchiebenen 
Stadien, welche fie zu durchlaufen hat, regelmäßig über bad dem Jahre ver Rech— 
nungslegung folgende Kalenderjahr ſich hinaus erjtreden würde, eine frühere 
Kenntnignahme des Rehnungsauszuges aber wünſchenswerth und namentlich für 
die Aufftellung des Haushaltsplans umentbehrlich erfcheint. 

Indem Stände damit ihre Bemerkungen fchliegen, wollen fie zu ben pro- 
ponirten Abänderungen ber Stäbteorbnung, mit ben ftändifcher Seits befchloffenen 
Mopifikationen, ihre aeg Zuftimmung ertheilen. 

annover, den 4. Junius 1858. 
Die Berfammlung der allgemeinen Stähbe des Königreiche. 
v. Trampe. Heife. 
Grote. Merkel. 





Ein Bli auf den Haushalt der größeren Städte Defterreichs. 


Unter biefer Ueberfchrift bringt die Wiener Zeitung vom 6. Meat dief. 38. 
nachſtehenden, wenn auch theilweife über die Grenzen Deutjchlands hinausreichen- 
den, doch jebenfalld zur Belehrung über das bezügliche im dieſer Monatsfchrift 
bereits mannigfach beſprochene Thema dienenden Artikel. Er lautet: 

Der Haushalt der Gemeinden in einem großen Staate umfaßt eine im All- 

emeinen noch wenig gewürbigte finanzielle Bewegung, welche unabhängig vom 
Staatshaushalte vor fich geht, aber fo wie diejer die Mittel der Gefammtheit der 
Staatsangehörigen zur Beftreitung öffentlicher Zwede des Gemeinweſens in An- 
fpruch nimmt. 

Die Ziffer der Gemeinde» Einnahmen und Ausgaben bildet den fprechenpften 
Ausprud der den Gemeinden bei der heutigen Geftaltung des Staatslebens geftell- 
ten Aufgaben, welche mit dem Wachsthume ver Bevölkerung, fowie mit ber zu- 
nehmenden Verbreitung von Bildung und Wohlftand immer größere Berhältniffe 
annehmen und eben deshalb in den Städten, biefen wichtigen Kulturfigen, weit 
ſchneller ald in Landgemeinden zur Entwidelung gelangen. 

Jede neue Forderung des Staates für allgemeine Zwecke, jedes neue Bedürf— 
niß ber Gemeinbegliever erhöht die Aufgaben der Gemeinbeverwaltung, erheifcht 
eine Vermehrung des Aufwanbes und bedingt damit eine entiprechende Steigerung 
per Einnahmen. Wo.nun das Erträgnig des eigenen, aus Realitäten, Kapitalien, 
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nugbaren Rechten und Gefällen beftehenden Vermögens den Gemeinden zur Be- 
deckung der ftetig anwachſenden Bedürfniſſe nicht ausreicht — und Dies iſt heut: 
zutage bei den großen Städten wohl in der Regel der Full — dort müſſen bie 
nöthigen Mittel durch Beiträge der Gemeinde » Angehörigen auf dem Wege ber 
Selbitbeftenerung berbeigefchafft werben. Auf ſolche Art bildet der Gemeinde- 
Haushalt, infofern fein Umfang durch die Größe der zu erfüllenden Aufgaben 
beftimmt wird, einen Grabmefjer für die Entwidelung des Gemeindelebens, zu: 
gleich aber den wichtigften Gegenstand der örtlichen Selbitverwaltung, welche fich 
in großen Städten auf einen jehr weiten Kreis von Interefien erjtredt. 

Wenn diefe gewiß in hohem Grade‘ beachtenswerthe Seite des öffentlichen 
Lebens bisher weniger als andere Fragen erörtert worben ift, fo mag das großen- 
theil8 daran liegen, daß die nähere Kunde der einfchlägigen Berhältniffe, die Ein- 
ficht in die Vermögensgebahrung der Gemeinden, insbefondere in den Haushalt 
der großen Städte micht ohne Schwierigkeiten und namhaften Müheanfwand zu 
erlangen war und doch nur die Kenntniß zahlreicher Thatfachen und Verhältniſſe 
eine prüfende Bergleichung, fowie die Aufitellung höherer Gefichtspunfte ermöglicht. 

An Defterreich ift die Verbreitung einer allgemeinen Kenntniß der Gemeinde- 
zuftände dadurch angebahnt, daß die Kaiferliche Regierung den Grundſatz ber 
Deffentlichfeit des Gemeindehaushaltes ſchon in den jetst beftehenden großentheils 
proviforifchen und der gefeglichen Regelung entgegenjebenden Einrichtungen des 
Gemeindeweſens durchgeführt hat. Die Anerkennung dieſes Grundſatzes reicht der 
Zeit nach in Ungarn und den chemals dazu gehörigen Yandergebieten am weitejten 
zurück, weil fie dafelbjt ſchon in den früheren Verfaſſungsverhältniſſen gegrimdet 
war, und 88 ijt in diefen Punkte feither nur infofern eine Aenderung eingetreten, 
als die der Grundherrſchaften ehemals gefetslich vorbehaltene Kontrole der Vermögens: 
gebahrung unterthäniger Yandgemeinden mit der Aufhebung des Urbarialverbandes 
entfallen ift. Die Deffentlichfeit des Gemeindehaushaltes bildet eben fo einen 
Grundpfeiler der. freifinnigen Gemeindeverfaffung, welche die große Kaiferin Maria 
Therefia im Jahre 1760 der Lombardie gewährt hat, ımb welche die Bewohner 
des Lombardifch-Venetianifchen Königreiches, wo der Diunizipalgeift wie in dem 
übrigen Italien ſehr frühe zur Blüthe gelangt ift, noch heutzutage als eine der 
größten Segnungen der Defterreichiichen Herrichaft betrachten. In den übrigen 
Kronländern ift erft Durch das prowiforifhe Gemeinbegefeg vom 17. März 1849 
bie früher vorgefchriebene Prüfung der Gemeinde-Budgets und der Gemeinderech— 
nungen durch hiezu beftellte Negierungsorgane bejeitigt, den Gemeinden bie Frei— 
beit der öfonomifchen Bewegung zurücgegeben und dieſe unter die Kontrole ber 
Deffentlichkeit geſtellt worden. ’ 

Hiebei wurde übrigens neben dem Vortheile des Ganzen auch das Wohl der. 
einzelnen Gemeinbeglieder im Ange gehalten und biefen der nöthige Schuß gegen 
eine übermäßige Ausdehnung des den Gemeinden eingeräumten Rechte der Selbit- 
bejtenerung dadurch gewährleiftet, daß fich die Staatsverwaltung eime befondere 
Genehmigung der beichlofjenen Gemeinde-Auflagen dort vorbehielt, wo biefelbe ein 
gewiſſes Ausmaß — nad» dem Gemeindegefege vom 17. März 1849 10 pCt. 
der bireften oder 15 pEt. ber indirekten Steuern — überfchreiten follen. 

Der Grundfat der Deffentlichkeit des Gemeindehaushaltes wird in der Weije 
durchgeführt, daß jedem Gemeindegliede die Einficht in die Inventarien des Ge— 
meindevermögens gejtattet ift und die Prüfung des Voramjchlages der Einnahmen 
und Ausgaben, fowie der abgejchloffenen Rechnungen des Vorjahres überall im 
öffentlichen Sitzungen des Gemeinde-Ausſchuſſes erfolgt. 

Diefer Vorgang gewährt denjenigen Gemeindegliebern, welchen es in ber 
That um eine gründliche Einficht in die Verwaltung des Gemeindevermögens zu 
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tun ift, alle möthigen und wünſchenswerthen Auffchlüffe, er genügt alfo dem 
Bevürfniffe des Einzelnen, deſſen Intereffe an Gemeinde - Angelegenheiten fich in 
der Negel natürfich nur auf die Theilnahme an dem Wohl und Weh verjeninen 
Gemeinde erſtreckt, wo er feinen Wohnfig Hat, die Vortheile der Gemeinde-An- 
ftalten genießt und zu den Gemeinbelaften beitragen muß. 

Die Stantsverwaltung fteht dagegen auf einem änberen Stanbpunfte: fie 
darf auch im Gemeindeleben den Blid nicht an dem Einzelnen haften Laffen fon. 
dern muß fortwährend das Gange überfchauen; für fie ift es daher von nicht 
geringem Intereffe, die Budgets einer größeren Anzahl von Gemeinden in ber- 
jchievenen Theilen des Reiches prüfend zu vergleichen, das Verhältniß der Gemeinbe- 
Einnahmen zu den Ausgaben in einem längeren Zeitraum zu beobachten und auf 
folhem Wege neue Anhaltspunkte zur Beſeitigung von Mängeln und jur Eins 
führung von Verbefjerungen im Gemeindewefen zu gewinnen. 

Es liegt uns num eine jolche, aus amtlichen Nachweifungen zuſammengeſtellte 
Ueberficht vor, welche die Einnahmen und Ausgaben ſämmtlicher Landeshaupt- 
ftäbte, Kreisftäbte und aller andern über 10,000 Einwohner zähfenden Stäpte 
des Ratjerftantes in ben drei Jahren 1855, 1856 und 1857 enthält und ben 
wir im Folgenden einige der intereflanteften Daten entnehmen. 

Zwei Momente find es, welche hiebei vorzugsweiſe Beachtung erheifchen: die 
Größe ver Summen, um die es ſich handelt, einerfeits; dann aber die Art und 
Weife, wie die Umlegung der Gemeinbelaften auf die einzelnen Gemeinde = Ange 
hörigen dort ftattfindet, wo bie gewöhnlichen Einfünfte des Gemeindevermögens 
zur Beftreitung des mit den gefteigerten Bebürfniffen jtetig anwachfenden Gemeinde- 
Aufwandes nicht ausreichen. In letterer Beziehung hat allmälig ein volfftändiger 
Umſchwung der VBerhättniife Pla gegriffen, der um fo wichtiger erfcheint, je 
feltener der Fall geworben, daß eine größere Stadtgemeinde auf die Herbeiziehung 
ber Mittel aller Gemeinde-Angehörigen für Gemeindezwede verzichten kann. 

In früheren Zeiten gingen die Gemeinden ganz willtürlich won ben verfchie- 
benften Grundſätzen und Anfchauungen aus, wenn e8 fich darum handelte, neu= 
entftandenen Bebürfnifjen des Staates oder der Gemeindegliever zu begegnen und 
bie nöthigen Mittel hierzu durch Umlagen aufzubringen. Wo Wilikühr und Zufall 
herrſchen, ift die Aufftellung feiter Regeln oder allgemeiner Gefichtspumfte nicht 
möglich, und eine Darjtellung der Gemeindefteuern von ehedem hätte es mit einem 
wirren Chaos ber bunteften Verſchiedenheit zu thun. 

In unferen Tagen tritt dagegen mit immer größerer Klarheit das Beſtreben 
hervor, das Syſtem der Selbftbeitenerung für Gemeindezwede möglichſt an das 
im Staate geltenbe allgemeine Steuerfyftem anzuſchließen und mit demfelben fo- 
wohl in feinen Grundlagen, als in den Ausführumgs-Modalitäten immer mehr in 
Uebereinftimmung zu bringen. Die Staatsverwaltung wird überall durch bie 
fortfchreitende Erhöhung des orbentlichen Stantsaufwandes genöthigt, bei ber 
Auflegung und Einhebung der Steuern mit der forgfältigften Berücfichtigung der 
Eintommensquelfen und der Steuerfähigfeit der Staatsangehörigen zu Werte zu 
geben, alle Fortſchritte einer gelänterten Finanzwiljenichaft zu bemugen, das ganze 
Steuerſyſtem fomit anf den vationelfften, den gegebenen ZYujtänden am weißen 
entfprechenden Grundlagen zu errichten. Diefes Ziel kann bei ver heutigen ug 
widelung des Finanzwefens in ben meiften Staaten als erreicht betrachtet Wer en; 
ber enge Anſchluß des Syſtems der Gemeindeauflagen an bas ber — 
iſt demnach durch Forderungen der Gerechtigleit, der Folgerichtigleit un * 
Awedmäßigfeit geboten. Das in den großen Städten überall wahrnehmbare that- 

füchliche Bemühen, ‘den Einklang beider VBefteuerungsfpfteme herzuftellen, ift ber 
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—* ober unbewußte Ausdruck ber Anerkennung bes zu Grunde liegenden 
rinzips. 

Noch ſind wir freilich nicht im Stande, das allmälige Zuſammentreffen der 
Staats- und Gemeindeſteuern weiter, als bis zu den äußeren Umriſſen, ben For— 
men der Steuererhebung zu verfolgen; denn es fehlen uns die Anhaltspunkte, um 
die Unterfchieve beider Shiteme in der Anwendung auf bie verjchievenen im 
Weichbilde Einer Gemeinde vereinigten Klaffen der Bevölkerung nachzuweifen und 
das Verhältniß ber auf bie bireften Steuern gelegten Gemeindezufchläge unter 
einander, fowie das Verhältniß diefer zu den Gemeindezufchlägen auf die indirekten 
(Berzehrungs- und Verbrauchs-) Steuern, dann die fich hieraus ergebende ver- 
ſchiedene Vertheilung der Steuerlaft zu beurtheilen. Auf alle dieſe Fragen wirb 
aber bie Antwort dejto fchneller und ficherer erfolgen, je reger und lebendiger fich 
bie —— der Einzelnen an der Behandlung der Gemeindeangelegenheiten 
entwickelt. 

Auch in Oeſterreich bilden Perzentalzuſchläge zu den direlten und indirekten 
Steuern, dann eine Auflage auf den Miethzins unter der Benennung bes Zins— 
Kreuzers oder Zinsgrofchens die gewöhnlichfte, in vielen Städten ſchon feit Jahr: 
zehenten übliche Form der Umlage fir Gemeindezwede. 

Ganz befondere, fonjt nicht vorlommende Quellen des Gemeinbeeinfommeng 
bilden: die in den meiften Gemeinden Vorarlbergs noch beftehende, zur Dedung 
der Gemeindebedürfnifje beftimmte Wermögensfteuer; die fogenannten Appalti in 
ben Gemeinden Sübtyrols, d. i. das Erträgniß der in der Regel von brei zu brei 
Jahren dort ftattfindenden Verpachtungen bes ausfchließenden Rechtes zum Verkaufe 
von Brot und Fleifh; dann die fogenannte Annona in den Städten Trient und 
Noveredo, eine den Appalti ähnliche Einrichtung, wobei die Gemeinde jedoch das 
ausfchließliche Verkaufsrecht des Brotes felbjt ausübt, indem fie Getreide kauft, 
vermahlen läßt, das Mehl den Bädern giebt, und das erzeugte Brot nach bes 
ftimmten Satungspreifen auf eigene Rechnung verkaufen läßt. 

In den Landgemeinden wurden und werben noch jet manche Bebürfniffe 
burch Arbeitsleiftungen und Naturaldienfte gebedt. — 

Wir laffen nun aus der vorerwähnten Zufammenjtellung eine die drei Jahre 
1855, 1856 und 1857 umfafjende Ueberficht der Einnahmen und Ausgaben jener 
17 Städte des Reiches folgen, wo ber fich bei Vergleichung der ordentlichen Ein: 
nahmen mit den Ausgaben ergebende, und durch Steuerzufchläge zu bedeckende 
Abgang mehr als 100,000 Fl. betrug. 

In Wien*) ftiegen in dem bezeichneten drei Jahren die eigenen Einnahmen 
von 1,193,998 Fl. auf 1,226,219 Fl. und 1,396,166 Fl; die Ausgaben von 
3,331,705 Fl. auf 3,447,443 Fl. und 3,312,993 Fl., fomit der durch Steuerzu- 
ſchläge zu bebedende Abgang von 2,137,707 3. auf 2,221,224 Fl. und 
2,416,827 Fl. Ä 

In Mailand betrugen: die Einnahmen 1,598,432 Fl. — 997,708 Fl. — 
1,234,246 Fl.; die Ausgaben 2,261,773 51. — 1,649,823 Fl. — 1,883,312 $1.; 
ber Abgang 663,351 Fl. — 652,116 Fl. — 649,033 Ft. 

In Zrieft: die Einnahmen 1,533,455 Fl. — 3,089,043 Fl. — 1,792,390 
Fl.; die Ausgaben 1,849,801 Fl. — 3,143,047 Fl. — 2,735,676 $l.; ber Ab— 
gang 316,346 Fl. — 54,004 Fl. — 943,286 Fl. 

In Benedig: die Einnahmen 251,776 Ft. — 176,118 Fl. — 269,153 
SL; die Ausgaben 884,069 Fl. — 777,688 Fl. — 861,034 Fl.; der Abgang 
632,292 Fl. — 601,569 Fl. — 591,881 Ft. 

. *) Bergleiche näher ben unter „Statiſtik“ enthaltenen Abminiftrations-Bericht bes 
PVürgermeifters Dr. Ritter von Seiler. 
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In Beith: die Einnahmen 651,243 FH. — 620,915 Fl. — 677,426 F.; 
bie ee 825,336 Fl. — 892,968 FL. — 1,072,417 Sl, der ’ 
174,093 51. — 272,053 Fl. — 394,991 $. 

In Berona: die Einnahmen 312,259 FH. — 474,396 F. — 381,291 $L: 
die Ausgaben 574,513 SL. — 736,027 SL. — 674,441 FL; ber Abganı 
262,254 Fl. — 261,731 Fl. — 292816 H. 8 

In Prag: die Einnahmen 305,660 Fl. — 326,654 Fl. — 360,007 SL: 
bie Ausgaben 537,300 Fl. — 542,591 Fl. — 589,062 ÖL; der Abgang 
231,640 Fl. — 215,937 Fl. — 229,055 I. s 

In Lemberg: die Einnahmen 356,831 Fl. — 351,807 Fl. — 353,513 
SL; die Ausgaben 506,141 5. — 495,146 FH. — 506,453 Fl.; ber Abgang 
149,310 #1. — 143,339 Fl. — 152,940 Fl. 

In Preßburg: bie Einnahmen 315,930 Fl. — 267,971 Fl. — 236,838 
Öl. ; die Ausgaben 423,166 FL. — 390,780 FL. — 366,164 BL; der Abgang 
107,236 F1. — 123,609 F. — 129,326 F1. — 

In Ofen: die Einnahmen 177,802 FL. — 202,219 Fl. — 222,168 Fl.; 
die Ausgaben 382,559 FL. — 417,477 Fl. — 364,178 ÖL; der Abgang 
204,757 3. — 215,258 Fl. — 142,010 Fi. 

In Brescia: die Einnahmen 275,313 Fl. — 206,865 FI. — 291 748 $1.; 
bie Ausgaben 384,483 31. — 301,878 #1. — 314,505 Fu; ber Abgang 
109,174 31. — 9,013 FH. — PET H 

In Bergamo: die Einnahmen 264,755 Fl. — 113,677 Fl. — 144,392 $1.; 
die Ausgaben 384,188 Fl. — 227,511 Hl. — 248,502 SL; der Abgang 
119,433 3. — 113,834 Fl. — 104,110 Fl. 

In Padua: die Einnahmen 102,088 F1. — 118,101 Fl. — 135,014 $L.: 
die Ausgaben 325,574 Fl. — 355,651 FH. — 391,244 FL; der Abgang 
216,823 31. — 257,550 Fl. — 257,550 Fl. — 256,230 Fl. 

In Grag: bie Einnahmen 42,821 F. — 51,512 FL — 49,775 $L; 
die Ausgaben 241,922 Fl. — 257,689 FL. — 289,797 SL; der Abgang 
199,101 $. — 206,177 Fl. — 240,022 Fl. 

In Dicenza: bie Einnahmen 79,458 St. — 64,219 Fl. — 111,135 8; 
die Ausgaben 191,453 Fl. — 178,896 5% — 229,119 Fl.; der Abgang 
111,995 $1. — 114,644 F1. — 117,984 1. 

In Mantua: die Einnahmen 92,644 Fl. — 89,899 Fl. — 78,664 Fl.; 
bie Ausgaben 188,646 5. — 193,651 Fi. — 180,187 Fl.; der Abgang 
96,002 &. — 109,751 $1. — 101,519 X. 

In Krakau: die Einnahmen 67,153 Fl. — 67,663 Fl. — 70,302 $.; 
bie Ausgaben 160,972 FH. — 180,340 Fl. — 173,844 Fl.; der Abgang 
33,819 St. — 112,677 30. — 103,542 $1. 

Die Gefammtfunme der in den bier benannten 17 Städten zum Dedung 
von Gemeinde Bebirfniffen eingehobenen Steuerzufchläge betrug fomit im Jahre 
1855 5,825,233 #1, im Jahre 1856 5,750,286 St. und im Jahrr 1857 
6,958,329 Fl. ein Verhältniß, bei welchem ungeachtet der im einigen Stübten 
glücklich bewirften Verminderung der Auslagen im Ganzen doch eine jertichreitende 
Erhöhung des Gemeinbeaufwandes zu Tage tritt. band 

Erjt nach den genannten Städten. folgen dann, was bie Höhe bes jr 
Steuerzufhläge zu bededenden Gemeindeaufiwanbes betrifft, bie Hauptftäbie ? 
übrigen Kronländer und Verwaltungsgebiete: Brünn, Linz, Salzburg, Innsbruch, 
Agram, Temesvar, Großwarbein, Hermannftadt, Debenburg, Zroppau, Zara, 
Kaſchau, Laibach, Klagenfurt, Gzernowig, 
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Vergleicht man bie Höhe des durch Stemerzufchläge bedeckten Gemeinbeauf- 
wandes in den vorbenannten 17 Städten mit den Einwohnerzahlen, nach den 
legten allgemein zugänglichen Daten, d. i. ohne Nüdjicht auf die Ergebniffe der 
eben beendeten neueſten Vollszählung, fo .ergiebt fich die höchite Ziffer der auf 
jeden Kopf der Bevölkerung entfallenden Gemeindeauflagen mit 14 Fl. in Zrieft, 
wo die Gefammtfumme diefer Auflagen im Jahre 1857 943,286 Fl., die Zahl 
ber einheimifchen Bevöllerung aber 64,000 FL. betrug. In Wien, Venedig und 
Derona entfielen im Jahre 1857 an Gemeindeauflagen auf jeden Kopf ver Be- 
völferung etwas über 5 Fl.; in Mailand, Padua, Grag über 4 Fl.; in Mantua, 
Pefth, Bergamo, Vicenza und Prefburg über 3 Fl.; in Ofen, Brescia, Lemberg 
und Kralau über 2 SL; in Prag fait 2 St. 

Das Zufchlagsperzent zu ben direkten Steuern ſtellt ſich durchjchnittlich am 
höchſten bei dem ftäbtifchen Auflagen im Lombardiſch-Venetianiſchen Königreiche, 
wo es im Jahre 1857 im feiner der 26 Städte, welche in der uns vorliegenben 
Ueberficht augeführt erfcheinen, weniger als 25 pCt. betrug, in brei Städten aber, 
Sondrio, Monza und Pavia ſelbſt 100 pCt. überſtieg. Die auf die indireften 
Steuern gelegten Gemeinbezufchläge erfcheinen, fo weit die vorhandenen Nachweis 
fungen reichen, am bebeutendjten in Dalmatien, wo fie im Jahre 1857 in Zara 
> pCt., in Spalato und Gattaro je 100 pEt., in Ragufa 75 pEt. der Steuern 
etrugen. 

Die Geſammtſumme, welche für Gemeindebedürfniſſe während des Jahres 
1857 durch Zuſchläge zu den direkten Steuern erhoben worden iſt, beläuft ſich 
auf 17,894,159 Fl.; wovon 2,604,875 Fl. auf Nieder-Oeſterreich, 7,917,614 Fl. 
auf das Lombardiſch-Venetianiſche Königreih, 2,681,288 FL. auf die fünf Ver— 
waltungsgebiete des Königreiches Ungarn, 909,304 Fl. auf Tyrol, 773,832 Fl. 
auf Böhmen, 751,691 FH. auf das Serbifch-Banater VBerwaltungsgebiet, 619,647 
Fl. auf Siebenbürgen, 349,320 Fl. auf Steiermart, 273,430 Fl. auf Ober: 
Defterreih, 193,608 FL. auf Mähren, 156,854 Fl. auf Saßburg, 108,957 Fl. 
auf das Krafauer Berwaltungsgebiet, auf jedes der übrigen Berwaltungsgebiete aber 
weniger als 100,000 Fl. entfallen. Faßt man die Vertheilung diefer Summe ber 
eingehobenen Gemeindezufchläge mit Rückſicht auf die Gemeinden felbft in's Auge, 
fo ergiebt fich, daß bauen 5,116,270 Fl. in den Landeshauptftäbten, Kreisſtädten 
und den über 10,000 Einwohner zählenden Städten, 12,777,889 FL. aber in den 
übrigen Stadt- und Landgemeinden eingehoben wurben. Bon letzterem Betrage 
entfallen wieder 6,183,190 Fl., alfo nicht viel weniger als die Hälfte, auf das 
Lombardifch = Benetianifche Königreih, wo das Gemeindeleben bereits eine hohe 
Entwidelungsftufe erreicht hat und die Erhaltung der Gemeinde = Anftalten aller 
Art, von welchen wir beijpieldweife nur die Bewäfferungsanlagen und Wohlthä- 
tigteitö-Inftitute erwähnen, alljährlich einen fehr namhaften Aufwand erfordert. 

Da die Summe der während des Jahres 1857 im ganzen Raiferftaate 
eingehobenen bireften Steuern (Grund-, Gebäube-, Erwerbs: und Einfommen- 
Steuer) ſich auf 92,248,035 Fl. belief, fo ftelft fich. das Verhältniß der hierauf 
entfallenden Gcmeindezufchläge zur ganzen Steuerfumme ungefähr wie 1 zu 5. 

Wie hoch auch die im Vorftehenden angeführten Ziffern an und für fich 
ericheinen, fo werden fie doch erſt dann im ihrer wahren Bedeutung erfaßt werben 
fönnen, wenn ihnen bie Yeiftungen ber einzelnen Gemeinbevertvaltungen für bie 
verjchievenen Zwede der Ortspolizei, ver Gejunbheits- und Neinlichkeitspflege, des 
öffentlichen Unterrichts, bes Armenweſens und für fonftige. Gemeinde = Anftalten 
gegenübergejtelft werben. Es liegt in der Natur der Sade, daß die Sammlung 
der einfchlägigen Daten und die überfichtliche Darftellung der Leiftungen auf dieſen 
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Gebieten mit weit mehr und größeren Schwierigkeiten verbunden wäre, als fich 
bei der Zufammenfajlung der Hauptergebniſſe des Gemeindehaushalted herdod 
ſtellen; indefien. ift mit Der hier beſprochenen MWeberficht der Burgets von A 
Städten des Kaiferjtantes für eime dreijährige Periode ein fehr beachtenswerther 
Anfang gemacht worden, dem weitere Schritte in diefer Richtung, weitere Mit: 
theilungen aus dem Gemeindeleben folgen Fünnen. 

Biel des Großen it auch im biefer Sphäre bisher ſchon gefchehen; pie ber 
vorjtehende definitive Regelung des Gemeindewejens wird aber dem begonnenen 
Auffhwung deſſelben in den meiften Kronländern des Kaiſerſtaates einen neuen 
Impuls geben, zu ferneren Anftrengungen anfpornen und größere Erfolge anbahnen 
Oeſterreich darf ſich ſchon jet mit gerechtem Stolze des erſtarkten Gemeinſinnes 
ſeiner Bürger rühmen.“ 





Ein Gutachten über Feuerwehre in Provinzialſtädten. 
(Bom Polizei» und Brandinſpeltor Helm in Memel eingeſendet.) 


Bor Kurzem ging dem. Magiftrat der Stadt M., welche eine organifirte 
Feuerwehr befitt, von der Polizei-Direktion zu ©. folgendes Schreiben zu: 

„Wie der Polizei Direktion befannt geworben, ijt das dortige Feuerlöfchwefen 
einer Reorganiſation unterzogen worden. Dem biefigen Magiſtrat ift nun dieffeits 
der Vorſchlag gemacht werden, mit Einrichtung eines feiten Stammes einer 
Feuerwehr, ähnlich wie dort, in der Weife vorzugehen, daß dieſer Stamm aus 
2 Oberfenermännern und 8 Feuermännern gebildet werde, von denen täglich die 
Hälfte Dienjt hätte und au welche ein hier bereits beftehendes, im Allgemeinen 
mit Lob zu nennendes bejolvetes Feuerlöſch-Corps bei entftehenden Bränden ſich 
anzufchließen Hätte. Der Magiftrat hat fich indeſſen gegen eine folhe Einrichtung, 
theild des Koſtenpunltes wegen ausgefprochen, theil® hervorgehoben, daß es ſich 
in der That darım handele, eine Anzahl Müffiggänger fich aufzuladen, bie, bie 
auf vielfeicht zwei Tage des Jahres fich felbft zur Laft wären und Anteren zum 
nachtheiligen Beifpiel dienten. Obwohl e8 nicht zu verkennen ift, daß es eine 
befondere Aufgabe fein wird, in einer verhältnißmäßig Heineren Stadt einen folchen 
feften Stamm einer- Feuerwehr immer zwedmäßig zu bejchäftigen, fo Tann ber 
Unterzeichnete durch die Einwände des Magiftrats feine Anficht von ber Zweck⸗ 
mäßigkeit einer ähnlichen Einrichtung wie dort doch nicht für beſeitigt anſehen. 

Von beſonderem Intereſſe würde es ihm aber ſein, mit einer gefälligen Mit⸗ 
theilung darüber verſehen zu werden, wie die dortige neue Organiſation ſeither 
ſich bewährt, namentlich, welche Anſicht über den Nuten oder die Entbehrlichkeit 
eines feften Stammes einer Feuerwehr der Wohllöblicye Magiftrat aus eigener 
Anfhauung gewonnen hat. Dankenswerth würde es dabei gleichzeitig fein, eine 
Nachricht darüber zu empfangen, wie diefer Stamm befhäftigt wird und welche 
Pflichten in Betreff der Inftanphaltung der Feuerlöfhgeräthihaften ihm auferlegt, 
event. mit welchen Erfolge jelbige wahrgenommen find. j 

Der geehrte Magiſtrat würde den Unterzeichneten beſonders werbinken, ae 
er ihn recht bald mit einer gefälligen Antwort auf vorſtehende Anfrage verſehe 
wollte.“ 


In Erwiderung biefes Schreibens überfandte der Magiftrat zu Be; - 
Polizei-Direltion zu ©. ein Referat ihres Brandinfpeftors mit bem Bemerten, 


daß er mit dem in biefem Neferate entwidelten Anfichten vollftändig einver- 
jtanden je. 
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Dieſes Referat lautet folgendermaßen: 

„Die Königl. Polizei- Direktion zu S. wirft in ihrem Schreiben im Weſent⸗ 
lichen folgende Fragen auf: 

1. Iſt bei einer Feuerwehr ein fefter Stamm erforderlich? 

2. Be fich die hiefige Einrichtung bewährt? 

3. Haben die befoldeten Beamten binlänglihe Befhäftigung 

und welcher Art ift biefelbe? und 

4. Iſt eine Feuerwehr für eine Provinzialftabt überhaupt nicht 

eine zu foftbare Einrichtung? 

Wenngleich der Zweck diefes Neferates eine gründliche und alffeitige Erör- 
terung ber vorftehenden Fragen nicht fein kann, fo follen in Nachfolgendem boch 
die Hhauptfächlichiten Punkte berührt werden, welche zu ihrer Beantwortung 
dienen können, 

Ad 1. (Befoldeter Stamm.) Das wefentlichite Erforberniß eines jeden 

nur einigermaßen georbneten Feuerlöſchweſens find: „disziplinirte unb für 
ihren Dienst allfeitig ausgebildete Mannſchaften“, da ohne biefelben 
und bei ungefchiefter Behandlung felbft gute und ausreichende Löfchgeräthe mehr 
oder weniger werthlo8 werben. 
Daß man bisher auf die Ausbildung von dergleichen Mannfchaften für ben 
Feuerlöfchbienft jo wenig Gewicht gelegt hat, lag in dem Umſtande, daß biefer 
Zweig bis jetst hiezu faſt überall wenig kultivirt, namentlich aber nicht technifch 
bearbeitet worden ift, und es den Dirigenten, welche die Verwaltung bes Feuer: 
löſchweſens in den meijten Fällen als eine nicht gerade angenehme Zugabe zu 
ihren übrigen Aemtern zu führen haben, an Zeit, an Luft und mitunter auch an 
Sachkenntniß gefehlt hat, fich fo gründlich mit den Detaild der Feuerlöſcheinrich— 
tungen und namentlich mit dem Einüben ber Mannfchaften zu befehäftigen, als 
dies fiir jedes geordnete Feuerlöfchweien unumgänglich nöthig ift; endlich hat man 
diefe Uebungen, in Rückſicht auf ihre vermeintliche geringe Wichtigkeit, auch wohl 
des Roftenpunftes wegen unterlaffen. 

Die in neuefter Zeit rein aus dem Bebürfnifje entftandene Aufmerkſamleit, 
welche man dem Feuerlöſchweſen in unferem. Vaterlande zu widmen anfängt, und 
welche am Bejten für die Unzulänglichkeit der bisherigen Einrichtungen jpricht, 
wandte fih dann auch ganz richtig, während man früher das Heil in — wo 
möglich recht fomplizirten und fchwer zu handhabenden — Löſchmaſchinen ſuchte, 

nächſt auf die Ausbildung von tüchtigen Feuermännern und ftellte die Geräth- 
haften in die zweite Linie. 

Auf diefe Weife entjtand zuerft die Berliner Feuerwehr mit einem zahlreichen 
Trupp völlig ausererzirter Feuerfoldaten und demnächſt die biefige Feuerwehr mit 
einem Stamm beſoldeter Mannjchaften, an welchen ſich das gros ber übrigen, 
nur im Brandfalle erjcheinenden, aber ebenfalls eingeübten und uniformirten 
Beamten anfchlieht- 

Borausgefegt nun, daß man in ©. eine Reorganifation des Feuerlöfchwefens 
wirklich in Ausführung bringen und georbnete, den jegigen Anfprüchen entfprechende 
Emrichtungen treffen will, fo halte ich dort einen befoldeten Stamm aus folgen- 
den Gründen für nothwendig: 

Jede Feuerwehr bedarf, um ein fchnelfes Erfcheinen auf der Brandftelle zu 
ermöglichen, je. nach den lokalen Verhältniſſen, mehrerer, mindeſtens aber einer 
Feuerwache, welche, außer mit ben nöthigen Gefpannen und Yöfchgeräthen, auch 
mit der Bemanmung wenigftens einer Sprite, alfo mit 1 Führer und 4 Mann 
permanent befetst fein muß; es würden daher, um bie Ablöfung der Wachtmanne 
Ichaften bewirken: zu können, 2 Führer und 8 Mann erforderlich fein. 
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Woollte man nun biefe Beuermannfchaften nicht feft anftellen, fo würbe nur 
übrig bleiben, Leute zum Wachtdienft zu Dingen, welche dieſen Dienit und daher 
den ganzen Feuerdienſt als Nebenfache betrachten und ein unendlich viel größeres 
Interefie an ihren eigentlichen Berufsgefchäften haben. Durch ein ſolches Arranae- 
ment würde aber Nichts erfpart, im Gegentheil würden dadurch Mehrkoſten u 
wachjen, da das Tagelohn, welches jelbitredend den Maßſtab für bie Remunerl, 
rung biefes Dienftes geben würde, für biejenigen Klaſſen von Handwerkern | 
denen man bie Wachtmannfchaften nehmen müßte, nämlich für vie Bauhandwerk 
höher ift, als das pro Tag berechnete Gehalt, auf welches ein befoldeter Fen ze 
mann angeftellt werden könnte. * 

Wenn nun ſchon von dieſem Geſichtspunkte aus, welcher als Geldpunkt doch 
ſchließlich der wichtigſte iſt, die Anſtellung eines beſoldeten Stammes gerechtfertigt 
erſcheint, ſo werden durch eine ſolche Anſtellung noch außerdem eine Menge anderer 
Vortheile erzielt, von denen u. U. folgende hervorzuheben find: Ge fann von 
diefen Beamten eine viel größere Disziplin, fowie Genauigkeit in Ausͤbun— ihrer 
Dienftpflichten gefordert und auch erzielt werben, als von anderen Mannfchaften 
biefelben haben Zeit zu den für einen tüchtigen Feuermann durchaus nothwendigen 
Uebungen in Handhabung der Spritzen, Rettungsleitern ꝛc., in genanejter Kennt: 
niß der Geräthe u. |. w.; fie find ferner diejenigen, welche bie nicht permanent 
bejolbeten Beamten nicht nur einzwüben haben, —— ihnen auch in allen Be— 
rufspflichten mit gutem Beiſpiel vorangehen, ſie gewähren ferner die Möglichkeit 
die Yöfch> und Rettungsgeräthe ftets in untadelhaftem Zuftande erhalten zu fönnen; 
es bildet fich bei diefen Männern auch bald eine geihäftsmäßige Auffafjung ihres 
Berufes, welche allein fie befähigt, ihre aufregende und fo oft gefahrvolle Thätig⸗ 
feit mit der durchaus nothiwendigen Ruhe, Umficht und Kaltblütigkeit auszuüben 
und fie zu wirklichen Stügen des Dirigenten und des Inftitutes, dem fie ange» 
hören, macht, und ich nehme feinen Anftand, zu erflären, daß ein einziger mit 
allen diefen Eigenfchaften ausgerüfteter Feuermann mir auf der Brandſtelle mehr 
werth iſt, als ein Halbes Dugend anderer ungeübter Berfonen, felbit wenn fie 
ben nöthigen guten Willen mit zur Stelle bringen. — 

Nachdem ich in Vorftehendem die Nothwendigkeit eines beſoldeten Stammes 
für eine geordnete Feuerwehr zur Genüge nachgewiefen zu haben glaube, wende 
ih mich zur Beantwortung des zweiten Punktes, 

Ad 2. 2 fi die Hiefige Einrichtung kewährt? 

Im Rückblick auf die bisherige Thätigteit der Feuerwehr und ihre Erfolge 
barf dieſe Frage aus voller Ueberzeugung bejühet werben. - Zunächft hat die Orb- 
nung und Ruhe, mit welcher die Feuerwehr fogleich bei den erften Bränden an 
ihre Thätigleit ging, nicht verfehlt, einen guten Eindrud auf das Publitum zu 
machen; bafielbe verhielt ſich bei Feuern ftet8 ruhig und in angemefjener Entfer- 
nung, jo daß weder Arretirungen nothwendig waren, noch bie früher bei diefen 
Gelegenheiten gebräuchlichen Diebftähle ftattfanden. Auch ermöglichte das jchnelfe 
Erſcheinen ber Feuerwehr ſchon im erften Zahre ihrer Wirtjamteit in 3 Brand- 
fülfen fo ftarfe Verdachtsmomente gegen die betreffenden Hausbeliger jeitzuitellen, 
daß beren fofortige Feftnahme und Anklage auf vorfägliche Yranditiitung und bes 
trügliche Schadenliquidation erfolgen konnte, und Thatfache ift ferner, baß nad) 
biefen 3 Fällen bis jegt überhaupt nur fehr wenige Brände, am wenigften aber 
folche wieber vorgelommen find, welche den Verdacht einer Abfichtlichleit hätten 
erregen fönnen. Eine andere Richtung, im welcher bie (Feuerwehr fih für das 
Gemeinwohl nützlich bewieſen Hat, ift bag Verficherungswefen; denn nicht nur, 
daß die Prämien für Verfiherungen um mehr als 50 Prozent herunter gegangen 


1702 


find, fo haben auch mehrere Gefelifchaften, welche fich vom hieſigen Plate zurüc- 
gezogen hatten, ihre Gefchäfte hier wieder aufgenommen. 

Schließlich kann ich noch hinzufügen, daß mir feit dem Beginn meiner Amts— 
führung weder in bienftlicher noch privater Weife jemals eine tadelnde oder herab- 
ſetzende Aeußerung über die hiefige Feuerwehr zu Ohren gekommen ift, ich viel- 
mehr öfters zu beachten und zu hören Gelegenheit hatte, daß die hiefige Einwohner: 
Schaft in berfelben eine große Beruhigung für die öffentliche Sicherheit gefunden 
und daher auch das Inftitut lieb gewonnen hat. 

Ad 3. Wie werden die Feuermänner befhäftigt? 


Außer dem Dienft bei dem feuer felbft liegt den Fenermännern zumächit ber 
unausgefette ea ob, welcher, wenn er auch ihre Kräfte nicht beſonders 
anftrengt, fo doch ihre Zeit einen um ben andern Tag auf ganze 24 Stunden in 
Anſpruch nimmt. Cie haben ferner fümmtliche Räumlichkeiten rein und fauber 
und fümmtliche Löjchgeräthfchaften und Utenfilien fortwährend in untabelhaftem 
Zuftande zu erhalten, auch nach jedem Gebrauche fofort wieder herzurichten; fie 
werden zu allen ihrem Berufe eigenthümlichen Uebungen herangezogen, fowie über 
die Zufammenfegung und Verwendung aller zum Feuerlöſchweſen gehörigen Ge— 
räthichaften und Utenfilien belehrt und werden ferner, je nach ihrer erlernten 
Profeffion, mit Maurer-, Zimmer-, Tifchler-, Anftreicher- u. f. w. Arbeit für das 
Inftitut refp. die Kommune befchäftigt. Den Oberfeuermännern liegt noch bejon- 
ders die Berwaltung ber Montirungstammer und des Utenfiliendepots, fowie auch 
die Beauffichtigung der öffentlichen Brunnen und Wafferläufe ob. 

Wenn died num im Allgemeinen die Berufspflichten der Feuermänner fpeziell 
für den Feuerdienſt find, fo werben biefelben auch noch mehrfach auf andere dem 
Gemeinmwefen nützliche Weife verwendet*). Zumächt liegt einem Theile der nicht 
auf Mache befindlichen Mannfchaften das Oeffnen der Zugbrüden über unferen 
fchiffbaren Strom, das Durchlaffen der Schiffe und Kühne und die Abnahme ber 
Quittungen über die eingezahlten Brüdengelver ob; abwechjelnd ein. Feuermann 
ift als Ordonnanz für den Magiftrat kommandirt, wodurch die Anftellung eines 
Boten erfpart wird; möthigen Falles werben Feuermänner zur Beauffichtigung 
ber im Freien befchäftigten Arbeitshäuslinge verwendet und den Oberfenermännern 
ift die Kontrolle über die auf den jtädtifchen Bohlwerken lagernden Güter in 
Bezug auf die dafür zu entrichtenden Abgaben übertragen. 

Indem ich num nicht zweifelhaft bin, daß ſich auch in ©. eine Ähnliche nütz— 
liche Thätigkeit für den befoldeten Stamm einer Feuerwehr leicht finden wird, 
glaube ich durch das vorftehend Gefagte zur Genüge nachgewiefen zu haben, daß 
die nom Magiftrat in ©. ausgefprochene Anficht, „daß man fich durch Anftellung 
von Feuermännern befoldete Müffiggänger auflade”, wohl eine eben fo irrige fein 
‚dürfte, al® wenn man z. B. die Yootjen oder andern Beamte, welche nur in 
gewifjen Fällen in ihre eigentliche Berufsthätigfeit eintreten, mit dieſem Charakter 
bezeichnen wollte, fanın auch fchließlich die Bemerkung nicht zurücdhalten, daß 
lediglich den Dirigenten einer Feuerwehr der Vorwurf treffen muß, wenn jeine 
Feuermänner müffig gehen. 

Ad 4. Iſt eine Feuerwehr für eine Provinzialftadt überhaupt 
nicht eine zu fojtbare Einrichtung? 

Während ich der Anficht bin, daß außer Berlin, und felbit diefe Stabt 
faum auf die Dauer, wohl feine Stadt Preußens fich in der Finanzlage befindet, 
*) Dies wirb in Städten, deren Obrigleiten bie Polizeiverwaltung entzogen ift, wegen 


ber Reffortverhäftniffe der Magifträte und Polizeiverwaltungen geie Schwierigfeiten unter» 
liegen, er Herausgeber 
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ein verhättuigmäßig fo großes Corps befolbeter Feuermänner erhalten zu können, 
bin ich gegentheils der Anficht, daß in der Organifation der hiefigen Tenerineht 
der Modus gefimben worden ift, um ſowohl den an ein geordnetes Feuerldſch⸗ 
weſen zu ſtellenden Anforderungen zu genügen, als auch Die Stadtlaſſe nicht e 
ſehr in Anfpruch zu nehmen. 3 

Die Koften einer Feuerwehr anlangend, jo zerfallen diefelben in die für pi 
erſte Einrichtung und in die für bie jährliche Unterhaltung. Da bie Koften Nies 
eriten Einrichtung lediglich davon abhängen, in welchem Zuftande fich das Big er er 
Feuerlöfchweien einer Stadt befunden Hat, ob bereits pajjende Gebäude vorbanber 
ob die Töfchgeräthe und Utenfilien vollftändig und noch dienftbrauchbar find u. f. w., 
jo läßt fih über die Höhe dev Einrichtungskoften auch nicht einmal annähernd 
etwas Beſtimmtes fefttellen. Bei der Hiefigen Feuerwehr haben fich bie Einrichs 
tungsfoften auf circa 21,500 Thlr. belaufen, indefjen find auch ungünftigere Ver: 
hältniffe, als fie damals hier ftattfanden, nicht gut denkbar, indem nicht nur eine 
allgemeine Theuerung der Lebensmittel war, fondern auch die Preife für Bau- 
materialien, Arbeitslöhne u. ſ. w. eine früher unbelannte Höhe erreicht hatten: 
endlich mußten fünmmtliche für die Feuerwehr nothwendigen Gebäude, als Wacht: 
gebäude, Dienftwohnungen für die Beamten, Sprigenhaus, Pferdeſtall u. j. w. 
von Grund aus neu erbauet werben, jo daß allein durch dieſe Bauten nahezu 
14,000 Thlr. abforbirt wurben. Die Unterhaltungsfoften der biefigen Feuerwehr 
dagegen haben nur eine mäßige Summe betragen, indem biefelbe im Jahre 1856 
BORD Thlr. 28 Sgr. I Pf. und im Jahre 1857 5318 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf. 
gefoftet hat, wobei die Koften für 2 Gefpanne und 2 Kutfcher, um welche das 
jtädtifche Fuhrweſen bei Errichtung der Feuerwehr vergrößert wurde, mit ber 
Summe von 688 Thlrn. mit einbegriffen find. 

Aus dem vorftehend Gefagten gebt hervor, daß eine georbnete und tüchtige 
Feuerwehr von ähnlicher Organifation als die hiefige feine zu foftbare Einrichtung 
ift, da fie zu ihrer jährlichen Unterhaltung nur circa 5000 Thlr. erfordert, welche 
Summe für eine Stadt von 20,000 bis 30,000 Einwohnern als nicht zu groß 
angefehen werben muß, wenn man. ben gejtiegenen Werth des Grundbeſitzes und 
die umfangreicheren Induſtrie- und Berkehr-Verhältniffe der Jetztzeit gegen früher 
in Erwägung zieht. 

Nachdem ich Hiermit das Nothivenbigfte zur Beantwortung ber von ber 
Königl. Polizei - Direktion zu S. angeregten Fragen angeführt zu haben glaube, 
füge ich als perfönfiche Anficht noch Hinzu, daß Provinztalftäbte für die Neorgani- 
jation ihrer Feuerlöfchwefen aus dem Eingangs dieſes Abfchnitts näher bezeich- 
neten Grunde in ber hiefigen Feuerwehr ein ihren Zweden bei Weitem mehr 
eutſprechendes Inftitut finden, als in der Berliner Feuerwehr, und es daher nur 
in ihrem Intereſſe liegen würde, die biefigen Einrichtungen durch Sachverſtändige 
befichtigen zu laſſen.“ 


Sp weit das Referat, dem wir als thatfüchliche Bemertung noch Hinzufügen 
wollen, daß in ber Stadt S. mittlerweile eine Feuerwehr mit jeitem Stamm 
errichtet worben ift; inwiefern die in dem Neferate angeführten Argumente auf 
den Entjchluß des Magiftrats zu S. eingewirft Haben, find wir außer Stande 
mitzutheilen. z P 
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Sind die Einwohner (Bürger) der Städte nach den Beftim: 
mungen des gemeinen Mechts und nach den Vorfchriften des 
Allg. Land: Nechts jur Zeiftung von Sand: und Spann: 
Dienften bei Landſtraßen verpflichtet?) 


Das Preußifche Allgemeine Land- Recht beftimmt $. 13. 14. 15. Titel 15. 
Theil II. wörtlich: 

„Die Einwohner der an der Straße liegenden Gegenden find nach 
gemeinen Rechten zur Arbeit mit Hand- und Spanndienften bei Unter- 
man ru Beſſerung der Wege nach der Anordnung des Staats ver- 
unden. 

„Dieſe Verbindlichkeit eritrecdt fich auf alle Einwohner, durch deren 
Diftrikt, Kreis oder Kirchfpiel dergleichen Landftraße geht, und die nach 
den Gefeten oder Yandesverfajfungen zur Gemeinarbeit verpflichtet find.“ 

„Wo durch Provinzialgefege oder befondere Wegeorbnungen die Ver: 
bindlichkeit zur Unterhaltung der Landftraßen näher oder anders beftimmt 
ift, hat es dabei auch in Zukunft lediglich fein Bewenden.“ 


Der lettere Fall ift alfo in den Bezirken ausgefchloffen, wo. es feine Pro- 
vinzialgefege und Wegeordnungen giebt, und es frägt fich daher, welchen Ein- 
wohnern der an ber Straße liegenden Gegend das Allg. Land-Recht die Verpflich- 
tung zu jenen Staatsfrohnden auferlegt habe? 

Aus dem Inhalt der $. 13. und 14. ergiebt fich zunächſt deutlich, daß das 
Allg. Land: Recht in diefer Beziehung feine neuen VBorfchriften erlaffen, es viel- 
mehr bei dem belaffen hat, was die Geſetze und Landesverfaffungen, bie gemeinen 
Rechte Hinfichtlich der Pflicht zur Gemeindearbeit bisher beftimmten. 

Wie denn auch $. 16. beftimmt: 


„daß auch bei Anlegung neuer Wege der Staat von ben, nad) ber 
Landesverfaffung zur Wegearbeit überhaupt verpflichteten Einwohnern, 
welche von dem neuen Wege Vortheil haben, Hand» und Spannbienfte 
fordern könne." 


Es geht ferner klar hervor, daß nicht alle an der Strafe liegenden Ein: 
wohner jchlechthin zu Hand und Spanndienften pflichtig fein follen, fondern nur 
die, welche bisher zur Gemeinarbeit verpflichtet waren. Es verfteht fich von 
felbft, daß die Nittergutsbefiger und die Staatsbiener nicht unter diefe Kategorie 
alle 


n. 

Es frägt ſich daher, wenn das Allg. Land-Recht feine neue Laſt im dieſer 
Beziehung aufgelegt hat, und daß dies der Fall, laſſen die Worte der Paragraphen 
ſelbſt ſo wenig zweifelhaft, als die Bemerkung von Suarez in den Schlufvorträ- 
gen (v. Kamptz Jahrbücher 41. S. 199. zu den Titeln 13. bis 17. des zweiten 
Theils des Allg. Land-Rechts), wonach dieſe Titel nach der wirklich beſtehenden 
inneren Staats» und Landesverfaflung und aus einzelnen Edikten und Provinzial 
Verordnungen, foweit fie insgefammt oder am meijten übereinftimmten, zuſammen— 
geftellt worden; es frägt ſich: 

was war im diefer Beziehung gemeinen Rechts und was bejtimmten bie 
bis dahin ergangenen Wegeordnungen? 

Nach gemeinrechtlicher Theorie ruht die Laft der Hand» und Spanndienfte 


' *) Diefe Frage ift infofern für Preußen von befonberer ——— als nach den öffent⸗ 
lichen Blättern der in dem Pr. ——— No. 155. und 163. enthaltene Entwurf der 
Wegeordnung dem nächften Alg. Landtage der Monarchie vorgelegt werben foll. 
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zur Wegeunterhaltung, bie Berpflictung zu Landfrohnden — denn von birien 
nicht von Gemeindeftohnden Handelt es ſich — Lediglich auf dem — 
Mit Recht bemerklt von Düesberg (Simon und v. Strampff Zeitſchrift 
Band 2. S. 67.): 
„Die Unterhaltung der Landſtraßen iſt eine gemeine Landeslaft; pi 
zu Landesfrohnden verpflichteten Unterthanen müffen dazu die erforbe . 
lichen Spann» und Handdienſte leiſten.“ r⸗ 


Er bezieht ſich deshalb auf Runde's deutſches Privatrecht 8. 126. 493 
wonach biefer die zum Wegebau erforderlichen Dienfte aus ber Yandfolge ber 
sequela publica, herleitet, und diefe Verpflichtung zur Laudfolge, Sandhubde 
Landesfrohnde, namentlich der Dienft zum Wegeban als auf dem Yauerftand 
ruhend, bezeichnet. 

In diefer Auffaffung und darin, daß dieſe Dienftpflicht aus ber Landfolge 
herzuleiten und zu ben Staatsfrohnden gehöre, welche auf dem bäuerlichen 
Stande laften, find auch die bewährteften Lehrer des deutſchen Privat- und 
Staatsrechts einveritanden. 


Eichhorn deutſches Privatreht 8. 272, 248. 
Walther a S. 609, 
Mauernbrecher a Br. 1. ©. 329. 


Mittermaper R Br. 1. ©, 543. 

Gerber . ©. 133. 

Danz, Handbuch $. 126. und 493. Bp. 4. ©. 357., und 
Zacharian in feinem Staatsrecht. 

Hiernach ift zwar einerſeits die Unterhaltung der Landftraßen eine allgemeine 
Landeslaft, die Verpflichtung zum Leiftung von Dienften hierbei ruht aber als 
Ausfluß der Landesfolge auf dem Bauerftande. 

Gemeinen Rechtens ift auch zur Zeit der Emanation des Allg. Yand- Rechts 
feinesweges gewefen, daß die Stäbteeinwohner zu den Landesfrohnden, insbefondere 
zur Leiftung von Hand» ımb Spannbdieniten zum Wegebau, verpflichtet waren. 

(efr. rücjichtlih der Marten Göte Seite 289. Scholz 2. Abteilung, 
Theil II. Seite 584. 585.) 

Es ift hiernach nur übereinftimmend mit dem gemeinen Recht. anzunehmen, 
daß biefe Verpflichtung im Allgemeinen nicht beftanden hat. 

Aus den Wege-Reglenients für die einzelnen Provinzen geht nun allerdings 
ber allgemeine Grundfag hervor, daß die Wege und Bruͤcken von denen unter: 
halten werden müſſen, durch deren Feldmarken refp. Grundftüde fie gehen: 

Wege-Reglement für Pommern vom 25. Iuni 1752 ©. 9. 
" 7 Preußen vom 24. Juni 1764 ©. 9. 
". » Schlefien vom 11. Ianuar 1767 8.7. 
" „ Geldern vom 14. September 1764 sub 7. 
ar „ Weftpreußen vom 4. Mat 1796 $. 5. 
und daß auch bie Städte von diefer Verpflichtung nicht befreit find, vergleiche 
das Dftpreußifche Reglement vom 24, Juni 1764 seq. und Powmerſche Wege 
Reglement vom 25. Juni 1752 8. 2,, Weſtpreußiſche Reglement 8. 1. und Das 
Churmärfifche vom 23. März 1764 8. 6., Wege- Ordnung für Halberjtadt alien 
19. November 1769 $. 17. und 8. 2. des Ebdiftes über bie Berbindlichteit = 
Unterthanen in der Churmark in Anfehung der Chauffeen vom 18. April 1792, 
feineswegs aber geht aus den Wege- Ordnungen die Schlußfolgerung hervor, baß 
bie Einwohner der Städte auch zur Keiftung von Hand» und Spanndienften 
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verpflichtet feien und hiervon handelt es fich nur; das Evift vom 18. April 1792 
fpricht nur von Leiftung eines verhältnigmäßigen Beitrags. 

Hat nun das Allg. Land-Recht das gemeinrechtlich ausgebildete Recht feſtge⸗ 
halten und nur ben zur Gemeinarbe it verpflichteten Einwohnern die Berpflich- 
tung zur — von Hand⸗ und Spanndienften auferlegt, fo können auch hierunter 
mm die bäuerlichen Einwohner verftanden werden, wie denn auch die Worte 
„Difteikt, Kreis, Kirchfpiel” (5. 14. Titel 15. Theil IL. des Allg. L. R.) darauf 
hindeuten, um die ausgefprochene Berpflichtung zur Gemeinarbeit. 

Solcher Gemeinarbeit, insbefondere Hinfichtlich der Wege gebenkt denn 
auch $. 37, Titel 7. Theil II. das Allg. L. R. 

Dagegen ift zwar $. 33. Titel. 8. Theil II. des A. L. R. der im Noth— 
falle der gemeinen Stadt zu leitenden perfönlichen Dienfte der Bürger ge- 
dacht. Es fpringt aber in die Augen, daß die Verpflichtung der Stäbte- Bürger 
und Einwohner ganz anders, als die gemeine Pflicht des Bauerftandes zu 
— und Spanndienſten aufgefaßt und behandelt iſt. Die Bürger der Städte 
ind nur ausnahmsweiſe und im Intereſſe der Stadt zu enge gehalten. 

Mit dieſer Beftimmung harmeniren die 88. 34. 35. der rev. Städte-Orb- 
nung vom 17. März 1831 und auch $. 54. der Stäbte-Ordnung vom 30. Mai 
1853, wonach nur ausnahmsweife im Interefje der Stabt auf Beſchluß der Stadt» 
verordneten⸗ Berfammlung die Verpflichtung zur Yeiftung von Hand> und Spann: 
dienften den Bürgern aufgelegt werben kann. 

Nach alfebem ift nach der beftehenben allgemeinen Gefeßgebung anzunehmen, 
daß die Vürger der Städte nicht zur Gemeine- oder MWege»Arbeit durch Leiftung 
von Hand» und Spanndienſten verpflichtet find, und daß namentlih auch das 
Allg. Land⸗Recht Die gemeinrechtliche Annahme feitgehalten hat, daß diefe Pflicht 
nur den Bauerſtand treffe, wie venn auch das Geſetz vom 27. Oktober 1810 
(Gefeg-Sammlung S. 27.) des Vorſpanns als auf den fogenannten pflichtigen 
Landbewohner ruhend gedenft, und hierdurch, da es fich gleichfall® von einer 
Landesfrohnde handelt, für die oben aufgeftellte Auslegung der 88. 13. und 14. 
Titel 15. Theil II, des Allgemeinen Land-Rechts Gewähr leiſtet. 

Sonad ſteht fe, daß nah dem Allgemeinen Land-Recht ber 
Staat von den Einwohnern der Stüdte Hand» und Spannbienfte 
- behufs der Unterhaltung der Yandesftraße nicht fordern fann.*) 





Das „Germanifche Mufeum“ und die Berliner Stadt: 
verprdneten. 


Nothwendige Berichtigung eines unbegrünbeten Urtbeile. 

Die VBerfammlung der Berliner Stadtveror dneten bat den vom Ma— 
giftrate vor fie gebrachten Antrag, dem „Öermanifhen Muſeum“ zu Nürn- 
berg 200 Thlr. Jahresbeiftener zu bewilligen, abgelehnt, und ift dies, wie bie 
Zeitungen berichtet haben, in Folge desjenigen Gutachtens geſchehen, welches ber 
Referent ber betreffenden Vorberathungs-Kommifjion darüber abgegeben. 

Es iſt eine weſentliche Beſtimmung unferer Zeit, daß ein jedes, zumal jebes 
gemeinnüsige Beginnen vor die Deffentlichleit trete und daß es hier ber 
— be Diele ee ‚eb in ‚Babe — des —— un * Februar 

in einem Prozeſſe f i 
1652-06 “ meh a, aan. ch er ben Königl. Fiskus, * in Br 

e Erlenntniſſes verbankt ber Herausg ite bes er, 
— — fi eher ber Gü Heren Bürg 
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firengen Kritik unterzogen werbe, Dies ift der Weg, Irriges zır befeitigen, 
richtige Anficht von den Dingen zu verbreiten und wo eine Kritik fich auf falſche 
Borausfegungen ftellt, muß fie fich felber wiederum die Kritif gefallen laſſen. 
Pflicht wohl wäre es geweſen, daß der Berliner Berichterjtatter, bevor er fein 
abfülliges Gutachten vor die Stabtverorbneten = Berfammlung brochte und tamit 
nicht allein die obenbemerfte eine nachtheilige Wirkung erzielte, \ondern au 
feichtlich weithin eine Mikftimmung gegen das „Germanifche Muſeum“ hervorrief, 
fich nicht blo8 mit den trodnen Zahlen des Rechnungsabſchluſſes, fondern auch 
mit dem Zwede und den Mitteln des „Germ. Mufeums“ eingehender befannt 
gemacht Hätte, als dies, dem gefprochenen Urtheile zufolge, der Fall gewefen fein 
kann. Um fo mehr Pflicht ift es aber auch. einer fchiefen Auffaffung entge- 
genzutreten, als es fih Hier um ein nationales Inftitut handelt, für 
welches jeder Deutfche einen Herzichlag verfpüren follte, ein Inftitut, das be 
rufen und geeignet ift, einen ber wenigen Mittelpunfte für beutjch-nationales Be— 
wußtſein abzugeben, ein Centrum für die geiftigen Schäte unferer Vergangenheit 
wie für die Arbeiten der Zukunft; — ein Inftitut, endlich, welches Lediglich 
auf die frei dargebotenen Hülfs- und Geldmittel deutjcher Fürften und 
Völker die materielle. Seite feines Beſtehens grümbet. 
Das Gutachten ftütte fich auf die Finanzverwaltung des „Germ. Mu— 
ſeums“ und tadelte die Verwendung der demſelben zu Gebote geitellten 
Gelder. In dem Nechenichaftsberichte des Inſtituts (fo fagt die mir vorlie- 
gende Zeitungsnotiz Über die beregte Stadtverorpneten-Sigung) finde ſich ein be- 
deutendes Mißverhältniß zwifchen den auf Befoldungen und Unkoften ver: 
wendeten Summen zu den auf wirklich neue Erwerbungen verwendeten Gel: 
dern. Sp ven von vereinnahinten 24,525 Fl., 8590 Fl. zu Deamtenbefoldun: 
gen, 1230 Fl. zu Porto u. ſ. w., und ber ganze Ueberrejt der Einnahme ſoweit 
zu Druckloſten und ſonſtigen Nebenausgaben verwendet worden, daß im Gaır * 
nur 650 Fl. auf Erwerbungen für die Sammlung gekommen ſeien. 
Halten wir uns fürerſt ebenfalls nur an die Zahlen, ſo bedürfen auch 
hier Schon jene Angaben, mögen fie nun von dem Berichterſtatter vor den Stabdt- 
verorbneten wirklich jo erfolgt, oder nur in der Zeitungsmittheilung alfo gekürzt 
worben fein, vor dem Publikum ver Ergänzungen. Denn es ift darin ver- 
fchwiegen, daß bei den Pofter „Porto, Fuhr- und Botenlöhne“ (wobei mithin 
ſowohl an die Korrefpondenz, als auch am die Herbeilchaffung der verfchiepen- 
ften, wahrfcheinlich auch der zum Neparaturbau gehörigen Gegenftinde zu denfen 
ift) der „Rechenfchaftsbericht” des Mufeums in Klammer beigefügt: „dürfte hof- 
fentlih bald wegfallen“. Es find ferner unter den „fonftigen Nebenaus— 
gaben“ auch diejenigen für Lokalmiethe, welche mit dem Bezug der „KRarthaufe“ 
als eigenen Grundſtückes gleichermaken in Werfall fommen, ſowie die für Be- 
heizung, Beleuchtung und fenftige Berjorgung und Inftandhaltung der Lokalitäten 
ftillfehweigendb mit inbegriffen; ebenfo die für Anfhaffung von Mobilten und 
Geräthen. Auch ift nicht gejagt, was der „Nechenfchaftsbericht" ausbrüdlich bei: 
fügt: daß bie Drudfojten ihre ausnahmsweije Höhe erreichten in Folge 
Umfanges: des 3. Jahresberichtes (18551856 umfaffend), in welchem dem Publi- 
fm eine mehr ins Einzelne gehende Darftellung des Unternehmens und feines 
Statusquo vorgelegt worden, als dies in Früherem gefchehen, ſammt Nachweijen 
aller als Gejchent- und Beitrag-Spender, Mitglieder des „Gelehrten-Ausſchuſſes“ 
ober wie immer betbeiligten Perfonen u. dgl. m.; — es ift verſchwiegen, daß 
fortan, nachdem biefer Detailbericht ausgegeben worden und im legtjährigen feine 
— dur Exrwerbung des eigenen Gruubſtücks und den Umzug nothwendig 
7. 
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gewordene — Ergänzung gefunden hat, ausführliche vergl. Berichte forthin nur 
alle 3 bis A Jahre dem Drude überliefert werben follen. 

Nicht erwähnt endlich ift — und hierin liegt der Hauptfehler des Gut— 
achtens — worin denn bie Arbeiten der Beamten des „Mufeums“ 
beftehben und welcher Art die Drudfoften find; nicht erwähnt au, baß 
für Arbeiten der Bureaur und für verfaufte Drudichriften des „Mu— 
feums“ bereits eine Summe von 1146',, Fl. vereinnabmt worden ift. 

Die angezogene Rubrik lautet in ihren einzelnen Poften: 

x Für die höheren Beamten und Künftler . 2.5386 SL 12 Ar. 


2) Für das Kanzleiperfonal, Kuftoden und Kopiften . . . 2162 „ 50 „ 
DV DE EME 5 ⏑⏑⏑ — 
4) Für Hülfsarbeiter und befonvere Dienftleiftungen . -» . 97.29 „ 


Summa 8890 Fl. 19 Ar. 
Schon hieraus fann man felbft mit furzem Blicke erfehen, daß e8 fich um Anderes, 
als um ein Heer von Schreibern, von mechaniſch mit Hand und Feder Arbeiten- 
ben handle. Die in diefer Weife beanfpruchten Kräfte gehören der’ zweiten Num- 
mer an; bie ber erften und wiffenfhaftlich gebildete Männer ober 
Künjtler, und es liegt eben in diefer Anführung — wenn nicht ohnehin ſchon 
in der Pflicht eines amtlichen Berichterftatterde — die Aufforderung, ſich mit den 
Zweden und der Bejchaffenheit des „Germ. Muſeums“ etwas genauer bes 
fannt zu machen, als es der Fall gewejen fein könnte, wenn man allein die nüch- 
ternen Zahlen zur Grundlage feines Urtheils zu machen für ausreichend halten 
wollte. 

Die geringe Mühe einer folhen Nachforfchung wird zeigen, daß das In— 
ftitut feinem Zwede, um deswillen es ind Leben gerufen und ber feine Seele 
bildet, nicht genügen fann ohne EN Beröffentlihungen durd den 
Drud („Denlſchriften“, bis jet Bo. 1. in 2 Abtheilungen; Monatfchrift „An- 
zeiger - für Kunde der beutjchen Vorzeit” jest im 5. Jahrgange; „Jahresbe— 
richte” u. f. w.). Ohne dies Vorgehen im Wege der Preſſe wäre, abgefehen 
von dem Werth, welchen jene Veröffentlichungen für unfere Literatur an und 
für ſich haben, alle Benugung des Inftituts, die ſchon jegt, obwohl es erſt 
in feinen Anfängen ftebt, eine in verſchiedenen Richtungen recht bedeu— 
tende ift, auf den Weg fchriftliher Korrefpondenz oder perfönlidher 
Reiſe nach Nürnberg gewiefen, d. h. zum einen Theile unmöglich gemacht, zum 
andern in den Kojten vermuthlich um Bedeutendes erhöht! 

Sonach fällt der Vorwurf, daß man zur Ungebühr Drudkoften gehäuft 
babe, die, wie ſchon oben bemerkt, zu einem Theile fich wiederum deden und je 
weiterhin immermehr beden werben. 

Es fragt fih nun noch, ob nicht gleichwohl, wenn auch am fich zu redit- 
fertigen, die für befprochenen Zweck aufgemendeten Gelder, und in noch höherem 
Grade die für Beamte und Arbeitende verausgabten, in keinem richtigen Ver— 
bältniffe zu den Verwendungen für Vermehrung der Sammlungen des Mu- 
ſeums ftehen, mit anderen Worten: ob die verfchievenen Mittel, welche das 
Inftitut für Erreihung feines Zwedes in Betrieb fett, in ihrem richtigen 
Maaße gehandhabt werden zu dem Zwede und untereinander. 

Die Erledigung biefer Berwaltungsfrage kann und darf aber nicht ftatt- 
finden auf dem Iſolirſchemel der Betrachtung körperlofer Ziffern; es muß in das 
Weſen des Inftituts eingegangen werden, bevor man fi baran machen darf, 
Über die Proportion der Theile feiner äußeren Mafchinerie zu urtheilen. 
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Indem ich Hinfichtlich dieſes Punktes die Lefer diefer Blätter auf mein Aus- 
führlicheres in deren Bd. III. ©. 12. (befonders ©, 15 u. ff.), deſſen Richtig- 
feit auch in dem Testen „Dahresberichte” (S. 2.) des „Mufeums“ freundliche 
Anerkennung gefunden, fowie. auf die im Iulihefte (S. 578. u. fi.) enthaltene 
neuefte Verichterftattung über das Muſeum verweifen kann, et hier nur Tolgen- 
des jummarifch vor Augen geführt. 

Erfter nit nur, fondern genereller und wefenhafter Zwed des „Germ. 

Muſeums“ aber, dem alle feine übrigen Zwede fich unterorbnend, entfpringen, 
ift: ein General » Mepertorium zu fein, vefp. zu werben, in welchem bie 
Forfhung für Wiffenfchaft, wie für den praftifchen Bedarf (für Rechts— 
entfcheide, 3. B. wie für Fünftlerifche Zwede) Nachweis finden fann über jedes 
Moment des gefchichtlichen Dafein der Nation, über Thatfachen, wie über 
Rulturzuftände, Quellen hierfür find ebenfowohl Urkunden, Akten und Bü— 
ber, als Bildwerke, Münzen, Geräthe, ebenfo Geſchichts- wie Kunftalterthüner. 
Bereinzelte Sammlungen nach diefen Richtungen bin beftehen in Deutfchland grö- 
Bere und Heinere an fehr vielen verfchievdenen Orten in Archiven und Kunftlammern 
der Staaten, Fürjten, Provinzen und Kommunen nicht allein, auch bei Vereinen, 
bei Sammlern, auf Stammſchlöſſern, in Klöftern, Kirchen und Schulen. Das 
„Germ. Muſeum“ will alle dieſe zufammenbringen. Daß dies ın 
natura nicht geſchehen kann, dawider zeugt ein Blick auf die alspann nöthigen 
Raum- und Gelpverhältniffe, fowie der natürliche Widerfpruch der Eigenthümer. 
Das „Germ. Muſeum“ Tann alfo fein Ziel größtentheils nur anftreben im Wege 
theils der Verzeichnung, theild der Nachbildung; bie eigene Sammlung wird, 
wie umfaljend immer, doch ftets das Mindere fein. Der bereits in Einzelfamm: 
Lungen aufgehobenen Titerarifchen und antiquarifchen Gegenftände find weit und 
überwiegend mehrere, als ber zum igenerwerb noch in freier Hand befindlichen. 
Hieraus ſchon folgt von ſelbſt, daß die Anfertigung von Repertorien 
einen bei Weiten größeren Kraft- und damit Geldaufwand in Anſpruch nehmen 
wird, ald dad Einheimjen und Auffpeichern eigener Schäge, denn übrigens, Dant 
bem unter ung noch lebenden nationalen Sinne, aus allen Gegenden, felbjt von 
dem fernjten Auslande her, gefchenkweife Vermehrung reichlich zufließt, wie das 
Drgan des Mufeums allmonatlich nachweiit. 

Diefe Nepertorien werben -fowohl über die Bibliothek und das Archiv, 
als über die Kunjt- und Altertbpumsfammlungen, und zwar in dreifacher 
Weife angefertigt: nach Berfonen, nah Drten und nah Sachen. Die 
Ordnung ift bie alphabetifche, und das Schema dafür in dem „Syſtem 
ber beutfhen Geſchichts- und Altertbumstunde‘ des Freiherrn Dr. 
v. Auffeß*) gegeben. Ein General» Repertorium miederum bildet den 
Schlüffel zu den Einzelvepertorien. | 

Sonach kann jederzeit ohne Beſchwer und mit Sicherheit aufgefunden wer; 
ben, was irgendwo — foweit bie Repertorien nun reichen — in Drud, 
Schrift, Bildwerl, in Urkunden, Literatur, Münzen, Wappen u. j. w. über eine 
Perſon, eine Familie, einen Ort, eine Provinz, ein Bauwerk, eine Innung, ein 
Recht ober Privileg, oder fonftwelchen Gegenftand vorhanden ift. 

Natürlich wird, ſoweit es thunlich und nöthig, auch auf Beihaffung von 
Abſchrift und Nachbil dung geforgt, und es wächſt die Vermehrung der eignen 
Sammlungen des „Germ. Mufeums“ auch an dieſem Theile fortwährend. Auch 
die Koften hierfür fallen unter die angefochtene Rubrik der „Beſoldungen ꝛc.“ 


*) Nürnberg, artiftijch-fiterarifche Anftalt des „Germ. Muſeums“ 1853. 18 ©. 4. 
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Selbſtverſtändlich find diefe Arbeiten feine von blos mechaniſch geübten Hän- 
den zu leijtende. Abgefehen von den untergeorbneten Hülfsleiſtungen, find für bie 
Nachbildungen (Zeichnungen, Abgüſſe) fowie für Reftaurationen geſchickte Künſt— 
fer erfordert, für die Nepertorifirung aber Männer ber Wiſſenfchaft. 
- Gleichwohl find die Befoldungen Feinedwegs fo bemeijen, daß fie nichts zu wün- 
ſchen übrig ließen, worüber fih ©. 7. des legten Jahresberichte ein Näheres 
findet. *) 

Aus dem Gefagten ergiebt fi: 
daß die Verwaltung des „Germ. Muſeums“ in Aufwenbung ber Gelber fin 
die verfchiedenen Mittel, mit denen fie nach Realifirung des Zweckes ftrebt, 
fehr wohl das richtige Ver hältniß getroffen zu haben fcheint, ſelbſt ohne 
daß es nöthig wird, einige zeitweilige Nebenumſtände mit in Rechnung zu 
bringen; nämlich: 

a) Für den generellen Zwed, in bem Inſtitute eine Centralſtelle als 
Fundgrube für deutfche Geſchichts-, Alterthums- und Kultur Wiſſenſchaft 
herzuitelfen, d. i. für die fehwierige und umfaſſende Arbeit der Reper- 
torijirung die Hauptſumme. 

b) Von diefer entfällt ein Theil noch auf die Bereicherung ber eignen 
Sammlungen durch Nahbildungen ꝛc. 

ec) Für die Bereicherung der eignen Sammlungen durch Driginalien 
forgt eine Heinere Summa, nächſt dieſer aber ber Patriotismus deutſcher 
Nation durch Geſchenke. 

d) Dieſer wird befeuert, und es Werben zugleich die Reſulate der Arbeit 
sub a, fowie der Vermehrungen sub b. und c. für die Nation flüffig 
gemacht durch die Druckſchriften. 

Alles in Anschlag gebracht, und Ertraordinaria abgerechnet, werben ſich bie 
Werthe, um welde die drei legten Rubra wachjen, in Geld ausgebrüdt wohl 
ziemlich untereinander ins Gleichgewicht jtellen, ein jedes aber mit Recht niedriger, 
als das erite. Th. Delsner. 





zu. | 
Statiftik 


Adminiftrationd » Bericht ded Wiener Bürgermeifterd Dr. Job. Kafp. Nitter von 
Seiller, veröffentliht in der Sigung ded Gemeinderathed am 30. Juni 1858. 


Meine Herren! 

Seit die Leitung der fläbtiihen Verwaltung im meine Hände gelegt wurbe, habe ich 
zweimal Gelegenheit genommen, Ihnen die wictigften Ergebniſſe in ſämmtlichen Zweigen 
unferer Abminiftrations » Thätigleit in Ueberfihten, welde bie Amtswirkjamteit mehrerer Jahre 
umfaßten, darzuſtellen. 

Es geichah dies in zwei Berichten, melde in ben Situngen am 16. November 1850 

und am 10. Febrnar 1853 vorgetragen wurden und dom been ber erftere bie gejchäftlichen 
Hauptinomente der Jahre 1849 und 1850, ber letztere aber jene ber nächſtfolgenden bis zum 
Jahre 1853 zum Gegenftande hatte. 
*, Huch beifit es daſelbſt: „Mit Vertrauen und gerechtem Stolze darf das Muſeum auf 
den Kreis feiner Beamten jchauen, die fih nicht allein inmerhalb der Grenzen ihres Amtsbe⸗ 
rufes, fondern and auferbem um die Wilfenfhaft und Knuſt durch Herausgabe bedeutender 
Werle Anerlennung verſchaffen. 
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Seit dem Tetsten Berichte ift eine Periode von fünf Fahren verfloffen, während welcher 
bie jährliche Geihäftsthätigkeit im Vergleiche mit der Amtswirkſamkeit der vorangehenden Zeit- 
Abſchnitte verhältnißmäßig in einem nicht unbedeutenden Maße fich vergrößert hat. 

Es find im biefer Periode in einigen Berwaltungszweigen, nmamentlih in jenen bes 
Schulweſens und ber öffentlichen Bauten, mehrere größere und wichtige Leiftungen zu Stan 
gebracht worden, welche nicht nur einen bedeutenden Aufwand erforderlich machten, \onern 
auch zu ihrer Vollendung eine mehrjährige Thätigkeit in Anfpruch nahmen, 

Der Umſtand, daß zu deren Ausführung ein längerer Zeitraum nothwenbig wurbe, 
veranlaßte mich auch, die Berichterftattung bis zu jenem Zeitpunkte zu verfchieben, an dem ich 
ben Abſchluß dieſer Unternehmungen in meine Gefhäftsfchilderung aufnehmen konnte, 

IH beginne diefelbe mit dem Jahre 1853, in welchem mein letzter Vortrag veröffentlicht 
wurde und werbe auch im biefem Berichte für die Reihenfolge ber einzelnen Geſchäfts - Ange. 
legenbeiten die Orbnung beibehalten, nad welcher ver Wirkungskreis der einzelnen Seltionen 
bes Gemeinderathes eingetheilt und bemefjen ift. 


L. Allgemeine Organijations-Redhts- und Dienft- Angelegenheiten. 


Su diefer Gefhäfts-Abtheilung if vor Allem die Einführung eines neuen Departements 
beim Magiftrate zu erwähnen, welchem bie Prüfung und Beurtheilung aller Geſchäfte, die ſich 
auf privatrechtliche Verhältniffe der Kommune gründen, mit der Beftimmung zugewiejen wurde, 
biefelben rechtlich zu orbnen und, fomweit es nach dem Geſetze zuläffig erfcheint, auch burdh- 
zuführen. Diejes Departement hat zugleich bie fpezielle Anfgabe, ein Operat zu verfafien, 
welches alle Rechte der Kommune anf umbewegliche Sachen, ſowie aus ben noch beftehenben 
Privitegten und Privatverträgen, dann alle Berbinblichleiten derſelben aus Verträgen attenmäßig, 
umſtändlich und nebfidem auch fberfichtlih in einem fogenannten „Lagerbuche“ barftellt. Bon 
den Objekten dieſes Buches find bereits 108 vollftändig ausgearbeitet und es bürften auch bie 
noch umvollenbeten 60 bald vollendet werben. 

In der Organifation des Magiftrates und feiner Aemter haben ſich feit ber Regulirung 
im Jahre 1851 einige nicht unmwefentliche Abänderungen ergeben. Der erweiterte Gefchäftstreis 
ber ftäbifchen Buchhaltung machte die definitive Errichtung eines neuen Departements und da— 
burch eine Vermehrung der Stellen fiir Rehmungsräthe von fünf auf jechs, dann eine Erhöhung 
der Abjuten und Suftentations-Beiträge für Praltilgnren diefes Amtes wünſchenswerth. 

Aus dem gleichen Anfaffe und mm für die Kaſſengeſchäfte tüchtige Beamte heranzubilden, 
wurbe bie Nothwendigkeit erfannt, für Praktitanten des Oberfammeramtes drei und für jene bes 
Steneramtes ſechs Adjuten mit je 300 Fl. jährlich zu fyftemifiren. 

Ferner erfchten feit der Zentralifirung der Vorftabtgemeinden das Inſtitut der Grund. 
gerichtsfchreiber nicht mehr zeitgemäß; daſſelbe wurbe daher im Jahre 1854 anfgehoben und es 
find an beffen Stelle 19° Gemeinde » Altuare für ſämmtliche Vorftabtgemeinden ſyſtemiſirt 
worben. — ir 

Auch die Körperfchaft der Gemeindebeiſitzer wurde regulirt, ihr Titel im jenen von Ge— 
meinbe-Ausfhüffen umgewandelt und deren Geſammtzahl auf 242 feftgeftellt. 

Die Zahl der Gemeindewächter ift mit 52 feftgefeggt ımb es find deren Funktionen gleich— 
fall8 einer Regulirung unterzogen worden, 

Bas die in dem früheren Berichte angekündigte Reorganifation der ſtädtiſchen Zwangs- 
arbeits-Anftalt betrifft, fo winbe dieſelbe zwar in Ausführung gebracht, dieſe Anhalt wuch im 
Zahre 1856 auf A. h. Anordnung gänzlich aufgelöſt. Das Anſtaltögebäude, ein dem Religions: 
Fonde gehöriges ehemaliges Kloſter, wurde dem hiefigen fürſterzbiſchöflichen Drpimartate jum 
Behufe ber Errichtung eines Knaben-Seminars übergeben; bie disponibel gewoorbenen Beamten 
und Dienft » Individuen aber find bei dem ſtädtiſchen Aemtern und Anftalten in Berweaduug 

genommen worden. 
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Der Geſchäftsumfang des Magiftrates hat fich feit dem Jahre 1853 fo ausgebehnt, daß 
bie Zahl der Gejchäfts - Agenden im Bergleihe zu dem genannten Jahre gegenwärtig um 
40,000 Nummern mehr beträgt, und am Schluffe des Jahres 1857 vie Erhibiten bie bedeutende 
Zahl von 148,390 erreichten. Dennoch hat aus dieſem Anlaffe keine weitere Veränderung und 
rejpeftive Vermehrung des ftäbtifchen Konzepts - und Kanzlei » Beamten » Perfonals bisher flatt- 
gefunden. 

U. Innere Gemeinbe»+Angelegenbeiten; Handel und Gewerbe, 

Bon den Ergebniffen diefer Gefchäfts - Sektion ift zu bemerlen, daß mit ber Regulirung 
des Ginguartirungsmweiens- fortgefchritten und insbefondere rüdfichtlic der Vorſpannsleiſtung bie 
Einleitung getroffen wurbe, daß biefelbe mittelft öffentlicher Verſteigerung jährlich einem Pächter 
überlaffen und der durch die Meilengelver und Landesbeiträge nicht bebedte Aufwand durch eine 
auf die Pferbebefiger der Stadt jährlich umgelegte Reluitionsgebühr beftritten wird, Diefe Ge- 
bühr ift anfangs mit 40 Kr. pro Pferd, feit dem Jahre 1856 aber mit 30 Fr. eingehoben 
worben. 

Die Einquartirungs» Gebarung hat fich feither ohme Unterbrehung durchaus günftig ge- 
flaftet. Ungeachtet die Stadt Wien im Jahre 1857 die ungewöhnlich bedeutende Einquartirung 
bei Gelegenheit des Maria » Therefienfeites mit einem Koftenaufwande von mehr als 12,000 FI. 
ohne ärariſche Bergittung auf fih nahm, konnte die Einquartirungs- Reluition der Hausbefiger 
für das Jahr 1858 von 2 Kr. auf 1, Kr. vom Steuergulden herabgeſetzt werben. 

Im Konfkriptionswejen ift bervorzubeben die zum Zwecke der Vervollſtändigung und Be- 
richtigung der Gemeindematrifel in der Zeit vom 27. Oktober 1856 bis 5. Februar 1857 flattge- 
fundene allgemeine Revifion der Bewohner Wiens, nad beren Refultate die Gemeindematrifel 
bis auf die Anlage eines flabilen und beweglichen Inderes vollendet und zugleih eime jehr 
ausführliche Statiftit der Bevöllerung Wiens ausgearbeitet werben konnte. 

Ungeachtet biefer zeitraubenben und eine nicht unbebentende Anzahl auferorbentlicher 
Hülfsarbeiter in Anſpruch nehmenden Arbeit mußte in Folge der X. h. Vorſchrift vom 23. März 
1857 noch überdies die allgemeine Volkszählung nad) ben neuen Grunbfägen und in ber be- 
flimmten Frift vom 1. November bis legten Dezember dv. I. durchgeführt werben. 

Durch diefe wiederholten bedeutenden Zihlungsarbeiten, namentlih aber durch bie mit 
ber Ietteren verbundene Frembenbehanblung, zufolge welcher für alle ausweisloſen oder mit 
ungültigen Heimath8-Dofumenten verjehenen Fremden von Amtswegen um bie vorſchriftmäßigen 
Dokumente eingefpritten werden mußte, find die Agenden des Konfkriptions » Departements, 
welche im Jahre 1853 noch eine Anzahl von 27,354 ausmachten, fo vermehrt worden, baf 
deren Zahl im Sabre 1857 auf 50,172 fich gefteigert hat. — 

Hiebei muß noch bemerkt werben, daß ber Gemeinberath im Laufe biefer Periode an 
634 Individuen das Bürgerrecht, an 4993 Bewerber die Gemeinde - Zuftänbigleit verliehen und 
998 für den Fall ber Erlangung der öſterreichiſchen Staatsbürgerfhaft die Aufnahme in den 
Gemeindeverband zugefidhert hat. 

Was die wichtigften Vorlommniffe in Angelegenheiten des Handels unb ber Gewerbe 
anbelangt, fo ift auf dieſem Gebiete Folgendes zu bemerfen: 

Schon im Jahre 1852 hat der Magiftrat Über das im Drud erſchienene Werl bes 
fionirten Magiftratsrathes Wilfing: „Grundzüge zur Regulirung des Gewerbewejens “ einen 
gutachtlihen Bericht am die hohe Staatsverwaltung erflattet; es ſind aber fpäter noch zwei 
andere verfchiedene Entwürfe für biefen wichtigen- Zweig der Gefeßgebung herabgelangt, und 
zwar im ben Jahren 1854 unb 1856, über welde beide ein umfaffendes Gutachten vom 
Magiftrate berathen und vorgelegt worben if. 

Während dieſer Periode find noch verſchiedene fpezielle Elaborate von allgemeinerem 
Intereffe, vorzüglich im Kommerz » Departement, verfaßt worben,; bon bemen namentlich zu 
erwähnen find: Gutachten über die allfällige Reform ber zum Schuße bes literarifhen und 
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artiſtiſchen Eigenthums beftehenben Geſetze, über die Regelung bes Privat-Wgentenmwefens, über 
die Zuläffigfeit der Heirathsvermittlungen durch Privat Agenten, ein Gutachten über Regelung 
des Pulververſchleißes, wegen Errichtung eines Anftions - Inftitutes, über bie Steuerpflichtigfeit 
der Wechfel - Eskompteurs, Börfejpelulanten u. dgl., ferner eine Darftellung der gejetzlichen Be— 
ſtimmungen in Betrefj der Fieranten und ein Gutachten über Reform ver Wuchergejege. 

Auch wurden mehrere nicht unwichtige Berhandlungen wegen Erwirkung ber Anerkennung 
der Real » Eigenfchaft der auf mehreren fläbtiihen Häufern in Betrieb ſtehenden Schantgewerbe 
gepflogen und eine nicht umbebeutenbe Geſchäftsvermehrung der gewerblihen Departements bes 
Magiftrates auch dadurch hervorgerufen, daß buch die U. h. Entihliefung vom 31. Oftober 
1856 die mündlichen Klagen zwifchen den Meiftern und Gejellen von ben Gerichts. an bie 
politifhen Behörben wieder übertragen wurden. 

. IN. Unterridt und Kultus. 

Schon in meinem früheren Berichte habe ich darauf hinwiefen, baß ber vermehrte Zu- 
drang zu den Schulen und bie bebeutenden Gebrechen mancher biezu beftimmten Lotalitäten, 
fowie auch das Bedürfniß einer höheren techniſchen Ausbildung für bie inbuftrielle Bevöllerung 
bie Mittel der Gemeinde fiir das Schulweſen mehr als je im Anspruch nehmen werben. Die 
Ergebniffe während dieſer Periode Tiefern den Nachweis einer außerordentlichen, von den Staats“ 
Behörben zu wiederholten Malen anerfannten TIhätigkeit der Kommune. 

Für den Unterriht in den Vollsſchulen find im Laufe der legten Sabre vier neue Schul- 
hänfer am Rennweg, in Nikolsborf, am Himmelpfortgrund und am Schottenfeld erbaut worben, 
die fünmtlich bereits der Benutzung übergeben wurben. , 

Fir denjelben Zwed find Überdies mehrere Häufer, und zwar in ber Leopolbftabt, in 
Exdberg, auf der Wieden, im Gumpendorf und in der Brigittenau angefauft worben, welche 

entweber woltändig ober theitweile in Schul- Folalitäten umgeftaltet wurben. 

Bon größeren Mraptimngen zu Schulen find zu bemerfen: die Aufſetzung eine® zweiten 
Stocwerkes in dem Haufe No. 115. in Gnmpenborf zur Vergrößerung . ber bort beftehenben 
Pfarrhauptſchule und eine gleiche Raumvergrößerung im Schulhanfe No. 147. in der Roßau. 

Während dieſer fünfjährigen Periode fteigerten ſich daher auch die Koften filr Unterrichts: 
zwede in anfjerorbentlicher Weile. Es betrug der Aufwand für Nen- und Zubauten und beren 
Eincihtung - .» 2 2 0 2 Seren 456,514 Fl. 50 Mr 
für Erhaltung der Schulhäufer, dann fir Beheizung, Reinigung und 
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welche die Kommune im Laufe ber leisten fünf Jahre aus ihrem eigenen Einkommen. für bie 
Vollsſchulen verwendet hat, von welcher Summe auf das verfloffene Jahr 1857 allein ber 
Betrag von 364,828 Fl. 24 Pr. entfällt. 

Nicht geringer war die Sorgfalt, welche ber Förderung bes höheren techniſchen Unter- 
richte® zugewendet wurbe. 

Nachdem bereits im Jahre 1852 die Errichtung von Realſchulen in Gumpendorf und auf 
der Wieden prinzipiell beſchloſſen worden war, ſchritt man raſch zum Baue ber erforberlichen 
Ränmlichleiten und zur Organifation ber betreffenden Lehranſtalten. 

Im der Vorſtadt Gumpenborf ift eine Unterrealſchule errichtet und zu dieſem Zwede das 
Gemeindehaus entſprechend adaptirt worden; in ber Vorſtadt Wieden dagegen wurde eine voll- 
Mändige Oberrealſchule gegründet und zu dieſem Behufe mit namhaften Mitteln ein eigenes 
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Schulhaus mac den Plänen des Architekten Fellner erbaut, welches mit. allen Erforberniffen, 
bie ber Fortſchritt ber Wiffenfchaft und ber allgemeine Aufihwung ber Inbuftrie erheiſcht, 
veichlich verjehen und durch feine ſplendide künftlerifche Ausſtattung zugleich in architeltoniſcher 
Beziehung bemerlenswerth geworben iſt. 

Die Baufoften der Unterrealichule in Gumpendorf betrugen . . 30,808 Fl. 42 Kr. 
und jene ver Oberrealfchule auf ber Wien » 2 2 2 20.0.0. 134817 „ 15 „ 

zufammen alio - . » 165,625 Bl. 57 it. 

Die Auslagen für das Lehrerperfonal und die Dienerfchaft beliefen fich bis jet auf 
68,680 Fl. 

Für Die innere Einrichtung biefer beiden Schulen war ein Koftenaufwand von 26,121 Fi. 
20 Kr, erforderlih und überdies wurden für bie Lehrmittel» Sammlungen und Bibliothelen 
beflimmte Beiträge fuftemifirt, welde bis jetzt eine Auslage von 20,967 FI. verurfachten, 

Die Geſammtauslagen für dieſe beiden Realſchulen erreichten, nach Abzug ber eingehobenen 
Schulgelder, Einihreibgebühren und Bibliothelsbeiträge, bis zum Schluſſe des Jahres 1857 
ungefähr die Summe von 280,000 Fl. 

Nebft der Errichtung befonberer ftäbtifcher Realſchulen hat die Kommune aber auch zu 
den von ber hohen Staatsverwaltung errichteten techniſchen Lehranftalten, den 8. 8. Ober- 
Nealihulen auf der Landftraße und am Schottenfelde, ſowie zu der Unterrealichule zu St. Thella 
auf der Wieden mehrere Beiträge in der Höhe von 8599 Fl. verabfolgt. — 

In Bezug auf Baulichleiten und bie innere Einrichtung ber Kirchen, deren Erhaltung 
und Berihönerung war die Kommune gleichfalls bemüht, mehr zu leiften, als ihr die geſetzlichen 
Patronatspflichten auferlegten. Außer den gewöhnlichen Beiträgen zum Baue ber Altlerdhenfelder 
Kirche wurden Verhandlungen zum Anlaufe des Haufes No. 192, im Altlerchenfeld eingeleitet, 
um durch defjen Demolirung ben Pla vor ber Kirche feiner Zeit erweitern zu fünnen, 

Mit raſchem Fortſchritte umd küuſtleriſcher Bollendung wurde das ſchönſte Denkmal 
beutjcher Baufunft in Wien, der St. Stephansdom nun aud mit dem fehlenden Schmude ber 
Giebel verjeben und die Koften derfelben in Folge der an bie Bevöllerung ergangenen Auffor- 
berung durch freiwillig erlegte Beiträge großentheil® gebedt. Die Herflellung ber Giebel auf 
beiden Seiten de8 Domes erforderte im Ganzen einen Aufwand von 120,077 Fl. 57 Ar. 

Endlih war auch für Erhaltung der Patronatslirhen in den Vorſtädten ein Koftenauf- 
wanb von 36,854 Fl. 13 Kr. nothwendig geworben. 

IV. Deffentlide Sicherheit unb Sanitätséweſen. 

Während ich im letzten Berichte an eine Ueberſchwemmung des Wienfluffes und beren 
tranrige Folgen zu erinnern genöthigt war, bietet fi zwar in ber abgelaufenen Periode glüd- 
licherweiſe kein Anlaß zu einer Ähnlichen Erwähnung, dafür wurde aber bie Stabt Wien in ben 
Jahren 1853 und 1854 glei den meiften Städten ber Monarchie und bes Auslandes von 
zwei atıberen noch größeren Kalamitäten, ber Cholera» und ber Typhus- Epidemie beimgefucht. 

Das epidemiſche Auftreten dieſer Krankyeiten führte bei der Unzulänglichleit ber beflehen- 
den Kranlenhäufer die Notwendigkeit herbei, mit großen Opfern Filialfpitäler zu errichten und 
biejelben mit dem erforderlichen Perfonale und ver nöthigen Einrichtung zu verfehen, wodurch 
bie Kommune mit einem außerorbentlihen Koftenaufwande von 25,681 Fl. belaftet wurbe. 

Die Regulirung des Lolal-Sanitätsweiens, von welchem ich bereits in meinem früheren 
Berichte erwähnte, ift zwar bis jegt noch micht zu Stande gebracht worden, es find aber einige 
wichtige Verfügungen, welche damit in Verbindung fteben, vorläufig durchgefülhrt worben. 

Hievon ift namentlich zu erwähnen die Vergrößerung der beſtehenden Friedhöfe. Nach 
der im Jahre 18552 vorgenommenen Bergrößerung bes Matzleinsdorfer Friedhofes folgte im 
Jahre 1855 eine zweite Erweiterung bdeffelben mit einem neuerlichen Koſten-Aufwande von 
16,392 Fl. 12 Kr.; daran fchloß ſich jene bes vor ber Nußborfer Linie gelegeuen Friedhofes 
mit einer Grundfläde von 9900%, Quadrat⸗Klaftern, wozu, die Regulirungstoften eingerechnet, 
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ein Betrag von 12,621 Fl. 39 Kr. erforberfich wurbe; ferner jene des St. Marrer Friedhoſes, 
welcher mit einem Koften-Aufwande von 16,979 51. 56 Kr. um 5263 Quadrat ⸗Klaſtern erweitert 
wurde, endlich im Jahre 1857 jeme bes Hundsthurmer Friedhofes, welcher mit dem Roftenbe- 
trage don 11,003 Fl. 59 Kr. um 1 Joh und 1224%,, Quadrat-Klafter vergrößert wurde. 
Auch bei dem Schmelzer Friedhofe zeigte fich neuerlich das Bedürfniß einer größeren Austeh- 
nung und es wurben zu biejem Behufe U. b. Orts im Wege bes Tauſches 3 Joch 1444'/, 
Quadrat⸗Klafter des dortigen Exerzierplatzes abgelaffen, deren Einfriebigung im Laufe biefes 
Frühjahres ftattgefunden hat. Die Gejammtloften für die Vergrößerung ber bezeichneten Frieb- 
böfe betrugen 56,997 Fl. 47 Kr. 

Da ferner in Folge neuerer kirchlicher Veftimmungen bie Errichtung eines abgefonberten 
Friebhofes für die Leichen ber evangelifchen Gemeinbeglieber nothwendig wurde, fo ift au 
biefem Zwecke ein fläbtifcher Ader vor der Matleinsdorfer Linie im Flächenmaße von 4 Joch 
1076 Quabrat-Klaftern um den Betrag von 1 Fl. pr. Quadrat⸗Klafter der genannten Gemeinte 
überlaffen worden, 


Um dem überhandnehmenden Berfalle der Leichenbenfmale anf dem Friedhöfen zu begegnen, 
wurben im Laufe des Jahres 1856 auch in dieſer Richtung mehrere wirkſame Berfügungen 
getroffen. 

Die bisher auf Kommunalloſten erhaltene Desinfeltions-Anftalt hat man, nachdem deren 
zwangsweiſe Benngung in Folge höherer Weifung im Jahre 1857 eingeftellt worden war, iu 
Folge des vom Gemeinderathe gefaßten Beſchluſſes ganz anfgelaffen. 

Da ferner während ber Epidemie ber letzten Jahre die mangelhafte Befchaffenheit ber 
beftebenden Leichenlammern wiederholt bemerkt wurde, fo ift ungeachtet ber aus den Lolalver- 
hältnuiſſen hervorgehenden Schwierigkeiten doch bei den Pfarren Rofau, St. Uri, Lichtenthal 
und St. Karl die Herftellung neuer Leihenkammern mit der Koftenfumme von 5096 Fl. 5 fr. 
ermöglicht worben und e8 wird ein Neubau von Leichenkammern in der Alfervorftäbter und 
Joſephſtädter Pfarre noch im laufenden Jahre zur Ausführung gelaugen, 

Zu erwähnen ift auch, daß die früher von der 8. K. Kameral⸗-Hauptbuchhaltung beforgte 
Prüfung ver Medilamenten-Rechnungen für ſämmtliche ſtädtiſche Anftalten feit, vem Jahre 1855 
an bie Kommunal-Berwaltung übertragen wurde. — 

In Angelegenheit der von der Gemeinde -beforgten Lokalpolizei find mehrere Normen 
erfloffen, welche auf die Organifation des Schulwefens Bezug haben, und von denen ich ſpeziell 
nur die Einführung eines neuen Partikularſchubes für weiblihe Zwänglinge nach Neudorf, danu 
die Aufftelung eines kefonderen Schub » Kommifjärs für den auf der Südbahn bis nad) Grat 
und Laibach gehenden Hauptihub anführe, und daß auch Kinder unter 14 Jahren in bie K. K. 
Zwangsarbeits - Anftalten nozionirt werben fünnen. 

Die Regulirung der ſtädtiſchen Feuerlöihanftalt ift durch die im Jahre 1856 U. h. Orts 
im Sinne der von der Kommunal + Verwaltung geftellten Anträge erflofjenen Beftimmungen 
wefentlich gefördert worden. Die hiernach nöthigen Entwürfe einer neuen Feuerlöſchordnung und 
ber erforderlichen Inſtruktionen für das Perſonale ver Auftalt find bereits vor längerer Zeit ber 
höheren Genehmigung vorgelegt worden. Zur ſchnelleren Avifirung von ausgebrodhenen Drän- 
den wurbe inzwifhen eine Zelegraphenleitung vom Bauamte zu dem Feuerwächtern auf bem 
Stephansthurme bergeflellt. 

Nachdem die Nothwendigkeit einer Reorganifation der in dem alten umzwedmäßigen Ge⸗ 
bäude der Berſorgungsauſtalt am Alſerbache zum blauen Herrgott befindlichen freiwilligen 
Arbeitsanftalt ſchon wiederholt erfannt wurde und biefelbe nur in dem ber Konmmune gehörigen 
Gebäude der beftandenen Provinzial-Strafanftalt in der Leopolbftabt am zwedinäßigften unter- 
gebracht werben fönnte, fe ift da® ‚betreffende Anfuchen an bie h. Staatöverwaltung gerichtet 
worden, deſſen Erledigung noch zu erwarten ifl. 
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In fanitätspofigeilicher Beziehung iſt noch zu erwähnen, daß zur Erridtung eines neuen 
öffentlichen Bollebabes ein geeigneter Pla bei dem Eintritte des Neuſtädter Kanals nächfl 
St. Marz auf einem dortigen dem biefigen Bürgerfpitale angehörigen Ader ausgemittelt wurbe, 
und daß aud im Lürzefter Zeit biefe mohlthätige Anftalt ins Leben treten dürfte. 


V. Armenwefen und Humanitäts-Anfalten. 

Die fortwährende Preisfteigerung ber wichtigflen Lebensbebürfniffe, wiederholte Geſchäfts— 
Nodungen in namhaften Zweigen ber Inbuftrie, dann die Cholera» und Typhus» Epidemie in 
ben verflofienen Jahren haben auf ven ärmeren Theil der Bevöllernng in diefer Periode einen 
fehr nachtheiligen Einfluß geübt und ungeachtet der zahlreichen Privatwohlthätigfeitsvereine bie 
Räbtifhe Armenverwaltung zu anßerorbentlichen Anfttengungen veranlaßt, fo daß bie Kräfte bes 
Berforgungsfonds mehrere Male nicht ausreichten und bie Kommune aus ihren eigenen Ein- 
nahmen bedeutende Beiträge zur Beftreitung der kurrenten Bedürfniffe ber Armenpflege zu leiſten 
genöthigt war, 

Die allgemeine Theuerung hat aber insbefondere die Regieloften in den ſtädtiſchen Ber- 
forgungshäufern fehr gefteigert, baber den Traitenren bafelbft nicht nur bie bisher gezahlten 
Pachtſchillinge erlaffen, fondern fogar fortlaufende Entſchädigungen für die bei der Ausipeifung 
erlittenen Berlufte gegeben werben mußten. Dieſe Entfhäbigungen, melde im Jahre 1853 noch 
4700 Fl. betrugen, erreichten filr das Jahr 1856 bereits die Summe von 8000 FI. 

Die fortwährende Vermehrung ber Pfründner machte eine Erweiterung ber beflehenben 
Berforgungsanftalten unumgänglich nothwendig; es blieb daher nichts Anderes übrig, als das 
von der Kommune fir eine freiwillige Arbeitsanftalt erbaute Gebäude am Michaelbairiſchen 
Grunde, als Verforgumgshans zu benugen, woburd bie Pläge für Pfründner, bie im Jahre 
1853 ſich auf höchftens 2200 beliefen, auf nahezu 2800 erhöht werben lonnten, in welde Zahl 
aber bie Pfründner in den Grundſpitälern nicht einbezogen find, Die Unterhalt » Koften ber 
Pfründner in den ſämmtlichen Berforgungshäufern beliefen fi in biefer Periode auf 1 Mill. 
439,972 Fl. 

Auch die zahlreichen Pfründen, die jährlich als Handbetheilungen an arme Parteien ver- 
theilt werben, erheifchten unter ben gegenwärtigen Berhältniffen eine Erhöhung. Bis zum 
Jahre 1857 wurden biefelben im Abftufungen von täglichen 3, 4, 5 und 6 Kr., vom biefem 
Jahre angefangen aber in Kategorien von täglichen 4, 6 und 10 Kr. vertheilt. 

Solde Hanbpfründen wurden während biefer Zeit 57,296 mit einem Koftenwande von 
1,591,241 Fl. und außerdem von ben verfchiebenen Pfarren an außerorbentlichen Aushilfen 
und Unterftitungen an Arme no eine Summe von 243,587 Fl. vertheilt, 

Ein auffallender Zuwachs ergab ſich auch bei den im Pflege ilbernommenen Kindern aus 
ber Finbelanftalt und von jenen Eltern, welche ins Krankenhaus oder in Verhaft abgegeben 
wurben und beren Kinder daher filr die Dauer ber Krankpeit oder des Arreſtes werforgt werben 
mußten. Während im Jahre 1853 die Zahl dieſer Kinder 708 betrug, fleigerte fich diefelbe im 
Jahre 1857 auf 1385, für welche ein Koftgelb von 57,290 FI. gezahlt wurde. 

Die Urfache diefer Erſcheinung erflärt fi zum Theil auch durch eine Kalamität, welche 
ich gleichfalls nicht unberührt laffen kann, nämlih durch die im letter Zeit eingeriffene Woh— 
nungsnoth, in Folge welcher 295 Kinder von unterftandslofen Parteien in bie öffentliche Pflege 
übernommen werben mußten. 

Der eben erwähnte Mangel an Wohnungen, welcher insbeſondere für die ärmere Klafſe 
fühlbar geworben ift, hat die Kommune bereits wiederholt genöthigt, mit nur für bie Unter. 
bringung von Effekten, fondern auch von obdachloſen Perfonen im die fläbtifchen Häufer nnd 
Anftalten Borlehrungen zu treffen. 

Zu Michaeli 1857 meldeten fich 238 Parteien mit 1009 Köpfen, worunter 606 Kinder, als 
unterftandslos, von denen 416 Individuen noch zu Ende Dezember keine Wohnung gefunden 
hatten und baher im den von ber Kommune bisponibel gemachten Lofalitäten belaffen werben 
mußten, 
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; Die Gefammtauslagen des Verſorgungsfonds beliefen ſich in der genannten Verwaltungs 
Beriode auf 4,585,855 Fl. 

Um für den Fall von eintretenden Geſchäftsſtokungen einer größeren Anzahl von Per: 
ſenen einen Erwerb verjhaffen zu können, find Berhandlungen wegen Reorganifation ber frei- 
willigen Arbeitsauſtalt im. Zuge; ber Abſchluß derſelben wird erfolgen lönnen, wenn das bereits 
erwähnte, ber Kommune eigenthümlihe, ehemalige Provinzial » Strafpaus, welches hiezu die 
geeignetften Lolalitäten befigt, volftändig geräumt und bie Kommune darüber frei zu verfügen 
im Stande fein wirb. 

Als eine erfrenliche Thatſache muß ich aber noch anführen, daß die Kommune in ihrem 
Beſtreben, das Loo8 der Armen zu verbefjern und bie Noth der Hiülfsbebürftigen nad Möglich: 
keit zu lindern, nicht vereinzelt geblieben ift,. jonbern daß durch wiederholte großmithige 
Gnabenakte Ihrer Majefläten des Kaijers und ber Kaiferin, fowie burch ausgiebige Spenden 
edler Wohlthäter die Hülfsquellen des Verſorgungsfonds wefentlich vermehrt worden find. 

Einen befonbers günftigen Einfluß auf bie Einnahmen des Verſorgungsfonds n ale ie 
den letzten Jahren ftets das Erträgniß der Neujahrs - Enthebungs , Karten und der mit einem 
Mastenballe verbundenen Armen-Lotterie. Während das Reinerträgniß dieſer Wohlthãtigleits⸗ 
Unternehmungen im Jahre 1853 noch 23,046 FI. betrug, ſteigerte ſich daſſelbe im Jahre 1858 
bereits auf bie Summe von 78,163 Fl. und bei ber fortgefegten Sorgfalt und Energie der 
Leitung ſteht zu erwarten, daß dies Erträgniß aud in den nächſten Jahren keine Berminderung 
erleiden werde, — 

Auch der Stand ber beiden vom Gemeinderathe gegründeten Stiftungen ift ein fehr 
günfiiger. Das Kapital des Radegky-Invaliden-Stiftungsfonds beträgt gegenwärtig 193,200 51, ; 
bie disponiblen Jutereſſen von 7630 FI. genügen für 127 Pfründen, wovon 112 berzeit ver» 
liehen find. Die Bürgermeifter » Stipendien » Stiftung befigt ein Kapital von 29,110 $1., mit 

einem Interefienbezuge von 1359 Fl., womit 13 Stiftpläge botirt werben Können, welche —* 
wärtig auch ſämmtlich beſetzt find. 

Schließlich iſt noch zu bemerlen, daß das Verfahren bei-dem öffentlichen Sammlungen 
für jene Gemeinben, bie durch Elementar »Ereiguiffe verunglückten, geregelt worden if 3 

VL Bauwejen und tehnifhe Arbeiten. j 

Umfangreich und bebentend find im biefer Periobe bie Peiftungen ber Kommune, wel 
fih auf die Regulirung von Öffentlihen Straßen und Straßenpflafterungen, dann auf Brit ar 
und Kanalbauten, Wofjerleitungen, öffentliche Beleuchtung und bie ſtädtiſchen Bauten inSSefonbere 
beziehen. e 

In Hinfiht der Negulirung von Straßen und Plägen in ber inneren Stabt ift 
erwähnen: die Erdabgrabung und Pflafterung der Dominikaner » Baftei, welche durch den Sa 
der, Franz » Jojeph8 » Kaferne und die Eröffmung des gleichnamigen Thores dafelbft bedingt _ 
und deren Auslagen fid auf die Summe von beiläufig 30,000 Fl. beliefen, 

Im Zufammenhange mit diefer Regulirung ſtand jene der wüſten Glacistheile vor dem 
genannten Thore und bie Verlegung der früher vom Rothenthurmthore bis zur Stubenthor. 
Brüde führenden Esplanadeftraße vom linken auf das rechte Wienflußnfer, wodurch bie Ser- 
ftelfung von Gehwegen an beiden Wienflußufern, dann von Gelänbern und bie Bepflanzung 
der erfteren mit Bäumen mit einer Koftenfumme won 13,786 Fl. 18 fr, notbwenbig wurbe. 

Aus Anlaß des Radetzty⸗ Brücdenbaues mußte die vom. Rothenthurmthore zur Borftabt 
Weißgärber führende Aerarialſtraße eine neue Richtung erhalten, daher bedeutend aufgedänunt, 
Fußwege zu beiden Seiten derſelben bergeftellt und Bäume angepflanzt werben, wobei bie 
Kommune mit einem Betrage von 21,719 Fl. 44 Kr. betbeiligt war. 

. Ebenfo machten die Abtheilung der Glacis - Gründe zwifchen dem Schottenthore und ber 
Borftadt Roßau anf Bauftellen, die Herftellung mener.Unrathslanäle, Straßen und Gehwege 
dafelbft, ſowie beren Bepflanzung mit Bäumen u. vergl. eine Koſtenſumme von 22,913 Fi. 
13 Ker. erforderlich. 
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Eine wichtige längft gewünſchte Verbeſſeruug ber. Pafjage an. einem ber frequenteſten 
Berbindungspunkte der inneren Stadt, nämlich zwifchen ber Freinng. und bem tiefen. Graben, 
wurbe nach jahrelangen Verhandlungen zu Stande gebracht. 

Zu biefem Zwede wurben zuerft die Häufer No. 323. 324, und 236. amgefauft und, 
um nah Demolirung derſelben eine eutſprechende Bauarea zu erhalten, fpäter aud; von ben 
Häuſern No. 325. 326. 327. und 328. am Hof, dann von ben Fleiſchbänken im tiefen Graben 
die Kaufrechte mit der eventuellen Ablöfungsiumme von 762,000 Fl. erworben, Die früber 
nur 3° breite Paffage ift ſodann anf 99 erweitert, und ber nah Demolirung ſämmtlicher oben 
bezeichneter Realitäten übrig gebliebene Baugrund der K. 8, priv. Krebitanftalt zur Herftellung 
eines großartigen Anftaltsgebäubes käuflich überlaffen worden. 

Im Intereffe der Baffageverbefferung in der inneren Stadt wurden fernerd nod bie 
Hanfer No. 470. und 471. im ber Kohlmeſſergaſſe angelanft und an 8 Gausbefiger für bie 
Abtretung von Grunbparzellen zur Strafienerweiterung die Summe von 20,042 Fl. ausbezahlt. 

Für diefelben Zwede ift auch in ben Vorſtädten ber Gefammtbetrag von 55,700 Fl. 
ausgelegt worben, 

Ferner machten die Straßenregulirungen in den Vorftabtgemeinden namhafte Auslagen 
nothwendig, und zwar im Bezirke Leopofdftabt 11,307 Fl. für die Verbefferung der Fahrftraße 
in der Brigittenan und ber oberen Donauſtraße; im Bezirke Landſtraße 48,837 Fl. für Regu— 
lirung der von ber Landſtraße bis zu den Weißgärbern führenden Glacisſtraße, dann filr Her— 
ftellung einer Straße am Donaulanale zum Gafometer in Erbberg; im Bezirfe Wieden 
30,285 Fl. fir Umfegung der Straße vom Kärntnerthore bis zum Anfang der Wiener Haupt: 
ſtraße; im Bezirke Mariahilf 4830 FI. für Regulirung der Berggaffe zwiſchen Gumpenborf und 
dem Magbalenagrund umb ber Bettlerftiege auf ber Laimgrube. 

An nicht geringem Make war die Anfmerkfamkeit der Kommune auch auf eine ent- 
fprechende Umgeftaltung der Brüden über den Wienfluß und bie Herflellung von Uferverfiche- 
zungen gerichtet, um ben Beſchädigungen durch Hochwäſſer möglichft zu begegnen. 

In erfier Reihe fteht die fleinerne Elifabethbrüde, deren Bau im Jahre 1854 zur Bollen- 
dung gelangt if. Sie hat eine Länge von 24° 4° 0“ und eine Breite von 7°, wurde mit 
einem Koftenaufwande von 412,783 Fl. erbaut und bei Gelegenheit der Bermählung Sr. K. 8. 
Apoftol. Majeftät am Tage des Einzuges Ihrer Majeftät der Kaiferin Elifabeth auf, feierliche 
Meife dem öffentlichen Berkehre übergeben, 

Den bebeutendften Brüdenbau nächſt dem eben genannten bildet die Radetzky-Brücke in 
einer Länge von 21° 1' und, einer Breite von 9° im Lichten. Die Banfoften berjelben be- 
tengen 384,717 FL Sie ift am 25, Oltober 1855 für den Verkehr eröffnet worben. 

Nebſt diefen beiden fleinernen Brüden find- in biejer Periode auch zwei eiferne, Brüden 
über den Wienfluß, beide nad dem Neville'ſchen Syſteme, hergeftelt worden. 

Die eine derſelben kam an die Stelle ver alten hölzernen. Bohlenbrüde zur Verbindung 
der Vorftädte Gumpenborf und Huudsthurm; viefelbe ruht im einer Länge von 150 4’ und 
einer Breite von 5° 3° auf fleitiernen pilotirten Widerfagern und wurde im Monate April 
1854 dem öffentlichen Berlehre übergeben; bie Gefanmtloften beliefen ſich auf 165,406 Fl. 
Die zweite eijerne Brüde erjet bie gemauerte Bogenbrüde vor dem Karolinenthore, welche 
burch die Ueberſchwemmungs-Ereigniſſe vom Jahre 1851 zeritört worden if. Sie wurde im 
einer Länge von 19° 4’ und einer Breite von 3° erbaut und mit Rüchſicht auf ihre Lage an 
einem belebten Promenadepunkte in deforativer Hinficht reicher ausgeftattet, als die vorerwähnten. 
Ihre Eröffnung fand am 28. Noventber 1857 Statt; bie Koften dieſer Brüde beliefen ſich auf 
75,773 Fl. 16 Mr. 

Auch im ber inneren Stabt war ein Neubau zur Meberbrüdung des tiefen Grabens auf 
ber hohen Brüde erforberlih, veffen Ausführung aus dem Grunbe eine jhwierige war, weil 
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berfelbe von 5 Stock hohen Häuſern umgeben iſt, deren Eckpfeiler zum Theil auf den Brüden: 
wiberlagern ruhten. Die Länge biefer Brücke beträgt 22°, die Breite 24°; biefelbe wurde mit 
einem Aufwande von 18,000 Fl. hergeftellt. 

Noch ift anzuflipren die hölzerne Viehtriebs- Brüde über den Wienfluß außerhalb der 
Schönbrunner Linie, welche durch die Verlegung des. Biehtriebes zur Kommunikation mit dem 
Gumpendorfer Schlachthauſe bedingt und. mit 5165 FI. Koftenaufwand hergeitellt wurde. Enb- 
lich ift mod erwähnenswerth,. daß die Erbauung einer Brüde über ven Wienfluß nächſt dem 
Tandelmarkte an ber Stelle der dort beftehenden Nothbrücke bereits befchloffen wurde, und bie 
Herftellung einer neuen Brüde über den Wienfluß zwiſchen dem Franz-Fofephe-Thore und dem 
Hauptmauth- Gebäube vom bem Webereintommen mit den Staatsbehörben abhängig iſt. 

An diefe umfangreichen Brüdenbanten, bie einen Gefammtloftenbetrag von 1,043,163 Fl. 
in Anſpruch nahmen, ſchließen ſich zunächſt die im Laufe dieſer legten Jahre hergeſtellten Ver⸗ 
ſicherungen der Wienflußufer. 

Aus Anlaß der Erbauung der Elifabethbrüde und zur größeren Sicherung derſelben hat 
man and eine theilweife Regulirung des Wienfluffes vornehmen müffen. 

Zu dieſem Zwede wurben Quaimauern auf beiden, Seiten der genannten Brüde mit 
einem Koftenaufwande von 135,950 51. bergeftellt. Aehnliche Duaimanern, nur in geringer 
Ausdehnung, wurden auch bei dem Baue der Rabegly-Brüde aufgeführt, welche mit Inbegriff 
ber Flußregulivung eine Ausgabe von 49,723 Fl. verurſachten. 

Um ferner ſämmtliche Ufer des Wienflujjes, die durch das Hochwaſſer des Jahres 1851 
und durch die bei Wegnahıne des Wehrs unter der Efifabethbrüde an der Flußfohle entftandene 
Bertiefung wejentlich gelitten hatten, entſprechend ficherzuftellen, wurden im Jahre 1854 nicht 
nur an der linken Uferfeite vom Gumpenborfer Schlachthauſe bis zur neuen Gumpendorfer 
Brüde eine ſtabile Berfiherung durch Anbringung von vollen Befchlächtungen und Taloud- 
Pflafterungen, ſondern aud weiter abwärts au einigen Stellen bie dringendften proviforifchen 
Berfiherungen vorgenommen, wodurch abermals eine Auslage von 43,642 FL veranfafit wurbe 

Weiters find im Jahre 1855 ftabile Uferverficherungen noch nächft der Fa rer 
auf ber Laimgrube in einer Fänge von 89% und. gleichzeitig and proviforifche Berbefferun * 
bei der Mondſcheiubrücke mit der Summe von 37,151 Fl. — im Jahre 1856 =. * 
Wienflußufer von der Schönbrunner Linie bis zur neuen Gumpendorfer Brücke mit ei —* 

mt einem Auf⸗ 
wande von 54,804 Fl. und im Jahre 1857 gleichfalls zwiſchen der Radetzky⸗ und Stubenthor. 
Brüde, dann bei der menerbauten Karolinenbrüde mit einer Koftenfumme von 62,876 Fl. aus. 
geführt worben. j A 

Endlich ift die Abtragung des fteinernen Gumpenborfer Wehrs, welche 12,111 Fl. koſten 
wird, bereits ins Werl geſetzt, womit gleichfalls ausgedehnte Uferverfiherungen im Zuſammen. 
bange fliehen, die eine Summe von 156,089 Fl. in Auſpruch nehmen werben, 

Somit ift im Laufe der Periode, welche mein Bericht umfaft, fir die theifweife Reguli- 
zung und Berfiherung der Wienflußufer innerhalb des ftädtifchen Weichbildes zufammen eine 
Summe von 396,259 Fl. veransgabt worben. — 

Nebft diefen aufergewöhnlichen Leiftungen waren noch bie knrrenten Bebürfniffe für 
Straßenerbaltung und Neubauten zu beftreiten, 

Für Neupflafterungen wurden während der genannten fünfjährigen Beriove in ber Stadt 
und den Borflädten die Summe von 2 00 nn 0 2 2 er nn. RO Fe 
für die kurrente Erhaltung. des Strafenpflafter® im den ſämmtlichen Borftadt- 

Gemeinden aber ein Betrag bon . ce 0 KL re Ir 260 


— — r — 
zuſammen alſo für Pflaſterungen die Summe von . 2 2.0 77316 Bl. 
verausgabt. 
Für Kanalbauten in den Vorſtädten iſt in dieſem Zeitraume der Betrag von 214,375 Fl. 
und für Beſpritzung ber Öffentlichen Strafen in den Vorſtadten ein Betrag von 197,335 Jl. 
verwendet worben. 
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Außer diefen in den verſchiedenſten Theilen der Stabt ansgeführten Bauten und fonftigen 
Herflellungen find nod eine Reihe anderer Objekte zu erwähnen, welche bie Gelbfräfte ber 
Kommune im Öffentlichen Interefje beanfpruchten. Ich erwähne hievon nur die Aufſetzung eines 
zweiten Stodwerles auf das Gemeindehaus ber Leopolbftabt, die Adaptirung der Kommunal- 
bäufer No. 652. und 653. in ber Stabt, den Bau des zweiten Schutzdaches auf dem Kälber- 
markte in der Roßau, bie Pflafterungen in ben beiden Schladhthäufern, die Aufftellung eines 
zweiten Dampfleſſels und mehrere Bauherſtellungen im Schlachthaufe zu St. Marr, enblic bie 
Reftauration der Kommunikations» Stiege in ber Aljervorfläbter Thurngaffe, welche zufammen 
einen Koftenaufwanb von 55,655 Fl. verurfachten. 

Endlich find behufs der Kaffirung des fanitätswibrigen Mühlbaches auf ber Wieben bie 
Mühl» und Wafferrehte der Heu-, Bären» und Schleifmühle um ven Betrag von 102,750 Fl. 
von der Kommune eingelöft worden, worauf jener Mühlbach verſchüttet und ein großer Theil 
feines Bettes zur Straßen» Erweiterung verwendet werben konnte. — 

In Bezug auf die öffentliche Beleuchtung der Stadt kann ich nicht unterlaffen hervorzu⸗ 
heben, daß biefelbe gegenwärtig — in Erfüllung bes mit ber Imperial» Kontinental » Gas- 
Affoziation abgejchloffenen Vertrages — in ihrem ganzen Bezirke, mit alleiniger Ausnahme von 
Zwijchenbrüden, mit Gaslicht beleuchtet wird; es beftehen im Ganzen 5933 dffentlihe Gas— 
flanımen, für welche von der Kommune ein Betrag von 267,105 Fl. 53 fir. jährlich bezahlt 
wird. — 

Die Reform der Kaiſer Ferbinands » Wafferleitung, welche in meinem legten Berichte im 
Ausficht geftellt wurbe, hat ſich feitbem theils werwirklicht, theils ift diefelbe gegenwärtig noch in 
der Ausführung begriffen. Um ven gefteigerten Bebürfniffen im biefer Richtung zu genügen, 
mußte nicht nur auf eine momentane Befriedigung der gefteigerten Anforderungen Rüdficht 
genommen, ſondern das Syſtem in ber Weiſe verbefjert werben, daß bie Leiftungsfraft ber 
Wafjerleitung um mehr als das Doppelte vermehrt werben konnte. Durch die bereits bewerf- 
ftelligte Verloppelung der zwei Dampfmaſchinen war e8 ſchon jet möglih, das früher täglich 
gelieferte Wafferquantum von 87,615 Eimern auf tägliche 106,705 Eimer zu vermehren unb 
durch die noch in Ausführung begriffene Reform wird die tägliche Wafferlieferung biefer Leitung 
nod im Jahre 1858 auf 200,000 Eimer erhöht werben. Es wurben übrigens ſeit dem Jahre 
1853 bie Sauglanäle der Ferbinands-Wafferleitung um 6896 Kurrentklafter, d. i. um mehr als 
1/, Meilen verlängert, 28 öffentlihe Auslaufbrunnen und Baffins neu errichtet und 16 nene 
Feuerwechſel hergeftellt, wozu eine Koftenfumme von 193,184 Fl. nothwendig war. Die täg— 
liche Wafferabgabe hat fih um 19,09%, Eimer vermehrt, wovon 12,800 Eimer anf öffentligpe 
Zwede und 62% Eimer auf Private entfallen. 

Um den Bezug des Waſſers für Private zu erleichtern, ift bie Zahlung des Ablöſelapitals 
ſtatt des früher vorgefchriebenen alfogleihen Erlages des ganzen Kapital® in zehn. und zwanzig- 
jährige Annuitäten umgeändert und dadurch die Nachfrage weſentlich gefteigert worden. 

Zu ben gegenwärtig im ber Ausführung begriffenen Arbeiten gehören die abermalige 
Bergrößerung ber Sauglanäfe mit einer Koftenfumme von 25,046 Fl., dann die bereits im 
Prinzipe genehmigte Aufftellung einer größeren Rejerve - Dampfmajchine und die weitere Aus: 
dehnung und Bergrößerung des Röhrennetzes überhaupt, für welche Arbeiten für das Jahr 1858 
150,000 $1. präliminirt wurben. 

An den Quellwafferleitungen der Kommune find feine wejentlichen Beränderungen ein- 
getreten. — Was die Neubauten für Schulzwede anbelangt, fo wurben —— bereits früher 
aufgeführt. 

Zu erwähnen iſt noch, daß für die Kollaudirung der. fläbtijhen Bauten eine neue Bor- 
ſchrift erlaffen wurde. 

VI. Finanz-Angelegenheiten. 

Bei den bedeutenden Anforderungen, welche an die Kommune nach den verſchiedenſten 

Richtungen Hin geſtellt wurden und bei dem Umftande, daß im Laufe dieſer Periode mande 
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früher nicht unbebentenbe Einnahmsquellen ganz aufhörten, mußten ber finanziellen Gebarung 
fich vielfache Schwierigkeiten und Hinberniffe entgegenftellen. Schulbauten, Paflage-Erweiterungen, 
Brüdenbauten, Straßenregulirungen und eine Reihe anderer wichtiger abminiftrativer Berfü- 
gungen, welche aus ber vorbergegangenen Ueberficht ber Borlommniffe in ben benannten Ge— 
Ihäftszweigen zu entnehmen find, mußten durchgeführt, Paſſiva der vergangenen Periode gebedt 
ober doch verringert und auferorbentliche, umvorhergefehene Ausgaben beftritten werben, ohne 
daß die Bezugsquellen ber Kommune erhöht und das Gleichgewicht des jährlichen Voranſchlages 
erſchüttert werben burfte. 

Bon den bebeutenberen Einnahmsquellen, die gänzlich verfiegten, erwähne ich nur das 
Kaduzitäts-Privilegium der Stadt Wien, welches weiland Herzog Albert derſelben mit einem 
Freiheitsbriefe vom Jahre 1383 verlieh und das von ber Stabt feit biefer Zeit obne- alle Rüd- 
ſicht auf Gerichtsbarkeit und Unterthänigkeitsverband bis in bie jüngfte Zeit ausgeübt, nun aber 
dennoch wegen Umvereinbarfeit mit den bermaligen ftaatlihen Inſtitutionen aufgehoben worben 
iſt, wodurch der Kommune eine jährliche Einnahıne von beiläufig 6—7000 FI, entzogen wurde. 

Ueber bie Beiträge, welde bie Kommune zu ben Lolal-Poligei-Auslagen Teiften foll, find 
zur befinitiven Feſtſtellung des Maßftabes wiederholt umflänblihe Verhandlungen mit ber 
Staatsverwaltung gepflogen, bisher aber ‚noch nicht abgeichloffen worden. 

Im Bezug auf die wirthſchaftliche Gebarung mit dem Gemeinde» Vermögen ift das Er, 
gebniß zu bemerken, daß ſich der verzinsliche Altiv⸗Kapitalienſtand durch bie Ueberlommung der 
Grundentlaftungs - Entſchädigung, durch Erwerbung ber National » Anlehens » Obligationen auf 
Rechnung der fubjlribirten drei Millionen, durch Emiffion der Bankaktien zweiter und dritter 
Ausgabe und durch periodiſche Berloofung der in W. W. verzinslihen Obligationen und Ein- 
fegung berfelben in ben urſprünglichen Zinsfuß in Konv.-Münze auf eine zufriedenftellende 
Weiſe geftaltet hat, 

Auch das Realvermögen wurbe vermehrt, indem zur Anbahnung der Paffage-Erweiterung 
in der inneren Stabt, am Stod im Eifenplate die Häufer No. 1079. 1092, und 619,, das 
Edhaus der Bogner» und Spänglergafie No. 424. und bie Häufer No. 4, und 5. am Michaeler- 
plage um bie Gefammtjumme von 952,400 Fl. angelauft worden find, N 

In Bezug auf die wirthichaftliche Gebarung ift nod zu erwähnen, daß eine burchgreifende 
Regulirung fänmtlicher Preistarife, mach welchen die kurrenten Leiftungen ber Profeffioniften- 
Arbeiten bewerthet werben, im Zuge ift, und daß die Aufnahme und Richtigſtellung ber In» 
ventarien über die Einrichtung, Geräthfchaften und Materialien ſämmtlicher ſtädtiſcher Häuſer 
und Anftalten in Kurzem beendet fein wird. 

VIL Approvifionirung und Martt-Bolizei. 

Da eine Reihe ungünftiger Verhältniſſe im ber abgelaufenen Periode anf bie Erzeugung 
und ben Preis der wichtigften und nothwenbigften Lebensmittel in Wien einen jehr ungänfligen 
Einfluß nahm, fo mußte bie Thätigfeit dieſes Adminiſtrationszweiges darauf gerichtet fein, 
Borforge zu treffen, damit nicht nur die Approbifionirung Wiens keine Stodung erleide, fon» 
dern auch buch eine möglichft große Konkurrenz verhältnißmäßig billige Lebensmittel auf bie 
Märkte gebracht werben. Dadurch wurden zahlreiche und wichtige Verhandlungen mit ben ver» 
ſchiedenſten Behörden und Korporationen nothwendig. 

Um bie Zufuhr des Schlachtviehes und ber Körnerfrüchte zu erleichtern, bat bie hohe 
Staatsverwaltung auf Anſuchen des Magiftrates bei dem verfchiedenen Eifenbahn-Berwaltungen 
anf eine Bermehrung ber Transportmittel Einfluß genommen. 

Im Jutereſſe der Approvifionirung wurbe ferner bie den Stechviehfleiſchern und Fleiſch— 
ſelchern bewilligte Ausſchrotung des Nindfleifches auf Ständen oder im andern Verlaufs. 
Lolafitäten bis zum Oftober 1860 erftredt, biefe Begünftigung auch auf bie Lanbfleifher des 
Diener Poligei-Rayons ausgedehnt, die Einfuhr des rohen Rindfleiſches in beliebigen Ouanti- 
täten geflattet, bie Berzehrungsftener auf daſſelbe Allerhöchften Orts ermäßigt und in eine Martt- 
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Gebühr verwandelt, endlich noch die Estompte-Geblihr der Fleiſchlaſſe herabgeſetzt. Auch wurbe 
die Ausfhrotung von Pferbefleiih unter beftimmten Borfichten geftattet und hiezu eine eigene 
Pferdeſchlachtbrücle in der Brigittenau errichtet, auf welcher noch jeigt jeben Monat 75 bis 100 
Pferde geſchlachtet werben. 

Ferner iſt für Mehl und Getreide hohen Orts eine Ermäßigung ber Trausportkoſten auf 
den Eifenbahnen erwirtt und ven Lanbbädern der tägliche Berlanf ihrer Erzeugnifſe auf den 
Märkten, in Verſchleißen oder im Eimfägen geftattet worben. 

Aus Anlaß der höchſten Orts anbefohlenen Auflaffung der vor bem Stubenthore, Fiſcher⸗ 
thore bis aufwärts zum Schottenthore gelegenen Holzlegftätten wurde eine allgemeine Regulirung 
der Breunholzlegpläge durchgeführt, bie Holzmarktorbnung einer neuerlichen Reviſion unterzogen, 
und es iſt, um bie Ärmere Klaſſe der Bevöllerung bei dem Anlkaufe des Holzes in kleineren 
Duantitäten vor Uebervortheilungen zu ſchützen, ber Verkauf vefielben nur nad dem kubiſchen 
Maße geftattet und der bisher übliche Verlauf nach Butten unterfagt worben. 

File den Berkauf der Steinkohlen wurbe eine befondere Verſchleiß -Vorſchrift erlaffen und 
mit derſelben das Abmwägen dieſes Brennftoffes nur anf Dezimalwagen und bie Verführung 
berjelben nur in Säden, die nicht mehr als einen Zentner faſſen, geftattet. 

Die Umgebungen ber —— — machten ferner eine durchgreifende Regulirung ber 
Markt » Bertanfspläge nothwendig. 

Aus Paffage-NRücfichten hat man den früher in der Bräunerſtraße abgehaltenen Bogel- 
markt und ben im tiefen Graben abgehaltenen Geflügelmarkt auf den Salzgries, dann ben in 
Magleinsdorf beftandenen Pferdemarkt auf einen der Kommune gehörigen Grund auf der Land» 
firaße in die Fafangaffe verlegt, bei dieſem Anlafje eine Pferdemarkt» Orbnung erlaffen und 
dadurch dem Handel aller unbefugten Mätler vorgebengt. Auch wurde das Marktweſen am 
Ochſengries einer Regelung unterzogen, und bafelbft eine zweite Brüdenwage hergeftellt. 

Um das Publitum vor Webervortheilung beim Ankaufe der unentbehrlichften Lebensmittel 
zu ſchützen, ift den Marktparteien die Beiihaffung von gehörig zimentirten Maßen unb Ge- 
wichten aufgetragen und eine Republilation ber barauf bezüglichen Borjhriften vorgenommen 
worben. 

Am neuen Markte wurden bie Mehlſtände entfernt und gleichzeitig die Marktparteien aus 
der beengten Himmelpfortgaffe auf biefen Pla verſetzt. 

Zur Befeitigung ber Gefahren für die Bewohner der Reſidenzſtadt hat man bie Biehtriebs- 
Ordnung theilweife abgeändert und insbejonbere verfügt: baß das vom St. Marrer Marlte 
nah dem Gumpenborfer Schlachthauſe abzutreibende Schlachtvieh außerhalb der Linien über eine 
eigens erbaute Brüde in das Schlachthaus gelangt. 

Zahlreiche Verhandlungen wurden auch zur Abftellung des quäleriſchen Trausportes von 
Jung» und Stehvieh, ſowohl zu Waſſer als zu Lande geführt, und bie Borjchriften über das 
Einfangen junger Bögel und das Blenden dieſer Thiere republizirt. 

Endlih hat man zur möglichſten Hintanhaltung von Berfälihung ber Milch die Marlt- 
Aufficht mit Milhmeffern verjehen. 


Schließlich find noch einige Gefchäfts - Angelegenheiten zu berühren, bie direlte weber in 
ben Bereich des Gemeinberathes, noch jenen des Magiftcates fallen, ſondern bie ERROR 
meines Präfibials Bureaus fpeziel in Anfpruch nehmen. 


Hiezu gehört namentfich die Begründung eines beionderen Verordnungs⸗Blattes für ben 
Dienftbereih bes Magiftvates und bie Errichtung einer ftäbtiichen Bibliothek, welche hauptſächlich 
bie Sammlung der auf umjere Stadt bezüglichen Hiftorifchen Literatur umb ber im Gebiete ber 
Staatswiffenfhaften und der Juſtiz erſcheinenden Werke als Bildungsmittel für bie Kommunal- 
Beamten zum Zwede bat. 
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Auch ift eine umfaffende Statiftil unferer Stabt — ein Werk, das einen mehr- 


jährigen aufßerorbentlichen Kraftaufwand erfordern wird — in Angriff genommen und ein Probe- 
beft davon, welches die Topographie und Bevölferungsverhäftniffe enthält und durch bie verein» 
ten Bemühungen gelehrter Fachmäuner und der ſtädtiſchen Buchhaltung zu Stande gebradt 
wurbe, bereits veröffentlicht worben. 


Hiermit fehliefe ich meinen Bericht und füge nur noch die Bemerkung bei, daß berjelbe 


hauptſächlich den Zweck hat, Ihnen bie wichtigften Berwaltungs-Angelegenbeiten ver verfloffenen 
fünfjährigen Periode überfichtlih im bie Erinnerung zu rufen, um aus ber gebrängten Zu— 
fammenfaflung berfelben eine zwedvienliche Richtſchnur für die Gejchäftsgebarung der näcften 
Zukunft zu gewinnen, 





Boranfhlag für die Einnahmen und Ausgaben bei der Stadt Neuftadt a, D. 


300 The. — Sar. — Bi. 


3: 


100 


EFT: 


558 


7 
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‘ für dad Jahr 1858. 
A. Einnahme, 


Borrath aus dem Borjahr. 

Paht- und Miethgelber. 

Ertrag ber Kommunwaldung. 

Desgl, der Obſt⸗ und Weidenanpflanzungen. 
Erbzinfen und Braugeſchoß. 

Lehugelber, 

Sporteln und Strafgelber. 

Bürgergeld, Schug- und Flurgenoſſengebühr. 
Innungsẽgelder. 

Ertrag des NRathelellers und Schießhauſes. 
Altivzinjen, 

Ertrag des Brauweſens. 
Staats zuſchuß zum Waſſerzubringer. 
Pflaſtergelder, Brückengelder. 

Marktgelder. 

Insgemein. 


Ton Ein. Ten 19. Summe. Hierzu 


1195 


819 Tyler. 14 Sgr. 2 Pf. Gefaminteinnahme. 


" 


11 


" 


3 


” 


243 Thlr. 4 Sg. = Pr. 


1809 


Be Ger 


17 


I: 


" 


" 


ol 


Gemeinbefteiner zu 3% Pf. don jedem Thaler der Eintommend, 


B. Ausgabe. 
Srunblaften. 
Beſoldungen. 
Auf Gebaude. 
Orte derbindung 
Erpebitiong » ——— 
Bardkultur, Holzmacherlbhue. 
Kabuzitäten. 
Paffivzinfen. 
Reftitution des Bierpfennigs, 
Jupentarienflüde, Baumaterial. 
Unterhaltung und Bervolfläubigung ber Wenerlöfd - Anftalten. 
48* 
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250 Thlr. — Sgr. — Pf. Wafferleitungen, Brummen. 
500 — u. — „Pflaſter- und Wegebefferung in ber Stabt. 
0% „ — u — u Rollelturgebühr der Pflaftergelverheber. 
3 „ 2 „ 4 „ ZBuſchuß zur Armenpflege, 
240 "ME oe ee S g. 
3 „ 2 „ 9 „ Zuſchuß zuf Neuſtadt-⸗Schleizer Strafe. 
a1 „ 2 „ 4 „ Desgl. auf Schul- und Lehranfalten. 
100 — „— Insgemein. 
8243 = 1 Sgr. 3 * Summa. 
Zuſammenſtellung. 
8243 Thlr. 1Sgr. 3 Pf. Ausgabe. 
8319. „ 14 2, Einnahme. 


43 Thlr. 17 Sgr. 1 Pf. Defizit. 

Zu bemerken ift, daß für bie Armenkaſſe, für die Schleizer Ehanffeekafie 
und für die Schulfaffe befondere Voranſchläge von bem Gemeinbevorftande aufgeftellt und von 
dem Gemeinderathe genehmigt werben find; und zwar enthält der Voranſchlag für die Armen- 
kaffe eine Einnahme von 356 Thlr. 25 Sgr., und eine Ausgabe von 1287 Thle. 20 Ser. 4 Pf. ; 
der für die Chauffeekaffe eine Einnahme von 623 Thlr. 12 Sgr. 9 Pf. und eine Ausgabe von 
1295 Thlr. 12 Sgr. 9 Pf.; der für die Schulfaffe eine Einnahme von 785 Thlr. 6 Sgr. 7 Pi. 
und eine Ausgabe von 1716 Thlr. 28 Sr. 11 Pf., fo daß bie oben eingeflellten Zuſchüſſe 
aus der Kämmereilaſſe zu dem drei genannten Speziallaffen nötbig find. 

Die Geringfügigkeit des zur Schullaſſe fließenden Zuſchuſſes erklärt fi dadurch, daß ber 
größere Theil der Lehrergehalte ummittelbar aus andern Kaffen oder buch Naturalien an 
Getreide, Holz und an Wohnung gewährt wird. 





Berit über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde: Angelegenheiten in der 
Oberbürgermeifterei Erefeld pro 1857. 


Nah der am Schluffe des Jahres 1855 aufgeftellten Ueberficht der Beränderungen in ber 
Bevöllerung betrug die Zahl ber Einwohner 45,197. Im Jahre 1856 find geboren 1955, 
eingewanbert 3666 — 5621, dagegen find geftorben 1164, ausgewanbert 2696 — 3860. Der 
Zuwachs beträgt 1761. Am Schluffe des Jahres 1856 betrug mithin bie Bevöllerung 46,958, 
und zwar nad den Konfeffionen: Katholiten 33,545, Cvangelifhe 11,930, Mennoniten 727, 
Juden 756. — Die Aufnahme in den preußifhen Unterthanenverband unb bie Geftattung ber 
Niederlaffung bierfelbft haben im Jahre 1856 16 Ausländer erlangt. Die Lifte ber Aimm- 
fähigen Bürger pro 1858 enthält in ber 1. Wahlabtheilung 177, in ber 2, 643 und in ber 
3. Wahlabtheilung 1876 Wähler. 

Aus den Umlagerollen pro 1857 find aufzubringen: 1) an Grunbftener 19,827 Thlr., 
2) an Klaffenftener 32,678 Thlr., 3) an Haffifizieter Einfommenftener 15,006 Thlr., 4) an 
Gewerbefteuer 18,431 Thlr., in Summa 85,942 Thlr. 

An Kommumalftener, einfhliehlih ber Zufhäffe zu den Bebürfniffen ver ftäbtifchen 
Armenverwaltung und des Krantenhaufes 94,023 Thlr. — Crefeld ift bie größte Stabt bes 
Staates, in welder Klaffenfteuer befteht, da alle andern größern Städte Mahl» und 
Schlachtſteuer haben. Die Kommunalbehörden biefer Städte werben dadurch von einer Arbeits. 
laſt befreit, bie bier eine ganz außerordentliche Kraft und Anftrengung erforbert, wenn erwogen 
wird, baß die Umlagerolle der Klaffenfteuer in ihrer großen Spezialität pro 1867 14,434 Bo- 
ftionen, jene der Zugänge pro 1866 aber 8700 Pofltionen und der Abgünge 8085 Pofitionen 
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umfaßt. Die Ueberweifung unb Kontrolle der fraglichen Zu» umb Abgänge erheiſcht eine ſehr 
weitlänfige Korreſpondenz mit ben betreffenden Ortsbehörben. 

An Einzugsgelvern wurben pro 1856 der Gemeinbekaffe 3846 Thlr. überwiefen, worauf 
2560 Thlr. 15 Sgr. eingingen und 1279 Thlr. 15 Sgr. Reſt verblieben. 

Die Gemeinde:Rehnung pro 1856 wurbe geprüft und abgenommen und ergiebt folgenbe 
Refultate: 

Die Einnahmen betrugen 110,453 Thlr. 22 Sgr. 2 Pf., die Ausgaben 96,549 Thlr. 
25 Sgr., bleibt Beftand 13,903 Thlr. 27 Sgr. 2 Pf. Diefer Beſtand iſt zum größern Theile 
dadurch erzielt, daß, wie weiter umten nachgewiefen werden wirb, ber Zuſchuß am vie Näbtiidhe 
Armenkaffe 9585 Thlr. weniger betragen hat, als veranfchlagt worden, Die verbliebenen Ein- 
nahmerefte belaufen fi) auf 1545 Thlr. 15 Sgr., wogegen bie Ausgaberüdftände 4178 Thlr, 
16 Sgr. 4 Pf. betragen. 


Die Gemeindeſchulden betragen nach ber Ueberfiht . - » » = 2 220. 45,350 Ihr. 





Hiezu treten bie zu Schulzweden aufgenommenen » - = = =» 14200 „ 
— — )ſii — 
Macht . . „ 59,550 Thlr. 

Davon wurden getilgt * “ . . . — ee—— . . . . . . 7,200 ” 


Bleibt Schuld . . 52,350 Tr 
Die Reſultate der Rechnung der ſtädtiſchen Armenverwaltung pro 1856 find folgende: 
Die Einnahmen betrugen 36,259 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf., bie Ausgaben 35,537 Thlr 
17 &gr. 3 pf. bleibt Befand 722 Thir. I1 Spr. 7 Pf. CEinnafmerefte find Feine dorhanden. 
bagegen eine Reftansgabe von 276 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf., beftehend in Gefchenten zum Zwedte 
ertraorbinairer Kohlenunterftügung, welche pro 1857 zur Verwendung kommen. Bon bem zu 
40,085 Thlr. veranfhlagten Zuſchuſſe dev Gemeindelaffe wurden nur 30,500 The. in Anfpruch 
genommen, mithin 9585 Thlr. erfpart in Folge der eingetretenen günſtigeren Berhältniffe hin« 
ficgtlich der Preife der Lebensmittel und auslömmlicheren Beichäftigung. 
Im Jahre 1856 wurben unterftügt: 


1) Hausarme: Einzelne: amilien : 
buch beftimmte Wochengaben . » 2 2 2 0 0... 29 363 

„ unbeflimme „ a VE TE 82 473 

blos ERBE 22 ee ee a ae 11 144 
zufammen 884 980 


Nach dem angenommenen ſtatiſtiſchen Grundſatz, daß eine Familie 5 Perfonen umfaßt, 
beträgt die Zahl der unterftägten einzelnen Berfonen . - 2 "2 2. 5284 
2) im dem fläbtifhen Armenhanfe waren - 2 2 2 2 m er er ren 54 
3) bei Privaten im Pflege gegeben - > 2 2 2 2 2 en —* 
4) im katholiſchen Armen» reſp. Waiſenhauſe. 2 er ea 69 
5) im evangel. Armen» reſp Waiſenhauſe Er ; A . 
6) in Irren⸗Auſtaltenn. aaa 
Ueberhaupt 5632 
oder nach Maßgabe der Geſammt⸗Bevöllerung von 46,958 etwa 12 Prozent. 
Die Unterflügungen betrugen: 
1) für die Hausarmen: 
in baarem Gelbe und für Miete -. - 2 2 2 2 0 2 0.» 18,335 Thlr. 


in Brod — ⸗ ee—4 * 3 2,989 ” 
in Kohlen .... . 080 08 8 he J .. 2— . 635 " 
in Arzeneien — — ” . .-n 8 08 8 8 ae P . . 3— 2,341 ” 


2) für bie Häuslinge im Armenhaufe mit 16,996 Berpflegungstage - » 2,783 


726 


3) fir Pfleglinge bei Privaten . . » . a a, Ren, - AB U; 
4) für Pfleglinge im latholiſchen Krmenhanfe DT a a en HORE; i 
5) für Pfleglinge im evangelifhen Armenhaufe - » » on 0... 1608 „ 
Bi TE Ei 2. 1 0 a — 
7) Berbiauuglen < - = 0 0 0 0 0 0 0 nn nen 204 


Summa ber Unterftügungen 30,819 Thlr. 
macht auf jebe ber 5632 unterſtützten Perſonen burchihnittlih 5 Thlr. 14 Sgr. 2 Pf. 
Die nah dem Kaffen- und Rechnungs » Abichluffe verausgabte Summe von. überhaupt 
35,537 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. flellt ſich nach den betreffenden Etatstiteln alfo: 
Titel L Unterflügungen, Mieths- und Pflegeloften inkl. ver Erflattung von Pflegeloften, 
welche von auswärtigen Gemeinden liqnibirt . . 25,700 Thlr. 13 Ser. 11 Pf. 
„» IL Srantenpflege, d. b. Gehalte der Aerzte u. j. w. 
und Arzeneitoften.. -. . » 3839 „ 9 „ 10. 
„» IM. Unterhaltung ber Gebäube un Hauegerůthe int. 
ber Rapitalablage und Berzinfung für den Ban 


des Armenbaufes ad 927 Thlr. 15 Ser... . 150 ,; BB „n 8 „ 
„» IV. Unterhaltung ver Obdachloſen im — uvirmen. 

hauſe .. — = |: een | me Be 
„V. Berwaltungstoflen , Gehälter u. P w... 1 „ Ta 6 
" VL Berichiebene — Par Ver * 670 [Z 17 " 2 " 


Darunter: Penſion bes früheren Selretairs mit 
225 Thlr. und 204 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. Be- 


erbigungstoften. a 

Summa 35,107 Thlr. 20 Sgr. 2 Pf. 

Hierzu aus ber Rologhſchen — ee Fe 25 u — — 
und au Reſten pro 1855. . - — ae 14 mn 2. „1, 


* obige 35,537 Vlr. 17 SH. 3 Bi. 

Die Einnahmen ber fläbtifchen Krankenhauslaſſe betrugen im Jahre 1856 9666 Thlr. 
5 Pf., die Ausgaben 9483 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf., bleibt Beſtaud 182 Thlr. 25 Ser. 8 Pf. 
Am 1. Januar 1856 befanden fi in der Anſtalt 45 Kranke, im Laufe des Jahres wurden 
464 aufgenommen, macht 509 Kranke, davon wurben geheilt entlaffen 377, gebeflert 26, unge» 
heilt entlaffen ober in andern Anftalten untergebracht 32, geftorben find 26 — 461, fo daß ult. 
Dezember 1856 ein Beftand von 48 Kranken verblieb. Die Summe aller Berpflegungstage 
jener 509 Kranten betrug 16,949, e8 waren mithin pro Tag durchſchnittlich 46Y, Betten belegt. 
Diefe vertheilt auf die 7737 Thlr. 6 Sgr. 7 Pf. betragenben Koften (b. h. mit Ausſchluß ber 
in ber Totalausgabe von 9483 Thlr. 4 Sgr. I Pf. begriffenen durchlaufenden Summe von 
1745 Thlr. 28 Sgr. 2 Pf. für das Defizit aus 1855 und einer Kapital» Ab: und Anlage), 
macht für Einen Kranken pr. Tag 13 Sgr. 10", Pf. inf. aller Berwaltungs- und baulichen 
Unterhaltungstoften. 

Die Zahl der am Jahresſchluſſe 1855 beim Leihamte bintergelegten Pfänder betrug 
14,453, 1856 famen binzu 37,427 — 51,880, davon wırrden eingelöft 35,252, verlauft 1165 
— 36,417, e8 blieben mithin 1856 Beſtand 16,463, folglich; mehr als 1855 1010. Die Bor: 
ſchüſſe auf die Pfänder betrugen 24,882 Thlr. 25 Sgr., d. i. 2388 Thlr. 15 Sr. weniger als 
im Jahre 1855. Der Gewinn der Leihanftalt beträgt mach der pro 1856 anfgeftellten Bilanz 
1455 Zhle. 19 Sgr. 9 Pf. 

Bei der fläbtiichen Sparkaffe waren ult. 1856 237,978 Thlr. 5 Sgr. 9 Pf. belegt und 
ber feit Errichtung dieſes Inftituts in 1840 bis 1856 gemarhte Ueberſchuß beträgt 14,463 Thlr. 
5 Piennige, 
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Die Prämiirung einer gewiffen Kategorie von Sparern aus dem Fond ber Provinzial, 
Hürfstafie zu Köln Hat keinen ſouderlichen Erfolg gehabt, wegen ber Geringfügigkeit folder 
Prämien. In Folge der vorgefchriebenen Bffentlichen Aufforberung ‚hatten pro 1855 nur zwölf 
Iuterefienten Anfprucd auf diefe Prämien gemacht, deren Untheil im Ganzen fih auf 1 Thle. 
4 Sgr. 10 Pf. belief. Für das Jahr 1856 find gar feine Anmeldungen erfolgt. 





Ueberſicht der richterlichen Thätigkeit des Stadtmagiſtrats zu Oldenburg während 
der letzten fünf Jahre. 


Borgelommene Sachen: Jahr 
I, Civilſachen 1853:, 1854: 1855: 1856: 1857: 
a) verglichen 2 2 2222 646 560 522 446 655 
b) entihieden . . .» . 220 165 214 175 324 
c) an das Landgericht verwielen . ar 25 16 26 45 35 
d) am Schluffe des Jahres anhängig 51 57 49 9° 61 
zuſammen „. „ 92 798 811 761 1075 
I. Boligeiftraflohen - - » »..:...173 1267 924 965 1093 
II. Steuerlontraventionsfahen . . . . 16 11 10 8 9 
IV. Alte freiwilliger Gerihtsbarkitt . „2383 204 212 220 231 


Darunter Teftamente und Teftaments- 
bepofitionen . . . 51 35 42 53 46 
V. Unbebingte Befehle aus öffentlichen 
Berlänfen - © 2 2 2 2 2... 102 188 257 243 118 


Im Jahre 1857 wurden aus der Armenkaſſe der Stadtgemeinde Oldenburg unterftügt: 
PBerfonen 
1. Regelmäßig Unterftütte: männl, weibl. zuſ. 
a) 80 Familien mit Perfonen 
DER IM. 22er 27 77 14 
2) unter 14 Se u u a ee ee 58 1% 
b) einzelne Perſonenn.. a re 40 6 14 


o) zaſanmmueeeeeeee... MB MO BR 
Davon find an®verbimgen: 


a) Alte und Gebrechliche (davon 5 im — — — 8 42 68 
b) Geifteskanfe (davon 6 in Blanfenbıng) . . . . — 8 5 13 
0) Kinder (darunter 39 umehelihe) - © 2 222. 36 9 
d) zufommn . . . a ne ee en 3 172 


II. Außerorbentlic Unterftülste: 
a) 13 Familien mit Perjonen 


1) über 14 Jahre UHREN: | 14 24 


2) unter 14 Iabte 22 10 7 17 
b) einzelne Perfonen. . , nen u Me a ar Han Adern Co 8 13 
ec) zuſammen * ® * — —— 25 29 54 


III, Unterſtutzungsvorſchüſſe kt: 
2 Familien mit 3 Perfonen über 14 Jae . . ... 2 1 3 


—— — — — — 
Summa von I. II. und II. 175 230 405 
anf eine Bevollerung vom circa 12,000 Seelen, 


— — — — 
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Ueberfiht über die Ergebniffe der Gemeinde: Rechnung der K. Neid - Haupt» und 
Refidenzftadt Münden fammt den drei Vorftädbten Au, Giefing und Haidhaufen für 
dad Etatsjahr 1856/57. 


Partial- Total» 
8 Vortrag. 
— Summa. 
fl. Mo M. tb. 


Einnahmen, 





| 
L. Aus dem Beſtande der Borjahre. | 
1 | Aktivfaffabeftand . 61,017 2 


2 | Aktiv. Ausftände, Kechnungodefelte und Erfatpoften . 2,433 16 | 
Summa I. . el: 63,451) 8 3 





IL. Einnahmen des laufenden Jahres. 

1 | Aus dem rentirenden Kommmumal- — 
a) an Kapitalszinien . . i XF 17,294 9 
b) ans dem Ertrage ber Realitäten” ee 46,397 26 
ce) aus Rechten und ——— ... 0. 1908,288 6 

21 An Suftentationsbeiträgen . . .. ao 0% 11,405 41 

3 | Aus der Berwaltung: 
a) des Gemeinde» Bermögn® . » » * - . + ] 160,529 10 1 
b) der Poli . » ———— — 17,887 |25| & 
c) des ftäbtiichen Getreidemagazins Aa Dar — — 84,045 | 3- 


1} 























4 | An indirelten Gemeinde» Auflagen: 
a) an Brücken⸗, Pflafter-, Thor: und Wegzöllen . 83,609 31 
b) an Aufichlägen : 
aa) vom Malze . “0 0 0 0. 1 867,428 189 
bb) vom Getreide und Mehle een 69,574 '37 
ce) vom Fleiſche — m 54,268 38 
e) an fonftigen inbireften Auflagen” PURE TE Br 1,825 —— 
5 | An birelten Gemeinde» Umlagen . 2,169 36. — | 
6 I Erlds aus veräußerten Bermögenstheilen und an 
Obereigenthung » Ablöfungen. . 51,377 35 — 
TI An beimbezablten erg und rildvergüteten 
Altiv-Borihüffen . 5,524 51— 
8 | An aufgenommenen Baffiv - "Kapitalien und Baffiv- 
Borigüffen . ||... — — 
91 An Schenkungen und Bermänife . Er ey — u | 
10 I An zufälligen Einnabmen . . » ie — 105 14 — 
Summa IL ber Einnahmen bes laufenden Jahres ‘ fr 1,066,726 46 — 
Summa I. der Einnahmen aus dem Beftanbe ” 
Bit ea a nee 5° . sie se 
Summa fänmtliger Einnahmen . . » .». . ö le 1,130,177 54 3 
Ausgaben. | 


J. Auf ven Beflanb der Vorjahre. 

ee: 
2 | Zahlungsrlidtände, Rechnnngsbefeite und Erfatspoften | 4,647 | 2] 
Summa I. ; | 4,647 T 
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Bortrag. 





u 
5 Summa. 

Iitx. ſdi. X. 
I. Ausgaben des laufenden Jahres, | » 
1 | Koften auf Einhebung der Renten und übrigen Ein- | \ 


nahmen: 
a) — —— Rüdvergätungen an Auf⸗ | 
lag, Zöllen x... . 6,011 51 


ſch * ” ” [2 » * * [3 
b) Gewerfebetriebstoften und für Realitäten . . 63,555 |50| 2 
c) Erhebungsloften der eigentlichen Stäbtgefäle. | 41,761 19 
2 1 Auf Paffivreichniffe, Staatsauflagen, Kreis-, Diftri | 
und Lolaltkonkurrengen — 22303 44 


3 | Auf Prozeß» und Erelutionstoften . . u 100 IF} 

4 | Auf die Verwaltung: HH 
a) Befolbungen und unktionsbegüge . . , , 55,961 2- J 
b) Benfionen und Aftmentationen . . . . 13,471 | 8 
li. A ee 25,275 |29| 1 | 

9 I Auf Gemeinde - Anftalten : | | 
a) für ben Gum - . . .. 2... 1 5,551 132 |) 
b) für dem Unterricht... . 0... 50,224 112 — 
o) für die Wopkthätigkeit . . . . . . . 884 | 
d) für die Gef 2 ET 


f) für Imbuftrie und Gultur . en 
) für das flädtifche Getreidemagazin . . . R 
6 | Auf Bauten: 
a) für Reparaturen und Unterhalt: 
aa) Landbau . . . , — 
bb) Straßen⸗ und Pflafterbau . zer 
cc) Wafler- und Brüdensu . . . . \ 
DB 0. 5 5 TEE 
7 | Leitungen am andere Kaffen. . . ERROR FORTE 
8 I Auf —— 
a) ber lonſolidirten ee 
b) ber arimilians· Getreidehallen · Bauſchuid 


Summa IL, Ausgaben des lanfenden Yahree . . 
Summe IL Ausgaben auf ben Beſtand ber Borjahre 


Summa fänmtlider Ausgaben. . 





Abſchluß. 


Summa ber Einmapmen 1,130,177 fl. A te. 3 di. 
Summa der Ausgaben . Lea a. 3 u 


Altiv-Rf 33,845 fi. 16 fr. 1 bl. 
— çöä re—— — 
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Summartfdhe Ueberſicht 
aus der Rechnung der Straßenbeleuhtungd : Anftalt der K. Neichd : Haupt- und 
Refidenzftadt Münden für dad Nechnungsjahr 1856/57. 







Wirtlicher | Berbleibertbe 
Rüdfänbe. 






















Einnabmen 
L Aus dem Beſtande der Ren 
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III. 
Monats - Chronik, 


Königreich Preuſen. 
a. Ofi- und Weflpreußen. 


Königdberg. Der am 29. Juni flattgehabten Siyung ber Stabtverorbneten-Berfamm- 
fung zeigte ben gefetglihen Beftimmungen gemäß ber Borfigende an, daß bie Wahlzeit ber 
Landtagsvepntirten für die biefige Stabt und zwar bie ber bisherigen Depntirten, Geheimen 
Kommerzienrath Bittrich und Kaufmann Voigdt, ſowie deren Stellvertreter, Buchhändler Born— 
träger und Geh, Kommerzienrath Schnell, abläuft md daß die deshalb nöthige Nenwahl über 
14 Tage ftattfinden fol. Derfelbe ſprach and Einiges Über bie Antvefenheit des Prinzen 
Friedrich Wilhelm, namentlih über das bemfelben bon ber Stadt veranftaltete Feſt. — Die 
gegenwärtige Ueberfüllung ber Laaklſchen und Altſt. Armenſchulen an Schülern erbeifcht bie Er- 
meiterımg folder Schullokale, da mancher Lehrer in einer Klaſſe 150 bis 160 Schüler vor ſich 
bat. Die Stabt will deshalb ein neues Schullokal herrichten Taffen und hat zu dem Zwecke die 
in der Drummſtraße befegenen Grundftüde No. 47. und 48, für 2162 Thlr. angelauft, natür- 
lich unter dem Vorbehalt der Genehmigung ber Stabtverorbneten. Diefe wurde ertbeilt. — 
Bei der jingft vorgenommenen Nevifion der Stabthauptlaffe ward ein Beſtand von 43,805 
Thlr. 7 Sgr. 9 Pf. vorgefunben. Bei der des Leihamtes betrug folder 639 Thlr. 10 Sgr. 
8 Pf. Auf Pfänder ftanden in diefem Monate 1288 Thlr. 2 Sgr. weniger aus, Eingelommen 
waren für geföfete Pfänder 9218 Thlr. 5 Sgr. und amsgegeben für men verſetzte Pfänder 
7929 Thlr. 15 Sgr. — Bei der Nevifion ber Sparlaffe war ein Vorſchuß von 19 Tür, 
5 Sr. 11 Pf. Während des festen Monats find 6892 Thlr. 15 Sgr. am Kapitalien einge- 
legt und 6270 Thfr. 23 Sgr. herausgenommen worden. — Zu bemerken dürfte fein, daß es 
bie Abficht des Magiftrats war, das ehemalige Bürgergefängmiß zu verkaufen, Obſchon 
die aufgemachte Taxe 3773 Thlr. betrug, fo wurde in dem anberaumten Berfaufstermin doch 
nur ein Preis von 1010 Thlr. file jenes Grundſtück geboten und daher bie Einrichtung zu 
Wohnungen und Vermiethung berfelben dem Berlaufe vorgezogen. 

Königöberg, im Juli. Der Stabtverorbneten » Sigung am 13, d. Mts, wurde bie 
Rechnung Über den ſtädtiſchen Gasbeleuchtungsfonds pro 1857 vorgelegt, woraus wir 
unter Anderm erjehen, daß von ben im Jahre 1852 zur Einrichtung der ſtädtiſchen Gasbe- 
leuhtumg creirten 4proz. Papieren im Betrage von 200,000 Thle. bis uft. 1857 im Ganzen 
7375 Thlr. amortifirtt worden find. So wie bei dieſer Rechnung, willigte bie Berfamminng 
and in bie Ertheilung von Dechargen der Rechnungen des St. George - Hofpitals, Kämmerei 
Fonds, Legatenfonds, Armenfchulfonds, der örtlichen Poligeiverwaltung, Kommunalftenerfonde 
mb Armenfonbs pro 1857. — Der Magiftrat ftellte den Antrag, bem bei der Haberberger 
Armenſchule angeftellten Lehrer Rathke für fo lange, als er eine Naturaldienftwohnung nicht 
erhalten ann ober nit in eine höher botirte Stelle einrüdt, eine perfönliche Zulage von 
20 Thlr. jährlih vom 1. Juli d. 3. ab zu bewilligen. Auf ben befürworteten Vortrag bes 
Herrn Geheimen Negierungsrath und Profeffor Dr. Schubert genehmigt die Verſammlung dem 
Antrag. — Den vor dem Friedländer Thore belegenen Sarejhen Garten bat die Stadt an 
den Militairfislus file 8000 Thlr. zu Feftungsbaugweden verkauft und der Berkauf ift ale feſt 
abgeſchloſſen zu betrachten, da Das Königliche Minifterium feine Genehmigung dazu ertheilt hat, 
Die der Wittwe Sare Seitens der Stadt von biefer Kaufſumme zugewiefene Entihäbigungs- 
Summe von 1000 Thlr, veranlafte die Frau, dem Magiftrate und den Stabtverorbneten bafür 
ihren Dank auszuſprechen. Zu bemerken bürfte fein, daß ber Militairfistus jenen Garten 

noch atı den Sohn der Wittwe Sare verpachtet hat, daß alfo im ber nächſten Zeit jenes Terrain 
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zu Feftungsbanzweden noch nicht verwandt werben bürfte. — Der öffentlichen Situng folgt 
noch eine bei verfchloffenen Thüren. Im berfelben wird die Neuwahl der Lanbtagsbeputirten 
und beren Stellvertreter für die hieſige Stabt, deren Wahlperiode abgelaufen if, vorgenommen. 
Wie wir äuferlih erfahren, find bie bisherigen Deputirten Herr Geheime Kommerzienrath 
Bittrih und Herr Kaufmann Boigbt, ſowie als Stellvertreter ber Herr Geheime Kommerzienrath 
Schnell wieder auf's Neue gewählt worben. Für ben Buchhändler Bornträger ift als ftellver- 
tretenber Lanbtagsbeputirter der Herr Geheime Kommerzienrath Schrötter gewählt worben. 

Memel, Ende Juni. In dem foeben veröffentlichten Bericht über bie Berwaltung 
und den Stand ber Gemeinde-Angelegenheit ber Stabt Memel für das Jahr 
1857 heißt e8: Die Gefchäftsftille und ber Gelpmangel, welche dem allgemeinen Verkehre des 
vergangenen Jahres jeinen Charakter gaben, lonnten nicht verfehlen, auch auf das Gemeinbe- 
leben unferer Stabt, die vorzugsweife auf den Hanbel angemwiefen ift, noch unmittelbarer einzu- 
wirlen, al® anberwärts. Es haben deshalb viele, ſehr wünfchenswerthe Unternehmungen (wir 
erinnern an bie Gasanftalt, Markthalle ꝛc.) unterbleiben, und die Berwaltung hat fi baranf 
beichränten müſſen, Alles in georbnetem Gange zu erhalten unb vor Stillſtand und Rüchſſchritt 
zu bewahren, Der Umfang ber Stabt und Einwohnerſchaft ift im fatiftifcher Beziehung ziemlich 
berielbe geblieben. Es wurben geboren 290 Männl. und 245 Weibl.; es flarben 219 M. und 
199 W., mithin Ueberfhuß der Geburten 117. — Was den Bermögenszuftand der Stabt an- 
langt, fo hat fich derſelbe nicht wefentlich geändert. Dadurch, daß bie bringenbften Arbeiten des 
Retabliffements jhon im Jahre 1856 vollendet wurden und baf man bagegen alles weniger 
Dringlihe auf günftigere Zeit zurüdhielt, ift die Verſur beim Retabliffementsfonds wicht bes 
beutenb geweſen. Am Schluffe des Jahres 1856 waren verausgabt 190,592 Thlr. 16 Sr. 
11 Pf. Während des Jahres 1857 find noch verausgabt 16,885 Thlr. 1 Sgr. 3 Pf. Zu ben 
ult. 1856 vorhanden gewejenen 141,000 Tälern. Retablifjements-Anfeipen find noch 6058 Thlr, 
27 Sgr. im Laufe bes vergangenen Jahres hinzugelommen. Diefelben find wie bisher durch 
Privatfrebite realifirt und mit 6 Prozent verzinf. Diefer hohe Zinsfuß veranlaßte die Stabt- 
behörben, auch ihrerfeit8 von ihren Schulbnern 6 Prozent Zinjen zunächſt fiir das Jahr 1858 
zu forbern, welchem Berlangen ſich dieſelben ſämmtlich gefügt haben. Bon den Stabt - Obli- 
gationen find bisher im Ganzen 7900 Thlr. im Heinen Poften zum Kourfe von 95 Prozent 
berwerthet. — Die durch das Retabliffement bebingten Ausgaben find übrigens nad Bollenbung 
ber Heeringsbraale in der Hauptſache beenbigt, jo daß zunächſt die Bau » Ertraorbinarien » Rech» 
nung und demnächſt die ganze Retabliffements » Rechnung im Laufe diefes Jahres abgeſchloſſen 
werben lann. — Das Grumbeigenthum ber Stabt verwerthet ſich theils durch Vermiethung und 
Verpachtung, theils als Weide, zum Lehmftih, als Plantage und endlich durch unmittelbare 
Benutung als Ader. — Zufammenftellung der ben Stabthaushalt bildenden Fonds, Einnahme: 
A. Kämmerei-Fonds 89,663 Thlr. 22 Sgr. 8 Pf.; B. Befolbungs- und allgemeiner Bewaltungs- 
Fonds 13,567 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf.; C. Bau⸗Fouds; D. Schul-Fonds 10,478 Thlr. 15 Sgr. 
9 Pf.; E. Armen und Krankenhaus- Fonds 884 Thlr. 16 Sar.; F. Hofpitals.Fonbe 148 Thlr. 
16 Sgr. 3 Pf., zufammen 114,743 Thlr. 6 Sgr. 2 Pi. Ausgabe: Kimmerei » Fonds 38,042 
Thlr. 5 Sgr. 7 Pf.; Befoldungs- und allgemeiner Berwaltungs-Konde 21,023 Thlr, 22 Ser. ; 
Bau-Fonds 10 Thlr. 12 Sur. 3 Pf.; Schul-Fonds 16,452 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf.; Armen- 
und Kranlenhaus » Fonds 9749 Thlr. 20 Sgr. 11 Pf.; Hofpitals- Konbs 528 Thlr. 27 Ser. 
7 Pf., zufammen 95,307 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf. Balance: Die Einnahme betrug 114,743 Thlr. 
6 Sgr. 2 Pf.; bie Ausgabe 95,307 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf.; bleibt Beſtand 19,435 Thlr. 
9 Egr. 6 Pf. 

Die ſtädtiſchen Handelsanftalten haben im verfloffenen Jahre ein ſehr trauriges Refultat 
geliefert. Es kamen mur ein ca. 1243 Thlr. Wagegelver, 307 Thlr. Braafgelder, 1973 Thlr. 
Lagergelver, alſo aus dem ganzen Flachswage-Inſtitut uur 3524 Thlr., während die Durch—⸗ 
ſchnitts · Einnahme pro 1851 und 1853 im dem viel Heineren Gebäude 6590 Thlr. war. Die 
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Übrigen mit dem Hanbel zufammenhängenben Einnahmen an Brüden-, Marktftande-, Lager, 
Hafen» und Bohlwerlsgeldern Haben zwar 1857 aud gegen das Vorjahr abgenommen , jedoch 
wicht im jo auffallendem Maße. Sie überfteigen im Ganzen noch die Durchſchnitte der Jahre 
1851 bis 1853 vor bem Brande. Die Kommunalftener konnte natürlich in dem verfloffenen 
Jahre auch nicht die Höhe wie in den Jahren vorher erreichen, indeß ift ber Abfland nicht fo 
bedeutend. Es wurden veranlagt von 4177 Einwohnern und 98 Fremden 40,014 Thlr., von 
Beamten 711 Thlr., in Summa 40,725 Thlr. Davon gingen ab 2899 Thlr. 26 Sı. ' 





11 Pf, 
alfo blieben 37,826 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf. — Es find Hiermad) ca. 73 Progent gegen bi, —— 
lagung des Vorjahrs repartirt worden, wovon ca. 7', Prozent abzuſetzen waren, während im 


Jahre 1856 etwa 10'/ Prozent von der Veranlagung in Abgang kamen, 

— W.— Zilfit, im Juli, Bei dem wachfenden Umfang ber Geſchäfte der hieſ. Gasan - 
ftalt hat die Kommune es rathfam gefunden, ein daneben liegenbes geräumiges Grundftüc file 
4000 Tplr. zu acquiriren. Die Gebäude deſſelben werben vorläufig zur Elementarſchule benugt. 
— Dem biefigen Prenkſchen Wittwenftift iſt ein Vermächtniß von 2000 Thlr. zugefallen. — 
Als ein fehr dringendes Bedürfniß hat fi feit Iahren für unſern Ort bie Aufnahme eines 
Stabtbauplans herausgeftellt, um bei Neubauten eine gleiche Straßeuflucht, das oft fehr noth- 
wendige Vortreten und Zurüdtreten einzelner Gebäube zu erzielen, wozu ein Zwang bisher 
von der hiefigen königlichen Polizeibehörbe großentheil® verfagt wurde, wenn auch die ftädtifchen 
Behörben ſtets zur Entfhäbigung den Zurlidtretenden bereit waren, Es hielt ſehr ſchwer, hierzu 
einen geeigneten Techniker zu erlangen, Jetzt hat ein Kondukteur dieſe Arbeit filr 650 Thlr. 
übernommen, will inbeß erſt nad) 6 Monaten damit beginnen. — In der vor zwei Jahren er- 
laffenen Baupolizeiorbnung für die Stäbte des hiefigen Departements ift beftimmt, daß Scheu: 
nen, wenn fie, wie bier faft alle, mäher als 600 Schritte von Wohngebäuden liegen, maſſiv er- 
baut werben follen und Dauptreparaturen am benfelben, fofern fie von Holz find, nicht mehr 
geftattet find. Da dieſe Borſchrift den hieſigen Scheumenbefigern ſehr brüdend erfchien, fo 
wurbe eine Deputation am die Bezirksregierung gefandt, welche auch die Geflattung der Nepa- 
ratur für dieſes Jahr erlangte. — Wegen Ueberfüllung unferer Realfchule und weil in dieſelbe 
häufig Knaben unter 10 Jahren aufgenommen find, iſt es beſchloſſen, eine eigene Vorbereitungs⸗ 
ſchule für dieſelbe zu errichten. — Zur Bermehrung unferer Löfchgeräthe find 3 grofie Schlauch⸗ 
ſpritzen und eine Quautität hängender Börberküven im einer namhaften Fabrik in Stettin be— 
ſtellt, aber bei dem ſeichten Fahrwaſſer allerorts — das auch bie Dampfſchifffahrt im Tilſit 
ganz ſuspendirt hat — bereits über 8 Wochen von Stettin unterweges. Glüclicher Weiſe iſt 
unſer Ort ſeit langer Zeit vom feinem erheblichen Brande heimgeſucht. Auf wiederholte dieſſei⸗ 
tige Anträge und Beſchwerden iſt in ber Verſammlung ber Vertreter der Oſtpreußiſchen 
Städte ⸗Feuerſozietät zu Königsberg endlich beichloffen, den Zwangsverband — der, foviel be 
kannt, nur noch bier und in Pofen eriftirt — aufzuheben. Es läßt fi voraugfehen, daß bie 
Berfiherungsprämien für biefige Gebäude bei Privatgejellihaften geringer fein werben ; eine 
anbere Frage iſt freilih, ob nicht andere überwiegende Nachtheile aus der Aufhebung entftehen 
möchten, falls fie die Lönigl. Santtion findet. 

Infterburg, 7. Juli. In der geftrigen öffentlichen Sitzung ber Stabtverorbneten-Ber- 
fammlung wurbe bie Borlage in Betreff der Gründung eines Real - Gymmaftums beratyen, 
Diefe Angelegenheit hatte ſich zu einer offenen Parteifrage des Tages hervorgebildet und unter 
dem Publitum eine Spannung verurſacht, mie fie feit langer Zeit noch nicht dageweſen it. 
Die fonft nit vorlommende Anweſenheit einer zablreihen Aufchauerichaft im Sitsungslaale 
deutete auf bie warme Theilnahme, welde biefer Angelegenheit zugewendet wird. Der Herr 
Juſtizrath Hubert als Meferent entwidelte in einem Maren Vortrage die Motive des Magiftrate- 
beſchluſſes und verlag das Gutachten ber Schuldeputation. Es wird darnach anflart der bon 
Seiten ber Königl. Regierung angeordneten Einrichtung mehrerer Parallelfaffen die Ummwand- 
fung ber höheren Bürgerſchule in ein fogen, Real- Gymnaflum proponirt. Es ergriff hiernãchſt 
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ber Stabtverorbuete, Uhrmacher Herr Tromm, das Wort. Derfelbe ſprach fi gegen bie Bor- 
lage aus, weil troß ber vorgefchlagenen Reform fpäterhin doch die Gründung einer mittleren 
Bürgerſchule erforderlich fein wiirde, Die Herren Stabtverorbneten Kreis» Poyfilus Dr, Keber 
und Rehuungsrath Ilert unterftügten bie Borlage. Die hiernächſt unter dem Vorſitze bes 
Vorſtehers, Bädermeifters Herrn Lottermofer, eröffnete Diskujfion war fehr lebhaft. Bei ber 
ſchließlichen Abftimmung wurde der Autrag auf unbedingte Gründung eines 
Real-Oymuafiums abgelehnt, dagegen für den Fall eines Zufhuffes aus 
Staatsfonds die Genehmigung ertheilt. Die Angelegenheit lann biernady als 
definitiv erledigt noch nicht betrachtet werben. 

Danzig, 7. Juli. Im der geftrigen Stabtverorbneten-VBerfammlung fand die Wahl von 
2 Deputisten und 3 GStellvertretern zum Provinzial» Landtage flat. Stabtrath Uphagen wurde 
mit 34 unter 37 und Stabtrath und Konful ©. F. Focking mit 24 Stimmen zu Deputirten 
gewählt. — Bor ber geftrigen Tagesorbuung ftellte der Stabtverorbnete Herr Behrend an 
den Magiftrats-Rommiffarius die Interpellation: ob der Magiftrat bereits auf ein neues Polizei- 
Ban-Gefeg hingewirkt habe oder überhaupt hinwirlen werde. Die Beantwortung ber Frage foll 
in der nächſten Sigung erfolgen. — Da fih im Publitum bie irrige Meinung Eingang ver- 
ſchafft hat, als wäre der Preis des Leuchtgaſes an unferem Orte bebeutend höher, als in irgend 
einer anderen Stabt, fo hatte der Gas⸗Direltor Zernede der Verſammlung einen überſichtlichen 
Nachweis vorgelegt, aus welchem zu erfehen war, daß mur Berlin und Königsberg, und aud 
nur unter gewiſſen Berhältniffen ein billigeres Leuchtgas beſäßen. — Bei beim Branbe im Hotel 
be Saure hatte fih auf's Neue die Dringlichkeit einer augenblidlihen Hülfe bei Fenersgefahr 
deutlich herausgeftellt und bie betreffende Kommiffion der Stabtverorbneten beftimmt, 10 — 15 
Mann zu gewinnen, welche zu jeder Zeit bereit fein follen, ſogleich auf ber Stelle bes Feuers 
zu erjcheinen. Zu diefem Zwede, jowie zu anbern fofortigen Einrichtungen im Feuerlöfchdienft, 
welche jedoch nur als proviforifh und als ganz unabhängig betrachtet werben jollen von ber 
projeftirten Einrichtung einer vollftändigen Fenerwehr, wurden 1000 Thlr. bewilligt. — Die 
Abſicht höheren Orts, den Ueberſchuß des jegigen Etats der Gewerbeſchule, entftanden aus ber 
größeren Schillerzahl derjelben, zur etatsmäßigen Gehaltserhöhung bes zweiten Lehrers zu ver- 
wenden, fand Widerſpruch, nnd wurde diefe Sache einer anderweitigen Entſcheidung unterbreitet. 
— Die Kommunalftener ſoll aud pro 1859 nad der jetigen Skala in zwei Raten erhoben 
werben. 

Danzig, 21. Juli, In der geftrigen Stabtverorbn.-Verfammlung beantragte vor ber Tages- 
Ordnung ber Vorſteher, Juftizraty Walter, zur Babereije einen ſechswöchentlichen Urlaub, der 
allfeitig genehmigt wurde. Werner flellte der Stadtverorduete Behrend ben pringlicden Antrag : 
die Berfammlung wolle befchließen, aus bem fog. Erplofions »- Fonds fir außererbentlihe Un— 
glüdsfäle eine Summe bis zu 3000 Thlru. der Unterftügungs-Kommiffion für die Abgebrannten 
zur Dispofition zu ſtellen. Die Maojorität erlannte die Dringlichkeit, der Antrag kam zur Dis- 
kuffion und wurde zum Beſchluß erhoben. — Der Magiftrats-Rommiffarins beantwortete bie im 
ver legten Sigung von bem Stabtverorbneten Behrend an ihn gerichtete Interpellation: ob ber 
Magiftrat auf eine neue Bau-Polizei- Ordnung hingewirlt babe oder überhaupt hinwirlen würde, 
dahin: daß eine neue Bau-Polizei-Orbnung noch nicht emanirt worben fei, folglich vom Magiftrat 
auch Leine Bekanntmachung hinſichts der baupolizeilihen Borfchriften habe erlaffen werden 
Lnnen; es folle aber bei Ertheilung ber Bau » Konjenfe alles Zwechdienliche genau erörtert 
werben. Hinfichts der Fener » VBerfiherung des Gymmaflums während der Gewerbe» und Ju— 
duftrie » Austellung in dem gegemüberftehenden Holzgebäude zeigte der Magiftrats - Kommiffarius 
an: daß die nöthigen Schritte geſchehen, um die Berfiherung in Kraft zu erhalten. — Bei der 
Wahl von Landtags » Deputirten und Stellvertretern am 6. Juli d. I. find zwei Formfehler 
begangen, man bat nämlich fpäter ermittelt, daß beide Stimmzähler dem Alter nach nicht bie 
jüngfien Mitglieder der Wahlverſammlung gewefen, was das Geſetz vorſchreibt; daß auch bei 
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der engeren Wahl des britten Stellvertreter® einer ber Wahllandidaten mitgeftimt hat. Um 
Mißverſtändniſſen vorzubengen, wirb ber Magiftrat erjucht, viele ormichler der Königlichen 
Regierung mitzutheilen. 

Braundberg, 18. Juli. Am 15. d. fand bie Neumwahlunferes Bürgermeifters 
flatt. Der größte Theil der Bürger wollte unjeren bisherigen Bürgermeifter Herrn Pueſchel, 
welcher feit 22 Jahren ununterbrochen das Amt verwaltet, wieber gewählt jehen. Derfelbe, ein 
Mann im Anfange der 60er, ift rüftig und thatkräftig unb wohl im Stande, fein Amt mit ber 
feit fo langen Iahren geſührten Umſicht fortzuſetzen. Niemand wir leugnen, daß er fih um 
die Stabt verdient gemacht hat. Bei jeber Gelegenheit fuchte er ben guten Sinn der Bürger 
zu fördern uud etwaige Streitigkeiten durch gütliche Bermittelang beizulegen. Im den Jahren 
1848 und 1849, wo e8 auch bier nicht am einzelnen Aufbraufungen fehlte, hat er durch milde 
Zurechtweifungen die Schulvigen zu ihrer Pflicht zurüdgeführt und mit durch anderweitige 
Schritte die Stimmung gereizt. Wie fehr feine Bemühungen von Erfolg gekrönt find, zeigt, 
daß die hohen und höchſten Behörden uujeres Staates über bie Zuftände ber Stabt und bem 
Geift der Bewohner ſich bei jeder Gelegenheit fobenb ausgeſprochen haben. Seine Thätigleit 
wurbe baber and) durch verfchiebene Auszeichnungen zuletzt durch Verleihung des rothen Abler- 
Ordens 4. Kaffe, von Sr. Majeſtät dem Könige anerfannt. Wie mwehe hätte es num einem 
Manne thun müffen, der ſeit jo langen Jahren feine Kräfte der Stabt gewidmet hat, wicht 
wieber gewählt zu werben. Gott fei Daull dem war nicht fo, umb wir hoffen noch lange bie 
fegensreiche Wirkung feiner Thätigleit unferer Stadt erhalten zu ſehen Unſere Stabtverorb- 
neten beſtehen, wie überall, aus zwei Parteien, hier aber nicht ihrer Geflunung, ſondern ihres 
Glaubens nad. Dies wurde dadurch fo recht beftätigt, daß zu ber vom ber einen Seite ange- 
festen Borverfammlung nur Stabtverorbnete ihres Glaubens, mit Ausnahme des von beiden 
Seiten gleich geſchätzten Herm Stabtverorbneten-Borfteher® Heyne, eingeladen, und ein Gegen- 
Kandidat in der Perfon des Herrn Neferend. Wittig aus Breslau, welder mit Empfehlungen 
von bort am fehr einflußreiche Perfönlicteiten unſerer Stabt verfehen, aufgeftelt wurde. Es 
zeigt vom bem allbelannten Talt unferes Herren Heyne, baß, als er hörte, es feien nicht alle 
Stabtverorbneten zu biefer Vorverſammlung eingeladen, buch ein Schreiben feine Hinkunft 
abfagte. Trotz allevem wurde ber zeitige Bürgermeifter mit 18 Stimmen wieder gewählt, ie 
die Wiederwahl Abends in der Stadt befannt wurde, freute man ſich überall des fo fehr ge- 
wilnfchten, aber eben durch bie obigen Gegenftinumnungen kaum erwarteten Refultates, Mögen 
bie Herren, welche ein entgegengejeigtes Botum abgaben, bebenten, daß die Wahl nicht allein 
durch die Stimme ber Männer ihres Glaubens, ſondern duch bie ſämmtlicher Einwohner zu 
geihehen hat, und mögen uuſere lieben Mitbürger bie Lehre daraus ziehen, daß fie fich bei ber 
nächfen Stabtverorbuetenwahl ſtärler als bisher zu betheiligen haben, damit durch Einfeitigkeiten 
der Stabt fein Machtheil entftehe. 

Marienwerder. In ber am Sonnabend den 26. Juni flattgehabten Sigung der Stabt- 
verorbneten iſt Regierungsreferendarinus Szepansli aus Gumbinnen zum Bürgermeifter 
unferer Stabt (anf die Daner vom 12 Jahren) gewählt worden. Dies Reſultat ift dem Ge⸗ 
wählten, ber feit längerer Zeit im der Nähe vom Berlin fi aufhielt, ſogleich mitgetheilt wor» 
den. — Dem Bernehmen mad) hat der Stabtlämmerer Horn in Culm bie auf ihn gefallene 
Wahl als VBürgermeifter von Marienburg abgelehnt, nachdem bie Kommune in Culm ihm 
eine Zulage bi zur Höhe des mit der qu. Bitrgermeifterftelle verbundenen Gehaltes ange 
boten hatte, , 

b. Pommern. 

Stettin. Im ber am 6. Juli abgebaltenen Berfammfung der Stabtverorbneten kamen 
zum Bortrage zunächſt hie Kafjen-Berhältniffe der biefigen Kämmerei. Die Revifion am 
18, v. Mis. hat an Einnahme 181,842 Zhlr., an Ausgabe 159,360 Thlr., alſo Beſtaud 
22,482 Thle, ergeben, welcher mit 14,548 Thlr. baar umb mit 7,939 Thlr. in Vorſchüſſen 
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nachgewieſen ift. Die Afferbatenkafje wies einen Beftanb von 12,890 Thlr., und zwar 11,768 
Thlr. baar und 1122 Thlr. Sparkaffenbeläge nah. An Kommunalſteuer waren eingelommen 
pro April 6603 Thlr., pro Mai 3700 Thlr.; am Hafengeld pro Mai 1854 Thlr. und pro 
Juni 4162 Thlr. 

Nach dieſen Erdrterungen wurde zur Debatte über einen, vom Stadtverordneten Brehmer 
eingebrachten Antrag: bie Breite» und Papenftrafe gleich dem Rofengarten mit einem Kanal zu 
verjehen, geſchritten, derſelbe jchließlich jebocdh abgelehnt, indem bie Verſammlung ber Anſicht 
war, daß biefe Angelegenheit am Zwedmäßigften privatim anzubahnen und zunächſt, wie dies 
bei allen derartigen Unternehmungen bisher gefchehen, duch Unterhanblungen mit den betheilig- 
ten Hausbeſitzern zu einem entſprechenden Ziele zu führen fein bürfte, bevor biefelbe dem Ma- 
giftrat und ber Berfammlung zur offiziellen Kenntniß gebracht würde. Zudem wurde aud im 
den Ablehnungsgründen ber beichränften Finanzlage und ber vorgerüdten Jahreszeit gebacht, 
welche letztere eine diesjährige Inangriffnahme der Bauten unmöglich geftatte. Zur Erweiterung 
ber Ober vom Bleihholm bis zum Grabower Ort bewilligte die Berfammlung einen Zuſchuß 
von 20,000 Thlr., unter dem ausbrädtichen Beſchluſſe, daß damit eine früher gemarhte Offerte 
von 30,000 Thlr., die mit Rückſicht auf fpäter anullirte Projekte gemacht fei, aufgehoben wäre, 
— Ein Entwurf zur Erhebung der Kommunalabgaben gelangte nad kurzen 
Erdrterungen, aus benen wir entnehmen, baß er ſich im feinen Grunbzügen ven beftanbenen 
Prinzipien aufhließt, an eine Gutadhtungs-Kommiffion. 

Zum Schluß wurde von dem Borfigenden auf bie hiefigen Freibäufer hingemwiejen, 
deren Befigern nad ben ergangenen Stäbteorbnungen bekanntlich freifteht, die Fixirung und 
Ablöfung ihrer Rechte nachzuſuchen. Magiftratualifcherfeit8 wurde eröffnet, daß die Qualität 
ber Freihäufer von den Beſitzern zwar rechtzeitig Lonftatirt, Abldfung aber von Niemandem 
beantragt fei, daß auch feine Beranlafjung vorliege, ſolche zu wünſchen, ba bie Mittel zur Be- 
wirkung berfelben nicht unbeträchtlich ſein würden. Die Angelegenheit ging hierauf in ben 
Schooß einer aus 6 Mitgliedern beftehenden Kommiffion über. 

Es ift ſchon mehrfach darauf hingewiefen, daß die Stabt Stettin einer außerorbentlichen 
inbireften Steuer durch den Tarif der fläbtifchen Gasauſtalt unterworfen if. Die früher ge- 
machte Zufage einer fpäteren Ermäßigung der Preife ift nicht ausgeführt, obgleich die Stabt 
eine Nettoeinnahme von 25,000 bis 30,000 Thlr. jährlich dadurch gewonnen hat. Man hält 
dieſe Befteuerungsweife der Gaslonfumenten zum Beften bes allgemeinen fläbtifhen Haushalts 
für eine fo bequeme Einrichtung, daß man ſich bisher troß aller Beſchwerden nicht zu einer 
Abhülfe Hat entjchließen lönnen. Wir laffen hier nad ber Danziger Zeitung eine Zufammen- 
ftellung der Gaspreife in ben größern Städten Preußens folgen. 

1, Die ſtädtiſche Gasanftalt in Berlin verforgt 3799 öffentliche und 67,608 Privat- 
flammen, fie läßt ſich bezahlen 1000 Preuß. Kubiffuß Leuchtgas bei vierzehnjährigem Kontrakt 
mit 1 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf., bei fiebenjährigem Kontraft mit 2 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. bei kür- 
zerer Kontraftbaner mit 2 Thlr. 16 Ser. 6 Pf. 

2. Die Gasanftalt in Köln a. R. verforgt 800 öffentliche und 17,000 Privatflammen, 
und läßt fih pro 1000 Preuß. Kubilfuß Leuchtgas mit 2 Thlr. 27 Sgr. bezahlen. 

3. Die Gasanftalt in Breslan verforgt 1032 öffentliche Flammen und 15,200 Privat» 
flammen, und läßt fi) pro 1000 Kubiffuß 3 Thlr. 5 Sgr. bezahlen, fie giebt aber einen Rabatt, 
ber bei einer Jahresrechnung von 100 bis 200 Thlr. 34, pEt. u. f. w. fleigend, (4. B. bei 
2500 Thaler Jahresrechnung auf 30 pCt.) beträgt. — 4. Die Gasanftalt in Magdeburg 
(ein Altienunternehmen) verforgt 764 öffentliche Flammen und 11,444 Privatflamımen und läßt 
fi für 1000 Preuß. Kubilfuß Leuchtgas 2 Thlr. 22 Sgr. bezahlen. Sobald die Reinerträge 
8 pCt. Dividende Überfteigen, fo wirb biefer Ueberfhuß zwiſchen den Aktionären und Gas- 
Konfumenten vertheilt; im letzten Verwaltungsjahre erhielten hierdurch die Gaskonfumenten eine 
Rüdvergütigung von 7 Sgr. 6 Pf., jo daß fie wirllich nur 2 Thle. 14 Sgr. 6 Pf. pro 
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1000 Preuß. Kubiffuß veransgabten. — 5. In Königsberg verforgt die Gasanftalt 1028 
öffentliche und 9551 Privatflanımen und läßt fih pro 1000 Preuß. Kubilfuß Leuchtgas bei 
Abnahme bis 10,000 Kubitfuß jährlich 2 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf., von 10,000 bis 100,000 Kubit- 
fuß jährlich 2 Thlr., über 100,000 Kubikfuß jährlih 1Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. bezahlen. — 6. In 
Stettim verforgt die Gasanftalt 656 Öffentlihe und 8219 Privatflammen nnd läßt ſich pro 
1000 Preuß. Kubilfuß Leuchtgas 2 Thlr. 22 Sgr. bezahlen. — 7. In Danzig werben geipeift 
757 öffentliche und 5430 Brivatflammen und pro 1000 Preuß. Kubilfuß Leuchtgas 2 Thlr. 15 Ser. 
bezahlt. — Es eigiebt fi) daraus, daß im Berlin, Magdeburg, Königsberg und Danzig, 
und beziehungsweije felbft in Breslau, d. h. im allen angeführten Städten, ausgenonmen in 
Köln, die Gaspreife niedriger als bier find. Man berüdficdhtigt dabei in Berlin und in Königsberg 
bie Größe des von einzelnen Konfumenten abgenommenen Ouantums, worauf in Stettin gar 
leine Rüdfiht genommen wird. 

Stettin, 22. Juli. Auch heute fonnte die Beſchlußfähigleit der Stabtverorbneten-Ber- 
ſammlung nicht aus der Zahl der anwefenden Mitglieder, ſondern mußte aus der Beftimmung 
bes $. 42, der Stäbteorbnung v. 30. Mai 1853 hergeleitet werben. Es find dies die Merkmale 
der begonnenen Bade-Saifon. — Die Berhandlung felbft leitete der Herr Vorſteher durch bie 
Mittheilung ein, daß dem ftellvertretenden Vorſteher Herrn Juſtizrath von Dewig durch Reſtript 
die Befugniß beigelegt ſei, die Abzeichen des Amtes eintretendenfalls zu tragen. — Hierauf ging 
bie Verſammlung in Veranlaffung eines Antrages des Stadtverordneten Hrn. Behnle: „eine 
Kommiffion zur Befihtigung des Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Friebrih Wilhelm und 
Höchfiveffen Gemahlin Seitens der Stadt zu überreichenden Zafelauffatzes zu ernennen, damit 
die an dem Geſchenk vorhandenen vielfahen Mängel wo möglich bejeitigt würden“ anf biejen 
Gegenſtand Über, Der Herr Borfigende hielt diefen Antrag zur Beihlußfaffung Seitens ber 
Berfammlung nicht geeignet, vielmehr ven Magiſtrat allein zur Berfügung anf denfelben lompes 
tent. Seitens eines Magiftratsmitglieves wurde mitgetheilt, daß ber gerügte erheblichſte Man- 
gel, „der an bem obern Theile des Aufjages befindliche zerbrochene und mit Draht zuſammen⸗ 
gebundene Kranz“ die Folge des Transports von Berlin hierher ſei; daß ferner dag Gejchent 
II KK. Hoheiten durch eine Deputation bereits übergeben und nur durch perjönliche Vermit⸗ 
telung des Herrn Oberbürgermeiſters hier zur Anficht aufgeſtellt worden, woraus hervorgehe, 
daß ſo wenig Magiſtrat als Stadtverordnete noch ein Recht hätten, au dem bereits aus ihrem 
Beſitz hinausgegangenen Kunſtwerle irgend welche Aenderung vorzunehmen. Schließlich wurde 
der Antrag des Herrn Behnke au den Magiſtrat übergeben. — Auf ben Wunſch des Magiſtrats 
wurden aus der Mitte der Verſammlung brei bauverftändige Kommiffarien in den Herren Di. 
reltor Eidjen, Zimmermeifter Fifcher und Maurermeiſter Münch ernannt, welche bei dem beab, 
fihtigten Anlauf des Kuftodiegebäudes zu Rathe gezogen werben follen, inwieweit ein höheres 
Gebot, als bie im Jahre 1850 auf 10,253 Thlr. veraufchlagte Tape, dem Fiskus zu offeriren 
ſei. Gleichwohl ſpricht die Verſammlung die Abficht aus, fi) durch Mebereilung das Grunpftüd 
nicht jelbft zu vertheuern und vielmehr erſt im Subhaftationstermine ald Kaufbewerber aufju- 
treten. — Für bie höhere Töchterſchule wurbe bie Einrichtung von nod 5 Freiftellen zu ben ſchou 
vorhandenen 10 bewilligt. — Der Antrag auf Betheiligung au der Gründung eines Germani— 
ſchen National-Mufeums zu Nürnberg durch Altienfauf oder Baarzahlung rief eine längere 
Debatte hervor. Herr Pieft ftellte den Antrag, die Betheiligung abzulehnen, da es fraglich fei, 
ob Baierifher Seits etwas gethan werben würde, wenn bier ein dergleichen Inſtitut be» 
gründet werben folle, und ba auch bie Stadt-Fonds anderweit genugfan belaftet feien. Diefer 
Antrag wurbe von Seiten des Schulraths Alberti bekämpft, der auf die (angebliche) Wichtigkeit 
des Mufeums hinwies. Direltor Eidjen beantragte Zahlung von 10 Thlr. baar auf 10 Jahre. 
Diefer ſowohl wie der Pieſtſche Antrag kamen zur Abftimmung, erhielten jedoch beide feine 
Mojorität, vielmehr wurbe pie Betheiligung duch Anlauf einer 100-Gulvden-Aktie befchloffen. — _ 
Zum Schluß machte der Herr Vorſteher noch darauf aufmerffam, daß im ber =“ Sigung 
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zwei wichtige Angelegenheiten, nämlich die Auflöfung des bief. ſtädt. Leihamts und die Kommtij- 
fionsverhandlungen bezüglid der Kommunalabgaben zum Bortrage lommen würben. Der 
Grund zur Auflöfung des Yeihamtes liegt darin, daß baffelbe alljährlich bedeutender Zufchiffe 
aus der Kämmereilaffe bebarf, die fi durd die Lolalmiethserhöhung des Möbelhändler Koh in 
neuer Zeit nicht unbedeutend fleigern werben. Was ben zweiten Gegenftanb betrifit, jo hat 
die Kommiffion genaue Progrefftonsfäge zur Veranlagung der juriftiihen Perjonen, ferner die 
Befteuerung des bisher freien Privatvermögens von Beantten und bie freilafjung eines Ein- 
fommens unter 300 Thlr. vorgeſchlagen. 

Greifswald. Am 27. Juni ftarb bierfelbft unfer allgemein beliebter und geadhteter 
Bitrgermeifter Dr. Paepte, Nachdem er ſich bisher ver Fräftigften Gefundheit erfreut hatte, 
entriß ihn ein fo plöglicher Tod feiner langjährigen, wielfeitigen Wirkfamfeit, tief betrauert von 
Allen, die ihm näher kannten und mit ihm verlehrt haben. Was er während feiner mehr als 
zwanzigjährigen Wirkjamleit als VBürgermeifter der Stadt geweſen ift, davon geben bie beflen 
Beweife die lebhaften Klagen, die in allen Kreifen heute laut werben, Die Stabt verliert an 
ihm ihren beften Fürforger und Bertreter, die Armen ihren Bater und Helfer. Seine ganzen 
Berdienfte aufzuzählen, würde bier zu weit führen, es fei nur erwähnt, wie er ftets bemüht ges 
weſen ift, Handel und Schifffahrt zu heben und zu befördern, wie er eine lange beftanbene 
Unordnung der Greifswalder Feldmarl gehoben, wie ſehr er fih angeftrengt hat, den Bau einer 
Eifenbahn zu Guuſten unferer Stadt ins Werk zu jegen und wie er überhaupt thätig war, 
Greifswald in jeder Beziehung zu heben und zu verſchönern. Bon letterem giebt am beften 
Zeugnif das Anlegen von Trottoirs und der Gasanftalt, die nunmehr einer baldigen Bollen- 
dung entgegenficht. Selbſt um die Hebung der Univerfität erwarb er ſich große Berbienfe, 
wofür ihm auch bei Gelegenheit der Säfularfeier das Doltordiplom pro meritis mit Recht zu- 
erlannt worben ifl. 

c. Poſen. 

Poſen, im Juli. Unferer Stadtverordn.⸗Verſamml. lag in ihrer Sigung am 28. v. Mts. 
als erfter Gegenftand der Verhandlung die Bejegung der Reftorftelle und ber beiben obern 
Lehrerftellen an der zu begründenden Mittelichule vor. Es wurde der Berfammlung mitgetheitt, 
daß der Magiftrat dem Gefuche der Stadtverorbneten um Vorlage aller. eingegangenen Bewer- 
bungen nebſt Atteſten ꝛc. nicht mehr Folge geben könne, ba diefelben bereits an ihre Be- 
fitter zuridgegeben feien. Es batte fich hierbei eine von ber des Magiftrats abweichende 
Auffaffung des 5. 56. ad 6 der Städteorbnung vom 30. März 1853 herausge- 
ftellt, weßhalb die Berfammlung den Beſchluß fahte, an den Magiftrat das Verlangen zu ftellen, 
daß ihr bei Anftellung von Kommumalbeamten über Die eingegangenen Bewerbungen das voll. 
fländige Material vorgelegt werde, um beurtheilen zu lönnen, daß auch wirklich unter biefen 
die befte Wahl getroffen je. — Die zur Ermittelung geeigneter Perfönlichleiten für bie 
Stelle eines Stadtbauraths in der legten Sitzuug erwählte Kommiffion brachte zur Kenntniß 
der Verfammlung, daß fie nach nochmaliger Prüfung der vingegangenen Bewerbungen zu bem 
Refultate gelommen, wie fie unter ben Bewerbern nur Heren Pleßner als geeignet fiir diefe 
wichtige Stelle halte, und fie glaubt daher die Wiederwahl beffelben um fo eher empfehlen zu 
fönnen, als fie nad) eingezogenen Erkundigungen ermittelt hat, daß derſelbe die Wahl auch jetzt 
noch annehmen werde. Die Berfammlung lehnte indeß dieſen VBorfchlag ab; ebenfo erhielt ein 
Antrag auf ein nohmaliges Konkurrenzausichreiben nicht die Majorität, Schließlich ward beftimmt, 
zur definitiven Wahl eine neue Verfammlung in nächſter Zeit abzuhalten. — Der Theaterbi- 
reltor Keller hat an bie Stadtverorbneten » Berfammlung ein Schreiben gerichtet, in dem er er- 
Märt, daß es ihm nicht möglich fei, den neuen Kontralt über die Pachtung des hiefigen Stabt- 
Theaters umterzeichuen zu lönnen. Ex erklärt ſich bereit, mit ungetheilter Geſellſchaft vom 
Novbr. bis 1. April im biefigen Stadttheater Vorſtellungen geben zu wollen und auf Heizung 
und Reinigung bes Theaters ſtets eine beftmmte Summe zu verwenben. Im Beziehung auf 
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die artiftifchen Leiftungen ſtellt Herr Keller die Behauptung auf, daß die Anforberungen bes 
Bublitums in neueſter Zeit fo geftiegen feien, daß es jelbn großen Bühnen ſchwer werde, deu 
felben Genüge zu thun. Herr Keller erjuchte deshalb die Verſammlung, in ben Kontraltsbe— 
dingungen Ermäßigungen eintreten zu laffen. Die Berfammlung beſchloß, die Kommiljion zu 
ermächtigen, um im Verein mit Magiftratsmitgliedern das Weitere zu berathen, 

Neuftadt b. P., am 20. Juli. Nach dem vom hiefigen Magiftrat der Königl, Regie: 
rung erftatteten Jahresbericht von 185657 ergab bie im Monat September v. I. in hie» 
figer Stadt flattgehabte Zählung der biefigen Bevölkerung 2283 Seelen (1103 männl., 1280 
weibl, 1083 tathol., 600 evangel. und 700 Ifraeliten). Gegen das Jahr 1855 ftellt ſich ein 
Minus von 76 Seelen heraus, welches feinen Grund theils in ber Sterblichkeit, theils in ber 
Auswanderung nah andern Provinzen 2c. bat. Es fprechen 781 nur deutſch, 531 nur polnisch 
uud 1101 polnifch und deutſch. Im Sabre 1857 waren 143 fteuerpflichtige und 1837 fteuer- 
freie Sanbwerfer, 11 Kaufleute, 72 Hanbelsleute, 16 Gaft-, Speife- und Schaufwirthe, 1 Lohn⸗ 
fuhrmann und 7 Haufirer, welche zuſammen an Gewerbeſtener 790 Thlr. entrichten, In den 
letztverſloſſenen Jahren war Handel und Gewerbebetrieb unbedeutend, hingegen wurde in den 
legten zwei Monaten des vorigen Jahres die Wahrnehmung gemadht, baß im Folge der 
Suspenfion des Wucdergefeges die Erwerbszweige mit mehr Borliche 
und bejferem Erfolg für die mittlere Klafje ausgeführt wırden. — Der Bau 
eines kathol, Schulhauſes mit zwei Klaffen und den möthigen Lehrerwohnungen ift projeftirt und 
ein Bauplatz bereits acquirirt. Die Ausführung des auf 4265 Thlr. veranfhlagten Baues aber 
noch von Beihaffung ver nöthigen finanziellen Mittel abhängig, und kann fie nur in Ausfüp- 
sung’ kommen, wenn Seitens der Provinzialhillfstaffe ein Darlehn hierzu bewilligt wird, da bie 
Schulfozietät ganz unbemittelt if. Die evang. Schulfozietät hat pro 1356/57 eine Unterftigung 
von 80 Thlen. erhalten. Die Unterhaltungstoften betrugen pro 1856 335 Thlr. und pro 1857 
364 Thlr. Schulpflichtige Kinder waren im letzten Jahre 132, Der kathol. Schufe find pro 
1856,57 aus dem Staatsfond 150 Thlr. gewährt worden. Die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder 
betrug 247 und die jummarifchen Berwaltungstoften 569 Thlr. Die jübifhe Schulſozietät hat 
ihr eigenes Schulgebäude. Sie bringt den Bebarf von jährlih 522 Thlrn. ſelbſt auf, Die 
Zahl der ſchulpflichtigen Kinder betrug am Schluſſe des vorigen Jahres 204, Der Beſuch in 
allen drei Schulen kann regelmäßig genannt werben, — Die Organifation der vom Magiftrat 
entworfenen und von ber Königl. Regierung genehmigten Feuerlöſchordnung if durchgeführt, — 
In den legten zwei Jahren hat die Unmterfügung ber Armen 
Stadt fo überband genommen, daß ber Fond im dritten Quartal jeden Jahres er⸗ 
ſchöpft iſt. Es find im den beiden letzten Jahren verausgabt 1131 Thlr. Die durch bie befte- 
henden Privat-Unterflügungsvereine an Arme gezahlten baaren Unterftägungen Können auf min⸗ 
deftens 20 Thlr. jägrlich angenommen werben, und außerdem wurden zu Weihnachten v. 3. 
70 Thlr. freiwillige Beiträge am die Hülfſsbedürftigen vertheilt. — Es eriſtiren hier feine Kran. 
tenanftalten, dagegen aber eine Unterſtützungslaſſe für Gefellen. Ebenfo befindet ſich bierjelbft 
ein Hofpital, welches nach der bierliber beftchenden Urkunde dem Bürgermeiſter zur alleinigen 
Dispofition überwiefen it. Wegen Herausgabe dieſer Urkunde und ver alleinigen Berwaltung 
des Hofpitals ift dev Weg Rechtens beſchritten. Das Hofpital ift für 5 Hofpitaliten eingeriäter, 
befigt ein Kapitalvermögen von 600 Thfen., 94 Morgen 115 Q.-R. Ader, und ein mit 650 Thlen. 
in ber Provinziaffenerfozietät verfichertes Haus. Das Land ift bis 1865 fiir jährlich 130 Tote. 
verpachtet. Das Hofpital bezieht auferdem noch 33 Scheffel 7%, Mehen Getreide, won welchem 
13 Scheffel 3%; Metzen ver Probft erhält, während der Reſt unter die Holpitafiten (gegemvärtig 4) 
vertbeilt wird. — Die Kämmerei-Einnahme pro 1857 betrug 2558 Thlr.; die Ausgabe 2218 Tolr, 
Die Stadt beſitzt 50 Morgen 93 Q. R. Land, von welchem eine jährtiche Pacht von 76 The. 
5 Sgr. erzielt wird, und außerdem noch einige Gärten in einer Geſammtfläche von ca, einem 
Morgen 170 D,R., welche für 3 Thle. 6 Sgr. verpachtet find, 
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Nawiez, 18. Juli. Aus dem fo eben ausgegebenen Bericht über die ſtädtiſche 
Berwaltung dürfte Folgendes von allgemeinem Intereffe fein. Die Einwohnerzahl beträgt ans- 
ſchließlich des Militairs 9396, worunter 4668 männl, und 4728 weibl. Geſchlechts (inll. 834 
Straf» und Unterfuhungsgefangene), Dem religiöfen Belenntniffe nach gehören von ihnen 
6188 ber evang., 1543 der fathol., 164 der chriftfathol, Kirche und 1501 dem Synagogver- 
bande an. Der größere Theil der Bewohner treibt Gewerbe. Kauf» und Hanbelslente in A. 
und B. giebt e8 224. Der Getreide» umb Produltenhandel hat durch die hier errichtete Pro- 
duftenbörfe und durch die Eifenbahn an Umfang und Bebentung weſentlich gewonnen; durch 
letztere hat auch das Speditionsgeſchäft nach den öſtlichen Kreifen einen erfreulichen Aufſchwung 
erhalten. Die Hellwig'ſche Ungarweinhandlung en gros behält ihren alten wohlbegründeten 
Ruf. — Es beſtehen hierorts 7 Schulen: 1) Die feit dem 2. April 1853 ins Leben getretene 
Realſchule mit 5 Mafjen; es fungiren an berfelben außer dem Direktor 7 Lehrer und ein 
Turnlehrer; 2) eine evang. Elementarfnabenfchule mit 4 Klaſſen und 4 Lehrern; 3) eine evang. 
Elementarſchule für Mädchen mit 5 Klaffen und 5 Lehrern; 4) eine von dem Superintenbenten 
Altmann im Jahre 1828 geftiftete zweillaffige Armen» und Waiſenſchule mit 3 Abtheilungen 
und 2 Lehrern; die Stabt gewährt einen jährlichen Zufhuß von 80 Thle.; 5) eine vom ber 
Stadt feit dem 1, Oltober 1852 errichtete Armenfhule, die faft nur von evangel, Kindern be» 
fucht wird; fie hat 2 Klaffen und 2 Lehrer; 6) eime kathol. Elementarſchule für Kinder beiber 
Geſchlechter mit 2 Klaſſen und 2 Lehrern; 7) eine jüdiſche Elementarſchule für Kinder beiberlei 
Geſchlechts mit 3 Lehrern und einer Lehrerin und 4 Klaſſen; ihre Unterhaltung beruht auf 
Schulbeiträgen der jüdiſchen Gemeinbeglieder und einem jährlihen Zufhuß von 300 Thalern 
aus ber Kämmereilaſſe. — Die Straßenbeleuhtung entjpriht dem Bedürfniß volllommen. 
Eine Lolal-Feuerlöfhorbnung regelt die Thätigleit ber Lid » und Rettungsmannfhaften, Für 
pie dffentlihe Armenpflege wird aus der Kämmereilaſſe ein Zuſchuß von ca. 1600 Thlr. 
gewährt. Außerdem erhalten durch einen Privat- Armenverein (ind Leben gerufen vom Königl. 
Kreis-Gerichts-Direltor von Splittgerber und dem evang. Paſtor Kaifer), ber durch monatliche 
Beiträge ber Mitglieder einen Fonds von 8-00 Thlr. zur Dispofition hat, diejenigen Armen, 
die früher durch Straßenbettelei das Publikum beläftigten, wöchentliche Unterftägungen, bie mit 
den aus dem allgemeinen Armenfonds hinreichen, um ſowohl bie Straßen» als Hausbettelei 
nicht mehr dulden zu bürfen. Zur Unterftügung armer alter Bilrger aus dem chriſtl. Hand» 
werferftande eriftirt ein feit bem Jahre 1832 durch Geſchenle gebilveter Fonds, ber bereits bie 
Höhe von 5000 Thlr. erreicht hat, und von deſſen Zinfen wöcentlih 15 alte arme Bürger mit 
10 Sgr. unterftügt werden. In den Wintermonaten werben täglich 8O—100 Arme von dem 
Frauenverein mit Suppe gefpeift. Die Koften werben durch Geldgeſchenle und einen Heinen 
Zufhuß aus der Armenkafje beftritten. Die Armen: und Krankenpflege ber jüdiſchen Bewohner 
erhält aus der Kämmereilaſſe einen jährlihen Zuſchuß von 150 Thlr. Für unbemittelte Bürger 
und niedrig befoldete Beamte aller Konfejfionen befteht ein Gefunbheitspflege-Berein (vom Bür- 
germeifter a. D. Reber konftituirt), der gegen 200 Mitglieder zählt, bie gegen Zahlung eines 
monatlichen Beitrages von 4 Sgr. unentgelbliche ärztliche Behandlung und freie Arznei erhalten, 
Zur Erziehung und Erhaltung von etwa 30 evangeliihen Waiſen hat fih unter Vorfit des 
Superintendenten Altmann und Birgermeifter Haubleutner ein MWaifen-Rettungsverein ſeit 
1857 gebildet, deſſen Mitglieder jährlih ungefähr 100 Thlr. aufbringen und e8 ben weiblichen 
Borftandbsmitgliedern mit einem Zufhuß aus ber Armenkaffe möglich machen, für den Unterhalt 
ber Kinder bei geeigneten Pflegeeltern zu forgen und ihre fittliche Führung zu überwachen. 
Für die kathol. Waifen forgt die Armendeputation, für die jüdiſchen ber jübifche Armenvorftand. 
Gegenwärtig garnifonirt hier das Füf.-Bat. des 10. Inf. Regts. Die Soldaten find bei ben 
Bürgern einguartirt, und das Veruehmen zwifchen Militeir und Civil ift eim fehr gutes. — 
Zur Aufnahme armer Kranken ohne häusliche Pflege, Dienſtboten, Geſellen und Lehrburfchen, 
if ein mit allen Erforderniſſen verfehenes Krankenhaus vorhanden, welches von bem hiefigen 
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erkranlten Geſellen für Rechnung ihrer Allgemeinen Gefellen-Krantentaffe benutst wird. Dienft- 
boten werben gegen eine tägliche Entſchädigung von 3 Sgr. in demielben aufgenommen, ärztlich 
behandelt und verpflegt. — Im verfloffenen Jahre betrug das Etatsjoll der Stadt 12,190 Thlr. 
Die Kämmerei hat fein Bermögen und die gefammten Bebürfniffe müfjen durch direkte Beiträge 
der Einwohner und buch Zufchläge auf die Mahl» und Schlachtſteuer gebedt werben. 


d. Shlefien 

— 0.— Breslau. Wir befhäftigen uns bermalen hier mit Bebauungsplänen und 
mit unferer Themje, den Ohlaukanal; für legteren allerbings, wie feit 50 Yahren, 
noch auf bem Papiere, und es find feine drei Mill. Piennige für umfere Giftfabrit zur Hand, 
Die darüber gejhriebenen Alten und Zeitungen hineinzuſchütten, bat man auch noch nicht ver- 
fucht. Bezüglich des erfterem Gegenftandes — „Ipät fommt Ihr, doch — Ihr kommt!“ — 
find wir denn num endlid, dem Schußpatrone Breslaus fei Dank! zu Anfängen gelangt. 
Längft firedte die Stabt ihre Arme weit über bie früheren Umbegungen hinaus, Felder ver- 
ſchwanden, Gärten wichen der fleinernen Propaganda ; leider aber geſchieht, was ſchon mit dem 
Abbruche der Feftungswerfe (1812), mit dem Fallen ber Thore, mit dem Berwanbeln ber Bor- 
ſtadtdörfer in wirkliche Vorſtädte, d. i. Stadttheile, hätte geſchehen follen, erft jetzt, nachdem 
Linien jeder erdenlbaren Form — nur feine geraden — beiden Straßenbildungen ſich zugrund⸗ 
gelegt haben, nirgend eine ebenmäßige Häuſerflucht entſtanden iſt und bie Fronten bier vor⸗, 
dort zurückſpringen. Da, wo bie alten Wege und Stege, bie alten Grundſtücke einen Halt 
gewährten, blieb man, unter Ausschluß jeder Regelmäßigkeit, doch bei diefem; wo auch er man- 
gelte, hat man — und fo noch in ber allermeueften Zeit in den eleganteften Stabt- 
theilen — neue Häufer querfeldein hingefeßt, unbelümmert, ob fie jemal® in den weitern Anwachs 
ber Bebauung fi einregeln Fönnen. An einer unſerer Kunſtſtraßen, da, wo bie Stadt zuerft 
über ihre Steuerbarriere hinausgerückt if, an umferem fog. Longhamps, wechfeln rüdgezogene 
freiftehenbe Villen mit hervorfiehenden Fronthäufern ab, deren ungeputzte Giebelfeiten — 
treffliche Dekoration zu den zwiſchenliegenden Ziergärtchen abgeben. 

Es konnte, je größer ber Umfang wurde, dies nicht fo fortgehen, ohne daß zuletzt jede 
Straßen» und Nummerführung für die Zukunft unmöglich gemacht worben wäre. Die topo⸗ 
graphiſche und geometriſche ausführliche Aufnahme der ganzen Stadt (von welchem bedeutendem 
Unternehmen wir in Jahrg. III. Heft 8. u. 9. d. BL. geſprochen haben) hat auch hierin zum 
Befjeren den Anftoß gegeben, und es ift der Bebauungsplan für die Südſeite, 
d. i. fir die „Schweibniger-Borftabt“ und bie angrenzenden, binnen weniger Zeit troß ihres 
(meit finanziell begründeten) Sträubens dem äußern und inneren, bem baulichen und kommunalen 
Bufammenfließen mit der Stadt geweihten Dorffhaften bereits von allem zuftändigen Behörden 
vereinbart, geprüft, genehmiget und von bem Handels 2c.-Minifterium beflätiget worden und zu 
Hebermanns Einſicht offen gelegt. Bon ihm darf hinfort nicht abgewichen werden, bie Flucht- 
finien find von vornherein ihm anzubequemen. 

In Angriff genommen ift ebenfo die Weftfeite, d. i. bie „Nilolai-Vorſtadt“; ben 
Plan hierzu hat ber ehem. Stadtbaurath Stubt, 3. 3. Stabtverorbneter, entworfen, unb be- 
zwect berjelbe namentlich die Breiten» und Fluchtlinien der ſchon vorhandenen Straßen, „fo- 
weit bies im Verlaufe einer abjehbaren Zeit und ver Dertlichkeit nad fi ermöglichen Laffen 
wird“, zu regulivem, brei neue Straßen zur Verbindung ver beiden weftlihen Haupt-Längsftrafen 
(Friedr.-Wilh.-Straße und Magazinftrafe), fowie 4 andere neue Berbindungstttaßen anzulegen, 
Die Regierung hat hierzu noch die Gewinnung eines freien Platzes an {ehr Irequenter und \che 
verbauter Stelle geforbert, ſowie bie Verbreiterung einer ſehr befahrenen Strafe (gu den fr 
briten, Sagerplägen ꝛc.) von 36 auf 40 Fuß. Die Stabtwerorbneten. Berjammlung hat fomoht 
ben vorgelegten Spezialplau, als die im ben beigegebenen Alten enthaltenen Borderhanblungen 

5 Ür die 
über ben fänuntfiche Borfläbte umfaffenden Bebauungsplan erörtert, worauf fit ale i 
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Realifirung des ganzen Projefts eines Bebauungsplanes erforberfih zwei Punkte feftbielt: Ber- 
leihung des Erpropriationsredhts und Befig der Gelbmittel, welde ber fucceifive 
Erwerb entſprechenden Terrains in Anſpruch zu nehmen geeignet if. Im Bezug anf das Erſte 
ging aus den Alten bereits bie Abfiht hervor, dem ganzen Bebauungsplan der Stadt Bresfan 
dereinft, behufs Ertheilung des Erpropriationsrechts, der Königl. Genehmigung zu unterbreiten. 
Die Berfammlung verhehlte fi nicht, daß ein folder Ausnahmezuftand den und jenen Privat 
Befiger empfindlich berühren könne, feine Herbeiführung erſchien ihr aber aus überwiegenden 
Gründen des Öffentlichen Wohls als gerechtfertigt. Im Betreff des zweiten Erforbernifjes ging 
die zur Geltung gelangte Anfiht babin, daß weder bie Feftftellung des Bebauungsplanes, noch 
die Erlangung des Erpropriationsgefetes in dem Sinne anzuftreben fei, als wolle hierdurch bie 
Kommmme irgend welche Berpflihtung übernehmen, die fucceffive Verwirllichung des Planes 
aus ihren, zur Befriedigung ber dringendften kommunellen Bedürfniffe oft faum zureichenden 
Mitteln möglih zu machen. Eine folhe in ihrer Tragweite nmabjehbare, zu ben allerbebent- 
lihften Konſequenzen und zu vielfachen Kollifionen führende Berpflichtung könne die Kommume 
nicht übernehmen. Es erfolgte nunmehr die Entſchließung, das ganze Projeft könne und dürfe 
nur unter ben folgenden brei Gefichtspunften aufgefaßt werben: 1) ber Bebauungplan bildet 
ein baupolizeilides Regulativ für Ertbeilung bauliher Konfenfe; 2) die Stabt wirb 
geſetzlich ermächtigt, das zu feiner volfländigen Realifirung erforberlihde Terrain nöthigien- 
falts im Wege ver Erpropriation zu erwerben; 3) für die Kommune beftebt keinerlei 
Zwangspflicht im Intereffe des Bebauungplanes Grund und Boden aus Kimmereimitteln 
zn erwerben ober ben unter der Durchführung des Planes leidenden Privat-Grundbefigern Ent- 
ſchädigung zu gewähren, vielmehr hängt die Frage, ob zu dieſem Zwede Terrain zu erwerben 
und welche Summe dafür oder jonft als Entfhädigung zu verwenden fei, im jebem einzelnen 
Falle von ber freien Entſchließung der ſtädtiſchen Behörden ab. 

Nah Mafigabe diefer Gefihtspunfte gab die Berfammlung ihre Zuſtimmung zu dem 
Bebauungplane und fpeziell zu dem Projekt für bie Nicolaivorftadt, trat aber im Betreff ber 
Regulirung der Kleinen-Holzgaffe dem Verlangen der Königl, Regierung bei (40° Br.), ſtimmte 
bei der Mariannenftraße für eine Breite von 50 Fuß, wozu die abjacirenden Grundbeſitzer das 
erforberlihe Terrain zu gleihen Theilen gewähren follen, erflärte die beabſichtigte Berlängerung 
der Schwertftraße bis in den Miederfchlefiihen Bahnhof für nothwendig, hielt die projeftirte 
Berbreiterung ber Kurzen Gaffe für unzulänglic, ertrahirte deshalb die vollftändige Gerabelegung 
derjelben und gab der Erwägung anheim, ob nicht danach zu trachten fein möchte, den Nilolai— 
Begräbnifiplag nach feiner erfolgten Schliefung und nad Ablauf der gefeglichen Frift als freien 
Pla zu erhalten und beantragte, im dem Bebauungplane jett hen bie Straßen ins Auge zu 
faffen, beren Weiterführung über die Eiſenbahn binans in der Folge als wünfchenswerth 
oder geboten ericheinen möchte. (Ja wohl! denn 2 Bahnlinien und deren ineinandergeihobene 
Bahnhöfe ſchnüren jetst gegen Südweſt vollflänbig ab.) 

Bezüglich unferer eingangs angebeuteten Giftfabrifen hat nun auch der Geh, Mebizinals 
rath Prof. Gbppert, Präfes unſerer Promenaden- Kommiffion und Direltor des botanifchen 
Gartens, wiederum das Wort genommen. Denn auch biefer Garten laborirt an unferem Ma- 
remmen⸗Uebel, das Maffer feines Teiches, eines jett rund abgeichloffenen Stückes ehemaligen 
Wallgrabens, ift fein Waſſer, fondern Sumpf und Gift. — Zu beflagen ift (fagt der Genannte) 
bie fi immer mehr verſchlechternde Beſchaffenheit des Waſſers in tem fonft ber Anlage zur 
Zierde gereichenden Graben, deren Urfahe in bem leider hier früher herrſchenden 
unbeilvollen Prinzipe, Abzugskanäle und Straßengerinne in für reines 
Waffer beffimmte Bette zu leiten, zu ſuchen if. Denn man wird es wohl faım 
glauben, nicht weniger als drei umfangreiche, und zum Theil ungepflafterte Stabttheile ſeuden 
ftatt in die nabe Oder, ihren Schmutz in unfern Graben, ber fein Waffer mır höchſt unvoll» 
lommen zu erneuern, und ſich niemals des alten ftinkenben, giftige Auedünſtungen verbreiteten 
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Reftes zu entlebigen vermag. Es verhält ſich dies ganz eben fo wie mit unferem Stabt- 

graben, deſſen Uebelflände und bie Urſachen, bie fie herbeiführen, ich fchon vor nun 5 Jahren 

zuerft zur Sprache brachte, ohne daß man dies befonders beachtet hat. (Diefer Stabtgraben iſt 

notabene. unfer „Schwanenteich“, unfere „Alfter“, unſer „Harer Waſſerſpiegel“ l) — Man bes 

ſchuldigte mid) damals (fährt Genannter fort) wohl ziemlih allgemein der Schwarzjeherei. Nun, 

die Zeit hat darüber gerichtet. Ich darf leider keine einzige meiner damaligen Behauptungen 

zurücdnehmen. Iebermannm erwartet jet von unferen Behörden Bejeitigung biefer für bie 

Geſundheit der gefammten Einwohnerſchaft höchſt nachtheiligen Verhältniſſe, welche, inclufive 

der der Ohle, Breslaus Ruf, ich fage es mit tiefem Schmerze und aus wahrem Interefie für 

Schleſiens Hauptftabt, beim Anblide der Gfleichgiltigkeit, mit ber man fie von jeher betraßitete, 
nur zu ſehr zu zerfiören brot. Was den botanifchen Garten betrifft, fo werde ich kämpfen jo 
fange es gebt, um ihn unb feine Umgebungen aus einer Fieber- und Choleraftätte in einen 
geiunden Aufenthalt zu verwandeln. 

In unferer Bulvermagazin-Berlegung geht e8 leider nicht beifer. Der Mainzer 
Kuallefjelt war denn doch ſtark genug, um bier, wie an andern Orten, aus ver — fo lange 
fie Stid hält — jo bequemen Sorglofigkeit aufzutrommeln. Andere Orte find glüdficher 
geweien, find ihre ſchwarze Nahbarfchaft losgeworden. Die Militair » Pnlvervorräthe befinden 
fih feineswegs in der Nähe ber Stabt; fie befinden ſich vielmehr mitten in einem 
ftarfbewohnten Stabttheile drin, der obemein rechts und Tinfs zwifchen andere Stabttheile ein- 
geſchoben ift, nur durch die Breite der Oder getrennt von ihnen. Die Königl. Kommandantur 
bat jedoch das Anſuchen von Magiftvat nnd Stadtverordneten um Verlegung ber Pulvermaga- 
zine abgelehnt. Für bie Borräthe der -Hiefigen Kaufleute allein ein befonderes, abwärts gelegenes 
Magazin zu bauen, ift wicht thunlich, in Nähe der Stadt kein Play dafür zu ermitteln geweſen, 
die Erbauung in größerer Ferne auf freiem Felde aber von ber Polizeibehörbe entfhieden negirt 
worden. — Da die Intention des urſprünglichen Antrages duch die Ablehnung der Königl. 
Kommandantur als umerreihbar fi erwies, die in dem Königl. Magazin lagernden Bulver- 
vorräthe der Privaten im Vergleich zu den dort umtergebrachten Borräthen des Königl. Militair- 
Fistus nur ein fehr geringes Maß ergeben, fo war bie Verfammlung mit bem Magiftrat in 
der Anficht einverflanden, unter ven obwaltenden Umftänden, von jebem weiteren Berlangen 
Abftand zu nehmen. — Es bleibt alſo beim Alten! 

Nicht minder ebenjo flehts um unjere „gemeinnütgige Baugeſellſchaft“. Requi- 
escit in pace.” Auch von dem Vereine für „Volks-, Waih- und Babde- Anftalt“ 
gilt daſſelbe. Bezüglich erfterer ift im biefigem Blatte der Vorſchlag aufgetreten, zur Erleichte— 
rung bed Unternehmens, zur Sicherung feiner Rente und zum Bortheile ber Heinen Miether 
Spar-Einrihtungen bamit zu verbinden, wonach ber Miether einen Zagelohn" ber 
Mode zur Miethbedung zu erlegen habe. Der (ungenannte) Berfafjer fügt betaillirten Rech— 
munganfchlag bei. Die Sache verdient immerhin Beachtung ; doch — fo oder fo — wenn wir 
nur erfi Etwas hätten. — Der geferfigte Plan für den Nenban eines Arbeithauies m 
dem Grund und Boden der abgebrochenen Friedrichsthor⸗Kaſematte, won den betreffenden Sad 
Kommiſſionen in techniſcher und Ütomomifcher Beziehung vorher berathen, erhielt die Senehmi— 
gung der Stadtverorbneten, mit Vorbehalt weiterer Entſchließung über die zu wählende Heiz⸗ 
methode. Der Bauplan rückſichtigt ſowohl auf die Anlagen zur Heizung mit erw är mter 
Luft, als auch anf die Einrichtung der Oefenheizuug. Das Kommiſſions-Gutachten einpfahl die 
Heizung mit erwärmter Luft, wogegen ſich mehrere Stimmen aus dem Schooße der ee 
Inng (barumter Sanitätsrat Dr. Gräger unb Dr. Günsburg) erhoben, indem fie Diele 
Heizmethode in Bezug auf die in dem neuen Gebäube mnterzubringenden Franfen Gefangenen 
für nachtheilig erflärten und darauf bimmwiefen, daß die meiften Kranfenhänjer, in denen * 
Heizung mit erwärmter Luft beſtehe, dieſelbe wieder zu beſeitigen ſuchten. Bei ſo ——— 
Auſichten und der Wichtigkeit der Sache ward nicht für augemeſſen befunden, eine jofortige 
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Eutſcheidung darüber zu treffen, und befchloffen, den Magiftrat anzugeben, gemaue Information 
über die Erfolge ber Luftbeizung, fowie über die Gründe, aus bemen biefelbe hier und da wieder 
abgeihafft worden, besgleichen auch über die im neuefter Zeit in Aufnahme gelommene Waſſer— 
heizmethode und ihre Erfolge einzuziehen und alsdann weitere Vorlage zu maden. — 
Der genehmigte Koftenanihlag für ben Neubau erreicht die Höhe bon 71,395 Thlru., 
wovon auf innere Einrichtung und Ansftattung 5000 Thlr. fallen. Die Ausführung des Baues 
ift auf zwei Jahre verteilt, und werben aus ben bereiten Mitteln ber Kämmerei im laufenden 
Jahre 35,000 Thlr., im nächftfolgenden 36,395 Thlr. flüffig gemacht. 

—8 — Görlig, im Juni. Die der Stabt gehörigen Dominien, mit benen ein 
größerer ober Heinerer Grundbefig verbunden ift, find folgende: Nieder-Bielau, Hennersborf, 
Kohlfurth, Landeskrone, Ober und Nieder-Langenau, Lauterbach, Penzig, Ober- und Nieder- 
Penzighammer, Raufha mit Brand, Ober-Sohra, Stenler und Zentenborf. Ueberall find bie 
Dominial-Ländereien, fowie die Jagd auf denfelben und bie Fifchereien in dem zugehörigen Flüf- 
fen verpachtet und es betrugen bie fiir biefe Pachtobjefte zu zahlenden Pachtgelder im Jahre 
1856: 1) bei Nieber-Bielau 389 Thlr. 3 Sgr.; 2) bei Hennersborf 2747 Thle. 6 Sgr. 2 Pf; 
3) bei Kohlfurth 444 Thlr. 16 Sgr. 6 Pf.; 4) bei Landestrone 50 Thlr. ; 5) Langenau 724 Thlr. 
10 Ser. 11 Pf.; 6) Lauterba 528 Thlr. 15 Sgr.; 7) Penzig 693 Thlr. 24 Sgr. 4 Pf.; 
8) Ober- und Nieber- Benzighammer 461 Thlr. 8 Sgr. 1 Pf.; 9 Rauſcha mit Brand 761 Thlr. 
25 Sr. 4 Pf.; 10) Ober-Sohra 1465 Thlr. 16 Sgr. 2 Pf.; 11) Stenker 247 Thlr. 21 Ser. 
12) Zentendorf 299 Thlr. 20 Sgr. Summa 8813 Thlr. 16 Ser. 6 Pf., eine Solleinnahme, 
bon ber jedoch am Schluffe des Jahres 1911 Thlr. 18 Sgr. 7 Pf. in Reſt geblieben waren. 

Die Stadt befigt zwei Ziegeleien, bie eine bei Görlig, bie andere bei Stenler. 
1) In der Görliger Ziegelei wurben im Jahre 1856 verfchiedene Berbefferungen und Bau- 
lichleiten ausgeführt und zur Erweiterung ber Drain-Röhren + abrifation zu bem vorhandenen 
zwei Drain-Röhren-Preffen noch eine britte angelauft, welche in ber hiefigen Majchienen-Bauan- 
flalt von Sämann und Buchardt erbaut und fehr zwedmäßig konſtruirt if. In dem Betriebs- 
jahre 1856 wurben fabricirt: Mauer», Form und Dachfteine 609,776 Stüd, ferner 523,950 
Stüd (1Y,, 2, 3, 4, 5 und 6zöllige) Drainröhren und 2975 Stüd Chamotfteine, zuſammen 
1,136,701 Stüd. Diefe Fabrilate find in 6 Brennöfen durch 32 Brände gebrannt und bazu 
an Feuerungs-Dlaterial verwendet worben: 485 Klaftern Scheitholz dritter Sorte, 356 Klaftern 
Stodholz und 2175 Tonnen Steinkoblen. 

Berlauft wurden: an Mauer» und Formfteinen incl. der Beftänbe aus dem Jahre 1855 
— 587,272 Stüd; an Dachſteinen 138,620 Stüd und an Trainröpren 362,581 Stüd, zu: 
fammen 1,088,473 Stüd. Außerdem wurden 2186‘. Kubitfuß Töpferthon verfauft. 2) Im 
der Stenler-Ziegelei wurden im Laufe des Jahres fabricirt: 151,300 Stüd Mauer: und 
Formfteine und 66,900 Stüd Dachſteine = 218,200 Stüd, die in einem Brenmofen duch 9 
Brände und unter Verwendung von 108 Klaftern Sceitholz dritter Sorte und 313 Klaftern 
Stodholz gebrannt wurden, — Berlauft wurden 127,975 Stüd Mauer» und Formfleine und 
94,132 Stüd Dachziegeln (incl. des Beſtandes aus dem Vorjahre) zufammen 222,151 Stüd. 
Im Allgemeinen war bie Witterung ber Ziegel-Fabrilation nicht günftig, namentlich wirkten 
Spätfröfte im Frühjahr ſehr nachtheilig ein, indem bie bereit geftrichenen Ziegeln durch einige 
Nachtfröſte völlig zerflört wurden. Daher ift denn auch die Fabrikation gegen die des Vorjahres 
1855 um 19,535 Stüd Ziegeln unb 59,566 Stüd Drainröhren zuriüdgeblieben. Die Gelvein: 
nahme und Ausgabe bei den Ziegeleien betrug im Jahre 1856: 

zu Görlitz: zu Stenter: 
Ginnahme: 10,423 Thlr. 20 Sgr. 5 Pf. 1,908 The. 27 Sgr. 7 Bi. 
Ausgabe: 12,949 Thlr. 11 Sgr. 2 Pf. 1,604 Thlr. 16 Sgr. 11 Pf. 
Ueberſchuüß - > 2 2 2 2 0000 308 The. 10 Sgr. 8 Pi. 
Zuſchuß: 2,525 Thlr. 20 Sgr. 9 Pf. 
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Wirb bei biefer Berechnung auch noch der Werth ber am Ende des Jahres 1856 vorhandenen 
Beflände an Ziegeln und Feuerungs-Material in Anſchlag gebracht, fo vermindert ſich der Be- 
trag des Zuſchuſſes bei der Görliter Ziegelei auf - » » . . 2408 Thle. 2 Ser. 3 Pi. 
während fich ber Ueberfhuß bei der Stenter Ziegelei auf . . - 401 Thlr. 10 Sgr. 9 Bf. 
erhöht; es bleibt aber auch dann noch ein Berluft von. . . . 2001 Thlr. 21 Sur. 6 Bi. 
für die Biegeleiverwaltung fiehen, während ber vom Jahre 1855 einen Ueberſchußß von 721 Thle. 
16 Sgr. 2 Pf. bei berelben ergab. Die Kalkſteinbruch-Verwaltung hatte eine Gelb- 
einnahme von 5912 Thlm. 2 Sgr. 3 Pf. Die Ausgaben, einſchließlich der Baukoften für einen 
neuen Kalt-Cylinderofen zur Schuttfeuerung mit Steinkohlen betrugen 8650 Thlr. 9 Sar. 6Pf.; 
es find mithin 2728 Thlr. 7 Sgr. 3 Pf. zugefchoffen. Werben jedoch hierbei die Bantoften für 
ben neuen Schüttofen mit 3032 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf. befonders in Anſchlag gebracht, fo ergiebt 
fi) ein Gewinn von 304 Thlr. 26 Ser. 

Die Gelvrehnung der Steinbrud-Bermwaltung über die im Jahre 1856 in Be- 
trieb geweſenen fünf Steinbrücde weiſ't folgende Ueberſchüſſe nad: 
a. in Bernzighammer: 278 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf.; b. in Langenau: 15 Thlr. 11 Spr.; c. in 
Hennereborf: 12 Thlr. 19 Sgr. 2 Pf.; di in Tiefenfurth: 3 Thlr. 3 Sgr.; e, im Lauterbach: 
69 Thlr. 23 Sgr. 6 Pf., zufammen 379 Thlr. 12 Sgr. 9 Pf. 

Die Ueberfhüffe aus der Teichverwaltung betrugen für das Jahr 1856 — 300 Thlr. 
14 Sgr. 4 Bi. 


e. Brandenburg. 


Berlin, im Juli. Im der öffentlihen Sitzung am 22, d. Mis. hatte bie Stabtver- 
ordneten · Verſammlung zunäcft von einem Gefuch eines in ber Kraufenftzafie wohnenden Schuh. 
machers Kenntniß zu nehmen. Demfelben ift hiernach feine bisher in einem Kommunalhaufe 
inme gehabte Wohnung ohne alle Beranlaffung gekündigt und die Kündigung auch Seitens bes 
Magiftrats aufrecht erhalten worben, obwohl er fi zur Zahlung einer höhern Miethe bereit 
erflärt hat. Der Petent glaubt Grund zu der Annahme zu haben, daß bie Kündigung biof 
deshalb erfolgt fei, um bie Wohnung einem ſtädtiſchen Beamten zu überlaffen, und erfucht der» 
felbe deshalb bie Berfammlung, bahin zu wirken, daß er in der Wohnung verbleiben könne. 
Die Berfammlung beſchloß das Geſuch dem Magiftrat mit dem Exfuchen zuzuſtellen, ihr von 
ber Beicheibung bes Petenten Kenntniß zu geben. — Der Gutsbefiger Griebenow hatte ſchon 
vor mehreren Jahren einen Theil derjenigen der Kommune zugehörigen Ländereien, worüber er 
nur das Hutungsrecht hatte, an den Militairfistus mit ber Angabe verkauft, daß über das 
Gigenthumsrecht der Ländereien zwilchen ihm umb ber Kommune Streitigteiten herrſchen. In— 
zwiſchen hat. der Fiskus von den Ländereien Befig genommen unb theilweiſe biefelben bebant 
Die Kommune hat gegen dem Fislus Prozeß auf Herausgabe diefer Fändereien angeftrengt und 
benfelben auch durch rechtskräftiges Erlenntniß gewonnen. Obwohl der Militairfisfus während 
der Zeit eine Erpropriationsorbre für das bereits bebaute Grundſtück erlangt hat, jo hat berjelbe 
doch der Kommune Vergleichsvorſchläge gemacht, deren Annahme der Magiſtrat als dem Intereffe 
ber Kommune entiprechend nunmehr bei der Berfammlung empfohlen hat. Nach kurzer Debatte 
genehmigte die Verſammlung den Abſchluß des entſprechenden Vertrages. Schon vor mehreren 
Jahren hatte der Magiftrat bei der Verſammlung beantragt, dem germaniihen National» 
mufeum zu Nürnberg einen Beitrag aus Kommunalfonds zu gewähren. Auf das Gut- 
achten ber Gelbbewilligungsbeputation, daß das Beftehen des Juſtituts ſehr im Frage getellt 
fei, Hatte bie Berfammlung damals den Antrag abgelehnt. Der Magiftrat hat den Antrag jetzt 
dahin erneuert, dem Juſtitut auf zehn Jahre einen Jahresbeitrag von 200 Thfen. zu gewähren, 
und babei geltend gemacht, daß das Unternepmen gegemmärtig fo am Bebentung gemoumen, daß 
bie Stabt Berlin ſich einem Beitrage zu demſelben micht füglich würde entziehen fnnen. Der 
Referent ber Sache, Stabtv, Reimer, empfahl jedoch ber Berjammiung abermafige Ablehnung 
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des Antrages, indem er berfelben borführte, daß, wie er fih aus den ihm vorliegenden Berich- 
ten über bie Berwaltung während ber letzten brei Jahre überzeugt, daß Inftitut eine Einnahme 
von 24,325 Gulden gehabt, davon aber 8890 Gulden zu Beamtenbefoldungen, 1230 
Gulden zu Porto ꝛc. und der Einnahme fo weit zu Drudkoften und fonftigen Nebenausgaben 
verwendet worben feien, daß im Ganzen nur ca. 650 Gulden auf Erwerbungen für bie Samm- 
fung lommen. Die Berfammlung lehnte demnach ben Magifiratsantrag ein- 
fimmig ab und floh hiernady nah kaum halbftündiger Daner, bie öffentliche Sitzung. — 
Die beiden Prozeſſſe der Stadt Berlin gegen ben Fiskus, vertreten durch das Königl, Poli- 
zeipräfibium, find nunmehr durch bie letzte Inſtanz des Königl. Obertribunals gegangen. Im 
dem einen Prozefje hatte das Kammergericht das Erfenntnif des Stabtgerichts, dahin gehend: 
„Daß I. Kläger mit dem Antrage: dem Fiskus zu verurtheilen, baß er von ben im Etat des 
biefigen Polizeipräfiii der Kommune zur Laft geichriebenen 1000 Thfr. zur Unterhaltung ber 
Polizei-Dienftgebäube hierfelbft ven in separato feſtzuſetzenden Antheil erſetze, welcher davon auf 
bie Unterhaltung der in jenen Gebäuden vermietheten Räume und befindlichen Dienftwohnungen 
trifft und bie ebenfall® in separato zu ermittelade Summe, welde bie ‚Hagende Kommune in 
ber Vergangenheit für bie Iuftandbfegung und Unterhaltung der vermietheten Lolalien und ber 
Dieftwohnungen gezahlt bat, derfelben mit 5 pCt. Zinfen vom Tage ver behänbigten Klage zu 
erftatten — angebrachtermaßen abzuweijen“ und „IL Kläger mit dem Antrage: Fiskus zu ver- 
urtheilen: a) die Summe von 7188 Thlr. zur Unterhaltung von 53 Dienftpferden incl ber 
Koften für Sattelzeug und Stallutenfilien und zur Anfhaffung von Erfagpferden für die biefige 
berittene Schugmannfcaft; b) die Summe von 23,363 Thlr. 24 Sgr. 7 Pf. für Belleidung 
ber Wachtmeifter und Schugmänner ber biefigen Schugmannfhaft, fowie für Auſchaffung und 
Unterhaltung der Waffen, im Etat von den Koften ber örtlichen Polizei-Berwaltung abzufegen, 
und das darauf Gezahlte der Magenden Kommune nebft 5 pCt, Zinfen vom Tage ber behän- 
digten Klage zu erftatten — abzuweiſen und dem Kläger bie Koften des Vrozeſſes aufzuerlegen“ 
— Lediglich beftätigt. In Betreff des Punktes J. bat fih der Magiftrat bei der Eutſcheidung 
bes Kammergerichts beruhigt, dagegen im Betreff des Punktes II. die Nichtigleitsbeſchwerde ein- 
gelegt, worüber jegt dem Magiftrat das Urtel zugegangen. Das Königlihe Obertribunal hat 
nun in feinem Erkenntniffe von 8. April e. dahin entichieden, daß „die Nichtigleitsbeſchwerde 
gegen das Erfenntnif des Eivil-Senats des Königl. Kammergerihts vom 6. Juli 1857 zurüd- 
zuweifen, und der Impforantin die Koften des Nichtigleitsverfahrens zur Laſt zu legen.“ Der 
höchſte Gerichtshof begründet dieſes Urtheil folgendermaßen: Das Geſetz über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 1850 85. 183. ftellt ven Grundſatz auf, daß die Verwaltung ber ört- 
lichen Polizei von beftimmten Beamten ber Gemeinde wahrgenommen werben und die Tragung 
ber Koften der örtlichen Polizei-Berwaltung ebenfalls der Gemeinde obliegen fol. Bon biejer 
Regel fol jedoch nah $. 2. u. 3, im dem Falle eine Ausnahme flattfinden, wenn burd ben 
Beſchluß des Minifters befonderen Staatsbeamten die Polizei-Bermwaltung aufgetragen worben, 
deren Gehälter dann vom ben der Gemeinde zur Laft fallenden Koften ansgefchloffen find, Das 
Polizei⸗Präſidium, deſſen Beamten die Verwaltung ber örtlichen Polizei von der Regierung auf— 
getragen ift, und zu benen aud die Schugmannichaft gehört, wurbe bei Einführung des Geſetzes 
vom 11, März 1830 ſchon vorgefunden und beibehalten. Es ift unter den Parteien kein Streit 
darüber, daß die Gehälter der Schugmannfchaft, namentlich ber bier in Betreff kommenden 
Wachtmeiſter und Schugmänner von der Staatsregierung bezahlt worben. Aber wohl ift von 
dem verflagten Fisfus das Verlangen der Hagenden Stadtgemeinde von Berlin beftritten, daß 
auch die Koften ver Anihaffung und Unterhaltung ber Pferde, jowie bie Bewaffnung und bie 
Uniformirung zu dem Gehalte ber Schugmannfchaften gerechnet und vom Staate getragen wer- 
ben follen. Und durch die gleichlantenden Erlenntniffe ber beiden vorigen Imftanzen ift auch 
biefer Anfpruch zurüdgewiefen worden, In der gegen das Appellations-Urtel von ber Klägerin 
erhobenen Nichtigleitsbeſchwerde tritt ber zweite Angriff im den Vordergrund, welder bem 
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Appellations-Richter Verletzungen bes Geſetzes zur Laſt legen will, weil derſelbe micht ber De- 
hauptung ber Klägerin flattgegeben, daß das Imftitut der Schugmannfchaft an Stelle der 
Gensb’armerie getreten und aus biefem Grunde der Staat alle Koften beffelben zu tragen babe. 
Die Behauptung und der Angriff der Klägerin ergiebt ſich aber in feiner faktiihen Grundlage 
als unrichtig. Es iſt in Bezug auf den Auſpruch der Klägerin völlig gleichgültig, ob die Schutz: 
mannfchaft theilweis ober Tebiglich die Stelle der früheren Gensb’armerie einnchme, denn das 
Infitut der vom Staate unterhaftenen Gensb’armerie ift mach wie vor, ungeachtet des Inftituts 
der Schutzmannſchaft beftehen geblieben und nicht einmal eine dadurch bewirkte Verminderung 
ber Gensd'armerie behauptet. Ferner kann aus den Beſtimmungen über bie Organifation und 
Berwenbung ber Gensp’armerie, ein befonberes Recht der Gemeinden auf bie Stationirung von 
Gensd'armen nirgends hergeleitet werben. Noch weniger aber kann, nachdem durch das Geſetz 
über bie Poligeiverwaltungen vom 11. März 1850 die Regel feftgeftellt worden, daß bie Koften 
der örtlichen Poligeiverwaltung ber Gemeiftbe zur Laft fallen, von dieſer ein Recht des Wieder⸗ 
anfpruchs ober auf Enthäbigung geltend gemacht werben, wenn bie Staatsregierung durch 
eine won ihr als zwedmäßig erfannte und befohlene andere örtliche Einrichtung die Stationirung 
von Gensb’armen am Orte für emtbehrfich erachtet hat. Cs folgt daraus and, daß es nicht 
darauf anfommen kann, ob ober welche Aehnlichteit oder Gleichheit zwiſchen der Schumann 
{haft und Gensd’armen obwalte. Vielmehr erhellt aus dem von der Klägerin ſelbſt angezogenen 
Verfügungen, daß zur örtlichen Poligeiverwaltung von Berlin das Inſtitut der Schutzmannſchaft 
von ber Staatsregierung als nothwenbig anerkannt und eingeführt worden, baher auch befien 
Koften nach 8. 1. u. 3. des Geſehes vom 11. März 1850 von ber Ortsgemeinde getragen 
werben müffen, fobald nicht die in $. 2. m. 3. bezeichnete Ausnahme im Anfehung der Gehälter 
ber vom Staate ernannten Beamten eintritt. Sind hiernach die wider den Appellationsrichter 
erhobenen Beſchuldigungen ber Verlegung gefegliher Grundſätze ungegründet, fo lann es 
wefentfich nur noch auf bie Prüfung des in der Nichtigkeitsbejchwerbe geftellten erften Angrifies 
anfommen, auf bie Frage: „ob die ber Klägerin abverfangten Koften zu den Befoldungen ber vom 
Staate angeftellten Wachtmeifter und Shugmänner zu. rechnen ober nicht?“ Die Koften ber 
örtlichen Polizei ⸗Verwaltung beftehen in dem Inbegriff aller Ausgaben, welche nothwendig find, 
um biefe Verwaltung zu bewirten. Ueber die Nothwendigkeit der betreffenden Einrichtungen 
das Maaf ber erforderlihen Kräfte und die Art und Weife der Ausführung hat, ber Natur der 
Sache nach, nur die Staatd-Regierung zu entſcheiden und deren Beftimmungen find für bie 
Gemeinde ohne Weiteres mafgebend. Bon ben Vorſchriften der Staatsregierung hängt es 
daher auch unzweifelhaft ab, ob die Beamten der Polizei zu Pferde oder zu Fuß, ob und mit 
welchen Waffen, und ob und mit welcher Dienftlleivung fie ihre Amtspflichten erfüllen follen. 
Daß fliglich die dafilr aufgewenbeten Koften an fih au dem Inbegriff ber Koften ber örtlichen 
Bolizeiverwaltung gehören, kann einem Bebenten nicht unterliegen. Da jedoch bie Beamten 
der Schutzmannſchaft zu Berlin von der Staatsregierung angeſtellt worden find, fo fragt es 
fich, ob bie Vorſchrift des 9. 3. des Gefeges dom 11. März 1850 auch in Bezug auf jene 
Koften eine Ausnahme von ber Berpflihtung der Gemeinden zur Tragung der Koften ber ürt- 
fichen Polizeiverwaltung ftatnirt habe, In Ermangelung befonberer Beftimmmmgen in dem Ge— 
fetse vom 11. März 1850 Tann «6 hiernach nur auf eime Prüfung des. Weſens der Beſoldung 
eines Beamten im Allgemeinen anltommen. Das Präjwbilat des Obertribunals vom 28. März 
1854, welches bie Equipagen» und Pferbegefver der von ber Staatsregierung angeftellten Polizei- 
beamten der Stadtgemeinde zur Laft Iegt, erllärt: Unter vem Gehalt eine® Beamten verfteht 
man nad) dem gewöhnlihen Sprachgebrauch diejenige Belohnung, welche dem Beamten für feine 
Dienftleiftung ausgefetst ift und bie er zur Verwendung fir fih erhält. Das Gehalt ift alfo 
beſtimmt, die perfönlichen Bedürfniſſe des Beamten zu befriebigen und folglich ift auch im Prä- 
judilat des Obertribunals vom 7, September 1854 angenommen worben, daß bie Wohnung 
ans dem Gehalt zu befhaffen und eine Dienfwohnung zum Gehalt zu rechnen fei, ba eine 
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Wohnung ein unabmweisliches perfönliches Bebürfniß eines Heben if. Muß man num von 
biefen Grundſätzen ausgehen, fo erfcheint zuvörderſt bie Behauptung ber Klägerin grunblos, daß 
bie Bewaffnung der MWachtmeifter und Schugmänner zu ihrem Gehalte gehöre, ba berjelben in 
feiner Beziehung die Eigenfchaft einer Belohnung für geleiftete Dienfte, oder ber Befriebigung 
eines perfönlihen Bebürfniffes bes mit dem Amte betrauten Inbivibuums beigelegt werben 
fann. Eben jo verhält es ſich mit den Dienftpferden; fie find eben fo, wie bie Waffen zur 
Ausführung der Amispflichten, nicht aber für die Subfiftenz der Beamten beftimmt. Zweifel 
bafter könnte e8 bei ben Uniformsftüden fein, ob folche nicht zu dem Gehalte zu rechnen, ba 
bie Kleidung ein perfönliches Bedürfniß eines Jeden ift. Aber es bat ber Appellationsridhter 
zunächſt unangefochten fetgeftellt, daß die Wachtmeifter und Schugmänner bie ihnen gelieferten 
Uniformsflüde bei ihrem Dienflaustritte zurüdgeben müſſen. Sie müſſen aljo Behufs bes 
Amtes und der Erfüllung der Amtspflichten getragen werben und find den Beamten blos zur 
Benugung übergeben. Der Helm und die übrigen Uniformeftüde machen zwar während ber 
Zeit, wo fie getragen werben, andere Kleidungsſtücke gleicher Beftimmung entbehrlich, aber ben- 
noch find diefelben ihrem Zwede nad nicht deshalb vorgefchrieben, um ein perſönliches Bebürf- 
niß bes Beamten zu befrievigen, fonbern als Mittel zur Ausführung ber Amtspflichten. Im 
dem Berhältniffe der Parteien gegeneinander kann alfo die rechtlihe Natur der Koften ber 
Dienftlleivung nur biejelbe fein wie bei der Bewaffnung umd ben Pferden. Daß die Koften 
bei den Offizieren der Schugmannfhaft der Klägerin vom Berflagten nicht abgefordert worben, 
kann als Gegengrund nicht gelten, da daraus, daß biefe Koften von ben Offizieren ſelbſt getragen 
werben müffen, noch keinesweges bie Unrichtigkeit ber Entſcheidungsgründe des Appellations- 
Nichters in Betreff der Wachtmeifter und Schutmänner gefolgert werben kann, fonbern nur 
das, daß eine weitere Erwägung in Betreff ver Offiziere nicht nöthig geworben. Es ift daher 
auch der erfte Angriffspunft der Nichtigkeitsbefchwerbe nicht gerechtfertigt unb zwar um fo weniger, 
al® es fich hier nur um eine Ausnahme von der Regel handelt, nach allgemeinen Rechtsprin⸗ 
zipien aber im Zweifel eine Ausnahme von ber Regel eine ausbehnende Erklärung nicht zuläßt. 
Der britte Angriff in der Nichtigleitsbefchwerbe ift gegen bie Gründe bes Appellationsrichtere 
gerichtet, aus welchen er auf den erft in zweiter Inſtanz formirten Antrag der Klägerin nicht 
eingegangen ift, ihre Nechte wegen ber außerhalb des Kommunalverbandes ganz ober theilweije 
verwenbeten Schugmänner, fowie wegen beren Berwenbung zu nicht die Kommune Berlin be— 
treffenden Zwecken, ausbrüdlich vorzubehalten. Die Beſchwerde ber Klägerin ift nicht geeignet, 
die Entſcheidungsgründe des Uppellationsrichter® zu widerlegen. Wenn nämlich zuvörderſt bie 
Beftimmung No. 9. der Inftruftion vom 7. Aprif 1839 allegirt wird, fo ift nicht abzufehen, 
inwiefern der Appellationsrichter das vorliegende Rechtsgefchäft mit einem anberen verwechſelt 
ober die Natur umb den, weientfihften Charakter befjelben verfannt haben fol, Wenn aber 
das Allegat dazu dienen fol, ben ferner auf $. 2. Th. I. Fit. 32, der Allg. Gerichtsordnung 
und beffen Berletsung gegründeten Angriff zu ftügen, fo kann bavon feine Rede fein, bem 
Appellationsrichter ein Mißverftehen der Klage Schuld zu geben, ba bie Behauptung ber Klä⸗— 
gerin, daß bie Schutzmaunſchaft theilweiß zu amberen als ortspolizeilichen Zwecken verwendet 
werde, nichts weiter als eine vom Berklagten beftrittene Replik der Klägerin ift, welche fie nach 
ben beftehenden Regeln ber Beweisführung zu beweifen und ba fie weber Beweis angetreten 
noch beigebracht, eine entiprechenbe, nicht einmal beantragte Berurtheilung bes Berflagten nicht 
zu beanipruchen gebabt hat. Es kann daher ebenfalls die auch hier behauptete Verlegung bes 
8, 3. des Geſetzes vom 11. März 1850 nicht anerlannt werben. Aus dieſen Gründen erſcheint 
die Nichtigkeitsbejchwerbe nicht gerechtfertigt. — Im Betreff des andern, in feinem Cffefte be- 
deutend wejentlicheren Prozeffes, ift das Urtheil bes Obertribunals noch nicht infinwirt worben. 
Nach einer den ftädtifhen Behörden zugegangenen vorläufigen Mittheilung bes Magiftratsbe- 
cermenten der Sache, worüber jedoch ein Näheres noch vorbehalten bleibt, ift auch bei biefem 
Prozeſſe die Nichtigleitsbeichwerbe zurückgewieſen und biefelbe nur in ſoweit von Erfolg geworben, 
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als in Betreff der Frage, ob die beim Feuerlöſch-, Nachtwacht- und polizeilichen Straßen: 
reinigumgswefen angeftellten Beamten, Staatsbeamte feien und ber Staat demnach auch deren 
Befolbungen zu tragen habe, das Obertribunal dahin entfehieden hat, daß der Einwand bes 
Bergleiches, welchen der Fiskus auf Grund ber Verhandlungen von Jahre 1837 erhoben, als 
unbegründet zurückzuweiſen und das Rechtsverhältniß auch in Bezug auf diefe Iuftitute lediglich 
nach dem Geſetze vom 11. März 1850 über bie ſächlichen Koften dev Polizeiverwaltung zu be» 
urtbeifen; daß aber mach Lage der Alten nicht genügend zu beurtheilen fei, ob bie ſämmtlichen 
im Rlageantrag bezeichneten Perfonen als befonbers von ber Staatsregierung angeftellte Beamte 
zu betrachten feien und daß demnach das Urtel des Kammergerichtes dahin abzuändern, daß bie 
Klage des Magiftrats nicht definitiv, ſondern nur angebrachtermaßen abzuweiſen. 
Potsdam, Ende Juli. Die Gegenſtände der lehzten Stadtverorbneten » Berfammlung 
betrafen zwar nur Örtliche Verhältniſſe, doch dürften einige Angaben aud von allgemeinert 
Intereſſe fein. Der Rechnungsrath Schulz, welher nun ſchon feit einer Reihe von Jahren 
die Rechnungen der Kämmereifaffe prüft, brachte zur Sprache, daß er in den Belegen für 1856 
wohl einen Beſchluß der Verſammlung gefunden, nad welchem einer Kommiffion aus Mitglie- 
dern des Magiftrats und der Verſammlung der Auftrag geworben, nach und nad und fofern 
die Koursverhältniſſe · biefelben blieben, ans ben im Beſitze der Stadt befindlichen 300,000 Thlr. 
Stammaltien der Berlin-Potsdam-Magbeburger Eifenbahn 100,000 Thlr. zu verlaufen, daß 
jeboch eine Ermächtigung dieſes mit 146,000 Thlr. zu thnn nicht vorhanden fei. Die Sache 
if von Bebentung, da jene Altien zu 109 verfauft wurden, während einige Tage ſpäter dieſes 
mit nahe 130 Hätte geſchehen Können. Es find inzwifchen viele der damaligen Mitglieder ber 
Berfammlung ausgeſchieden, von ber Kommiſſion ift nur ein Mitglied gegenwärtig und ber 
Borfigende der Kommilfion, DOberbürgermeifter Beyer, fehlt ebenfalls, fo daß man nicht im 
Stande if, den Knoten zu loöͤſen; doch äußerte jenes Mitglied, Sandrentmeifter Herter, pie Sache 
{heine ihm fo zu liegen: Die Stadt habe bei Umwandlung ihrer Schuld aus einer dr zu einer 
Aprogentigen einen Vertrag mit ber Seehaudlung gefchloffen, der aber, fpäter von ber letztern 
gekündigt, zum Prozeſſe gefüprt habe. Nun hätte zwar bie Stabt die erſte Inftanz gewonnen, 
doch ſei der Wunfch rege geworben, aus dem Schulbverhältniffe zur Seehandlung heraus zukom⸗ 
men und fo habe man beſchloſſen, jene 146,000 Thlr. zu verlaufen. Daß darüber keine Nieder» 
ſchrift im Protofolbuche gemacht, fei vielleicht durch die gebotene Geheimhaltung des Beſchluſſes 
zu erflären; jebenfall® müſſe aber die Sache Har gelegt werden. — Mit Hinzurehnung biejer 
aus dem Verlaufe der Altien gelöften Summe und ihren Zinfen, rund 160,000 Thlr., bat num 
im Jahre 1856 die Einnahme ber Stabt 295,000 Thlr. betragen, die Ausgabe nur 953 
Thlr. weniger. Unter den Einnahmen finden fih an Kommmmalfteuern 62,600 Thlr., an Zu⸗ 
ſchlag zur Schlacht · und Mahlſteuer 39,500 Thlr., welche in die Stadtkaſſe fließen; unter ben 
Ausgaben find 14,000 Thlr. für Beamtengehälter, 62,000 Thlr. Dedungs-Zufhäffe, durch bie 
Theurung hervorgerufen, 5000 Thlr. für Straßen-Erfeuchtung, 7000 Thlr. für Bauten, etwas 
mehr für bie Polizeibebärfnifie, 6400 Thlr. Kriegsfteuern, 2188 Thlr. Erflattung der Schlacht- 
ſteuer an das Militair. Die Zufammenftellung biefer Zahlen giebt dem Herrn Reviſor Gele. 
genbeit, auf den gehörten Borwurf einzugehen, als fäßen zu viel Beamte in der Ber. 
fammlung. Es find deren ſechs. Herr Schulz rechnet fo: Die direlten Steuern betragen 
24,800 Thfr.; davon zahlen bie Beamten 9400 Thlr,, folglih hätten, da bie Zahl der Stabt- 
verorbnieten 60 beträgt, minbeftens 20 das Recht zum Site in ber Berfammlung. Diefe Rech— 
nung findet allgemeinen Widerfprud, ba ber Maafftab ein falfcher fei und man bie andern 
Steuern auch mit hinzurechnen müſſe. Schließlich erftattet die Berfammlung dem Revifor durch 
Erheben von den Pläßen ben Dank für feine bebeutende Mühwaltung. 
— S — Lübben, im Juli. Die biefige Stadt hat gegenwärtig 4498 Einwohner und 
6506 Fenerftellen. Der Magiftrat befteht aus 5 Mitglievern, bem Bürgermeifter und 4 unbe- 
foldeten Senatoren, von welchen ber eine als BVeigeorbneter fungirt; bie Stabtverorbueten- 
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Berfammlung aus 18 Mitgliedern. Die Polizei über ben gangen Stabtbezirt verwaltet ber 
Bürgermeifter, der gleichzeitig für ben engeren Bezirk des biefigen Königl. Kreis-Gerichts Polizei- 
Anwalt if. Die Zahl der wahlberechtigten Bürger beträgt in ber 1. Abtheilung 62, in ber 
2. Ubtheilung 126, in der 3. Abtheilung 299 Perfonen. — Die Bermögenslage ber Stadt ift 
feine günftige, indem fie noch mit einer Schuldenlaft von beinahe 50,000 Thlr., die ſich noch 
aus den Kriegsjahren herfchreibt, zu Kämpfen hat. Das Kapitalvermögen berjelben ift fehr un- 
bedeutend und befteht größtentheils im Hentenbriefen, die für abgelöfte Reallaften gegeben worben 
find. Das Grundvermögen beſteht hauptjählic in ben gegen zweitaufend Morgen betragenden 
Forften. Die Einnahmen der Kämmerei betragen nad dem letsten Etat jährlich 12,070 Thlr. 
und beftehen größtentheild in Grundabgaben von den Häufern, in ber Kommunalfteuer und 
aus verjhiedenen Pächten von Grunbdftiiden und Berechtigungen. 

Fabriken oder fonftige gewerbliche Anlagen eriftiren hier nicht, obwohl fi die Stabt 
ihrer Lage und Flüſſe wegen (Spree und Berfte) wohl dazu eignen bürfte, An Abgaben zu 
Provinzial, Kreis- und Rommunalzweden find nach der leiten darüber aufgemachten Ueberficht 
von den Einwohnern der Stabt refp. der Kämmerei aufzubringen: a) Leiftungen zu Provinzial 
zweden 2138 Thlr. 3 Sgr.; b) Leiftungen zu Kreis-Kommunalzweden 141 Thlr. 2 Sgr. 7 Pi; 
c) Leiftungen zu Kommunalzweden: 1) Schoßanlagen und fonftige Grundabgaben 2370 Thlr., 
2) Kommunal-Eintommenfteuer 3200 Thlr., 3) Nachtwächtergeld 193 Thlr., 4) Kicchenfteuer 
303 Thlr. 16 Sgr., 5) Schulgeld 2512 Thlr. 10 Sgr. — 8578 Thlr. 26 Sgr. Werben zu 
diefen Leiftungen noch die aufzubringenden Königlichen Steuern, die Gewerbe» und die Klafjen- 
ſteuer mit reſp. 1286 und 4772 Thlr. gerechnet, jo ergiebt fih eine Gefammtabgabenlaft von 
16,926 Thlr. 1 Sgr. T Pf, d. i. auf den Kopf ber Bevöllerung jährlih 3 Thlr. 22 Sur. 
11 Pi. 

Es beftehen hier: eine höhere Bürgerſchule, eine Mädchenſchule und eine Elementarſchule. 
Die erftere hat fieben Klaffen mit fieben Lehrer, die zweite 4 Klafjen und brei Lehrer und bie 
letgtere vier Klaffen und 4 Lehrer. Das Schulgebäude, worin ber Direltor eine Dieuſtwohnuug 
bat, ift im Sabre 1837 auf Koften der Stadt neu erbaut worben. 

Die biefigen Schulen und namentlich die höhere Bürgerichule (die einzige in der Nieber- 
Laufig) erfreuen fi eines guten Rufes und leßtere einer zahlreichen Frequenz ausmwärtiger Schüler, 
was ber Gebiegenheit und Anftvengung der Lehrer und vorzugsweiſe ber außerorbentlichen 
Berufstreue und Tüchtigleit des jegigen und der früheren Direktoren zu danken if. Die Töchter⸗ 
oder Mädchenſchule gewährt in wiffenfchaftlicher Beziehung die möglichfte Ausbildung und bie 
Elementarfchule wird gewiß von feiner andern übertroffen werben. Die in dem biefigen Schulen 
ausgebildeten Schüler und Schülerinnen haben ſich in ihren fpäteren Lebensverhältniffen meift 
vortheilhaft ausgezeichnet. Das Schulgeld ift im Allgemeinen bier gering, da bie Stabt zur 
Erhaltung der Schulen bedeutende Opfer bringt, die nur aus der Kommunalftener gedeckt werben 
lönnen. Auswärtige Schüler haben den doppelten Betrag des Schulgeldes zu entrichten. 

Es beftehen hier eine deutſche und eine wenbifche Kirche; an ber Erfteren find 3 und an ber 
Letzteren ift ein Geiftliher. Patron der Kirchen und Schulen hierfelbft ift der Magiftrat. Das 
Armenwejen wird durd eine Armen » Deputation aus Mitgliedern des Magiftrats, der Stabt- 
verorbneten-Berfammlung, mehreren Bürgern aus allen Stadtteilen, einigen Geiftlihen und 
einem Arzte beftehend, verwaltet. Die Koften werden bauptjächlih ans Kämmereimitteln und 
ein Heiner Theil aus freiwilligen Armen- Beiträgen gedeckt. Wenn nicht dringende Fälle vor- 
tommen, wo fofort geholfen werden muß, werben gewöhnliche Geſuche um Armen-Unterftügungen 
au die betreffenden Mitglieder der Armen-Kommiſſion, denen ein befiimmter Bezirk in ber Nähe 
ihrer Wohnung zugewiefen ift, zur Begutachtung vorgelegt und nach demfelben von der Armen- 
Depntation entſchieden. Im Uebrigen geht es bier wie überall mit dem Armenweſen, je mehr 
gegeben wird, deſto mehr wird verlangt und daher kommt es, daß ſich auch hier die Koften ber 
Armenverwaltung mit jebem Jahre fteigern. Bon dem hiefigen Wohlthätigleits⸗Anſtalten ift zu 
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erwähnen: a) das Hofpital zum heiligen Geift; im bemfelben Finnen gegen 20 Hofpi- 
tafiten Aufnahme finden. Das Kapital-Bermögen beftcht im 10,236 Thlr. und betrugen bie 
jährlichen Einnahmen an Zinfen, Pächten und fonftigen Leitungen überhaupt 839 Thlr. Die 
etatsmäßigen Ausgaben werben burch diefe Einnahmen gebedt; b) das ſtädtiſche Kranken- 
hans mit einem befoldeten Arzte und einem Kranfenwärter. Die Räumlichkeiten bieten auch 
Unterlommen für Obdachlofe; c) eine Kleinkinder-Bewahranftalt, melde aus frei- 
willigen Beiträgen und ben Zinfen eines Stiftungs-Kapital® von 525 Thlr. erhalten wirb; 
d) der Berein zur Erziehung‘ armer fittlider, Berwahrlofung ausgefegter 
Kinder. Die Koften werben theild durch freiwillige Beiträge, theil® durch Zuſchüſſe aus ber 
Armenkaffe gededt. Die Zahl derartiger vom Verein erzogener Kinder beträgt gegenwärtig 14; 
e) ber Frauen-Bereim zur Ertheilung und Veauffichtigung des Unterrichts in weiblichen 
Handarbeiten am ber Elementarſchule. Die Koften werden durch freiwillige Beiträge aufgebradt. 
Eine Lehrerin erhält jährlich 36 Thlr. zu Materialien nnd Arbeitsftoffen, für arme Schülerinnen 
werben jährlichen. 6 bis 8 Thlr. verwendet. Jungfrauen und Frauen beauffichtigen die Schillerinnen 
bei der Arbeit. Der Berein bat bereitd ein Vermögen von 500 Thlr. geſammelt; f) der 
Jungfrauen-Berein. Derfelbe bereitet armen Kindern eine Weihnachtöbeſcheerung aM 
Geſchenlen aller Art, vorzugsweife Belfeivungsgegenfländen. Auch forgt diefer Verein für die 
Belleidung armer Konfirmanden; g) die Borſchuß-Kaſſe hat den Zweck, armen Handwerkern 
zur beffern Fortführung ihres Gewerbes Vorſchüſſe zu geben. Diefelbe ift durch dem verftor- 
benen Yuftizeath Neider hierjelbft gegründet. 


fe Sadhfen. 


Magdeburg. In der Stadtverorbneten » Berfammlung am 29. Juni kam bie Schul- 
tafjenrehnung pro 1856 — 1857 zur Vorlage. Der, Magiftrat hat der Verſammlung wittelft 
Schreibens vom 13. Februar die Schullaffenrehnung vom 1. April 1856 bis dahin 1857 zur 
Prüfung und Ertheilung ver Decharge überfandt. Die Verwaltung hat fich jo fireng innerhalb 
des Etats gehalten, daß mur für geringfügige Uebertritte bei den Koften ber Erleuchtung, der 
Lehrmittel an einzelnen Schulen die nachträgliche Genehmigung zu ertheilen if. Der Abihluß 
der Rechnung weilet einen Beftand von 2094 Thlr. 25 Sgr. 5 Bf. bei den höheren und mitt- 
feren Schulen und von 1694 Thlr. 4 Sgr. 8 Pf. bei den Volksſchulen nad, jo daß überhaupt 
3789 Thlr. in die Kämmereilaſſe zurüdflöffen, und der Zufhuß dieſer zur Schultafie ſich für 
das in Rede flehende Jahr auf 16,711 Thlr. rebuzire. Dafür feien 7220 Kinder unterrichtet, 
und ein jedes habe im Durchfchnitt der Stadt 2 Thlr. 9 Sgr. 5 Pf. gekoftet. — Seit bem 
Zahre 1841 feien die Zuſchüſſe der Kämmereilaſſe zur Schultaffe, welche wirtiih zur Berwen- 
dung gelommen wären, von 12,500 Thlr. bis über 22,000 Thle. im Jahre 1851 geftiegem, 
In derjelben Zeit fei ver Schulbejuh um 2000 Köpfe, nämlich von 4300 bis 6300 geftiegen . 
umd, auf jeden einzelnen Kopf gerechnet, hätten ſich die Koften für benfelben von 2 Thir. 24 Syr. 
6 Pf. anf 3 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf. geſteigert. Als ein entſcheidender Faltor für dieſe Sleige⸗ 
rung müſſe die Aufhebung des Schulgeldes in ben Vollksſchulen vom 1. Januar 1849 ab be- 
trachtet werben, ‚Seitdem jedoch das Schulgeld hier wieder eingeführt worben (feit Oftern 1853), 
ſei die Schullaſſe der Hülfe der Kämmereilaſſe in minderem Grade benöthigt gewefen, welche letztere 
ungeachtet de8 Zugangs von 1000 Kindern nach der vorliegenden Rechnung 5500 Thlr. weniger 
zuzuſchießen hatte, als im Jahre 1851. An biefer günftigen Wendung der Dinge habe inbeffen 
die Schulgeldseinnahme in den Vollsſchulen, die noch nicht einmal 3000 Thlr. erreiche, kaum 
zur Hälfte Antheil. — Die böheren und mittleren Schulen feien in dem zur Bergleihung heran. 
gezogenen 16jährigen Zeitraume um 1300 Köpfe gewachſen, bie Handlungsſchule um 120, die 
böhere Töchterſchule um 240, Durd Anwendung firenger Grunbfäge über freien Unterricht an 
dieſen Schulen , fowie durch Heranziehung der auswärtigen Schiller und Schülerinnen zu einem 
um 50 p&t, erhöhten Schulgelde jei es möglich geworben, bie Zuſchüfſe der Kämmereikaffe zur 
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Unterhaltung ber höheren und mittleren Schulen, welde 1841 nod über 4000 Thlr. betragen 
hätten, immer noch mehr zu rebuziren, bis fie nun endlich ber erfteren gar nicht mehr beburft 
hätten, wie bie beiben letzten Schullaffenrechnungen nachwieſen. Die vorjährige ergebe einen 
Gewinn von 215 Thlm. und bie vorliegende ein Plus von 294 Thlr. 15 Sgr. 4 Pf. Die 
höheren und bie mittleren Schulen erhielten fi alfo jetzt ſelbſt, und bie Kämmereilaſſe habe 
für diefelben nur nod die Koften der Bauten, Utenfilien, Berwaltungstoften und Penfionen zu 
tragen. Die geſammten Zuſchüſſe ber Kämmereifaffe würben aljo nur von den Vollsſchulen 
verbraudt. Die finanziellen Berhältniffe der Schulverwaltung vermöchten zu befriedigen; in« 
deſſen würden fie nicht als bie weientlihfte Aufgabe der Berwaltung angefehen, was Mar durch 
die Rüdblide auf die Vergangenheit zu erkennen fei. — Im Jahre 1841 hätten 86 Lehrer 
29,753 Thlr. 10 Sgr., im Durchſchnitt jeder 347 Thlr. bezogen, im Jahre 1847 94 Lehrer 
36,350 Thlr., im Durchfchnitte jeder 387 Thlr., im Jahre 1857 129 Lehrer 52,152 Thlr., 
im Durchſchnitte jeder 404 The. — Wenngleih die Schulanftalten in dieſer Zeit durch 
43 neue Stellen erweitert feien, fo wäre e8 doch möglich geweſen, bie Stellen um 57 Tplr. 
durchſchnittlich zu verbeſſern. Diefe Summe ſei um fo mehr als eine nennenswerthe anzufeben, 
als noch jeder meuangeftellte Lehrer, wie im Jahre 1841, ein Gehalt von 200 Thlrm. beziehe, 
mithin bie Zulagen nuc bie Lehrer von einer gewiffen Dienftlfafje träfen. — Schließlich ſprach 
der Magiftrat die Hoffnung aus, daß er auch ferner auf die Zuſtimmung der Berfammlung, 
die Lehrergehälter zu verbeffern, um jo mehr rechne, als die gefteigerten Preife ber Lebensbe- 
dürfniſſe ein Vorgehen in biefer Richtung begründe. — Nah gejhehenem Bortrage bes 
magiftratlihen Schreibens wies Referent fpeziell nah, wodurch fi der günftige Zuftanb ber 
ſtädtiſchen Schulverwaltung erllären laſſe, zeigte namentlih, wo Mehreinnahmen und Erjpa- 
rungen geweſen find, und ſchloß mit der Erllärung, daß man bie glänzenden Reſultate der 
Schulverwaltung amerlennen, namentlich aber mit großer Befriedigung wahrnehmen müſſe, daß 
fi der Magiftrat die Befferftellung der Lehrer in materieller Beziehung angelegen fein Tiige. — 
Ein Mitglied der Berfammlung brüdte fein Erſtaunen über die Höhe der aus den Vollsſchulen 
aufgelommenen Schulverfäumnißftrafgelder (162 Thlr. 16 Sgr. 6 Pf.) ans und meinte, daß er 
in der Eriftenz derſelben und zwar in biefer Höhe nichts Erfreuliches ſähe. — Der Referent 
entgegnete, daß man es als ein günftiges Zeichen der Verwaltung anerkennen müffe, daß dafür 
geforgt werbe, daß bie Kinder in die Schule gefhidt würden. Der magiftratlihe Kommiffarius 
bemerkte, daß allerbings die beregte Summe auffällig erſcheine; inbeffen, wenn man berüd- 
fihtige, daß mad einer von Königl. Regierung erlaffenen Berfügung das Berfäumen jeber 
einzelnen Unterrichtsſtunde geftraft würbe, fo werde man bie Höhe ber gedachten Strafgelver 
nicht fo fehr ungewöhnlich, finden. Uebrigens wolle man aus leßteren nicht etwa auf vielfeitige 
Schulverfäumniffe ſchließen; im Gegentheile fei der Schulbefuh in den Bollsfhulen ein regel- 
mäßiger, und die Strafgewalt habe e8 immer nur mit etwa 20—25 Familien zu thun, aus 
welchen die Kinder unorbentlih zur Schule lämen. — Die Verſammlung ertheilte unter Bor- 
behalt der Erledigung weniger, nicht nennenswerther Monita Decharge. 

In derfelden Sigung kam bie Herfiellung ber Bildſäule des Kaiſers Otto zur Sprache, 
Auf den Bauetat pro 1858 ift die Summe von 3500 Thlrn. zur Herfiellung der Reiterſtatue 
Otto's übernommen, und ber Bildhauer Holbein zu Berlin beauftragt worden, bie betreffende 
Arbeit auszuführen. Für biefelbe ift urjprünglidh eine Summe von 2120 Thlrn. geforbert 
worben, indeſſen hat ſich 2c. Holbein mach gejchehener genauer Befihtigung des alten Denkmales 
veranlaßt gefunden, zu beantragen, daß fein Honorar bis auf 2740 Thle, erhöht werde. Um 
fi zu vergewiffern, ob dieſe Forderung der Arbeit entiprechend ſei, bat fich der hiefige Stabt- 
Baurath Grubig an den Geh, Oberbauratd Stüler mit einer betreffenden Anfrage gewandt. 
Derjelbe Hat im feinem besjallfigen Gutachten dahin ausgeſprochen, daß eine Summe von 
2540 Thlen. den Werth der Dolbeinihen Arbeit ausbrüden würde, Im Folge deffen hat ver 
Magiftrat über die Herflellung bes Dtto » Dentmales einen jehriftlihen Vertrag mit dem Bild» 
bauer Holbein abgeſchloſſen, welchen letzterer unter dem Vorbehalte, da die Ablieferungsfrift 
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6i6 zum 1. Oftober verlängert und die vom Geh, Oberbaurath Stüler vun 800 Thlru. auf 
700 Thlr. ermäßigte Summe für die Herftellung der Reiterftatue ihm in dem Falle gewährt, 
wenn von ihm, Holbein, die Angemeſſenheit diefer höheren Summe nachgewiejen würde, ge- 
nehmigt hat. Der Magiftrat legte num der Verſammlung ven mit Holbein unter dem 19. d. M. 
abgeſchloſſenen Bertrag, nach welchem die Etatsſumme für Herſtellung des Otto-Dentmales um 
270 Thlr., reſp. 370 Thlr. überſchritten wird, zur Beſtätigung vor. — Die Verſammluug 
genehmigte den Vertrag, reſp. Etatsüberſchreitung. 

— ec. — Halle im Juni 1858, (Das Siechenhaus.) Die Grundlage zu dieſer Auſtalt 
bildeten ein Gefchent des verftorbenen Amtsraths Bartels zu Giebichenftein von 5000 Thlr. und 
ein Legat bes verftorbenen Juſtizraths Männite dahier von 10,000 Thlr. Aus biejem Kapitale 
und ber zum Kapital zufchlagenven Zinfen und aus einem zu biefem Zwede von dem Geheimen 
Rathe von Ritzeberg gefifteten, nach dem Tode der Wittwe beffelben zahfbaren Vermächtniſſe 
von 42,000 Thlr., follte eim Fond zur Erbauung eines Siechenhaufes geſchaffen werben, 
d. h. eines Aſhls für geiſtig und förperlich gebredhliche oder mit chronifchen Leiden behafteten 
armen Berfonen. 

Da fich inzwifchen das Bedürfniß, derartige prefhafte, das Publikum duch zur Schau⸗ 
tragung ihrer Gebrechen beläftigenden Perſonen geeignet unterzubringen und der Oeffentlichteit 
zu entziehen, als ein dringendes herausſtellte, da ferner der bis Anfang 1855 anf circa 
20,000 Thfr. angewachſene Siehenhaus-Fond eine weentliche Vergrößerung dadurch erfahren 
hatte, daß aus dem, der Stadt 1854 zugefallenen Ehrlich'ſchen Bermächtniſſe von ca. 50,000 Ehlr. ?s 
ber Revenüen beſtimmungsmäßig für die Zwede eines Siechenhanfes verwendet werben müffen, 
jo ward beſchloſſen, eine proviforifche Anftalt diefer Art fofort ins Leben zu rufe. Zu dieſem Behufe 
ward ein in Ober-Glaucha hart am Hamfterthore gelegenes Grundftüc mit einem circa 3 Morgen 
großen Garten für 4460 Thlr. angelauft, und mit einem Koftenaufwande von 1835 Thlr. 
3 Sgr. 2 Pf. eingerichtet. Das am 1. Juli 1855 feiner Beftimmung übergebene Siechenhaus 
fol bei dem bermaligen bejchränkten Umfange vorzugsweiſe ſolche Perjonen ber obenbezeichneten 
Kathegorie aufnehmen, die ihre Gebrechen öffentlich fonft zur Veläftigung bes Publikums zur 
Schau tragen würben. 

Aus der Armenkaffe wird jetzt für jeden aufgenommenen Sieben ein monatlicher Betrag 
don 3 Thlr. an das Sichenhaus gezahlt. 

Die innere Delonomie und die ummittelbare Aufficht über die Sieden führt ein 
Hausmann, der ohne Anrecht auf Penfion auf Kündigung angeftellt ift, freie Wohnung, Feue- 
ung und Licht in ber Anftalt und ftatt baaren Gehalts die Nutznießung des zum Haufe ge 
börigen Gartens hat. 

Die Anftalt gewährt Raum für 17 Siehe, und zwar 8 Manns- und 9 Weibsperfonen, 
"Die Männer wohnen in 2 Stuben und 3 Kammern zufammen. Jeder Sieche erhält täglich 
1’, Pfund gut ausgebadenes Roggeubrod, des Morgens 2 Taſſen Kaffee mit Milch, Quart 
geſchmalztes Gemüfe oder Hülſenfrüchte und wöchentlich 2 Mal Sonntags und Montags y, Bio, 
Fleiſch, Abends Y. Maaß Suppe, nach Bedarf im Uebrigen Kleidung und Wäſche, fowie freie 
Behandlung im Krankeuhauſe. — Für die Verpflegung und Wäſche erhält der Hausmann eine 
Entjhädigung von 4 Sgr. pro Kopf und Tag. Soweit die Sieden leichter Haus- und Gar- 
tenarbeit fühig find, hat der Hausmann fie dazu anzuhalten. — Im UWebrigen wird auf bem 
mit ſchattigen Bäumen verfehenen Hofraum für die nöthige Bewegung im friſcher Luft geforgt, 

Die bereits entlaftete Rechnung des Siehenhausfonbs pro 1856 weiſ't nah: A. Einnahme, 
1) Beſtand aus 1855 362 Thlr. 3 Sgr. 8 Pf.; 2) eingezahlte Kapitalien 193 Thlr. 7 Ser, 
6 Pf.; 3) Zinfen 799 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf; 4) Revenüen-Autheil ans der Ehrlichſchen 
Stiftung 714 Tple, 20 Sgr. 9 Pf.; 5) Pflegegelder aus der Armenlaſſe 609 Thfr.; 6) Insgemein 
1 The. 17 Sgr. Summa 2680 Thlr. — Sgr. 2 Pi. i 
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B. Ausgabe. 1) Refte und Defelte 34 Thlr.; 2) Steuern und Abgaben 2 Thlr. 
28 Sgr. 10 Pf.; 3) Zinfen von Paffivis 60 Thlr.; 4) Unterhaltung des Hanjes und Gartens 
30 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf. ; 5) Verpflegung der Siehen 864 Thlr. 15 Sgr. 10 Pf.; 6) "Unter- 
baltung ber Utenfilien und Wäſche 51 Thlr. 20 Sgr. 5 Pf.; 7) Brenn» mb Erlenditungs- 
Material 78 Thlr. 21 Sgr. 9 Pf.; 8) Insgemein 14 Thlr. 1 Sgr. 3 Pf.; 9 zur Kapitali- 
firung und Wieberanfegung zurüdgefloffener Kapitalien 1531 Thle. 22 Sgr. 1 Pf, Summa 
2673 Thlr. 15 Sgr. 11 Pf. Es verblieb mithin Beftand 6 Thlr. 14 Sgr. 3 Pf. Das Ber- 
mögen ber Anftalt belief fih Ende 1855 auf 19,557 The. 3 Sgr. 8 Pf. Ende 1856 auf 
20,581 Thlr. 14 Sgr. 3 Pf. und bat fih im Jahre 1856 ſonach vermehrt um 1024 Thlr. 
10 Sgr. 7 Pf. Der Werth des Grundſtücks und des Inventar ift im obigen Bermögensbe- 
trägen nicht einbegriffen, 

(Bermädrnifje und Legate.) a) Bon dem 1853 verftorbenen Rentier Schmidt 
ift der Stabt ein Kapital von 10,000 Thlr. mit ber Beſtimmung vermacht, daß bie Zinfen 
denjenigen Inftitnten zu Gute fommen follen, die aus Privatmittefn wohlthätige Zwecke hierſelbſt 
verfolgen, wobei das Hospital, das Waiſenhaus und bie befonders bedachten Kinder-Bemahran- 
ftalten jebod ausgenommen find. Demgemäß haben im Jahre 1856 von dem jährlichen Zinfen 
mit 400 Thlr. erhalten: 60 Thlr. der Frauenverein für Waifenpflege, 60 Thlr. ber fsrauen- 
Berein für Armen» und Krankenpflege, 60 Thlr. das Bürger » Rettungsinftitut, 40 Thlr. ber 
Franenverein für arme Wöchnerinnen, 40 Thlr. der Frauenverein für Taubſtumme, 40 Thlr. 
der Bürger - Rettungsverein, 40 Thlr. der Berein zur Erbauung von Familien » Wohnungen, 
20 Thlr. die Jungfranen » Stiftung, 20 Thlr. die Voigtel'ſche Stiftung, 20 Thlr. die Flamaryſche 
Stiftung für Blinde. b) Der im Auguft 1854 verftorbene Tuchmachermeiſter Ehrlich vermachte 
fein gefammtes, nad anfgenommenem Inventar 47,199 Thlr. betragendes Vermögen der zu 
errichtenden Provinzial-Blindenanftalt, fofern biefelbe in Halle eingerichtet werde — was nicht 
geihehen — anberenfalls für, das ſchon länger. projeltirte Siechenhaus, bergeftalt, daß bie nach 
Abzug einiger anderen Leiftungen verbleibenden Zinfen zur Hälfte auf Die Dauer von 25 Jahren 
zum Kapital geichlagen, zur andern Hälfte aber zu zwei Drittel dem Siechenhauſe und zu ein 
Drittel der hieſigen Privat- Taubftummenanftalt zur Unterhaltung und Ausbildung hiefiger Taub- 
ſtummen zufließen follen. — Zahlrei find bie bei der Armenlaſſe verwalteten Legatenfonbs zu 
befonderen Zweden. Sie haben fih neuerdiugs vermehrt um: eine Stiftung von 1000 Thlr. 
für arme Cholera-Waifen der Geſammtvorſtadt Glaucha, eventl, in deren Ermangelung für arme 
Kinder der Kinder + Bewahranftalt dieſes Stabttheils und zwar zur Befhaffung nützlicher Weih— 
nachtsgeſchenle, Kleider, Lehrmittel ꝛꝛ«. — Eine Stiftung von 462 Thlr. und 15 Sgr. zur 
Unterflägung ber Kinber zweier armen Wittwen hiefiger Stadt. 


8. Wheinland und Weſtphalen. 


Köln, 25. Juni. Nachdem die geftrige Stabtverorbneten « Berfammlung gegen 7 Uhr 
beihlußfähig geworben, bewilligte fie zumächft die Dedung einer Meinen Summe, welde in 
Folge rihterliher Entſcheidung Seitens der Stadt für einige beim Ausladen mittels ber ftäbti- 
ſchen Krahnen beſchädigte Marmorplatten zu zahlen war. Dem Antrage der Verwaltung ent: 
ſprechend, wurde jedoch eine zehn Thaler betragende Quote der zu leiftenden Entſchädigung dem 
Krahnen-Perfonal zur Laft geftellt, um demſelben, obwohl in dem vorliegenden fpeziellen Falle 
ein Verſchulden nicht vollftändig dargethan war, am vorfichtigere Behandlung ber ein- und 
auszuladenden Güter zu erinnern, Der hierauf vorgelegte Antrag eines Mitgliedes bes Kolle- 
giums, den Altenmarkt rundum mit bolländifhen Linden und das Rheinau- Werft von bem 
Gitterthor⸗Abſchluß nach dem Bayen hin mit einer Doppel-Allee von rothblühenden Kaftanien 
zu bepflangen, hatte fi im Allgemeinen der Zufimmung ber Verſammlung zu erfreuen nnd 
fol dem Stabtgärtner zur Berichterftattung über Zweckmäßigleit, Ausführbarkeit und Koften- 
belauf zugefertigt werben. 
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Bom 16. Juſi. Aus der geſtrigen Sitzung der Stadtverordneten haben wir Nachſtehendes 
mitzutheilen. Bezüglich der Errichtung eines neuen Leichenſchau⸗Hauſes theilte ber Vorſitzende, 
Beigeordnete Nennen, ber Verſammlung mit, daß bie betreffende Kommiffion einftimmig 
beantragt babe, bie omindfe Anftaft auf der Höhe des unteren Sicherheitshafens, und zwar 
dorzugsweife am ber Gübfeite deſſelben, unter Zugrundelegung bes früheren Bauplanes in Aus- 
führung zu bringen. Da die Berfammlung fi hiermit einverftanden erklärte, fo dürfte biefe 
Frage munmehr als erledigt anzufehen fein. Die Stabt beſitzt am ber Norbfeite der Severind- 
Kirche noch einen freien Platz, beffen Einfriebigung Seitens der Berwaltung als nothwenvig 
erachtet wird und beffen Abſchluß gegen ein anſtoßendes Privat-Grumbdftüd durch eine gemein. 
ſchaftliche Mauer von dem betreffenden Privat-Befiger in Antrag gebracht worden. Das Kolle- 
gium genehmigte biefen Antrag und approbirte and den Vorſchlag der Verwaltung, die andere 
Seite des fraglichen ſtädtiſchen Terrains durch ein Gitter abzuſchließen. In Gemäßheit eines 
früheren Ablommens mit dem Kirhen-Borftande von St. Severin erjcheint es wicht tbunlich, 
dieſes Terrain mit Hochbanten zu befegen. Um es jedoch nutzbar zu machen, beſchloß die Ver- 
ſammlung deſſen Verpachtung, vorbehaltlich eines darüber zu geſtatteuden Berbindungsweges von 
ber benachbarten Schule zur Kirche, der jedoch Tebiglih von den Schulkindern benutzt werben 
fol. Schließlich wurde beliebt, gegen bie Urtheile des Königlichen Landgerichts in Betreff der 
Entihädigung, welche Seitens ber Rheinischen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft für den botanifchen Garten 
und Seitens der Köin-Mindener Geſellſchaft für das Terrain auf dem Frankenwerft und Franten- 
plaß zu leiften iſt, das Rechtsmittel der Berufung zu ergreifen. Der Wohnungsmangel 
nimmt hier, wie es wicht anders fein fann, immer mehr zu; denn gebaut wird, von ben großen 
Öffentlichen Bauten abgejehen, fat gar nicht, ver hohen Löhne und ber hohen Preife der Ban 
materialien wegen. Was voch gebaut wird, find Häufer für reiche Leute, bie nad ihrem Ge» 
(mad wohnen wollen und auf den Preis nicht fehen. Ansnahmsweiſe baut and wohl der 
Inhaber eines theueren Bauplages, um ihn micht zinslos Tiegen zu laſſen; daun ift ed aber auch 
ein berrfchaftliches Haus. Diefe Theuerung laftet namentlich auf dem Arbeiterſtande. Alte 
ſchlechte Häuſer werben, der hohen Mietpe wegen, übermäßig im Kaufe bezahlt, und bann zieht 
der Eigenthümer bei Einzelvermietfung meift noch über 10 pCt. Miethzins daraus. Baraden, 
bie jeden Augenblid zufammenzuftürzen drohen, in ſchlechten Gaffen, etwa 20° breit und 30° 
tief, mit Heinem Hof, fanden wir fihrzlich bei einem Öffentlichen Verlauf zu 1500 Thlr. tarirt. 
Arbeiter mit vielen Kindern finden nur zu enormen Preiſen ein Unterlommen. So fanden wir 
einen Arbeiter auf einer ſchlechten niedern Kammer won ettva 12 Fuß im Geviert, der für biefen 
unmöbfirten Raum 3 Thlr. monatlich zahlen mußte. . Der Abbruch für die Eiſenbahnen und 
bie Brüde wirb andere mach ſich ziehen, die zur Eröffnung von Straßenverbindungen dadurch 
nöthig werben. — Inſofern bie hohen Löhne durch größere Nachfrage nach Arbeitern hervorge⸗ 
zufen werden, find fle ein gutes Zeichen, und wir wollen zu Gunſten der Arbeiter hoffen, daß 
fie recht fange fortbeftegen mögen. Daneben aber werden die Arbeiten noch tünnlid, ver⸗ 
theuert durch das Zunftwefen, diefen alten Zopf, den uns bie Franzofen glücklich abgeſchnitten, 
ben man uns aber wieder neuerdings angehangen bat, Nicht allein, daß die Junungen das 
Heranziehen und bie Etablirung neuer Handwerlsmeifter erfchweren, führen fie auch bazı, mad 

ber Code Napoleon unter ber Benennung Coalition al® Bergehen firenge beftraft, nämlich zur 
Vereinbarung zur künftlichen Bertheuerung der Preife, 

Bom 23. Juli, Die geftern Statt gehabten Verhandlungen der Stabtverorbneten » Ver- 
fammfung begannen in geheimer Sigung. Aus der fpäteren Üffentlihen Sigung haben wir 
mitzutheifen, baß bie Eingabe eines hiefigen Grundbeſitzers, deſſen Eigenthum an die Breitſtraße, 
Mörfergaffe und Nöhrergaffe anftößit, Anlaß gab, über das Alignement der zwei letztgenannten 
Straßen zu verhandeln. Das Kollegium hielt eine Erbreiterung berfelben auf 24 Fuß für 
wänfgenswerth und autorifirte demnach bie Berwaltung, mit dem betreffenden Eigeuthümer 
wegen Bergätung des eventuell an die Stadi abzutretenden Terrains gr ——— zu 


treffen, wobei ſich jedoch bie entſchiedene Meinung fund gab, daß bie in Frage gelommene Tare 
von 2 Thalern pro Quadratfuß feinen Falles zu bewilligen fei, der Privat-Eigenthümer viel- 
mehr, zur Kompenfirung ber ihm aus ber beantragten Straßen-Erbreiterung erwachſenden Bor- 
theile, fi mit einer verhältnigmäßig niebrigeren Taxe zu begnügen haben müſſe. — Im 
früheren Jahren befand ſich bei einem Haufe der Heinen Bubengaffe ein Brunnen, der ehemals 
als Nahbarbrunnen diente, jedoch jeit langer Zeit als folder nicht mehr benutzt worben if. 
Da der Eigenthümer diefen Brunnen nunmehr hat bejeitigen laffen, jo entſtand die Frage, ob 
die Stabt nicht etwa bieferhalb ein Eigenthums- ober Benutzungsrecht geltend zu machen habe. 
Die juriftiihe Kommiffion hat diefe Frage geprüft und verneint. — Der Seitens der Berwal- 
tung gemachte Vorſchlag, für den hiefigen Fruchtmarkt eine neue Stelle zu ſchaffen, damit Jemand 
da jei, um den Marktverlehr zu beaufficgtigen, Notizen über denfelben zu liefern und bie fläbti- 
hen Gebühren zu erheben, wurde genehmigt und das dafür poftulirte Gehalt von 100 Thlr. 
jährlich bewilligt. 

Düffeldorf. In ihrer Sigung am 6. Juli genehmigte die Stabtverorbneten-Berfamm- 
lung und bedargirte die Rechnungen der Benzenberg’ihen Stiftung und ber Leihanftalt 
pro 1857; flellte die Bedingungen für die demnächſtige öffentliche Verpachtung ber ftäbtijchen 
Mühlen feft, beſchloß dem germanischen Mufeum in Nürnberg einen jährlihen Beitrag von 
10 Thalern auf 10 Jahre zu bewilligen; erklärte ſich mit der Anftellung des Pfarrers Drofte 
als evangelifhen Religionslehrers an der Realſchule einverftanden und ebenfo gegen bie Bil 
dung einer Bauhandwerler- und Schreinergejellen-Kaffe. 

Elberfeld, 22. Juli. Im ber legten Situng ber Stabtverorbneten legte ber Ober- 
Bürgermeifter den Etat der lombinirten Webe- und Fabritnnfter - Zeihnenfchule für das Jahr 
1859 vor, und genehmigte Verſammlung benjelben, in Einnahme und Ausgabe gleichlautend, 
im Betrage von 6442 Thlr., unter welcher Summe fi ein Zuſchuß von Staat und Stabt 
von 1171 Thlr. befindet, — Der Etat der höhern Webeſchule für 1858 mit einer Einnahme 
und Ausgabe von 2979 Thlr. abſchließend, wurde mit ber Bemerkung vorgelegt, daß ein Zu- 
ſchuß aus fläbtifchen Mitteln nicht nöthig jei, weil ein im folge ber jegigen geringeren Schüler- 
zahl etwa entftehender Ausfall aus den angefammelten Beftänden gevedt werben könne. — Das 
Gehalt des Gewerbeihul-Direltors Herren Luthmer wurde in Anbetracht des vortrefflihen Zus 
ftandes, in welchem ſich die genannte Anftalt befindet, um 200 Thlr. erhöht, unb fällt dagegen 
das Gehalt und der Zeichnen-Unterricht aus, welcher von Herrn Luthmer am Gymmaflum er» 
theilt wurde. — Der Neubau eines Schullolales für die Wüftenhofer Schule und Ankauf eines 
Bauplates für die Summe von 500 Thlr. wurbe beichloffen und beftimmt, daß das Gebäude 
für 4 Schulllaſſen eingerichtet werben ſoll. — Dem Leihhaus-Rendanten Heren Peter Glaſer, 
der 40 Jahre feinem Amte treulich vorgeftanden, wurde ber erbetene Abſchied bewilligt unb dem⸗ 
felben eine jährliche Penfion von 300 Thlr. ertheilt. 

— m. — Bonn, im Juli. Im der Sitzung der Stabtverorbneten am 2, d. Mts. wurbe 
auf ben Antrag des Borfigenden, des Bürgermeifters Kaufmann, ein jährliher Beitrag von 
5 Thlr. für das germaniihe Mufenm in Nürnberg bewilligt. Die Verſammlung glaubte, daß 
die Stabt Bonn ald Sit der rheinischen Univerfität befonders veranlaßt fei, ihr Intereſſe an 
biefem für die Städtegefhichte unferes Baterlandes hochwichtigen Inftitute zu befunden, und wurde 
dabei der Wunſch ausgeſprochen, daß bie Nachbarftädte bald dem Beifpiele ber rheinifchen Me- 
tropole auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft und bes geiftigen Lebens folgen werben. 

Der jest begonnene Abbruch des äußern Sternthores erregt bei ber hiefigen Bürgerfchaft 
vielfaches Intereffe. 

Der Abbruch diefes aus dem Jahre 1662 ſtammenden Bauwerles war unumgänglich) 
nöthig, um bie GSternthorbrüde, die hier ben Stabteingang bildet, genügenb erbreitern zu 
Ünnen, Da an biefer Seite der Stabt der lebhafteſte Verkehr der umliegenden Dorfihaften 
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und Meinen Nachbarſtädte zuſtrömt, fo war ber enge Eingang auf der aus ber früheren Befe- 
figung herſtammenden ſchmalen Brücke im jeder Beziehung ungenügend, und bei bem vielen 
Fuhrwerk für die Fußgänger fogar gefährlich. Da die Brücke felbft aber einen Theil der durch 
die Stabt führenden Euskirchener Bezirksſtraßße bildet, fo waren jahrelange Verhandlungen mit 
ber Königl. Regierung zu Cöoln als Vertreterin bes Bezirfsftraßenbaufonds vorbergegangen, 
ehe eine Einigung dahin zu Stande fam, daß die Koften ber Exbreiterung der Brüde von ber 
Stadt und dem Bezirfsftraßenbaufonds gemeinjchaftlich getragen werben follen. 

Naben mun endlich die konkurrirenden Minifterien des Innern, der Finanzen und des 
Krieges bie Erfaubniß zum Abbruche des Thores gegeben hatten, erhob der Konlerwator ber 
Kumfidenkmäler, der Geheime Baurath von Quaſt Einſpruch, weil er bie Erhaltung des Bau- 
werfs im artiftifcher und Hiftorifcher Beziehung fir dringend wänfchenswerth erachtete. Dagegen 
hatte ſich das Gutachten des Geheimen Bauraths Zwirner fr die von ber Stabtverwaltung 
ausgeführte Anficht, daß das Bauwerk in artiftiiher und hiſtoriſcher Beziehung einer traurigen 
Periode angehöre, auf das Entjchiedenfte ausgeſprochen. Es fanden fich alfo die Urtheile zweier 
Kunft-Autoritäten gegenüber und war bie Spannung allgemein, wer den Sieg davon tragen 
follte, ald am 25, Mai d. I. die Genehmigung Seitens des Kultus-Minifteriums anlangte, 

Bei unſerer Bürgerſchaft ift die Befriedigung darüber allgemein, ba die an und für fich 
ſehr ſchätzenswerthe Liebe zum Alterthum und zur Kunſt doch nicht fo weit geben barf, um 
jedes Bauwerk erhaltungswürbig ericheinen zu Iaffen, daß einem früheren Jahrhundert angehört, 
namentlich aber, wenn e8 in ber Roccoco-Zeit feinen Urjprung findet, bie mit Recht eine 
traurige zu nennen if, wenn auch der Kumftfenner einräumen muß, daß aud fie ihre ſchönen 
und anerlennenswerthen Schöpfungen aufzuweiſen bat. 

Aachen, im Juli, Im der am 22. v. M. abgehaltenen Gemeinberaths- Situng 
machte ver beigeorbnete Bürgermeifter, Herr Dabmen, ber Verſammlung bie Mittheilung, 
baf die Königliche Regierung buch Berfügung vom 4. Juni die Herftellung einer Straße in 
ber Richtung von ber St. Petersfirche nach dem Spitale Maria-Hilf unter den vorgefhlagenen 
Bedingungen mit ber Mafigabe genehmigt habe, daß dieſer Strafe ſchon bei ihrer Einmündung 
in bie Aleranberfirafie eine Breite von 40 Fuß zu geben und bie Erfüllung der aufgegebenen 
Bedingungen durch eine angemefjene Konventionalſtrafe ficher zu ſtellen fei, daß bie betreffenden 
Unternehmer biefe nachträglichen Bedingungen acceptirt hätten und die Konventionalftrafe auf 
500 Thlr. feftgefegt worden, wenn die Straße nicht gemäß $. 6, ber Bedingungen in Zeit von 
brei Jahren vollendet fei und für jebe weitere Zögerung der Ausführung von einem Jahre 
200 Thlr. gezahlt werben müſſe. , 

Der Herr Borfigende berichtete ferner, daß er dem im der Situng vom 1. Juni gefaßten 
Beſchluſſe gemäß nochmals bei der Königlichen Regierung beantragt habe, von der Konkurs 
Ausihreibung zur definitiven Wieberbefegung der Direktorftelle an ber hieſigen höhern Bürger- 
ſchule abzuftehen, ihm jedoch durch Verfügung vom 15. Inni eröffnet worden fei, daß die Konigl. 
Regierung ſich durch die neuerdings dargelegten Gründe nicht veranlaßt finde, von ber besfall- 

figen frühern Entfheidung Abſtand zu nehmen. Die Stabtverorbneten - Berfammiung beſchloß 
hiernach einſtimmig, gegen dieſe Entſcheidung der Königl. Regierung den Rekurs zu ergreifen. 

Die hieſige Bauge ſellſchaft Hat der Königlichen Regierung 6 Auszüge aus den General 
Berjammlungs, Protofollen mitgetheilt, um aus den daraus enthaltenen Bilanzen Auskunft über 
ben Berfhönerungs-Fonds fiir Wachen und Burtſcheid zu geben, aus welchem jegt eine Summe 
bon 500 Thlr. für bie Unterbrüdung bes warmen Weihers in Burtiheid beigetragen werben 
folle. Bon ber Königligen Regierung find dieſe Auszüge dem Herrn Bürgermeiſter mit dem 
Auftrage zugefandt worden, um bie Stadtverorbneten-Berfammlung zu vernehmen, ob biefelbe 
biergegen und gegen die Berechnung etwas einzuwenden habe. 

Der Herr Borfigende berichtete, daß diefe Verfügung ihm Beranlaffung gegeben habe, 
zunächſt über bie Höhe des bis zum Ablaufe des Jahres 1857 angewachſeuen Verſchönerungs— 
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Fonds ber hieſigen Baugeſellſchaft Erkunbigungen einzuziehen, uud jo habe ſich ergehen, daß 
ber in dem Protololle der General-Berfammlung vom 27. März 1858 mit 859 Thlr. 185 Sr. 
5 Pf. aufgeführte Nefervefonds zu Berfhönerungen in den Städten Aachen und Burtſcheid 
in den Jahren 1852—57 auf eine höhere Summe, nämlich auf den Betrag von 1495 Thaler 
angewachſen, daraus aber, ungeachtet der Gemeiuſchaftlichleit dieſes Fonds filr bie beiben ge- 
nannten Städte, vor etwa 2 Jahren 636 Thlr. an die Stabt Burtſcheid ausgezahlt worben 
feien, ohme daß die hiefige Stadt darüber befragt oder ihr auch nur eine Mittheilung gemacht 
werben wäre. 

Bei der hiernach gepflogenen Berathung wurde bemerkt, daß nah dem Statut ber Bau- 
Gefellichaft der in Rede ftehende Fonds zu Berihönerungen in Aachen und Burtſcheid verwenbet 
werben folle, die Trodenlegung bes warmen Weiher aber ficherem Bernehmen nach nicht eine 
Berihönerung bezwede, auch nit aus Sanitäte-Rüdfichten, fonderu im Privat-Interefje beab- 
fihtigt werde. Die Bau » Gefelihaft habe Terrain, um den warmen Weiher herum, unb e8 
werde dort nach erfolgter Trodenlegung die Anlage einer Straße und bie Berwerthung des 
Terrains zu Bauplägen beabfichtigt. 

Herr Jungbluth fellte den Antrag, die Verſammlung wolle die nachſtehende Erklärung 
au Protololl geben: 

„Die Stabtverorbneten-Berfammlung erfucht Die Königl. Regierung, ben feit ber 
fetten flatutarifchen Bertheilung bis Ende 1857 fi ergebenden Ueberfhuß auf bie 
Summe von 1495 Thlr. und bie Betheiligung der Städte Aachen und Burtſcheid 
hieran nach dem bei der frühern Bertheilung angenommenen Berhältnifje feftzufegen, 
fo wie der Stadt Aachen nad Disponibelftellung bes ihr zugewiefenen Betrages bie 
Vorſchläge für deffen Verwendung vorzubehalten. Bei biefem Geſuche findet bie 
Stadtverorbnieten-Berfammlung es angemeffen, daß der Burtfheiber Antheil für bie 
Trodenlegung ded warmen Weihers verwendet werde.” 

Der Herr Vorfigende erläuterte, daß nach dieſem Antrage unter Zugrunbelegung bes in 
der Verfügung der Königlichen Regierung vom 2. Juli 1550 feftgehaltenen Bertheilungs-Maß- 
ſtabes, wonad von dem Verſchönerungs-Fonds ad 2353 Thlr. 9 Sgr. auf die hiefige Stabt 
1853 Thlr. 9 Sgr. und auf Burtſcheid der Reſt von 500 Thlr. gelommen, von bem jetigen 
Betrage ad 1495 Thlr. auf Aachen 1178 Thlr. und auf Burtſcheid 317 Thlr. fallen werde. 

Hiernach wurbe von ber Berfammlung einftimmig befhloffen, dem voranfichenden gemäß 
bie Erflärung in das gegenwärtige Protokoll aufzunehmen. 

Des Königs Majeftät Haben den Rentner Robert von Pranghe zu Aachen, ber von 
ber bortigen Stabtverorbneten-Berfammlung getroffenen Wahl gemäß, als dritten Beigeorbneten 
der Stadt Aachen für die gefetzliche jehsjährige Amtsdauer beftätigt. 

Müblheim a, d. N., im Juli. Das hiefige Stabtverorbneten » Kollegium beſchloß im 
feiner Sigung am 7. d. M., daß die bon der Deſſauer Continental-Gas-Geſellſchaft, für bie 
erlaffene Anlage einer Wafferleitung gezahlten 3000 Thlr., zur theifweifen Aufbringung ber in 
Folge der Betheiligung bei der Witten- Dortmund-Oberhaufen- Duisburger Bahn aufzubringenben 
Summe von 300,000 Thlr., verwendet werben follen. Dann ſchritt das Kollegium zur Be 
rathung über den Eutwurf eines Planes zur Ereirung ſtädtiſcher Obligationen. Daſſelbe beſchloß 
zunächſt, daß eine Creirung ſtädtiſcher Obligationen ſtattfinden ſolle; genehmigte demnach ben 
besfallfigen vom Magiſtrat vorgelegten und von demſelben adoptirten Plan, fo wie ferner ben 
in gleicher Weife vorgelegten Plan zur Amortifirung jeder einzelnen Serie von 100,000 Thlr. 
ber Obligationen der Stadt Mühlheim a. d. Ruhr. 

Schließlich faßte das Stabtverorbnieten-Kollegium noch folgenden Beſchluß, mit bem Er- 
ſuchen an den verehrt. Magiftrat, demfelben beizutreten: „Dem Steuer » Empfänger Bremer 
bie Erhebung der auf diefes Geſchäft bezüglichen Gelder nur dann zu übertragen, wenn ber 
jelbe fih mit einer Hebegebühr von '; pCt. einverſtanden erllärt,“ 
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Duisburg, 9. Juli. In dev heutigen außerorbentlichen Sitzung der Stabtverorbneten- 
Berfammlung gelangte die Beſchaffung der Gelbmittel, welche nöthig find, um die Seitens der ' 
Stadt Duisburg geihehene Einzeihnung von 300,000 Thlr., event. bon 375,000 Thlr. auf 
neu zu emittivende Stammaltien ber Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft für ven Bau ber 
projektirten Witten- Duisburger Eijenbahn zu realifiren, zur Berathung. Der Vorſchlag 
be8 Herru Bürgermeiſters ging dahin, zur Realifirung jener Summe Duisburger Stabt-Obli- 
gationen im Betrage von 300,000 Thlr. auszugeben und dafür das lanbesherrliche Privilegium 
zu erbitten. Derfelbe legte eine hierauf bezügliche Denkſchrift, ferner Schemata zu ben Stabt- 
Obligationen, den Koupons ‚und dem Zalon, fowie einen Amortifationsplan vor und trug 
darauf an, ihm mit der Erwirkung jenes Privilegiums zu beauftragen, den Inhalt ber vorge⸗ 
legten Denlſchrift, die Schemata zu den Stabt-Obligationen, zu ben Zins-Koupons und zu 
ben Zalons, und ben Amortifationsplaı zu genehinigen, jo wie endlich zu befchliefien, daß, 

falls das zu erbittende Privilegium zur Berausgabung von Stadt - Obligationen ertheilt werde, 
zur Ausführung beffelben eine befondere Anleihe» und Schuldentilgungs » Kommiffton gewählt 
werben folle, aus drei Mitgliedern beftehend, von denen eins ber Stadtverorbneten-Berfammlung, 
eins ber Bürgerſchaft angehören müſſe, das dritte aber je nach dem Ermeſſen der Verſammlung 
entweder dieſer ober ber Bürgerſchaft angehören lönne und daß fie ihre Geſchäfte nach einem 
beſonders aufzuftellenden und der Künigl. Regierung zu Düfjeldorf zur Genehmigung vorzufe- 
genden Reglement zu beforgen habe. Nach eingehender Berathung erflärte fi bie Stabtver- 
‚orbueten-Berfammlung mit fänuntlihen Anträgen bes VBürgermeifters einverftanden und erhob 
biefelben zum Befchluffe. 
Des Königs Majeſtät Haben genehmigt, daß die jehige Gemeinde Nalbacherthal im 
Kreife Saarlouis, des Regierung - Bezirks Trier, in bie Einzelgemeinden Nalbach, Diefilen, 
Piesbach, VBertftadt, Vielsvorf umd Mörperich, unbeſchadet des Berbleibens biefer Gemeinden im 
gemeinfamen Bürgermeifterei-Berbande, zerlegt werde. 


Dortmund, im Juli. Der hieſ. Stabtverorbneten-Verfammlung theifte im ihrer Sitzung 
am 21. v. M. der Magiftrat bie Verfügung Königliher Regierung vom 8. v. M. mit, nad 
welcher die Vertheilung des diesjährigen Kommunal» Defizits nach der ganzen Klafien- reſp. 
Einkommenſteuer und halben Grundſteuer nicht genehmigt, dagegen ein anderer Bertpeilunge- 
Modus nach dem Regulativ vom 4. März 1857 beftimmt worden ift, wonach die Ungleid- 
mäßigfeiten bei ber Bertheilung befeitigt werben und das Einkommen ausmärtiger Grumbbefiger 
und Gewerbetreibenden herangezogen werben Kann. Die Verſammlung bejhloß, daß nach dieſer 
Verfügung das Kommmumal-Defizit für diefes Jahr zu repartiren fei. 

In der Sitzung der Stadtverordneten am 28, Juni wurde bie Yrnzen-Raflen-Befunnd 
pro 1856, welche in Einnahme mit 33,955 The. 2 Sgr. 9 Pf. in Ausgabe mit 28,458 ” r. 
2 Sgr. 10 Pf. und mit einem Beſtande von 5496 Thlr. 29 Sgr. 11 Pf. abſchließt, — 
bie Entſcheidungen in das Reviſions-Protokoll eingetragen und dem Rendanten, vorbeha 

ber noch zu erlebigenben Monita, die Decharge ertheilt. 


In der am 12, d. M. abgehaltenen Sitzung ber Stabteerorbneten-Berjommfung MIR 
der Armenkafjen-Etat pro 1858 big inff. 1863 in Einnahme und Ausgabe auf bie —— 
von 16522 Ile. 26 Sst. 6 Pf. fetgeflelt. Bei der Prüfung ber Bleihtaffen- MehHne 
pro 1857, bie in Einnaßme mit 688 Ehfe. 20 Sgr. 8 Pf., in Ausgabe mit 636 Tui nn 
und mit einem Beftande von 52 Thle. 19 Sgr. 9 Pf. abſchloß, fand ſich nichts zu © it dem 
Die Berfammlung nahm Kenutniß von ber Benachrichtigung bes Magiftrats, ee 
1. Juli 1859 die Amtsperiode des Herrn Bürgermeifters Zahn abläuft und baber ch erfolgter 
tung zur Blrgermeifter-Wahl zu trefien fei. Es wurde beſchloſſen, die Wahl bie ma at erſucht, 
Einfegung der noch zu wählenden zwei Stadtverordneten auszuſetzen und ber Magifir 
Über die Stellung des zu wählenden Bürgermeifters Vorlage zu machen. 
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— H. — Iſerlohn, im Juli. Das verbienftoolle Unternehmen bes von bem Reg.» 
Rath Ludw. Herm. Wild. Jalobi herausgegebenen Werls die vergleihende Ge 
werbe-Statiftil bes Reg.» Bezirls Arnsberg bdarftellend, ift wohl geeignet, bie Auf- 
merffamteit Ihres Leferkreifes in Anfpruch zu nehmen. Daffelbe behandelt in der Einleitung bie 
Ueberfiht der Naturverhältniffe und der gewerblichen Entwidelung in den einzelnen Kreifen des 
biefigen Regierungs-Bezirle. Im der zweiten Abtheilung: das Berg- und Hüttenwefen, 
die Salinen, Berggefeggebung, Bergmwerlsabgaben und fügt dazu: Nachweiſe, ber Förderung 
nnd deren Geldwerth auf den Gruben, der vorhandenen Schienenbahnen, ſowie ber Förbermege, 
ber Dampfmaſchienen, der Fabrilation und deren Geldwerth; giebt ferner: ben Bergbau, 
Hüttenbetrieb, Salinen und in einer Beilage: Nachweife über die Thätigkeit auf den Berg- 
und Hüttenwerfen. Im der dritten Abtheilung: eine allgemeine Ueberfiht vom Stande 
ber Gewerbe, Darftellung einzelner Gewerbezweige über Verarbeitung der Metalle, Lederfabrila— 
tion, Papierfabrifation, Geipinnfle und Gewebe und in einer Beilage: ein Berzeichnif ber 
bebeutenberen Hanbelsfirmen des Regierungs + Bezirks, endlich eine Meberfiht des Werths ber 
Fabriferzeugniffe, Mittbeilungen über. ftaatlihe Einrichtungen zur Förderung ber Gewerbe, 
über die Lage ber gewerblichen Arbeiten, von dem Berbienfte der Hanbwerksgejellen, ber Fabrik⸗ 
arbeiter, fowie ber bei Berg. und Hittenwerfen und in Fabriken befhäftigten jugendlichen 
Arbeiter, gewerbliche Unterftügungsfaffen und Statut einer Alter-Berforgungetaffe. 

Dem Werke (im Berlage von I. Bäder im Iſerlohn erjchienen) ift eine Inbuftrielarte 
in Farbendrud beigegeben. Daffelbe koftet ohne bie Karte geb. 2 Thaler, die Karte circa 
1', Thaler. 


Kaiſerthum Defterreich. 


Mien, im Juli. In der (183ften) Sitzung bes Gemeinderaths am 9. vor. Mits. 
wurbe zur Anzeige gebracht, wie ber Minifter des Innern eröffnet habe, daß Seitens ber 
Direktion des Grumbdfteuerkatafters die Nivellirung der Vorſtädte Wiens im Angriff 
genommen wurde, eine Detailvermefjung berfelben, in Anbetracht ihrer geringeren Tringlichkeit 
für Stenerzwede und ber befhränkten Dotation vor der Hand unterblieb, daß aber dieſe Ver— 
meffung von der erwähnten Direltion fogleih in Angriff genommen und binnen brei Jahren 
vollendet würbe, wenn die Kommune von den Gefammtloften von 30 bis 40,000 Fl. den britten 
Theil tragen und in jährlihen Raten nah Mafigabe ber fortichreitenden Arbeit leiften würde. 
— Außer einem in den Jahren 1820 — 25 behufs ber Evidenzhaltung ber Territorialgrenzen 
der verſchiedenen Grundobrigleiten angefertigten, aber blos bie innere Stadt bis zum Glacis 
umfaffenden Plane ift feine Detailaufnahme der Stabt vorhanden, eine folde aber aus viel: 
fahen Rückſichten wünfhenswerth, ja fogar dringend nothwendig, daher die Berfammlung ge 
nehmigte, daß eim Drittheil ber biesfälligen Koften, d. i. 10,000 FI. als Beitrag von ber 
Kommune übernommen werde. Bereitd in diefem Jahre werden die zur Neflauration des St. 
Stephans-Domes nothwenbigen umfaffenden Arbeiten ihren Anfang nehmen. Bei bem 
lebhaften Intereffe, welches bie Kommune Wien für die würbige Erhaltung dieſes Baudent- 
males ſtets au ven’ Tag gelegt bat, ift biejelbe bereit, auch bei biefem Anlaffe am der Förberung 
biefer Arbeiten ſich zu betheiligen. Deshalb wurde vom Bürgermeifter bei der Finanzfeltion 
bie Feiftung eines jährlichen Beitrages von 15,000 FI. beantragt, welcher vom Jahre 1859 
angefangen während ber Dauer der Reflaurationsarbeiten zu leiften wäre. Die Leiftung biefes 
Beitrages vorerft für bie Dauer von fünf Jahren wurde genehmigt. 

Der Magiftrat legte das Elaborat bezüglich der im laufenden Jahre im ber inneren 
Stadt herzuftellenden Neu- und Umpflafterungen zur Genehmigung vor. Nah bemfelben find 
bie Koften für die Neupflafterungen mit 51,070 Fl. 40 Ar, und für die Umpflafterungen mit 
14,915 Fl. 52 Kr., daber zufammen mit 65,986 #1. 32 Kr. abjuftirt worden. Im Folge der 
vom Magiftrate hierüber eingeleiteten Behandlung vermindern fi dieſe Koften durch die erftei- 
gerten Perzenten-Nachläffe um 12,764 Fl. 30 Kr., wovon ein Nachlaß von 5963 Fl. 27 Kr. 
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auf die Nenpflafterumgen und ber Nachlaß von 6804 Fl. 3 Kr. auf die Umpflafterungen ent- 
füllt. Die für das Yahr 1858 mit 145,995 Fl. bewilligten, von der Buchhaltung mit 
140,868 #1. 35 Kr. abjuftirten Neupflafterungen in ben Vorſtadtbezirken wurden vom Magiftrate 
gleichfalls der Behandlung unterzogen und das bdiesfällige Ergebniß der Ratififation vorgelegt. 
Der erzielte Nachlaß beträgt 18,485 Fl. 39 Kr., daher fich die wirklichen Gefammtkoften mit 
122,382 51. 56 Kr. beredinen. Bon biefen Koften entfallen auf den Bezirk Leopoldſtadt 
21,960 Fl. 39 Kr., Landſtraße 19,608 FI. 34 Kr., Wieden 16,623 Fl. 55 Kr., Mariahilf 
10,639 Fl. 41 Kr., Neubau 16,217 5. 53 Kr., Iofephftabt 19,173 FL. 26 Kr., Alſervorſtadt 
18,158 Fl. 48 Kr. Beide Behandlungs - Ergebniffe wurden ratifizirt. 

In der Sikung des Gemeinderaths am 17. Juni wurde auf Antrag bes Herrn 
Bürgermeifters Ritter von Seiller dem Konfervator für Wien, Herrn Albert Camefina, aus 
Anlaß der Vorlage des von ihm reprobuzirten Wolmuetſchen Stabtplanes vom Jahre 1547, 
in Anerfennung ber Berbienfte, welche er ſich feit einer Neibe von Jahren buch feine unermü— 
beten Forſchungen um die Gefchichte der Stadt Wien erworben hat, die große goldene Salvator- 
Medaille verliehen. 

Die Sitzung am 30. Juni eröffnete der Herr Blürgermeifter mit ber Anzeige, daß über 
die Thätigkeit der Kommunalverwaltung in ven leßtverfloffenen fünf Jahren ein Admi— 
niftrationsbericht, welcher bie mwichtigften Ergebniffe in ſämmtlichen Geſchäftszweigen wãh · 
rend dieſer Periode überſichtlich darſtellt, verfaßt worden ſei und daß derſelbe veröffentlicht wer 
ben wird. (Dieſer Bericht iſt in dieſem Hefte der Monatsſchrift abgebrudt pag. 710.) . 

Zufolge des Erlaſſes der H. K. K. Nieder- Defterreichiihen Statthalterei vom 19, Juni 
1. I. hat das H. Minifterium des Innern zufolge des Erlaſſes vom 7. Juni I. 3. ſich micht 
beftimmt gefunden, für bermal auf die Einführung einer Hundetare in Wien einzugeben. 

Zrieft, im Juli. Die Direktion des hiefigen allgemeinen Armeninftituts bat foeben 
den Rehenihaftsbericht für Das abgelaufene Verwaltungsjahr (vom 1. Nov. 1856 bis 31. Okt. 
1857) veröffentlicht, aus dem hervorgeht, daß die Einnahmen 89,940 Fl. 41 Kr. betrugen, 
Es befindet fi darunter die Dotation von Seite der Gemeinde mit 35,000 Fl.; ferner find 
eingegangen an Gelpftrafen 5198 Fl. 16 Kr., an Ertrag von Theatern und Ballfeften 3924 St, 
an jährlichen Beiträgen 7410 Fl. an anferorbentlihen Gefhenten 8117 Fl. 58 Kr., an Legaten 
2224 Fl. 45 Kr. Das Erträgniß der verſchiedenen Arbeiten für auswärtige Beftellungen betrug 
5092 1. 23 Kr. Ausgegeben wurben für Verwaltungstoften 6971 Fl. 2 Kr., für Hausfpefen 
6216 Fl. 28 Kr., für Lebensmittel 32,047 51. 15 Kr., für Unterftigungen an Arme 20,815 Fl. 
40 Kr., für die Arbeitsſchulen 18,515 Fl. 55 Kr. (darunter 6581 Fl. 32 Kr. für Befoldungen 
und Remunerationen und 11,934 Fl. 23 Kr. für Materialien) u. |. w. 

Das Bermögen der Anftalt betrug nach Abzug der Paffiven 107,298 FI. 7 Kr. umd hat 
fi feit 1856 um 2757 Fl. 14 Kr. vermindert: Im Berforgungshaufe wurden im Laufe des 
Jahres 193 Imbividuen aufgenommen und am 31. Oftober 1857 verblieben dort 328 (gegen 
308 am 31. Dftober 1856). An auswärtige Arme wurben vertheilt 20,815 FI. 40 Kr. und 
508,174 Nationen Suppe im Werthe von 11,097 Fl. 53 Kr. 

+ + Aus Siebenbürgen, im Juli. Die deutihe Schuhmacherzunft in S., einem Orte 
im Kronftabter Kreife, wandte fi jingft am die Handels- und Gewerbetammer in, Kronftabt 
mit ber Bitte, dieſe möchte einen Befehl der k. k. Behörbe erwirken, woburd ben Bantelstenten 

ber Berlanf. fertiger Schuhmwaaren in ihren Läden verboten würde. Die Zunft erſuchte um 
ein folches Berbot, weil ihre Mitglieder wenig Arbeit hätten und „nicht beftehen“ Tönnten. 
Die Kommune gab der Zunft ben guten Rath, Leder und die anderen Materialien auf gemein- 
ſchaftliche Koften anzufchaffen und eine gemeinſchaftliche Niederlage zu errichten; es iſt aber mit 
Beftimmtheit voranszufehen, daß die Zunft dem Rathe kein Gehör fchentt. 

Laut Marktordnung haben bie Holzwaaren » Erzeuger das Recht, ihre Erzeugniffe im 
Mediaſch, Shäßburg und Agnethlen am dem Tage vor ben eigentlichen Märkten feilbieten zu 


162 
bürfen. Mit diefem Paragraph, ber Marktorbnung waren bie reſp. Zünfte in ben obgebadhten 
Orten nicht zufrieden, ſondern verlangten, daß bie auswärtigen Holzwaaren-Erzeuger fir bie 
Begünftigung eine befondere Tape an ihre Zunftlaben entrichten follten. Wenn alfo z. B. 
ein Fahbinder aus feinem Dorfe am Tage vor dem Margaretbenmarkte nad Mediaſch kommt 
und feine Waare feilbieten will, fol er eine Tage an die Mebiajcher Fabinder-Zunftlade zu 
entrichten haben. Diefer Zunftkniff follte die Verkäufer von den Borinärkten wo möglich ab» 
ſchrelen und falls fie doch lämen, bie ſtädtiſchen Zünfte für bie verurfachte Koulurrenz durch 
Taren einigermaßen entihäbigen. Die Statthalterei Siebenbürgens bat jebod ben Plan ver 
Zünfte einfah zur Seite gelegt. Es leuchtet aus diefen zwei Beifpielen, welche vielfach vermehrt 
werben Fönnten, ein, wie dringend nothwendig eine umfaffende Reform unferes gefjammten 
Gewerbeweiens if, — denn von Erlangung ber Gewerbefreiheit ift wohl vor ber Hand in 
Defterreich Feine Rede. Mittlerweile erleidet der Abſatz fiebenbürgiicher Gewerbserzeugniffe in 
ben Donanfirftenthiimern, ihren Hauptmärkten, wo das Ausland mit konkurrirt, immer em- 
pfinblicheren Abbruch. 
Königreich Baiern, 

Münden, im Juli. Es hat fi hier ein Verein gebilvet, ber, nach dem Mufter ber 
Marienanftalt für katholiſche weibliche Dienftboten, eine ähnliche Anftalt au für die proteftan- 
tiſchen zu gründen bezwedt, nämlich ein Afyl für folhe, bie momentan aufer Stande find, in 
einen Dienft zu treten, ſowie zugleich eine Berforgungsanftalt für alte, gebredliche Dienftmägbe. 
An der Spite dieſes Vereins ſtehen mehrere hochgeftellte Damen und ein Geiftlicher. Für bie 
Verſorgungs- und Unterrichtsanftalten überhaupt ſcheint bie Negierung etwas zu bezweden, in- 
bem man bavanf eine Gejchäftsreife des befannten Staatsraths v. Hermann bezieht, welcher, 
um bon verjchiebenen ſolchen Anſtalten Einficht zu nehmen, eine Tour durch Belgien, Frauk⸗ 
reich und England machte, 

Die königl. Staatsminifterien des Junern unb des Handel haben durch neue Berfil- 
gungen das Wandern der Hanbwerlsgejellen jehr erleichtert. Die Tiftriftspoligeibehörben bilrfen 
ben ihnen felbft als ordentlich und verläffig belaunten ober als folde von zuverläffigen Perſonen 
empfohlenen und mit genügenden Reiſemitteln verjehenen Hanbwerlsgejellen beim Autritte der 
Wauderſchaft auf Anfuchen das Bifa unmittelbar bis an ben Ort, am welchem fie Urbeitögele- 
genheit erweislih erhalten oder doch wahrjcheinlih finden werben, bei Wanderungen in das 
Ausland bis zur Grenzbehörbe ertheilen. Handbwerksgefellen, welche beim Antritie der Wanber- 
jchaft ein beftimmtes vorläufiges Neifeziel nicht zu bezeichnen vermögen, darf auf Auſuchen 
unter geeigneter Berüdfichtigung der vorliegenden Aufſchlüſſe Über den Leumund, dann ber 
Reifemittel u, |. w. das Bija für zwei bis drei Tagesrouten ertheilt werben. Vorſtehende 
Beflimmungen finden gleihmäßig Anwendung auf die an einem Orte in Arbeit geflandenen 
und nunmehr ihre Wanderſchaft fortfegenben, jowie auf die in das Königreich eintretenden ans- 
ländiſchen Hanbwerlsgefellen, welche volllommen entiprechende Reifelegitimationen haben, hin- 
längliche Reifemittel befigen ober den Nachweis zu geficherter Urbeitsgelegenheit fofort zu leiften 
vermögen. Den Behörben wird ausdrücklich zur Pflicht gemacht, jede gerechtfertigte Rüdficht zu 
nehmen und johin auch die nachgeſuchte Aenderung bes Reiſeziels oder der Neiferonte nur im 
Fall bejonderer Gründe zu beanftanden. — Belanntlid ift in mehreren unſerer Provinzialftäbte 
ein fühlbarer Mangel an Gejfellen, bejonders des Bauhandwerls. 

Rückſichtlich der Verpachtung der Gemeindejagden find in dem Erlaß bes königl. Staatb- 
minifteriums des Innern vom 26. Mai folgende Mittheilungen. Bon ben fänmtlichen 7410 
Gemeinden find — nad dem Stande vom 1. Januar d. 3. — in 7380 Gemeindebezirlen bie 
Jagden zur Verpachtung gebracht und in 30 zur Gelbfiverwaltung übernommen. Die verpach⸗ 
teten 7380 Gemeindejagden zerfallen in 8928 Jagdbezirle, bleiben fohin um. 1518 unter ber 
Zahl der letztern zurück. Die größte Zerjplitterung der Jagdbezirle zeigt ſich in Oberfranten 
mit 359 über ver Summe der Gemeinden. Die Pachtzinfen aller verpachteten Gemeinbejagden 
betrugen pro 1856/57 161,067 51. 27 Kr., wovon 85,503 Fl. 26", Kr. auf Oberbaiern, 


15,040 #1. 9%, Ar. auf Nieberbaiern, 15,379 Fl. 88%, Kr. auf Oberpfalz, 17,327 Fl. 15 Mt. 
auf Oberfranfen, 23,567 Fl. 50 Mr. auf Mittelfranten, 29,675 Fl. 36 Kr. anf Unterfranfen und 
24,573 Fl. 22 Pr. auf Schwaben treffen. Die in Selbftverwaltung behandelten 30 Gemeinde⸗ 
jagden entziffern jedoch nur ein Erträgniß von 457 Fl. 7 Kr., wornach bie durchſchnittliche 
Rente biefer nahezu um bie Hälfte geringer if, als jene der verpachteten Jagben. Aus biefem 
Ergebnif nimmt das erwähnte lünigl. Staatsminifterium Beranlaffung, die Bönigl. Regierungen 
wieberholt aufzuforbern, ber genauen Anwendung ber Bollzugsporjcriften vom 3, Febr. 1857 
zum Yagbgejege vom 30. März 1850 eine anhaltende, ernfte Sorgfalt anzumenben und zu 
überwachen, daß mit Beachtung derſelben der Unterabtheilung der Gemeinbemarkungen in meh 
vere einzelne Sagbbezirke, der Jagbausübung im gemeinlicher Selbftverwaltung und der Beftim- 
mung zu kurzer Pachttermine mit thumlichftem Nachbrude begegnet werde. Eine gleich eifrige 
Borforge if gegen ben Niefbrauh des Ausichluffes pachtfähiger, in ber Gemeinde nicht ein- 
beimifcher Pächter und ber Ausnahmebeftimmung des Art. 7. Abi. 3. des Geſetzes zu richten. 

Augsburg: Die Gemeinberehuungs-Ergebniffe für 1856,57 meifen nad, daß bie &e- 
meinde Augsburg im biefem Jahre 438,542 Fl. Einnahmen und 434,737 Fl. Ausgaben hatte, 
und daß beren reines Vermögen 1,014,898 Fl. beträgt. — Der Rechnungs-⸗Abſchluß für 1856 
und 1857 der unter Aufficht unferes Stabt-Magiftrates fiehenden 11 tjolirten Stiftungen, wie ber 
Batholifichen und proteftantiihen Waifen » und Armenklinberhäufer, des A. Barbara v. Gtetten- 
hen Tochter⸗Erziehungs ⸗Juſtitutes ꝛc. 2c. entzifiert ein Altiv-Bermögen von 901,251 Fl. — 
Das Leihhaus hatte im genannten Jahre 243,752 Fl. Einnahmen und 238,509 Fl. Ausgaben 
und ein reined Bermögen vou 147,873 Fl. 


Königreih Hannover, 

/. Bannover, 20, Juli. Unfer ſtädtiſches Gemeindeleben ſcheint gewiffermaßen fus- 
penbirt geweſen zu fein, fo lauge die Stäbteorbnung von Regierung und Ständen revibirt 
wurde. Seht ift nun die revidirte Stäbteorbnung publizirt; die Abänderungen gegen bie 
frühere Geſetzgebung und bie fländijhe Einwirkung ergeben fi) aus dem Leitartifel biejes 
Hefts. Zur Ausführung hat die Regierung beftimmt, wie nicht anders billig, daß nicht 
etwa ſchon bie jeigen bürgerlichen Senatoren als Lebenslängliche zu betrachten jeien ; und ber 
Stabt Hildesheim, die den Bürgervorfteher, Wortführer Schwenann eben erſt einfimmig 
zum bürgerlihen Rathsherrn erwählt hatte, ift freigeftellt worben, noch einmal und dann jogleih 
auf Lebenszeit zu wählen. Sie hat inbeffen vorgezogen, es bei ber einmal vollzogenen Mahl 
zu belaffen. , 

Die Heine Lüneburgifhe Stabt Walsrode hat fi mit den benahbarten Kaudlichen 
Gemeinden zu einer Kreditanflalt verbunden, berem jährlicher Geſchäftsumfang eine Million er- 
reicht umd oft überſteigt. Indeſſen befcpränten fid die. Geſchäfte auf hypothetariſchen Krebit ; 
fo daß die Anftalt mehr dem ländlichen als dem ſtädtiſchen Bedürfniß dienen wirb, namentlich 
ben noch übrigen Abldjungen bänerlicher Laften. 

Am 6. Juli farb hier der Senator außer Dieuſten, A. 2. Bruns, 1847 zu dieſem fäbti- 
ſchen Ehremamt und 1848 zuglei zum Vorfig zum Handelsvorſtande berufen. Als Senator 
verwaltete er bie finanzen ber Hauptftabt fo lange, bis zumehmende Kräntiichkeit ihn nöthigte, 
den Sig anf dem Rathhaus zu verlafjen. Als Borfteher der Hanbelsinnung war er ſtets be- 
firebt, den gefunben Grunbfägen der Berfehröfreiheit und der ungehinberten Konkurrenz Bahn 
zu brechen, wobei er, wenn feine vorgefchrittenen Ideen nicht dem erwarteten Anklang fauden, 
feicht ungeduldig wurbe. Nach 1848 ſaß er eine Zeit fang für Einbed in der Kammer. Indeß 
war die parlamentariſche Arena nicht ſein Feld, da er als Reduer nicht das leiſtete, wozu feine 
Kenntniſſe und bie Klarheit feines fchriftlichen Ausprudes ihm an fich berechtigt hätten, unb ba 
feine Theilnahme an den ſtändiſchen Kämpfen noch völlig in die Zeit fiel, wo Beamte und Ab- 
volaten dort das große Wort führten. „In Bruns“, fagt bie Zeitung für Norddeutſchland, 
„haben Stadt und Fand Hannover einen guten Bürger verloren; fein Name bleibe in Ehren.“ 
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Die ſtädtiſchen Schützenfeſte fehleppen ſich noch immer zwiſchen Leben und Sterben 
bin. Das biefige hatte die Ehre bes Beſuchs ber Fönigl. Familie, deren Gefolge ſogar am 
Tanze Theil nahm. Indeß bat es ſich übrigens durch nichts bemerklich gemacht, als durd bie 
feit einigen Jahren eingeführte Plage für angehende Bürger, die breimal mit zum Schügenplag 
auszuziehen verpflichtet find. Im diefem Jahre machte der neue engliſche Gefanbte Mr. Gorbon, 
ber ein Haus gelauft und deshalb das Bürgerrecht erworben, den Auszug mit, anflatt bie 
drei Thaler Abftandsgeld zu erlegen; und es ift bezeichnend, daß unfere Ortsblätter dieſem 
Zuge bürgerlichen Pflichtgefühls als echtengliich preifen, ohne am jemer finnlofen deutſchen Ber» 
pflichtuug irgend etwas Anftößiges zu finden.*) 

Das hauptfläbtifhe Bäderamt bat neuerdings feine Abneigung gegen alles Neue zu 
großer überflüffiger Neration des Publilum bewährt. Seit dem 1. Yuli Haben wir das Zoll- 
gewicht ald Landesgewicht; und um ihre Rechnungen nicht im kurzer Friſt zweimal umändern zu 
müffen, haben bie Krämer des Königreich® durch Uebereinkunft gleichzeitig auch die neue Münze 
eingeführt. Die Herren Bäder aber, die gefelicher zu fein prätenbiren als das Finanzmini— 
fterium, wollen vor dem 1. Oltbr. nichts von Neugrofchen und leichten Pfennigen wiffen; fie 
nehmen die Neugrofchen nur für 9, und bie halben Neugrofhen nur für 4 Pfennige an; eine 
Biererei, deren Koften leiber ber Heine Mann bezahlen wird, 


Königreich Sachſen und fächfiiche Herzogthümer. 

Dresden, 1. Juli. Im der geftrigen Stabtverorbnetenfigung warb zunächſt anf Vortrag 
ber Petitionsbepntation auf zwei Bürgerrechtsgeſuche beifällige, auf zwei bergleichen abfälfige, 
auf wieberum zwei dergleichen aber Zwiſchenentſchließung gefaßt; dagegen fanden vier Geſuche 
um Aufbehalt des Bürgerrechts allfeitig Gewährung. Sodann referirte Abo. Eifenftud über 
die von den Grundſtücksbeſttzern der Lilien» reſp. Seilergaffe für bie bafelbft gelegte Waffer- 
hauptrögre ber Kommun zu gewährende Entfhäbigung. Die verſchiedenen Röhrenlager ber 
Stadt gehörten früher theil® dem Fiekus, theil® der Kommun, theils größern ober Heinern Ge- 
werfjhaften. Einer jolhen Heinen Gewerkichaft gehörte das Waſſer in dem bortigen Rayon 
und war fogenanntes mittelplauenſches. Durch Kauf und Verkauf von Grundftüden, Anlegung 
der Liliengaffe ꝛe. war das Waſſer zerfplittert umb in zu viele Theile gegangen. Bei Legung 
ber fteinernen Waſſerleitungsröhren ift dortbin num auch hochplauenſches Waffer geführt und 
überhaupt dad Berhältniß ein anderes geworden, indem das Steinröhrenlager Kommuneigenthum 
ift, und der Stabtrath ift nun gewillt, die Hälfte der baburch der Kommun erwachſenen Koften 
von den Adjacenten zu erheben, wie einen entiprechenden Waſſerzins. In einem umfänglichen 
Gutachten rathen die vereinigten Deputatisnen im der Hanptfache dem Beitritt zu ben Befchlüffen 
des Stabtrath8 an und das Kollegium erhob deren Vorſchläge ohne Debatte zum Beichluffe. — 
Stabtverorbneter Advolat Schmidt erftattete Bericht Über Errihtung einer Siehanftalt 
und Erwerbung eines Grundſtücks zu diefem Zwecke. Bisher wurden Siehe, fofern fie von 
der Kommun zu verpflegen waren, im Armenhauſe untergebradht und beftandb filr biefe eine 
befondere Abtheilung. Bei dem fleten Wahlen der Stabt wähft aud bie Zahl der in dieſem 
Hanfe überhaupt zu Berpflegenden. Eine gleihe Steigerung ift beim Schulweſen fühlbar. 
Um num diefen verihiedenen Bebirfniffen Abhülfe zu gewähren, ift vom Gtabtrathe unter 
mehreren ber inmitten ber behufs ber Errichtung eines Siechenhauſes niebergefeßten Deputation 
aufgetanchten Vorichläge, beſchloſſen worben, das Haus No. 5. auf ber Löbauerſtraße, das fid 
hierzu eigene, zu einem Siechenhauſe zu acquiriren, bie Hohenthalſche Berforganftalt mit 





) Die Schützenfeſte find doch ficher die angemefjenften Bürgerfefte und bie Pflicht, an 
den Waffenübungen Theil zu nehmen, iſt gewiß wicht fo ſinnlos, wie der Herr Bericht» 
erftatter dafürhält. Mir beuugen biefe Gelegenheit, um auf die Drudſchrift „die Schügengilden 
und ihr Königsfhießen” von S. von Förfter, Berlin, Gebauerſche Handlung, 4. Auflage, aufs 
merlſam zu machen, Der Berausgeber, 
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bem Maternihofpital zu verbinden, das Gebänbe bes Hohenthal'ſchen Stiftes abzubredden und 
auf dieſer Stelle unter Mitbenugung des angelauften danebenliegenden Grundftüdes ein Wai- 
fenhans zu bauen, das bisherige Waifenhaus aber zu amderweiten Schulzweden zu verwenden 
u. |. w. Auf Anrathen ber vereinigten Deputationen beihloß jebod das Kollegium, ſich für 
ben Ankauf des fraglichen Grunbftüds zur Errichtung einer Siehanftalt nicht auszuſprechen, 
bevor nicht Mittbeilungen vom Stabtrathe gemacht würden, in welcher Weiſe und mit welchen 
Mitteln derjelbe die andern Pläne auszuführen gedenle. Durch Stabtverorbneten Adv, Gott- 
{hal ward über Aufhebung der Zare für Weißbäderwaaren Bericht erftattet, — Wir haben 
bereits in Heft VI. ©. 549 das Hauptfächlichfte über diefen Gegenftand mitgetheilt, verweiſen 
darauf und fügen dem nur hinzu, daß auf die Anfrage wegen ber Höhe bes Firationsquantums 
vom Stabtrathe blos eine Ungefährberehnung aufgeftellt werben ift (die Bäder verweigern auf 
Grund des Vertrages eine Berechnung), bie, pro Scheffel 10 Ngr. gerechnet und 99,000 Schill. 
jährlichen VBerbrauh angenommen, ca. 33,000 Thfe., aljo ungefähr 8000 Thlr. mehr als bisher 
Firationsquantum bezahlt wurde, ergiebt. Das Kollegium erflärte ſich hierauf zwar nicht für 
Aufhebung ver Tare, beſchloß aber, ven Stabtrath zu erſuchen, bezüglich der Feſtſtellung 
des Firationsguantums fi mit der Innung in Verhandlung zu fegen und das Reſultat bem 
Kollegium mitzutheilen. 

In der Stabtverorbnetenfigung am 7. Juli berichtete die Fimangdeputation über die 
Auslaffungen des Stadtraths auf die gegen ben Haushaltplan für das Jahr 1858 vom Stadt- 
verorbnetentollegium gezogenen Erinnerungen, wobei gelegentlich des Einnahme-Etats (Malsftener- 
zuſchlag betreffeud), Mittheilung Über die gefteigerte Zufuhr fremder Biere nah Dresden 
gemacht wurde : 1841 wurden 92°/,. Faß (& Faß 6 Eimer od, 4 Ton.), 1850 ſchon 12545 , Faß, 
1857 aber 40495), Faß fremdes Bier bier eingeführt. — 

In der am 21. d. Mis, flattgehabten Sigung der Stabtverorbneten berichtete der Pro- 
totollant Dr. Stübel Namens der Finanzbeputation über zwei Rechnumgsangelegenbeiten und 
über ein zum Ausbau ber anf dem Areale bes Jalobshoſpitals aufgeführten Gebäude vom 
Stabtrathe geforbertes Poftulat, welches auch im der Höhe von 14,376 Thlr. 29 Ngr. 8 Pf., 
einfhließlih eines Minderbedarfs bei Ausführung des Baues vom gegen 6000 Thlr. 
als Berehuungsgeld bewilligt wurde. Auf Bortrag bed Referenten Dr. Pilling wurde 
nad kurzer Debatte der Vorſchlag ber vereinigten Berfaffungs- und Finanz-Deputation 
bezüglich ber Auftellung eines neuen techwifhen Beamten beim Stabtbauamte zur Unter 
flügung des Stabtban-Direltord zum Beſchluſſe erhoben, dahin gehend: biefen Beamten 
nicht definitiv und mit 800 Thlen., wie es der Stabtrath vorſchlägt, ſondern nur interimiftiich, 
wie es Seiten ber Stabtverorbneten jhon früher beichlofien worben war und nur mit 600 Thlen, 
bis zu einer etwaigen Balanz der Stabtbaubirektorftelle anzuftellen, jedoch unter der Bebingung, 
daß eine Erhöhung dieſes Gehaltes zu gewähren das Kollegium wicht abgeneigt fei, falls bem- 
felben eine beſonders geeignete Perfönlichleit namhaft gemact werben (ollte, Hierauf ftellte 
Stabtverorbner Nigichner in Anbetracht des Umftandes, dak an der alten Eibbrüde vorzuneh⸗ 
menbe Wafferbauten allyier in der Regel erft im Spätherbſt, wo bie Arbeiter in Haudſchuhen 
arbeiten müßten, in Angriff genommen würden, ven Antrag: das Kollegium wolle beſchließen, 
bei dem Stabtrathe zu beantragen, daß eine an der alten Elbbrücke nöthige Reparatur im Iu- 
teveffe der Schifffahrt bei gegenwärtig niedererm Wafferftande und günfiger Jahreszeit ſobald 
als möglich vorgenonmmen werde. Unterſtützt durch die Bemerkungen des Stabtverorbn, Lüber 
fand diefer Antrag einftimmige Aunahme. 

Im Monat Juni 1858 erhielten 58 Berfonen, darunter 14 Frauen, das Bürgerrecht 
im Hiefiger Stadt. Wegen Anfäffigmahung warb es 25 Perfonen erteilt, 1 als Befiger ber 
Bapiermühfe, den Uebrigen behufs der Vetreibung bürgerlicher Gewerbe; es erhielten baffelbe 
nämlich: 1 Vädermeifter, 1 Band- und Zwirnhändler, 1 Böttchermeifter, 2 Buchbindermeifter, 
1 Konditor, 1 Kravattenfabrifant, 1 Fleiſchermeiſter, 1 Getreidehändler, 1 wegen Handels 
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mit Kupferſtichen, 1 Holz⸗ u. Steitkohlenhändter, 2 Kaufleute, 1 Klempnermeiſter, 1 Kupfer⸗ 
ichmiedemeifter, 1 Maurermeiſter, 1 Nablermeifter, 1 Pferbehänbler, 4 Schent» und Speife- 
wirtbe, 1 Schneibermeifter, 1 Stodfiichhändlerin, 2 Tifchlermeifter, 1 wegen Berlaufs felbftge- 
fertigter Lünftlicher Blumen, 1 wegen Berlaufs felbfigefertigter Putzwaaren, 3 Biltualienhändler 
und 1 Wattfabrikant. 

Reipzig, 8. Juli. Das Stabtverorktieten - Kollegium genehmigte in feiner geftrigen 
Sigung die vier Anträge des Raths: 1) einen Theil des Areals vom Weinnäpfchen (2363 
Omabratellen), der umlängft zu 5 Thlr. 20 Sgr. die Quabratelle von der Stabt erworben 
worden, an Herrn Aſchard, bie Quabratelle zu 6 Thlr., zu verlaufen; 2) für den Ban der 
Angermühfbrüde eine Nahverwilligung von 103%, Thlen.; 3) zum Ban ber Hahnelammichlenge 
eine Nachverwilligung von 1800 Thin. auszufprehen; 4) zu Erbatung einer Schleuße an ber 
Georgenhalle 2272 Thlr. zu verwilligen. Bei Verhandlung über letztern Batı ward der Wunſch 
laut, e8 möchten die Pflafterarbeiten beffer beauffichtigt werben, da fie jetzt Überall das Pflafter 
verſchlechterten, flatt e8 zu verbeffern. Ein weiterer Beſchluß des Raths, dem Pächter der gobr 
liſer Mühle eine Verlängerung feines derzeitigen Kontraftes auf brei Jahre zu gewähren, warb 
nicht genehmigt; das Kollegium beharrte vielmehr bei feinem frühern Antrage, die Mühle auf _ 
dem Lizitationswege zu berpachten. 

Zwickau. Wie in manden andern Städten Sachſens, fo bat fi and hier in ben 
legten Iahren der Mangel an Wohnungen böchft fühlbar gemacht, und es kommt fafl 
täglich vor, daß einzelne Perfonen, wie ganze Familien genöthigt find, bei: Wohnungswechfel 
lediglich aus dem Grunde von bier fortzuziehen, weil es ihnen micht gelungen ifl, ein anderes 
Logis bier ausfindig zum machen. Es haben deshalb bereits mehrere hiefige größere Kohlenwerle 
wie Fabriletabliſſements ſich genöthigt gefehen, eigene Urbeiterhäufer zu bauen, ohne daß bamit 
jedoch dem gedachten Webelftande mit irgend fichtbarem Erfolge abgeholfen worden wäre. Bei 
der Wichtigkeit, die diefe Angelegenheit für die Stadt hat, hatten and bie hieſigen Stabtver- 
ordneten im einer meuerlihen Sigung biefelbe in den Kreis ihrer Berathiingen gezogen, fie 
konnten jedoch zu feinem beſtimmten Rejultate gelangen, fo baß wir bis jet troß aller Bemü« 
hungen feinen Schritt vorwärts gelommen find. Es dürfte aber auch nah Lage ber Sache 
nicht cher eine Beſſerung dieſer Verhältniſſe eintreten, als bis bie Arbeitsföhne und ba® Ban- 
material bier wieder billiger geworben find, welcher Umftand die Banluft in größerem Maße 
wieder rege machen wirb; bemm es fehlt durchaus wicht, weder im ber innern Stabt, noch im 
den Borfläbten an ſchönen Banplägen. Daß bei der flarfen Nachfrage die Mietbpreife filr 
größere und Kleinere Logis auch bedeutend geftiegen find, darf nicht wundern, und doch verzinjen 
fi unter den jegigen Umftänden Nenbane, felbft folche, bei denen mit ber größten Sparjamfeit 
verfahren worben ift, fanm mit 31%, pCt. 

Bautzen. Unſere Stadt legt ein Stüd nach dem andern von ihrer Rüflung ab, mit 
welcher fie fich ehebem mannhaft der äußern Feinde zu erwehren wußte, und läßt dafür bie 
feifche-Luft der Gegenwart hereinmehen. Nachdem ſchon vor Jahren die äußern Bollwerke und 
Thore, deren Namen mur-übrig blieben, gefallen find, geht es nun auch, wo es nur thunlich, 
an das Niederreißen anderer unſchöner Ueberbleibfel der Borzeit, welche den Verkehr auf den 
Straßen bisher hemmten und beengten. So ift in biefen Tagen das innere Lauenthor und 
die im deffen Nähe befinbfihe, vom Alter morſch gewordene Frohnfeſte abgetragen worben, 
woburd das Anjehen der Stadt ungemein gewonnen hat, und ein Blid vom Markte aus bis 
in die Vorftabt eröffnet worden if. ‚Der ſog. Schützen zwinger neben biefem Thore wird 
nah Löſung einiger noch ſchwebender rechtlicher Fragen im nächſten Jahre folgen und dadurch 
ein zu Anlagen ſich eignender freier Play und fomit eine nene Zierde entfliehen. Es läßt ſich 
erwarten, daß vor bem von allen Seiten hereinbrechenden Lichte aber auch noch manches Andere 
fliehen wird, was nur ein moch geduldetes Wergernif war, Manches nen fich ſchmücken wird. 
Die ftädtiihen Gebäude gehen- hierin mit gutem Beifpiele voran, wie das Gewandhaus zeigt, 
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welches ebenfallß in den letzten Tagen ein helles Gewand angelegt hat, auf dem die reflanrirten 
Wappen in Blau und Gold gleich Ordensſternen glänzen. Die feit dem April d. 9. im Kraft 
getretene, feit langer Zeit erſehnte Bauordnung, nach welcher bie Hausbefiger augehalten werben, 
nebft mehrern andern zu beobachtenden Riüdfichten auf Gerinne, Schleußen, Goffen u. ſ. w. 
auch Trottoird zu legen, wird unter der Bedingung, daß man zugleich fireng auf die Ausfüh— 
rumg bäft, gewiß weſentlich bazır beitragen, der. Stabt ein ebenfo freumbliches, als reinliches 
Anſehen zu geben, im welch fetsterer Hinficht fie bieher nah Manches vermiffen lich, wie es ſich 
aber doch für bie Metropole der Provinz nicht anders ſchicken will. 

Weimar, 17. Juli. Geftern hat in Iena bie Neuwahl des erſten Bürgermeifters ftatt- 
gefunden, und ift babei der Bürgermeifter Schenk in Buttſtädt mit abfohrter Mehrheit gewählt 
worben. 

Ueber das Stimmenverhältniß bei der Oberblirgermeifterwahl melden die Bl. v. d. S. 
In dem auf den 15. u. 16, d. Mts. angefegten Termin zur Wahl eines Oberbürgermeifterd 
für unfere Stadt erfchienen 642 berechtigte Wähler. Bon biefen gaben ihre Stimmen bem 
Bürgermeifter Emil Schenk in Buttſtädt 481, bem Dr. jur. €. F. Müller bier 130, dem 
Auditor E. Hotel in Weimar 13, die Übrigen hatten ſich vereinzelt. 


Königreich Würtemberg. 

Stuttgart, 20. Juli. Nach dem Rechenfchaftsberichte, welchen geftern Abend die Ge— 
neralverfammlung der Mitglieder der Hanbwerlerbanf entgegennahm, betrugen big Ein—⸗ 
nahmen dieſer Geſellſchaft ſeit Gründung der Anftalt bis zum 80. Juni, d. h. im Gangen 
30,016 Fl. 57 Kr., worunter 26,284 Fl. 29 Fr. Einlagen und Monatsbeiträge von 524 Mit- 
gliedern. An ausgetretene Mitglieber wurden 580 Fl. 15 Kr. Einlagen und 266 FI. 48 fr, 
Zinfe zurlicbezahlt, die aufgelaufenen Unkoſten betrugen 156 Fl. 6 Kr., fo daß der Gefellichaft 
ein freies Betriebslapital von 29,013 Fl. 48 Kr. verbleibt. Im dem abgelanfenen erſten Halb- 
jahre dieſes Jahres wurbe 37,501. 51. Vorſchüſſe am Gefellihaftemitglieder abgegeben, jeit ber 
Gründung ber Gefellihaft bis zum 30. Juni’ aber erhielten 725 Perfonen 127,024 Fl. Bor« 
ſchüſſe und find hievon 92,847 Fl. 53 Kr. wieder zurüdbezahlt worben. Nachdem ber Bor: 
figenbe den Anmwefenden einen kurzen Bericht über dem bermaligen Stanb ver ar Bantlier 
Arledter noch zu forbernden 4000 FI. gegeben hatte, aus bem hervorging, daß noch wicht alle 
Hoffmung verloren fei, wenigflens einen Theil diefer Summe zu retten, wenn and bie Aus— 
fihten nicht eben günſtig fiehen, wurde Seitens des Ausſchuſſes der Antrag geftellt und von 
der Berfammlung gemehmigt, bie feitherige Provifion von 30 Kr. für 100 Fl. auf 20 A. 
herabzufeßen. 


Großherzogthümer Medlemburg. 


Schwerin, 3. Juli. "Nach dem Fürzlich veröffentlichten Jahresbericht der Erip arniß« 
Anftalt zu Schwerin find von derſeiben im Laufe der Jahre feit 1822 in Schweriner 
Hänfer ungefähr 700,000 Thlr. verliehen worden, von welcher Summe iiber 600,000 Thlr. 
nur 31, pCt. Zinfen tragen, Ohne die Verleihung einer ſolchen Summe zu dem bezeichneten 
Zins wilrde in Schwerin der Zinsfuß ebenjo, wie in faft allen andern inlänbifchen Stäbten 
auch für erfte Hauspöfte 4 pCt. betragen und felbft vorübergehende Zeiten bes Geldüberfluſſes 
anf ein ſolches Verhäliniß nicht einwirlen. Auf dieſe Weile erleidet die Erſparniß - Anftalt zu 
Ounſten der Schweriner Hausbefiger eine jährliche Einbuße don mehr als 3000 Thlru. — 
Dagegen hat fih in Anlaf des während der beiden letzten Termine hervorgetretenen größeren 
Geldbedürfniffes in Beziehung auf die Kündigungen redt deutlich gezeigt, wie viel ſchwie— 
tiger es iſt, im Falle des eigenen Geldbebitrfniffes von dem im Häuferm belegten Geldpoften 
größere Sunmen mobil zu machen, ala von ben auf ritterjchaftlihe Güter anliehenen, Erheb- 
ide Summen lonnen in Schwerin unter den Hauspoften nicht mobil gemacht werben, ohne 
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einen empfindlichen Drud nicht blos für vie geliinvigten Schulduer, fonbern aud für alle 
gleichzeitig Geld fuchenden Hausbefiger hervorzuruſen. Daher erfheint ber vor einigen Jahren 
von den Borftehern der Anftalt gefaßte Beihluß, die große Summe ber Hauspöfte auf Die 
möglihft gelindefte Art zu beſchränlen und neue Anleihen auf Häufer in Schwerin in bem 
nächſten Jahren nit zu bewilligen, volllommen gerechtfertigt, 

Parhim, 2. Juli. Aus den Verhandlungen von Rath und Bürgerſchaft vom 21. Juni 
theilen wir nad) der „P. 3.” Folgendes mit: Auf den Antrag des Direltoriums des Parchim-⸗ 
[hen Diſtrikts des patriotifchen Vereins find nicht allein bie im Etat bereits ausgeſetzten 
100 Thlr. für die diesjährigen Wettrennen und die Thierſchau, fondern auch die Übrigen Ver— 
wenbungen, wie in früheren Jahren, namentlich Herftelung einer Tribiine, aus ber. Kämmerei- 
Kafje bewilligt. 

Zeterow, 14. Juli. Unfere ftäbtiihe Wafferleitung, welche — wenn wir nicht 
irren — im Jahre 1836 gebauet wurbe, entnimmt ihr Wafler zweien, im nnmittelbarer Nähe 
der Stabt belegenen, ergiebigen Duellen; ber Abfluß aus den Duellen ergießt fih durch 
hölzerne Röhren in die Stadt und hat jo viel natürliches Gefäll, baß fi das Wafler 10 Fuß 
über bie Oberfläche des Marktes, den höchſten Punkt unferer Stabt, erhebt und dann in das 
' dort befindliche Baffin fült. Bon hier aus werben nun ſämmtliche Pumpen ber Stabt mit 
Waſſer verforgt und hebt ſich mittelft natürlichen Gefälles das Waſſer auch bier wieder fo hoch, 
daß ber Mechanismus bes Pumpens überflüffig ift, vielmehr das Waſſer durch Aufdrehen ber 
an den Wafferpföften befindlichen Hähne gezapft wird. Die ganze Anlage koftete berzeit etwa 
3000 Thlr., welche die Stabtlafje zwar bezahlt hat, aber durch Bildung eines finfenden Fonds 
inccejfive von der Einwohnerfhaft erftattet erhält. Die Koften der Erhaltung biefer Anftalt 
werben ebenfalls von ber Einwohnerſchaft getragen und zwar mac folgendem Mobus, 
Der Kämmereiberechner jormirt alljährlich die Koftenrehnung und wirft aud für ben finlenden 
Fonds 100 Thfe, aus. Die fo gebildete Summe wird unter bie Einwohnerſchaft repartirt nad) 
ganzen, halben und viertel Häufern, wobei die Miethseinwohner glei ben Befigern eines viertel 
Hauſes gerechnet werben. Kann hiernach ber jährliche Beitrag zwar kein fefter fein, fo ift bie 
Differenz der einzelnen Jahre doch fehr unbedeutend und bewegt ſich ber jährliche Beitrag für 
ein volles Haus in der Negel zwiſchen 1 Thlr. und 1Thlr. 16 Schl. — Nachdem bie hölzernen 
Röhren dieſer Wafferleitung num einige 20 Jahre in ber Erde gelegen, will man die Erfahrung _ 
gemacht haben, daß fie fi im Allgemeinen nicht bewähren und es haben beshalb im Laufe 
biefer Woche zwiſchen unjerm Magiftrat und Bürgerausihuß Verhandlungen wegen Auſchaffung 
und Fegung eiferner Röhren flattgefunden, Wie wir hören, ift man zu bem Beſchluſſe gelangt, 
die Sache durch eine Deputation aus Rath und Bürgerfhaft zunächft weiter betreiben zu laſſen, 
welche ähnliche Anlagen anderer Städte, namentlich folder, wo bereits eiferne Röhren verwendet 
find, in Augenfchein nehmen und darüber, fowie über bie dort gemachten Erfahrungen an das 
Plenum Bericht erftatten fol. Hoffen wir, daß die Väter unferer Stadt auch in biejer für 
unfere Einwohner höchſt wichtigen Angelegenheit mit gewohnter Umſicht und Weisheit verfahren 
werben. 

Noftod. Im der Situng des 1. Quartier am 5. Juli erfuchte nah der „R. 3.“, 
zur Abhülfe des fühlberen Mangels der Heinen Scheidemünge, die Verfammlung E. €, Rath 
wiederholt, beim hohen Staatsminifterium fich dahin zu verwenden, daß eine ausreichende An— 
zahl von Schillingen geprägt und in den Kours gefegt werben möge. — Nach einem Bericht 
des 1. Gewetts hat das große Lootjen- oder Nettungsboot zu Warnemünde in den 12 jüngften 
Lootjen eine eigene Dienſtmaunſchaft erhalten. NRüdfichtlih der Honorirung derfelben find ver» 
ſchiedene Vorſchläge gemnacht, und entfcheivet ſich das Quartier dafür, daß die gedachte Manns 
Ihaft ein doppeltes Lootjengeld und in befonder® gefahrvollen Fällen noch eine Ertravergütung 
erhalte, - Dazu folle das einfache Lootjengeld von bem betroffenen Schiffe erhoben, beſonders 
berechnet und an die Mannihaft des Rettungsboots ausgezahlt werden. Zur Aufbringung des 
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Auſſchlags eines nochmaligen Lootſengeldes und ber Erttavergätung ſei eine Abgabe von 4 Schl. 
von jedem Schiffe zu erheben. 

Noſtock, im Inli. Aus den Verhandlungen bes 2. Quartiers am 19. d. M. theilen 
wir ‚nad ber „R. Z.“ Folgendes mit: Der Bericht des löbl. Gewetts über bie Leiftungs- 
fähigkeit bes großen Lootjenboots in Warnemünde wird verlefen und genehmigt das Onartier 
die darin gemachten Borfchläge zur Bemannung dieſes Boots und zur höheren Löhnung ber 

ft beffelben. — Der Buchdruder Hirſch, welcher ſchon früher einmal bie Berwen- 
dung bes Quartier bei E. E. Rath um Nachzahlung von balbjährigen Zinfen für bie von 
ihm hinterlegte Kaution von 500 Thlen. für das „Bollsblatt nachfuchte, hat fich nenerbings 
in gleicher Weiſe am das Ehrl. 1. Quartier gewendet unb auch befien Fürſprache erhalten. 
€. E. Rath erwidert heute darauf: Nach dem Preßgefege wären auf die Kautionsfumme mır 
don bem auf bie Stellung berjelben folgenden lanbesüblichen Termine die Zinfen zu zahlen. 
Diefe geſetzliche Vorſchrift fei auch bei Hirſch eingehalten. Es Lönne fi) aljo Hirſch nicht be- 
Magen, baf ihm eim Unrecht wiberfahren und das am fo weniger, als ihm bie nach dem Pref- 
geſetze betragende Rautionsfumme von 1000 Thfe, big anf 500 Thlr. abgeminbert ımb er mit 
Stellung dieſer letzteren Summe überbies noch ein halbes Jahr befriftet fei. Das Quartier 
ſtimmt der Anfiht E. E. durchaus bei. 


Großherzogthum Dldenburg. 

— g.— Didenburg, imYufi. In Hinficht auf die Umlegung der Armenbeiträge 
in der hieſigen Stadtgemeinde wurden bereits zur Ergänzung der bisherigen Vorſchriften zu 
Anfang vorigen Jahres verſchiedene ſpezielle Beftimmungen vom Stabtrathe beihloffen und der 
Regierung zur Genehmigung vorgelegt. Bor einiger Zeit if nun höhern Orts verfügt worben, 
daß bie vorgelegten Beſchlüfſe nicht genehmigt werben töunten, und zugleich finb zwei gemerelle 
Reſtripte mitgetheilt, welche über folche Punkte, hinſichtlich der in den Umlagungsgrundfägen 
ber einzelnen Gemeinden am häufigften gegen das Geſetz verſtoßen wird, ſich ansführficher ver- 
Breiten. Die hiefigen Einrichtungen, betreffend die Umlegung ber Armenbeiträge waren feither 
von dem Prinzipe amsgegangen, daß die Armenftener eine Einkommmenftener fei, bie nur 
daruach, ob das Einkommen aus der Thätigkeit des Beſteuerten oder fonft aus fehneller ver» 
ſchwindenden Quellen flieht, oder ob es aus einem Vermögen als Rente ſtamme, geringer over 
Höher amzufelsen fei. Die vorhin erwähnten Reſtripte gehen aber bavon aus, daß bie Armen- 
ſtener nicht als reine Einkommenfteuer, ſondern als Bermögens» und Einkonmnenftener anfzu- 
faffen fei; hiernach müßte, vieleicht nicht ohne materiellen Einfluß, die Faffung am vielen 
Stellen des Armenfteuer-Entwurfs zu ändern fein. — Nach dem Entwurf waren fiir ſteuerfrei 
erkfärt Dienfiboten, Lehrlinge, nicht aufäffige Gefellen und alle, deren Einkommen nicht 75 Tlr. 
beträgt. Nach den Reſtripten dürfen nicht einzelne Klaſſen von Bewohnern der Gemeinde 
Reuerfrei bleiben, doch wird darauf hingewieſen, dat im VBerwaltungswege Befreinngen ober 
Stenererniebrigungen ausgeſprochen werben dürfen. Nach ven hier giftigen Grumbfägen joflte 
das Einkommen ans Riehßbrauch wie Einlommen aus Vermögen beſtenert werden. Die Reitripte 
verlangten, daß das unter Nießbrauch ſtehende Bermögen ganz frei bleiben, der Nießbrauch 
felbft aber nur als Erwerb befteuert werben fol. — Schon vor längerer Zeit hatten ſich Ma⸗ 
giſtrat und Stadtrath zur Anfhebung der bier moch beſtehenden Fleifchtare geeinigt, und 
aud) bie Regierung bat, wie dies bereits früher gemeldet wurbe, dazu ipre Genehmigung J 
theilt, wenn auch vorerſt nur für das laufende Jahr. Man darf von einer ſolchen — —— 
wach ber Lehre ber Erfahrung weder ein erhebliches Fallen der Fleiſchpreiſe hoffen, uoch an 

beutenbes Steigen fürchten, aber die Abſtreifung einer unnigen, beengenben, Augen a. 

ben Fefel if follie Mafzeger gewiß. — Früher galt Hier bie Vorſchrift, daß jedes Güte 
einzeln von einen Magiftratspeputirten geſchätzt und das Fleiſch je nach ber * 

dm einem beſiumiten Preiſe angeſeht werben follte, ein Berfahren, das * RER 
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Widerſtand fanb umb heutzutage unmöglich erſcheinen müßte; auch wurde ſchon bei Einführung 
ber Octroi unterm 23. Januar 1825 von ber Regierung feſtgeſetzt, daß ber Magiſtrat zu An- 
fang jeden Monats eine Fleiſchtare publiziven folle, mad) welder ſich die Schlädhter bei einer 
Strafe von 25 Thlr. im erften Kalle genau zu richten hätten, Mit Ausnahme bes Zeitraums 
von 1834—1842, wo eine obrigfeitfiche Komtrofe nicht fattfand, hat dies Geſetz bis jet Gel⸗ 
tung gehabt, und weber Publikum noch Schlüter befriedigt. Es giebt aber keinen ſchlimmeren 
Krebs flle den Rechtsſiun des Volkes, Leine größere Gefahr für die wirklich nothwendigen Ge⸗ 
ſetze, als ein Geſetz, das täglich gebrochen wird, nicht geihügt werben fan und für die Ehr- 
lichen nachtheilig und beengend, fiir bie Andern aber einfach überflüffig erſcheint. — Einer 
vbllig freien Konkurrenz im Fleiſchhandel erfreut fih übrigens unfere Kommune noch Teinesweg®, 
ba bie Schlächter Hier eine Zunft bilden, bie jeben andern Schlächter hier zu ſchlachten verhin- 
dert, und da zugleich die Oftroi-Gejee bie Einfuhr friſchen Fleiſches verbieten. — Jedoch joll 
nad) vorliegenden Beſchlüſſen des Magiftrats und Stabtraths, womit bringenbe Empfehlungen 
der Regierung zuſammentreffen, verfucht werben, durch Geftattung der Einfuhr friſchen Fleiſches 
unter beſtimmten, näher feftzufegenden Bebingungen bie Konkurrenz über den Bezirk ber Stabt 
und ihrer Schlädhterzunft hinans zu erweitern, 


Großberzogtbum Baden. 


Pforzheim. Hier wırden am 1. Mat die erften vom ber gemeinnüigen Baugeſellſchaft 
erbauten Häufer verfleigert. Jedes Haus mit zwei Zimmern, zwei Dachlammern, Küche, Keller, 
Holzplatz kam auf 1800 Fl. Im der Külrze werben 14 weitere Arbeiterwohnungen beziehbar fein. 


Herzogtum Braunfchweig. 


Braunfchweig, im Juli. Im der Berfammfung, welche umfere Stabtverorbneten am 
24. dv. M. abhielten, trug der Vorfigenbe, Landſyndilus Defterreich hinſichtlich bes Vertrags 
mit der Landesregierung fiber bie fäbtifchen Vermögensverhältniffe vor, daß im Folge eines 
Beichluffes der Landesabgeorbneten-Berfammlung vom Minifterium ein Zufag zu bem Bertrage 
beantragt fei, nach welchem von den dem Staate zugehörigen Gebäuben nicht mehr ſtädtiſche 
Abgaben entrichtet werben follten, als bisher zu entrichten hergebracht geweſen fei. Der Herr 
Vorſitzende empfahl Namens ber Statutenkommiffion, fi) mit einem ſolchen Zufage einverftanben 
zu erflären. Die betreffenden Abgaben find nach Mitteilung bes Stabtmagiftrat® das Service, 
das Pflaftergelb und bie Beiträge zu dem Megebauten. Der Zufag wurbe genehmigt. Herr 
Grotrian berichtet Namens ber Finanzkommiſſion über eine Propofition des Stabtmagiftrats 
anf Verwilligung der Mittel zur Verbreiterung bes öſtlichen Theiles des Steinweges. Nach 
ber Mittheilung des Stabtmagiftrats ift bei dem Bau des neuen Theaters beabfichtigt, daß 
baffelbe im herzoglichen Parle, der jekigen Ausmünbung bes Steinweges gegenüber, erbaut 
werben foll, weil die verwilligte Baufumme nicht dazu hinreichen würde, um bie zu einer 
Geradelegung und Erweiterung des Steinweges in feinem öſtlichen Enbe erforberlichen Häuſer⸗ 
antäufe zu ermöglichen. Da indeffen hierdurch nicht nur in äſthetiſcher Hinficht ein ſehr großer 
Uebelftand entflehen, fondern auch die Sicherheit des Strafjenvertehrs bei dieſem Zugange zum 
Theater ſehr gefährdet fein würde, fo hat daher der Magiftrat darauf Bedacht genommen, ob 
nicht von Seiten ber Stadt etwas gefchehen könne, um biefe Uebelſtände zu befeitigen. Eine 
Gelegenheit dazu hat ſich dadurch geboten, daß ſich ein Unternehmer gefunden hat, welcher bereit 
ift, file Die beiden Häufer des Dr. Balhorn und Rittmeiſters v. Pawel 12,000 Thlr. zu bezah⸗ 
len, beide Häufer abzubrechen und im ber geraden Richtung des Steinweges ein meues, folibes, 
ber neuen Umgebung entfpredhenbes Haus nach Vorſchrift aufzubauen, das dadurch wegfallende 
Terrain aber zur Straße abzutveten. Hiernach würde von ber Stabt mur ber Mehrbetrag 
aufzumenben fein, welcher mehr als 12,000 Thlr. für bie beiben Hänfer im Anlaufe zu zahlen 
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fein würde. Daflic, daß biefer durch übertriebene orberungen ber Hauseigenthliner nicht 
übermäßig gefteigert werbe, fei eine Sicherheit dadurch geboten, daß eine Erpropriation geſetzlich 
zufäffig und vom Minifterium auch bereits für ben Fall, daß eine Vereinbarung an zu hoben 
Forberungen ſcheitern follte, genehmigt fe. Das Minifterium habe ferner zugefagt, daß das 
erforberliche Kapital gegen Berzinfung von 3 pCt. vom Leihhaufe vorgeliehen und daß bie Er- 
weiterung ber Brüde fowie bie Befeitigumg des Boigtſchen, jenfeit der Bride befegenen Haufes 
auf Koften bes Theaterbaues übernommen werben folle. Der Magiftrat beantragt hiernach, den 
mit dem Unternehmer bereits abgejchloffenen Vertrag und die Acquiſition der beiben fraglichen 
Hänfer auf bem Wege der Vereinbarung und bei zu hoben Forderungen durch Erpropriation, 
fowie die Anleibung der erforderlichen Summe aus ber Leihhauskaffe zu genehmigen. Die Ent» 
ſcheidung, welche Summen als ein angemeffener Preis für die Hänfer anzufehen feien unb über 
welche hinaus baher im Wege bes Vertrags nicht angelauft werben folle, proponirt der Magiftrat, 
ihm in Verbindung mit dem Stabtbaumeifter und der Baubeputation zu überlaſſen. Die Ab» 
zablung des Darlehns proponirt der Magiftrat in der Weile, daß nah Abfag ber von bem 
Unternehmer zu vergütenden Summe das Anlehn in den Jahren 1859 bis 1861 in drei gleichen 
Raten abgezahlt werde. Diefe Abträge würden ohne Vermehrung ber Kommunalſtener geleiftet 
werben können, wenn inzwifchen auf bie fonftigen ſtädtiſchen Schulden nichts abgezahlt werde. 
Die Kommilfton empfiehlt die Anträge des Magiſtrats zur Annahme, indem fie insbefonbere 
hervorhebt, daß, nachdem die Landesverfammlung zum Ban des Theaters, welcher hauptſächlich 
der Stadt zu Gute tomme, 450,000 Thaler verwilligt habe, bie Stadt ſehr wohl, um ber Ans 
fage eine entſprechende Umgebung zu verfchaffen und zum Zwede ber Sicherheit des Verlehrs, 
eine nicht einmal fehr erhebliche Summe anfwenben könne, Gere Niek wünſcht, daß vor einer 
definitiven Beſchlußfaffung die Verhandlungen mit den Hauseigenthümern fo weit geführt werben 
möchten, daß man bie Größe der von ber Stadt aufzuwendenden Summe genau überſehen 
une. Es wird dagegen von Herrn Oberbürgermeifter Caspari bemerkt, daß eine ſchleunige 
‚Erledigung wegen ber Nothwendigleit mit ven Vorarbeiten zum Theaterban zu beginnen, erfor 
berlih, und buch die Möglichkeit der Erpropriation die Gefahr einer Ueberbortheilung ber 
Stadt ausgeſchloſſen fei. Herr Aronheim hält die Summe von 27,000 Thaler als für ven 
Anlauf der beiden fraglichen Häufer für volllommen ausreichend und beantragt, daß ſchon jetzt 
bie Berfammlung es ausfprechen möge, daß, wenn eine Vereinbarung anf biefe Summe nit 
zu erreichen fei, der Magiftrat zum Vorfchreiten mit der Exrpropriation autorifirt werbe. Auch 
Herr Häusler ſchließt fih diefem Autrage und zwar aus dem Grunde an, daß bie Frage, wann 
zu erpropriiren, nicht bem Magiftrate allein zu überlaffen fei, bamit bie Verantwortlichteit für 
biefe Maßregel, die voransfichtlid; vielfach werde angefeinbet werben, and) von ver Berjammlung 
witgetragen werbe. Bei der Abftimmung erklärt fi die Berfammlung gegen wenige Stimmen 
für die Magiftratspropofition und den Aronheimſchen Antrag. 


Herzogtbümer Anhalt. 


Aus Anhalt, im Juli. Im dieſen Tagen iſt ein Rechtsjall zum vollen Austrag gebracht 
worben, ber ein allgemeines Intereſſe in Auſpruch nehmen dürfte und bie Stadt Köthen außer- 
dem empfinbiich berührt. Im den Märztagen bes Jahres 1848 wählte nämlich die Stadt göthen 
den daſigen Redtsumwalt Jannaſch, der damals bie Gunft bes Volles hatte, zu ihrem Ober, 
bürgermeifter und zwar auf Febenseit, mit einem SJahresgepalte vom 1000 Thlt. As mun 
1850 eine auf Torporatibe Prinzipien beruhende Gemeinde, Stabt- und Dorforbmung eingeführt 
wurde, mußten in Folge und gemäß biefer überall neue Wahlen ber Gemeinbe-Borfläube bor- 
genommen werben. Die Kommmume Köthen glaubte fi gegenüber ber Berbinblichleit, daß fie 
ben ſeitherigen Oberbrgermeifter auf Lebemszeit gewählt, in bie Nothwendigteit berjeßt, 
den sc. daunaſch wieberum zu wählen. Die Wiederwahl gefdah, fie wurde jedoch Yöcflen 
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Oris nicht beflätigt, vielmehr eine Neuwahl angeordnet, welche nun auf den jehigen Bürger 
meifter Köthens, Joachim, fiel. Hierauf beſchritt ber frühere Oberbürgermeiſter Jannaſch den 
Weg Rechtens und forderte bie weitere Auszahlung feines Jahrgehalts vom 1000 Thlr. von ber 
Stadt. Der Prozeß ſchwebte feit 1853 und iſt nunmehr durch eingeholte Erlenutniſſe vom brei 
auswãrtigen Juriften-Falultäten, wovon zwei gleichlautende dem Kläger günftig ansfielen, dahin 
entfchieben worben, baf bie Stabt dem ꝛc. Jannaſch das rüdſtändige Jahresgehalt nebſt Ber 
zugszinfen, fowie auch das fernere Jahresgehalt auszuzahlen und bie Koſten zu tragen habe, 
Das rüdftändige Gehalt ift denn auch dem Kläger von ber Beklagten geleiftet worden. Der 
Kommune Köthen erwächft hierdurch eine erhebliche Laſt. Neueſtens will man willen, es fei 
Abſicht, den Jannaſch wieder theilweife zur aktiven Dienftleiftung für bie Kommmme heranzu⸗ 


ziehen. 
Kurfürſtenthum Heſſen. 


Durch Beſchluß Kurfürſtlichen Miniſteriums des Innern vom 8. Mai d. I. wird auf 
einen Regierungsbericht bezüglich einer Eingabe, bie Abänderung ber beſtehenden Zunftord⸗ 
nung einer Stabt des Kurftaates betreffend, eröffnet, daß — weil bie im ber Zunftorbuung 
vom 5. März 1816 für bie mobifizirte Wieberherftellung und Erhaltung ber Zunfteinzichtungen 
angeführten, aus der Erfahrung geſchöpften Gründe eine zureichenbe Widerlegung nicht gefunden 
haben — bie Fortdauer ber Zinfte auch in der Verfafiung vom 13. April 1852 eine weitere 
grundgeſetzliche Bürgfchaft erhalten Habe — das Entſtehen und Aufblüähen ber Fabrilen unb 
anberer größern Gewerbs⸗, Haudels⸗ und Berkehrs-Etablifjements, da, wo folche auf Iebens- 
fühigen Bebingungen beruhen, durch bie Zunfteinrichtung nicht gehinbert fei unb werde — ba- 
gegen ein heilſamer Schuß des Hädtifhen Nahrungs» umb bed mittleren unb mie- 
beren Bürgerfiandes, einer ber erhaltenen Stüßen ber Staatsorbuung, in ber Beibehaltung 
zünftiger Verbände und Korporationen gegeben fei, — auf eine Aufhebung ober Mbänberung 
ber AZunftverfaffung zur Zeit einzugehen dem abmahnendſten Bebenten unterliege. (Ann. d. 9. 


n. 8. in Kurh. No. 9.) 
Freie Städte. 


wy Frankfurt aM. Die hieſ. Sparkaffe hat im vorigen Jahre abermals einen beträcht⸗ 
lichen Zuwachs erhalten. Neu eingelegt wurben 428,923 FL. von 1239 Partheien, und «8 be» 
trug am 31. Dezember ber gefammte Beftand 2,138,317 Fl. Zurüdbezahlt wurden 395,821 Ft. 
Der Rapitalanwadhs beträgt alfo 33,102 Fl., eim erfrenliches Zeichen ber zumehmenben Spar- 
ſamleit und Wirthichaftlichleit im ben umtern Klaſſen, welde die Sparkaffe am meiften beugen. 

Frankfurt aM., Anfangs Juli. Um 13, Juni if der elfte Bericht über das Hiefige 
Berforgungshaus (vergl. Jahrgang 1857, ©. 688) amsgegeben worben, Dana be 
Tiefen fi die Ausgaben für den Zeitraum vom 1. April 1857 bis 31. März 1858 auf 20931 Ft. 
7 Kr., wobei ber Geldwerth von 1919 Pfund konfiszirten Nindfleifhes und 42 Pſd. Lonfiszirten 
Schinfens eingerechnet iſt. Bei einem Perfonalbeftande von durchſchnittlich 123%, Köpfen bered- 
nen fih bie Gefanmmtloften für bie Berpflegung einer Perfon auf 27%, Kr. den Zag ober 
169 Fl. 28 Kr. das Jahr, mithin 2 Fl. 7 Kr. höher als im vorigen Gefchäftsjahe. Da bie 
Einnahme 18,613 Fl. 23 Mr. betrug, fo weift die Bilanz fir das abgelaufene Jahr abermals 
ein Defizit von 2090 Fl. 38 Kr. auf, zu beffen Dedung der Refervefonds angegriffen werben 
mmfte, welcher dadurch auf 2319 Fl. 48 Kr. fi vermindert hat. Um folde Mothwenbigkeiten 
für die Folge zu vermeiden, hat man ſich entichloffen, die Zahl ber Pfrünbner bie auf beffeve 
Zeiten von 124 auf 110 zu vermindern, obgleih 13 Pfrünbner bereits das Alter von 80 92 
Jahren erreicht haben und zufammen 1104 Jahre zählen. Die umterzeichneten Beiträge von 
Seiten der Bürgerfchaft betrugen 3664, die Gejchente 4080, ber Neinertrag ber gefertigten Ar⸗ 
beiten und verlauften Waaren 966 Fl. auf einen Rohertrag von 2054 Fl. Außer ben 4000 Fl. 
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welche das St. Ratharinen- und Weißfrauenkloſter für 30 männl. Pfründner luther. Konfeſſton 
jährlich bezahlt, gingen noch 1587 Fl. 36 Kr. an Berpflegungsgelbern ein. — In der am 16. Mai 
gehaltenen Generalverfammlung des hiefigen Bereins zur Erridtung und Erhaltung 
von Krippen war außer dem Borfland Ein Bereinsmitglieb amwefend, welches bie Gilte 
hatte, den Bericht anzuhören, deſſen Hauptpunfte hier folgen. (Bergl. Jahrg. 1857 ©. 691.) 
Bom 1. Mai 1857 His 30. April 1858 betrug die Zahl der Berpflegungstage in Sachſenhauſen 
5418, in Franffurt 3340; neu aufgenommen wurden in Sachſenhauſen 37, in Frantfurt 21 
Kinber. Bon dieſen 58 Kindern waren unter einem Monat alt 5, unter 2 Monat 5, unter 3 
Monat 6, unter 6 Monat 9, unter 9 Momat 11, unter 1 Jahr 6, unter 1Y. Jahr 8, zen 
2 Jahr 4, über 2 Jahr 4. Bon den Müttern berfelben waren 13 Buglerinnen, 14 Nähe: 
rinnen, 8 Gärtnerinnen, 9 Waſchfrauen ıc. Das finanzielle Ergebniß war fehr ungänfiig, 
indem das Grlinbungsfapital abermals angegriffen werden mußte und jegt vom feinem Stande 
im Jahre 1852: 8600 Fl. auf 5400 Fl. herabgefunten if. Die Geſchenle betrugen 507 Fl. 
20 Kr, bie jährlichen Beiträge 1134 FI. 48 Kr., bie Kreuzereinnahme 711 Fl. dagegen bie I» 
terhaltung der Krippen über 3000 fl, dazu noch über 120 ZI. Nebenausgaben filr Drud- 1 
Einriidungskoften, Eintafftren ꝛc. — Ju ber Sigung der gefeggebenben Berjemminng 
vom 31. Mai wurde beichloffen, bie Ueberſchüſſe des Finanzhaudhalts von 1857 ee 
von 524,654 Fl.: a) zur Heimzahlung von Obligationen des 3pCt. Anlehen —“ zl.; 
30,00 gl.z h des 3% pCt. Anlehens von 1839 mit 90,000 Fl.z e) von 1846 mit Kart Ren 
d) von 1848 mit 22500 I, zu verwenden und ben Heft dem Rechnereiamte zur re 
Verwendung zuzuweiſen. — Im Jahre 1780/1 wurben in franfjurt von 148 — 52 
lern 54900 Gentner Malz verſotten, vom 1. Mai 1857/8 aber 64800 Eentner unit m 





Bermiicb te 8. 


Schweiz. 
Die Landeserfparnifilaffe von Glarus weiſt in ihrer neueften Jahresrechnung 
einen Rapitalbeflaud von über 800,000 Fr. auf, und einen Reſervefond von 32,000 fr, Bei 
ber Anftalt ift nicht weniger als der 9. Theil der Laudesbevöllerung vertreten, und zwar hat im 


Durchſchnitt je ein Einleger ein Guthaben von 200 Fr. Die höchfte Einlage beträgt etwas 
über 11,000 Fr. 





Armenwefen in Paris, 

Nah dem Berichte der Armenbehörbe hat fi) die Armenbevöllerung von Paris feit 1835 
bon ein Zmölftel bis auf ein Sechszehntel verminbert. 1856 gab es 69,424 Arme. Imtereffant 
ft die Tabelle mit Angabe der verſchiedenen Gewerbe, welche Die Armen treiben: Männer: 
Lumpenfammiler 201, Kutfyer 141, Kommiſſionair, Tagelöhner 1797, Schuhmacher 940, 
Domeftiten 111, ehemalige Schreiber 197, Wieberverläufer 705, Baumwerfsleute 1793, Arbeiter 
und Handlanger verfhiebener Gewerbe 6251, Waflerträger 70, Portiers 1115, Schubflider 56, 
Schneider 574, Gewerblofe 1358. Frauen: Wäſcherinnen 640, Lumpenfammlerinnen 185, 
ehemalige Domefliten 270, Aufwärterinnen 1168, Kinberwärterinnen 104, Kranfenwärterinnen 
905, Näherinnen 2660, Arbeiterinnen und Zagelöhnerinnen verſchiedener Gewerbe 4125, Wafler- 
trägerinnen 13, Portiers 655, ohne Gewerbe 3191. Die meiften Armen befinden fi) alfo 
unter den Leuten, bie für Zagelohn arbeiten, 
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Dad Schulweſen in England. 


Nah dem letzten Cenſus gab e8 in England und Walles etwas über 4 Mill. 
Schulkinder von 5— 15 Jahren, die zufommen über 2 Mill. Bücher hatten. Die durch» 
Ichnittlihe Dauer des Schulbeſuchs überſteigt nicht 4 Jahre und bei einem großen Theile 
ber Bevölferung beträgt er nit 3. Gegen 1 Mill. Kinder zwifchen 5 und 12 Jahren be- 
fucht die Schule gar nicht, ohme durch Krankheit, Arbeit oder Unterricht zu Haufe abgehalten 
zu fein. Außerbem verlaffen namentlih auf dem Lande die Kinder die Schule ſchon in zehnten 
Jahre, in den Fabrikpiftrikten im elften, von 4800 Schulen wurden nur 1096 durch Prüfung 
der vom Gefete zugefagten Unterflügung wirbig befunden, Im einer Situng bes Vereins für 
technifhen Unterricht in Lancafhire wurbe mehrfacher Tabel über die noch fo mangelhaften 
Schulen laut. Man berechnete, daß ungefähr noch 2,000,000 Pfd. Sterling zu einem genü— 
genden Unterrichte nöthig feien. Nach Porter wurden ſchon vor vielen Jahren von ben arbei- 
tenben Klaſſen 58,000,000 Pfund Sterling allein für geiftige Getränfe und Tabad ausgegeben, 
und man follte jetzt nicht 2 Mill, für die Schulen haben? Für Polizei und Gefängniffe 
werden 3", Mill, und für bie Armen ausgegeben, wäre es nicht beffer, einen Theil davon zur 
Erziehung des Volls zu verwenden? Handelt e8 fih darum, einen Krieg zu führen, fo find 
im Augenblid 100 Mil. da, und für bie Schulen follte man nit 2 Mill, aufbringen Finnen ? 
Es wurde ferner angeführt, daß bie geringe Ausſicht im Staatsbienfte, der doch in ber Regel 
eine höhere Bildung forbere, viele Eltern abhalte, ihren Kindern beffern Unterricht ertheilen zu 
loffen. Unter ben) Staatsämtern giebt e8 nämlich nicht weniger als 12,618, bie nım 50 bie 
80 Pfund Sterlinge eintragen und noch dazu von ber Empfehlung eines Parlamentsgliedes 
abhängen. 


Stiftungen. Kaufm. I. M. Caro zu Breslau hat das ehem. jüb. Hospitalgebäube 
angelauft, um es zu einem Stiftshauſe (billige Wohnungen) für mittelfofe, namentlich ber hiefigen 
Israeliten⸗Gemeinde angebörige Einwohner einzurichten. — Zur Annahme bes von bem verſt. 
Bartikulier Kaspar Wolffohn zu Breslau im dem mit feiner Ehefrau wechſelſeitig errich- 
teten Teftamente unb Kobizill vom 1. Juli 1856, zum Zwecke ver Heiraths -Ausftattung armer 
unbef&oltener jüdiſcher Mädchen und zur Armen-Unterftügung ausgefegten Legates im Betrage 
von 2,250 Thlen. ift dem Magiftrate dafelbft bie Ianbesherrliche Genehmigung ertheilt. 


Der zu Schönberg, Kreis Lauban, verftorbene Partikulier Ernfi Sam. Shmibt 
bat durch Teftament de publicato 20. Mai v. 3. ver Stabt- Kommune Schönberg ein Kapital 
von 1000 Thlr. legirt, und follen die Zinfen von 500 Thlr. alljährlich an feinem Tobestage 
an berbiente Stabtarme vertbeilt werben; über bie Berwendung ber Zinjen ber andern 500 Thlr. 
aber ift die Beſchlußfaſſung dem Magiftrat umb ben Stabtverorbneten daſelbſt überlaffen worben. 


Der Bürgerm. Kotze zu Hoyerswerda hat unterm 11, März d. I. bem Magiftrate 
bafelöft 100 Thlr. zugefertigt mit ber Beftimmung, biefe Summe zur Errichtung einer Arbeits- 
ſchule für arme Kinder daſelbſt (behufs Abflellung der Kinderbettelei) zu verwenben. 


Perfonalien. In Breslau zu Stabträthen gewählt: Partil. Pulvermacher 
ſchon wieberholt mit biefem Amte betraut gemweien); wiebergewählt bie Stabträthe IJüttner, 
Regierungsrath Dr. Eberty, Mediz-Afleffor Gerlach, Kaufm. Lindener, Kaufm, Lübbert. 
— In Blogau zum Stabtbanrath wieder gewählt: Hr. Schmidt (auf 12 Jahre). -- In 
Wünſchelburg zum Bürgerm, gewählt: App.Ger.Ref. Schaffer von Breslau. (Zahl ber 
Bewerber 34.) — Zu Sagan wiebergewählt und beftätigt Bürgermeifter Schneider — 
Zu Landsberg D. ©. gewählt und beftätigt VBürgermeifter Codron, bisheriger landräthl. 
Kanzelliſt. — In Pitſchen wiedergewählt und beflätigt zum Beigeorbneten: Hr. Ulrichs. — 
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In Eanth wiebergemähft und beflätigt ala Veigeorbmeter Kämmerer Ausner auf 6 Jahre. — 
Für die Bewerbung um bie nen creirte Stabtrathftelle zu Gb rlitz ift das überflandene britte 
juriſt. Staats » Eramen als Bebingung gefegt, gleihwohl die Zahl der Bewerber eine große, 
— In Steinan als befoldeter Kämmerer beflätigt : Stadthauptlaſſen-Aſſiſtent Bed von 
Bunzlau. 





Dffener Briefwedhiel. 


Seit dem Drud des letzten Heftes find dem Umterzeichneten mehrere Beurtheilungen 
feine® Unternehmens belannt geworben, bie ihm zu ber Hoffnung berechtigen, daß das Bedürfniß 
der Monatsfcprift für die Entwidelung des deutſchen Städte- und Gemeindeweſens, befien 
Statiftil und Geſchichte, immer mehr werbe anerlannt werben. 


Am ausfüprlichften hat die Neue Preußifhe Zeitung im ber No. 161. und 162. 
in zwei Leitartileln die Aufgabe der Monatsichrift behandelt und deren Bebilifniß gerechtfertigt. 
Ebenfo haben bie in Prag erſcheinenden „Eritifhen Blätter für Literatur und 
Kun in No. 17. Jahrgang IL Band 2. unfere Monatsſchrift der Aufmerkſamleit aller, 
denen Gemeinbeangelegenheiten am Herzen liegen, empfohlen. Im kürzeren Aufſätzen und unter 
Hervorhebung verſchiedener Geſichtspunlte ift dies geſchehen: 
im. Shwäbifhen Merkur No. b1., 
in ber Zeit No. 131, 
in ben Hamburger Nachrichten No. 74., 
in der Weimarer Zeitung vom 7. Aprild, J., 
in dem Görliger Tageblatt vom 17, Juli d. 3. 

Der Herausgeber hat ſich bes richtigen Verſtändniſſes feiner Aufgabe innig gefreut und 
in ben Beurtheilungen Erfrifhung und Anregung zur tiefern Erfafjung des Ziele® gefunden. 
Der ſelbſtloſe Zwed: einen fruchtbaren Gemeingeift dadurch neu zu beleben, daß im jeber Weiſe 
verſucht werde, uns als Korporationen den Umfang unſerer Rechte und Pflichten immer 
mehr zum Bewußtſein zu bringen, iſt, wie das letztgenannte Blatt bemerkt, nicht leicht. Es 
hat gewiß Recht, wenn es zur Begründung anführt: 

„Jahrhunderte Lang iſt der Sinn für das korporative Weſen der deutſchen Städte erſtorben 
geweſen. Die Vorſtäade der Städte find oft noch mehr mit Wahrnehmung don Staatöge- 
ſchäften als mit eigenen Fragen ihres Verbandes, welder der Grunbpfeiler des Staates in, 
betraut. Die Bürger und ihre Vertreter werben um fo weniger mit Freude und Liebe den 
Intereffen ihrer Gemeinde Zeit und Kräfte weihen, wenn bie ſtaatliche Benormunbung in be- 
fiebter Weife überall einer kräftigen Bethätigung ihrer eigenen Gedanten und Einfichten hemmenb 
entgegen tritt und fo ber ohnehin vorherrſchenden verkehrten Richtung auf eine geiftlofe gegen 

theilung noch zu Hülfe kommt, welche ven Privaten 6io8 auf feinen Erwerb ammeift und | 
die Verwaltung ber öffentlichen Angelegenheiten allein bie verantwortlich erachtet, bie filr fie 
nbezahlt werden“. Soll die politiſche Freiheit jemals erſtarlen, fo miffen vor Allem ihre nad) 
unten ſich veräftelnben Wurzeln in Kreis und Gemeinde noch befjer gepflegt werben.“ 


Der Herausgeber dankt ven ihm unbelannten Herren Berfaffern jener Auffäge im Wege 
diefes offenen Briefwechſels verbindlichſt umb bittet, die Momatsjcrift auch ferner im Auge zu 
behelten und ihr micht dies Pefer, fonbern aud Mitarbeiter mögiichſt im ganzen deutſchen 
Baterlande zuzuführen. D. 9. 
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Dffene Stellen. 

Zu Striegau ift der Bürgermeifterpoften offen. Jahresgehalt 700 Thlr. Die 
Bewerber follen im Adminiftrationsfache routinirt fein, ober das zweite juriftiihe Eramen ab- 
gelegt haben. Meldung bis zum 30. Auguft nebſt Zeugniſſen und Curriculum vitae an ben 
Stabtverorbneten-Borfteher, Conbitor Ludwig. 

Berihtigung. Heft VIL ©. 569. im ber Ueberfchrift bes Aufſatzes find bie 
Worte „gegen $. 137, zu ſtreichen. 


Drud und Berlag des Hofbuhbruderel von Zrowigig u. Sohn in Branffurt a. d. D. 


Monatsfchrift 


für | 


Deutfches 
Städte- un Gemeindeweien. 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


von 


U. Piper, 
Oberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhanjes, Mitglied 
bes Bereins für Gejhichte der Mark Brandenburg. 





Heft IX. | J Jahrgang N 


September 1858, 








I. 
Die Hbeinifche — und Gemeinde-Verfaſſung 
vom 15. Mai 1856 
in Bergleichung 
mit den Stäbteorbnungen für die Provinz Weftphalen und 
bie ſechs öftlihen Provinzen. 

Bom Appellationsgerihts- Rath Bachem zu Cöln. 


In Ausführung des Art. 105. der Verfaffungsurfunde vom 31. Januar 
1850 war die Gemeindeordnung für den Preußiſchen Staat vom 11. März 1850 
als Geſetz verfündigt worden. Sie ſchloß fich den in der Nheinprovinz vorhaw- 
denen Verhältniffen, insbefondere dem Grundſatze gleichen Rechtes für Stadt 
und Land, am meiften an, und ihre Einführung in berfelben fand daher hier am 
wenigſten Schwierigkeiten. Es boten fich dagegen deren, beſonders bei ber 
Bildung der vielfach fehlenden Gemeindebezirke, in den öſtlichen Provinzen viele 
bar, hervorgehend aus ber dort vorgefundbenen Trennung von Stadt und Yand, 
und den auf bem legteren bejtehenvden Gutsverhältnifjen mit gutsherrlichen 
Rechten patrimonial»feudaler Natur. 


Durh die Hemmniffe, welche aus den bezeichneten Schwierigfeiten hervor— 
gingen, wurbe bie Alferh. Kabinets-Ordre vom 19. Juni 1852 und fpäter das 
Geſetz vom 24. Mat 1853 hervorgerufen, welche ber weitern Einführung der 
Gemeindeordnung vom 11. März 1850 Einhalt thaten. An deren Stelle trat 
für die ſechs Ir Provinzen der Monarchie bereits am 30. Mai 1853 die 
Städteordnung (Geſ.S. S. 61). 

Die Verhältniffe der Landgemeinden dieſer Provinzen wurden erſt jpäter 
durch das Gefek vom 14. April 1856 (Geſ.S. S. 354 und 359) geordnet, 
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Dagegen erhielt die Provinz Weftphalen eine Städteorbnung am 19. März 
1856 (Gef.“S. ©. 287) und eine Zanbgemeindeorbuung von bemfelben Tage 
(bid.S. 265), umd bie ganze neuere Gemeindegeſetzgebung fand ihren Abjchluß mit der | 
Städteordnung vom 15. Mai 1856, fowie mit einem Gefet über die Gemeinde- Ä 
Berfafjung in der Aheinprovinz von demfelden Tage (Gef.-S. ©. 406 u. 435). 
Das legtere Geſetz rebabilitirte die Gemeindeorduung vom 23. Juli 1845 (Gef. 
S. ©. 523), unter Hinzufügung von 31 Artikeln, welche verfchiedene Neuerun- 
gen und Abänberungen der frühern Gemeindeordnung einführten. 

Als dieſe neuen Gefege für die Rheinprovinz den beiden Häufern „bes 
Landtages vorgelegt wurden, war es die Abficht, die Städteordnung blos den 
auf dem Propinziallandtage im Stande der Städte. vertretenen Gemeinden won 
mehr als 10,000 Einwohnern, jowie denjenigen von geringerer Einwohnerzahl 
zu geben, im denen zur Zeit der Verkündigung der Gemeindeorbnung vom 11. 
März 1850 die revidirte Städteorbnung vom 17. März 1831 galt. Letzteres 
war nur der Fall bei Wetlar, in welcher Stabt bereit8 vor dem 23. Juli 1845 
jene repidirte Stäbteorbnung eingeführt war, und bei ben Städten Ejjen und 
Mühlheim an der Nuhr, welchen fie durch A. 8. DO. vom 28. Auguft und 
4. September 1846 (Gef.-S. S. 402) verliehen worden war. Alle andern 
Gemeinden, alfo die größte Zahl der Rheinischen Städte, follten wieder bie 
Gemeindeordnung vom 23, Juli 1845 mit ihrer Novelle annehmen. Nur machte 
ver Schluffat des 8. 1. der Stüdteorbnung für fie den Vorbehalf, daß auf ihren 
Antrag nah Befinden eine Königliche Verordnung ihnen die Stäbteorbnung 
verleihen Eönne. 

Die Haupt -Neuerung diefer Gefegesvorfchläge für die Aheinprovinz ift Die 
Einführung eines befondern Gefeges für die größeren, und eines andern für bie 
fleineren Städte und die Limblihen Gemeinden. ine ſolche Unterſcheidung war 
jeither dem gefeglichen Standpunlte fern. Sie war vor Erlaf der Gemeinde- 
ordnung von 1845 auch Seitens der Königl. Regierung in Vorfchlag gebracht 
und der Gegenſtand vielfacher Erörterungen auf den Provinziallandtagen geweſen, 
auf welchen jich aber eine jo entfchievene Abneigung gegen die Trennung aus- 
ſprach, daß die Königl. Regierung fie achten zu müſſen glaubte und bei Erlaf 
der Gemeindeordnung von 1845 das Prinzip der Einheit ber Gefeßgebung für 
Stabt und Yand feithielt. Sie blieb bei demſelben auch in der Gefeggebungs- 
Periode von 1851 bis 1855 jtehen, und das Geſetz vom 24. Mai 1853 (Gef.-S. 
S. 238) beftimmte im Art. 5. fogar mit ausprüdlichen Worten: 

„es foll eine Gemeindeordnung für die Nheinprovinz erlaffen werden,‘ 
während bafjelbe Geſetz im Art. 4. von Städteorbnungen für die fechs öftlichen 
Provinzen und die Provinz Weſtphalen fprach. Indeſſen ſchon damals bei ven 
Berathungen diefes ſ. g. Sch8-Paragraphen-Gefeges in den Kammern ließ fich 
aus Aeußerungen des Miniſters des Innern entnehmen, daß man eine Verſchie⸗ 
denheit der Gefeggebung für Stadt und Land nicht als ein aufer bem Bereiche 
der Möglichkeit Liegendes Prinzip anfah (cf. die ftenographifchen Berichte der 
2. Kammer S. 2%. u. 291.). Demungeachtet mußte es überrafchen, als das 
Miniſterium in ber Gejetsgebungs-Periode von 1851 mit neuen Gefeten, bie 
dieſes Prinzip einführten, vortrat. Es burfte aber ebenfowenig wundern, daß 
demfelben mit aller Entjchievenheit von der überwiegenden Mehrzahl der Rheini- 
ſchen Abgeordneten entgegen getreten wurde. Vergeblich beriefen fie fi auf den 
taktischen Zuftand in dem größten Theile der Provinz feit den Tagen, daß fie 
einer — Regierung unterworfen waren; vergeblich auf a 
Preußiſcher Herrſchaft feftgehaltene Einheit; vergeblich auf beren igung 
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durch bie ProvinzialsLandtage; vergeblih auf die Aeuferung des Provinzial- 
Landtags von 1851, der fich zwar für eine Fortbildung der Gemeindeorbnung 
von 1845, nirgends aber, mit einer geringen Ausnahme in Betreff der Wahl 
des Bürgermeifters, für einen Linterfchied der Geſetzgebung zwifchen Stadt und 
Land ausgefprochen hatte; vergeblich auf den Rechtsſinn der Rheinländer, die feinen 
Unterſchied vor dem Gejeg kennen; vergeblich auf die gemeinfane Entwicelung 
des gemifchten ftäbtifchen und ländlichen Lebens in dem größten Theile der Hleinern 
Städte; vergeblih auf die Wahrheit, daß bei aller Verſchiedenheit der Verhältniſſe, 
insbefondere in Bezug auf das Gemeinde-Bermögen, ſowie der Intereiien dennoch 
die Vertretung berjelben in den Städten wie auf dem Lande mit gleichen Befug— 
niffen ausgeſiattet jein lönne, weil jede Vertretung fih nur im reife ihrer 
befondern Intereſſen zu bewegen habe, und ſtädtiſche Vertretungen nicht über 
ländliche, die Vertretungen ber Landgemeinden nicht über größere ftäptifche 
Interefjen zu urtheilen haben ; vergeblich endlich auf die Thatfache, daß in der Provinz 
nur zwei Städte während ber allgemeinen Geltung ber Gemeindeordnung von 
1845 bie von biefer nachgelaffenen Einführung der Städteordnung von 1831 
nachgejucht hatten. 

Bor ber Majorität des Landtages in beiden Häufern fand die Begründung 
der Rheinischen Anſchauung und die Vertheibigung des feitherigen Rheinifchen 
Geſetzes⸗-Zuſtandes fein Gehör. 

Indeſſen blieb fie nicht ganz ohne Erfolg. 

Denn bei Vollziehung der beiden neuen Gejege ſprach der Allerhöchſte Erlaß 
vom 15. Mai 1856 (Geſ.“S. ©. 405.) Wunſch und Abjicht des Königs aus, 
allen auf dem Provinzial-Pandtage im Stande der Städte vertretenen Gemeinden 
von weniger ald 10,000 Einwohnern die Städteordnung zu verleihen, falls nicht 
eine ober bie andere berfelben vie Landgemeinde» Berfajjung vorziehen follte. 
Hierdurch ift, was als Ausnahme — worden, zur Regel erhoben. 

Kaum war der Alferhöchfte Erlaß erfchienen, und es gaben die Meinen, auf 
dem Provinzial-Landtage mit Collectis-Stimmen vertretenen Städte (cf, Verord— 
nung vom 13. Juli 1827 Artitel VII. Gef.-S. S. 103.) eine Antwort auf 
die bejtrittene 5 ob fie eine geringere Selbftitän. igleit, wie tie Gemeinde— 
orbnung von 1 und deren Novelle von 1856 fie nur bewilligt, ver größern 
Selbftftänbigfeit der Gemeinde-Verfaflung, wie fie die Städteorbnung von 1856 
giebt, vorziehen, indem vierundneunzig jener Meinern Gemeinden die (entre KO 
verleihen liefen. Es find dies folgende: *) 


1, Mühlheim, Kr. Mühl- 12. Ratingen, 
beim, Reg.-Bez. Köln, | 1856. 732. r NRonsdorf, | 56. 769. 


2. Gladbach, A, Werbingen, 

3. Cleve, 15. Burtjcheid, 

4. Burfcheid, 16. St. Bith, 

5. God, 17. Montjoie, 

6. Gabem, — 18. Stolberg, 56. 869 

7. Xanten, 56. 768. 19. Düren, 2 

8. Butteinghs, 20. Malmedy, 

9. Burg, _ 21. Gemünd, 

10. Solingen, 22. Saarlouis, - 4 

11. Neuwied, 23. Wald, 56. 870. 
umerkung. Die beigeſetzte Zahl bezeichnet ang und Seite ber Geſetzſammlnng, 

durch welche bie —E gemacht ifl. — 
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24. Gräfrath, 60. Ruhrort, ibid, 
—3 — —— on 
Hohſcheid, 
27. Dorp, 63. Schleiden, 57. 5%. 
2 — — Pezg 
. Prüm, m . Werben, 
30. Rheppt, 56. 870. 66. Dinstaten, | 7. 58. 
a Radevormwald, — | 57. 534 
2. Dahlen, . Linz, . " 
33. Merſcheid, 69. Stromberg, | 57. 535, 
34. Odenlirchen, 70. Sobernheim, 
35. Wermlinghofen, 71. Kirn, 57. 560. 
a —— 56. 871. = u 
. Wipperführt, ; en, DT. R 
38. Süchtelen, 74. Mapen, | 57. 652 
J Kronenberg, 56. 940 D Braunfels, j i 
. Belbert, RS Een . Lennep, 
41. Wülfrath, 77. Moers, 57. 704. 
42. Mettmann, 78. Emmerich, z 
43. Münftereifel, | 56. 976. 79. Neufirchen, 
44. Ballendar, 80. Hitborf, 57. 830. 
Fra: Tetra 66 oun. 
47. Bell, 83. Heinsberg, 
18. Trorbad), 57. 56. 84. Dttmeler, | 57. 859. 
49. Kochem, . Berntaftel, 
50. Simmern, 57. 106, 86. Bitburg, 
ee er 
53. Ahrweiler, 57. 110. 89. Gerresheim, | 58. 16. 
55, Bien, 1 57.192 91. © Wendel‘ 58, 248 
56. Baharad, 57. 159. 92. Eichweiler, 1 
57. Andernach, 57. 168. 93 elen 58. 268. 


Grfele 
Wittlich, 57. 424. Iſſelburg, 58. 272. 
. Gummersbad, 57. 504. 

Man könnte hieraus folgern wollen, daß gerabe biefed Streben, die Stäbte- 
ordnung zu erhalten, einen Beweis dafür gebe, wie gleichgültig man gegen bie 
Trennung von ben Landgemeinden, und wie wenig man fir bie Gleichheit des 
Geſetzes in den Städten und auf dem Lande eingenommen fei, indem bie Ber- 
(eihung der Städteorbnung in den meiften Fällen eine Ausfonderung aus dem 
(ange beftehenden Bürgermeifterei- Verbande nothwendig mache. Allerdings ift 
dieje eine traurige Notbwenbigfeit; denn fie zerreißt lange beftandene Bande, 
zerjtört von Alters ber begründete Verhältniſſe, zerſchlägt Bürgermeiftereien und 
theilt die einzelnen Gemeinden beliebig neuen ——— zu, vermehrt die Koſten 
für die Gemeinden an ſich und für die einzelnen Einwohner. Es werben dieſe 
Nachtbeile in der verſchiedenſten Weife hervortreten, und es gehört ein Eingehen 
auf die Verhältniſſe der einzelnen Gemeinden dazu, um diefe Nachtheile in 
beftimmten Umftänden und in Zahlen genau zu bezeichnen. Hier fei nur ein 
allgemeinerer Gefichtöpunft hervorgehoben. Die in dev Rheinprovinz jo wichtigen 
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Eivilftands-Regifter werben am Site des Vürgermeifteramtes geführt. Die 
Landgemeinden, welche einer andern Bürgermeifterei zugetheilt werden, fünnen bie 
ältern nicht mitnehmen, weil fie nicht gemeinbeweife, jondern weil Ein Regifter 
für alle bisher in Einem Verbande gejtandenen Gemeinden geführt wurden. Nun 
find bei Trauungen und fonft oft viele Auszüge aus diefen Regiftern nothwendig, 
und feither genügte e8, bei ben erjtern auf die vorhandenen Regiſter Bezug zu 
nehmen. Jetzt nach der Trennung muß die Partei, weil die Trauung an einem 
andern Orte vorgenommen wird, einen ftempelpflichtigen und Gebühren koſtenden 
Auszug nehmen, hat alſo mindeftens eine Auslage von 17 Silbergrofchen 4 Pfen- 
nigen (immer 15 Silbergrofhen Stempel und 2 Silbergrofhen 4 Pfennige für 
jeden Auszug), und bie Zeitverfäumniß des Ganges an den Sit des früheren 
Bürgermeifter- Amtes. 

Aber auch für den Verkehr ber Hleinern Städte felbit kann eine Trennung 
des feitherigen Verbandes oft nachtheilig wirken und dem Landbewohner kann fie 
läftig fallen. In der Stadt ift der Markt, auf welchen ver Bauer feine Erzeug- 
niffe bringt, in der Stadt kauft er ein; dort wohnt der Arzt, ber Advokat, dort 
iſt der Sit des Gerichte. Entweder befucht nun der Bauer nach wie vor ber 
Trennung bie Stadt; dann hat er, infofern er nicht gerade am neuen Sit bes 
Bürgermeifteramts wohnt, einen boppelten Gang, wenn er bei diefem Gefchäfte 
hat. Oder er befucht die Stabt nicht mehr; dann hat diefe den Nachtheil eines 
verminderten Verkehrs. 

Endlich ift auch eine Vermehrung der Koften für manche feither gemein: 
ſchaftliche Einrichtungen Teicht möglich, 3. B. zur Anftellung beſonderer Bolizei- 
Agenten oder Gemeindebiener. Zur Zeit fehlen noch die Erfahrungen über bie 
Folge der noch zu jungen Einrichtung; allein es ift kaum zu bezweifeln, daß fie 
manche Nachtbeile einer Trennung herbeiführen werde, welche unbefümmert um 
hiftorifch gerwachjene Verhältniffe rein nach augenblidlihen Zweckmäßigkeitsrück- 
fichten durchgeführt wird. Ein Beifpiel liefert die frühere Oberbürgermeifterei 
Coblenz. 

Dieſe Stadt ſtand mit den Landgemeinden Capellen, Moſelweiß und Neuen— 
dorf im BürgermeiſtereiVerbande, der für die beiden letztern Gemeinden insbe— 
ſondere ſo alt und von ſolcher Bedeutung war, daß ſie ſeit Jahrhunderten 
Schutzbürger von Coblenz mit gewiſſen hieraus fließenden Rechten zu fein behaup⸗ 
teten. Coblenz war ber Mittelpunkt für die drei Orte in jeder Beziehung; = 
furze Zeit war Mofelweiß unter der Frembherrfchaft abgetrennt worben, —2 
wenn Capellen auch erſt ſeit der Preußiſchen Herrſchaft zur Bürgermeifter 
Coblenz gefchlagen worden, fo war dies doch grade mit Rückſicht auf ben hiſtoriſ 
beſtehenden Verband zwiſchen Capellen und Coblenz geſchehen. Die neue Ger 
meinbeverfaffung hat bie Landgemeinden getrennt, Capellen zur Bürgermeiſterei 
Rhens, Mofelweiß und Neuendorf zur Bürgermeifterei St. Sebaftian geſchlagen, 
den Sit ber letztern nach Neuendorf verlegt. Die Bürger von Mofelweiß, 
welcher Ort kaum eine halbe Stunde von der Stadt auf bem rechten Moſelufer 
fiegt, müffen nun über Eoblenz den Bürgermeifter in Neuendorf auffuchen, wel: 
ches eine halbe Stunde unterhalb Coblenz auf dem linfen Rheinufer liegt, und 
wo fie felten fonftige Gefchäfte abzumachen haben, für welche Coblenz der alleinige 
Hauptort ift. Die Capelfer müjjen nach Rhens rheinaufwärts wandern, während 
ihre Gefchäfte fie nach der Stabt rheinabwärts bringen. Die Neuendorfer haben 
zwar ihre Behörde an ihrem Orte, aber ohne großen Nuten für fie, denn ihr 
ftarfer Verkehr mit Coblenz führt fie ohnedies täglich dorthin. Die Ortjchaften, 
die früher zur Bürgermeifterei St. Sebaftian gehörten, haben auch feinen Vortheil, 
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daß fie das Würgermeifteramt in Neuendorf finden, weil fie, rheinabwärts liegend, 
nur einen weitern Weg zu machen haben. 

Aehnliche Nachtheile werben fich anderwärts herausitellen, we man in ähn- 
licher Weife zur Löſung alter Bande gejchritten ijt. ; 

Für die Städte war diefe Yöfung unvermeiblich, fie fonnten bie Einheit 
nicht erhalten, ohne die größere Selbjtftändigfeit der St.-D. aufzugeben, un 
dieſes, ihren Stolz verletzende Opfer mußte ihnen zu groß fcheinen, zumal es 
ihnen nur den Nachtheil größerer Abhängigkeit, den. Landgemeinden feinen Vor— 
theil größerer Selbftftändigfeit brachte. Auf dieſe Weife iſt ein Unterfchieb zwi- 
ſchen Stadt und Laud in die Provinz eingeführt worben, der über funfzig Jahre 
nicht beftand, den die Preußiſche Gefetgebung im Jahre 1845 im Prinzip fallen 
lief, und deſſen Nothwendigkeit fie jelbjt im Jahre 1853 nicht ausſprach, als fie 
im Betreff aller andern Provinzen des Staates fich für die Verfchiebenheit in der 
Geſetzgebung für Stadt und Land ausgefprochen Hatte. Es tritt beshalb bie 
Frage nahe, welche Gründe innerer Nothwendigkeit oder auch nur der Zwedmä- 
Gigeit für diefe Nenerung vorlagen. Man berief ſich auf bie hervorragende 
Bedeutung des ſtädtiſchen Charakters in den Städten vom mehr als 10,000 Ein» 
wohnern (Entwurf und deſſen Motive S. 38.); auf das materielle und innerliche 
BVorhandenfein eines Unterfchiedes bei der Bereinigung größerer Intelligenz in 
den Stabtgemeinden, und dem bort vorherrſchenden Gewerbebetriebe gegenüber der 
überwiegend ländlichen Befchäftigung der Bevöllerung des platten Landes; auf den 
Charakter biftorifch gebildeter Städte neben großen Gemeinden, mit einem ftäbti- 
ichen Anftrich, aber ohme eigentlich ſtädtiſches Leben; endlich auf bie nothiwenbige 
Annahme einer gröferen und geringeren Befähigung zur Selbjt-Verwaltung, vie 
bei ben Gemeinden wie bei phyſiſchen Perfonen nah Maßgabe ihres Standes 
und Vermögens, ihrer Bildung und fonftigen Berhältniffe zutreffe (Motive ber 
Sommiffion des Haufes der Abgeorbneten pag. 2. und 3.) 

Wenn indefjen ein Unterfchieb zwifchen großen und kleinen Städten, zwi⸗ 
ſchen den Verhältniſſen in jenen und in biefen, fowie auf dem platten Lande eine 
— Thatfache iſt: fo iſt doch die hieraus abgeleitete Folgerung durchaus 
unrichtig. 

Jede Gemeinde hat blos ihre eigenen Angelegenheiten zw verwalten; dieſe 
entfprechen ven befondern Verhältniſſen jeder einzelnen, und fie kann biejelben 
richtig beurtheilen. Der Bauer auf dem Yande umb ber Sfeinftäbter leben in 
aanz verfchiedenen Vermögensverhältniffen, al$ der Großftäbter; dennoch ift das 
Befet in Betreff verfelben für Alle mit wenigen Ausnahmen gleich: eben jo we- 
nig und noch weniger bedarf es eines Unterſchiedes bei der Beurtheilung ber 
Gemeindeverbältniffe, in deren Bereich das einzelne Gemeindemitglied aufgewach⸗ 
jen, deren Beziehung zum Einzelnen wie zum Ganzen ihm wohlverftinblich 
In diefem und nur in diefem Sinne geftattete die Gemeindeordnung von 1 
im Titel 111. eine modificirte Verwaltung für die feiner, nicht mehr als 1500 
Einwohner zählenden Gemeinden, und vereinfachte biefelbe den kleinern Verhält⸗ 
niffen gemäß; allein im Princip gab fie den kleinern Gemeinden feine —* 
Rechte. Wer es bezweifelt hat, daß die Heinern Stadtgemeinden das 
gleicher Rechte mit den größern Schwejterftäbten entbehren würden, dem muß ber 
Zweifel benommen fein durch die Thatfache, daß 94 Gemeinden, welchen zumächft 
die Yandgemeinde-Ordnung beftimmt war, die Stäbteorbnung nachjuchten und er- 
bielten; manche zogen fie vor ungeachtet pecuniärer Nachteile, und fie haben bie 
Bermuthung geradezu widerlegt, die Einer der Vertheibiger jener Trennung aus: 
ſprach (Stenographifcher Bericht des Haufes der Abgeorbneten, pag. 791.): 


783 


„daß fie die Wünſche ihrer Herrn Deputirten ſchwerlich unterſtützen würden, weil 
die Rheinländer nicht fo weit gehen, in der Ausficht, eine größere Selbitjtändig- 
feit im Gemeinbeleben zu gewinnen, materielle Vortheile opfern zu wollen.‘ 

Die von einzelnen VBerwaltungsbeamten geleitete Strömung, welche erjt feit 
1853 eine Verſchiedenheit des Rechts zwiichen Stadt und Yand auch für bie 
Rheinprovinz Über den vorhandenen Zujtand hinaus durch das Geſetz firiren lieh, 
ift von ber Provinz auf das volfftändigfte als eine unbegründete, dem allgemeinen 
Bewußtſein widerfprechende Neuerung En worben, und erfcheint fait nur 
als eine hinterher angebrachte und vielleicht für nothwendig erachtete Stüge des 
Princips der ftänbifchen Vertretung auf dem Provinziallandtage nach ven Ge- 
fegen vom 27, März 1824 (Gef.-Samml. pag. 101.) und 13, Juli 1827 (Gef. 
Samml. pag. 103.). Oper ift das neue Princip nicht etwa auf eine fernere 
Zukunft von einer gewifjen Seite ber berechnet worden? Man hat fir die Rhein 
provinz am ein Geſetz gedacht, welches die Parcellirung des Grund und Bodens, 
und beffen Theilung bei der Erbfolge, auf dem Lande befchränten fol. Mürbe 
es erlaſſen, fo wäre eine Folge hiervon die Bildung größerer Güter im Laufe 
der Zeiten; aus ihnen fönnen fih Stammgüter entwideln mit einer Art Sand: 
Ariftofratie, welcher, ähnlich wie den Rittergut&befigern anderwärts, gerwiffe Bor 
rechte in der Gemeindeverwaltung zu verleihen, angemejjen erfcheinen fönnte er 
hieran wird ſich der Heine Bauer, ver nicht mehr feine Scholle bauen darf, ſon— 
dern vom größern Beſitzer abhängig geworden iſt, leichter gewöhnen, wenn er seit 
Jahren an ein minberes Maß von Rechten als Gemeindemitalied fich gewöhnt 
wenn er aufgehört bat, gleichberechtigter Staatsbürger mit dem Stäbter zu fein e 

Wenn man nad der biäherigen Darftellung feine Ueberzeugung in Wahr. 
heit dahin ausfprechen muß, daß die Vergangenheit der Provinz feine Verunlaf- 
fung bot, ein neues Princip in die Gemeindegeſetzgebung einzuführen, fo möchte 
man weiter fragen, ob die drei Städteorduungen für bie ſechs öftlichen Provin: 
zen, für Weftphalen und die Rheinprovinz mit ihren Berfchiedenheiten nothwen— 
dig waren. Zur Beantwortung biefer Frage wird es interejjant fein, die Be— 
ſtimmungen biefer drei Städteordnungen zu vergleihen, und deren Eingelnheiten 
ins Auge zu fafjen. 

ierbei fällt zunächit im Allgemeinen eine große Aehnlichfeit auf. Die 
Materien find überall in berfelben Weije geordnet; die einzelnen Titel enthalten 
in gleihmäßiger Neihenfolge die übereinftimmenden und befondern Beſtimmungen. 
Eine Reihe von Paragraphen * wörtlich übereinftimmend oder doch wur inie- 
weit abweichend, als die Ortsbehörbe in der Rheinprovinz ver Vürgermeifter, IM 
den andern Provinzen ber Magiftrat ift. 

Der leichtern Vergleihung wegen werben bie übereinjtimmenden Paragra— 
pben hier zufammengeftellt: 

Rheinifche 


1 Weitphälijche St.O. für die fechs 
&t.-D. &t.:D. Deftlichen Provinzen. 
8.3, 8.3, 8.3. 
8. 41. 8.4. 8. 4. 
578, 8.7, 8.7. 
8.8, $.9. 89, 
8.9. 8.10. s. 10, 
8, 13. 14. 15. 14. 15. 16. 14. 15. 16. 
I 17. 18. 19. 18. 19. 20. 18. 19. 20. 
21. 22, 23, 22, 23. 24, 22.23. 24. 
8,25. 26. 27 26. 27. 28. 26. 27. 28. 
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Rheinijche Weftphälifche &t.-D. für die jeche 
&t.:D. St.⸗O. Oeſtlichen Provinzen. 
8. 30. 31. '31.. 32, 31. 32. 


ef * 25, Sehr 1856. 
e],# mmil. * 
34 His Ale 


8. 33. bie 41. 8. 34° bis 44, 
$. 42. bie 45°. 45 bis 49, 45 bie 49, 
8. 50. 8, 53, . 54. 
$. 51 8.54. 8 
8. 57. 58. 8. 57. 58 
8. 54 8 59. 8. 59 
$. 56 8. 61. 8. 61 
8. 63, 8. 63 
$. 58, 59. 8. 64. 65 $. 64. 65 
$. 61. 62. 8. 67. 68 8, 67. 68 
65. 8. 71 71 
8. 44. 53. 2. $. 72. 73 
8. 79. 80, 74. 75 74. 75 
8. 83, 78. 7 
8. 84. 79, 78 
8, 86. 81. 79 
8. 87. 82, 80 


Anmerkungen zu biefer Zufammenjtellung. 


1. a) Das zweite Alinea des $. A. der Rhein. St.-D. hat noch den Zu- 
at, daß bie beftehende Organifation der Armenverwaltung nicht aufgehoben fei. — 
») Im vierten Alinea werben die Militär - Speife - Einrichtungen von Ber- 
brauche - Abgaben frei erffärt, wobei die St.» D. für die Oft - Provinzen ven 
Ausprud Verbrauchs - Steuern gebraucht. — ©) Wegen Beftenerung der Wal: 
dungen wird mit befondern Worten in jeder St.-D. auf das beftehende Verhält- 
niß hingewieſen. — d) Im fiebenten Alinea enthält die St.-D, für die Oft 
Provinzen und Weftphalen die Veftimmungen wegen Befreiung der Dienftgrund- 
ftüde der Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarlehrer von Gemeinde - Abgaben, 
die in ber Rhein. St.-D. im 12. Alinen erwähnt wird mit der Verfchiedenheit 
eines Ausdrucks, indem jene fagt: fie bleiben befreit, biefe, fie find befreit. 

Anm. 2. ine Abweihung im Wortausprud bezieht ſich auf die Eigen- 
thümlichkeit des Falliments⸗Verfahrens in der Aheinprovinz. 

Ann. 3. Der $. 34. der St-D. für die 6 Oft-Provinzen giebt noch dem 
Magiftrat das Recht, folden Magiftrate-Mitgliedern, welche ihr Amt mindeftene 
9 Jahre mit Ehren befleidet haben, das Prädikat „Stadt-Aelteſte“ zu verleihen. 

Anm. 4. Dei Prozefien gegen Magiftratsperfonen ernennt nach der Rhein. 
St.O. die Regierung einen Stellvertreter der Gemeinde zur Führung des Pro- 
zeffes, und biefer beftellt den Anwalt; nad der St.-D. für Weftphalen und bie 
6 öftliben Provinzen $. 44. beſtellt die Regierung einen Anwalt, ER daß ein 
Vertreter bazwijchentritt, eine Folge ber Verſchiedenheit der prozeffualifchen For- 
men in der Rheinprovinz. 

Ann. 9. Der $. 45. der Rhein. St.-D. enthält den Zuſatz, daß Strei- 
tigleiten über die Theilnahme an Gemeindenugungen, foweit fie fich nicht auf 
einen fpeciellen Nechtsritel ftügen, im VBerwaltungswege durch bie Auffichtsbehörde 
entjhieden werben follen. Der $. 49, für die 6 Oft-Provinzen hat noch einen 
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Zufag wegen des Begriffes „Bürger“ bei der Interpretation ſtiftungsmäßiger 
Beitimmungen- | 

Die eigentlich abweichenden Beftimmungen ſollen nach der Reihenfolge der 
gleichlautenden einzelnen Titel hervorgehoben, und hierbei foll unterfucht werben, 
ob und welche provinziellen Eigenthümlichfeiten diefelben nothwendig machten. 


Tit. J. Bon den Grundlagen der ftäbtifchen Verfaſſung. 
1. Beränderung ded Stadtbezirke. 

Für diefe hat die St.“O. für Weftphalen und die 6 Oft- Provinzen über- 
einftimmend ben Grundfag aufgeftelit, Daß im Falle des Einverftändnifjes der 
Betheiligten, fie vom Minifterium des Innern genehmigt, in Ermanglung aber 
ſolchen Einverftändniffes nur vorgenommen werden folle, wenn fie im öffent: 
lichen Intereffe als nothwendiges Bedürfniß ſich ergeben follte, daß dann 
hierzu aber noch die Genehmigung des Königs kommen müſſe. 

Lettere macht ber $. 2. der Rhein. St.-O. überall zur Bedingung auch 
bei dem Einverftändniß der Betheiligten; geftattet auch der Gemeinbevertretung 
nur, ſich gutachtlich zu erflären, und befchränft die Vornahme der Veränderung, 
wenn fie Widerſpruch findet, nicht auf den Fall eines nothwendigen Bedürfniſ— 
es im öffentlichen Intereſſe. Mit andern Worten hat die Rhein. St.- DO. ven 
$. 6. ver frühern Gemeindeorbnung vom 23. Juli 1845 wieder bergeftellt. Es 
ift Dies gefchehen, weil unter der Fremdherrſchaft die beftehenden Gemeindever— 
bände willkürlich auseinandergeriffen, und hierdurch VBerwidlungen des Gemeinde: 
Vermögens herbeigeführt worden, deren Befeitigung erleichtert fein müffe, welche 
indeffen nicht au erreichen fei, wenn man die Zuftimmung der Vertretung ber 
Gemeinde zu einer Veränderung erfordere. 

Dffenbar liegt hierin aber fein Grund für die erfte Abweichung von ven 
beiden andern Stäbteorbnungen: auch bei dem Cinverftändniß die Genehmigung 
des Königs einzuholen, und eben fo wenig für die andere Abweichung im Falle 
des Widerſpruches andere Gründe als des nothiwendigen Bedürfniffes im öffent: 
lichen Intereffe entfcheiden zu laffen. Geben diefe aber allein die Entſcheidung, 
fo fommt e8 auf einen etwaigen Widerſpruch einer Gemeindevertretung nicht wei- 
ter an; bdiefer muß der königlichen Entſcheidung weichen. Aber es liegt fein be- 
fondrer Grund und am wenigften ein provinzielles Verhältniß dafür vor, daß 
die Vertretung der Rheinifchen Stadt nur gutachtlich gehört werben foll, während 
die der andern Städte einen befinitinen Beſchluß faſſen darf. 

2. Erwerbung ded Bürgerrechts. 

a) Das Bürgerrecht beſteht in bem Nechte zur Theilnahme an den Wah⸗ 
fen, und da nach Art. 70. der Verfaſſungs-Urkunde ever, der dieſes Wahlrecht 
hat und 25 Jahre alt ift, ftimmberechtigter Urwähler bei ven Wahlen zum Haufe 
der Abgeordneten ift, und da biefes Urmwählerrecht für alle Unterthanen Eines 
Staates gleich fein ſoll, fo fcheint ein gleiches Princip für die Theilnahme an 
den Gemeindewahlen fo nothwenbig, daß felbft provinzielfe Eigenthümlichleiten 
hier entfernt werden müßten. Dem entgegen hat man das Gemeindewahlrecht 
in den Nheinifchen Städten zum Theil nad andern Principien behandelt, ale in 
den Städten ber andern Provinzen. In den lettern beftimmt die Städteord— 
nung in feften Summen ben Cenſus, ober mit andern Worten das Minimum 
des Einkommens, was einer haben, oder der Steuern, welche einer zahlen muß, 
um Wahlrecht zu erhalten; in der Rheiniſchen Stäbteordnung die Verwal: 
tunge » Behörde nach einem vom Gefeg gewährten Spielraum; denn’ biefe 
Seftftellung ſoll zwar mittelft ftatutarifcher Anorbnung erfolgen, aber lettere 
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bedarf nach 8. 10. der Genehmigumg bes Oberpräfidenten. Es tft bierburch wie 
der die Beftimmung des $. 34. der Gem.-Ordn. von 1845 eingeführt, die aber 
wohl nicht ald eine probinzielle Eigentbümlichkeit angefeben werben fann, da bie 
Gemeindeordnung in dem größten Theile der Provinz nur wenige Jahre als Ge- 
jeß galt und zwar zu einer Zeit, als die Verfaffung noch nicht Gefet war, die 
für alle Unterthanen des Staates gleiche Rechte, imsbefondere in Beziehung auf 
das Urmwählerrecht giebt. Inlonfequent ift man überdies bei der Rehabilitation 
des $. 34. ver frübern Gem. - Ordn. infofern gewefen, als man deſſen weitere 
Beſtimmung, daß der Gemeinderath das Einfommen abjhägen ſoll, nicht 
beibebielt, fondern die Abſchätzung dem Vürgermeifter überträgt. 

b) Der Befit eines Wohnhaufes giebt nach den drei Städteorpnungen das 
Wahlrecht; aber in der Rheinprovinz fehlt die Beftimmung der andern, daß wenn 
ein Haus durch Vererbung auf einen Andern übergebt, dem Erben bei Berech— 
nung ber Dauer des einjährigen Wohnfiges die Befitzeit des Erblaffers zu 
Gute fommen foll. 

Es fehlt ferner die Beitimmung, daß Haus und Grundbefig der Ehefrau 
fowie minderjähriger Kinder dem Ehemann, reſp. Vater, angerechnet werben foll. 

Auch, für diefe Ungleichheiten fpricht fein innerer Grund. 

c) Eine Berfchiedenheit findet fih noch im $. 6, infofern, als nach ber 
Rhein. St.-D. die Stadtverorbneten- Berfammlung im Einverſtändniß mit bem 
Bürgermeifter, nach dem andern der Magiftrat im Einverftändniß mit der Stabt- 
verorbnieten-Berjammlung das Ehrenbürgerrecht verleihen fann. Das Einver— 
ſtändniß iſt alfo überall nothwendig; es fcheint aber, daß die Initiative bei der 
Ertheilung, fowie deren Beurhmdung in den Rheiniſchen Städten von der Stabt- 
verorbnieten-VBerfammlung, in ben andern vom Magiftrat ausgehen foll. 

d) In. den $. 8. der nichtrhein. St.-O. ift der 8.5. der Gem.-Orbn. vom 
11. März 1850 wörtlich übergegangen, wodurch Forenfen und juriftiichen Perfo- 
nen das Wahlrecht gegeben wird, wenn fie feit einem Jahre mehr als einer der 
drei höchjtbeftenerten Einwohner fowohl an direften Staats-, als an Gemeinde» 
abgaben entrichten. Dem entfprechend hat der 8.25. die Beftimmung des $. 23. 
der Gem.-Orbn. von 1850 aufgenommen, wonach jene Berfonen durch bevollmäch— 
tigte Gemeindewähler bei der Wahl mitwirken können. Die Rhein. St.-D. fennt 


dies Privilegium nit. 
3. Statutarifhe Anordnungen. 

Diefe bedürfen nach allen drei Ordnungen der Beſtätigung; fie foll am 
Rhein und in Weftphalen durch den Oberpräfidenten, in den öjtlihen Provinzen 
durch die Regierung erfolgen. 

Die Rhein. St.-O. enthält noch den Zuſatz, daß ftatutarifche Anorbnnungen 
ven bejtehenden Geſetzen nicht widerfprechen dürfen; der hierdurch ausgefprochne 
Grundfag wird aber in den Städte - Ordnungen der andern Provinzen, die den 
Zufag nicht haben, nicht minder als fich von felbft verftehend anerkannt werden 
müſſen, jo daß auch bier eine provinzielle Eigenthümlichkeit nicht vorliegt. 


Tit. I. Bon der Zufammenjegung und Wahl der 
Stadtverordneten- Berfammlung. 
1. Zabl der Stadtverorbneten. 

Alle drei Verordnungen bejtimmen diefe verfchleden; die ber öftlichen Pro- 
vinzen $. 13. wieberhoft den $. 10. ver Gem.» Orbn. von 1850. Der Haupt: 
unterfchied lient darin, dak die Rhein. St.- ©. ($. 11.) 30 Stabtverorbnete im 
Städten von mehr ald 30000 Einwohnern als genügend annimmt, während bie 
andern fie je nach der Zahl jehr vermehrt, felbft über 60 hinaus. 
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2. Bildung der. Wählerlifte. 

Diefe werden zum Zwed der Wahl der Stabtverorbneten überall in drei 
Abtheilungen nach Maßgabe des Einlommens oder der Steuern der ftimmfähigen 
Bürger aufgeftelit, jedoch it hierbei einiger Unterjchied in den verfchiedenen Städte» 
orbuungen. Es werden nämlich 

a) im den mahl- und fchlachtitenerpflichtigen Städten am Rhein (8. 12.) 
die Bürger nah Maßgabe ihres Einfommend eingeſchätzt. Dafjelbe fann auf 
Beſchluß der Stadtverorbneten in den öftlichen Provinzen gefchehen, fonft aber 
werben bie Bürger, welche zur Staats-Einfonimenftener nicht herangezogen wer: 
den, von dem Magiftvat nach den Grundjügen der Klafjenjtener - Veranlagung 
eingefhäßt, und der Betrag, ber als Klafjenitener zu zahlen fein würde, dem 
Betrage ihrer direkten Steuern beigerechnet. Die Weſtphäliſche St.-O. ($. 13.) 
enthält nicht diefe Beitimmung für die mahl- und fchlachtjteuerpflichtigen Städte, 
weil folche in Weftphalen nicht find. (Geſ. v. 1. Mai 1851. $.1. S. 193.) 

b) in den andern Städten werben bie Abtheilungen am Rheine nach Maß— 
gabe der von ihnen zu entrichtenden biveften Stauts - Steuer gebilbet, wobei 
Grund-, Eintommen-, Klaſſen- und Gewerbe - Steuern in Berechnung kommt, 
Derſelbe Grundfag gilt bei diefen Städten der 7 andern Provinzen, wobei jedoch 
Gemeinde, Kreis-, Bezirks-, Provinzial: und Staatd- Abgaben in Be- 
rechnung kommen. 

Die Rhein, St.-O. weicht auch noch darin von den beiden andern Städtes 
Ordnungen ab, daß fie die Ehrenbürger (nach $. 6.) zur erjten Abtheilung zäh⸗ 
(en läßt, ohne jedoch deren Einkommen oder Steuern in Anrechnung zu bringen 
Die andern Städte-Ordnungen erwähnen fie hier gar nicht. i 

3. Eigenihaft der Stadtverordneten. 

Der $. 16. der Rhein. St. O. ift mit $. 17. der andern Stäbte-Drbnun- 
gen übereinftimmend; nur werben nach jener Mitglieder der Handels- und Ge- 
werbe-Gerichte, fowie die Ergänzungs-Friedensrichter ald Stadtverorbnete zugelaf: 
fen, während nach diefen nur bie technijchen Mitglieder der Handels-⸗, Gewerbe- 
und ähnlicher Gerichte bezeichnet werben. 

4. Wahl der Stadtverordneten. 

Dieje findet nach den drei Städte » Ordnungen gleihmärig Statt; nur 
fchreibt die für die 6 Oſt-Provinzen (ver $. 67. der St.-D. v. 17. März 1831 
lieh die Wahl unmittelbar nach einem befondern Gottesdienjte vornehmen) vor, 
es fei bei dem zumächft vorhergehenden wöchentlichen Hauptzoftesvienite auf Die 
Wichtigkeit diefer Handlung hinzuweiſen; bie Unterbleibung dieſer Hinweiſung 
macht jedoch nach $. 27. die Wahl nicht ungültig. Auch geftattet bie fegtere 
&t.- DO. abweichend von der Rheiniſchen und Weſtphäliſchen die Avänderung der 
Termine für Aufftellung und Berichtigung der -Wählerliiten durch ſtatutariſche 
Anordnungen, und als eine Abweichung im Wortausprude mag noch erwähnt 
werben, daß nach $. 24. ver Rhein. und $. 25. der Wejtphäl. St. O. ber Wüh- 
{ev mündlich und vernehmlich, nach $. 25. ver St.-O. für bie 6 öſtlichen Pro- 
vinzen münblich und laut dem Wahlvorftande die Erklärung, Wen er wählen wolle, 
abgeben fol. 

Tit. III, (Nah der Rhein. St.-DO.) Bon der Wahl des Bürger: 
meifters und der Beigeordneten (Mapiftrats- Perjonen). 
(Nah den andern St. O.) Bon der AZufammenfegung und Wahl des Magiftrate. 
1. Babl der Beigeorbneten. 

Der $. 29. der Rhein. St.O. fchreibt die Wahl zweier, oder, wo es das 
Bedürfniß erfordert, mehrerer Beigeoroneten vor. Der $. 29. der andern St. 
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Ordnungen redet nur von Einem Beigeorbneten, ebenfo ver $. 68. ber Rhein, 
&t.-D., wenn bier bie ſiädtiſche Verfaffung mit einem Magiſtrat eingerichtet wird. 
Lestere Beftimmung erklärt fich daturch, daß wo ein Magiftrat ift, deſſen meh— 
rere Mitglieder fich bereits in die Gefchäfte theilen. Jene Beftimmung möchte 
aber dennoch den Vorzug verdienen, weil die Vertretung des Bürgermeifters nach 
allen drei Städteordnungen nur durch den Beigeordneten erfolgt. Tritt eine 
Verhinderung befielben ein, fo ift nach der Rhein. St.-D. ver folgende Beige- 
ordnete der Stellvertreter, während nach den übrigen St.- D. eine weitere Ver— 
tretung nicht möglich ift.: Denn die übrigen Magijtrats - Mitglieder find weder 
einzeln noch insgefammt zur Vertretung des Bürgermeiſters berufen. 
2. Zabl der Magiftratd » Mitglieder. 

Deren Zahl ift in den drei Stäbte-Orbnungen, die jedoch ftatutarifche Be- 
ftimmungen hierüber zulafjen, nach der Zahl der Einwohner verfchieden. Der 
$. 68. der Rhein. St.-O. befehränft. die Zahl der Schöffen bei Stabt-Gemeinden 
von 20000 und mehr Einwohnern auf 6, ver $. 29. ver St.-D. für die öſtli— 
hen Provinzen läßt fie felbft über 10 hinaus wachen, und die Wejtphäl. St.-D. 
$..29. um 2 für jede weitern 20000 Einwohner über 30000 Seelen. 

3. Nihtbeftätigung der Wahl ded Bürgermeifterd oder der Beigeordneten. 

Deren Folgen find am Aheine verſchieden von denen in den fieben andern 
Provinzen. Nach den beiden Städte - Ordnungen der letztern ($. 33.) ift nach 
wiederholt verfagter Beftätigung die Negierung berechtigt, die Stelle einftweilen 
auf Koften der Stadt commiffarifch verwalten zu laffen, jedoch nur fo lange, bis 
die Wahl, deren wiederholte Vornahine jederzeit freifteht, die Beftätigung erlangt 
bat. In den Rheiniſchen Städten ($.32.) darf diefe Wiederholung der Wahl 
nicht ftattfinden, fondern der König, beziehungsweife die Regierung, ernennt auf 
höchſtens 12 Jahre. 


Tit. IV. Bon den Gefhäften ver Stadtverordneten-Verſammlung 
oder na der St.-DO. für die 6 Oftprovinzen und Weftphalen. 
Bon den Berfammlungen und Gefhäften der Stabtverordneten. 
1. Erforderniß der böhern Genehmigung für einzelne Geſchäfte. 

a) Nah $. 46. der Rhein. St.-D. ift die Genehmigung der Regierung 
erforderlich: 

„5) zur Anftellung von Prozeffen über Berechtigungen der Stadtgemeinde 
oder über die Subftanz des Gemeinde-Vermögens oder zu Vergleichen über 
Gegenſtände biefer Art; 

„zu einfeitigen Berzichtleiftungen und zu Schenkungen Seitens der Stabt- 
Gemeinde.‘ 

Der $. 50. der St.⸗O. für die 6 Oſtprovinzen und der 8. 49. ver St.-O, 
für Weftphalen erfordert diefe Genehmigung nicht, fondern läßt der ftüdtifchen 
Vertretung die jelbjtitändige Beſchlußnahme. 

b) Nach $. 47. ver Rhein. St.-D. find Verpachtungen von Grundſtücken 
und Gerechtfamen ſtets ‚öffentlich vorzunehmen, und Ausnahmen nur mit Geneh— 
migung der Aufſichtsbehörde gejtattet. 

Der $. 51. der St.-D. für die 6 öftlichen Provinzen und ber $. 50. ber 
Weſtphäl. erfordert fie nicht. 

2. Breiwillige Veräußerung Pleinerer Grundftüde. 

Jever Veräußerung foll eine einmalige Bekanntmachung durch das Amts- 

blatt der Regierung vorausgeben. A 
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Die Rhein. St.-D. $. 47. erläßt diefe bei Veräußerung von Grundftüden, 
welche nicht mit Gebäuden befett find, indem ein beglaubigter Auszug aus dem 
Grundfteuer-Katafter die Stelle der Tare vertreten joll, wenn der Neinertrag 2 

Thaler nicht überfteigt. 
Die beiden andern St.-D. kennen diefe Ausnahmen nicht in $.51. refp. 50. 
3. Einzugd: und Hausftandögeld. 

Deſſen Erhebung ift nach den drei St.-O. geftattet. Es fcheint ein Fehler 
in der Redaktion zu fein, daß ihr nach der St.O. 8. 52. der 6 öftlichen Pro- 
vinzen und $. 51. der St.-D. für Weitphalen ein Gemeindebeſchluß voraus 
gehen foll; es wird hierunter der Beichluß der Stadtverorbneten » Berfammlung 
zu verjtehen fein, wie ihn die St.⸗O. für die Rhein. Städte $. 48. erwähnt. 
Ebenſo liegt auch wohl in der abweichenden Faſſung des Sten Alinea feine Abſicht. 

Nah $. 48. der Rhein. St.-D. und $. A. ver Weſtph. find Beamte und 
Geistliche, welchen in Folge dienſtlicher Verpflichtung ihr Aufenthalt im Stadt 
Bezirke angemiefen ift, von jener Abgabe frei, während das fette Alinea des 
$. 52. der St.-D. für die öftlichen Provinzen fagt: „Beamte, welche in Folge 
dienftlicher Verfegung ihren Aufenthalt im Stadtbezirke nehmen,“ ohne ver Seift: 
lichen zu erwähnen. 

4, Aufbringung von Gemeindefteuern. 

a) Die St.-D. für die 6 öjtlihen Provinzen ($. 53.) und für We 
($. 52.) ftellt bei Zufchlägen zur Hafjifizirten Einfommenfteuer — hehe 
auf, daß das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer Berech⸗ 
nung bleiben muß. 

Dieſer auch im Entwurfe (der ihn auf das außerhalb betriebene Gewerbe 
ebenfalls anwendete) angenommene Grundſatz hat in der Rhein. St.-O. $. 49, 
eine Mopifikation erfahren, indem er wörtlich Folgendes bejtimmt: 

„2) bei Zufchlägen zur Klaſſen- und Haffifizieten Einfommenftener muß ver- 
jenige Theil des bejteuerten Gejummt- Einkommens, welcher aus außerhalb ber 
Gemeinde belegenen Grundeigenthum oder aus außerhalb befegenen gewerblichen 
Anlagen fließt, und in der Gemeinde, wo das Grundeigenthum oder die gewerb> 
lichen Anlagen liegen, einer beſonderen Gemeindebefteuerung nach dem Einkommen 
unterworfen iſt, bis auf die Höhe dieſes Steuerbetrages von den Zufchlägen in 
der Gemeinde des Wohnortes freigelaffen werden. 

Erreicht der hiernach freizulaffende Steuerbetrag eine Höhe, welche den in ber 
Gemeinde ded Wohnortes zu erhebenden Steuerzuſchlägen gleichfommt, oder bie- 
felben überfteigt, jo dürfen in dem lettern Zufchläge nur von demjenigen Theile 
der Haupt> Steuer erhoben werden, welcher auf das von der anderweiten Gemeinde- 
Befteuerung befreite Einfommen fällt;“ 

b) die Städteorbnung für die 6 Bitlichen Provinzen und für bie Provinz 
Weftphalen (8. 52.) fordert die Genehmigung der Königl. Negierung für alle 
Zufchläge zur Einfommenjteuer, die Rhein. St.-DO. nur dann, wenn fie 50 Pros 
zent überjteigen. 

5. Anſtellung ded Gemeinde : Empfänger und Beitimmung-feiner Eaution. 

Der $. 52. der Rhein. St.-D. erfordert für die Wahl und die Beftimmung 
der Caution die Genehmigung dev Auffichtsbehörbe. 

Der 8. 55. ber Weſtphäl. St.;D. erfordert fie nicht und der $. 56. No. 6: 
der St.-D. für die 6 öſtlichen Provinzen beftimmt alfgemein,- daß die von den 
Gemeindebeamten zu leiſtenden Cautionen vom Meagiftrat nach Anhörung der 
Stabtverorbneten- Verfammmlung feftgefegt werben, und daß es der Zuſtimmung 
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der Regierung bebürfe, wenn in Städten bis zu 10,000 Einwohnern die Gefchäfte 
des Gemeinde -Einnehmers dem Kämmerer übertragen werben jolfen. 
Tit. V. Bon den Gefhäften des Bürgermeifters, 
(des Magiftrats). 
1. Ausführung der Beihlüffe der Stadtverordneten. 

Sie ift Sache des DBürgermeifters, und zwar nach $. 53. der Rhein. St.-D., 
fofern er die Beſchlüſſe nicht förmlich beanjtandet. Nach $. 56. der St.-D. für 
die Oftprovinzen und für Weftpbalen erfolgt die Ausführung durch den Magiitrat, 
wenn er jih mit den Beſchlüſſen ber Stadtverorbneten -Berfammlung einver- 
jtanden erklärt. Diejes Einverjtändniß kann bei dem Birrgermeifter in den Rhein. 
Städten nur weniger ftringent gefordert werden, weil er in der Stabtverorbneten- 
Berfammlung Stimmen bat und weil, wenn er bierbei in der Minorität bleibt, 
die® nicht jedes Mal eine Suspenfion in der Ausführung zur Folge haben kann. 

2. Außerordentlihe Kafjen : Nevifionen. 

Die Rhein. St.-D. fagt, daf ein Mitzlied der Stadtverordneten » Berfamm 
(ung zugezogen werben könne. Die beiden andern Städteorbnungen fchreiben vor, 
daß ber Vorſitzende oder ein von bemfelben ein für alle Mal bezeichuetes Mit—⸗ 
glied der Stadtverordneten » Berfanmlung zugezogen werden müſſe. 

3. Anitellung der Gemeindebeamten. 

Diefe fann nah der Rhein. St.-D. auf Lebenszeit erfolgen, nach den 
beiden andern St.-D. erfolgt fie, jo weit es fich nicht um vorübergehende Dienft: 
leiftungen und von Unterbeamten zu mechanischen Dienftleiftungen handelt, auf 
Lebenszeit. Bei Polizei- Beamten muß nach der Rh. St.-D. die nach 8.4. des 
Gefetes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 erforderliche Beftäti- 
gung der Auffichtsbehörbe eingeholt werden. Diefe Einholung ift für die Städte 
der andern Provinzen nicht gefordert, 

4. Aufſtellung der Sebeliften. 

Die Rhein. und Weſtph. St.-D. verordnen ausdrücklich, daß der Bürger 
meifter die Abgaben vertheile, die Hebelifte aufjtelle, volfftredbar erfläre und bie 
Beitreibung verfüge, nachdem fie 14 Tage vorher offen gelegt worden. 

Nah der St -D. für die Oftprovinzen umterbleibt diefe Veröffentlichung. 
Wenn es jedoch nur fo heißt, der Magijtrat habe die Abgaben vertheilen und 
beitreiben zu laffen, fo it hierdurch die Vollſtreckbarleitserklärung nicht ausgefchlofjen. 

5. @intbeilung der Städte in Drtöbezirfe, 

Der 8. 55. der Rhein. und $. 60. ver Weftphäl. St.-O. beftimmen : 
Alle Stadtgemeinden von großem Umfange oder von zahlreicher Benölferung 
werben in Ortsbezirke eingetbeilt. 

Die St.-D. für die Oftprovinzen $. 60. beftimmt dies für Städte von 
größerm Umfange oder von zahlreicherer Bevöllerung. 

6. Führung der Perfonenftandsregifter. 

Der $. 57. der Rhein. St.-D. geftattet diefe durch andere Gemeinde 
Beamte als den Bürgermeifter. Dies ift eine durch die provimzielle Geſetzgebung 
bedingte befondere Bejtimmung. 


Tit. VII. Bon dem Gemeinde: Haushalt. 
1. Aufſtellung des Etats. 
Sie erfolgt nach $. 60. der Rhein. St.-D. fpäteften® im November; nad) 
8. 66. der Wejtphäl. St.-D. jpäteftens im September; nach $. 66. der StVO. 
für die Oftprovinzen fpäteftens im Oktober. 
Nah den beiden legtern kann mit Zuftimmung der Stabtverorbneten bie 
Etatöperiode bis auf drei Jahre verlängert werben. 
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2. Jabres⸗Rechnung. 

Nah 8. 63. und 64. der Rhein. St.-O. ſoll fie der Einnehmer vor dem 
1. Juni legen, und beren Feſtſtellung vor dem 1. Septeimber bewirkt fein. 

Die beiden andern St.-D. $. 69. beftimmen ven 1. Mai als ven Tag, 
bis wohin fie gelegt fein foll; die St.-O. für die Oftprovinzen den 1. Oftober 
für die Feſtſtellung, während der 1. September für Wejtphalen beliebt ift. 

Auch beftimmen die Rhein. und Weſtphäl. St.-D., dak die Rechnung nad 
erfolgter Feftftellung während 14 Tagen zur Einſicht der Gemeinde- Mitglieder 
offen gelegt werde, was darch die St.-O. der Oftprovinzen nicht vorgefchrieben ift. 

Zit. VIII. Bon der Einrichtung 

der ftädtifhen Berfafjung mit follegialifhen Magiſtrate. 

Diefe Einrichtung fann nad der Rhein. St.-O. von der Gemeinde-Rer- 
tretung beantragt werden, und wo fie getroffen wird, geben die 88. 68, Big 
78. die nähern Vorjehriften, die im Ganzen denen für die andern Provinzen ent. 
ſprechen. Doch kommen einzelne DBerjchiedenheiten vor. Dahin gehört die Ver- 
jchievenheit ver Zahl der Diagiftratsmitgliever im $. 68., wovon bereits oben 
Erwähnung geicheben iſt. 

Dem $. 69. in Berbindung mit $. 30. der Nheinifchen St.-O., ent- 
fpricht der $. 30. der andern St.-D.; nur ſchließt die für die Oftprevinzen in 
Städten über 10,000 Einwohner die Gemeinde-Einnehmer vom Magiſtrat aus, 

Die 88. 70. bis TA. der Rhein. St.-D. entfprehen den 88. 31. 32, 33 
36. 47. ver St.-D. — er i 

Der $. 75. ber ein. t.=D. erflärt den Meagijtrat für beſchlußfäbi 
wenn mehr als die Hälfte feiner Mitglieder zugegen if. Diefelbe Fam 
hat ber $. 57. ber Wejtphäl. St.D., während der $. 57. der ©t.-D, für pie 
Oſiprovinzen die Beihluffühigfeit anerkennt, wenn mindeftens die Hälfte und, in 
Stabtgemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern, mindeftens ein Drittel feiner 
Mitglieder zugegen ift. 

Der $. 76. der Rhein. St.-D. entfpricht dem 8. 58. der Beiden — 
&t.-D. Letztere geben noch dem Bürgermeiſter ein Strafrecht gegen Gemeinbe- 
Beamte bis zu 3 Thalern, gegen Unterbeamte bis zu 3° Tagen Arxeft. 

Die Beitimmung des $. 78. findet jich im legten Alinea bes $. 64. der 
beiden andern St.-D., wie $. 77. in $. 59. der fegtern, die jedoch ven Zufat 
wachen, daß durch ftatutariiche Anordnungen nach den eigenthümlichen örtlichen 
Berhältniffen befondere Feitjegungen über. die Zufammenfegung der bleibenden 
Berwaltungs- Deputationen getroffen werden können. 

Derſelbe Tit. VII, in ven St.-D. für Weftphalen und bie Oftprovinzen 
behandelt den in biefen jeltenen Fall der ſtädtiſchen Verfaſſung ohne kolfegiali- 
ſchen Gemeindevoritand. 

Diefe Einrichtung geitattet die lettere blos in Städten von nicht mehr als 
2500 Einwohnern, während die erjtere c8 allen Städten freiftellt; Bei jener tritt 
fie ein auf Antrag der Gemeindevertvetung unter Genehmigung ber Regierung, 
bei biefer ebenfo, nur muß dem Antrage ein zweimaliger Beſchluß in einem Zeit- 
raum von minbeftendg 8 Tagen vorangehen; bei jener kann dann tie Zahl. der 
Stabtverordneten bis auf jehd vermindert werben, was nach ver Weftphäl. St.-O. 
nicht nachgelaffen if. Der 8. 73. ver St.-D. für die Oftprovinzen erklärt e# 
bei diefer Einrichtung für hinreichend, wenn die Beſchlüſſe der Stadtverorbneten 
nur von dem DVorfigenden und einem Mitglieve unterzeichnet werden, während es 
nach der var = Fr St.-D. bei der Regel des $, 47. bleibt, daß außer bem Vor- 


figenden drei Mitglieder unterzeichnen. 
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Der Tit. IX. in den drei Stäbteorbnungen: 

Bon der Berpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem Ausfcheiden aus 
denfelben wegen Berluftes ded Bürgerrechts hat überall gleichlautende 
Beftimmungen. 

Fit. X. Bon der Oberaufficht über die Stadt-Vermwaltung. 

Diefe wird in der St.-D. ($. 76.) für die Oftprovinzen den Regierungen, 
in höheren Inftanzen dem Oberpräfidenten und Miniſter des Innern zugemwiefen. 
Die St.:D. der Rheinprovin; (S. 81. 82.) und von Weftphalen ($. 76. 77.) 
machen einen Unterfchied zwifchen Stäbten von 10,000 Einwohnern und Heinern; 
jene werben ber Aufficht der Regierung, diefe der des Landraths unterworfen. 
Auch erwähnen dieſe beiden St.-D. nicht der NRecurs »Inftanz an den Minifter 
des Innern, ſelbſt nicht in dem Falle, wenn die Regierung in erfter Inftanz 
geſprochen hat. Sie feten ferner in $. 85., refp. 80. eine Friſt von 10 Tagen 
zum NRecurs an den Ober» Präfidenten, wenn die Regierung die Beanftandung 
eines Beſchluſſes der Stadtverorbneten für nothwendig hält, oder wenn fie bie 
Eintragung von Ausgaben in den Etat von Amtswegen bewirkt hat. In der St.⸗O. 
für die Oftprovingen bfeibt e8 in dieſen beiden Fällen ($. 77. und 78.) bei ber 
längern Recursfrift und den drei Inſtanzen; denn die entgegengefette Beftimmung 
ift bier nicht aufgenommen. 

Der Tit XL, 


enthält in allen drei St.-D. Ausführungs- und Webergangs- Beftimmungen, 
welche jelbftredend verfchieden fein mußten und hier nicht in Betracht fommen können. 

Fakt man nun die befondern Beftimmungen, in welchen die drei St.-D. 
von einander abweichen, näher ins Auge, fo läßt fich für diefe Verfchiedenheiten 
feine provinzielle Eigenthümlichkeit entdeden, oder wo dies der Fall ift, ba iſt fie 
fo unbedeutend, daß fie in einer allgemeinen St.-D. oder boch in den von ihr 
vorbehaltenen ftatutarifhen Anordnungen, ebenfowohl hätte berüdfichtigt werden 
fönnen. Die einzigen Eigenthümlichfeiten, welche wegen der Beftimmungen ver 
Rhein. Geſetzgebung befonders hervorgehoben werden mußten, find folgende: 

1) im $. 4. die Befeitigung bes Zweifeld über das Fortbeftehen ber feit- 
herigen Organifation der Armen» Berwaltung; 

2) im 8.7. die Angabe über den Verluft und das Ruben des Bürgerrechte 
nach eingetretenem Falliments-Verfahren; 

3) im $. 41. die Nothwendigfeit der Beitellung eines Vertreters der Ges 
meinbe bei Prozeſſen verfelben gegen Diagiftratsperfonen aus Beranlafjung ihres Amtes; 

4) im $. 16. der Zufaß, daß Ergänzungs- Friedensrichter auch Stabtver- 
orbnete fein können; 

5) im $. 57. die Uebertragung der Führung der Perfonenftandsregifter an 
befonvere Beamte. 

Alfe andern Abweichungen meſſen das politifche Recht der Stabtbürger, das 
Selbftoerwaltungerecht der Städte, den Umfang ihrer Selbftftändigfeit und ber 
gefetlich nothwendigen Aufficht über fie nach verfchiedenem Maß, und man wird 
fih umfonft bemühen, einen innern, aus der Natur der Verhältniffe gefchöpften 
Grund im Gefege oder in ben über bafjelbe geführten Debatten zu finden: man 
fragt fich, ohne ſich Nechenfchaft geben zu Fönnen, warum bie Städte eined und 
deſſelben Staates, die Töchter eined und deſſelben Vaters, bier größere dort ges 
ringere Rechte haben; warum die fleinfte Stadt in den Oftprovinzen einer grös 
ßeren Selbftftändigfeit fich erfreuen foll, als die größte in der Rheinprovinz; man 
erkennt nirgends die Durchführung eines beftimmten Grundfages, deſſen Noth- 
wendigfeit der Minijter des Innern felbjt anerkannt hat, wenn er gelegentlich ber 
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Bekämpfung eines Amendements (Stenographifcher Bericht des Haufes der Abge- 
orbneten für 1856 ©. 871.) wörtlich fragt: „in welches Schwanfen würden bie 
alfgemeinen Principien der Gefeggebung gerathen, wenn ohne befondern Gruud 
für die Rheinprovinz etwas anderes bejtimmt werben follte, als in der Gemeinde 
Ordnung vom 11: März 1850 fchon fteht, als fi in der Weſtphäl. St.-O- 
und in der St.⸗O. für die 6 öftlichen Provinzen befindet.‘ 

Jedermann wird fich mit dieſer Anficht einverftanden erklären. Aber man 
wird auch „ben befondern Grund,‘ ohne welchen Abweichungen nicht Statt haben 
follen, Mar erfennen wollen; man wird verlangen dürfen, daß die Gefeggebung 
eined Staates, wie Preußen, das Recht ihrer Stüdte nach einem höhern, fonfequent 
durchgeführten Grundſatz behandle; daß fie nicht in eine prowinzielfe Cafuijtif ver- 
falle, die hier gewährt, dort nimmt, hier erweitert, dort bejchränft. 

Diefe höhere Politif der Gefetgebung vermißt man bei Vergleichung der 
St.-D. und es fällt Dies um fo mehr auf, als bie feitherigen das Städteweſen 
vegulivenden Gefeßgebungen den Grundfat gleicher Rechte für alle Städte bereits 
anerkannt hatten. 

Sieht man nämlih von der Gemeindeordnung vom 11. März 1850 gan; 
ab, fo war ſchon lange vorher bie Abficht ded Gejetgebers mit Haren Worten 
ausgefprochen, daß ein und bafjelbe Necht für alle Stüdte Preußens gelten folfe, 
benn der Eingang ber revidirten St.-D. vom 17. März 1831 jagt wörtlich Folgendes: 

„Bei Verleihung der St.-D. vom 19. November 1808 war es Unfere 
landesväterliche Abficht, ven Stadt-Gemeinden in Unferer Monarchie eine felbit- 
ftändigere Verwaltung ihrer Gemeine» Angelegenheiten zu geben, und in den Bür— 
gem durch angemefiene Theilnahme an der Verwaltung bes Stadtweſens den 

inn und Eifer für das gemeinfame Wohl ihrer Stadt zu erhöhen. Diefer 
Zwed iſt zu Unferer bejondern Zufriedenheit erreiht und Unſer wohlwellendes 
Vertrauen zu ben Gefinnungen der Bürger wicht getäufcht worden. 

„In derfelben Abficht und mit vemfelben Vertrauen haben Wir befchleffen, 
ein folches Gefeß auch den Stabtgemeinden in den mit Unfrer Monarchie wieder 
und neu vereinigten Provinzen und Landestheilen zu verleihen.” 

In der A. Kab.Ordre vom 17. März 1831 wegen Einführung dieſer St.- O 
bieß ed: „In die andern Städte, in welchen die St.-O. von 1808 nicht ver- 
bindliche Kraft hat, foll die St.- D. provinzenweife, nach und nach auf den Grund 
bejonbers zu publizirender Verleihungen eingeführt werben.‘ 

An diefe legtere Beſtimmung knüpfte die Gemeindeorbnung, für die Rhein— 
Provinz vom 23. Juli 1845 an, und führte fie ein mit dem Vorbehalt (fo heißt 
es wörtlich), „nach Befinden auch andere auf dem Provinzial» Landtage vertretene 
Gemeinen auf ihren Antrag die revidirte St.-O. vom 17. März 1831 zu ver- 
feihen, und dabei diejenigen ftatutarifchen Anorbrnungen zu bewilligen, welche: nach 
den eigenthümlichen Verhältniffer der Die Verleihung nachfuchenden Städte wün— 
ſchenswerth erjcheinen.‘ 

Schon früher war für Beitphalen durch die Drdre vom 18. März 1835 
(Gef.-S. von 1835 pag. 40.), fowie durch die Verordnung vom 3. Dftober 
1841 (Geſ.⸗S. pag. 322.) ver Grundfag ausgefprodhen worden, paß die St.-D. 
vom 17. März 1831 für die Städte von 2500 Einwohnern oder parüber Geſetz 
ein ſolle. 

Hiernach kann darüber fein Zweifel obiwalten, daß man vor Erlaß ber 

Gemeindeordnung vom 11. März 1850 und vor den ihr folgenden Gejeggebungs- 

Verſuchen an eine Verfchiedenheit des Stadtrechts nicht achte, und man darf wohl 

mit vollem Rechte den Schluß daraus ziehen, daß provinzielle Eigentgünligfeiten 
33 
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nicht dahin weifen, den Grundſatz zu verlaffen, den, wie oben mitgetheilt, ber 
Minifter des Innern mit Haren Worten ausgefprocdhen hat. 

Andererſeits lann man die weitere Folgerung bier anknüpfen, daß ben 
Städten durch die neuen Ordnungen wenigſtens nicht Beige gegeben werben 
bürfte, als fie an Nechten durch bie St.-D. vom 17. März 1831 bereits hatten, 
ober jeden Augenblick fich zuzufichern die geſetzliche Befugniß hatten. Das war 
der geſetzliche Stanbpunft, fobald man bie Gemeindeorbnung vom 11. März 1850 
zu Grabe getragen batte, und fobald man den Grundſatz gleichen Rechtes für 
Stadt und Land auch in der Rheinprovinz in dies Grab folgen lief. 

Daß die Städte des Preufifchen Staates ungleiche Nechte in ben brei 
&t.»D. erhalten haben, tft bereits nachgewiefen, und es fragt fich daher nur, ob 
bie jegige St.O. für Weſtphalen und die Rheinprovinz mehr oder weniger an 
Rechten gewähre, als vie revidirte St.-D. vom 17. März 1831. Zunächſt ift bier- 
bei hervorzuheben, wie vor der Allerhöchſten Beftätigung die Abficht dahin ging, 
bauptfächlih nur den Städten mit über 10,000 Seelen die neue St.-D., allen 
andern die alte Gemeindeordnung von 1845 mit der Novelfe zu geben. Daß dieſe 
legtern eine ‚geringere Selbſtſtändigleit gejtatten, ald die St.-D. von 1831 wird 
feines Beweiſes bevürfen, und indem man fie dennoch allen Städten unter 10,000 
Einwohnern beftimmte, entſchied man offenbar gleichzeitig, daß fie weniger Nechte 
baben jollten, als fie der Gemeinde» Ordnung von 1845 gemäß erwerben fonnten. 

Aber felbjt die neue St.-O, vom 15. Mai 1856 giebt in mehren Bezie- 
bungen weniger als die von 1831. Letztere 5. B. $. 49. fordert für die Hälfte 
ber Stabtverorbnieten nur Grundbefig, nicht wie die St.-D. den Beſitz eines 
Haufes. Jene ($. 93.) bejtimmt die fommiffarifche Verwaltung der Stadt, wenn 
durch unangemejjene Vorſchläge oder andere Umftände die Wahl eined Dürger- 
meifters oder Magiftrats- Mitgliedes ** beſtätigt wird; dieſe devolvirt dann das 
Ernennungsrecht für 12 Jahre an den König oder die Regierung. Jene ($. 139.) 
läßt die Oberaufjiht des Staates durch die Regierungen ausüben; dieſe im 
Städten unter 10,000 Einwohnern durch die Landräthe. Jene ($. 114.) bejtimmt 
über Verpachtung und Berwaltung von Grunbftüden, dieſe bedingt für nicht 
öffentliche Verpachtungen die Genehmigung der Auffichtsbehörde. Jene läßt bie 
Stabtverorbneten felbititändig befchließen, über Anftellung von Prozeſſen und Ab— 
ſchließung von Vergleichen über Gerechtfame ; diefe erforbert Hierzu bie Genehmi- 
gung der Regierung. Iene überließ Verträge, die außerhalb der Grenzen bes 
Haushaltsetats liegen, dem Beſchluſſe der Stabtverorbneten-VBerfammlung; biefe 
erfordert die Genehmigung der Regierung zu Schenkungen und einfeitigen Ver— 
zichtleiftungen. 

Endlich verdient auch noch berüdfichtigt zu werden, daß bie Lage der Städte 
durch das Gefeg über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 (Gef.-©. 
pag. 265.) jetzt eine ganz andere geworben ift, als früher. Der $. 109. ber 
&t.-D. von 1831 ftellte als Negel auf, daß infofern es nicht für nöthig erachtet 
werde, befondere Polizeibehörden anzuftellen, ver Magiftrat und insbefondere ber 
Bürgermeifter die Polizei-Verwaltung in dem Stabtbezirfe übernehme. Durch 
ben $. 2. jenes Gejeges erlitt diefe Beftimmung eine geringe Beſchränkung, in- 
dem fie bie Uebertragung ber Bolizeigewalt an befondere Staatsbeamte in Gemein- 
den, wo fich eine Bezirks-Regierung, ein Yand-, Stadt: und Kreisgericht befindet, 
owie in Feftungen und in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern, bem 

inifterium des Innern geftattet. Aber auch in andern Gemeinden fann aus 
dringenden Gründen biejelbe Einvichtun — eingeführt werben. (Letz 
teres tft 3. B. in den brei Landgemeinden „Moſelweiß und Kapellen, 
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fowie in dem Städtchen Ehrenbreitftein und in den Dörfern, die. mit ihm im 
Bürgermeifterei-Berband ftchen, gejchehen, welche zum Bezirke der Polizei⸗Direk⸗ 
tion Koblenz geichlagen, die hohen Koften derſelben mittragen müfjen, obme deu 
mindeften Vortheil in ihrem Intereſſe. Der dringende Grund foll der Bereich 
ver Feftung Koblenz und Ehrenbreititein fein, deren polizeiliche Sicherheit nicht 
überwacht werben Fünne. (Alie Remonftrationen der Landgemeinden, alle Bitten, 
fie aus biefem Verbande zu laſſen, haben nichts efendket - 

Wenngleich jene allgemeine Beftimmung des Gefeges Feine Neuerung ift, fo 
Reben doch deffen fernere Beftimmungen mit dem Gemeinde-Intereffe und mit 
deren Finanzen in einem engern Verhältniß, ald man auf ven eriten Blick glau— 
ben möchte, und es liegt deshalb nicht außer den Grenzen dieſes Auffages, wenn 
hierauf näher eingegangen wird. 

Es iſt notorifch geworden, wie feit Erlaß jenes Gefetes die Koſten der 
Polizei -Verwaltung in allen Gemeinden von Jahr zu Jahr gewachjen find; aber 
in gleichem Schritt wuchs nicht die Weberzeugung, daß mit ihmen und mit em 
Aufwand größerer Polizeimacht e8 viel bejjer geworden. Mean wird bie Erfah: 
rung machen — fein Verftand irgend einer Stadt wird die Beſtätigung verfagen 
fönnen — daß überall, wo die Polizei vom Meagiftrat oder Bürgermeifter ge⸗ 
trennt verwaltet wird, eine früher nie geahnte Fülle der Polizeikräfte ſich ent- 
wicelt, daß fie fich ausdehnen und in alle ftüntifchen Angelegenheiten jich zu 
mifchen geneigt find. Sie wachſen voraus vor den Verhältniffen, nicht mit den 
Verhältniſſen. Nach einem natürlichen Gange muß die Bevölkerung gewachfen, 
der Verkehr gejtiegen fein, dann kann erft von einer Verſtärkung der Sicherheits: 
Mittel die Rebe fein; auch iſt hierbei auf den Charakter der Bevölkerung Rüd- 
ficht zu nehmen, auf die Rage der Stadt, auf die ihr durch die militärijche Be— 
fatzung gegebene Sicherheit. Wo fich aber die Sicherheit in Feiner Weiſe gefähr- 
det zeigt, wo vielmehr die feit Jahren vorhandenen polizeilichen Kräfte ausreichend 
erfcheinen: da ift deren Vermehrung vom Uebel und für die Finanzen der Stadt 
ein wachſender Schaden. 

Ebenfo wird man nach der. Trennung der Polizeigewalt vom Bürgermeilter- 
Amt die Erfahrung gemacht Haben, daß man mit dem größten Eifer ſtädtiſchen 
Anftalten und Anlagen eine Fürſorge zuzuwenden bedacht ift, die mit der vollſtän— 
digſten Gleichgültigkeit gegen die ftäbtifchen Finanzen gleichen Schritt Hält. So 
wird die Zahl ber Polizetagenten und der Nachtwächter vermehrt; die Löfchanftal- 
ten werben erweitert; neue Alignementspläne entworfen, felbjt die Anlage koſt— 
fpieliger Platten- Trettoirs für polizeilich gebotened Bedürfnis erklärt, und um 
die Thätigfeit im neuen Reiche auch auf dem Papier zu zeigen, jchwellt das 
Büreauperfonal und der Bilreaufoftenfond in der Weife an, daß wo fonft 100 
Thaler genügten, jest 1000 nicht ausreichen. Hierzu kommt, daß der Chef ber 
Polizei auf Koften der Gemeinde eine Fuhrkoften -Entfchädigung in einem Pauſch⸗ 
quantum von mehreren hundert Thalern erhält, ohne Rücdjicht, ob er in feinem 
Bezirk zu fahren hat und wirklich fährt. 

Alle diefe Koften fallen den Gemeinden auf den Grund des Gejeges vom 
41. März 1850 zur Laſt. Deſſen Beftimmungen in den 88. 3. 4. 6. find fo 
allgemein, und haben eine ſolche Dehnbarteit, daß man faum einen Gegenftand 
nennen fann, ber nicht in Das polizeiliche Gebiet gezogen werden Fünnte. 

Allerdings hat die Polizeibehörde nach dem Geſetze feine Entſcheidung In 
ſolchen "Angelegenheiten, ſondern dieſe geht von ben Regierungen aus. Indeſſen 
wird es kaum Cine Stadt geben, die nicht die Erfahrung gemacht hat, daß letz— 
tere, wie ihre höhern Inftanzen, bie polizeilichen Anforderungen ſtets unterftügen, 
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ohne Nücficht auf bie Vermehrung der Schulden und bie Umlagen in den Ge— 
meinden. 8 erfcheint dies um fo auffallender, als ein minifterielies Eircular 
ihon im Jahre 1855 den Regierungen es zur Pflicht machte, auf Erfparung 
im Haushalte der Gemeinden möglichit Bedacht zu nehmen, und als der Mint» 
fter des Innern jelbft im Haufe der Abgeoroneten (Stenographifcher Bericht efr. 
&.801.) darauf aufmerkſam machte, daß „die Umlagen zu Communalzweden in 
der Rheinprovinz bereitd fo geitiegen feien, daß darüber die größten Bedenken 
obwalten, in der Provinz fowohl, wie bei der Staats-Regierung, wie das werben 
folle, wenn nicht tief eingreifende Erſparniſſe eintreten fünnen. Die Zulagepro- 
cente zu den direkten Steuern haben in ſehr vielen Gemeinden eine folche Höhe 
erreicht, daß es in andern Landestheilen an das Unglaubliche grenzen würde, 
wenn man Spezialitäten darüber mittheilen wollte.“ 

Diefe Aeußeruug des Minifters läßt allerdings erwarten, daß man bie Er- 
fparniß auch bei dem polizeilichen Aufwand eintreten lafjen werbe. 

Indeſſen das Gefeg vom 11. März 1850 fchütt die Gemeinden wenig, 
vielmehr hat es ihmen in vielen Materien das ihnen durch $. 8. der St.-D. 
zugeficherte Recht der Selbitverwaltung verfümmert, und wenn auch bie St.-D. 
die $$. 86. und 88. der Gemeindeorpnung von 1845 nicht aufgenommen haben, 
fo ift deren Beftimmung: daß der Beichluß des Gemeinderaths über Ausgaben 
und Dienfte, welche zur Erfüllung von Pflichten gegen den Staat, 3.3. zur An- 
lage und Unterhaltung von Polizei-Anftalten, fowie über die Art und Weife ber 
Ausführung folcher Anftalten als bloßes Gutachten anzufehen fei, indirekt 
geltend, fo lange jenes Polizeigeſetz beſteht. 

Es datirt dafjelbe von demfelben Tage wie bie befeitigte Gemeindeordnung, 
und feine Nothwendigfeit wurde zum Theil dadurch motivirt, daß lettre den Ge— 
meinden die Freiheit der Selbftverwaltung eingeräumt habe. Die Gemeindeord- 
nung ift aufgehoben; den Gemeinden bleibt der Wunfh, daß das Polizeigejek 
ebenfalls bejeitigt werde. 

Das an feiner Stelle nothwendig werdende Geſetz, deſſen Schwierigkeiten 
nicht zu verfennen find, muß den Gemeinden auch in einem Theile der polizeili- 
hen Angelegenheiten bie Verwaltung und eine gewiffe Selbitftändigfeit zurückge— 
ben. Allerdings muß bie vorgefette Behörde die Gewalt behalten, ven unbe: 
gründeten Widerſtand der Gemeinde gegen nothwendige polizeiliche Anjtalten und 
fonftige Einrichtungen zu brechen; aber es iſt andrerfeits für fie angemeffener, 
wenn fie nicht in die Lage kommt, bie Initiative ihrer Beamten unterftügen zu 
müffen. Als diefen früher ein geringerer Einfluß zuftand, oder als fie noch nicht 
beftanden, fannte man die Auspehnung mancher polizeilichen Anftalten und Ein- 
richtungen nicht fo wie jet, und dennoch litt die öffentliche Ordnung nicht, wie 
fie von ftädtifchen Behörden oft unter den Augen der Regierung an ihrem Site 
gehandhabt wurde. Ließ ſich oft Manches anders wünfchen, fo befchted man fich 
doch in Berüdfichtigung der bedeutenden Koften, wie der Hausvater manche Ein 
richtung in feinem Haufe, deren Vorzüglichkeit er nicht verfennt, unterläßt. Dan 
dachte z. B. nicht am koſtſpielige Plattentrottoirs auf den Straßen, fo lange un- 
ter biefen noch viele beſſeren Pflaſters beburften. 

Anders wird die Sadhe, wenn der um bie Gelbfrage unbekiimmerte Polt- 
zeibeamte mit neuen Plänen auftritt; wenn er, ber die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung allein in feine jehütende Hand genommen, fi außer Stand erklärt, 
fie zu banbhaben, wenn biefe ober jene Neuerung nicht in's Leben gerufen werbe. 
Es kann dann mißlich fein, jolhen Antrag zurüdzuweifen, und es wirb ihm ftatt- 
gegeben, ne respublica detrimentum capiat, * 
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Es wird Hier eines tiefern Eingehens auf biefes Gebiet nicht bebürfen; pas 


Gefagte wird genügen, um zu zeigen, baß bie neuen Städte-Orbnungen dort, wo 
ihre Interefjen an das Gebiet der Polizeigewalt grenzen, fein Terrain gewon⸗ 
nen haben. 

Faßt man Furz zufammen, was in dieſem Aufſatz in Betrachtung gezogen 
worben ift, fo fann man fich der Ueberzeugung nicht verfchließen, daß für Die 
Rheinprovinz eine Verſchiedenheit der Gefeggebung für die großen Städte einer-, 
und anbrer Seits bie Heinern und das flache Lund ummotivirt war; daß provins 
zielle Eigenthümlichfeiten eine Verfchiedenheit des Stadtrechts im ganzen Staat 
nicht bedingten; daß bie Rhein. St.-D. den Nheinifchen Städten Heinere Rechte 
gewährt, als bie bei den andern Städte - Orbnungen den Städten Weſtphalens 
und der 6 Oft-Provinzen; daß die Rheiniſchen Städte kaum das volle Maß der 
Rechte haben, welche fie durch Annahme der Städte-Orbnung vom Jahre 1831, 
während Geltung der Gemeinde-Orbnung von 1845 erwerben konnten, und daß 
endlich für alle Städte des Staats das Gefek über die Polizeivervaltung vom 
11. März 1850 die ſtädtiſchen Intereffen beſchränkende und Eoftfpielige Neuerun- 
gen begründet hat. 

Wie in legtrer Beziehung die Abhülfe am dringendften geboten erfcheint, 
jo wird fie auch möglich fein, ohne das eben beendigte Werf der Gemeindegefeß- 
gebung wieder umzuwerfen. Mag letztres befonder® bei der Ungleichheit ber 

echte in Städten Eines und bejjelben Staates Manches zu wünfchen übrig laf» 
jen, jo fragt fih doch, ob es nicht beſſer fei, die Periode der Verſuche in der 
Gemeindegeſetzgebung von 1831 bis 1856 nicht zu verlängern, und ob man mit 
den jetzigen Geſehen nicht erſt Erfahrungen. fammeln folte, welche eine fpätere 
Zeit, die freier it nom Nüdjchlage unruhiger Jahre und unberührter von Strö— 
mungen ber Parteien, weife wird ig fönnen. Dur die Städte-Ordnung 
ift ein Grundfag anerkannt, der alfein ihr den größten Vorzug giebt vor der Ge— 
meinde « Orbnung von 1845: es ift der in $. 8. ausgefprochne Grundſatz ber 
Selbftverwaltung der Angelegenheiten der Gemeinde nach näherer Vorſchrift der 
Städte-Ordnung ſelbſt. Dieſer Grundſatz iſt nach dem von dem Miniſter des 
Innern als richtig anerkannten Gedanken (Stenographiſcher Bericht des Hauſes 
ber Abgeordneten von 1853 ©. 290.): daß übermäßige Einwirkung der Regie 
rungen in Gemeindeangelegenheiten zu vermeiden ſei, aufrecht zu erhalten und 
durchzuführen. Die Auffichtsbehörden müſſen daher dieſe Selbitftändigfeit nicht 
verfümmern wollen: fie dürfen aus dem Rechte der Aufficht nicht die Befugniß 
ableiten, für bie Behandlung der innern Gemeinde-Angelegenheiten die Richtung 
anzugeben; bie Gemeinbevertretung muß durch ftrenge Beachtung des Geſetzes, 
insbefondre durch Uebernahme der‘ der Gemeinde obliegenden Leiftungen jebe Eins 
miſchung vermeiden, fonft aber auch ihre Selbftftänbigkeit mit Freimuth bewahren. 
In beiden Beziehungen find die Grenzen insbejondere durch die $$. 83. und 84. 
ber St.O. gezogen. Diefe verbieten Beſchlüſſe der Stabtverorbneten-Berfamm- 
lung, welche deren Befugniffe überfchreiten, gejeg- oder vechtewibrig ſiud, ober 
das Staatswohl verlegen; fie gebieten, die den Gemeinden geſetzlich obliegenden 
Leiftungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen. 

Es laͤßt ſich nicht verfennen, daß gerade dieſe letern Beftimmungen nr 
rag bieten fönnen, vie bereitS oben erwähnten Grundſätze in den 88. 8 
bis 88. ber Gemeindeordnung von 1845 in Anwendung zu bringen und we 
fchlüffe der Stabtverordnneten auf den Werth von Gutachten zucükauführen- R F 
bie Weisheit ber Aufjichtsbehörde und deren Ungeneigiheit zum bireau 1 nn 
Gängelband muß Hier gerade fich betwähren, und ſich bie Aufgabe ftellen, 
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Uneigennütsigfeit derjenigen Bürger, die dem Gemeinweſen ihre Zeit widmen, anzu- 
erfennen, ihr gemeinmügiges Beftreben aufzumuntern, „ihnen (wie der Eingang 
der St.O. vom 19. November 1808 fagt) eine thätige Einwirkung auf die Ver 
waltung des Gemeinwefens beizulegen, und burch dieſe Theilnahme Gemeinfinn 
zu erregen und zu erhalten“. 

Wo dies nicht gefchieht, wo ven der Aufjichtsbehörde ftetd gemängelt wird 
an der Thätigfeit der Stabtverorbneten oder deren Deputationen, wo das fisfa- 
lifche Intereſſe einfeitig ins Auge gefaßt wird, wo bie objective Anjchauung ber 
Angelegenheit verloren geht: da wird nicht blos der Gemeinfinn für Gemeinde- 
Angelegenheiten gedämpft und vernichtet, fondern e8 werden auch die Schwingen 
des Gemeinfinnes zum VBaterlande nach und nach gelähmt werden. 





Einige Bemerkungen über Wafferleitungen 
mit befonderer Rüdfiht auf die Berliner Wafferwerfe und bie 
gegenwärtig [hwebenden Verhandlungen über die Verlängerung 
des Vertrages mit denfelben auf weitere 25 Jahre. 
Vom Stabtverorbnieten Dr. Schultz. 


Die Geſchichte der Wafferleitungen führt ung bis in bie Älteften Zeiten hin— 
auf, und vermifcht fich faft überall mit ven der Wafferableitungs- Anlagen. Der 
Zuſammenhang Diefer beiden Anlagen ift ein naturgemäßer, in den meiften Fällen 
ein nothwendiger. Vermehrte Waſſerzufuhr ſetzt die Möglichkeit voraus, fich des 
Zugeführten entledigen zu können und bedingt Anlagen zum Ableiten des Zuge- 
führten. Umgelehrt hat das Beſtehen von Warferableitungs- Anlagen immer zu 
der Anlage von Wafferzuleitungs- Einrichtungen geführt, weil es nie möglich 
geweſen ift, jene dem urfprünglichen Zwecke allein und ausjchlieglich zu erhalten, 
jo daß die Nothwendigfeit erwuchs, die den Abzugs- Kanälen zugeführten fremd— 
artigen Stoffe durch reichliche Wafferzufuhr zu verdünnen, um fie jo nah Mög— 
lichteit unfchädlich zu machen. Daß Yetteres auf den bisher betretenen Wegen 
nicht in gemügender Weiſe erreicht it, wird durch die Gefchichte ſattſam bewieſen. 

Der Kaufalnerus, in welchen die beiden bier genannten Anlagen zu einander 
ſtehen, gejtattet nicht, bei der Betrachtung der Einen von der anderen ganz ab» 
zufehen. Und jo müſſen bei jeder Anlage von Waiferleitungen nothwendig alle 
die, wenn auch noch ganz fern liegenden Eventualitäten ſcharf ins Auge gefaßt 
werden, welche hervorgehen können aus dem Bejtehen oder der Anlage von Ab- 
zugsfanälen. Eine Bernachläffigung diefer Vorficht ift ein grober Fehler; die 
Behauptung: diefe oder jene Erſcheinung, diefer oder jener Uebelſtand werde nicht 
eintreten — iſt häufig nicht mehr als eine fopflofe Redensart, welche im Wiber- 
fpruche fteht mit den Ergebnifjen der Gefchichte. 

Bei jedem Plane zu einer Wafferleitung find die beiden ragen: woher 
und wohin? vorn hervorſtechender Wichtigkeit. Die lettere, rein im räumlichen 
Sinne genommen, kann durch bie Art, wie ihre Beantwortung erfolgen muß, 
entweder eine Beichränfung des ganzen Planes auf ein fehr befcheidenes Maaß, 
oder ſelbſt das vollftändige Aufgeben deſſelben nothwendig machen. Man wird 
verftändiger Weife dort feine Wafferzufuhr herftellen, wo die Unmöglichkeit der 
Ableitung vorliegt, man wird das Maaß des AZugeführten nicht das Quantum 
des Ableitbaren überfteigen laffen. / 

Die erite Frage nah dem Woher ift nicht blos in dem räumlichen, fon- 
dern auch in dem urfühlichen Sinne zu nehmen. Ihre Bedeutung ſpringt 
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von felber in bie Augen; fie fchließt bie Rüdficht auf die Zwecke ein, und zweck 
(08 wird von Verftändigen feine Wafferleitung angelegt. 

Die Zwede, um derentwillen Wafferleitungen angelegt werden, können fehr 
verjchieben jein, Lafjen ſich aber alle unter zwei Kategorien bringen. Sie beziehen 
fich entweder auf das Allgemeine, auf das öffentliche Interefje, auf das Wohl 
der Geſammtheit; oder fie find rein privater Natur. Letzteres bis auf den Grad, 
daß als alleiniger Zwed übrigens zweckloſer Wafjerleitungen das Intereffe des 
Baumeifterd oder ber etwaigen Aktionaire ftehen bleibt. In dem Grabe, in 
welchem tiefer ſehr privative Zweck vorliegt, in demſelben Grade werben die durch 
uns für fie bervorgerufenen Wafferleitungen ohne Ertrag bleiben, wenn nicht eine 
nicht zu vechtfertigende Betheiligung maafgebender Stellen an dem Nuten eine 
bebenklihe Degünftigung des Unternehmers Seitens der Behörden herbeiführt 
und fo eine fünftliche Ertragsfähigkeit erzeugt. 

So lange die Waflerleitungen nur Sweden von privater Natur zu dienen 
bejtimmt find, haben weder der Staat no die Kommunen ein anderes Intereffe 
an ihnen, als dasjenige, welches auf die Abwehr allgemeiner Nachtheile, die Durch 
fie herbeigeführt zu werben drohen, gerichtet it. Es können daher bei folchen 
Wafferleitungen die Behörden nur beſchränkend, nie aber begünftigend auftreten, 
wenn fie ihren Zwed: die Förderung des Wohles ded Ganzen — nicht aus ben 
Augen verlieren oder verläugnen wollen. 

Ganz anders fteht es, wenn die Zwecke einer Wafjerleitung entweder ganz 
oder auch nur theilweife dem Gefammtintereffe dienen. Hier ift es zunächſt Auf- 
gabe des Staats oder der Kommune, die Sache in die Hand zu nehmen. Diefer 
Fall wird aber nur ba eintreten, wo aus dem junitätspolizeilichen Gefichtspunfte 
heraus ein Bepirinig zur Zufuhr von Waller anerfannt werden muß. Dies findet 
Statt: 1) bei allgemeinem Wafjermangel; 2) bei Mangel an trinkbarem Waffer. 

In größeren und volfreihen Städten kann zu ven beiden genannten Momenten 
noch ein drittes hinzutreten. Man hat den Sat aufgeftellt, und nicht mit Un- 
vecht, „jeder Geſtank auf dem Lande deutet auf Verluft von Düngftoffen, jeder 
Geſtank in ben Städten ift ein Beweis von der Gegenwart gefunpheitswibriger 
Efflurien.” Die Rinnfteine aller größeren Städte haben nur dann zu Klagen 
über ihre widerlichen Auspünftungen nicht Anlaß gegeben, wenn günftige Terrain 
verhältniffe einen überaus vajchen Fluß im ihnen geftatteten. Diefe Verhältniffe 
find Urfache geworden, daß man die Ninnfteine von der Oberfläche der Straßen 
zu entfernen ftrebte und fie umter die Straßen verlegte. So entitanden bie Ab- 
zugsfanäle, die Giele, diersewers. Ihre Anlage nach ven bisher allein gebräuch⸗ 
lichen Syſtemen iſt mit nichts Anderem zu vergleichen, als mit dem Handeln des 
Bogel Strauß, von dem man fagt, daß er eine Gefahr befeitigt glaubt, wenn er 
fie nicht ficht. Im der Wirklichkeit find Siele gefährlicher und daher ſchlimmer 
als Ninnfteine. Die Nachtheile diefer find aber dur bie Unterhaltung von 
beftändig fließendem Waſſer im denfelben ganz zu befeitigen. 

Demnah lann aus dem farttätspolizeilichen Gefichtspuntte die Errichtung 
von Wafferleitungen zur Erhaltung von fliegendem Waffer in den Rinnfteinen als 
ein Bepürfnif anerkannt werben, 

Wo aber das Gefammtintereſſe die Anlagen von Wafferleitungen als ein 
Bedürfniß hinftelit, wo daſſelbe dieſe Anlagen als eine Nothwenvigteit ertennen 
läßt, da tritt für die Behörben die Nothivendigkeit ein, dafür zu forgen, daß 
biefe Anlagen wicht in Die Hände einer Fonkurrenzfreien Privatinduftrie, d. 5 er 
bie Hände des Monopoles geräthen. in entgegengejegted Verfahren würde 
ein arger Verſtoß fein gegen die Grundſätze einer gejunpen Staatswirthſchaft, 
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und von jedem wirklichen Staatsmann wird man bie fehleunigfte Befeitigung ber: 
artiger irgend wie und wo entitandener Mißgriffe erwarten können. Die Fabri- 
fation des Tabads mag man immerhin monopolifiven, die Monopolifirung des 
Brod- und Fleifchhandels erfcheint ganz unſtatthaft. Waſſer aber, fofern deſſen 
Beichaffung einmal als ein von dem Allgemeinen Interefje gebotenes Bedürfniß 
anerkannt worden ift, kann in feiner Weife anders behandelt werben wie Brob 
ober Fleiſch; das beißt, die Monopolifirung von Wafferleitungen ift unftatthaft. 

Die in Berlin im Jahre 1852 gegründeten Wafjerwerfe befinden ſich als 
Monopol in den Händen einer unverantwortlichen Gefellfchaft von Englänbern, 
und ein Engländer ift es, ein für Wafferleitungen und Sielanlagen fehr einge 
nommener Engländer, welcher in feiner Cigenfchaft als officer of Health to the 
City. über die Londoner Wafferleitungen fagt: „J cannot but regard it as a 
„grave calamity, that the general supply of water to the City remains 
„in the hands of irresponsible traders“ *), Und in London wirft die Kon- 
furrenz der verfchiedenen Wafjerwerfe gewiß günftiger gegen Mißbräuche, wie es 
die Aufficht von Behörden dem Monopole gegenüber vermag, zumal wenn. und 
wo etwa Beamte der Auffichtsbehörde gleichzeitig Befoldete der Monopolinhaber 
find. Gegenwärtig fehweben in Berlin Verhandlungen darüber, ob das Monopol 
der biefigen Waſſerwerke über die denfelben vom Jahre 1856 ab gewährte Frift 
von 25 Jahren noch auf fernere 25 Jahre, zufammen alſo auf 50 Jahre, d. 5 
bis zum Jahre 1906, zu verlängern fei? 
| Diefe Lage der Dinge macht es für Jeden, dem das Wohl der Stadt am 

Herzen liegt, zu eimer Pflicht, ſich über die Frage: ob Verlängerung der Kon— 
zeffion an das Monopol, mithin Verlängerung des Monopoles felber, oder nicht? 
nach feinen Kräften zu äußern. Diefer Pflicht will ich mich durch biefe Betrach— 
tungen entledigen. 

Um ven jetigen Stand der Dinge richtig würdigen zu können, muß in ber 
Kürze angeführt werben, in wiefern eine Waſſerleitung ein Bedürfniß für Berlin 
ift, und wie die gegenwärtig beitehende zu Stanbe gelommen. 

Berlin liegt in dem weiten Spreethale und bietet feinen künftlichen Waffer- 
läufen ein ausnehmend geringes Gefälle; e8 hat im Allgemeinen gutes Trinfwafler 
in ausreichender Menge, und die Spree, obwohl kein bedeutender Fluß, gewährt 
im Ganzen den induftriellen Unternehmungen genügendes Waffer. Es konnte da- 
ber das Bedürfniß einer Warfferleitung für Berlin aus dem Mangel an gutem 
Zrinfwaffer .oder an Waffer überhaupt im Jahre 1852 ebenfo wenig abgeleitet 
werben wie jest, und es hatte der damalige Stadtverorbnete, jegige Stabtver- 
orbnetensDBorfteher Eſſe, in gewiſſer Weife Necht, wenn er, wie bie Zeitungs: 
berichte über bie —— der Stadtverordneten in der Sitzung vom 
9. Dezember 1852 angeben, keinen anderen Nutzen der Waſſerwerke anerkennen 
wollte, als daß höchſtens dadurch die Rinnſteine gereinigt würden; denn Mangel 
an gutem trinkbarem Waſſer leide Berlin nicht und Bedürfniß nach Spreewaſſer 
habe der Berliner nur zum Wafchen. 

Inzwifchen hat die Frage doch noch eine andere Seite, von welcher aus bas- 
jenige als Hauptſächliches erfcheint, was der Stabtverorbnete Eſſe als etwas 
Nebenfüchliches anfah. Die Ninnjteine Berlins geben feit langen Jahren ihres 
fehr geringen Gefälles wegen Anlaß zu Klagen und zu begründeten lagen. Diefe 
Klagen hatten fchon im früherer Zeit wiederholt nicht allein den Wunfch nach 

*) Anm, d. h. Ich kann nicht anders als es für ein großes Unheil erachten, daß 


bie allgemeine Berforgung der City mit Waffer in den Händen unverantwortlicher Hänbfer 
fi befindet. | 
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einer Wafferleitung rege gemacht, ſondern ebenfo oft den Gebanfen ar Abzugs- 
kanäle auftauchen lajjen. Dies in dem Grabe, daß in dem Crelleſchen Journale 
für Baufunft ein vollftändig ausgearbeiteter Plan zu einer Ranalifirung - Berlins 
vorgelegt ward. Die Terrainjchwierigfeiten, welche Berlin bietet, haben es gemacht, 
daß man bis jegt immer noch Abftand genommen hat von der Ausführung einer 
allgemeinen Kanalifirung, indem man fich begnügte, im einzelnen Straßen und 
Straßentheilen, deren Gefälleverhältnifie günftig fchienen, Sielftreden anzulegen. 
Daß alle diefe Anlagen ihrem Zwede nicht entfprochen haben, wird fein Unbe- 
fangener liugnen; daß fie ihrem Zwecke nicht entfprechen würden, konnte Nieman- 
bein zweifelhaft fein, der fich um die Gefchichte der Siele etwas gekümmert hatte. 

Das Refultat war, daß, wenn gleich die vorhandenen Sielſtrecken, befonders 
an den Einfallsmündungen, Ärger noch ftanfen wie die Rinnfteine, dieſe fich denn 
doch immer durch ihre üblen Auspünftungen fehr bemerklich machten. 

Eine unrichtige theoretifche Anfchauung Hatte verhindert, gegen die üblen 
Ausbünftungen der Rinnſteine ein einfaches und noch dazu Foftenfrei zu erlangen= 
des Mittel anzuwenden. Die allınälig in der Stadt entftehenden Dampfmafchinen 
wußten nicht wohin mit den warmen Waffern, welche von ihnen abgingen. Gern 
hätten die Beſitzer derſelben diefe Waffer in die Rinnfteine abfliefen laffen, aber 
fie onnten hierzu die Erlaubniß nicht erhalten. Später reformirten fich die An- 
fichten an den maßgebenden Stellen. Man hatte die Ueberzeugung gewonnen, 
daß das von den Dampfmafchinen ſtammende Waffer, weit entfernt den Rinn— 
fteinen zu ſchaden, dieſe vein und fauber erhielt. Und fo jieht man jekt an 
mehreren Stellen Berlins, wo die Fabrifen die Waffer ihrer Dampfmafchinen 
in die Ninniteine abitteßen laſſen, dieſe dergeftalt rein und frei von Schmutz, daß 
die Anwohnenden teinen Anſtand nehmen, aus denſelben das Waſſer zu ihrem 
Gebrauche zu fchöpfen. 

Hier war alfo Har vor Augen gelegt das Mittel, wodurch Berlin von ben 
üblen Wirkungen feiner Rinnfteine befreit werben konnte in denjenigen Jahres. 
zeiten, in welchen das fließende Waffer im Freien nicht erſtarrt. Im denen aber, 
wo es erjtarrt, macht ſich das Bedürfniß nicht geltend. 

. Es fonnte daher nicht fehlen, daf die Mehrzahl der Stabtverorbneten 
Berlins den von dem Königlichen Polizei» Präfidium ausgehenden Anſtoß zur An- 
fegung einer Wafferleitung mit Freuden begrüßte. Die Befreiung der Stadt von 
ben unangenehmen Wirkungen der Rinnfteine war eine allgemeine Sache; die 
Mittel, dies Ziel zu erreichen, mußten daher auch durch die allgemeine Kaſfe ge⸗ 
liefert werben, es mußten bie dies bezweckenden Anſtalten Eigenthum der Kom— 
mune ſein. Wie lebendig dieſe Ueberzeugung bei den gewählten Vertretern der 
Berliner Stadtgemeinde war, ergiebt fich daraus, daß in der Sitzung derſelben 
vom 9. Dezember 1852 der Stadtverordnete Eſſe, obwohl derſelbe zu den her— 
vorragendften Mitgliedern ‚des Kollegiums gehörte, doch nur 9 Stimmen für 
feinen Antrag gewinnen konnte. Diefer Antrag ging nach ben vorliegenden Zei- 
tungsberichten dahin: den Magiftrat zu erfuchen, von der Oberauffichts- Behörde 
eine Frift zu ertrahiven und die Sache dann einer Kommiffion zu übergeben, ta 
es fahrläffig -erflärt werden müffe, noch in der legten DVierteljtunde eine Million 
zu bewilligen. Die weitere Motivirung dieſes Antrages tft ſchon oben angeführt. 

Gegen dieſen Antrag ward mit bedeutender Majerität beſchloſſen, dem Kö— 
nigfichen Polizei» Präfivium fofort eine Million Thaler zur Anlage von Waſſer— 
werfen zur Dispofition zu ftellen und an dieſe Bewilligung nur folgende zwei 

Bedingungen zu knüpfen: 1) daß von ber oberiten Baubehörbe des — 
Staates der Plan zu den beabfichtigten Waſſerwerken gebilligt werde, und ) daß 


einem ftäbtifehen Baurathe die Einficht in den Bau, unter Ausfchluß feiner Mit- 
wirkung, geftattet werbe. 

Nichts deftoweniger warb die ganze Angelegenheit der Stabt entzogen und 
unterm 14. Dezember 1852 ein Vertrag mit englifchen Privatunternehmern ab⸗ 
gefchlofien. 

Es iſt vollitändig unklar, woburd dies ganz unerwartete Reſultat herbeige- 
führt worden tt; ein Refultat, welches durchaus geeignet ift, den in den Sitzungs— 
perioden von 1855/6 und 1857/8 mehrfach in dem Herrenhaufe, ausgefprochenen 
Wunſch nach einer Trennung der fogenannten Wohlfahrtspolizei von der politi— 
fchen Polizei und nach Ueberweifung der erjten an die Gemeindeverwaltungen zu 
rechtfertigen und zu ftügen. 

Muß nah den Eingangs entwidelten Anfichten es als ein ftantswirthfchaft- 
licher Fehler angejehen werben, daß eine Anftalt, welche den Gefammtinterefjen 
einer Kommune und noch dazu der garößeften Kommune im Breußifchen Staate 
dienen follte, der Mitwirkung dieſer Kommune entzogen und in die Hände von 
tonfurrenzfreien Privaten, in die Hände des Monopoles gelegt ward, fo warb das 
Harte, was hierin für die ,Bertretung der Kommune lag, noch baburch gejchärft, 
daß allerhand Artikel in den Tagesblättern erfchienen, welche fich tadelnd über 
das Berhalten ber Stabtverorbneten ausfprachen. Sie wurden ber Philifterei 
geziehen, und es warb bie Anficht erwedt, daß der Befchluß, welchen die Stabt- 
verorbneten in ber genannten Sikung vom 9. Dezember 1852 gefaßt hatten, 
Schuld daran fei, daß der Stabt die Mitwirkung bei der Anlage der Waſſer— 
werfe entzogen und ihr nur gejtattet worden ſei, fich mit höchitens 200,000 Thlr. 
bei berfelben zu betheiligen. Diefe Auffaffung ift der Berliner Bürgerjchaft fo 
tief eingeimpft. worden, daß felbit jett noch, nach Verlauf von 6 Jahren, in 
denen fi) Manches geändert hat, was früher wohl einer Aufklärung der öffent» 
fichen Meinung hemmend entgegenitehen konnte, die Annahme ſelbſt bei bem ge- 
bildeten Theile des Publikums ſehr verbreitet ift, daß lediglich die Stadtverorbneten 
durch ihren Beſchluß vom 9. Dezember 1852 den für die Stabt betrübenden 
Ausgang der Sache herbeigeführt haben. 

Dennoch muß man fagen, daß jener Beſchluß ebenfo Loyal wie legal war. 
Wenn die Vertreter einer Kommune nach einer Bedenkzeit von wenigen Tagen 
fih entfliehen, aus dem Vermögen ber Kommune eine Million Thaler herzu- 
geben, und dabei fernere Bewilligungen, wenn nöthig, in Ausficht zu ftellen, fo 
wird ein folcher Akt gewiß von Jedem, der ohne vorgefahte Meinung denſelben 
beurtheilen mag, als ein in hohem Grade loyaler bezeichnet werden. Und wenn 
die Vertreter der größeften Kommune im Preußifchen Staate biefe Bewilligung 
daran knüpfen, daß das zu beginnende Bauwerk die Billigung ber oberjten tech: 
nischen Behörde des Preufiichen Staates habe, fo verlangten fie in der That 
nicht mehr, als was der Preußifche Staat felber für alle auf feine Rechnung 
auszuführenden Bauwerke vorgefchrieben hat. Wenn endlich dieſe Vertreter der 
Kommmme begehren, daß einem ihrer technifchen Magiftratsmitgliever Einficht in 
die Ausführung des Baues gewährt werde, und zwar die bloße Einficht ohne das 
Mitiprechen, fo bewegen fie fich vollftändig innerhalb der Grenzen, und noch da- 
zu fehr weit ausgedehnter Grenzen, der ihnen durch die Gemeindeordnung aufer- 
legten Verpflichtungen, das Vermögen der Kommune zu überwachen... Das Ber- 
fahren der Stadtverorbnneten Berlins war alfo in diefen Beziehungen volllommen 
legal; und. e8 bleibt durchaus unerflärlich und unerflärt, wie bie Anficht vom 
Gegentheile. hat verbreitet werden und Platz greifen können, wie es möglich ge: 
* iſt, die Annahme zu ſtützen, es ſei mit den Vertretern Berlins Nichts 
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anzufangen, und wenn ihmen etwas Gutes geboten werde, fo ftoßen fie es 
von fich. 
Es wird wenig von ber Wahrheit abweichen, wenn maır behauptet, daß bie 
überwiegende Mehrzahl der Bewohner Berlins der Anficht geweſen fei, daß ber 
Hauptzwed der Anlage der Berliner Wafjerwerfe ber gewefen: in den Rinnjteinen 
der Stabt während ber geeigneten Jahreszeiten fließendes Waſſer zu unterhalten. 
Diefe Anficht ward noch beftärkt, als der Vertrag vom 14. Dezember 1852 be 
fannt wurde. Es fegt derjelbe im $. 1. feit: „Die Herren Charles For und 
„Crampton übernehmen es, die Straßen, Gafjen und Plätze der Stadt Berlin 
„und des weiteren Polizeibezirts nach näherer Beftimmung dieſes Vertrages auf 
„Fünf und Zwanzig Jahre, welche mit Rüdfiht auf die Verhältniffe während 
„der Bauzeit vom 1. Juli 1856 laufen, mit flichendem Wafjer zu verjorgen.“ 
Man glaubte diefe „WVerforgung ber Stabt mit fließendem Waſſer“ nicht anders 
deuten zu follen, als: Unterhaltung von fließenden Waſſer in den NRinnfteinen. 
Der Erfolg hat diefe Annahme nicht gerechtfertigt. 
Nachdem nım die Waflerwerfe zwei volle Jahre im Betriebe find, nachdem 
über die Gemeinnützigkeit derjelben Enttäuſchung eingetreten, nachdem die Vor— 
gänge des Winters von 1857 auf 1858, in welchen ein Theil der Leitung 
einfrer, jo daß Private, welche ihre Häufer und Gefchäftsräume mit Wafferleitung 
verjehen hatten, in der Benugung berfelben geftört wurden, dennoch aber, wie man 
fügen hört, von den zu leiftenden Zahlungen nicht befreit wurden, — auch über 
den Nuten der Waflerleitung für Privatzwede Zweifel haben entftehen laſſen; 
nach dem unter der Ärmeren Vollsklaſſe, die vielleicht ganz irrige Anficht Platz 
geritten hat, van die Direltion der Berliner Wafferwerfe ihr das aus den öffent: 
hen Springbrumnen ımbenugt abfließende Waſſer mißgönne; nachdem durch das 
Einfrieren der ‚Wafferleitung im Winter von 1857 auf 1858, bei dem durch bie 
Berorbnung des Königl. Polizei» Präfidiums vom 4. Auguſt 1856 ermöglichten 
Mangel an Privatbrumnen, die Beſorgniß rege geworben, ed könne Berlin bei 
einer Feuersgefahr zur Winterzeit durch fein Vertrauen auf die Wafferleitung dem 
beißen Elemente wehrlos zum Opfer fallen; nach alle diefem wird jetzt an die 
Kommunalbehörden das Anfinnen geftellt: fich für eine Verlängerung der Kon- 
zeffion der Wafferleitungsgefellichaft, das heißt für eine Verlängerung des Mono- 
pols, auf fernere 25 Jahre, alfe. bi8 zum Jahre 1906 hin, auszufprechen. 
Zuvörderſt fieht man nicht ein: warum fich die Kommunalbehörden für biefe 
Berlängerung eines den ftaatswirtbichaftlichen Grundſätzen widerfprechenden Zu— 
ſtandes ausfprechen follen? Man fteht nicht einmal ein, warum biefelben Kom— 
munalbehörben, welche früher ohne erfichtliche Gründe bei Seite gefchoben wurden, 
jet gefragt werben. Und wenn man mın die Anerbietungen anfieht, welche ber 
Kommune gemacht werben für den Fall, daß fie fich für die Verlängerung des 
Monopols ausſpricht, fo muß man fich wieder fragen, wie fonmt es, daß man 
jett von berfelben Kommune eine Betheiligung an ven Wafjerwerfen anjtınt, 
welche, wen bie von Einigen gehegten Hoffnungen über die Rentabilität der Waf- 
ſerwerle fich erfüllen follten, Leicht das durch den $. I. des Vertrages vom 14. Des 
zember 1852. feftgefegte höchſte Maaß überfchreiten dürfte? berfelben Kom: 
mine, ber man in jenem PBertrage jo forgjam jebe über 200,000 Thlr. 
hinausgehende Betbeiligung. abfchnitt. Die hierher gehörige Stelle des S. 5. 
fantet: „Der Stabtgemeinde Berlin wird das Recht vorbehalten, ſich mit einem 
Rapitate von höchſtens Zmeihunderttaufend Thalern an dem Unternehmen zu bes 
theifigen, jedoch ohne Anfpruch auf Mitwirkung bei der Ausführung und rn 
perfelben. Sollten die Herren For und Erampton eine Geſellſchaft in ejen 
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Kontrakt mit eintreten Laffen, fo hat die Stabtgemeinde Berlin das Necht, den— 
jelben nah Maaßgabe des zu errichtenden Gefellfchafts - Vermögens für ben ge- 
dachten Betrag von höchſtens Zweihunderttaufend Thalern beizutreten.‘ 

Nach den Berichten in den biefigen Blättern über die geheime Sikung ber 
Stabtverorbneten vom 22. Juli 1858 hat die Direktion der Wafferwerfe fich be- 
reit erklärt, wenn bie Stabt fich für eine Prolongation ihrer Konzeffion auf fer: 
nere 25 Jahre ausfpräche, ver Stabt einen Antheil zu gewähren an bem Rein, 
gewinne und zwar 3 p&t. von einer Dividende bis zu 3 p&t., 5 p&t. von einer 
Dividende von 4°, pCt. und 10 pCt. von einer Dividende von 10 pCt. Außer- 
dem folle unter obiger VBorausfegung darauf hingewirkt werben, daß die dem Staate 
vertragsmäßig zuftehende Befugniß, nah 25 Jahren die Wafferwerfe zum Tax— 
werthe zu übernehmen, nach funfzig Jahren auf die Kommune übergehe. 

Daß diefe Angelegenheit von hoher Wichtigkeit ift, kann nicht bezweifelt wer- 
ben, daß die Austragung derſelben baldigſt erfolge, erfcheint wünfchenswerth, und 
man muß aus biefem Öefichtepunfte ben in ber öffentlichen Sitzung ber Stabt- 
verorbneten vom 12. Auguſt 1858 mitgetheilten, auf eine Beendigung der Sache, 
ſelbſt ohne Rückſicht auf die Entfchliefumgen der Kommunalbehörden, gerichteten 
Schritt des Königl. Polizei-Präfidti dem auf Nieberfegung einer neuen Kommif- 
fion lautenden Befchluffe der Stadtverorbneten entſchieden vorziehen, weil letterer 
die ganze Angelegenheit, wie e8 fcheint, ohne Noth in die Länge zieht. 

Es iſt offenkundig, daß unter dem ftäbtifchen Vertretern eine ziemlich erheb: 
liche Meinungsverfchiedenheit herrſcht; die einen wollen fich für bie Verlängerung 
des Monopols der Waſſerwerke ausfprechen; bie anderen wollen dies nicht thun; 
Einige endlich wollen bei dem Reſſort-Miniſter ein motivirtes Gutachten gegen 
jede Verlängerung ber Konzefjion einreichen, um bie Werfe felber möglichit bald 
in bie Hände ver Stabt übergehen zu laſſen. 

Es wird angemefjen fein, die Gründe anzuführen und zu beleuchten, welche 
fich für diefe verſchiedenen Anfichten aufſtellen laſſen. 

Für die Zuftimmung zu der von der Direktion der Wafjerwerfe gewünſchten 
Verlängerung ihrer Konzeſſion läßt fih anführen: 

Es werbe der Reſſort-Miniſter die Konzeffion verlängern auch ohne bie 
Zuftimmung der Kommunalbehörden, und bie Stabt würbe dann ber ihr 
für ihre Zuftimmung gebotenen Vortheile verluftig gehen. 

Diefer Grund enthält zwei Vorausfegungen, welche beide erit zu erweiſen 
find, ehe er angenommen werben fann; nämlich 

1. die, daß der Nefjort-Minifter ohne Rückſicht auf die Aeußerung der Kom- 
munalbehörben die Konzeffion den Wafferwerfen auf fernere 25 Jahre er- 
theilen werde, und 

2. bie, daß bie ber Kommune fir ihre Zuftimmung zur Verlängerung bes 
> gemachten Anerbietungen wirkliche Vortheile für die Stabt 
enthalten. 

Ueber die erjte Vorausſetzung zu ftreiten, könnte faft überflüffig exfcheinen, 
da Niemand mit Gewißheit behaupten fann, was der Reffort-Minifter thun oder 
faffen wird; jedenfalls die Annahme, daß er, ohne Rückſicht auf die Erflärung 
der Kommunalbehörden, die Verlängerung des Monopols verweigern werde — 
an und für fich ebenfo berechtigt ijt, al8 jene Vorausfegung. Inzwifchen läßt fich 
noch Einiges für die lettere Annahme anführen, was ber erften Vorausfegung 
nicht zur Seite ſteht. Es kann dem Herrn Minifter keinesfalls entgehen, daß es 
fih bier um eine Einrichtung handelt, die nicht blos im Intereffe von Privaten 
durch Private hergeſtellt worden ift, fondern vielmehr um eine Einrichtung, von 
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der nicht allein, gleichviel ob mit Recht oder mit Unrecht, große 

das allgemeine Intereffe gehegt worden find, ſondern von * 2* Recht hr 
Befriedigung allgemeiner Intereffen gefordert wird und werben muß; eine Ein- 
richtung endlicd von der man wenigjtens verlangen kann, daß fie die alfgemeinen 
Intereſſen nicht gefährde. 

Dies zugegeben, weil es nicht in Abrede geſtellt werden kann, ſo entſteht die 
Frage: wird der Herr Miniſter die zur Befriedigung allgemeiner Intereffen dienen 
folfenden Wafferwerfe inthe hands of erresponsible trader laſſen, länger laffen 
als es durch beftehende Vertragsverhältniffe nöthig ift? Wird der Herr Minijter 
eine über die durch beftehende Berträge feitgeitellte Zeit Hinausreichende Dauer 
einem Zuftande geben, von welchem eine ernfte Gefährbung der allgemeinen In- 
tereffen mit Necht zu beforgen fteht? 

Ich meines Theiles meine, beide Fragen feien zu verneinen. Den Grund 
für die Verneinung ber erften Frage habe ich ſchon gegeben: Anlagen, welche ein 
allgemeines Bedürfniß befriedigen follen, dürfen nicht in den Händen fonkurrenz- 
freier Privaten fein. Die Begründung ber Verneinung von der zweiten Frage 
wird gegeben durch den Nachweis, daß die Wafferwerfe in den Händen des Mo: 
nopol® unter den in Berlin herrfchenden Verhältnifien die allgemeinen Intereſſen 
der Stadt in hohem Grade zu gefährden brohen. Diefen Nachweis zu führen 

behalte ich mir vor bis zu dem Augenblide, wo bie Gründe derjenigen angeführt 
werben follen, welche in einem motiwirten Gutachten bei dem Reſſort-Miniſter 
fich gegen jeve Verlängerung des Monopols ausfprechen wollen. 

Inzwiſchen kann die Meinung aufgeftellt werden, es fei doch möglich, daß 
die hohe Diplomatie fich in dieſe ngelegeneit mifche, und daß auf diefe Weife 
der Preufifche Minifter gedrängt werde zum Schuge Englifcher Privatinterefien 
das Monopol zu verlängern. Eine folhe Suppofition erjcheint vollſtändig un- 
zuläffig. Gefett, e8 wären die Kapttalien zum Baue des großen eifernen Dampf- 
Ichiffes, Graat Eastern, auch Leviathan genannt, größtentheil® von preußijchen 
Aktionären oder von einem fo einflußreihen Barnquier wie Herr v. Magnus 
Hergegeben, was würden die englifhen Minifter thun, wenn ihnen won der Preus 
ßiſchen Diplomatie das Anfinnen geftellt würde, auf Koften Englands die Interejjen 
der Preußifchen Aktionäre zu ſchützen? Niemand wird über die Beantwortung dies 
fer Frage zweifelhaft fein. 

Dean mag daher die Sache anfeben wie man will, fo bleibt mindeſtens bie 
Annahme, daß, ohne eine Zuftimmung der Kommunalbehörden Berlins zu der 
Berlängerung des Monopol der biefigen Wafjerwerfe auf weitere 25 Jahre, 
der Rejjort-Dinifter diefe Verlängerung verweigern werde, ebenfo begründet wie 
bie, daß er fie gewähren werde. 

Anlangend die zweite Vorausfetsung, daß die der Kommune Berlin für ihre 
Zuftimmung zur Verlängerung des Wafjermonopol® gemachten Anerbietungen 
wirkliche Vortheile für die Stadt enthalten; fo kommt bei derfelben die Fräge im 
— — ob die Waſſerwerke überhaupt in Berlin Ausſicht auf Rentabilität 
haben 
Die Beantwortung dieſer Frage würde ungemein vereinfacht, wenn Berlin 
in der Lage der engliſchen Städte wäre, und einen ſolchen Grad von Selbſtbe⸗ 
ſtimmung beſäße, daß nur durch Geſetze und nicht durch Verordnungen und Der: 
fügungen in feine Verwaltung eingegriffen werben könnte. Da dem aber nicht fo 
ift, jo wird jede Antwort auf die obige Frage unwiderlegbaren Ausftellungen un 
terworfen fein, indem Niemand fagen kann, inwieweit durch Berfügungen und 
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Berorbnungen von nichtftädtifchen Behörden die bei der Antwort zum Gruude ge- 
(egten Vorausſetzungen alterirt werben. 

Die Gefchichte aber berechtigt zu dem Schluffe, daß die Berliner Waſſer— 
werte nicht rentiren werden, wenn fie fich felbft überlajjen bleiben und weber 
auf direftem noch auf indiveftem Wege ihrer Ausbreitung zum Privatgebraud) 
Vorſchub geleiftet wird. 

Es ift eine Thatfahe, daß Paris und Yondon im allgemeinen ſchlechtes 
Trintwafler haben, und es ift eine Thatfache, daß Berlin im allgemeinen gutes 
Trinlwaſſer in ausreichender Menge hat, daß Berlin überhaupt im allgemeinen 
. genügend mit Wafjer verfehen ift. Nach diefen beiven Seiten hin liegt alfo keine 

Nörh gung vor, zu Berlin Wafjerleitungen in die Häufer zu führen, während bies 
für Paris und London zugegeben werden muß. Es ift aber eine Thatſache, daß 
zu Paris bis zum Jahre 1853 von den 35000 Häufern der Stabt nur 6000 
mit MWafferleitung verfehen waren, obwohl dort ſchon feit lange Wafjerwerfe be- 
ftehen. Es ift ferner eine Thatfache, daß zu London im Jahre 1850 noch 30000 

äufer ohne Wafferleitung waren, obwohl auch in diefer Stabt ſchon feit Lange 

afiertverfe beftanden. Wenn nun der Mangel an gutem Trinkwaſſer weder in 
Baris noch in London bahin führen fonnte, daß alle Häuſer fich zu ihrem Pri- 
vatgebrauche mit Waiferleitungen verfaben, wie follten in Berlin die Hausbefiger 
dazu fommen, Wafferleitungen in ihre Häufer zu nehmen, da fie genügenbes gutes 
Trinkwaſſer durch ihre Brummen beziehen? Und nur durch die Betheiligung ber 
Hauseigenthümer an den Berliner Wafferwerfen kann deren Rentabilität gejichert 
werben, wenn ambers nicht der manche Unklarheiten enthaltende Vertrag vom 
14. Dezember 1852 eine Auslegung erfährt, welde die Stadt nöthigt, den Waſ—⸗ 
ferwerfen zinsbar zu werben, 

In Paris haben fich in der neueren Zeit unter der napoleoniſchen Herrichaft 
die Dinge geändert; für die Neubauten ift die Aufnahme von Wafferleitungen 
vorgefchrieben. Wird man in Berlin dieſem napoleonifhen Vorbilde folgen? 
Wer kann das willen. Wenn dies aber eintreten follte, dann allerdings wäre bie 
Rentabilität der Waſſerwerke gefichert, und die Stabt wäre in ber Yage, durch 
ihre Einwohner an die Waſſerwerle eine Waſſerſteuer zahlen zu müffen, damit fie 
durch ihre Stadtkaffe einen Heinen Theil derfelben zurüd empfinge. 

Während auf diefe Weiſe zunächſt aus den Neubauten den Wafjerwerfen eine 
Rente gefichert werben könnte, Liegt die Möglichkeit vor, denfelben auch aus ven 
alten Häufern eine Rente zuzuführen. 

Ein großer Tell der Berliner Häufer hat Hausrinnen, durch welche bas 
unreine Waffer in die Straßenrinnen geführt werden, biefe Rinnen ziehen ſich 
durch die Hausflure, durch Keller, felbft durch bewohnte Stellen. Die Ausbün- 
ftungen derſelben find, fehr widerwärtig, und man fann von den mit ſolcher Rinne 
verfehenen Häufern fagen, was ein engliicher Schriftfteller von den Londoner Hän- 
—8 ſagt: „the latter — the inhabited house — reared over at, as a 

ell-glass over the beak of a retort, receiving and sucking up incessantly 
the unspeakable abomination of its volatile contents.*) Diefe Uebelftände 
der Hausrinnen jind unbeftreitbar vermehrt durch die men eingerichteten Kleinen 
Sentgeuben an den Anfangspunkten derjelben. ine Einrichtung, von ber wir 


*) Anmerk,, d. b.: Letzteres — das bewohnte Haus — erhebt ſich darüber wie bie Olas- 
lode über die Mündung einer Retorte, unaufhörlich auffangend und aufnehmend ben unnenn- 
* Greuel ihres flüchtigen Juhalts. 
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beiläufig gefagt, das Verbild in London finden, die aber in biefer Stabt längft 
ale berberblich erfannt und zum großen Theile verlaffen ift. 

Eine Befeitigung der Uebelftände aus der Hausrinne mit ihren Heinen Sen: 
geuben ift gar nicht anders möglich als Dadurch, daß man fliefendes Waffer durch 
fie hindurchgehen läßt, und zwar in einem beſtändigen Strome. Loudon kann zur 
Reinigung feines verpefteten Temſebettes nicht anders angehalten werden, als 
durch eine befontere, biefen Gegenftand ausdrücklich bezeichnende Parlamentsafte; 
bie dem 1848 errichteten Board of health beigelegten Rechte reichen Hierzu nicht 
aus. Wird aber Berlin nicht durch eine einfache Polizei-Verordnung dazu ver- 
pflichtet werben Tönnen: entweder jene Hausrinnen ſammt den in der Neuzeit erit 
angeorbneten Heinen Senfgruben zu befeitigen oder — fliehendes Waffer in ben- 
felben zu unterhalten? Diefe Frage dürfte nur zu bejahen fein. Und durch eine 
jolche Verordnung wird eine fehr große Zahl der Häufer Berlins der Waffer- 
leitung zinsbar gemacht. 

Die Baupofizei-Drbuung für die Stadt Berlin vont 21. April 1853 fegt 
im $. 86. in Uebereinſtimmung mit früheren Beftimmungen feft: „Iedes mit 
„einem Wohnhauſe bebaute Grundſtück muß am geeigneter Stell: einen Brunnen. 
„von mindeftens 3 Fuß lichter Weite mit einer durchſchnittlichen Waffertiefe von 
„10 Fuß erhalten. Bei ſtarler Bebauung eines Grundſtücks, namentlich bei Er 
„Lichtung von Fabrik- und Speichergebäuden, ift nach Bedürfniß die Anlegung 
„mehrerer Brunnen anzuorbnen. Im gleicher Weife müfjen vorhandene Brunnen 
„erhalten werden.” — Dieſen augenfällig mit alleiniger Rückſicht auf Feuersgefahr 
aufgeitellten Paragraphen hebt eine Verfügung des Königl. Polizei-Bräfidiums vom 
4, August 1856 unter der Bedingung auf, daß ftatt der Brunnen Wafferleitung 
in genügendem Umfange aufgenommen werde. Man muß eingeftehen, daß durch 
dieje Verfügung ven Wünſchen mancher Hauseigenthümer in ſehr anerfennens: 
werther Weiſe entgegengefommen ift, man-darf aber auch aus fpäter zu entwiceln- 
den Gründen bezweifeln, ob diefe Maßregel bei der Kurzfichtigkeit mancher Grund: 
eigenthümer eine für das Geſammte heilfame war. Gewiß iſt, daß alle die Hän- 
fer, welche um ben Preis der Wafferleitung ſich ihrer Brunnen entledigen ober 
fih die Anlageloften der Brunnen erfparen, den Wafferwerten zinsbar werden 
und ihre Rentabilität fichern helfen. i 

Dan fieht aus diefem allen, daß bie Rentabilität der Wafferleitung volfftän- 
big gejichert werden kann durch entfprechente Verordnungen und Verfügungen 
während fie ohne folche auf Grund der Erfahrungen in anderen großen. Städten 
mit Recht in Zweifel gezogen werden muß. Ä 

Diejenigen, welche die Rentabilität der Waflerwerfe für eine ausgemachte 
Sade halten, führen an: es werde mit der Zeit fein Dienftbote zu haben fein in 
den Häufern, die nicht Wafjerleitung hätten. Die Hinfälligkeit einer jolchen Be- 
hauptung ergiebt fi aus dem Hinblid auf London, auf Paris und jelbjt auf 
Hamburg. In legterer Stadt haben bie Häuſer in der neueren Zeit zwar fait 
alle Wafferleitung erhalten, aber in denen, in welchen mehrere Familien wohnen, 
befinden fih, nach dem Zeugniffe von Hamburger Bürgern, bie Woſſerſtöcke unten 
zu ebener Erde, und von bier aus müſſen die Dienjiboten pas Waſſer in die ver- 
— Stockwerke befördern. Und dennoch mangeln weder in London, noch in 

aris, noch in Hamburg Dienſtboten. Man kann aber noch auf einen anderen 
Vorgang hinweiſen, der ſich unter den Augen der Berliner zugetragen hat, und 
das Illuforifche ſolcher Befürchtungen, wie die angeführte, darthut. In ſehr vie— 
(en * Berlins befanden ſich früher in den Küchen ſogenannte Goßſteine, 
durch welche die unreinen Waſſer aus den verſchiedenen Stockwerlen abgeführt 
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wurden. Die vielen Uebelſtände, welche dieſelben durch die Nachläſſigleit ber 
Dienftboten herbeiführte, die vielen Reibungen, in welche durch diefelben die Haus: 
wirthe mit den Miethern verflochten wurden, ließen die Befeitigung diefer Goß— 
fteine ein Bedürfniß erfcheinen. Auch da fagte man: es würden feine Dienftboten 
zu haben fein für die Häufer, aus denen die Goßfteine entfernt, ober in bie fie 
nicht eingeführt würden. Die Goffteine find entfernt und wenig neue Häufer 
fegen bergleihen an und doch fehlt es nicht an Dienjtboten. 
Ebenfowenig wie die Abneigung der Dienftboten, in Häufer ohne Waffer- 
feitung zu ziehen — auf die Rentabilität der Wafferwerfe wirken wird, ebenfo- 
wenig ift anzunebinen, daß die Einführung von Wafferleitungen, mithin bie Ren- 
tabilität der Waſſerwerke dadurch gefteigert werben wird, daß bie Hausväter durch 
Aufnahme von Wajferleitung in ihre Dekan einen Dienftboten zu erſparen 





hoffen follten. Man kann vielmehr mit Sicherheit annehmen, daß bie Fa— 


milie, welche bisher zwei Dienftboten hielt, ohne Wafferleitung in ihrer Wohnung 
zu haben, biefelben auch ferner behalten wird, felbft wenn Wafjerleitung eingeführt 
worden. Wobei noch zu berüdfichtigen, daß die Einführung der Wafjerleitungen 
in bie einzelnen Wohnungen nothwendig eine Steigerung. der Miethen zur Folge 
haben muß, welche wenigitens einen Theil der Erjparnig am Lohn ber Dienft- 
boten ebenfowohl, wie an der von dem Dlaubuche für die Wafferleitungen fo fehr 
bervorgehobenen Erſparniß am Vrennmateriale, zu verfchlingen droht. Auch der 
Hinweis auf die Gasanftalten ſtützt die Annahme von der Rentabilität. der Waſſer⸗ 
werfe nicht. Jene geben das beffere Licht wohlfeiler; dieſe das ſchlechtere 
Waſſer theurer. 

Es ift daher mt Sicherheit anzunehmen, daß, auch ohne Rückſicht auf bie 
pofitiven Nachtheile, mit welchen eine Wafferleitung in Berlin bie Aufer und 
Stodwerfe der Häufer bedroht, nur da die Aufnahme derſelben ftattfinben wird, 
wo gewerbliche oder andere Anlagen dies wünſchenswerth machen, fofern nicht 
durch Verfügungen und BVerorbnungen direft oder indireft darauf hingewirkt wir, 
daß biefe Aufnahme in die Häufer erfolge. 

Bleibt fomit die Rentabilität ver Wafferwerke durch ihren Gebrauch ſeitens ber 
Privaten, und auf dieſe ſcheinen fie zunächſt angewieſen, mindeſtens zweifelhaft, 
fo muß man fragen: ob denn nicht noch eine andere Quelle der Rentabilität für 
die Wafferverfe vorhanden fei? Diefe Frage fann bejaht werben, je nad) ber 
Auffaffung und Auslegung des Vertrages vom 12. Dezember 1852, — Während 
die Kommune als ſolche bei der in Berlin vorhandenen rl Maffe von 
Waffer und befonders von Triufwaffer mit der Abgabe von Waſſer feitens ber 
Waflerwerke an Private ſchlechthin gar nichts zu "affen bat, dieſelbe vielme 
als eine reine Privatfache den Privaten felten überlaffen ann, befindet fie fich in 
Bezug auf die Unterhaltung von fließendem Waffer in den Rinnſteinen nicht in 
derfelben Lage. Diefe, als eine Sache des allgemeinen Intereſſes, muß füglich 
von der Kommune aus ihren Gefammtmitteln, das heißt durch die Stabtlaffe be- 
fchafft werden. Es kann nun feinen, als wenn ber Vertrag vom 14. Dezember 
41852 ven Unternehmern der Wafferwerle die Pflicht auferlege, das für den df- 
fentlichen Gebrauch erforderliche Waffer unentgeltlich der Stadt zu liefern, wo— 
durch dann, einfach zu reden, das Pferd hinter den Karren gefpannt worden wäre, 
da unzweifelhaft die Kommune als Ganzes zu leiften hat, was ver Kommune als 
Ganzem zu Gute kommt. Inzwifchen farm man zweifelhaft werben, ob der Ver- 
trag vom 14. Dezember 1852 das Gefagte wirklich wolle, ob er nicht vielmehr 
eine ganz entgegengefegte Deutung zulafje, wenn er auch bisher nur in ber ange- 
führten Weife gedeutet worden. Es ift nämlich nirgends in dem DVertrage vom 
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14. Dezember 1852 ausgefprochen, daß die Wafjerwerfe das Waſſer der Stabt 
zu ben in Rede ſtehenden Zwecken umentgeltlich zu liefern haben; es ift vielmehr 
nur davon bie Rede, ba fie das Waller zu jenen Zweden umentgeltlih zuzu— 
führen haben. Zwijchen zuführen und liefern könnte aber leicht ein Unter: 
ſchied gefunden werden, und es würbe nichts Fremdartiges haben, wenn der Stadt 
durch eine Verordnung oder Berfügung aufgegeben würde, den Waſſerwerken für 
bie Lieferung des unentgeltlih zugeführten Waſſers eine angemeſſene Zah— 
lung zu leiſten. 

Daß hierdurch die Rentabilität ver Wafferwerfe gefichert fein würde, unter— 
liegt um fo weniger einem Zweifel, als nach $. 13. des Vertrages vom 14. De- 
zember 1852 den Unternehmern der Waſſerwerke die Feſtſtellung ihrer Preife fo 
lange unbefchräntt überlajjen bleibt, al® die Werke nicht einen Neinertrag von 
mehr als 15 pCt. abwerfen. 

Hieraus ergiebt fih nun von felber, daß die der Stadt für ihre Zuſtimmung 
zur Verlängerung bes Wafjermonopol® gemachten Anerbietungen auf Theilnahme 
an dem Reinertrage der Stabtlaffe direkt ehr theuer zu fteben Kommen können; 
teurer, als wenn die Waferwerfe fi in den Händen der Stadt befänden; und 
daß es daher nicht gerathen erjcheinen könne, die Verlängerung eines folchen be 
benflichen Zuftandes auf fernere 25 Jahre zu befürworten, daß vielmehr die Stadt 
verfuchen müſſe, die Waſſerwerke in einer entſprechenden Weife in ihr Eigenthum 
übergehen zu lajjen, und zwar je eher je bejier. 

Wird aber die Rentabilität der Wafferwerfe nicht durch direkten Druck auf 
bie Kommunalkaſſe gefichert, jo füllt fie entweder weg und. mit ihr der Nuten, 
welcher der Gefammtheit aus den Wafjerwerken entjtehen kann, oder fie wird 
erzielt durch einen die Privaten ausfchlieflich treffenden Drud, welcher um fo 
ftärfer fein muß, wenn durch denfelben zugleich die Mittel befchafft werden folfen, 
welche das öffentliche Bedürfniß in Anfpruch nimmt. Die Stadt würde mithin 
durch die Zahlungen ihrer Einwohner an die Wafferwerfe für das Wafjer zum 
Privatgebrauche jehr erhebliche Aufwendungen machen müfjen, um in ihre Kaffe 
einen jehr Heinen Theil davon zurüdfliegen zu fehen. Das Herbe dieſes Ver— 
Hältnijjes wird auch nicht gemildert durch den Hinweis auf das angebliche Analoge 
ber mit dem Staate über die Bebauung der Ruͤdersdorfer Kalfberge eingegangenen 
Societät. Die angenommene Analogie ift überdies durchweg zu beftreiten. Durch 
jene Sozietät ift fein Monopol gegründet, wie die Wafferwerfe e8 haben, und 
die Behauptung, daß bie Waſſerwerke fein Monopol befühen, indem es Jever- 
mann geftattet ſei, Wafferleitungen — nämlich ohne Benutung der öffentlichen 
Waſſer und Straßen, alfo auf feinem eigenen Xerritorio aus feinem Brunnen 
für fih und allenfalls feinen Miether — anzulegen, grenzt ſtark an's Native. 
Jene Sozietät zieht ihre Einnahmen nicht blos von den Einwohnern Berlins; 
die Wafjerwerfe find lediglich auf Berliner, wie dieſe, fobald dag Waiferleitungs- 
waſſer durch Mangel an anderem ein Bedürfniß geworden ift, auf jeme anger 
wiefen. Als Lebensbebürfnig wird man endlich Kalffteine ſchwerlich mit bem 
Waffer auf gleiche Linie ftellen wollen; fo daß fein anderer Vergleichungspunkt 
zwijchen beiden Verhältniffen gefunden werden fann, als ber, daf in beiden 
Fällen nur von dem Einen ber Betrieb beforgt umd won dem Andern nur ein 
Theil des Gewinmes entgegengenommen wird. 

Drüdt man in beftimmten Zahlen aus, was die Stadt in ihre Kaffe erhält 
von dem was bie Stadt durch ihre Bewohner aufbringt, jo ergiebt fich, daß bei 
einer Dividende von 3 pCt. von den Bewohnern aufgebracht fein müfjen — aus: 
ſchließlich deſſen, was für den Betrieb und für die Inftandhaltung der Werte 
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erforberlich ift — 100 Thlr., damit die Stabt erhalte 3 Thr.; — bei einer Di- 
vidende von 4'/, p&t. 100 Thlr., um 5 Thlr. in die Stabtlaffe zu führen, und 
bei einer Divitende von 10 p&t. und mehr: 100 Thlr. zur Erzielung von 10 Thlr. 
für die Stabtfaffe. 

Es mag zugegeben werben, daß biefe Einnahmen der Stabtlaffe aus ben 
Prozenten der Dividenden ganz erhebliche feien; werben fie der Stadt zu Gute 
fommen? Man kann dies bezweifeln. 

Die Anerbietungen, welche der Stadt gemacht worben find für ihre Zuftim- 
mung zu der Verlängerung des Wajjermonopoles, find an weitere Bedingungen 
aefnüpft. Die Stadt foll nicht freie Dispofition haben über die Beträge aus 
ihrem Dividendenantheil, fie ſoll verpflichtet fein, diefe Beträge zur Amortifation 
der Altien von den Wafjerwerfen zu verwenden; es ift ihr zwar überlaffen, wäh- 
vend ver erjten 25 Jahre des Monopoles die Beträge aus ihren Dividenben- 
antheilen entweder in Aktien dev Wafjerwerfe, oder in anderer zinsbarer Weife 
anzulegen, fie foll aber nah Berlauf der erften 25 Jahre jährlih "4, jemer 
AUntheile auf den Ankauf von Aktien verwenden. Nach Berlauf von 50 Jahren 
endlich joll e8 der Stabt zuftehen, die Werke für einen dann aufzuftellenden Tax— 
wertb zu übernehmen, wobei den Aftieninhabern die Verpflichtung auferlegt iſt, 
fih pro rata des Nominalwerthes ihrer Aktien mit dem Erlöfe zu begnügen. 

Auf diefe Weife meinen diejenigen, welche die Behauptung vertheidigen, daß 
die, der Stadt gemachten Anerbietungen günſtige feien, daß die beabfichtigte Ab- 
inderung der Beftimmungen des Vertrages vom 14. Dezember 1852 zwijchen 
der Stadt und den Wafjerwerken eine societas leonina herſtelle, in welcher ber 
Stadt der Röwenantheil zufalle: feinerlei Gefahr und nur Gewinn — wer- 
den Die Wafferwerfe ohne Kapitalaufwendungen mit der Zeit in die Hänbe und 
das Eigenthum der Stabt übergeben. 

Keine Amortifation eines Gefelffchaftsvermögens Tann erfolgen ohne Gefahr 
für den zur Amortifirung Verpflichteten ander® als unter zwei DBebingungen: 
1) die Meöglichkeit des Ankaufes der Aktien unter, höchſtens zum Nennwerthe; 
2) das Recht, durch Auslofung die Inhaber der Aktien zu zwingen, dieſelben, 
felbft wenn fie einen höheren Cours haben, zum Nennwerthe berzugeben. Unter 
dieſen Borausfegungen kann der Amortifivende im fchlimmften Falle zu keinem 
ungänftigeren Nefultate fommen, als daß er die Anlage für ven Koftenpreis 
an fi bringt. Ob dies mun ein Weg ift, von dem man fagen kann, er babe 
die Anlage ohne Kapitalaufwenbungen in die Hände ded Amortifirenden geführt? 
dies fann dem Urtheile der Xefer überlajjen bleiben, und dies um fo mehr, als 
in dem vorliegenden Falle die zum Amortifiven verpflichtete Stadt allein aus ihren 
Mitteln, durch ihre Bewohner, alltäglicher Weife fogar auch durch ihre Gemeinde- 
faffe, die zur Amortifation erforderlichen Summen aufbringen muß, und zwar 
gegen eine erhebliche Einfaffirungs - Zantieme von beziehungsweife 90, 95 unb 
97 pCt. der Einzahlungen. 

So günftig liegen aber die Sachen nicht. Im dem Gefellfchaftsvertrage ber 
Unternehmer der Waſſerwerke findet fich Feine Beftimmung, durch welche bie 
Altionaire gezwungen find, fich einer Auslofung zu unterwerfen, und bas 
eingeholte Urtheil eined angefehenen englifchen Nechtsverftändigen geht dahin, daß 
jetst, nachträglih, durch einen Majoritätsbefchluß, den Aftionatren die Verpflich 
tung: fich auslofen zu laffen, nicht octroyirt werben könne. Es bleibt daher der 
Stadt Berlin nur der eine Weg, ihrer Verpflichtung zum Amortifiren nachzu- 
fommen: der Anlauf der Altien aus freier Hand, und nah 50 Jahren 
die Uebernahme zum ertbe. Bei dieſem Anfaufe wird fie zahlen müffen, 
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mas bie Altionairxe verlangen. Werben dieſe die Aktien unter dem Nennwerthe 
hergeben? Gewiß werben fie das, fo lange die Werke ſich nicht verzinfen — aber 
«benjo Lange erhaͤlt die Stadt auch feinen Dividendenantheil, mit welchen fie 
amortifiren lönnte durch Ankauf von Aktien. Zahlen aber die Wafferwerte Zinfen, 
jo wird in dem Maafe, in welchem die Zinshöhe fteigt, fich auch der Nominal- 
werth, der Preis ber Aktien erhöhen und kann bei 10 pCt. Dividende Leicht das 
Doppelte des Nennwerthes betragen, zumal ber Engländer, durch feine Stocks 
an niedrige Zinfen gewöhnt, höher fich verzinfende Papiere ſchwer wergeben wird. 
Wie es nun ein gutes Gefchäft genannt werben kann, wenn die Stadt mit dem 
Rechte auf 3 pCt., 5 pCt. oder 10 pCt. von dem Neingewinne die Pflicht über- 
fümmt, mit biefen Dividendenantheilen Aktien der Waſſerwerke nicht blos 3 pCt., 
nicht bloß 5 pCt., nicht blos 10 pCt. Über dem Nennwerthe, fondern möglicher 
Weiſe jelbft über 100 pCt. über dem Nennwerthe zu kaufen — das dürfte von 
Unbefangenen fchwerlich zu begreifen fein. 

Die Anhänger der Derlängerung des Monopoles fcheinen außerdem an ein 
Berhältnig nicht gedacht zu haben, was nahe Liegt umd die Stadt, und zwar bei 
ber gegenwärtigen Berfafjung lediglich die Stadt in ihrem Sinne, pas bei 
bie Stadtkaſſe trifft, mehr trifft in dem Maaße, wie die Rentabilität der 
Wafferwerfe fteigt. Ich meine das durch unfere klimatiſchen Berhältniffe be- 
dingte Aufeifen der Rinnfteine und das Abfahren des Eifes. Es ijt bandgreiflich 
daß in dem Maaße, in welchem die Rentabilität der Waſſerwerle wächft, in dem. 
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Baukoſten, im Mittel aus Yin Berlin ausgeführten Kanalftreden, auf 4 Thlr. 21 Sgr. 
8 Pf. pro laufenden Fuß zu ftehen fommen. Es wird alfo nicht zu ‚viel gejagt 
fein, wenn man bie Koften einer Ranalifirung von ganz Berlin auf mehr als 
4 Millionen Thaler veranfchlagt. 

Diieſe Aufwendung wäre denn auch einer der Vortheile, die aus den An- 
erbietungen für die Zuftimmung der Stadt zu ber Verlängerung des Monopoles 
auf fernere 25 Jahre hervorgehen. 

Es wird nun endlich als ein Vortheil Hingejtellt, daß die Stabt nach 50 
Jahren in das dem Staat durch den Vertrag vom 14. Dezember 1852 zugeficherte 
Recht, die Waſſerwerke für den Tarwerth übernehmen zu können, eintreten jolle. 
Denen, welche glauben, daß dies ein befonderer Vortheil fei, den der Staat nur 
aus befonderen Rüdfichten der Stadt abtrete, Tann man einfach die Frage ent- 
gegen halten: Ob fie denn in der That glauben, daß dies Necht ein Vortheil für 
den Staat fei; ob fie glauben, daß der Staat von biefem Rechte, dieſem Bor- 
theile Gebrauch machen werde und ob fie annehmen, daß die beiden Häufer bes 
Landtags die hierzu erforderlichen Geldmittel bewilligen werben, ba es boch un- 
zweifelhaft ift, daß dasjenige, was dadurch erworben werben foll, von ganz lofalem 
Intereffe für Berlin, keinesweges aber von allgemeinem Interefje für den Staat 
it? Die Beantwortung diefer Frage muß füglich den Vertheidigern jener Anficht 
überlaffen bleiben. j 

Hiernach kann man als feititehend anfehen: 

1) er ſich felbft überlaffenen Wafferwerke haben feine Ausficht auf Ren: 
tabilität. 
2) Die Rentabilität der Waſſerwerke kann nur hervorgerufen werben burch 
einen von außen auf die Kommune Berlin gelibter Drud. 
3) Diefer Drud kann treffen die Stadt entweder diveft, durch Nöthigung der 
Stadtkafje felber, oder indireft durch Nöthigung der einzelnen Einwohner; 
oder enblich gleichzeitig im beiden Streifen. 

Durch die Verpflichtung zur Amortifation der Aktien von den Waffer- 
werfen, durch die Pflicht, die Straßen und die Straßenrinnen eisfrei zu 
erhalten, werden mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrfcheinlichkeit die 
etwaigen ber Stadtkaſſe zufließenden Dividendenantheile verjchlungen wer: 
den, felbft wenn die Stadt nicht genöthigt wurde, Abzugsfanäle zu bauen. 

5) Der von den Wafferwerken zu erwartende und zu verlangenbe allgemeine 
Nuten fällt ganz weg, wenn und fo lange biefelben feinen Reinertrag 
eben. 

Muh man demnach die von der Direktion der Wafferwerke gemachten An- 
erbietungen nicht allein für feinen Vortheil, für kein Gefchent, fondern eher noch 
für ein Danaergefchent anfehen, fo kann man fich dennoch darüber nicht wundern. 
Denn mit welchen Rechte will man von den Waſſerwerken die Gewährung reeller 
Bortheile für die Stadt Berlin verlangen oder auch nur erwarten für ein Nichts, 
und ein Nichts ift die Zuftimmung der Stadt Berlin zu der Verlängerung des 
Monopoles der Waſſerwerke denn doch nach der eigenen Anficht der Verfechter 
biefer Zuftimmung, da die Berlängerung ja jeden Falles von dem Neffort- Miniſter 
ohne Ruͤckſicht auf. dieſelbe nicht allein gewährt werben kann, fondern auch ge— 
währt werden wird. Oper hat die bloße Zuftimmung der Stabt Berlin zur 
Verlängerung des Monopoles der Wafferwerfe einen Werth, eine Bedeutung? 
Auf diefe jehr delifate Frage einzugehen, ift bier weber Ort noch Zeit. Die Zeit 
wird fie am gehörigen Orte beantworten. Läugnen aber läßt fich nicht, daß dieſer 
Zuftimmung ein moralifher Werth, eine moralifche Bedeutung beigelegt werden 
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kant, und daß die Stabt unbewußt durch fie Verpflichtungen zu übernehmen Ge- 
fahr läuft, deren Erfüllung ihr feiner Zeit fehr bedenklich erfcheinen und fehr 
fchwer fallen dürfte. 

Für eine Verweigerung der Zuftimmung zu der Verlängerung des Monopoles 
ber Berliner Wafjerwerke, welche jedoch eine beſtimmte Erklärung gegen biefelbe 
vermeidet, laſſen fich alle die Einwendungen anführen, welche gegen die Argumente 
ber Bertheidiger ber Verlängerung angeführt find, außerdem aber noch: 

daß ein beftimmtes Ausjprechen bebenflich fei, da man die Zukunft nicht 
wiſſen, ber Refjort-Minifter aber doch nach feiner Anficht die Sache 
entjcheiden könne. 

Es läßt fich Hiergegen Pofitives nicht fagen. Es muß Jedem überlaffen 
bleiben, ob er es angemefjen findet, ir Angelegenheiten einer von ihm vertretenen 
Kommune ein feinen Intereffen vielleicht zufagendes und entfprechendes Schaufel: 
foftem zu befolgen und die Geftalt eines Deltropfens anzunehmen, ber bei allen 
Strömungen oben auf bleibt. 

Für die Anficht endlich, daß es angemefjen jei, bei dent Reſſort-Miniſter 
ein motivirtes Gutachten - gegen jede Verlängerung der Kongzeffion einzureichen, 
um bie Werfe felber möglichſt bald in die Hände der Stadt übergehen zu laſſen — 
iſt nicht allein anzuführen, was in dem Vorhergehenden den Vertheidigern ber 
Berlängerung des Monopoles entgegengehalten ift, jondern 

1) daß der Vertrag vom 14. Dezember 1852 manches Bedenkliche für bie 
Intereffen der Stadt habe; 

2) daß aus ven Wafferwerfen nach Lage der Saucen erhebliche Gefahren für 
die Imterefien der Stadt, die allgemeinen fowohl als bie privaten, zu 
beforgen jelen, und 

3) daß e8 den allein von der Stabt zu vertretenden allgemeinen Interejjen 

weit entfprechender fei, wenn das Monopol je bald als möglich aufhöre 
und bie Stadt in den Befik der Waſſerwerke fomme. 

Ad 1. Der Vertrag vom 14. Dezember 1852 ſcheint diejenige Seite ber 
Wirkfamfeit der Waflerwerfe, durch welche neben ver Annehmiichteit auch das 
phufifche Wohl der Bewohner Berlins zu befördern war, wenig oder gar nicht 
berüdfichtigt zu haben. Es ift oben ausgefprochen worden, daß das einzig wirt 
fame Mittel gegen die üblen Wirkungen ver Rinnfteine dies ſei: beſtändig flie- 
hendes Waſſer in benfelben zu unterhalten. Dies ift keine Theorie, fondern eine 
Erfahrung, eine Erfahrung, nicht allein in andern Städten gefammelt, ſondern 
in Berlin felber tagtäglich vor Augen liegend an ven Ninnfteinen, im welche 
Dampfmajchinenwaffer ihren Abzug nehmen. Dennody enthält der Vertrag vom 
14. Dezember 1852 hierüber nicht allein feine pofitive Anordnung, ſondern ber 
$. 12. ſcheint geradezu von einer folchen Forderung am die Waſſerwerle zu ab» 
ftrahiven. Es ift in diefem $, von ven Wafferftöcen „zum Gebrauch für bie 
Befprengung der Straßen und Reinigung der Straßengerinne” die Rebe, und 
es wirb in demſelben bejtimmt: „varüber, wie viel Waſſer die einzelnen Waffer- 
„ſtöcke zu dieſem Zweck zu liefern haben, entfcheidet der Staats Kommifjariug; 
„berjelbe wird es indeſſen für eine Pflicht der Loyalität erachten, bie nöthigen 
„Anmweifungen zu erlaffen, damit das Waſſer nicht unnüg verwendet und ber 
„Verbrauch möglichft auf Die den Unternehmern paſſenden Tageszeiten vertheilt 
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Man lann billiger Weife gegen diefe Vertragsbeftimmung Nichts einwenden, 
da einmal der Hauptmißgriff gemacht und ben Unternehmern die Pflicht auferlegt 
war: das zum Öffentlichen Gebrauche erforderliche Wafler unentgeltlich zu liefern. 
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Diefer erſte Mißgriff fcheint feinen Grumd darin zu Haben, daß bie Unternehmer 
micht bebachten, im einem anderen Orte zu fein als im London, wo ber Waffer: 
handel fo einträglich ift, daß das Parlament 1852 feinen Anftand nahm, ven 
unter den Drude der Konkurrenz ftehenden Wafferleitungen im Interejfe des Pubfi- 
tums die Verpflichtung aufzuerlegen, innerhalb 7 Iahren das bisherige Shitem 
der mit Unterbrechungen erfolgenden Wafferabgabe dahin zu ändern, daß fie be 
ftändig Waſſer lieferte Man fcheint geglaubt zu haben, daß dasjenige, was in 
London trog Konkurrenz einträglich ift, in Berlin ohne Konkurrenz einen 
überreichlichen Getwinn abwerfen würde, von dem man wohl einen Theil der öffent- 
fihen Wohle zum Opfer bringen könne. Man hat fich getäufcht. Aus biefem 
Grundirrthume der Unternehmer der Berliner Waſſerwerle und dem darauf bafir- 
ten Vertrage folgt nun, daß Berlin entweder dasjenige entbehren muß, was von 
den Waſſerwerken für das allgemeine Wohl geleiftet werben konnte; oder baf 
darnach getrachtet werden muß, durch urfprünglich nicht beabfichtigte Deutungen 
des Vertrages der Stadt die zur Erlangung biefes Guten erforberlichen 
anfzuerlegen, ohne ihr die Vortheile gewähren zu fünnen, welche ihr erwachſen 
konnten, wenn die Wafjerwerfe von ihr ausgeführt waren; oder daß man auf dem 
Berwaltungswege, und zwar vorausfichtlich zu anderweiten großen Schaden bes 
Gemeinweſens, die Privaten zu einer folchen Betheiligung an den Wafjerwerfen 
brängt, daß dieſe in den Stand gefett werben, ihrer Verpflichtung gegen das all⸗ 
gemeine Wohl nachzufommen ; oder endlich daß man unter Abfchneibung jeglicher 
Hoffnung auf eine Verlängerung des Monopols dahin wirkt, daß die Waſſerwerke 
gegen eine billige Abfindung der Unternehmer in das Eigenthum ber Stadt über: 
geben. 

Derfelbe Irrthum, welcher die Unternehmer der Berliner Wafjerwerfe zu 
der Nebernahme ımentgeltlicher Lieferung von Waſſer zu öffentlichen Zwecken be- 
ſtimmt zu haben fcheint, kann auch amgefehen werden als bie Veranlaſſung 
sur Uebernahme dev Verpflichtung bei einem Reinertrage von mehr als 10 pCt. 
pro anno die Hälfte des überſchießenden Mehrertrages zur Herſtellung eines 
Kloalenſyſtenies zu verwenden ($. 14.), hierbei würde den Unternehmern aber nicht 
alfein eine Unkenntniß der Berliner Verhältniffe, ſondern felbft eine Unkenntniß 
oder Nichtbeachtung der Londoner Verhältniſſe zur Laft fallen. Im Jahre 1852 
war man ſchon in London nicht mehr zweifelhaft über die Unzweckmäßigleit ber 
nach dem bisherigen Syſteme angelegten Kloalen (sewers). Es fonnte daher mit 
als ihre Pflicht angefehen werden, auf die Uebelftände aufmerffam zu machen, 
mit welchen die Kloalen London und die Themfe bebroheten. Nichts deſto weniger 
haben fie fih im $. 9. das Recht ertheilen laſſen, aus den Häufern reines und 
unreines (?!) Waſſer in die beftehenden Abzugsfanäle zu führen, und nur durch 
eine glückliche Faſſung des Vertrags ift ihnen das im $. 9. eigentlich zugeftanbene 
Recht auch Exkremente in diefe Kanäle zn führen, abgefchnitten. 

Ob nad den neueften Londoner Erfahrungen, nach den Erfahrungen aller 
heißen Sommer und befonders des Sommers von 1857 hier am Orte, die En 
fehr worberrfchende Neigung zur Anlage von Abzugstanälen noch vorhanden 
kann nicht beftimmt werben. Unzweifelhaft aber ift es, daß wenn es auf bie eine 
oder die andere Weife gelänge, die Wafferwerke rentabel zu machen, durch den 
$, 14. der Bau der Kloafen auf Koften ver Bewohner, das heift ber Stabt, 
Berlins gefichert wäre, 

Wajferleitungen und Abzugstanäle haben duch ihr Zufanmenwirfen überall 
Zuftände herbeigeführt, wie fie London jet beffagt. Der Hinweis auf junge ber- 
artige Anlagen ift für das Gegentheil wicht entfcheidend. Bei allen älteren 
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Anlagen, bis zu Rom hinauf, ift daffelbe Verhängniß eingetreten. In Paris lieh 
man fich durch die überreichen Waſſer der Ourcq 1780 zu der Hoffnung verlei- 
ten, daß man ben &gout amelat ohne Gefahr für die Gegend in die Seine leiten 
fönne. Kaum 50 Jahre fpäter (1826) hatte es fich gezeigt, daß man im einem 
ftarfen Irrthum befangen gewefen war. In London hat man, nachdem die Waffer- 
feitungen einen größeren Auffhmwung genommen hatten, die water closets einge 
führt und mit der alfgemeineren Einführung biefer mußten bie früheren Verord— 
nungen, welche bie Einführung von Kanalmaſſen in die Siele (die Sewers, Ab- 
zugsfanäle, Kloaken) verboten und aufgehoben werben. Und faum 50 Jahre fpüter, 
Ihen im Jahre 1852, waren die Klagen über die Siele fehr groß, und jett hat 
das Parlament fich genöthigt gefehen, ihre Wirkungen anf die Themfe vor fein 
Forum zu ziehen. Wird man in Berlin glücklicher fein, wenn ſich in alfen Häu— 
fern Wafferleitungen, Water clofets und Stichlanäle zu den Straßenfielen finden? 
Es ift zu bezweifeln. 

Es giebt gewiſſe Verhältniffe, mit denen man nicht ohme die alfergrößeite 
Vorſicht in Berührung fommen darf, wenn man nicht in den Strudel ihres Zau- 
berfreifes hineingezogen fein, wenn man nicht ftatt des gereichten feinen Fingers 
feine ganze Hand ergriffen fehen will. Wie fehr auch die Vorliebe fir Sielanlagen 
noch verbreitet fein mag, wie fehr auch Hartwich durch die neuen großen Parifer 
Abzugstanäle fih hat hinreißen laſſen zur Bewunderung und zu tem Wunfche, 
daß Berlin, wo irgend feine Terrainverhältniffe es geitatten, mit folchen Bauwer— 
fen verfehen werde; die Gefchichte, beweifet unwiderleglich, daß alle bis jet be- 
folgten Syfteme bei der Anlage von Sielen nicht im Stande geweſen find, dieſe 
Anſtalten zweckentſprechend herzuſtellen. Die. erzeugten Uebel waren meiſt ſchlim— 
mer wie die, welche durch ſie befeitigt werden ſollten. Selbſt das neuere in Eng— 
fand angenommene Shftem der Rühren entſpricht nicht allen Anforderungen, welche 
an Abzugsfanäle geftellt werben müfjen, und iſt ohne Mobififation für Berlin 
fchlechthin nicht anwendbar. Nur in Verbindung mit Saugwerten und von Des— 
infeftion nach dem Vorgange von Wickſteed zu Yeicefter, ift etwas zu erwarten, 
weil hierdurch die Nothwendigkeit vermieden wird, ven Inhalt der Abzugsfanäle 
in die Flüffe zu leiten. Denn fo lange dieſe Nothwendigkeit nicht beſeitigt Mt, 
bleiben bie Keime zu großen Unbequemlichteiten und Gefahren, da felbft davon 
fein bfeibender Nuten zu erwarten ift, daß man, wie jett in Paris, die Kanäle 
unterhalb der Stabt in ven Fluß münden läßt. Was heute noch unterhalb der 
Stabt ift, wird in wenigen Jahren innerhalb der Stabt fein. 

Dennoch wird bei dem Fortbeftehen des Vertrages vom 14. Dezember 1852 
bie Anlage vor neuen Abzugstanälen nothwendig für Berlin, wenn bie Waſſer⸗ 
werfe ven von ihnen zu erwartenden Nuten für das Allgemeine gewähren Ben 
Für den Inhalt der Rinnfteine, wie er jetst ift, und wie er fein wird, wenn In 
demſelben ſich beftändig fliefendes Waffer bewegt, fan der gegenwärtige Stand 
ber Abzugsfanäfe im Allgemeinen ausreichend erachtet werben. Die —— 
von Water cloſets und die Ableitung von dem Inhalte derſelben in die Ramäle, 
macht fie ohne Widerrede unzureichend. bie 

Daß aber die Herftellung des richtigen Verhältniſſes zwijchen dem Be 
Stabt zu erwarten und zu leiſten Hat für die Befriedigung eines allgemeinen e 
dürfniſſes nur durch die Befeitigung des Vertrages vom 14. Dezember 1852 und 
— das Monopol für die Wafferwerfe erreicht werden kann, iſt ſchon nach: 
gerieten. i L, : 

Der Vertrag vom 14. Dezember 1852 belaftet den Staate-Kommiljarius mit 
der Sorge für die angemefjene Verwendung des Waffers und für bie angemeſſene 
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Anlage und Berwenbung von Abzugsfanälen. Niemand wird fo unbillig fein von 
dem Staats Kommiſſarius zu verlangen, daß er feine Entfcheidungen auf Grund 
eigener Anfchauungen und auf Grund eigener Sachkenntniß treffen fol, denn 
Niemand kann verlangen, daß berfelbe feinen vielfachen anderweiten Obliegenbeiten 
ben Abbruch thun, welcher nothwendig ein fpezielles Eingehen in dieſe Verhält— 
niffe erheifchen würde. Es ift derſelbe demnach darauf angewiefen, durch andere 
Augen zu fehen. Deshalb giebt ver $. 24. ihm einen technifchen Beiſtand, bie: 
fer Beiſtand wird aber nah dem $. 24. von ben Unternehmern der Wajfer- 
werfe bejoldet, mithin ein Beamter der Waſſerwerke. Es dürfte aber ein in 
Preußen nicht eben . jehr gebräuchliches Verfahren fein, einen Beamten von 
einer zu beauffichtigenden Anlage mit Sig und Stimme ber beauffichtigenden In- 
ftanz als technifchen Beiſtand zuzugefellen. Dies ungewöhnliche Verhältnig kann 
aber für die Interefien der Stadt bebenklich werden, wenn in berfelben Perſon 
dieſes technifchen Beiſtandes diejenige vereinigt ift, welcher eine, wenn auch nicht 
entjcheidenbe, doch gewichtige Stimme bei der Verwendung von Waſſer der Wafler: 
werfe zu öffentlichen Zweden, ald zum Sprengen der Straßen, zur Reinigung ber 
Straßenrinnen und zur Belämpfung von Feuersgefahr zuſteht. 

Daß eine Abinderung eines ſolchen Verhältniſſes, einer ſolchen Kombination 
wünjchenswerth fei, wird nicht geläuguet werden wollen, daß fie aber nur möglich 
it mit Abänderung des Vertrages vom 14. Dezember 1852, Tiegt auf ber Hand. 
Inwiefern aber eine ſolche Abänderung zuläffig fei, das fteht dahin und ebenbes- 
halb kann eine Verlängerung dieſes Zuftandes durch Verlängerung des Monopole 
nicht twünfchenswerth erachtet werben. 

Der gewichtigjte Grund gegen bie Verlängerung des Monopols der Waffer: 
werfe ijt aber der, daß aus ben Wajferwerten nach Lage der Sachen erhebliche Ge- 
fahren für die Interefjen der Stadt, der allgemeinen fowohl ald der privaten, zu 
beforgen find. 

Es ift angeführt, daß im Jahre 1850 zu London no 30000 Häufer, alfo 
etwa "40 der vorhandenen, ohne Wafferleitung waren und daß zu Paris im Jahre 
1853 von den vorhandenen 35000 Häufern nur 6000, alfo Y, eine Waſſerleitung 
bejagen. Woher fommt dieſer große Unterfchied in der Betheiligung bei Waffer- 
leitungen, da doch das Beduͤrfniß nach gutem Trinkwaſſer in beiden Städten vor- 
handen it? die Art, wie die Häufer in beiden Städten gebaut und bewohnt find, 
* wenn nicht der alleinige, doch der gewichtigſte Grund dieſer Verſchiedenheit 
ein. 

Was in Londen Kegel ift, ift in Paris Ausnahme, daß nämlich jede Familie 
ihr eigenes Haus hat. Werner ift es befannt, daß während in Paris durchfchnitt- 
(ih 34 Einwohner auf ein Haus fommen, die mittlere Zahl der Hausbewohner 
in London nur 7,50 beträgt und fich feit etwa anderthalb hundert ven wenig 
verändert hat, inbem fie ‚zu Karl II. Zeiten (1685) ſich auf 5,50 belief. Es 
lann num nicht geläugnet werben, daß, wenn mit den in bie Häufer geführten 
Waſſerleitungen unachtſam umgegangen wird, die Gefahr nahe liegt, durch Ver— 
ſchütten von Waffer, durch Offenlaffen der Zuleitungsröhren, durch ſchlechte Ueber⸗ 
wahung der Durchgängigkeit von den Ableitungsröhren Feuchtigkeit in bie Ge- 
bäute zu bringen und fo Gelegenheit zu geben zum Faulen ber Dielen und Bal- 
lenbugſe und zur Entftehung von Schwamm und Mauerfraß. Diefen Uebel 
fauın nur begeguet werden Durch eine ſtrenge Kontrolle der Hausbewohner bezie- 
hungsweife deren Dienjtboten. In London hat nach dem Angegebenen der Haus- 
befiger in der Regel nur eine Familie von wenigen Köpfen, und zwar feine eigene 
und feine eigenen Dienjtboten zu überwachen. In Paris ſoll er mehrere Familien 
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mit ihren verſchiedenen Dienftleuten unter Kontrolfe Halten: Dies ift augen« 
fällig nicht durchführbar, wenigjtens nicht in dem Grade durchführbar, daß da— 
durch das Haus gegen Schaben gefichert fein follte, und es würde daher in Ba- 
ris der Hausbefiger leicht erjt durch den entftandenen Schaben von ben vorgefal- 
lenen Unregelmäßigfeiten in der Behandlung ber Wafjerleitung Kunde erhalten. 
Dazu kommt, daß im Allgemeinen da, wo ber Hauseigenthümer barauf angewie- 
fen ift, Miether aufzunehmen, er auch von denjelben in gewiſſer Weife abhängig 
ift und genöthigt fein kann, gegen einen fonft guten und prompten Miethszahler 
Rücfichten zu nehmen, auch wenn er weiß, daß die Kontrolle vefjelben über feine 
Dienftlente nicht feinen Wünfchen entſpricht. Diefen Uebelftänden und den un: 
vermeidlichen durch die Wafjerleitung berbeigeführten Stellungen entgeht der Haus- 
befiger am ficherften und zugleich am einfachiten, wenn er feine Wafjerleitung in 
fein Haus nimmt. 

Es können daher diefe Umftände als die Urfachen angejehen werden, wes⸗ 
halb in Paris verhältnigmäßig weit weniger Häufer fich bei der Wafferleitung 
betheiligt haben wie in London. Im Hamburg haben wenigftens nach den Mit: 
theilungen bortiger Hausbeſitzer diefe Rüdfichten dahin geführt, daß in dem flarf 
bewohnten Häufern bie Wajjerleitung nicht in die verfchievenen Stodwerte ges 
führt wirb, jondern daß nur zu ebener Erde ein fogenannter Waſſerſtock angelegt 
ift, aus welchem die Bewohner ihr Waſſer entnehmen können. 

Im Zufammenhange mit den Bewohnungsverhältniſſen der Häuſer ſteht 
die Bauart der Häuſer und ihre Einrichtung. In London liegt der Raum, in 
welchem am meiſten Waſſer zum Gebrauch kommt, die Küche, in dem Unterftod. 
Es iſt dies ausführbar, weil nur eine Familie im Haufe wohnt. Dazu kommt, 
daß die Küchen in London, in welche fich alle im 85* vorhandenen Wafferab- 
feitungsröhren münden, mit den Straßenfanälen in Verbindung ftehen. In Paris 
ift dies nicht der Fall und fann nicht durchgeführt werden aus fich von felber 
ergebenten Gründen. Hieraus folgt aber, daß während in London die Quelle 
etwaigen Derberbens für das Haus nur eine und noch dazu im Unterftode gele: 
gene ift, in Paris fo viele Quellen des Uebels vorhanden find, als es Küchen 
geben muß für die verfchiedenen Familien, und daß diefe Quellen der Gefahr in 
den Häufern zerftreuf liegen. | 

Daß dieſe Verhältniffe ebenfalls dazu beitragen müfjen die Hausbefiker in 
Paris zur Aufnahme von Wafjerleitung weniger geneigt zu machen als in Lon- 
don, liegt auf der Hand, : 

Nun ift es notoriſch, daß die Bauart der Häufer in Berlin und die Be- 
wohnungsverhältniffe derjelben denen von Paris näher ftehen, als denen von Ron» 
don. Nah meinen auf Grund amtlicher Angaben angeftellten Berechnungen kom» 
men in Berlin auf jedes Haus durchjchnittlich nahe bei 47 Einwohner und es 
gehört zu den Ausnahmen, daß eine Familie ein Haus alfein bewehnt. Bean 
fann demnach annehmen, daß durchſchnittlich in jedem Haufe zu Berlin 6 Fami- 
lien wohnen. Diejem entfprechend Liegen die Küchen in Berlin nur in feltenen 
Fälfen im Untergefhoffe, und wo fie in vemfelben liegen, fehlen ihnen die Ver— 
bindungen mit Straßenfanälen. Es find alfo vie Verhältnifje in Berlin noch 
ungünftiger wie in Paris, und man wird billigerweife in Erwägung der ange» 
führten Gründe ‚die Berliner Hauseigenthiimer wegen ‚ihrer Abneigung gegen bie 
Aufnahme von Waflerfeitung in die verfchiedenen Stodwerfe nicht mehr tabeln 
tönnen. Dan muß vielmehr zugeben, daß durch eine irgendwie bewirkte Einfüh— 
rung ber Waiferleitungen in die einzelnen Häufer ber: bauliche, fo wie ber ge- 
fundheitögemäße Zuſtand derfelben wefentlich gefährdet werden würde, und danach 
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lann bei bem Wortbeitehen des Vertrages vom 12. Dezember 1852 von ven Waf- 
jerwerfen laum bie Erfüllung ihrer Berbindlichkeiten für das Allgemeine erwartet 
und verlangt werden, wenn ihnen nicht Gelegenheit bereitet wird, fich an ben 
Privaten für ihre Leiftungen für öffentliche Intereſſe zu erholen. 

Wichtiger noch als diefer den Privaten zumächit drohende Nachtheil ift der 
Schaden, welchen die ausgiebige Benugung der Waflerwerle zum Gebrauche ber 
Privaten herbeizuführen im Stande if. Daß Berlin im Ganzen mit gutem 
Trinkwaſſer austömmlich, ja reichlich verfehen ift, ward ſchon angeführt und ift 
überbies befannt. Es zieht Berlin dies gute Trinkwaſſer aus feinen Brunnen. 
Diefe haben feinen anderen Abflug als den, welcher durch ven Gebrauch bepingt 
wird... Hört diefer Gebrauch auf, wird verfelbe auch nur bejchränft, jo werden 
bie Brummen ähnlich den jtehenden Waffern mit geringem AZutritte von frifder 
Luft; woraus einfach folgt, dak dann das Waſſer in ihnen verdirbt. Dies ift 
feine Thefe, es tft eine Thatſache. Dan kann nun nicht zweifeln, daß, wenn in 
einem Haufe einmal Wafferleitung vorhanden ift, vie Inbolenz der Bewohner die 
Brunnen vernachläffigen wird, bis die zunehmende Verfchlechterung feines Waf- 
jerd fie ganz von feiner Benutzung abwendet. Es läßt ſich baber mit einem 
hohen Grabe von Wahrfcheinlichkeit annehmen, daß Berlin in demfelben Grade, 
in welchem die Benukung der Waſſerwerke zum Hausgebrauch zunimmt, fein 
gutes Trinkwaſſer verlieren werde, jo daß eine Zeit fommen wird, in welcher 
gutes Trinfwafjer nur den Wohlbabenden und Reichen, nicht aber den Unbemit- 
telten und Armen, für deren Wohl ſich doch das angeführte Waubuch über bie 
Wafferwerfe fo zärtlich beforat zeigt, zugänglich fein wird, Diefe Wirkung der 
Waſſerwerke ift ein Schave für Perlin von ſolchem Umfange, daß er allein fchon 
in maaßgebender Stelle jeden Gedanken an die Verlängerung eines Zuftandes 
befeitigen dürfte, durch welchen ein ſolcher Schaden angerichtet werden muß, wenn 
die vertragsmäßig fir das Allgemeine übernommenen Verpflichtungen erfüllt 
werden follen. 

Es läßt ſich nun freilich die Behauptung anfftellen, dieſer Schade fei das 
durch abzuwenden, daß die Hausbefiger täglich ihre Brummen abpumpen laffen. 
Eine ſolche Behanptung ift leicht aufgeftellt, zeigt aber von vollſtändiger Unfennt- 
niß mit der überwiegenden Mehrzahl der Berliner Hausbefizer. Soviel Reidh- 
thum in Berlin auch aufgehäuft fein mag, fo ift Berlin im Ganzen doch eine 
arme Stadt und die meiften Hausbefiger find nicht in ber Lage, ſich einen Haus— 
tnecht halten zu fünnen, um jenes Abpumpen zu verrichten. Sie find auch nicht 
in der Lage es felbft thun zu können, da fie ihrem VBroderwerbe nachgehen müſ— 
fen. Sollen fie aber einen Menfchen annehmen, der ihnen täglich während eini- 
ger Stunden ihren Hausbrunnen abpumpt, jo wird ihnen indireft die aufgenom— 
mene Wafferleitung um ein Erhebliches vertheuert, da fte nothwendiger Weife 
dasjenige, was fie einem foldhen Menſchen zahlen müfjen, dem hinzurechnen müf- 
fen, was fie direft an die Waſſerwerke zu zahlen haben. 

Ein Einwand ift noch übrig, der auf dem erften Augenblid etwas Blenden— 
des bat, bei näherer Beleuchtung aber im fich zerfällt. Man kann nämlich fagen, 
mit wenigen Ausnahmen fei dad Berliner Brumnenwaffer fein Quellwaffer, fon: 
dern nur ein Filtrat der Spree; hieraus folge denn, daß das Waſſer in ben 
Brunnen feinedweges ftagnire, fondern in beftändiger Bewegung fei. Die Thefe, 
daß das Berliner Brunnenwafler in der Mehrzahl der Fälle ein Filtrat der 
Spree fei, ift richtig, die Folgerung aber nicht ‚oder nur in fehr befchränftem 
Diaafe. Sie widerjpricht den bhproftatifchen Geſetzen. Es ift richtig, daß In 
fommunizivenden Gefähen die darin enthaltenen Flüffigfeiten fich ins Gleichgewicht 
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zu ſetzen fireben. Die Gefchroimbigfeit aber, mit welcher dies Gleichgewicht her- 
geftelft wird, hängt ab von der Länge des DVerkindungsrohres und von dem Wi- 
berftande, den die Slüffigkeit auf ihrem Wege zu überwinden hat. Iſt das Rohr 
fang und der Wiberftand in vemfelben groß, fo kann e8 fommen, daß Nivenu- 
ihwanfungen in bem einen der fommumnizirenden Gefäße, in dem anderen gar 
nicht bemerkbar werben, weil, ehe noch die Wirkungen ver einen bis zu diefem 
anderen Gefäße gelangen können, eine im entgegengefeßten Sinne eintretenbe 
—— in dem erſten Gefäße eintritt und rückwärts eine Gegenwirkung 
ausüht. f man nun au die Spree und die Berliner Brunnen als kommts 
nizivenbe Gefäße anfehen, ‘jo wirb man doch immer zugeben müffen, daß das 
Berbindungs-Rohr, das zwifchenliegende Erdreich, ein Rohr ift voller Widerftand. 
Diefer Widerftand ift aber fo groß, daß man bier von feinem liefen, fondern 
nur von einem Durhfidern, von einer Rapillarattraction reden fann. Hier 
aus folgt, daß, wenn auch Die der Spree zunächft liegenden Brunnen leichter 
von den Schwankungen des Spreeftandes affizirt werden, der Einfluß des Flufs 
ſes anf den Wafferftand in ben Brunnen in dem Grade geringer wird, in wel 
chem die Brunnen von ben Ufern des Fluſſes entfernt liegen. Daher werden 
alfe von dem Spreebette entfernt Fiegenden Brunnen von dem Stande ber Spree 
nur dann affizirt, wenn biefer jehr erhebliche und fehr lange andauernde 
Beränderungen nach ber einen oder der anderen Richtung erführt. Ja felbft jehr 
erhebliche Steigungen und Strebungen des Wafferftandes in der Spree bleiben 
ohne allen fichtbaren Einfluß auf die entfernteren Brunnen, wenn fie nur lurze 
Zeit dauern, die Meinen gehen ſpurlos an den Brunnen worüber, weil ihre Wir: 
Fungen fich einander aufheben, ‚ehe fie noch zu den Brummen gelangen. Es iſt 
eine durch Beobachtungen feſtgeſtellte Thatſache, daß bei fteigendem Waffer im 
Fluffe der Wafferftand in den Brunnen Hinter jenem des Fluſſes zurüc bleibt; 
wogegen bei fallendem Waſſer im Fluffe der Wafferftand in den Brunnen ſich 
noch einige Zeit über dem Niveau bes Flußwaſſers erhält. Beides iſt Wirkung 
der Rupilfaranziehung, welche die Erbtheile auf das Wajjer ausüben. 

Es ift befannt, daß während des Winters von 1851 auf 1852 und in dem 
Frühjahre 1852 der Wafferftand der Spree ein andauernd hoher war, obgleich 
nicht jo bo, wie man ihn in früheren Jahren beobachtet hatte. Gegen Ende 
piefer Monate lang anhaltenden Hochwaſſers wurde Waller in Kellern beobachtet, 
die. weit entfernter von der Spree lagen, als Straßen, die diesmal ticht über 
fehwemmt waren, in früheren Jahren aber unter Waffer geftanden hatten, wä 
rend. jene Keller troden geblieben waren. Dies ift eine Thatfache, welche unzwei- 
felhaft das vorhin entwickelte bejtätigt, bie obige Folgerung aber widerlegt. Die 
weit höheren Hochwaſſer früherer Jahre hatten ihre Wirkungen nicht bi in jene 
von der Spree entfernteren Stabttheile erſtrecken können, obwohl fie pie nahe 
belegenen Straßen überfiutheten, weil ihre nur Wochen lang währende Dauer dem 
Waſſer nicht Zeit Tief, bis dorthin durchzuſickern. Das Hochwaſſer von 1801 
bis tief in das Frühjahr 1852 hinein hatte Zeit gehabt, feine Waſſer durch alf- 
mähliges Durchfidern bis in wie entfernteren Stapttheile zu jenden, obwohl es 
nicht Hoch genng war, bie angrenzenven Straßen zu überſchwemmen. 

In der Mehrzahl der Jahre unterliegt aber die Spree nicht jo erheblichen, 
noch weniger aber fo lang andauernden Veränderungen ihres Wafjerftandes, und 
daher find dm Allgemeinen die entfernteren Brummen ven Wirkungen biefer Ver— 
önberumngen entzogen. Und nur in dem Maaße als aus dem Brummen gejchöpft 
wird, ſickert durch ben Seitendrud non der Spree in den geleerten Raum das 
Waſſer nad. Wenn dies nicht der Hergang wäre, went der Uebergang bes 
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Spreewaffers in die Brunnen leichter und fo leicht wäre, weitere Folgerung vor- 
ausſetzt, fo würde ed überhaupt nicht möglich fein, einen Brunnen zu erfchöpfen. 
Es ift dies aber möglich. 

Es muß daher jene Folgerung aus einer richtigen Thatfache, fo blendend 
fie auch für den erjten Augenblid ijt, als im Allgemeinen unbegründet zurückge 
wiefen werben. Mit ihr zugleich fällt aber auch die Annahme, daß das ganze mit 
dem Spreewafjer in Verbindung ftehende fubterrene Wafjer in einer beftändigen 
Bewegung — etwa Strom abwärts? — fei. Auch wird diefe Annahme durch 
feine Thatjache unterftügt, indem man noch niemals gefunden bat, daß Reſte aus 
einem mehr ftromaufwärts gelegenen Brunnen in einen mehr ſtromabwärts lie- 
genden übergeführt worden wären; was jeden Falles hätte gefchehen müffen, wenn 
eine folche fubterrene Wafferbewegung mit dem Strome ftattfände. Dagegen 
fpricht gegen diefe Annahme noch die befannte Thatfache, daß zwei zufammen- 
fließende Flüſſe noch lange nach ihrem Zufammenfluffe an ver verfchiedenen Farbe 
ihres Waſſers erkennbar find. Wenn aber zwei durch Nichts getrennte Waffer- 
maſſen nicht fo auf einander wirken fönnen, daß die eine bie andere mit fich fort- 
führt und mit fi mifcht, wie follen die Waſſer eines Fluſſes das durch Kappil- 
loranziehung von der Erde Feſtgehaltene in Bewegung fegen und mit fich fort- 
führen fünnen ? 

Hiernach ift die Behauptung, daß die Bewegung des Waffers im Flußbette 
der Spree, fein Steigen und Ballen für gewöhnlich, von irgend welchem erhebli- 
hen Einfluß auf die Brunnen fei, fo lange abzumweifen, bis nicht triftigere Gründe 
dafür beigebracht oder beweifenne Thatfachen feitgeftellt find. Dies um fo mehr, 
ald der allenfallfige Einfluß ven dem Sinken und Steigen der Spree auf bie 
Brunnen zu überwinden haben würde die große Wirkung der katalytiſchen 
Kraft, welche in Zerſetzung übergehende organische Stoffe auszuüben vermögen. 
Das Vorhandenfein organiſcher Stoffe in unferen Brunnen muß fhon um deshalb 
zugegeben werben, weil faft alie unfere Brunnenröhren aus folchen beftehen. 

Daher würde bis auf Weiteres der Sag: daß nur der Gebrauch das Waffer 
unferer Brunnen trinfbar erhält, der verringerte Gebrauh aber die Güte des 
Waffers gefährdet — auch dann noch fejtzuhalten fein, wenn für denfelben nicht 
unbeftreitbare Thatfachen vorliegen. Dies aber führt auf die oben ausgeführte 
Befürchtung, als auf eine nicht zurückzuweiſende zurüd, und rechtfertigt volllommen 
ben aus berjelben für die baldige Befeitigung des Waffermonopols gezogenen Schluß. 

Daß die Brunnen Berlins ra un Gefahren ausgefett find, ift nicht 
zu läugnen. Gasleitungen und Abzugsfanäle fpielen hierbei feine unbedeutende 
Rolle. Bei der Diffufionskraft des Waſſers für Gasarten kann es nicht befrem- 
den, baß das unter dem Drude von mehreren Atmosphären ftehende Leuchtgas 
in den Gasröhren, wenn biefe ſchadhaft oder undicht find, fich in die Brunnen 
einfchleicht und das Wafjer verunreinigt. Es kann auch nicht bejtritten werben, 
daß von den Gafen, welche fih in den Sielen bilden, Aehnliches zu befürchten 
it, weil man bis jest noch nicht gasdicht bauen kann. Dieſe Verhältniffe folften 
aber bifligerweife dahin führen, auf Schugmittel für unfere Brunnen zur Er- 
haltung ihres auten Zrinfwafjers zu denken, nicht aber dahin, daß man neue 
Gefahren für die Brunnen heraufbeſchwört, wie es durch eine Verallgemeinerung 
des Waſſerleitungewaſſers für den Hausgebrauch unzweifelhaft geſchehen würde. 

Es muß auffallend erjcheinen, daß, während man die Gefahren für bie 
Brunnen aus den Gasleitungen, aus den Sielanlagen und aus der Waiferleitung 
überjah, man immer fein Augenmerk auf einen Gegenftand lenkte, der weit weni- 
ger gefahrbrobend für die Brunnen ift. Ich meine bie Abtritte und Senfgruben. 
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Bon dieſen iſt mr Gefahr für bie Brunnen zw beforgen, wenn fie in all 
Nähe bei den Brunnen liegen, ſonſt nicht. Diefe Befauptenn wird geftät pm 
beftimmte und unbeftrittene Erfahrungen. Auf ben Lande liegen bie Brunnen 
oft nicht fern von den Miftgräben, ohne daß man immer nachtheilige Einwirkun⸗ 
gen von dieſer Lage auf das Brunnenwaſſer bemerkte. Ja noch mehr; in Eng- 
fand hat man bie beftimmte Erfahrung gemacht, daß das mit Fäfal: Maffen ge: 
jhwängerte Waffer, welches auf die mit Drainröhren verfehenen Felder geleitet 
warb, aus biefen Drainröhren fo Mar und rein zu Tage trat, baf man e8 o = 
Weiteres trinken konnte. Die Erde iſt ein Filtrum, welches fo viele die Zerſetzung 
hindernde und gefährliche Stoffe zerſetzende Theile enthält, daß, wenn nur die 
ſchädlichen Gaſe befeitigt, oder ihnen freier Abzug gewährt iſt, von den unreinen 
Wafjern und dem anderen Inhalte der Abtritte und GSenfgruben feine nenneng- 
werthen Gefahren für die Brunnen zu befürchten find. 
Anders verhält es fih mit ber natürlichen Beichaffenheit der Erdboden und 
mit den etwa durch Auficüttungen in denfelben hineingebrachten Stoffen. Auf 
(etstere verwendet man im Ganzen viel zu geringe VBorficht. In Bezug auf die 
erſteren gereicht e8 Berlin nicht zur Ehre, daß es feine geognoftifche Karte befitst 
von dem Boden, auf welchem es ſteht, obwohl es bekannt iſt, baß derſelbe große 
Verſchiedenheiten darbietet. Es iſt dies ein Vorwurf, welcher diejenigen treffen 
muß, die die Anlage und Unterhaftung der öffentlichen Brunnen unter ihrer Auf- 
fiht Haben, da es gar nicht Schwierig erachtet werben kann, jowohl beim Graben 
der neuen Brunnen, ald auch bei dem Ausbeffern ver vorhandenen, fich über die 
Natur und Mächtigfeit der. durchtauften Ervfchichten Kunde und Gewißheit zu 
affen. 
— Die Gründe für die Behauptung ad 3, daß es den allein von ber Stabt 
zu vertretenden allgemeinen Interejien weit entſprechender fei, wern das Monopol 
ber Wafjerwerfe fo bald als möglich aufhöre und bie Stadt in den Befik der- 
felben lomme, laſſen fi in der Kürze dahin zufammenfaffen: die Kommune bat 
nur für dasjenige zu forgen, was im allgemeinen Interefje von Wafferwerfen zu 
verlangen tft, das heißt: 1) für Befeitigung des Mangels vom Waſſer im Allge: 
meinen, und im Beſonderen von Waſſer zum Trinken oder zur Vefriedigung des 
Bepürfniffed bei Feuersgefahr, und 2) zur. Unterhaltung von beftändig fließenden 
Waſſer in den Straßenrinnen, fo bald und fo weit diefelben durch ihre Ausdün— 
ftungen allgemein gefährlich zu werben drohen. Der erſtere Fall liegt in Berlin 
nicht vor; daher befchränft ſich die Verpflichtung der Stadtgemeinde Berlin ledig⸗ 
lich auf die Beſchaffung des fließenden Waſſers in den Rinnſteinen. Zu Erfül- 
(ung dieſer Verpflichtung Tann und muß bie Kommune Berlin durch ein Gefet 
angehalten werden. Die hierzu erforderlichen Mittel find nöthinen Falls durch 
eine Waſſerſteuer aufzubringen, deren Betrag nicht höher zu ſein braucht, als die 
Dedung ber Betriebsloſten und die Verzinſung des Anlagekapitals mit 5 pCt. 
es gebietet. Diefe Steuer fann und wird in dem Grade ermäßigt werben, 
als durch die Betheiligung von Privaten an den Waſſerwerlen ver Ertrag er 
denſelben fteigt. Durch die Verpflichtung der Stadt zur Leiftung Des für — * 
öffentliche Wohl Erforderlichen und durch die derſelben gewährten Dedung ke 
der Waſſerſteuer fällt jeder Grund weg, direlt oder indirekt auf Einrichtungen 
hinzumirfen, durch welche ein Nachtheil der Kommune herbeigeführt werden ee 
Es werben daher durch den Uebergang der Wafferwerke in den Beſitz ber ch 
ſowohl die ſomatiſchen als auch die pefuntären Intereffen ber Einwohner —* 
gewahrt, als durch das Verbleiben dieſer Werke in den Händen bes — 22 
da letzteres, um jeinen Verpflichtungen für das öffentliche Wohl nachkom 
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können, lediglich auf die Eingänge von Privaten. angewiejen,. nebenbei aber durch 

ben. Vertrag vom 14. Dezember 1852 berechtigt iſt, bie Bat % hoch zu ftellen, 
dag 15 pEt. Reingewinn erzielt werden können. Die Wofferwerfe werben daher 

in ben Händen der Stadt, bei geringerem: Drucke auf die Einwohner: das 
allgemeine Intereſſe befriedigen, ohne Schaden für bie. Gefammtheit und für 
Einzelne; in den Händen des Monopoles nur bei ftärferem Drude auf bie 
Einwohner dem allgemeinen Interefje gerecht werben können und zwar mit 
Schaden für die Geſammtheit und die Einzelnen. 

Was zu wählen, wofür fich zu entfcheiden, darüber kann die Antwort nicht 
jchwer fein. 

Klar ift aber, daß bei Verlängerung bes Monopoles, fofern die nachgewie- 
jenen wefentlihen Nachtheile aus den Wafjerwerfen vermieden werben follen, 
weder die Monopoliften noch die Stadt dasjenige von benfelben erhalten werten, 
worauf gerechnet warb, und was gehofft werten mußte. Mur eine Einigung 
zwijchen ver Stadt und den Monopoliften, durch welche die Wafjerwerfe in bie 
Hände der Kommune übergehen, kann für beide Theile von Nuten fein. Mit 
Rückſicht darauf, daß die Wafjerwerfe nah englifhem Miufter und ohne bie 
nöthige Rüdficht auf die Iofalen und Himatifchen Verhältniffe Berlins angelegt 
find, daher bei ihrer ferneren Benutzung vorausfichtlich vielfachen Veränderungen 
werben unterworfen werben müſſen, kann die Abfindbungsfumme, für welche bie 
Werke in das Eigenthum der Stadt übergehen follen, nicht zu hoch ‚gegriffen 
werden, und ein Drittel der bisher auf diejelben verwendeten Baufoften muß als 
das Höchſte erſcheinen, was von der Stadt zu fordern und zu gewähren iſt. Auf 
eine jolche Vereinbarung zwiſchen der Stadt und den Waſſerwerlen kann bei ber 

efetzlich beftehenden und jehr bebingten Selbftbeftinnmungsfähigfeit ber Stabt ohne 
Schwierigteit bingewirft werden. Die Stabt wird geneigt fein, auf ein folches Ab- 
tommen einzugehen, um nicht einer ihr ungünftigen Interpellation und Deklaration bes 
$. 12. ausgeſetzt und unterworfen zu werden; die Unternehmer der Waſſerwerke 
werben ebenfalls geneigt fein, auf ein folches Ablommen einzugehen, um nicht 
dem ohne anderweite Nachhülfe unfehlbar fich ergebenden Ausbleiben eines Rein— 
Ertrages ausgeſetzt zu bleiben. 

Nun mögen die geſetzlich verordneten Vertreter der Stadtgemeinde Berlin 
beſchließen, mögen ſie ſich aber nicht beirren laſſen, durch irgendwelche außer der 
Sache liegende Furcht und Beſorgniß, ſondern lediglich im Auge haben das 
wahre Wohl der Stadt. Möge ihr Beſchluß ein ſolcher werden, daß ſie dafür 
von den kommenden Geſchlechtern Dank und nicht bitteren Tadel erndten. Wie 
aber auch der Beſchluß der Vertreter Berlins ausfallen möge, ich darf mit den 
Worten ſchließen: dixi et animam meam salvavi. 

Berlin, im Auguft 1858. 





Il. 
Statiftik. 
Nachrichten über den Kartoffelbau durch Arme zu Berlin, nebft einer Ueberſicht 
der Ergebniffe deflelben feit dem Jahre 1833, 


Der Kartoffelbau durch Arme ift ein Unternehmen der Armen-Direltion zu Berlin feit dem 
Jahre 1833, welches bisher faft jährlich die erfrenlichften Reſultate geliefert hat. Die Kommunal- 
Behörden Berlins hatten zu biefem Zwecke auch für das Jahr 1867 die Pachtung von 280 Morgen 


Aer genehmigt. Es wurben demzufolge 180 Morgen vor ber Mörblichen umb Öftfichen 

50 Morgen vor ben fübweftlihen Thoren Berlins gepachtet und, nach Abzug der fir bie = 
ſchet beftimimten Barzellen, in Parzellen zu 30 Quadratruthen in üblicher Weife an 1370 wir. 
dige und mit Kindern reich gejegnete Familien ausgegeben. 

Obdgleich die Kartoffelermbte im Jahre 1857, bezüglich der Menge und der Güte, im Alge- 
meinen beffer ausgefallen iſt, wie feit einer Reihe von Jahren, jo läßt fich doch leider nicht daſſelbe 
von der Erudte fügen, welche der Kartoffelban duch Arme für das gedachte Jahr geliefert bat; 
es ift dieſe Erudte vielmehr, mit Ausnahme der des Jahres 1854, die umergiebigfte aller bisher 
durch dies Unternehmen erzielten gewejen. Ein ſtarler Froſt in ber Nacht vom 30, zum 31. Mai 
vernichtete ſtrichweiſe faſt vollftändig bas Kraut der jungen Pflanzen und die unmittelbar barauf 
folgende Dürre verhinderte Das Wiederauflommen derſelben. In Folge deſſen verließen 145 
Theilnehmer ihre Parzellen ; biefe mußten daher für Rechnung ver Armenkafje abgeerndtet wer- 
den, wodurch ein Schaben von 281 Thle. 15 Sgr. erwachſen if. 

Die Ecubie betrug im Gaumen 11,823 Scheffel, ausſchließlich der Erndte von den 145 
verlafjenen und von 10 Aufieber- Parzellen, im Durhichuitt alſo 9 Scheffel 103, , Meten. 
Im Jahre 1866 betrug der Durchſchnittsſatz 16 Schefiel 6, Meben, alfo nahezu das Doppelte. 

Dahöhfe Exrtrag pro Parzelle war: vor den Öfttihen Thoren 17 Scheffel, vor dem 
nördlichen IB Scheffel, und dor den jübweftlichen 12 Schefiel. | 
Der niedrigfte Ertrag pro Parzelle war : vor dem öſtlichen Thoren 2 Scheffel, vor 
den nörblihen 2 Shefiel und vor den fübwenlihen 3 Schefiel. 
An Untoften des Unternehmens erwuchſen: 
a) für. Pacht 190. Morgen a 15 Ehe. » ». -.... 2850 Thlr. — Sr. — Bi. 
U En 60⏑0ü00 
b) für Saatkortoffeln (1%, Schffl. pro Parzelle) 107 Wopl. 


" = u 


19 Schefiel 8 Metzen a 12 bis 15 Thlr. pro Wispel 15442 ,», 36 „ 3 F 
e) Remuneration für die Aufſehe..402 „5. —,„ 
d) Wähterlohn -» © 2 nen 237 „ 18... — 


e) Bermeſſungsloſten a — 
f) ſonſtige Untoften bei Parzellirung und Verlooſung des 
Landes, Vertheilung der Saatlartoffeln ©. . » . ». 209 „15 „ 2 

r 
Zufammen 5673 Thlr. — Sgr. — Pi. 


50 " 15 " 


Die Einnahmen betrugen: 
a) Veiträge zu den Koflen, von 1225 Theilnehmern 
AN Üle **368 The. 22 Sgr. 6 Pi. 
b) Exids fir die Erndte der 145 verlafienen Parzellen nad, 
Abzug der Erndteloflen . - 0.» RER: 1. 0 


Zufammen 8486 Thlr. — Sur. — Pi. 


&s war mithin ein Zuſchuß erforberfich won Überhaupt 2187 Thlr. — Su. — 
ober pro Parzelle von in runder Summe). . - » 1 Thlr. 17 Sur. 11 Pi. 
Im Jahre 1856 betrug biefer Zufhuß. - » . . - re a in 
mithin find im biefem Jahre weniger zugeſchoſſen * 
lccc... 16 — 
Diefer günflige Umfand findet feine Erklärung in dem gegen das dabt 1856 Beben N. 
geringeren Preife ber Seattartoffeln und darin, daß es gelungen war einen Theil bed 
für eine bedeutend geringere Pacht zu erwerben, als feither. 


— " 
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Aus vorſtehender Ueberſicht, die dem vierunbzwanzigjüprigen Zeitraum von 1833 bis 
1856 umfaßt, ergiebt fi: 


1) 


2 


m 


3) 


4 


— 


5) 


6) 


daß man in einer wachſenden Erkenntni bes Segens vieler Einri 
Heinften Anfang (4 Morg. 73 DR.) bis zur Pachtung zu edge 52 
ſchritten it. Im Jahre 1856 war e8 ber Armen-Direltion nicht mögfich, das 8 
sort J ganze 
bewilligte Quantum von 230 Morgen zur Pachtung zu erlangen, man mußte fich 
deshalb auf 189 Morgen bejgränten. Im Jahre 1857 find wiederum 280 Morgen 
gepachtet worben. 
Es hat fih dem entſprechend bie Zahl ber Teilnehmer, welde im Jahre 1833 
13 betrug, um mehr al® das Hundertfache gefleigert, indem die Zahl ber zum Kar: 
toffelbau zugelaffenen Familien im Jahre 1855 1372 geweſen iſt. 
Da bei biefer Zulaffung vorzugsweiſe kinderreiche Familien beridfichtigt worden, fo 
wird man eher zu niedrig als zu hoch greifen, wenn man bie Kopfzahl ber zugelaf- 
jenen Familien burhihnittlih auf 6 annimmt, Es wären danach 8232 Köpfe, denen 
im Jahre 1855 durch biefe Einrichtung eins ber nothwendigſten Lebensbebürfniffe 
befchafft worden ift und zwar 
für einen Gelbaufwand, ber etwa 7 Mal geringer war, als wenn bie betreffenden 
Familien bie bemöthigten Kartoffeln Hätten faufen milffen. Denn während von ben 
Theilnehmern (bei dem zum erfien Male in biefem Jahre [1855] von 2, Thlr. auf 
27/4 Thle. für die Familie erhöhten Beitrag) 3667 Thaler eingezogen wurben, betrug 
der Werth ihrer Kartoffel-Erndte (18,874 Schefiel) nad dem Martinimittel-Marftpreis 
16,514 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. und ba als ficher anzunehmen fein bürfte, daß jenes 
Duantum ben Armen im Detail-Anlauf 50 pCt. mehr geloftet haben würbe, fo 
würden fie für ihre mit 3667 Thlr. erworbene Erndte 24,772 Thlr. 3 Sgr. 9 Pi. 
haben verausgaben müfjen. Es haben aljo gegen 1400 Familien ungefähr 21,000 Thlr. 
eripart, oder jebe Familie durchſchnittlich 15 Thaler. 
Diefer Gewinn bat freilih nur durch Anwendung ihrer Arbeitskraft gemacht werben 
lönnen. Dieje Arbeit wird indeß nur als eine Nebenthätigleit — Füllarbeit — an» 
zuſehen fein, deren wohlthätige Rüdwirkung ohnehin nicht hoch genug zu ſchätzen if. 
Gegenüber dem unter 4. dargelegten Werthe ber überdies durch Arbeit gewonnenen 
Wohlthat erſcheint bie zur Erreihung des Zweds von der Haupt-Armenkaffe gemachte 
Ausgabe verhältnißmäßig gering. Der Zufhuß berjelben betrug im Jahre 1855, 
wo er feine größte abjolnte Höhe erreichte 3,374 Thlr. 17 Sgr. 9 Pf. Relativ war 
er im biefem Jahre in Folge des erhöhten Beitrags ber Theilnehmer von 2), Thlr. 
auf 2%, Thlr. pr. Parzelle geringer als in mehreren Vorjahren, wo er die Summe 
bes Beitrag der Theilmehmer überfhritten hatte. In der ganzen Periode betrug ber 
Zufhuß ber Haupt-Mrmentaffe 24,192 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf., dagegen der ber Theil- 
nehmer 30,712 Thlr. 2 Sgr. 6Pf. Außerdem wurde von einem Verein zugeſchoſſen: 
2285 Thlr. 25 Sgr. 2 Pf. 
Der Erndte-Ertrag hat für die Parzelle fi bewegt zwiſchen 5 Scheffel 7, Mepen 
im Jahre 1834 und 31 Scheffel 4,, Meten im Jahre 1833. 

Bei dem höchſten Martini-Marktpreife, der in der ganzen Periode vorgefommen, 
den des Jahres 1854 (30 Sgr. pro Scheffel) find durchſchnittlich auf der Parzele 
14 Scheffel 11,, Meten geerndtet, fo daß die Theilnehmer mit 2. Thlr. Beitrag 
und durch ihre Arbeit ein Quantum Kartoffeln erwarben, wofür fie ohne pie befte- 
benben Einrichtungen im Detail-Antauf fiherlih 21 bis 23 Thaler hätten ausgeben 
müflen. Es ergiebt ſich hieraus daß ber Segen berfelben fi) gerade im theueren 
Jahren noch bedeutend fleigert, boransgefeßt, daß bie von den Armen bebauten Par- 
zellen nicht hinter einem mittleren Extrage zurlidhlieben, ta bies in den Jahren 185%, 

59 
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1855 unb 1856 nicht eintrat, fo ergab baher auch das Jahr 1854 bei feinem höchſten 
Martinipreife den böchften reinen Gewinn. Die Ueberſicht ergiebt, daß in ber 
24jährigen Periode nur in einem Jahre, als das Unternehmen noch in feinen Anfängen 
war, außer ber verlorenen Arbeit ein Gelbverluft eingetreten ift, in allen übrigen 
aber ein Gewinn und meift ein fehr erheblicher erzielt ift, und weiſet fle zugleich ben 
Umfang der Erſparniſſe nach, welche für bie Konfumenten herbeigeführt worben find. 
Sie betrugen in der ganzen Periode 95540 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf., bem 
ber Betrag ber Erndten war (einfchließlich des Ertrage® der durch einen Berein vom 
Jahre 1837 bis incl. 1846 vertheilten 192 Morgen 112 DQ.-R.) — 234,029 Schfit. 
14 Meten im Werthe von . . . .... . 152,781 Tl. 8Sgr. 10 Pf. 
da num als Koften des Unternehmens in Anrejnung lom⸗ 

men : durch die Theilnehmer 

galt > 2 2... 8O,7128hlr. 2Sgt. 6 Pf. 

dur den Berein . » . 2285 „ 25 „ 2, 

durch bie Hauptarmenfafie 24,192 „ 25 „ 6,„ 


in Summa 57,1% Thlr. 23Sgr. 2Pf. 
fo berechnet ſich der durch bie Gemeinfhaftlichkeit des 
Unternehmens und durch bie Arbeiten ber Betheiligten 
erzielte Gewinn, wie oben 2... . . 8,540 Thlr. 15 Sgr. 8Pf. 
Das ift blos gegen bie Martimipreife im jedem ber 24 Jahre durchſchnittlich ein Gewinn 
von 167 pCt. Es hätten alfo von den Armen ober ber Armen-Direltion zur Anfhaffung einer 
gleihen Ouantität Kartoffeln im Wege bes Ankaufs minbeftens 167 pCt. mehr als jetzt auf- 
gewendet werben müſſen. 





Etat der Stadt Kaflel für dad Jahr 1858. 


Der Etat der Stabt Kaffel für das Jahr 1858 ergiebt für bie Kämmerei + Berwaltung 
eine Einnahme von nahe 86,100 Thlrn. 
Darunter befinden ſich 
an Pachtgeldern von Gebäuden . » . 2 0. . 3289 Thlr. 
Pr n Linderin - 2» 2 0 00. MR „ 
“ „ Diefen, Weiden, Huten und 
Ok rien BE 
von Wolbimgen - - 2» oe 2 2 een en nr . DB „ 
von Baumſchulen und Baumpflangungen . » » 428 „u 
von Wein-, Branntwein-, Bierjhant- unb Herbergi- 
rungsrechten . 
von der Aufnahme von Bürgern und Beifigen . . 185 „ 
Steinpfoflrgd -» » ev» ee nenn 00. BA „ 
Gemeinde-Umlage . » » un. :1380W „ 
Abgabe vom Schladhtvieh ber og. Sehe . 
von Branntwein, Rum ꝛc. eo. U „5 
von eingeführtem Bie a“ BI 6 


von Eifig und Apfelwein. - » 0.20. 400 „ 
von einheimiſchem Biere. » «v0 0. . . DEE m 
von Wein . 2... En. 


Berbrandoftener von Weizen und Weizenmehl . «1200 „ 
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Die gefammten Ausgaben find zu 89832 Thlr. veranfchlagt. 

Darunter find bie Gehalte des fläbtifchen Dienerperfonals nebſt Wittwen - Penfionen mit 
15109 Tplr. enthalten. Das Perjonal befteht aus 1 Oberbürgermeifter, 2 Sektetairen, 1 Käm⸗ 
merer, 1 Repofitar, 1 Buchhalter, 2 Erpebienten, 4 Vegirkövorflehern, 1 Kommiffar, 1 Bau- 
meifter, 1 Bauverwalter, 1 Stabtwachtmeifter, 4 Stabtbienern, 1 Erelutonten, 1 Hausmeifter, 
1 Wafferleiter, 1 MWegewärter, 1 Steinpflafterer, 1 Brunnenwärter, 1 Waſſerbauauſſeher, 1 Uhr- 
macher, 1 Förſſer, 1 Friedhofs⸗Inſpeltor, 2 Thurmwächtern, 1 Schügenwärter, 1 Ausrufer, 
5 Feldpütern, 15 Nachtwächtern. 


Unterhaltung von Gebäuden - «2 2 2 0 20. 32330 Thlr. 
Unterhaltung ver Wafferleftungen, Brunnen ı. - » » . AT65 „ 
2 PR) Vo 2360 „ 
Unterhaltung der Wege, Brüden . » : 2 22. . 248 „ 
Unterhaltung der Walbungen - » 2 > 2 2 2 20. 130 „ 
» ber Bommihnlen m» -» > 2 222 e 20 „ 
Beiträge zur Unterhaltung bes Kirdenbienfie® . - » - -» 569 „ 
Für dem öffentlichen Unterriht - > = 22022 17827 „ 
Dahin gehört die Realſchule mit 18 Lehrern, 3 Burgerſchulen, 2 mit je 1 mit 13 eh 
ven, 1 Tochterſchule mit 18 Lehrern und Lehrerinnen, 1 Partimſchule — außer- 


dem beftehert mod greiſchulen, 1 Lathofifce Schule, 1 i8raefitifche Schule, 1 Schule für Blinde x, 
zu beten Unterhaltung gleichfalls die Stabtlaffe beiträgt. 


Für die Gejundheits-Polii - - » 2 2 202. 406 Zhlr, 
BRe Dam Bliss 1873 „ 
Straßen ⸗Beleuchtung, worunter das Leuchtgas allein 

434 „ 
Für StraßemfReimigung - - - .» - 2 2 20. 750 „ 
Beitrag zur Ortspoliei © : 2 2 2 2 2 ne. 8265 „ 
Zur Unterflügung der mn 2 2 2 20. 17288 „ 


Es Überfteigen aljo die Ausgaben bie Einnahmen. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Armen-Berwaltung find einſchließlich des Beitrags 
aus der Stabtkaffe (17288 Thlr.) auf imdgefammt 39112 Thfr. angefhlagen, wobei die Zahl 
—— gänzfich außer Stande find, ihren Lebensunterhalt zu beſchaffen, auf 230 Köpfe 

net 
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Haushalt der Stadt Goslar im Königreich Hannover. 


Die für das Jahr 1858 von dem Magiftrate und dem Bürgervorfteher-Collegio der Stabt 
Goslar fefgeftellten Haushaltspläne ber Kämmerei- und ber Straßenpflafterungs-Kaffe daſelbſt 
find durch Bekanntmachung vom 21. Dezember 1857 zur öffentlichen Kenutniß gebracht worben. 
Bir geben nachftehend beide Haushaltspläne in einer Zufammenftellung, in welcher die fpeziellen 
Einnahmen und Ausgaben, der beffern Weberficht wegen, nad) ihrer Quelle beziehungswelfe dem 
Zwede ber Berwenbung in wenige Pofltionen gruppirt find. 

Es beträgt hiernach: 











| Gegen ben Stat pro 
1857 






Etatsfak 
A. Die Einnahme: für das Jahr —- 

















Poſition. 


1) Aus Borjahren: Rüchkſtände an alten —9 
zurückgezahlte Vorſchüſſe .. 

2] Zinfen von ansgeliehenen Kapitalien: 
eftändige Gefälle, ald Erbenzinjen von Häufern 
und Thlrmen « 2» 2.» „16Thlr, 1868. 10Pf. 
von ben Mühlen „. . . „791, 13,5, 
„ „ Sittu ... der a! 

8 


3311 31 —i—— 16 
12317 6 819 | —— 


Grundzinien . . x»... 16 „ 18 
Laudemien ıc. . 43 „ 16, 
Lotterie- ‚Entihäbigungsgelber.. 1022 „ 18, 


Bon dem ftäbtifhen Grundvermögen, von 
Berechtigungen, und zwar: Mieth- und 
Bestsinien von Häufern und Thürmen, von 
Gärten, Ländereien, Wiefen, Zeichen, Schäfereien, 
Steinbrüchen, Plägen und von ber Braunholg’ihen 
Apothele — incl, ber von ben Pädhtern mit 316 
Thlr. 17 Ggr. 7 Pr. erftatteten Grundſteuer — 
jufammen . . » —X er He 106g. * 
von den Marttftellen VF „ 14 
Brauzeitengelder » - » F — 
von der — .. ..: WW, — 
Weidegeld 30 ” — 
chef von ber Mäbtifgen 


#0 ‚ 

desgl. von der ——— 
— .. 400 x — m — 
Bangegebühen . . .. 1. — 


Meierzinfen F ; ö s i . 25 x ge 





" 


lie 





14,371 ı ——|—1 27922| 3 
55 An Kommmnalfteuern, und zwar: 
ie Gewinnung bes —— 1000 Thr. -&. 
„ Einwohnerredhts 60 „ * | 
an jährlichen Bürgergeldern . . 600 „ — „ 
" Einwohnergelvern . 350 „ — u 
vom Gewerbebetriebe . . . 191 „ 12, 
119 _|_ 


nn von ben Einwohnern 2000 „ — ». 


agiftrat® » Sporteln und Gtrafgelder, 
* p. 500 Thlt. und 5 Thlr.. 








5 Etatsſo Gegen den Etat pro 

= A. Die Einnahme: für — BE. 8 
7 1858 mehr — 
Thlr _ Gg.Pr| Thr. @a.Br| Tür. Gu vſ 














J I 
— 210 23 7] 455.22) 3 










Transport 
— — Summen: 


545Thr. 90. 8Pf 

— bie Königl. Hof- u nn 
er-Wittwentaff fie 48 Me”: 6 zZ 
a — — —— — 


Verſchiedene Einnahmen . ... 








Summa 











B. Die Ausgabe: 31239 5 


11 Zinfen auf Paffiv-Rapitalien . . 
2 Renten, Steuern und Abgaben: 


Renten . * * J 
Brandtafien-Beiträge oe) „10. 
Grundfeuer von Ardern, Wie 
jen, — Gurten ꝛc. 8334, 5, 
DEREN 66 
Marktlirhen-Steur. . . . 5,10, 
Straßenpfla — Ne N I. 
firirte et A 
Rente an or. u. Civil» 
biener-Wittwentaffe . a 




























3] Magiftrats: DEHRRLLRAEN und zwar: 
Gehälter . . R . 5876Thr. 6Gr. SPi, 
Remunerationen . 20, = ,—, 
Benfionen u. Unteslgungen Br —u— 
Bilreauloften . . MI, — — 
für öffentliche Fenerung . : MW, — un —u 
für das Yitrgervorfteher-Col- 

fegium eo 5-08 yIiiet eo 30 Ms Beni! , 











5 — — —— 


Koften ber Polizei ——— und zu 
ortspolizeilichen Aweden: 
&t ält ter * ” * 525Thle.— Gyr. 
besgl. file bie Strafenwächter . : 600 „ 

desg J filr bie Thurmwãchter eo. 38 " 8 7 

—* für diee 

olge pol icher Auorduungen 114 — 
die Militair-Hauptwadhe . BL er 
für Fenerlöih- u. Reitungsgerätg: 






| 







Koften von Feuersbrünften . ...190,— 
für — ber Poligeibiener 150 „ — „ 
für Kranl a 
fir daB EIBEME N... =: 0, ns 3 me nn 


Gehälter ber Rädtifhen Forfibeamten . 204. | ubulEh en 
Prozeß⸗, Gerihts- u. —— 205 | 
Latus . 
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Eiateſatz a dro 
B. Die Ausgabe: ür das Yahrl — 
3 1858. mehr | weniger 
hir. Sa. Pl Zbr. Sg. Pr] Tür. @g.W. 
Transport . » . 12,05. 9011 31510_ 6 
Aufwand für Bauten und Reparaturen u. —E | 1 
für die Straßenpflaſterung, inkl. 400 Thlr. | | 
Gehalt des Baumeiflers . - 2 - 2 2 0 0. 8,680] —— 15%) 8 8 
BI Militair-Ausgaben — Servis. «Zulagen ra * 0-1 | ——— 
N Durchlaufende Summen; | 
Laudpacht . . 646Thr. IG9.3Pf. | | 
Beiträge für bie Königt. Sof. I 
und Givilbiener-Wittwenlafle 413 6. 4 „| 
958102] ———| 38 u- 
101 Berſchiedene Ausgaben: | | | 
für Unterhaltung ber Buchtniere — 40 Thlr. [ui || 
andere Ausgaben . . e: 0 500) | 
hie Zinn, Ta ı 0.) Ser 1% * J— — 





| 1l 31510628 9] 8 

ET ——— 
| | jas23 8 
| | | 


Summ . . . 23,014 7 


| 


Zum Aäptifhen Haushalte, obſchon mit ben pben mitgetheilten Haushalts + Plänen in 
feiner Verbindung flefenb, gehört ferner die Kaffenverwaltung ber allgemeinen Armen- 
Anftalt. 

Die gewöhnlich wiederkehrenden Einnahmen berjelben find nach des Rechnung pro 1857 
folgenbe: 

Zinfen von ausgeliehenen Kapitalien, in runder Summe „ . . . 524 Thlr. 
Ader-, Wiefen- und Weidepacht, Hansmietbe bet. . - » » 888 „ 
Veberfhäffe ans Stiftungen, aus Legaten, Gaben und frei- 

willige Beiträge, in runder Summe » 2 2 2 0a 0 0 een en 0222 „ 
Wöhentlihe Beiträge der Einwohner, bedl. - » 2 x 2 0 0 „138 „ 
Berſchlede ne Einnahmen, Deßgl. - - 2 0 0 44⸗.660 


in Summa . . . 65186 Thlrx. 
Diefe Einnahme wirb teils für bie Armenpflege im ſtädtiſchen Armenhanfe, theils bei 
ber offeuen Armenpflege verwendet. (Bergl. ven Aufſatz: „Die Armenfürforge in Goslar“. 
Heft IT. 1858. Seite 206. u. f. d. Monatsſchr.) 
Der Haushalt der Stadt Goslar erforbert hiernach (23,014 Thx. + 5,136 Thlr.) 
DREEME = =» 0 nem ae ne ni » . 28,150 Alr. 
Die Stadt zählt ca. 7,500 Einwohner. Auf ben Kopf dieſer Bevöfterung fällt von dem 
Bedarf burchfchnittlih ein Betrag von . 2 2 2 0 2 3TIhlrx. 22 Sur 7 Bf. 
Im Befonbern beträgt 
a) von der Gefammteinnahme: 
1) die Einnahme aus dem fläbtifden Grundvermögen, 
aus Rechten ꝛc. » 171% Thlr. ober 61 pEt. 
(Bofit. 1,,2.,3. u. 4. ber obigen Zuſammen⸗ 
fellung ver Haushaltspläne.) 
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2) die Rommunalfienern (Pofition 5. 
— 4202 Thlr. u. 1384 Thle. Beiträge ber 
Einwohner zur Armenanftalt) zufammen 5,586 Thlr. ob. 19,,, pCt. 
Davon fallen auf ven Kopf ber Bevölfe- 
kung im Durchſchnitt 2 
3) Eigenthümliche Einnahme ber WE 
Armenanfalt (ausſchließl. 1384 Thlr. 
Beittäge) = 2 = 0 0 0. . 8,752 Thlr. ob, 13,,, pCt. 
4) anbere Einnahme - -» » « » . . „ 1,613 The. 


b. don ber Gefammtansgabe. 


1) Zinfen von Sähulben (4 Thlr.) 
Renten, Steuern x. Goſ. 1. u. 2.) 1,087 Thlr. od. 3,4, pt. 
2) Magiftrats » Berwaltungstoften 6,732 Thlr. ob. 23,01 pEt. 
(Bol. 3.); | 
davon fallen auf den Kopf ver Bevölkerung -. - . 2. 2 2... 
3) Gehälter ber ſtädtiſchen Forſt- 11 v. 
beamten 2c. (Poſit. 6b)..... . 2,204 Thlr. 
H Koßen der Polizeiverwaltung ı. 
zu orto volizeil. Zweden (Poftt.4.) 2,178 Thlr. od. 7,,, pCt. 
davon fallen auf den Kopf der Bevöllerung.. 86 
5) Aufwand für Banten und Repa- Br. 9 p. 
raturen unb für die Straßen- 
pflafterung (Pofit. 7.). » . . . 8,690 Thlr. ob. 30, pCt. 


davon fallen auf ven Kopf ber Bevöllerung . . » 2... . 1 Te. 
6) Ausgabe derallgemeinen Armen- U 1ögr. 6Pf. 
Uli. ao oe. een nn“ 5,136 Thlr. ob. 18,2, pCt. 
davon fallen auf den Kopf der Bevöllerung . - = 2 2 2.0. 20 Sgr. 7 Pf. 
7) Berſchiedene Ausgaben . » » 0.» 1,783 Thlr. 


8) Referve- Fonds. «nn 400 Thlr. 

Die Lage des ftäbtifhen Haushalts Tann hiernach jedenfalls eine recht günſtige gemanmt 
werben, ba bie Anfiht biefer Zahlen ergiebt, daß ber allergrößte Theil des Haushaltsbevarfs 
den Einkünften aus dem fläbtifhen Vermögen entnommen werben kann. Nur eine verhältwiß- 
mäßig geringe Summe bebarf ber Dedung durch Kommumal-Stenern, welche letztere in mäßi- 
gen Beträgen durch die Steuer vom Gewerbebetriebe, (191 Täler.) die jährlichen Bürger- und 
Einmwohnergelber (950 Thlr.), die Abgabe für Gewinnung bes VBürger- und Einwohnerrechts, 
(1,060 Thlr.) und bie Pflafterftener von den Einwohnern (2000 Thlr.) aufgebracht werben. 

Bei der Ausgabe insbefonbere bewegen ſich bie Koften ber Poligeiverwaltung umb ber 
Aufwand für bie Armenpflege um ben Durchſchnittoſatz, welcher fih aus ben Hauspaltsplänen 
anberer Stäbte, von gleicher Größe wie Goslar, ergiebt; nur bie Ausgabe an Berwaltungs- 
toten und ber Aufwand für das Bauweſen einfhließlih ber Straßenpflafterung überfleigen 
diefen Durchſchnitt. 

Es dürfte daher zur Erläuterung biefer höheren Ausgaben, namentlich ber Berwaltungs- 
foften, dienen, wenn wir eine Ueberſicht ber einzelnen Gehälter, wie fie aus ber Kämmereilaffe 
Goſit. 3. u. 5. ber obigen Zufammenftelung) gezahlt werben, in Folgenden mittheilen. 

An Dienſteinnahmen beziehen: 

1) ber Bürgermeifter eine fefte Befolbung von 1400 Tplr.; 
2) ver Stabt-Syubilus eine desgl. vom 1000 Tülr.; 
3) ber rechtoklundige Senator eine besgl. von 800 Thlr.; 
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4) jeber ber brei auf 6 Jahre gewählten Senatoren erhält eine fefle Entſchädigung von 150 
Thlr. (ber ältefte ver 3 bürgerlichen Senatoren, welder noch auf Lebenszeit gewählt iſt, 
bezieht ein feftes Gehalt von 300 Thlr.); 

5) der Stabtbaumeifter erhält eine fefte Befoldung von 400 Thlr.; 

6) der Stabtfecretair eine folhe von 550 Thlr.; 

7) ber Kämmerer eine bergl. von 600 Thlr.; 

8) der Revifor und Kallulator, zugleich Negiftrator, eine bergl, von 500 Thlr.; 

9) ber Kanzlifl, außer dem zur Erftattung kommenden Kopialien, eine bergl. von 200 Thlr,; 

10) der Stabtphyfilus eine dergl. von 75 Thlr.; 
11) der Stabtdirurgus eine bergl. von 25 Thlr.; 
12) ber Oberförfter, aufer freier Dienftwohnung und einer jährlichen Eutſchädigung für das 
Halten eines Reitpferbes von 60 Thlr., eine fefte Beſoldung von 700 Thlr.; 
13) ber erfte Revierförfter eine feſte Beſoldung von 450 Thlr.; 
14) ber zweite „ — er „ 400 Thle.; 
15) ber britte u —4 a „ 375 Thlr.; 
(daneben beziehen die Forftbeamten bie herfümmlichen Accivenzien, fo wie jährlich 30 
Molter Fichten» Scheit- und Stödenholz gegen Vergütung des Hauer», Robe- und 
Rückerlohns). 
16) ber Rathsdiener erhält eine feſte Beſoldung von 150 Thlr. daneben vie Inſinnations⸗ 
DVeftellungs-, Erekutions- und Aufmwartegebhren ; 
17) ber Polizeiwachtmeifter eine fefte Beſoldung von 175 Thlr. nebft der berfüömmlichen Dienfl- 
Kleidung; 
18) jeber der beiden Polizeidiener eine berg. von 125 Thlr. nebft Dienfiffeidung ; 
(Die eben genannten Polizeibebienten erhalten außerbem nad ihrer Thätigleit Remu- 
nerationen und haben Antheil an den auflommenden Polizeiftrafgelvern (des fogen. 
Strafbrittele.) 
19) der Holzauffeher erhält neben freier Dienftwohnung eine fefte Beſoldung von 104 Thlr.; 
20) der Schiefergruben-Aufjeber eine Befoldung von 175 Thlr. nebſt den mit der Stelle ver: 
bundenen Accidenzien zu jährlih 25 Thlr. 
Die Gehälter des Stifisinfpectors zu 700 Thlr., bes Stiftsgüter » Abminiftrators zu 400 
Thlr. und des Armenhaus-Delonomen zu 200 Thlr., fo wie bie Gehälter ber Prediger, Lehrer 
und Küfter erfolgen aus ben Kaffen ber betreffenden, bislang dazu verpflichteten Stiftungen und 
Fonds. Bei auswärtigen Gefhäften beziehen die ftäbtifhen Beamten Reifeloften und Diäten ; 
andere Gebühren und Accivenzien u. |. w., aber nur infofern, als biefelben ausbrüdlich einge- 
räumt find, weil biefe nach $. 43. ber Stäbteorbnung vom 1. Mai 1851, fo wie ber rebibirten 
Stäbteorbnung vom 4. Juni d. I. in bie Kämmereilaſſe fließen. 





Die Steuern in der Stadt Görlig. 


I. Staat8- Steuern. 
a. Grumnbfteuer. 
Die Stadt hat als Gruudſteuer⸗Pauſchquanta an den Staat zu zahlen: 
an orbentlihen Grundſteuern jährlich 3725 The. 9 Ser. — Pf. 
an Acchiegrumbfieuem . . » .. 1012 „ 2. 6,„ 
Die Uccifegrundftenern find firirt, fie werben alfjährlih in dem abzuführenben Betrage 
von ben Berpflichteten eingezogen. 
Zur Aufbringung der orbentfichen Grunbfteuern bagegen werben bie erforberlichen Bei. 
träge, ber alten fläbtifchen Stenerverfaffung entſprechend, nach Fachftenern, jährlich befonbers 


833 


ausgefchrieben (gegemmärtig 5%. Fach Stener und Beitrag nach dem alten Mobus, mıb 2, Fach 
nach dem neuen) und es lamen in Folge biefer Ausfhreibungen ein: 
im Jahre 1856 4028 Thlr. 6 Ser. 10 Pf. 
” 1855 4020 " 25 " 3 " 
” 1854 4023 „ 5 " 8%, " 

Aus den Ueberfhüffen der Einnahme werben bie Berwaltungstoften befttitten, mit An- 
rechnung ber Reſte und bes eifernen Refervefonbs von 700 Thlru. blieb als Beftand ber Kafie 
am Jahresihluß: 

1856.» » . . . 1088 Thlr. 18 Ser. 6 Bf. 
1855 betrug der Befland HM... 4, ku 
1854.... aM .„ 2 „9. 
Der zur Stadt gehörige Landbezirk hat ald Grundſteuern am den Staat zu entrichten: 
an Fahftlur . . - 9056 Zhlr. 7 Sr. 8 Pf. 
an Portiond- und Rationsgelbern 0 „ SB „ 7 
bie Portions- und Rationsgelder find firiet, fie werben alljährlich in Höhe Yon 1327 Thlr. 
16 Sgr. 9 Pf. von ben Berpflichteten eingezogen, 

Zur Aufdringung ber Fachſteuern werben auch hier nach der alten Steuerverfaffung eine 
entſprechende Anzahl Fach (Bezeichnung des Steuer-Simplums), nnd zwar im ber Regel 26 Fach 
ausgeſchrieben. Da aber dieſe 26 Fach ben Bedarf an Staats-Steuern und den Verwaltungs 
koften nicht ganz beden, fo wirb von Zeit zu Zeit eine 27fte Fachfleuer erhoben und ber da- 
durch gewonnene überſchüſſige Kaffenbeftand in den folgenden Jahren, in denen nur bie gewöhn⸗ 
fihen 26 Fach erhoben werben, verwendet. 

Diefer Fall war au im Jahre 1856 eingetreten. und es erklärt ſich baraus ber höhere 
Betrag ber Fachfteuern im biefem Jahre gegen bie Vorjahre. Es kamen nämlid an Fach— 


* 1856 9620 Thlr. 23 Sgr. 3 Pi. 
1855 9264 „ 23 „6 nn 
1854 924 „ 19 „I 
Außerdem wurden am Fachſteuerlaßgeldern für Brand» umb Wetterſchäden erhoben, im 
Jahre 
1856 73 Thlr. 21 Sgr. 2 Pf. 
dagegen 1855 455 „ 9 „ " 
und 1854 795 „ 21 „ 6 u. 


b. Gewerbe» Steuer. 
Der Ertrag der Gewerbe-Steuer fleigt alljährlih. Es wurden erhoben: 
von bem im Umher⸗ 


von ſteheuden Gewerben. ziehen betriebenen. Zufammen 
1853 8214 Thlr. 26 Sgr. 3 Bf. 306 Thlr. 8520 Thle. 26 Sgr. 2 Pi- 
1854 835 „ 16 „ 3,„ 26 Bl „16 u dm 
1855 8576 " 20 " — 336 " 8912 " 20 . —7 ⸗0 
1856 86897 „ 3 — 402 „ 0% „BB u om 


von biefen Einkünften bezieht bie Romane 4 Prozent 
als Erhebungstoften, alfo im er 1856 361 Thlr. 17 Sgr. 11 Pf. 
Der Aftmt .... TEHERAN TE 
— ur 9089 Thle. 25 Sgr. — if, 
fließt zur Staatslaffe. 
ce. Klaſſen⸗Steuer. 
Der Klaffen-Steuer-Bezirk umfaßt nur noch wenige Grunbflüde der äußerften Borftäbte, 
ber Ertrag ber Steuer ift daher auch nur unbebentend. Es wurden im Sabre 1856 erhoben: 
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886 Thlr. 17 Sgr. 9 Pf. und davon 373 The. 7 Sur. 11 Pf. zur Staatolaſſe abgeführt. 
Im Jahre 1855 waren 408 Thlr. 19 Sgr. 5 Pf. vereiimahmt und 400 Thle. 7 Sgr. 4 Pf. 


abgeführt worben. 
d. Einlommen » Steuer, 

Sie reffortirt vor das Königl. Landrathsamt. 

e. Gervis, 

Un Servisftener wırben im Jahre 1856, 2214 Thlr. 22 Sgr. 7 Pf. erhoben. Davon 
wurben als firirter Servis-Beitrag an bie General-Staatslaffe gezahlt 1100 Thlr, — Sgr. — Pf. 
Ferner an Servis⸗Zuſchuß —— ſelbſteingemiethete Mann⸗ 

ſchaften ausgegeben . » . De we ... 440 6 — 
und aus dem Reſt per. - 2 2: 2 2 0. re 2 si u 7, 
bie Berwaltungsloften*) zum Theil beftritten. 

2. Kommunal. Steuern und Abgaben. 

Die Stadt⸗Kommune erhebt für ihre Beblirfniffe von der Eimmohnerfchaft eine Hunbe- 
feuer, eine Wilbpretfteuer, das Grundgeſchoß, welches ala Wirthsgeſchoß von allen Haußbefigern, 
als Hausmannsgefhoh von allen Miethern, die ſelbſtſtändige Wirthſchaft führen, entrichtet wird, 
— einen Zufchlag von 25 Progent zur Mahl- und Schlachtfieuer und bem britten Theil bes 
Ertrages der Mahlfteuer, außerdem von ben Neuanziehenden ober eigenen Hausſtand Errichten- 
den ein Einzugs- vefp. Eintrittsgeld von 14 Thlen. 

Die Erträge dieſer Abgaben im Jahre 1856 verhalten fi) zu bemen im ben Vorjahren 
wie folgt: 


1853, 1854, 1855. 1856. 
Thlr. Sgr. Pf. The. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. Thlr. Sgr. Pf. 
1. Sunbefleuer . . ». . 5833.18, 6. 543. 24. 6. 520. 26. — 49. — — 
2. Wildpretfiuer . . » 178, 14. — 219. 11. 10. 243.— 1. 33 8. — 
3. Wirthsgeſchoß . . . 1744.28. 8. 1597. 26. 10. 1606.19, & 1620. 1. 1. 
4. Sausmannsgeihoß . 3054. 15. 1. 3112,22. 6. 822, 1.— 3469, 3. 4. 
5. Zufdlag zur Mahl» u —F 
Sälahtfiur . . . 751. 2. — 7768. 19. 11. 8012. 4. 11. 8121.25. 1. 
6. Mahifteuerbrittel . . 669.25. — 6823. — 3. 7183.20. 8. 7252, 11. — 
7. Einzuge- und Ein- 
trüttsglb . . 2652. 13. 3. 3448.28. 3. 4262 9. — 3877.20. — 





Bufonmnen "22573. 1. 6. 23486. 14. 1. 25088. 1. — 25138. 13, 6. 





III. 
Monats - Chronik, 


Königreich Preußen. 


a. Ofi-und Wefpreußen. 

Königöberg, den 11. Augufl. Ju ber geftrigen Berfammlung ber Stabtverorbueten 
beantragte der Magiftrat, es zu genehmigen, daß noch zwei Lehrer bei den Armenjhulen an- 
geftellt werben und bie für Bejoldung derſelben erforberlihe Summe von 460 Thlr., fowie bie 
Koften zu bewilligen, welche die Anfchaffung der erforderlichen Schulutenfilien für zwei neu ein- 
zurichtende Schulffaffen erheifht. Der Referent, Prof. Burbach, erwähnt in feinem Bortrage, 








*) Die Gefammt » Berwaltun —— belaufen ſich pro 1856 auf 1024 Thlr. 16 Sgr. 
9 Pf., welche zum Theil aus dem Baarbeflande des Jahres 1855 beftritten worben find. 
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wie im unferer Stabt ſchon fehr viel filr daB Armenſchulweſen gethan wird, wie aber ber Zu⸗ 
wachs der Schuffinder fo bedeutend ſei, dafs bie bereits vorhandenen Schulen vollſtändig fiber 
füllt find. Der Rebner gab beifpielsweife an, daß bie Altfläbtifche Armenfchule in 4 Klaflen 
677 Kinder und bie Laaffche Armenfchule in 3 Klafſen 483 Kinder aufgenommen hat, fo daß 
jeder ber Schullehrer circa 160 Schüler unter fi hat. Nah dem Ermittelungen des Polizei» 
präfipenten fowie der Schulinfpeftoren if es gar nit wünfhensmwerth (?) daß alle 
ſchulpflichtigen Kinder zum Schulunterricht angehalten werben, meil dazu bie vorhaudenen Lo⸗ 
kafien nicht ausreichen. Es follen deshalb 8 neue Schulllaſſen eingerichtet und 8 mewe Lehrer 
angeftellt werben, und bie Rönigl. Regierung verlangt, daß jedenfalls ſchon zu Michaeli d. J. 
4 Schulllaſſen mit 4 Lehrern mehr vorhanden ſeien. Der bereits genehmigte Aufbau eines 
Schulhauſes in ber Drummſtraßze, wozu das erforberfihe Terrain feitens Wer Stadt angelauft 
worben ift, wird jedoch micht ſobald Keenbigt fein, und ber Magiftrat fieht ſich im ber Rage, , 
bem Verlangen der Koönigl. Regierung infoweit nachzulommen, al® er bis zu Midaelt d. J. 
2 Schulllaſſen entfteben und 2 Lehrer dazu anftellen laffen will. Die Verſammlung konnte da 
gegen nichts einwenden und genehmigte deshalb die Borlage im allen Theilen, obſchon ber 
Referent den Borichlag machte, den amzuftellenden Lehrern micht gleich das volle Gehalt von 
reſp. 200 Thlr. für dem Unverheiratheten ober 230 Thir. für den, welcher einen Hausftand 
bat, zu zahlen, ba e8 feiner Meinung nach nicht gut ift, jungen Lehrern gleich das höchſte 
Gehalt, welches fie mur im ihrer Stellung erringen fönnen, zu bewilligen, weil e8 ihnen dann 
fehr bald an dem zu ihrem Berufe erforderlichen Eifer fehlen Mnnte. — Da nah den Beftim- 
mungen ber Schulunterricht auch vom bem Unterricht in ben gymnaſtiſchen Uebungen begleitet 
werben foll, fo bat fi der Magiftrat mit dem hier beftandenen Turnverein wegen Antaufs bes 
dieſem zugehörigen Turnhauſes in Berbindung gefetst. Daffelbe hat dem Verein 5981 Thlr. 
gekoſtet. Der Magiftrat machte ein Gebot von 5000 Thlr., wofite der Verein ihm das Haus 
auch Läuffich überlaffen will, es fehlte dazır aber noch die Genehmigung ber Berfammlung, 
welche feiten® bes Magiftrats beantragt wurde. Dieſe wirb ertheilt und zwar im Anbetracht der 
Nützlichkeit und der Bortheilhaftigkeit des Kaufes. — Der bisher dem Hülfsverein für ſtädtiſche 
Armenpflege gewährte Zuſchuß von 1023 Thlr. baar und 12 Adhteln Holz event. eine Vergü⸗ 
tung von 15 Thlr. für jebes nicht in natura verabfolgte Achtel Holz wird and für bie Zeit 
pro Michaeli 1868 bis 1859 wieber bewilligt, da biefer Verein noch immer außerorbentlich 
nützlich für die Stadt wirft. Daffelbe gefhieht mit dem Betrage von 100 Thfe., weldhe bem 
Berein zur Unterftügung armer Schullinder in bisheriger Weife auch fr bas Jahr 1859 zu- 
fallen, der, wie anerfannt wirb, fo fehr günſtig in bie Verhältniſſe ver ſtädtiſchen Armenpflege 
eingreift. — Bei ber Heviflon ber Stabt-Hauptlaffe war am 16. Juli ein Beſtand von 
42,946 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf. Bei der ber Sparlaffe an dem Zage betrug folder 4514 The. 
21 Sgr. 8 Pf. Die Einnahme war 58,427 Thlr. 19 Sgr. 7 Pf. und bie Ausgabe 
43,912 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf. Bei ver Revifion des Leihamtes war an jenem Tage ein Be- 
fland von 579 Thle. 25 Sgr. Huf Pfänder flauben aus 59,886 Thlr. 10 Sgr., im vorigen 
Monat 59,694 Thlr. 10 Sgr. Im Laufe des Revifionsmonats waren für gefdfete Pfänder 
eingelommen 6880 Thfe. 25 Sgr. und auf nene Pfänder ausgegeben 7072 Thlr. 25 Ser. 


— Z— Danzig, am 11. Augufl. Im der geftrigen Sitzung der Stabtverorbneten 
wurbe der Antrag geftellt, den Magifttat zu veranfaffen, fi höchſten Orts für die Erhaltung 
und zwedmäßige Wieberherflelhung des hohen Thors zu verwenden. Diefer Antrag wurde ein 
fimmig zum Beihluß erhoben. — Eine zweite Verhandlung betraf die Vorlage bes Magiftrate 
in Betreff eines für bie ins Leben tretenbe Feuerwehr zu berufenben Brand » Direktors. Der: 
ſelbe foll nämfih dem ſtädtiſchen Baurath fuborbinirt fein und ein Einkommen von 800 Thlr. 
jährlich nebft freier Wohnung beziehen. Die Borlage wurde mit 19 gegen 17 Stimmen an- 
genommen. Die gewichtigen Gründe, melde bie in ber geringen Mimorität gebliebene Partei 
für eine ſelbſtſtäudige Stellung des Borſtehers eines für die Stabt fo wichtigen Juſtitutes 
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geltend zu machen ſuchte, mußten ber WUnficht weichen, daß es einftweilen als zwedimäßiger 
erſcheine, bie oberfte Leitung bes Ganzen dem Stabt - Baurath Licht, der mit bem Rokalitäten 
ber Stadt ganz vertraut fei, micht zu entziehen. Es foll num zunächſt ein öffentlicher Aufruf 
zur Meldung geeigneter Perſönlichleiten vom biefigen Magiftrat erlaffen werben. Obwohl ber 
Meineler Branbinfpeftor Helm die Koften ber Einrichtung einer Feuerwehr auf 40,000 Thlr. 
unb bie jährliche Unterhaltung derſelben auf 21,500 Thlr. veranfchlagt hat, fo hofft man mit 
refp. 20,000 und 15 bis 16,000 Thfr, zum Ziele zu gelangen. 

—C.— Elbing, im Auguft. Dem im Juli c, hier im Drud erfchienenen, von dem Magiftrat 
erftatteten Verwaltungs» Bericht für das Jahr 1857 entnehmen wir für bie Monatsjhrift für 
deutſches Stäbte- und Gemeinbewejen bie nachfolgenden Mittheilungen : 

Allgemeine Berbältnifje. Da feit der Zählung von 1855, bei welcher 23,702 
Eivileinwohner ermittelt wurben, feine allgemeine Vollezählung ſtattgefunden hat, biefelbe viel- 
mehr erſt Ende d. 3. bevorfteht, jo fünnen über den Stand ber hiefigen ftäbtiichen Bevöllerung 
im Jahre 1857 nur einzelne Notizen gegeben werben. Im Unfange bes Jahres trat eine 
Scharlach⸗Epidemie und gegen ben Herbft eine Mafern - Epidemie in fehr großem Umfange auf, 
aud kamen ſeit Mitte Oktober einzelne Eholerafälle vor; es hat inbeffen eine ungewöhnliche 
Sterblichkeit nicht ſtattgefunden, vielmehr überfteigt bie Zahl ber Geburten (891) die Zahl der 
Tobesfälle (816) um 75. Neu anziehende Familien find 201 angemeldet worben. Die Zahl 
ber ertheilten Abzugsicheine beträgt 34. — In den Verkehrs- und Hanbelsverhältniffen ber 
Stabt ift eine wefentliche Veränderung nicht eingetreten, bie Binnenfchifffahrt war durch ben 
ungewöhnlid niebrigen Sommerwaſſerſtand ſehr behindert. Inzwifchen haben auf Staatsloften 
bie Arbeiten zur Regulivung des Fahrwaffers in ber Nogat begonnen und bie kräftige Fort- 
fegung berfelben fteht in Ausſicht. 

Kämmerei-Berwaltung. Die Einnahme von ben burd) die Kämmerei » Deputation 
direlt verwalteten Grundſtücken ift recht befriebigend geweſen. Die nad) ber Fraction pro 1857 
veranlagte Einnahme von 12,612 Thlr. 15 Sgr., auf welche jedoch leinesweges mit einiger 
Sicherheit zu rechnen war, ift bis auf ein geringes Minus erreicht worben, ba ber Ertrag ſich 
bis auf 12,533 Thlr. 19 Sgr. beläuft. Wegen ber berrichenden Dürre war das Heugras jehr 
begehrt und wurbe zu hohen Preifen verwerthet. Auch bei der Aufnahme des Viehs zur Weide 
zeigte fidh eine bebeutende Concurrenz, namentlich fand bie Anmeldung von Jungvieh in unge 
wöhnlihem Umfange flatt, woraus das Streben ber Lanbwirthe, dem gelichteten Viehſtand durch 
ſtarle Zuzucht zu heben, eim erfreulicher Rüchſchluß zu machen if. — Der im Jahre 1856 be- 
gonnene Bau ber Dampf- Entwäfferungs - Mühle auf dem Herrenpfeil ift vollendet worben. Die 
Mühle hat bie erwartete Leiſtungsfähigleit unb wird, wie jchon jet bemerklich ift, für die Kultur 
der in bem Gntwäfferungs+ Syfteme belegenen Ländereien von großem Nuten fein. Die Ge- 
fammtloften für den Bau der Mühlen, bes Kohlenfhuppens (326 Thlr.) und für bie fonftigen 
Einrichtungen betrugen 5913 Thlr. 6 Sgr. 5 Pf., wovon für bie Kämmerei 4,787 Thlr. 20 
Sgr. treffen. Durch Anrechnung des Werths ber abgebrodenen Windmühle und der Hanb- 
bienfle der Käthner in Bollwerk vermindert fih biefe Summe jedoch um 350 Thlr. Im Betreff 
ber fogenannten Mieths⸗ und Pachtgrundſtücke find pro 1857 die Mieths- und Pachtſumme in 
nahehin vollftänbiger Uebereinftimmung mit dem Etat, bis auf die Miethe für bie vom Königl. 
Kreisgeriht bisher beuutzten rathhäuslichen Lolalien. Nah Bollendung bes neuen Königl. 
Kreisgerichts « Gebäubes find biefelben im November geräumt worben. Es fällt daher ſchon ‚pro 
1857 ein Theil der Jahresmiethe von 800 Thlr. aus. Ein Theil der bisherigen Gerichts⸗Lola⸗ 
lien iſt bereits für bie Häbtifhe Verwaltung in Benugung genommen. Die neuen Kaffen- und 
Archivlolalien find bereits eingerichtet und bie fhon lange und bringend gewünſchte Aufftellung 
und Orbnung bes fläbtifhen Archivs wird nad Möglichkeit befchleunigt werben. 

Zur Berbefferung der Communication nad dem Bahnhofe ift Seitens des Berfhönerungs- 
Bereins bie Anfegung einer Promenade neben der Pr. Hollänper » Chauffee in Anregung gebracht 
und es ift ber dazu erforberlihe Grund und Boden Seitens ber Stabt zur Dispofition geftellt. 
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Forften. Die Forfleinnahmen pro 1857. waren wiederum recht günſtig. Verſuchsweiſe 
iM auch eine Ouantität Holz auf dem rathhäuslihen Holzhofe zur Lizitation geftellt worben, und 
bat fich auch hierbei ein günftiges Refultat ergeben. Die Waldwiefen brachten eine Pacht von 
282 Thlr. 15 Sgr..gegen 238 Thlr. des Etat8-GSoll, Die gefammte Einnahme aus ber 
Forfiverwaltung beträgt 4515 Thlr. 29 Sgr. 2 Pf. gegen bie Etatsfumme von 3051 Thlr, 21 
Sgr. 8 Pf. Die ſchon längſt gewünschte Revifion der Kimmerei- Korften durch einen Höheren 
Königl. Forſibeamten hat flattgefunden. Der Königl. Forſtinſpeltor Dofjom aus Königsberg, 
welcher fich dieſer Reviſion unterzogen, hat fi) fiber ben Zuftand ber Forften ſehr günfig aus- 
geſprochen, vornämlich über ben Belauf Schönmoor, ben er den befibewirthichafteten Königl. 
Forften am die Seite ftellt. Eine ganz nene Einfhägung und Belaufsregulitung hat fi nicht 
als nothwendig ergeben, ſondern «8 find nur einige Modifilationen des Wirthichaftspfans ale 
zwednäßig befunden worben, namentlich die Berkilrzung ber Umtriebs » Periode in den Beläufen, 
die vorzugsweife buchen Brennholz liefern und außerdem bie Erweiterung ber Erziehung von 
Bau- und Nutzhölzern. Imsbefondere ift darauf Bedacht genommen, daß die Kultur der Eichen, 
welche im fpäterer Zeit einen ſehr hohen Preis erhalten werben, erheblich ausgedehnt wird, ohne 
ben Ertrag der ſonſtigen Holgnugung file die Zwiſchenzeit zu beeinträchtigen. Nach dem ange» 
legten und genehmigten Hauungs + Plane ift das Abnugungsquantum aus Rüdficht der W 
{haft und der Kultur pro 1858 um 200 Klaftern erhöht worben, ba bie in den letzten Jahren 
begonnene Entfernung der zu alten Beſtände noch vollſtändiger durchzuführen if. Die bin und 
wieder aufgetretenen Beforgniffe, daß die Forſten zu flarl angegriffen würden, find fomit yon. 
ſtändig widerlegt. Zu bemerken ift hierbei no, daß bei Feſtſtellung der wie bisher fortzu⸗ 
ſetzenden Kulturen auch auf den Bedarf an Faſchienen für eigene Zwede und für Ellernwald 
Rüdfiht genommen iſt. Die Abfindung der Holjberehtigung der Dorfſchaft Schönmoor ift big 
zur Vorbereitung des Abfinbungsplanes vorgeſchritten. 

Gefälle, Die Gefälle ver Brüden und ber Fähre an ber ſcharfen Ede find von 
Neuem verpachtet worden, wobei fi die Pachtſumme von 300 Zhlr. auf 320 Thlr. gefteigert 
bat. — Die Ablöfungsfache der hiefigen Erbpadhtsmählen if noch nicht zum Abſchluß gelangt. 
Die Metzgeldereinnahme hat ſich noch immermehr vermindert, jo daß pro 1858 die Etatsſumme 
abermals rebucirt werben mußte, Die Einnahme betrug pro 1856: 1234 Thlr., pro 1857: 
754 Thle, gegen 1100 Thlt. des Etats. — Das Ablöfungsverfahren mit den Dorfichaften auf 
ber Höhe ift ber Beendigung nahe, jedoch ftehen noch mehrere Rezeſſe und Abfindungen in 
Ausfiht. Der Beftand an Rentenbriefen war am Jahresſchluſſe 1857 bis auf 29,000 Thlr. 
angewachien. 

Stäbtifhe Abgaben und Steuern. Nah dem Etat pro 1857 war aus ber 
Kommunalfteuer bei einer Ausfchreibung von 13 Quoten eine Einnahme von 16,740 Thir. 9 
Sgr. 4 Bf. excl, der für Armenzwede beftimmten Summe, in Ausfiht genommen. Die Soll- 
Einnahme beläuft fi auf 18,550 Thle. 7 Sgr. 1 Pf., worauf uno 1239 Thlr. 28 Sgr. 10 
Bi. Refte ausftehen. 

Auf bie Abwidelung ber im Folge der Thenerungsjahre 1855 und 56 ansfichenven Refte 
von den Zenfiten ber beiden unterften Steuerftiufen ift mit Nahbrud hingemwirtt worben. — 
Die Sol-Einnahme an Cinzugs- und Hausftandsgeld pro 1857 beträgt 1431 Zhle. gegen 
1781 Thle. 15 Sgr. des Borjahres. — Die Einnahme aus dem Mahlſteuerdrittel war fractiond- 
mäßig auf 7420 The. veranfchlagt. Während bie Einnahme pro 1853: 7841 Thlr. erreichte, 
1854 auf 7404 Tplr,, 1855 auf 6910 Thlr. zurüdging, if dieſelbe 1856 auf 7538 Thlt. 8 
Sgr. 9 Bf. und 1857 auf 8327 Täler. 20 Ser. 1 Pf. zu flehen gelommen. — Der Zuſchlag 
zur Mahl, und Schlachtfieuer, welcher zur Stabt- Kriegsihulden Kaffe fließt, und auf 15,377 
Zhlr. veranfchlagt war, betrug 16,169 Thlr., gegen 14,122 Thlr. pro 1856, 14,154 Thlr. pro 
1855, 15272 Tpfr. pro 1854. — Die Etablifjements auf dem Neufläbter Felde incl. des Bahn- 
hofes find von ber Königl. Regierung zur Klaffenfteuer herangezogen worden. Bei ber Drau- 
malzfteuer ergiebt ſich wegen nachträglicer Beſteuerung einer nicht zum Firations - MBerbande 
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gehörigen Brauerei ein Zugang von 49 Thlr. 4 Sgr. gegen bie Etateſumme von 1998 Thlr. 
22 Sgr. 8 Pf. — Tie Grundſteuer erhielt pro 1858 einen Zugang von 89 Thlr. 10 Sgr. 
5 Pf., vorbehaltlich definitiver Feſtſtellung. An Schifffahrtsabgaben famen pro 1856: 1990 Thlr. 
11 Sgr. 10 Pf. auf, 1857: 1808 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf., aljo 497 Thlr. 3 Sgr. 11 Pi. 
weniger als die Etatsjumme von 2306 Thlr. 10 Sgr. — Der beabfihtigte neue Tarif-Entwurf 
ift ausgearbeitet worden und ift der Königl, Regierung Behufs Einholung ber Beftätigung vor 
gelegt. — In Betreff der Hunbefteuer, welde zur Armenlafje erhoben wird, hat bie flattgefun- 
dene allgemeine Revifion gegen die Einnahme pro 1856 von 373 Thle., pro 1857 einen Zus 
gang von 136 Thlr. zur Folge gehabt, 

Veberjhüjfe ber Kriegsjhulden-Kajje. Der Ueberfjhuß der Sriegsihulden- 
Kaffe aus dem Jahre 1857, welcher dem Jahr 1858 zu gut geht, beläuft ſich auf 5293 Thir. 
5 Sgr.6 Pf., pro 1856 (aus 1855) betrug ex 3417 Thlr. 21 Sgr. 8 Pf. und pro 1857 (aus 
1856) 3892 Thlr. 29 Sgr. 1 Pi. Die gefammte Einnahme der Kriegsfhulden- Kaffe beläuft 
fi) pro 1857 inel. des Beflanbes pro 1856 auf 30,020 Thle. 8 Sr. 11 Pf. Der Antrag 
der biefigen Kaufmannfchaft wegen Aufhebung der Strom» und Bollwerlsſteuer ift höheren Orts 
abgelehnt worden. Die Einnahme an Strom- und Bollwerlöfteuer, welche ſich 1850 noch auf 
4023 Thlr. belief, betrug pro 1867: 2596 Thlr. 1 Sgr. (gegen den Gtat weniger 218 Thle. 
29 Sgr.), 1856: 2597 Thlr., 1856: 2710 The. — Die Amortifation und Berzinfung ber 
Stadt» Kriegsihuld ift planmäßig erfolgt. An Kriegsſchulden find nunmehr noch zu tigen: 
1) verzinsliche Obligationen 334,310 Thlr., 2) unverzinsliche Zinsfcheine aus ben Jahren 1816 
bis 21: 242,409 Thlr. 5 Sgr. 4 Pi. (Fortſetzung im nächſten Heft.) 


b. Po fem 

— C— Rofen, im Augufl. (Das ſtädtiſche Theater.) Im der Zeit vom 1. Oftober 1866 
die zum 1. Oktober 1857 wurben überhaupt 135 Borftellungen im biefigen Stabt- Theater 
gegeben ; bavon waren 15 Vorftellungen zum höchften Entree A 1 Thlr. der Sperrſitz, 46 Bor- 
ſtellungen zum erhöhten Entree & 16 —20 Sgr. der Sperrfig, 66 Vorſtellungen zum gewöhn- 
fichen Entree & 15 Sgr. ber Sperrfig, und 8 Borftellungen zu milden Sweden, einſchließlich 
der Eoncerte. 

Es vertheilen fich diefe Borftellungen auf bie einzelnen Monate des Jahres, wie folgt: 


im DOftober 1866 . . . 12 im April 1857. . „11 
n Novbr. „ — „»Mai4 
DE 222 Fe 22 
„Januar 1857 ...19 I. TR En 
„Februar8 PR’. EEE r 
„ März n 2 „» Septbr. „ 


im Winterfemefter 56/57 . 2 im Somnrerjentefter — 

Die Einnahmen hiervon betrugen a) für das Theater: für 15 Vorſtellungen & 11 Thlr. 
165 Thlr.; für 46 Borftellungen & 8%. Thlr.: 391 Thlr. ; für 66 Borflellungen & 6 Zhlr. 
896 Thlr., zujammen 92 Thle.; b) für das Büffet: für 53 BVorftellungen ä 15, Sgr.: 
27 Thle. 11 Sgr. 6 Pf.; für 82 BVorftellungen & 14 Sgr.: 38 Thlr. 8 Sgr., zufammen 65 
The. 19 Sgr. 6 Pi. Diefe Miethe und bie eingegangenen Zinfen für ausgelichene Kapitalien 
mit 70 Thlr., bildeten die Einnahmen des Theater » Fonds für das Jahr vom 1. Oktober 1856/57: 
Summa 1087 Thlr. 19 Sgr. 6 Pf. 

Ausgaben waren: 1) Befoldungen: bem Caftellan 144 Thlr., demſelben Lichtgelb 
3 Thle., ven 8 Sprigenmeiftern 42 Thlr. 10 Sgr., dem Buchbinder 1 Thlr. 5 Sgr., zuſammen 
1% Thlr. 15 Sgr. 2) Abgaben: Fenerkafiengeld 64 Thlr. 5 Sgr., Grundſtener 19 Thin 
16 Sgr. 8 Bf., Prämie für die Berfiherung des Imventarimms auf ein Jahr 392 Thlr. 5 Sgr. 
8) Für Iuftandfegung ber Decovationen und zu baulicher Unterhaltung des Theaters 127 Tue, 
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8 Sr. 6 Pf. 4) Imsgemein für Meine Bebürfniffe 14 Thlr. 26 Sgr., überhaupt 808 Thlr. 
16 Sgr. 2 Pf., läßt Mehreinnahme 279 Thlr. 3 Sgr. 4 Pi. 

Dagegen befitt der Theater - Fond folgende Paſſiva, die ans feinen Ueberſchüſſen nadr 
und nach gebedt werben follen: 1) Die Vorſchüſſe der Kämmerei-Kaffe: a) für den Heiy 
Apparat 1860 Zhlr. 15 Sr. 11 Pf., b) für Delorationsmalerei mit 370 Thle. 15 Sgr.; 
2) eine Mebrausgabe aus dem Jahre 1856 von 1178 Tpfe. 3 Sgr. 1 Pf., in Summa 3409 
Thlr. 4 Sgr. — Bon ber aus ber Zeit vom 1, Oltober 1855/56. An Kapital» Bermögen 
befitt der Theater Fond in Hypothelen zu 5 pCt. 2000 Zhlr. 

Der mit dem Theater » Direktor Keller wegen Berpadhtung des Theaters abgeichloffene 
Bertrag ift ultimo April d. I. abgelaufen. Wegen des neuen Vertrages ſchweben die Berhanblungen. 
(Siehe Juli» Heft S. 738. 739,) — Die Eimidhtung der Gasbeleuhtung in ſämmtlichen Räu— 
men bes Theaters iſt vollendet und erſcheint in jeber Beziehung zwedinäßig und tüchtig ausge 
führt. Da bei heller Beleuchtung jegt bie Mängel ſchon ſchlecht gewordener Malereien, Berzie- 
rungen u. f. w. bervortreten, fo wurden verfhiebene Reparaturen und Renovationen erforber- 
lich, die bereits zur Ausführung gebracht worben find. 

Bomft, Ende Auguſt. Dem Haupt -Berwaltungsberidht Über unfer ſtädtiſches Gemeinbe- 
weſen fir das Jahr 1856 — 57 entnehmen wir Folgendes, Es belief ſich die Einwohnerzahl 
auf 1332 evangeliſche, 845 katholiſche, 259 jüdiſche, in Summa 2436 Seelen in 277 Hänfern, 
Darunter find 5 Kaufleute, 16 Gaft- und Schanhwirthe 2c., und kommen von den Gewerb- 
treibenben überhaupt 534 Thlr. Gewerbefteuern. Wie fehr die Maffe der Arbeiten bei ber 
ſtaͤdtiſchen Berwaltung wächſt, beweift bie Zahl ber von den beiben fläbtiihen Behörben erle- 
bigten Sachen, die beim Magiftrat auf 5884, bei den Stabtverordnneten auf 377 geftiegen war. 
An Grundftüden gehören zum Gemeindeverbande 5809 Morgen, worunter 91 Morgen Wein. 
berge. Beim hiefigen Schiebsamte find 266 Streitſachen zur Erledigung gelommen. Dur 
Innungsflatute und Gefellen » Unterflügungstaffen find bie Berhäftniffe der Gewerbtreibenben 
georbnet. Die Weinberge Tieferten 1857 im Ganzen 580 Eimer Ertrag im Durchſchniltspreiſe 
von 12 Thlen. Die Verlehrsverhältniſſe liegen nod immer ſehr barnieder, weil es an Haupt- 
Berbinbungsftrafen fehlt. Für die Schwiebus-Wollfteiner Chauffee hat der Minifter dem 
Schwiebuffer Kreife 7000 Thlr. bewilligt, und ift auch bie Strede im unferm Kreiſe bereite 
vermeffen und nivellitt. Borläufig hat die Stadt nach fünf Seiten hin auf eigene Koften, fo- 
weit ihr Territorium reicht, gute Lehmſtraßen ausgefüprt, wozu aus Kämmereifonds 351 Thlr. 
verwandt wurden. Die Bermögensverhältniffe ber Kirchen find georbnet; die Baulichkeiten neu 
ober friſch reparirt. Der jübifhe Tempel dagegen droht mit Einfturz und mußte poligeilich 
geihloffen werben. Die Meine Gemeinde vermag einen Neubau nicht auszuführen, eine Landes- 
tollelte iſt abgeſchlagen und eine Kollekte bei den Synagogengemeinden der Provinz ergab einen 
fo geringen Ertrag, daß nur eim bebentendes Gnadengeſcheul e8 ber Gemeinde ermöglichen 
kann, in genligendem Name ihren Gottesbienft abzuhalten. Die beiden chriſtlichen Schulen 
werben von 338, bie jübifhe von 47 Kindern befucht; für bie erfleren find genilgende Lehr⸗ 
fräfte vorhanden, bie letzteren Können nicht gleihmäßig vorwärts, weil bie geringe Beſoldung 
des Lehrers einen beftändigen Wechfel Herbeiführt. Die evangeliihe Schule mit brei Lehrern 
erfreut ſich namentlich in ihrer erften Klaſſe einer erfreulichen Blüthe. Die ſämmtlichen ſechs 
Lehrer beziehen ein Gejammteintommen von 810 Thlr. 15 Sgr. aus Schulfonds, fo wie 
323 Thlr. als Kirchenbeamte; hierzu werben von ber Schulfozietit 700 Thlr. an Schulgeld 
aufgebracht, 210 Thlr. gewährt ber Staat, Für bie Armenpflege ſorgt eine befonbere gemifchte 
Deputation. Die Armen erhalten freie ärztliche Pflege und Medilamente, fo wie in dem beiben 
fetten Jahren ihnen außer einem Gnabengefhent von 80 Tplen, ſeitens des Oberſten v. Unrubs 
Bomf, aus Kommunalmitteln noch 761 Thlr. im monatlichen Raten zugeflofien find. Au 
milden Gtiftungen beſihzt die Stadt ein katholiſches Hofpital, bie Smowabstifhe Stiftung zur 
Ausflattung Latpolifcher Bürgerstöchter, fo wie ein Krankenhaus, in dem das Berpflegungegelb 
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auf 6 Sgr. täglich feſtgeſetzt iſt und das ſtets einige Bewohner bat. Die Einnahmen ber 
Kämmerei beliefen fih 1856 auf 15,173 Thlr., vie Ausgaben auf 4555 Thlr.; 1857 die Ein. 
nahmen auf 13,905 Thlr., die Ausgabe auf 4143 Thlr., mithin bleibt ein Beſtand von 
9762 Thlren. Diefe bedeutende Einnahme war dadurch eingetreten, daß bie ftäbtifhen Grund- 
zinfen, welche von den Aderblrgern an bie Kämmerei zu entrichten waren, im folge bes Ge— 
fetges über bie Rentenbant abgelöft und auf dieſe Übergegangen find. Die Kämmerei hat das 
Kapital in Rentenbriefen und zwar in der Summe von 10,000 Thlm. zum Nennwerth erhalten. 
Bon biefer Summe find an die evangeliihe Schulfozietät 1000 Thlr. zum Anlauf eines zweiten 
Schulhauſes gegen 20jährige Amortifation ausgeliehen. Bon der Bürgerfhaft wirb zu bem 
Kämmereibebürfniffen die Summe von 869 Thlr. aufgebracht, während bie Forft bei einem 
Areal von 866 Morgen in dem beiden Jahren einen Neinertrag von 1765 Thlr. lieferte. Die 
Summe aller Abgaben beläuft fi hierorts auf 5948 Thlr,. Davon 2715 The, pro Kopf der 
Bevölkerung. — Am zweiten d. fand bie vierte Monatsfigung ber Spar und Vorſchußbank 
bierjelbft ſtatt, es ergab dieſelbe: 


an unverzinslichen Einlagen......... 86 Thlr. 12 Sgr. 1 Pf., 
RR EEE ei 18: „ 5,.’82%, 
» Binfen ber Borfhußempfängerr ...... 3 „17 „ Tun 
für Druckſachen 20. angenommen ....... Burst) DRS 


Summa..... 1 hir. 7 Ser. 3 Bi. 
Davon baar vorhanden 22 Sgr. 3 Pf. und 9 Schufbfcheine über 300 Thlr. 15 Sgr. Im 
4 Monaten für den Heinen Ort ein gewiß höchſt erfreuliches Refultat! Der Stifter bes In- 
ſtituts und zeitherige Direktor beffelben, Apotheler Kurz, legte in biefer Sigung fein Amt nie» 
ber, weil er unfern Ort verläßt; es wurbe im ber mit ber Sigung verbunbenen Generalver- 
fammlung zu einer Neuwahl geſchritten, welde einffimmung auf ben Gtabtälteften Kim» 
merer Wilhelm Ulmig fiel, der in den weiteften Kreifen allgemeines Bertrauen befigt. 


% Zu: 

— 0.— Breslau. Der allgemeine Stabthaushaltetat (eſſen Anafyfe wir in 
befonberm Artikel gegeben haben) ift munmehr, nad ben Bemerkungen und Abänberungsbor- 
ſchlägen der Stabtverorbneten berichtigt, zur definitiven Fefftellung gelommen, und zwar mit 
Einnahme (rund) 693,000; Ausg. (rund) 688,000 Thlr. — Die Wildftener in hief. Stabt 
belief fih im Jahre 1857 auf 4870 Thlr. 4 Sgr., bei folgenden Steuerfägen: von Rothwild 
ohne Unterſchied des Alters unb ber Stärke 3 Thlr. pro Stüd, von Dammwild 2 Thlr., von 
ſtarlem Shwarzwild 1 Thlr. 15 Sgr. und von Friſchling 20 Sgr., von Rehbod 20 Sgr., von 
Schnepfen und Fafanen pr. Stüd 5 Sgr., von Rebhuhn und von Hafen 2 Sgr. — für bie 
ſtädtiſche Wage, welche in frühern Zeiten privilegirt und konkurrenzlos daſtehend, ein fehr 
Bedeutendes abwarf und im Mittelpunfte der Stabt am Markte, wo ehedem aller kaufmänniſche 
Großverlehr fih konzentriven mußte, ihren Thron hatte, von dem fie jet in das befcheidenere 
Alyl des ſtädt. Padhofs fi zurüdgezogen Hat, ift gelegentlich ber Gewichtumänberung.ein neuer, 
gegen den alten viel vereinfachter Tarif feftgeftellt worden. — Bezüglih der Kautionen 
ſtädtiſcher Beamten ift folgende Aenderung getroffen: bisher war das Gefammtlapital 
berfelben zu ftäbt. Paſſivmaſſe geſchlagen und bei ber betreffenden Stelle mitverwaltet. Auf 
Beranlaffung der Stabtverorbneten » Berfammlung fol nun die Verwaltung biefer Maffe an 
die Finanz-Deputation übergehen und dieſes ganze Kapital eine fo zu fagen Depofitalmaffe 
bilden, Die Einzahlung ber Kautionen fol entweder in Staats » Papieren oder in Kämmerei- 
Obligationen geſchehen (je nah der gefhäftlihen Webereinkunft) ebenfo follen (natürlich mit 
Uebereinftimmung der KRautionsfteller) die bereit8 gemachten Baareinzahlungen ber Kautionen 
in dergleichen Papiere umgewandelt werben. — Mit dem Abbruche des alten „Leinwand 
baufes" wird nun wohl bald vorgegangen; bereits find bie darin für den Marktverkehr ver- 
mietheten Stellen gelünbiget und ein entgegenftehender djähr. Kontrakt im Wege ber Abfindung 
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gelöft wotden. Außer den Stabtverorbneten-Rofalien hofft man iu dem Neubau andy ambere 
Räumlichkeiten zu gewinnen, jo für das im Abſicht ftehende ſtädtiſche Mujenm, d. i. eine 
Bereinigung aller lädt. oder damit zu verbindenden Sammlungen. Leiber ift eine in alter und 
wener Literatur die an Handſchriften und in beiden Zweigen, befonders für Schiefi- 
{che 8, reiche Privat-Bibliotbel, welche recht eigentlich den Sted und Stamm einer fübtiichen 
zu bilden angethan war (denn bie im ſtaͤdt. Beſitze befindlichen ſurd nur im Hnfiht Älterer 
Bücherfhäge von Werth), behufs der Zertrimmernng am ein Leipziger Antiquariat übergegangen; 
es ift dies bie urſprünglich im Breslau entftandene, ſpäter im Trebuitz aufgeftellte des verftorb, 
Geh. Kommerzienraths Joh. Wild. Delsner. Für Minderes als 5000 Thfr, wäre das BR 
durch dem gelehrlen und vereiveten Antiquar Ernft auf 21—22000 Thlr. abgeſchätzte Objekt 
für die Stabt zu. erwerben geweſen. Freilich hätte ber verft. Befiger rühmlicher gehandelt, 
wenn er e8 ber Deffentlichkeit vermacht hätte, cin Denkmal aere percnnius, und fio 
feine Erben ein unter ben übrigens obwaltenden Umſtänden gar nicht fühlbarer -Berluft. — Welche 
antiquariſche Schätze vom höchſten kulturgeſchichtlichen Intereſſe hierorts in allen Winkeln 
gerfireut und verborgen fteden, erwies ſich jet bei Einrichtung des probiſoriſchen chleſ. 
Alterthums - Mufeums vor aller Augen. Beſonders reich find, außer ben Kirchböden 
und fonfligen Rumpellammern, bie verſchiedenen Innungen an dergleichen Gegen⸗ 
Ränden, Der Dr. Luch s, der Baumeiſter und Lehrer an ber Bau» ꝛc. Schule Micha clis 
und ber Kaufmann Julius Neugebauer widmen biefer (binnen wenigen Tagen zu er. 
öffnenben) Aufftelung alle miöglihe Zeit und Mühe, — Mit der gegenwärtig unternommenen 
grundftürzenden Neftauration des Fürflenfaals ift man im ftädt. Publikum nicht eben zufrieden 
— ber. Koften wegen. Man meint, e8 gebe Drängenberes als biefe und andere rathhäusliche 
Berihönerungen. Unſererſeits haben wir uns dagegen bie Frage vorlegen müſſen, ob nicht eine 
Reinigung, Aufinalung und Aufgoldung des Borhandenen zwedmäßiger (auch wohlfeiler) gewe— 
fen wäre, als deſſen gänzliche Bejeitigung und die Herftellung' von neuem, wofür man allerdings 
von bem weientlihften Stücken des früheren Kopie genommen hat. Wir hoffen, daß letzteres 
auch bezüglich der mehreren, zum Theil fangen Injhriften von kultur- und rechts 
hiftorifhem Imterejfe, welde unmittelbar auf ben Kall angebracht. waren, geſchehen ift. 

Ein Gegenftand von Wichtigkeit in finauzieller, wie in fanitätlicher Beziehung ift der 
zwijchen Kommune qua, ‚Srantenhans-Berwaltung und Univerfität qua. Mini geichloffene 
Kontrakt. Deffen 19, $. befagt: „Nach Ablauf von 6 Jahren v. 1. Juni 1852 am gerechnet, 
fteht es ſowohl ber Stadt⸗Kommune als der Königl, Univerfität zu jeder Zeit frei, gegenwär- 
tigen Kontrakt, bezitglich des VBerbleibens der medizinifhen Klinik im Kranken-Hofpi- 
tal „Allerheiligen” bergeftalt aufzurufen, daß die Klinik nach weiterem Berlauf von brei 
Fahren, vom Tage ber Zuftellung des Aufrufs ab gerechnet, das Kranken» Hofpital wieder zu 
verlaffen hat.” — Gelegentlich des erwähnten Kündigung-Termins ift die Frage hierwegen er- 
Örtert aber verneint, jedoch beſchloſſen worden, ben Antrag betreff. Orts zu ftellen, daß bie ber 
Hofpitaffaffe zu gemwährende Entfchädigung von 1150 Then. auf 1500 Thlr. erhöht werde. Die Hofpis 
tal» Diveltion machte für dieſe Propofition geltend, daß bie mebiz. Klinik dem Hoſpitale im mediz. 
Hinſicht vortheilhaft geweſen, dab auch die Kranken, welche auf der Klinik behandelt werben, feine 
Abneigung gegen die Aufnahme in die klinitſche Abtheilung gezeigt, und daß ihren daſelbſt bie 
rüdfihtsvolfte Behandlung. zu Theil werde. Die Frage, ob auf der Linifichen Abtheilung bie 
Koften der Beipeifung und der Medilation höher zuftehen gekommen, als ver Fall geweſen fein 
würde, wenn bie Kranken auf einer Hofpital-Abtheilung behandelt worden wären? ſei nnzweifel- 
haft’ zur verneinen, dagegen ‚einzuräumen, daß bei einigen Gegenfänden mehr Koften 
entftanben, welche ſich erſt buch die Erfahrung Heransgeftellt, und an die, beider im Kontraft 
feftgeftelften Entihäbigung nicht gedacht ſei. Diefe Gegenftänbe beträfen vermehrte. Aufwartung 
mit Nüdficht auf das mit der Klinik verhundene chemiſche Laboratorium; den ſtärleren Verbrauch 
an Wäſche buch bie Betheiligung der Stubirenden bei ben Kraulenbeſuchen und bei deu 
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Unterfuhungen am Bett, und eine größere Abnutzung der Kranfenfäle durch den täglichen Verkehr 
einer großen Anzahl Stubirender neben den klinikſchen Aerzten in denſelben. Wenn mit Rüd- 
ficht hierauf die vorgeſchlagene Erhöhung der ftipulirten Entihäbigung beantragt werbe, fo fei 
dies keine unbillige Forderung. — Nah Magiftrats-Borjchlag iſt nunmehr beſchloſſen, bie fäbt. 
Aderftüde am Elaffinfhen Siechenhauſe nicht zu höchſten Preifen zu verpachten und ben 
Ertrag dem Etat für das flädt. Grumbeigenthum zuzuführen, fonberm wie es ſich in morafifcher 
wie felbft in finanzieller Hinficht bereits bewährt hat, die Verwaltung und Nutung der Armen 
bireltion zur pachtweiſen Austhuung am fleifige Tagelöhner-Familien zu 
belaffen. — Eine Polizeiverflgung, daß in Sommerzeit feitens der Hausbeſitzer bie betreffenden 
Stüde ver Straßenfahrbämme gefprengt werben follen, um bes überläftigen Staubes Herr 
zu werben, hatte unter denjelben großen Rumor veranlaft. Bon 47 Gtabtverorbnneten warb 
‚ein bezüglicher Dringlichleitantrag eingebracht: Verſammlung wolle beſchließen, dem Magiftrat 
zur Erwägung anheim zu geben, ob das feitens bes Königl. Poligei-Präfidiums ven Hausbe- 
figern aneımpfohlene Beiprengen bes Bürgerfteges und des Straßendammes mit Waffer nicht 
auf Koften der Kämmerei zu übernehmen und entweder durch bie vorhandenen Mar- 
ftall» oder durch anderweitig zu befchaffende Kräfte zu bewerfftelligen fein möchte. Motive: 
daß bie Annehmlickeit des Beſprengens ver Strafen allen hief. Einwohnern, alſo den Haus- 
befigern nicht ausichließlih zu Gute komme, mithin gerechter Weije bie Laft auf bie geſammte 
Bewohnerſchaft vertheift werben müffe; dies gejchehe, wenn bie Stadtverwaltung bie Ausfüh- 
rung übernehme. Sollten allein die Hausbeſitzer dazu verpflichtet werben, fo würde für viele 
eine neue empfindliche Beeinträchtigung erwachfen, ein großer Theil befinbe ſich nicht im ber 
Lage, das benöthigte Dienftperfonal zu halten, das Beiprengen müßte von ihnen ſelbſt beforgt 
und bie dazu erforderliche Zeit ihrem täglichen Erwerbe entzogen werben.‘ Es mußte jedoch an- 
erfannt werben, baf bie Kämmerei bie vorausfichtlich fehr erheblichen Koften bed Beipvengens 
ber Strafen nicht übernehmen könne, folle ihre finanzielle Lage nicht wieberum bedenklich 
werben ımb bie Durchführung. anderer weit nöthigerer, nicht bloß auf erhöhte Annehmlichkeit 
abzielender Einrichtungen eine das Allgemeine benachtheiligende Berzögerung erfahren. Bon 
dem Antrage wurbe bemgemäß abgefehen, dagegen beichlofien, den Magiftrat anzugeben, an 
geeigneter Stelle da8 Drüdende ber anempfohlenen Mafregel geltend zu machen und fi kräf— 
tig dafür zu verwenden, daß biefelbe nicht ald eine Zwangspflicht gegen bie Hausbefiger gehand- 
habt werde. — Unter den Berbefjerungen, welde unfere Stabt und ber Verlehr in ber- 
felben erfahren, nimmt die Befeitigung oder Zurüdziehung von Keller-Eingängen auf 
den Straßen feine unmejentlihe Stelle ein. Es wirb unabläſſig darauf hingewirlt. Wie 
umfaffenb ber Uebelftand, erhellt baraus, daß die Anzahl der Laffirten bereits Oftern c. 120, 
feitbem wieberum 172, zuf. = 292 beträgt und noch etwa 80 bergl. vorhanden find. Es find 
und waren zu großem Theile fogge ſtets offene Berlaufstleller. Ueber den vom 
Magiftrat vorgelegten Lehrplan einer hierorts zu errichtenden Mittelfhule für Knaben, 
dem ein für die Schule entworfener Etat, ein Baukoſten-Auſchlag nebſt Zeihnung zur Ein- 
richtung der Schulräume in dem von der Kommune käuflich erworbenen Haufe No. 1. Kirch» 
firaße und ein Situationsplan für die Durhführung einer Straße burd das vorbe— 
zeichnete Grunbftüd nach der Promenade beigegeben waren (Gegenſtände, die wir frither bereits 
in biefes BI. erörtert), befand bie Stabtverorbneten- Berfammlung, daß, bevor die Bewilli- 
gung ber hierzu verlangten Geldmittel erlärt werde, Magiftrat anzugeben fei, zuvörderſt bas 
bereits früher als höchſt dringlich bezeichnete und von beiden ſtädtiſchen Behörden als ſolches an- 
erlannte Projeft der Errichtung einer Mittelfhule für Töchter zur Ausführung vorzu—⸗ 
bereiten und zus Vorlage zu bringen, um eine Ueberfiht von bem hierzu erforberlihen Koften 
zu gewinnen. Die Berfammlung war ber Anfiht, es müjfe dem älteren und bringlideren 
Projekte zunähft Rechnung getragen werden, ehe man einen anderen Plan vom nit geringerer 
Tragweite im Angriff nehme, auch mäfje bie Ueberzeugung gewonnen fein, daß bie Mittel ber 
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Kimmerei, ohne Beeinträhtigung ber Übrigen fommunellen Bebürfniffe, das Eingehen anf bie 
beiden Unternehmungen geftatteten. 

In Beuthen aD. ward Bürgermeifter Eifermann, jegt 18 Jahre an ber Spige 
ber Stabt, einftimmig und unter Gehaltverbefferung auf fernere 12 Jahre wiebergewählt und 
am 2. Auguft feierlichft mit der Beftallungs-Urkumbe verfehen. 

Das Projekt ver Erweiterung von Glogau ſcheint am dem zu hohen Koftenpuntte 
geſcheitert. Da jeboh ver Wohnungsmangel immer empfindlicher auftritt, hat Magiftrat 
beichloffen, ermftlih zur Errichtung einer neuen Vorſtadt zu fohreiten. Ein Slädenraum von 
11 Morg. iſt in 14 Parzellen zu 115 - 245 O,-%. abgeftedt für den Verkauf zu dem Vernehmen nad 
1 Thlr. pro OR. Die Nähe ber Oder und des Eijenbahnhofes wirb ber Anlage von Fabri- 
ten u. a. gewerblichen Betriebsftätten daſelbſt begünftigen. Im ber Nacht vom 11. bis 12, Aug. 
if die Zuderfabrif und Umftehendes abgebrannt. Wiederaufbau ift zweifelhaft. 

Die Wahl zum Stabtrathe für Görlig (aus 28 Bewerbern, wovon 13 im engerer 
Wahl) ift auf den Affeffor Martins von Berlin gefallen: Auf 12 Jahr wiedergewählt warb 
Stadtrath Hortzſchansky. — Ob, +» Juftizratd Starke hat aus Gefundheitsrüdficht das Aınt 
als Stadtverorbneten-Borfigender niedergelegt. 

Der Neubau eines Arbeitshaufes (auf dem Yüdenringe) ift beſchloſſen; Auſchlag 
ca. 10,000 Thle. — Beim Bortrage über die Waiſenanſtaltkaſſe für 1857 in ber Stabtver- 
orbneten-Situng wurde mitgetheilt, daß fein Zuſchuß aus der Kämmereilaſſe nothwendig ge- 
weſen fei, weil ein früheres Waijenlind fpäter zum fehr reihen Manne und im Jahre 1856 
auf Antrag der damaligen Direktion des Armenhaufes angehalten worben fei, dem Waifenhaufe 
nunmehr zu erftatten, was bie Anftalt für feine Pflege und Erziehung vormals verwendet habe. 
(Shlimm genug, "wenn biefe Perfönlichkeit dazu erft angehalten werben mußte!) — Die 
Geiſtlichen und Lehrer haben, wie früher, bie. Befreiung von den Stollgebühren, jo jetzt 

auch die von ver Schulgeldzahlung verloren; die lädt. Behörben haben beſchloſſen, in bie 
Volationen nener dies austrüdiich zu vermerken, ber jet im Amte befindlichen aber ben 
Genuß jenes Privilegs bis zu event. Gehalterhöhung oder Aufrüden in höhere Stellen 
zu belaffen. Die Red. der „Schlef. Zeitung‘ bemerkt hierzu: „Das Privilegium hätte wohl 
ohne Schaben fortbeftehen- Können. Belauntlich find felbft an dem Univerfitäten bie Söhne ber 
Univerfitätslehrer und Beamten von der Zahlung der Kollegiengelber frei und es ift wenigſtens 
aus jener Mittheilung nicht erfihtlih, weshalb gerade bie fo wohlhabende Kommune Görlig 
ihren Lehrern und Geiftlichen diefes durch die Billigleit gerechtfertigte Vorrecht entzogen bat.“ 

Bon; Kofel aus beffagt man fi, daß ber feit 3 Jahren für nothwendig erfannte Neu. 
bau einer kath ol. Stadtſchule zufolge noch, nicht erreichbar gewefener Regierungsgenehmigung 
(wegen Einwendungen gegen ven Koftenpünkt, die Baupläne 2c.) noch immer ruht und jet mit 
vielen Unkoſten zu einem Proviſorium gejhritten werben muß. — Darauf antwortet von 
Kandöberg OfSch. eine Stimme, es gebe dort ähnliche ſchwebende Verhandlungen, aber 
— feit 18311 Am 3. Dezbr. 1856 habe man bereits das 2bjähr. Jubiläum des erſten Bor- 
beratbungs-Termins feiern Können. 

Liegnig ift nun (wie vor ca. 30 I. Bresfau) mit neuen, fir jede Straße befonbers 
laufenden Hausnummern, flatt ber alten durch bie ganze Stadt jpringenden, verjehen worben. 

Zum VBeigeorbneten für Militih gewählt Rechtsanwalt Horn. Dafelbft tritt nach 
erfolgten Vorarbeiten, Genehmigung ꝛc. mit bem 15. Anguft eine lädt. Spartaffe ins 
Leben, Zum „Stabtälteften’‘ ward ernannt Bädermeifter Dan. Schwarz, ſät 1826 in Kom- 
munal⸗Aemtern thätig als Kämmerer, Stabtverorbneter und Rathmann, 

"— Z.— Deld,%. Auguft. Obwohl feit längerer Zeit in Folge eines früher erlittenen Schlas 
anfalls unwohl, befuchte der Bürgermeifter unferee Stadt, Herr Niecſch, dennoch in gan 
Thãtigleit, die Heutige Sitzung des Stabtverorbneten-Kollegiums. Noch ehe bie ge 98. 
Eude geführt, fan er fereibenb in die Arıme des neben ihm figenden Stabt-Kümmerere 
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Rathsherr Dr. Fiicher feiftete zwar ſofort ätztlichen Beiſtand und begleitete ben Leidenden zu 
Wagen in feine Wohnung; doch trog Aderlaß und möglichfter Hülfe ſtarb derſelbe [don nad 
kurzer Zeit. 

Die Kreistommune Oels hat fih num endlich, obwohl mit fehr geringem Stim- 
menmehr, günftiger in ber Eifenbahnfrage eutſchieden. Der Kreis will 1000 Thlr. jährl. 
zu den Zinfen des Grunbfapitals, wenn. der Bau im Jahre 1859 beginnt und, die Kreisftadt be- 
rührend, direft nach Breslau geführt wird, fo lange herzugeben, bis die Bahn genügend rentixt, 
d. h. über 5 pCt. Zinjen bringt. Die 5 bei dem Beſchluſſe anweſenden Kreistag - Mitglieder 
ans dem Bauernflande aber — haben nachträglich Proteft eingelegt! 

Zu Schweidnig ift der aus dem Bermächtniffe eines zu Würzburg verftorb. Schweid- 
nigers, Kasp. Mebger, eutmommmene Grweiterungsbau des Ernft Gottfried Laubeſchen 
Wohlthätigkeit- und Waijen » Iuftituts bereits beendet. 

Streblen führt einen Schulhausbau aus. Koftenanichlag 16000 Thlr., ‚wovon 
10000 Thlr. aus ber Prov. Hülfslafſe, binnen 24 Jahr zu tilgen; das Uebrige aus Kommumnal- 
mitteln. 

— C — Hirschberg, im Auguft 1858. Aus dem vom biefigen Magifttat veröffent- 
lichten Rechnungsertraft der Kämmereilaſſe dürfte die nachfolgende Ueberſicht des Kaffen - und 
Vermögenszuſtandes der biefigen Stadt auch im weiteren Kreifen nicht ohne Intereffe fein: 

Der Kapitalwerth des Kämmereivermögens beträgt nach dem Materialwerth ber Gebäube 
und Nugungswertb der Grundftüde und fonftigen Gerechtigkeiten: Innerhalb des Stapt- 
bezirfs: a) an Gebäuden 38,650 Thlr.; b) am Gärten, Aedern, Wieſen und Gräfereien 
29,665 Thlr.; ec) an Bart» und Gartenanlagen 3600 Thlr.; d) an. Forften 13,000 Thlr. ; 
e) Jagd und Fiicherei 1000 Thlr. = 85,915 Thlr. Außerhalb bes Stadtbezirke: ſechs 
Erblehn -Rittergiiter (Cumersdorf, Grunau, Straupig, Hartau, Schwarzbach, Södrich) zum 
Oefammtwerthe von 105,183 Thlr. 10 Sgr.; bierzu an Kapitalwerth der Renten. 9059 Thlr. 
13 Sgr. 4 Pf., an Hypothefentapitalien und Lettres au porteur 49,908 Thlr. 23 Sgr, 5 Pf., 
an Umlanfsfapitafien, beſtehend aus dem Kafjenbeftande und Außenſtänden nad Abzug ber 
Reftausgaben 4775 Thlr. 27 Sgr. 7 Pi. Summa 254,842 Thlr. 14 Sgr. 4 Pf. 

Der Kapitalwerth der Aeder und Wieſen ift nach dem gegenwärtigen sn 
veranſchlagt worden; durch die erfolgte anderweite Verpachtung derſelben innerhalb ber ftübti- 
hen und Grunaner Feldmark und nad zwedmäßiger Eintheilung in Parzellen ift vom 1. Jar 
nuar d. 3. ab eine Mehreinnahme von circa 1500 Thlr. ober 78 pCt. jährlich erzielt worben 
und kann hieraus gefolgert werden, daß der Kapitalwerth ber betreffenden Grunbftüde in vor—⸗ 
fiehenden Angaben nicht zu hoch veranfchlagt worden. 

Dieſem DBermögensbeftand gegenüber verblieben am Schluffe des Jahres 1857 an 
Schulden: 

1) Kämmereiſchulden a 4%, pCt. 1600 Thlr., & 4 pEt. 2100 Thlr. = 37W Thlr.; 
2) Kriegsfhulden a 3Y, pCt. 19,250 Thlr.; 3) Bank⸗Ablöſungsſchulden a 3%, pCt. 29,500 Thlr.; 
4) unverzinslihe Bant-Ablöfungsihulden 4634 Thlr. 7 Sgr. 2 Pf. Zufammen 57,084 Thlr. 
7 Sgr. 2 Pf. Auf die Schulden zul. find in den Jahren 185%, 1000 Thlr. abgezahlt. Nach 
dem Tilgungsplane werben jegt alljährlich 4000 Thlr. zur Berzinfung und Tilgung der Schul, 
ben verwendet und treten bie erfparten Zinfen der Tilgungsjumme hinzu. Die — 
fünmtliher Paſſivlapitalien endigt mit dem Jahre 1877, 

Nah Abzug der Schulden beträgt das Geſammtvermögen ber Kämmerei — 
197,758 The, 7 Sgr. 2 Pf. Der Reiuertrag der beiden Rittergüter Hartau und Schwarzbach 
betrug im vorigen Jahre 3095 Thlr. 18 Sgr. 3 Bf. reſp. 1464 Thlr. 25 Sgr. 1 Pf., zw 
ſammen 4560 Thlr. 13 Sgr. 4 Pf; auch wer Meinertrag aus dem Forften war 1638 Ara 
26 Sgr. 5 Pi Die Gefanumteinnapmen der Kämmerei betrugen im verflofienen Jahre 
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56,368 Thle. 2 Sgr.; bie Ausgaben dagegen nur 51,507 Thlr. 16 Sgr. 7 Pi. Cs : 
alfo ein Karer Befland von A860 Thfr. 14 Spr. 5 Pf. m —— 
Ein näheres Eingehen auf dem Rechnungsertraft und das Abgabenweſen hieſiger Stadt, 
ingleichen über bie Armenpflege, wird im nächſten Hefte flattfinden. 


d. Brandenburg. 


Berlin, im Auguſt. Wie in der Sitzung der Stabtverorbneten am 5. d. Mte. zur 
Sprade kam, haben bie beiden fläbtifhen Behörden bei ben Staatöbehärben ‚ven Erlaß eines 
Geſetzes über das Erpropriationsverfahren für Berlin und beffen Weichbild nachgeſucht und 
einen eutſprecheuden Entwurf denſelben zur Genehmigung eingereicht. Der Handelsminiſter hat 
nun mittelft Reſtript vom 12. Juli dahin entſchieden, daß er das Bedürfniß zu dem beantragten 
allgemein gefeglihen Borfehriften nicht anzuerlennen vermöge, daß aber alle berartigen beſon— 
beren Anträge des Magiftrats forgfältig erwogen werben follen. — Ein Herr Etiche aus London 
war um bie Geftattung bes Gewerbebetriebs am hiefigen Orte mit ber Errichtung einer Gafo- 
meterfabrif vorftellig geworben, wollte aber feinen Wohnſitz nicht bier auffchlagen. Die ftädti- 
fhen Behörden hatten das Geſuch namentlich um deshalb. abgelehnt, weil der Petent die Vor— 
theile der hieſigen Kommune genießen wollte, ohne die Paften der Einwohner mit zu übernehmen, 
und weil ber Kommmme, wie es das Geſetz vorausſetzt, durch die Geftattung bes Gewerbetrei- 
bens eines Auslänbers ein befonberer Vortheil nicht erwächft. Der Petent hat ſich darauf am 
ben Hanbelsminifter gewandt, welcher bemfelben den Gewerbebetrieb auf Grund der ihm zufte- 
henden gefeglichen Befugniß geftattet, wovon der Berfammlung Renntnif gegeben wurde. Von 
einigen Mitgliedern in der Verſammlung wurde zwar hervorgehoben, daß dadurch die Mitwir- 
kung der ſtädtiſchen Behörben volllommen iluforifch gemacht wiirde, wenn trot dem Wiber- 
pruch dennod der Gewerbebetrieb geftattet werde, und man deshalb den Magiftrat erfuchen 
möge, die Prinzipienftage zum Austrag zu bringen. - Allein man machte anbererfeits geltend, 
daß die ftäbtifchen Behörden im folhen Sachen geſetzlich nur ein Gutachten abzugeben hätten 
woran ber Minifter nicht gebunden fei. Der Gegenitand hatte hiernach weiter feine Folge. — 
Das Kuratorium der Sparkaffe bat ber Verſammlung eine Ucberfiht über bie Verwaltung 
derfelben im zweiten Omartal e, vorgelegt. Die Einnahmen betrugen 29,015 Thlr. 19 Sgr. 
2 Pf., die Ansgaben 21,346 Thlr. 1 Sgr. 2 Pf., und verblieb ult. Juni ein Befland von 
7669 Thlr. 18 Sar. Außerdem beſitzt die Sparkaffe 1,250,970 Thlr. in Effeltgn, 386,275 The. 
in Hypothefentapitalien und 12,000 Thlr. a Conto di tempo bei der Seehandlung. Die Ins 
tereffenten haben abgehoben 115,565 Thlr. 23 Sgr., eingezablt- 99,869 Thlr. 27 Syr. 11 Pi. 
Die Forderungen ber Intereffenten betrugen 1,520,807 Thlr. 4 Sir. 5 Pf. auf 44,702 Quit- 
tungsbücher. — Im Betreff ver Waifenhausangelegenheit hat der Magiftrat der Berfammlung 
ein gebrudtes Anttwortfchreiben zugefandt, worin derſelbe namentlich neben ver von ihm aufrecht 
erhaltenen Prinzipienfrage auf bie bon der Rechnungsdeputation gegen die Etats der neuen 
Waifenanftalt gezogenen Monita erwiebert. Der Vorſitzende kündigte an, daß er den Gegen⸗ 
fand im ber nächſten Plenarfigung zur Berathung fellen werde; die Verſammlung beſchloß 
aber anf den Antrag eines Mitgliedes, die Sache erſt der Rechnungsdeputation zuzumweilen. — 
Demmächft nahm die Verſammlung Kenntniß von dem feitens des Kuratorinmd des — 
Friedtichs⸗ Waiſenhauſes den Kommunalbehörden erſtatteten Bericht über die Vexwaluug 
genannten Anftalt im Jahre 1857. en ber 

In ber Stadtverordnetenſitzung am 12, d. Mts. gelangte Me Angelegenheit weg nach⸗ 
Erhöhung des Kommunalzuſchufſes für die katholiſchen Gemeindeſchulen zur Verhandlung * 
bem bie Verſammlung in ihrer vorwöchentlichen geheimen Sitzung die öffentliche Berathung &t 
Sache beſchloſſen hatte. Bor einigen Jahren wurde der Vorſtand der hieſigen —“ * 
Hedwigs⸗ Kirchengemeinde bei den ſtädtiſchen Behörden vorſtellig, indem derſelbe ausfi en * 
die Kaffe zur Unterhaltung der Gemeindeſchnle ſich im Deficit befinde und Dam uachſuchte, 
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baf bie Kommume, ber doch bie Verpflichtung obliege, für ben Schulunterricht armer Kinder 
zu forgen, auch diefe Sorge für die fatholifchen Kinder durch Gewährung eines Kommunal» 
zufchuffes übernehme. Nach mehrfachen Verhandlungen lam enblich im Jahre 1854 ein Vertrag 
zwiſchen den Kommunalbehörden und dem Gemeinbevorftand zu Stande, wonach bie Kirchen- 
gemeinde einer damals ermittelten Zahl von fatholifhen Kindern aus dem Stiftungsvermögen 
ber Kirche bem Unterricht zu gewähren hatte, wogegen bie Kommune bie Verpflichtung über- 
nahm, file jebe® weitere Latholifche, hier ortsangehörige und zur Zahlung des Schufgelbes un- 
fühige Kind — deren Gefammtzahl damals auf circa 450 ermittelt wurde — ber Tatholifchen 
Gemeindeſchule dasjenige Schulgeld von 6 Thlr. jährlich zu vergüten, weldes von der Kom- 
mune für bie evangeliihen Armenjhultinder an Privatſchulen gezahlt wird. Als Bedingung 
wurbe babei feftgefeßt, daß die Kommune die von den Tatholiihen Kindern etwa gezahlten 
Schulgelder erhalte und daß die Kinder in der katholiſchen Schule nicht anders freien Unterricht 
erhalten bürften, als unter benfelben Bedingungen, wie dies in den evangeliichen Schulen ge- 
ſchehe, nämlich auf Grund einer jedesmal beſonders von ber Schulbeputation erlaffenen Ver— 
fügung. Im neuerer Zeit if nun ber Kirchenvorſtand abermals bei dem ftäbtifchen Behörden 
vorftellig geworden, indem er um eine Exhöhung- diefes Zuſchuſſes nachſucht, da die Zahl ber 
bon ber Gemeinde freien Unterricht erhaltenden Kinder gegen das Jahr 1854 bebeutend zuge- 
nommen. Es habe bie feinen Grund darin, daß theils bie Gemeinde ſelbſt ſich vergrößert, 
theil® aber aud viele Kinder von außerhalb bie biefige Schufe befuchen müßten, welde, wenn 
auch nicht zu bem Ortsbezirk der Stadt Berlin, fo doch zur Barochie ber biefigen katholischen 
Gemeinde gehören. Inzwiſchen waren bei dem ftäbtifchen Behörden vielfache Beſchwerden dar- 
Über eingegangen, daß in ber katholiſchen Schule viele Kinder aus den evangelifchen nicht allein 
aufgenommen worben, fonbern auch daſelbſt freien Unterricht erhalten haben, fo daß fich ber 
Mogiftrat genöthigt fah, dieſerhalb an das Konfiftorium zu berichten, welches feinerjeits bie 
Geiftfichleit mit der geeigneten Anweifung verfah. Als die Angelegenheit in Betreff der bean- 
tragten Erhöhung des Zuſchuſſes zuerft an die Verſammlung gelangte, fprach biefelbe aus, daß 
bie Verpflichtung der Kommune gegenüber der katholifhen Gemeinde fih nur auf bie Lathofifch 
getauften Kinder, keinesfalls aber auf evangeliſch getaufte erftreden dürfe und daß der Magiftrat 
auf biefer Bafis hin bie getigneten Verhandlungen einleiten möge. Die Schuldeputation er- 
Märte fi dafür, daß der Zuſchuß für die biefigen Kinder auf eine näher angegebene Zahl 
erhöht, ba aber in Betreff ber auswärtigen Kinder bie jetzige Zahl, welche fi) auf etwa 100 
beläuft, näher erittelt und biefelbe fortan als Baſis für den hierfür zu gewährenden Zuſchuß 
feftgehalten werbe. Im Betreff der katholifchen Taufe der Kinder gab die Schuldeputation dem 
Magifrat bie Erwägung anheim, in wieweit eine folhe Bedingung mit ber jeigen Lage ber 
Geſetzgebung zu vereinigen fei. Der Magiflrat, indem er fih dem Antrage der Schuldeputa- 
tion anſchloß, feste in letzterer Beziehung auseinander, daß hierbei nicht bie katholische Tanfe, 
fondern die Ianbrechtlihen Beſtimmungen zu enticheiven haben, alſo unter Umfländen, ber 
Wille der Eitern für den Schulbeſuch der Kinder maaßgebend fei. Die Gelbbewilligungs- 
Depntation ber Verſammlung hat fich jedoch mit aller Entfchiedenheit gegen jede Ermeiterung 
des Ablommens bes Jahres 1854 erklärt. Was die in die Schule aufgenommenen nicht orts. 
angehörigen Kinder betrifft, fo fei darauf gar feine Rücſſicht zu wehmen, ba event. bie betref« 
fenden Gemeinden bazu herangezogen werben fönnten. Im Betreff ber aufgenommenen evan- 
geliſchen Kinder hätten die Eltern über den Schulbeſuch fo lange eine Beftimmung, als fie bie 
Mittel haben, das Schulgeld zur bezahlen, jonft abes würden ſolche Kinder in ben von ber 
Kommune geftifteten Schulen untergebracht. Grabe der Umftand, daß katholiſche Kinder nicht 
in evangelifchen Schulen unterrichtet werben follten, habe die Latholifche Gemeinde zum Abſchluß 
jene® Bertrages veramfaßt, und biefelben Nüdfichten müßten mindeſtens auch für bie evangeli- 
(hen Kinder vorherrſchend bleiben. Die Deputation trägt deshalb daranf an, jede Erweiterung 
bed Bertrages von 1854 abzulehnen, und den Magiftrat darüber um Auskunft zu erfuchen, ob 
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die Bedingungen dieſes Vertrages in Betreff der Aufnahme ber Kinder in bie Lathofifche Be. 
meindeſchule auch in allen Punkten durchgeführt werde. Im der Verſammlung ſprachen bie 
fümmtlichen Redner, bie Stabtverorbneteu Bollgold, Dellihau, Seidel und Meißniger, mit 
aller Energie für ben Antrag ber Geldbewilligungs-Deputation auf Ablehuung. Sie boben 
hervor, daß bie Kommune mur die Pflicht habe, für den Unterricht armer Kinder zu forgen 
nicht aber fonfeffionelle Gemeindeſchulen zu unterhalten. Indem fie den Bertrag vom Jahre 
1854 einging, babe fie lediglich ein Werk ber religiöfen Toleranz geübt, aber man bürfe ihr 
jet ein Weiteres um jo weniger zumutben, als dieſe Schule erweislich zur Profelytenmachevei 
benutzt werde, indem man evangeliihe Kinder heranzuziehen fuche, und weil ber Kommune 
and nicht bie mindefle Kontrolle über bie Verwendung ber Einkünfte, fo wie barüber wie 
viele don. ben aufgenommenen Kindern wirklich zahlungsunfähig feien, eingeräumt fei, "Man 
habe fi darum mit aller Eutſchiedenheit aus Rückſichten bes ewangeliihen Belenutniſſes da 
gegen zu wahren, daß Dies Weſen nicht noch weiter um fi) greife und hierin werde Riemand 
Intoleranz erbliden. Der Stabtihulrath Fürbringer vertheibigte den Magiftratsantrag lediglich 
ans Billigleitsgründen, obwohl er zu feinem- Bedauern geftehen müſſe, daß altenmäßige Be- 
weife dafür vorhanden ſeien, daß fi die Gemeinde Eingriffe in bie geheiligteflen proteftanti- 
jchen Rechte habe zu. Schulden fommen faffen. Bei der Abflimmung erhielt der Magiftrats- 
antrag leine Stimme und wurbe demnach ber Antrag ber Gelbbewilligungs » Deputation ange- 
nommen, alſo jebes Weitere abgelehnt. — Hiernach gelangte die Angelegenheit wegen ber Ber- 
längerung ber Konzeifion für die hiefigen Wafferwerke zur Verhandlung. Es ift berichtet, baf 
die Berfammlung die Eimwilligung hierzu abgelehnt und ber Magiftrat der Berfammlung bier- 
nach vorgeſchlagen hatte, die Sache nochmals in Berathung zu nehmen und namentlich ſich mit 
der Verlängerung einverftanden zu erflären, wenn ber Direltion bie Bebingung geftellt werbe, 
die Preiſe ohne biefleitige Genehmigung nicht erhöhen zu dürſen. Für den Fall, baß es ber 
Berfammiung angemeffen eriheinen follte, die Sache in gemifchter Deputation nochmals vor- 
beratben zu laffen, fo erkläre er feine Vereitwilligleit dazu. Die Gelbbewilligungs » Deputation 
der Berfammiung hat bie Nieberfegung ber gemichten Deputation mit ber Maaßgabe befür- 
wortet, daß biefelbe ben ganzen mit ber Direktion der Waſſerwerle abgeſchloſſenen Bertrag und 
im wie weit eine Aenderung beffelben nothwendig erfcheine, in Erwägung nehme. Nachdem bie 
Verſammlung im ber vorigen Woche bie öffentliche Berathung der Sache beſchloſſen hatte, ifl 
ihr jet vom Magiftrat bie Abſchrift eines Schreibens bes Polizeipräfidenten v. Zeblig am ben 
Handelsminifter mitgetheift worben, wonach der Polizeipräfident ben Minifter erſucht, feine 
Entjheidung in ber Sache fernerhin nicht mehr von berjenigen ber Gemeinbevertretung abhängig 
zu machen, da nach bem, was aus bem Öffentlichen Blättern über deren Verhandlungen befannt 
geworben, biefelben doch zu feinem befriebigenden Nefultate führen würden. Der Magiftrat 
hat num in einem ebenfalls ber Berfammlung abſchriftlich mitgetheiften Schreiben an den Han- 
belsminifter die Vitte gerichtet, auf ben Borfchlag des Polizeipräftdenten nicht einzugehen. Der 
Beſchluß der Berfammlung habe bisher jeine Zuftimmung noch nicht erhalten, vielmehr habe er 
mit berfelben noch neue Berhanblungen angenüpft, und er bitte, bie Entjdeibung fo lange 
auszuſetzen, bis bie Sache im Schoofe ver Kommunalbehörden verfaffungsmäßig zum Austrag 
gebracht ſei. Verhehlen wolle er jedoch nicht, daß bie ganze Art und Weiſe ber Begründung 
der Wafferwerle das Mißtrauen der Gemeinbevertretung erregt habe und darum müſſe er um 
fo mehr bitten, bie Sache bei derfelben zum Abſchluß bringen zu lönnen, che eine befinitive 
Entjpeidung erfolge. Bei der eröffneten Debatte in ber Berfammlung ergriff zuerft der Stabt- 
verorbnete Vollgolb das Wort, zur Befürwortung feines Antrages, gegen bie Verlängerung 
der Konelfion zu proteftiren, indem ex ſehr tief in das ganze Weſen des Unternehinens ein- 
ging. Nachdem aber die ſämmtlichen übrigen Nebner geltend gemacht, daß es fi) heute micht 
nm bie Materie des Gegenftandes, fondern nur um bie Frage wegen Niederſetzung ber ge- 
miſchten Deputation handele, wurde diefelbe von ber Berfammlung beſchloſſen. 


e. Sadfen. | 

Magdeburg, im Augufl. Die Stadtverorbneten-Berfammlung befchäftigte fi in ihrer 
jüngften Situng am 27. v. Mts. vielfah mit Waffer-Angelegenheiten ; fie bewilligte 5. B. 
eine Vergütung für einen Privatlunftpfapl, aus weldem zum Neubau eines Hanfes das Wafler 
genommen werben follte, im Betrage von 10 Thlr., fie beichloß über eine Abweichung vom 
Waffergeldtarif bei Feftiegung der Bergütung für einen Privatfunftpfahl, besgleichen wegen ber 
Springbrunnen; aud genehmigte fie eine Bergütung der Brauer für das im laufenden Jahre 
zu konſumirende Waffer, und genehmigte eublich die Verlängerung eines projektieten Kanals, — 
In einem Schreiben vom 4. Juli hatte der Magiftrat darauf angetragen: bie Zuſtimmung zu 
ertbeilen, daß dem deutſchen National-Muſeum zu Nürnberg ein für alle Mal ein Gejchent von 
100 Thlen,. aus der hiefigen Kämmereilaffe überwiefen werde. — Der Antrag wurde durch 
Stimmenmehrheit abgelehnt. — Mit einem Schreiben vom 10. v. Mts. überjanbte ber 
Magiſtrat der Verfammlung 3 Koſtenauſchläge über: 1) Beichaffung ver Mobilten für das neue 
Schulgebäude auf dem Magdalenenlirchhof, betragend 1800 Thlr., 2) Regulirung, Pflafterung 
und Beltefung des Schulhofes 385 Thlr., 3) Erbaunng eines Abtrittsgebäubes daſelbſt 700 Thlt., 
zuf. 2985 Thlr. mit dem Antrage, in die Ausführung der Anjchläge, jo wie darin zu willigen, 
daß die Koften auf den Ban-Etat pro 1859 gebracht werben. Hinſichtlich des Abtritisgebäudes 
machte ‘der Magiftrat, abweichend von dem Baupläne, den Vorſchlag, baffelbe auf dem füböft- 
lichen Ende des Schulhofes errichten zu laſſen. — Neferent hatte den Antrag geftellt, nament- 
lich die Tifchlerarbeiten nicht im Wege der Submiffion, fondern aus freier Hand nah Wahl 
ber Baudeputation am tlichtige Meifter gu vergeben; die Berfammlung erklärte ſich indeſſen bier- 
mit nicht eimverftanden, wollte e8 vielmehr bei dem Prinzip der Submiffton bewenben laſſen 
und bewilligte die Anfchlagsfumme von zuſammen 2985 Then. zum Bm-Etat pro 1859. Der 
Vorſchlag des Magiftrats wegen anberweiter Plazirung des Apartements fand die vollfländigfte 
Billigung der Berfammlung. in Mitglied der Berfammlung brachte hierbei zur Sprache, daß 
zu dem Ban des Schulhaufes die Lieferung ber Mauerfteine in Lizitation ausgeboten. worden, 
daß aber verlautlich der Mindeftforbernde die Steime nicht vollſtändig geliefert habe, ſondern 
daß ein bedeutendes Quantum von einem andern Lieferanten zu höherem Preiſe geliefert ſei. 
Der Rebner trug darauf an, ben Magiftrat bieriiber um. Auskunft, refp. um Borlegung ber 
betreffenden Rechnungen zu erfuchen. Der Antrag blieb aber bei der Abſtimmung in der Mi— 
norität, nachdem von Seiten des Magiftrats-Kommiffarius über den Sachverhalt eine münd— 
lihe Erläuterung gegeben worden war, 

- H— Magdeburg, im Aagufl. Dem fiir das Jahr 1857 erflatteten Verwaltungs: 
Berichte Über den Stand der hiefigen Gemeinde» Angelegenheiten entnehmen wir über bas Kapi- 
tal » Bermögen und Schulden folgende Notiz: Das Kapital Vermögen befteht in 182,998 Thlr. 
10 Sgr. Hypothelen » Kapitalien, 133,000 Thlr. Actien der Gas» Anftalt, 199,300 Thlr. Eifen- 
babı » Prioritäts- Actien (für ausgeloofte find dergleichen andere gekauft), 10,100 Thlr. zinsloſe 
Kapitalien, zufammen 525,398 Thlr. 10 Sgr. Diefe Summe ift der vom Jahre 1856 gleich 
geblieben. Dagegen find die Schulden der Stabt jehr erheblich vermindert worden. 

Am Schlufle des Jahres 1856 hatte die Stabt tilgungsfihige Schulden (Hypothelen⸗ 
Schulden und Anleihen) 198,473 Thlr. 4 Sgr. 10 Pf., umablöslihe Schulden 71,745 Thlr. 
25 Sgr., Überbanpt 270,218 Thlr. 29 Sgr. 10 Pf. Darauf find im Jahre 1857 zurückgezahlt 
auf Stadt» Obligationen Littr. A. B. und C. 6551 Thtr. 20 Sgr., Amortifations » Kapital am 
die Sparlaſſe 32,505 Thlr. 4 Sgr. 10 Pf., überhaupt 39,059 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf., bleiben 
231,159 Thlr. 5 Ser. und zwar Hypothelenſchulden 104,518 Thlr. 10 Sgr., Anleihe A. B. O. 
54,595 Thlr., unablösfihe Schulden 71,745 Thlr. 25 Sgr., Summa 231,159 Th. 5 Sgr 
Bon den alten Stadtobligationen Littr. A. B. C. durften planmäßig nur 5926 Thlr. 20 Ser. 
getilgt werden, es find indeß außerdem noch 625 Thlr. angefauft und mitgetilgt worben, mo» 
durch die Summe von 6551 Thlr. 20 Sgr. fi herausſtellt. Die Cantionen der fläbtiichen 
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Beamten betrugen am Schluffe des Jahres 1857 11,400 Thlr., bie unverzinslichen Pacht⸗Cau⸗ 
tionen 18,057 Thlr. 10 Sgr. 9 Pi. 

— C— Halle, im Auguſt. (Das Arbeitshane.) Bereits im Jahre 1828 warb dahier 
vom Magiſtrat eine Arbeitsanftalt gegründet, um: a) die an Müßiggang gewöhnten Bagabonden 
und Bettler zu einem befferen Lebenswanbel zu führen; b) ven Arbeitsluftigen, denen es au 
Arbeit fehlt, dergleichen zu verichaffen. i 

Sie war fomit eine Zwangs- und freiwillige Arbeits » Anftalt, nachbem dieſelbe 2 Jahre 
beftanden, wurde fie im Jahre 1852 durch Beihluß des Magiftrats und der Stabt - Berorbnreten 
aufgehoben, weil in Folge ber veränderten Gefeggebung, namentlich ber Aufhebung des Polizei. 
lichen Strafverfahrens, bie Zahl ver Zwangsarbeiter bebentend abnahm, auch der freiwilligen 
Arbeiter weniger wurben und bie Anftalt daher zu ihrem Fortbeftehen einen unverhältnißmäßi⸗ 
gen Zuſchuß aus ber Armenfaffe beburfte. Sämmtliche Utenfilien der Auftalt wurden verkauft 
und die Gebäube dem Königl. Kreis Gericht zur Benugung als Gefängnif- Beſchäftigungs⸗ 
Anftalt vermiethet. 

Schwerlich würde man ſich indeß zu eimer Auflöfung ber über 20 Jahre beftanbengn 
Anftalt entichloffen haben, wenn man die bald daranf erfolgte Abänderung ber Gefegebung auf 
dem Gebiete der Armen Polizei und der Maximen ber Armen» Berwaltung hätte vorberfehen 
lönnen. Nach Ergang des Gejees vom 21. Mai 1855 zur Ergänzung bes Armen -Gejehes vom 

31. Dezember 1842, worin das Vorhandenſein vom Arbeitshäufern zum Zwede ver Armen» Dis: 
ciplin vorausgeſetzt wird, kam daun die Königl. Regierung anderweit auf das unter Hinweiſung 
anf die Amtsbl. »Berorin, vom 23. November 1851 ſchon im Jahre 1852 ausgeſprochene, bie 
Erritung eines Armenhaufes refp. einer Anftalt zur Aufnahme und Beihäftigung ver ans 
Öffentlichen Mitteln zeitweiſe ober dauernd umnterftütten Perſonen bezielende Verlangen zurüd, 
und konnte bie Stabt die Etablirung eines ſolchen Inſtituts nicht weiter beanftanben. 

Das ehemalige Arbeitshbaus warb mit einem Koftenaufwande von’ 1522 Thlr. 11 Sgr. zu 
einem Arbeitshauſe im Sinne bes Gejehes vom 21. Mai 1855 eingerichtet und am 12. No» 
vember 1856 eröffnet, 2* 

Nach dem Regulative vom 6. September 1856 iſt daſſelbe beſtimmt: a) zur Aufnahme 
derjenigen obdachloſen Perſonen, denen die Behörde ein Unterlommen zu verſchaffen genöthigt iſt; 
by zur Aufnahme derjenigen Armen, benen bie Armendireltion ſtatt Almoſens den Aufenthalt 
zur Arbeit in der Anftalt anweift; c) zur zwangsweifen Einftellung der in dem Artifel 11— 13 
des vorallegirten Gefeges bezeichneten Perfonen, namentlich alfo ſolcher, welche bie Ihrigen hülf⸗ 
108 laſſen und dazu im Berwaltungs- oder gerichtlichen Wege fruchtlos aufgeforbert werben. 

Alle in die Anftalt aufgenommenen Perjonen werden, nad dem Maaß ihrer Kräfte zur 
Arbeit angehalten. Letztere beftichen im Federnreißen, Beſorguug der Strafen » Reinigung, 
Formen ber Braunfohlenfteine, Strohdedenflechten und vergl. — Auch werben Häuslinge zur 
Berrihtung von Handarbeiten gegen ein zwiſchen 5 und 10 Sgr. ſchwankendes Tagelohn hiefigen 
Eimwohnern überlafjen. 

Die Anftalt ift zur Aufnahme von 36 Perfonen täglih projectirt. Durchſchnittlich find 
indeß im erfien Jahre ihres Beſtehens nur 20. Berfonen täglich darin betimirt gewejen. Bei jo 
mäßiger Frequenz ſteht eim beſonders günftiges pecumiaires Reſultat allerdings nicht zu hoffen, 
um jo weniger, als bie einzelnen Häuslinge meift nur Kurze Zeit und vorübergehend in ber 

Auftalt fih befinden, ein Einarbeiten in eine beſtimmte mechanifche Thätigkeit daher faum möglich 
if. Aus diefem Grunde hat das Strohdedenflehten im Jahre 1857 wieberum eingeftellt, bie 
Einrichtung einer Tabadsfpinnerei und der Cigarren » Fabrilation aber ansgelett bleiben müfjen, 
dagegen hat die Kobfenformerei und die Straßen-Reinigung mit Ruten für die Kaffe betrieben 
werben Können. Inzwiſchen ift der weientlichfte Nutzen der Anftalt darin zu ſuchen, daß biejelbe 
einen heilfamen Schreden unter ven Schichten der Bevölkerung hervorgerufen hat, bie gewohnt 
waren, fih obdachlos unıherzutreiben und die Ihrigen der öffentlichen oder privaten Woblthätigleit 
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zu überlaſſen. Sorgloſe Familienväter, bie fi bisher für ihre Perfon in Schlafftelle bega- 
ben und ihren Verdienſt vergenbeten, Mütter, bie ihre umebelihen Kinder hülflos Tießen, find 
durch Androhung reſp. Einftellung ins Arbeitshaus vielfach veranlaßt, fih um Erlangung einer 
paffenben Wohnung für die Ihrigen ‚zu befümmern und viefelben in eigne auslömmliche Ber- 
pflegung zu nehmen rejp. für fie angemefjene Beiträge an die Armenkaffe zu zahlen. Der 
Mangel einer ftärleren Bevöllerung bes Arbeitshaufes bei gleichzeitiger jet gegen früher gerin- 
ger und nur zeitweiler Bejegung des Mufilantentburms wirft fonad anf die zunehmende Sitt- 
lichkeit des Proletariats, wie auf die Zwedmäßigkeit der Armen» Berwaltung ein günftiges Licht. 

Nächſt den vorgedachten Perfonen liefern die Lüberlichen Weibsperfonen, bie wegen nächt⸗ 
fichen Umbertreibens von ber Polizei zur Gefängnißhaft verurtheilt werben, das größte Gontin- 
gent für das Arbeitshaus. Dazu kommen: einzelne Berfonen, um bie von ber Königl. Regierung 
ihnen 'zuerlannte Nachhaft (Detention) in ber Anftalt zu verbüßen. Die Befirwortung bes 
Antrags, der letzteren in diefer Beziehung Überhaupt gleiche Rechte mit ber Zeiger Korrections- 
Anftalt einzuräumen, ift von der Königl. Regierung abgelehnt, ſofern nicht die Stabt der hiefi- 
gen Anftalt, eine ver Zeiger gleiche Einrichtung geben und biefelbe ausſchließlich unter bie 
berleitnng ber Königl, Polizei » Direktion ftellen wolle. 

Zur Verwaltung der Anftalt hat für jest ein Infpektor ausgereicht; von Anftelung eines 
Aufſehers ift bisher noch Abftand genommen; bei der Straßen» Reinigung vertreten 2 vom 
Inſpeltor angenommene Borlebrer deſſen Stelle. Der Inſpeltor hat freie Wohnung, Heizung 
und Licht in ber Anflalt und beforgt die Verpflegung und Wüſche der Häuslinge. Die Belöfti- 
gung ber Pebteren, benen ber Aufenthalt im der Anftalt in feiner Weife angenehm gemacht 
werben ſoll — beftand bisher für ven ganzen Tag in 1”, Pfr. Brot, Mittags in 1 Quart 
geihmalzter dider Suppe und Abends im dem nöthigen Salz zum Brote, außerdem Sonn» und 
Feiertags in 1 Quart Mehlſuppe zum Frühftüd und an dem erften Feiertagen der drei hoben 
Fefte-in Pfd. Rindfleiſch zu dem in Fleiſch gelochten Gemüſe. 

Für dieſe Verpflegung erhält der Inſpeltor pro Kopf à Tag bei einem Roggenpreife bis 
45 Thlr.: 2 Ser. 6 Pf., von 45— 60 Thlr.: 2 Sgr. 9 Pf., von 60— 75 Thle.: 3 Sgr., 
über 75 The. 3 Sgr. 3 Pf. Den im Freien bejhäftigten Arbeitern mußte indeß jhon im 
vorigen Winter täglich Fruͤhſuppe, und ben "Brauntoblen »Formern eine Ertra- Portion Brot 
verabreicht werben. Neuerbings ift beſchloſſen, ſämmtlichen Häuslingen zn /, Dnart 
Suppe zu gewähren. 

Der Etat: des Arbeitshaufes pro 1857, ber indeß felbfirebeud mur als approrimativer 
Ueberfchlag anzufehen, fließt in Einnahme und Ausgabe mit 2520 Thlr. ab. Einnahme, 
1) Arbeitsverbienft der Häuslinge 800 Thlr.,.2) Zufhuß aus der Kämmerei 1700 Thlr., 3) 
Insgemein 20 Thlr., Summa 2520 Thlr. Ausgabe 1) Gehälter 300 Thlr., 2) Bireau- 
toten 15 Thlr., 3) Unterhaltung des Grundſtücks 35 Thlr., 4) Berpflegung ber Häuslinge 
699 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf., 5) Unterhaltung der Utenfilien und Wäfhe 106 Thlr., Brenn» und 
Erleuchtungs - Material 130 Thlr., 7) Reinigung der Kommumalftellen 1200 Thlr., 8) Iusge- 
mein 34 Thle, 12 Sgr. 6.Pf., Summa 2520 The, 

Zeig, 8. Aug. Auch die biefigen ftäbtiichen Behörben haben, angeregt buch bie gün- 
fligen Erfolge der Gasbeleuchtung in andern Stäbten, ſich meuerbings für Einführung 
biejer Beleuchtungsart entichieden.. Nah den Anſchlägen werben bie Anlage» und Baufoften 
auf etwa 42,575 Thlr., die Fabrifationstoften auf ungefähr 4000 Thle. zu fliehen fommen. 
Mit Rüdficht auf etwaige Mehrkoſten find alſo die zur Beftreitung des. Gelammtloftenaufwands 
erforberlichen Mittel auf 50,000 Thlr. zu veranfchlagen. Diefe Summe beabfichtigen die ſtädt. 
Behörden durch Ausgabe von auf ben Inhaber lautenden, mit 5 pCt. verzinslichen, innerhalb 
37 Jahren einzulöfenden Zeiger Stabtobligationen zu beſchaffen. Die erforderliche ftaatliche 
Genehmigung dieſes Planes ift bereit® nachgeſucht und dabei auf die Thatſache hingewieſen 
worben, daß jchon jetzt 900 dffentlihe und Privatflanımen angemeldet find. 
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f. Uheinland und Weſtphalen. 

—e — 'Köln, im Auguf. Dem Berwaltungsberigt über den Stand ber Gemeinbe- 
angelegenheiten im Jahre 1857, welchen wir im März- und Aprilpefte mitgeteilt haben, folgte 
im- März er. der Bericht des Beigeorbneten Frand, der fi über den Civilftand, das Grund- 
feuer- und Gewerbefteuer-Wejen, die Feuerverſicherung, bas Einquartierungs » Wefen und bie 
gewerblichen Unterftügungs- Kaflen Kölns verbreitet. Wir entnehmen dem ſehr interefjanten . 
Berichte theil® wörtlich, theils im Auszuge Folgendes: 

A, Civilſtand. Die Eivil-Bevöfkerung der Stadt Köln betrug am Schluffe des 
Jahres 1857: 108,451 Einwohner, worunter 54,288 männliche und 54,163 weibliche, folglich 
125 der erfteren mehr als ber Tegteren; am Schluffe bes Jahres 1856 war ein Ueberſchuß von 
1874 weiblichen Einwohnern vorhanden, demnach hat das Jahr 1857 nicht bloß biefen weibli— 
den Ueberſchuß abjorbirt, fonbern noch dazu ein Plus von 125 männlichen geliefert. Der 
Schluß des Jahres 1856 zeigte einen Beftand von 104,700 Einwohnern, demnach bat die Stabt 
im Berlaufe des letzten Jahres einen Zuwachs von 3751 Einwohnern erhalten. Im ben letter 
fünf Jahren hat ſich die Bewölterung um 11,927, durchſchnittlich pro Jahr um 2385 Iubividırein 
vermehrt. Unter den 108,451 Einwohnern waren 94,709 Katbolifen, 11,681 Evangelifche, 
76 Menoniten und anderen chriſtlichen Belenntniffen Angehörige, und 1985 Juden, — Ge 
boren wurben im Jahre 1857: 4259 Kinder, und zwar 2150 Kuaben und 2109 Mädchen, 
demnach 41 Knaben mehr als Mädchen; im Ganzen 260 mehr, als im Jahre 1856. Im ben 
fetten Fünf Jahren beteng die Zahl der Geburten 19,909, durchſchnittlich pro Jahr 3981, 
Es wurden lebennd geboren A118, tobtgeboren 141, demnach ift das Verhältuiß der letzteren zu 

ben exfteren wie 1:29, während es fi im Jahre 1856 ungünftiger,  faft wie 1:25 flellte, 
Bon den 4118 Geboren waren 3787 ebeliche und 331 umeheliche, fo daß fich das Berhältnifi 
ber erfteren zu dem letzteren faft wie 11:1 ftellt und von ben Verhältnißzahlen der beiden ver- 
gangenen Jahre wenig unterfheibet. Von den unehelichen Kindern waren 168 Knaben und 
163 Mädchen, 170 wurden von Auswärtigen und 161 von Kölnerinnen geboren. Bon bem 
unebelihen Geburten fanden 100 in der Gebär-Anftalt, 68 in Privatwohnungen und 2 im 
Arreſthauſe Statt. Im Berlaufe des Jahres 1857 wurden -132 uneheliche Kinder legitimitt, 
und zwar 116 durch Anerkennung beim Abſchluß der Heivath ihrer Eitern, 11 durch Reſtript des 
Herrn Minifters, und ferner fanden noch 5 bloße Anerfennungen unebhelicher Kinder durch befon- 
bere Urkunden Statt. Die e hel ich e Nachtommenſchaft, womit das Jahr 1857 die Stabt Köln 
beſchenlt hat, vertheilt ſich auf verſchiedene Klaſſen der bürgerlichen Gefellichaft auf folgende 
Weife. Die Väter von 1738 biefer Kinder ſind Handwerler, von 856 Tageldhner, 
von 682: Kindern Kanfleute, Händler, Gärtner, von 446 Kindern Beamte, Advo⸗ 
faten, Aerzte, Lehrer, von 29 Kindern Künftler, von 36 Kindern Rentmer, Ge— 
ſchäftshoſe. — Deirathen wurden im Jahr 1857: 980 vollzogen, 49 mehr als im Jahre 
1856. Im dem legten fünf Jahren wurden 4175 Heirathen vollzogen, alſo durchſchnittlich pro 
Jahr 885. Unter den 980 Ehepaaren gehören 806 der kathofiichen Konfelfion, 61 der enangt- 
tifhen und 12 der jübifhen Konfeffion an. Gemifchte Ehen wurden 101 geſchloſſen, und 
zwar latholiſche Männer mit evangelifhen Frauen 30, evangeliihe Männer mit tatholiicen 
Frauen 71. Es verheiratheten ſich 490 Handwerker, 154 Tagelöhner, 214 Kaufleute und Händ» 
ler, 93 Beamte, Advolaten, Aerzte, Lehrer, 20 Künftler, 9 Rentner, Gewerbloſe. Unter bei 
644 Handwerkern und Tagelöhuern waren mehr als die Hälfte (349) Männer zwifchen 17 bis 
30 Jahren. — Sterbefälle famem im Jahre 1857: 2987 vor, 48 mehr al® im Jahr 1856 ; 
geboren wurden lebend 4118, es flarben 2987, demnach mehr geboren als geftorben 1131. 9m 
ben letzten fünf Jahren betrug die Zahl der Geftorbenen durchſchnittlich Pro Jahr 2808. Un⸗ 
tee ben Geftorbenen befanden ſich 1526 männlichen und 1461 weiblichen Geſchlechts, demnach 
65 mehr männliche als weibliche. Es gehörten davon 2616 der kathofifhen, 332 ber ebange 
liſchen uud 39 ber jübiihen Koufeffion an. 862 ber Geftorbenen (mehr al® '/, ber ganzen 
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Summe) hatten noch nicht das Alter Eines Jahres erreidht, worunter 472 Knaben und 390 
Mädchen. Es flarben im Jahre 1857: 270 Handwerker, 180 Tagelöhner, 110 Kaufleute, 
Hänbler, Gärtner, 130 Beamte, Advolaten, Aerzte, Lehrer, Geiftliche, 14 Künftler, 90 Rentner, 
Geſchäftsloſe. Es farben 352 Perſonen, welche minberjährige Kinder hinterlafjen, wodurch im 
Ganzen 1052 Kinder Bater oder Mutter verloren haben, 

Ueber die Arbeiten auf dem Civilſtands-Amte wird mitgetheilt, daß im Jahre 
1857: 8282 Urkunden in bie Geburts-Regifter, 6070 im die Sterbe-Regifter, 1986 in bie Hei- 
zaths-Regifter, 2498 in die Berkünbigungs » Regifter eingetragen und 2486 Heiraths-Berkünbi- 
gungen angefertigt wurden, welche zufammen 21,322 Altenftüde biefer Art ausmachen. Im 
Jahre 1856 betrugen diefe 19,401, alfo im Jahre 1857 eine Mehrjumme von 1921. Wie fehr 
biefe Arbeiten zugenommen, beweift der Umſtand, daß die Zahl ber Urkunden im Jahre 1853: 
17898 betrug, demnach in ber Frift von 5 Jahren fi ein Zuwachs von 3424 herausgefiellt 
hat. Die Zahl der für amtliche und Privatzwede ansgefertigten Auszüge betrug 2818, ber 
Beiheinigungen 12,220. Bon biefen wurden wegen Armuth und von Amtswegen unentgeltlich 
ertheilt 13,680, für dem Reſt von 1358 wurben gemäß dem Gefege vom 12. Juli 1807 an 
Gebühren erhober 193 Thlr. 10 Sgr. und an die Stabtlaffe abgeliefert. An Gebühren. bei 
Heiraths⸗ und Geburts-Anzeigen gingen 335 Thlr. 6 Sgr. ein. Der Ertrag der während ber 
— aufgeſtellten Armenbüchſe lieferte eine Summe von 98 Thlr. 1 Sgr. 4 Pi. 

(Schluß im nächften Hefte). 

$. Bonn, im Auguft. Das Budget der Bürgermeifterei Bonn für das laufende Jahr 
erreicht die namhafte Summe von 65,068 Thlru. Das nebenbei gehende Armen-Budget ſchließt 
mit 25,045 Thlr. ab, den ſtädtiſchen Zufhuß von 15,822 Thlr. eingerechnet. Aus dem Jahre 
1857 if ein Beſtand von 2,603 Thlr. in das Budget des laufenden Jahres übergegangen, 
„Dieſer Beftand, bemerkte die Verwaltung bei Borlegung des Budgets, verbunden mit dev flei- 
genden Einnahme der Schlacht- und Mahlſteuer, der Einführung des Werftgeldes mit einem muth- 
maßlichen Reinertrage von 1000 Thfen. und dem Umſtande, daf die Gemeinde circa 1000 Thlr. 
weniger zur Dedung ber Bebürfniffe der AUrmen-Berwaltung aufzubringen hat, machen es möglich, 
ungeachtet, daß zur Berzinfung und Zilgung der neu kreitten Schuld 7,209. Thlr. 15 Sr. in 
bas Budget aufgenommen, das Einkommen ber Elementarlehrer fet normirt und einige Erhö— 
bungen in dem Befoldungs-Etat vorgefchlagen worden, dennoch die Kommunal-Einltommenfteuer 
um 195 Thlr. gegen bie Borjahre zu ermäßigen. Auch dürfe der Hoffnung Raum gegeben wer« 
ben, daß ebenfo in dem nächſten Iahren eine Erhöhung der im Verhältniſſe zu den meiften be- 
beutenben Städten unferer Provinz mäßig zu mennenden Einkommenfteuer nicht erforderlich fein 
werde, wenn auch, nad vollftändiger Emiffion der ſtädtiſchen Obligationen bie planmäßige Til- 
gungs- und Berzinfungsiumme ad 9,000 Thlr. in den Haushalts-Etat aufgenommen werben 
muͤſſe.“ 

Es erſcheint allerdings wünſchenswerth, daß in den nächſten Jahren zu einer weiteren 
Erhöhung der Einkommeuſteuer nicht geſchritten und demgemäß der Ausgabe⸗Etat geregelt werde; 
ba wir ber Meinung find, daß es wohl gerechtfertigt fein dürfte, auch den Nachlommen einen 
angemefjenen Theil ber Laſten zuzufchieben für dauernde ſtädtiſche Einrichtungen und Bauten, 
welche ihnen jo wie und Vortheil und Genuß verſchaffen, und die Peiftungsfähigkeit der Steuer- 
pflihtigen — bie leider oft als „eine Schraube ohne Ende“ betrachtet wird — micht zu hoch zu 
jpannen. Wie verhält fi aber die Leiſtungsfähigleit z. B. im Jahre 1835 zu der heutigen, 
im Bergleich zu ber damaligen und gegenwärtigen Höhe ver Steuer? Ein Blid auf die Bub- 
gets der Jahre 1835, 1848 und 1868 zeigt Folgendes: 

pro 1885: . pro 1848: pro 1858: 
Bubget-Summe Überbaudst: . . 2. . 26,866 Thlr. 39,515 Thlr. 65,068 Thlr. 
Kommunal-Stenern überhaupt! . » » . . 1905 „ 27,104 „ 52470 „ 
Davon Kommunal-Einlommenfteuer: -. „ . 4500 „ 7900 , 25,000 „ 
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Ausgabe ber Armen- Verwaltung überhaupt: 12,554 Thlr. 18,190 Thir. 25,045 The. 


darumter Zufhuß aus der Kommunallaſſe: 5,868 „ 10,43 „158,82 „” 
Die Zahl der Einwohner war: . . . . . 15,055. 18,141. 20,198, 
Es berechnen ſich hiernach auf Einen Einwohner im Durchſchnitt: 
pro 1885: pro 1848: pro 1858: 


von der Bubget-Summe? . - . . Uthl. 239. 6vf. 2ihl. 5ig.10 pf. Zihl. Gig. 8pf 
v. d. Rommumnal-Steuern Überhaupt: 1, 7,1, 1, 14,10, 2, 17,1, 
von der Kommunal-Einkommenfteuer: —, 9, —, —, 3,1,„1,T7T, 2 

Denn Zahlen entſcheiden, fo dürften Die vorftehenden ein mäheres Eingehen auf die . 
aufgeworfene Frage Seitens der Mäbtifchen Behörben, vor jeber ferneren Erhöhung der Kom— 
munal-Einfommenftener, räthlich erfcheinen laſſen. . 

Aachen. In der Gemeinderaths-Situng am 13. Juli theilte ber Vorſitzende 

einen Bericht der Armen-Berwaltungs-Kommiffton vom 14. Inni d. J. mit, im welchem ber 
Antrag auf eine beffere und zwedmäßigere Unterbringung eines Theils ber verlaffenen und 
Findellinder geftellt und ausführlih begründet wird. Zur Erreihung dieſes Zweckes foll ber 
aus dem Betriebe der Nagelfabrif erztelte Fond von 20,000 Thlr. in ber Weife zur Verwen⸗ 
dung kommen, daß 13,000 The. zum Ankauf des dem Geh. Regierungsrath Emundts zugehö- 
eigen, neben dem Waiſenhauſe gelegenen Hanfes hergegeben und aus dem Refte von 7000 Thlr. 
die Koften der Einrichtung beftritten werden. Nach dem Gutachten des Stadtbaumeifters ift 
das gedachte Haus \olid gebaut, mit Hof und Garten 87 Quadratruthen 10 Fuß groß und zur 
Aufnahme von 100 Kindern geräumig genug. Gemäß der von der Armen-Berwaltung auf- 
geftellten Berechnung würde bei der projeftirten Einrichtung bie Verpflegung von 100 Kindern 
eine Mehrausgabe von 1700 Thlr. jährlich erfordern, deren Dedung aus ſtädtiſchen Mitteln 
beantragt wird. Nachdem das Bau⸗Komite fih für den Ankauf des Emundts'ſchen Hauſes zu 
13,000 Thlr. zu dem angegebenen Zwede und für bie Ausführung des vorliegenden Projeltes 
ausgefprochen hat, ift das Finanz-Komitee biefer Anſicht beigetreten und mtit ber Uebernahme 
der vermehrten Verpflegungskoſten für bie in das in Rebe flehende Haus anfzunchmenden ver- 
laffenen Kinder bis zur Höhe von jährlich 1700 Thlr. einverftanden, jchlug aber der Berfamm- 
fung zur Borbeugung einer mögliher Weife für die Stabt ungünftigen Interpretation eine Er- 
Härung, babin gehend, vor, daß bei Annahme des Vorſchlags der Urmen-Berwaltung keineswegs 
Seitens der Stabt die Berpflichtung zur Aufnahme ber verlaffenen Kinder in ein befonberes 
Inſtitut und zur Verpflegung darin übernommen werbe. 

Nach gefchloffener Beratung wurde die Frage, ob das Emundtsſche Hans zu dem Preiſe von 
13,000 Thlr. zu bem angegebenen Zwede angelauft werben folle, einftimmig bejaht, Die wei- 
tere Frage, ob Seitens der Stadt der beantragte Zuſchuß von jährlich 1700.Thle. unter bem 
vom Finanz-Komitee und den Herren Bonpier und Cazin geftellten Bebingungen und Borbe- 
halten bewilligt werde, wurde ebenfalls einftimmig bejahet. 

In der Sigung vom 26. Januar d. I. hat die Stabtverorbneten-Berfanmmlung bie Er- 
wartung ausgeſprochen, daß der Lehrplan für bie hiefige Provinzial Gewerbeſchule, demgemäß 
feit Oktober 1857 der Unterricht in Religion, in der Deutſchen und Franzöſiſchen Sprache aus— 
geichloffen und der Beſuch des täglichen Gottesvienftes eingeftellt worben ift, gleich nah Oftern 
wieber fo bergeftellt werbe, wie ex im den früheren Jahren beftanden habe, In Beige vieles 
Beſchluſſes find Verhandlungen gepflogen worden, welche heute ber Berfammlung vollſtandig 
mitgetheilt wurden. 

Nachdem die Verſammlung von allen, bie hier in Rebe ſtehende Angelegenheit betreffen: 
den Verhandlungen vollſtändige Kenntniß erhalten hatte, ftellte Herr Jungbluth nad) geſchloſſener 
Berathung folgenden Antrag: 

„Die Stadtverorbneten-Berfanumlung befchließt, vom Ende des laufenden Semeters an 

ferner keine ſtädtiſchen Beiträge zur Hiefigen Provinzial-Gewerbeigul zu zahlen, wenn 
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nicht vor dem Ende dieſes Semefters die Gewißheit gegeben wird, daß ber Schulplan 
bejagter Schule für das nächfte Jahr wieder fo, wie er bis im Jahre 185657 beftanben 
hat, eingerichtet und auch der tägliche Kirchenbefuch der katholiihen Schüler wieder an- 
georbnet werde. Zugleich beauftragt die Stabtverorbneten-Berfammlung die Verwaltung, 
bei der Mittheilung biejes Beichluffes an das Königl. Handels-Miniſterium baffelbe zu 
erjuchen, die von ber Berfammlung gewünfchte Rücklehr zu ben frühern Einrichtuugen 
möglihft bald zu verfügen, damit die Ausführung des obigen Beſchluſſes unterbleiben 
lonne.“ 

Bei der hiernach erfolgten Abſtimmung wurde der vorſtehende Autrag des Herrn Jungbluth 
von der Berſammlung mit 16 Stimmen zum Beſchluß erhoben. Zwei Mitglieder hatten ſich 
der Abſtimmung enthalten. 

(-—) Müblheim a. d. Nuhr, im Auguf. Die Stabtverorbneten-Berfammlung nahm 
in ihrer Sigung am 27. v. Mts. auf den Bericht des BVorfigenden über bie Errichtung eines 
Waiſenhauſes zwei von demielben geftellte Anträge einftimmig an: 

1. Zum Zwede ber Erbauung eines Waijenhaufes einen Flächenraum von 120 Ruthen 
von ben Herren Ferd. und Ed. Michels zum Preije von 10 Thlr. pro Ruthe anzufaufen. 

2. Stabtverorbneten-Berfammlung erſucht ben Magiftrat in Verbindung mit der be 
treffenden Kommiffion ein Haus zum Zwed der Unterbringung verlaffener Kinber zu miethen, 
bewilligt einen Mietbzind von 200 Thlrn. jährlich, und bevollmächtigt weiter den Magiftrat, 
die nötbigen Utenfilien zu dieſem Zwede zu beſchaffen. — Der letzte Gegenftanb der Tagesorb- 
nung betraf Realihul-Angelegenheiten, und zwar Beihaffung von Utenfilien, Borrihtungen 
im Innern des Gebäudes, Gas-Einrihtung in demſelben, Cinfriebigung des Schulplages ıc. 
Die ſämmtlichen in den betreffenden Alten verzeichneten Pofitionen wurden einzeln zur Abftim- 
mung gebracht und genehmigt, und zwar zur Summe von 2751 Thlr. 15 Sur. 

(—) Duisburg, im Auguft, Im ihrer Sigung am 27, v. Mts. ſprach die Stabtver- 
orbneten-Berfammlung die Entlaftung über die Kommunalrechnung pro 1857 aus, da bei ber 
Revifion Seitens der dazu erwählten Kommiffion Erinnerungen dagegen nicht erhoben worden. 
Die Rechnung der Einzelgemeinde ſchloß mit einem Beftande von 2,214 Zhir, 20 Sgr. 1 Pi.; 
biejenige der Bürgermeifterei Duisburg mit 775 Thlr. 17 Sgr. 10 Pi. — 

Der Borfigende bielt fodann Vortrag über den Stand ber Verhanblung mit ber Dias 
fonen-Anftalt wegen Bergrößerung des Krantenhaufes. Der Borftand diefer Anftalt hatte an 
die Stadt die Propofition gemacht, die Garantie eines aus der Provinzial-Hälfskaffe aufzuneh- 
menben Sapital® von 10,000 bis 15,000 IThlen, zu übernehmen, wogegen die Auftalt fih ver- 
pflichten wollte, die ftädtifchen Kranfen zu einem von ber Königl. Regierung zu beftimmenben 
Sate zu verpflegen. Die Verhandlungen der Kommiſſion mit dem Borftande des Dialonen- 
baufes find ohne Reſultat geblieben, weil die Stadt die Aufnahme eines jo bebentenben Kapitals 
bei der durch Eifenbahnaltienzeihnung herborgerufenen bedeutenden Schulbverbinblichleit micht 
übernehmen laun. Die Verſammlung beigloß auf bie Propofition der Diakonen-Anftalt nicht 
einzugeben und berjelben zu überlaffen, darauf jpäter, wenn jene Angelegenheit georbnet if, zu— 
rlidzulommen. Der Borfigende bemerkte, daß ihn von den BVBorftänden der Dialonen » Anftalt 
und des Bincenz-Hofpitals die Nachricht zugegangen fei, diefe Anſtalten Lönnten die Verpflegung 
der ftäbtifchen Kranken zu dem bisherigen Sage "von 8Sgr. pro Tag und Kopf nicht mehr 
feiften und beanfpruchten dafür jegt 10 Sgr. Beide Anftalten haben bazu bie Genehmigung der 
Königl. Regierung einzuholen. 

— C— Dortmund, int Yuguf. In Bezug auf dem projeltirten Bau eines R ath⸗ 
hauſes hat ſich die Verſammlung ber Stadtverordneten in ihrer Sitzung am 26. v. Mis,, 
nad gehaltenem motivirtem Vortrag des Bürgermeiſters Zahn, nunmehr für ben Bau aus 
geiprochen, demzufolge der Magiftrat e8 übernommen hat, die Ginleitungen dazu zu treffen. 
Bon ber Berfammlung wurde ferner bie Nothwendigleit anerlaunt, das Perſonal für das. Polizei» 
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Bureau zu vermehren, ımb das Gehalt auf 250 Thlr. beftimmt.. Auch wurde das Gehalt 
des zu wählenben Bürgermeifters anf 1200 Thlr. und bie jährlichen. Repräfentations- 
foften auf 300 Thlr. normirt. Im Folge eines weitern Beſchluſſes werben die Einwohner 
künftig das Nachtwächterhorn nur noch in Zeiten von Feuersgefahr vernehmen, da bie Nadht- 
wächter die Stunden nicht mehr durch Blafen des Hormes, ſondern mittelft ber in größeren 
Orten längft gebräuchlichen Pfeife verlünden jollen. 


Kaiferthbum Defterreich. 

(Sparkaffen in Deflerreih.) Die erfte Sparkaffe wurbe 1819 in Wien gegründet und 
noch im Jahre 1842 waren Sparfaffen fo wenig verbreitet, daß man im ganzen Reiche deren 
nur 14 zählte mit 45 Mill. Einlagen. Nah 1848 vermehrten fich diefelben mit dem Aufſchwung 
ber wirthfchaftlichen Thätigkeit in Defterreich fehr rafch, fo daß e8 deren Ende 1857 bereits 92 gab 
mit einem Kapital von 127 Millionen. Der Zinsfuß ift ziemlich hoch und beträgt in Ungarn 
5 pCct., in ben Übrigen Landen 4 pCt. 54 neue Kaffen find im Ausficht geftellt, fo daß in 
biefem Jahre die Zahl der Sparkaffen auf 146 fleigen wird, 

Zrieft, im Auguſt. Unfere Stadt durchzieht bereits, wie bie Triefter Ztg. meldet, eine 
Bafferleitung, die an den beiden äußerften Enden mittelfi von ber Gefellihaft angebrachter 
Brunnen gegen Bezahlung lebhaft benutzt wirb, weil ber löbl. Magiftrat den größeren 
Conſumenten den Bezug des Waffers, von den öffentlihen Brummen unterſagt bat. Auch 
ift, wie wir mit größtem Imtereffe erft vor Kurzem gelefen haben, dieſe Wafjerleitung ſchon in 
mehreren Privathänfern und induftriellen Etabliffements eingeführt. Nur fiir unſeren Töblichen 
Magiftrat fcheint die Leitung noch nicht zu eriftiren, deun nach wie vor find die öffentlichen 
Brunnen von einer „Schaffelburg‘ befegt, und nach wie vor fümpfen zum Öffentlichen Skandale 
bie Wafferträgerinuen um die ſpärlich laufenden Wafjerfäden. Ein Spaziergang über die Haupt» 
pläge überzeugt gewiß Ieben zur Genüge von der Wahrheit des Gefagten, und dennoch ſehen 
die Väter unferer Stabt mit ſtoiſcher Ruhe dem Skandale unter ihren Fenftern am großen 
Plage zu, der nur durch einen Polizei» Wachpoften noch vor förmliden Kämpfen gefichert if. 
Ebenfo wird die Andacht der, bie alte Antoniuskirche Befuchenden noch immer regelmäßig durch 
das Gefchrei der um Waſſer Kämpfenden geftört, ohne daß an eine fo nahe liegende Aenderung 
auch nur gedacht zu werben fcheint. So lange e8 ſich darum gehandelt hat, die Rela mittelft 
eines mehrere taufend Klafter langen Tunnels anzubohren, mögen Jahrzehnte der Ueberlegung 
und Archive voll Acten gerechtfertigt geichienen haben. Jetzt aber handelt es fih — Dauk an— 
deren Kräften — bloß um die Anbohrung einer, bei ben Brunnen vorbei fließenden, nicht mehr 
problematifhen Wafferader, um einer unferer Stabt von jeher folternden Plage radical abzuhelfen. 


Königreich Baiern. 

Münden, im Auguf. Das Regierungsblatt No. 37, enthält eine Zufammenftellung des 
Schuldenftandes ſämmtlicher Stadbt-, Martt- und Landgemeinden bes 
Königreiches nach den Rechnungsabſchlüſſen pro 1856,57, wonach fi für den Regierungsbezirk 
Oberbayern 4,000,616 fl. 54 fr. 6 hf., Nieberbayern 297,661 fl. 58 fr. 2 hl., Pfalz 216,892 
fl. 46 fr., Oberpfalz und Regensburg 365,833 fl. 30 fr., Öberfranfen 1,749,470 fl. 47 fr. 
3 hl., Mittelfranken 1,045,951 fl. 58 fr. 4 hl., Unterfranken und Afchaffenburg 4,006,361 fl. 
54 fr. 6hl., Schwaben und Neuburg 1,341,395 fl. 36 fx. Uhl., fomit im Ganzen 13,033,215 
fl. 25 tr. 6 hl. als Geſammtſchuldenſtand ergeben haben. 

Münden, im Augufl, Im dem vom Dr. Wismer rebigirten ärztlichen Jahresberichte 
für Oberbaiern (185/46) findet ſich der Rechenfchaftsbericht von allen in dieſem Kreife belegenen 
Heilanfalten. Demnach nahm das allgemeine Krankenhaus zu München 7331 Krante (3906 
männliche, 3425 weibliche) auf, um 640 weniger als in dem vorhergehenben Jahre. Geflorben 
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find hiervon 318, alfo 1 vom 23, welches Nefultat ſich feit 16 Jahren nicht günftiger Herans- 
geftellt bat. Der burchichnirtliche Kranfenftand betrug 370 Individuen und die burdyichmittfiche 
Berpflegungsbauer 18,4 Tage. Das allgemeine Kranfenhaus v. d. I. hatte 1435 Kranke 
(275 mehr als im Borjahre), geftorben find 85, fomit 1 von 17. Im ganz Oberbaiern, mit 
Ausnahme der Hauptflabt, wurden während des Jahres 18°%,, in ben Kranfenanftalten 8028 
Kranke behandelt, von welchen 133, aljo 1 von 60, flarben. Die Sterblichkeit in den Lolaf- 
Hofpitälern war daher etwa drei Mal geringer, als im jenen der Hauptftabt. In der Stadt 
Münden zählten alle — — 13,476 Kraule, von welchen 684 (1 von 20) 
ſtarben. 

Für. das erſte Semeſter d. J. betrug das Gefammterträgniß der baieriſchen Hypotbelen- 
und Wechſelbant 823,774 Fl. 2 Kr., und zwar: Hypothelenerträgniß 335,029 Fl. 35 fr, 
Estompteerträgniß 147,882 Fl. 51 Kr., Leiberträgniß 141,156 Fl. 44 Kr., Erträgniß ber 
Rejervefonds 115,730 Fl. 59 Kr. u. f. w., dann Reinerträgniß der Filialen Augsburg und 
Lindau 53,663 F. 10 Kr. Die Ausgaben — worunter für Negiefpeefen einfchließlich ber 
Notenfabritation 30,529 Fl. 55 Kr. und Zinfen von übernommenen Geldern und vom Gut: 
haben der Nebenanftalten der Bank mit 150,386 Fl. 51 Kr. — betrugen 182,367 Fl. 49 Kr. 
Alſo Ueberſchuß 641,416 Fl. 13 Kr. Bon diefen werben als Dividende und Superbivibenbe 
für das erſte Semefler d. I. auf 40,000 Altien & 16 Fl. — 640,000 Fl. verwendet unb 
1416 Fl. 13 Kr. auf das zweite Semefter übertragen, 

Nürnberg. In Anwefenheit der Spigen der Civil» und Militairbehörben wurbe am 
23. Iuli im Heinen Rathhauſe der neuernannte Stabtlommifjfair, Regierungsrath Schrodt, 
feierlich eingeführt. 

Nah einem Berichte des „Kirchenboten“ über das bier abgebaltene Miffionsfeft hat die 
Einnahme des baierfhen Miffionsvereins im Jahre 182244 die Summe von 18,952 FI. erreicht. 
Die Einnahme des Bibelvereins betrug 10,000 Fl., die Ausgabe 9000 FI. 

Augdburg. Der Stand der fläbtifchen Sparlafje weift pro 18°%,, für 20,980 Ein- 
leger die Einlagefumme von 1,231,646 Fl. 23 Kr. aus. Das reine Vermögen ber Auſtalt 
befteht in 66,815 FI. 

Bayreuth. Nah dem Autrage der Gemeinbelollegien find dur eine Entſchließung der 
Könige. Regierung die Gehälter ‚ver Lehrer vom 1. Juli d. 3. folgende: 600 Fl. für jeben 
ber zwei älteften, 550 Fl. für jeden -der fünf nachfolgenden, 500 FI. für jeden ber vier weiteren, 
450 Fl. fir jeden ber vier dieſen folgenden und 400 FL. für jeden von zwei Lehrern, und bie 
Schulgelver erfter Klafje auf 20 Kr., zweiter Kaffe auf 18 Kr. und dritter Klaffe auf 8 Kr. 
feftgefegt worben. 

Hof. Auch bier find Stabtmagiftrat und Gemeindebevollmächtigte mit Verbefferung ber 
Lehrergebälter befchäftigt, woriiber no nähere Mittheilung gemacht werben wird. 

Münnerftadt. Der Sig eines Gymnaſiums ift mit Genehmigung der Kuratel im bie 
Kaffe der Landgemeinden zuridgetreten. 

(Aus Baiern.) Nah der vom Königl. Staatsminifterium des Handels und der Bffent- 
lichen Arbeiten bekannt gegebenen Hauptrehnung über ben Stand ber Fenerverſicherungs— 
Anftalt für Gebäude in dem Gebietstheilen bieffeits des Rheines pro 185%, betrug die Zahl 
der verficherten Haupt⸗ und Nebengebäude im genannten Jahre in 

Oberbaiern ... 190,045 im Berfiherungs- Anfchlage zu 143,124,770 $1., 


Nieverbaiern. .. 178,905 „ a " „  8,071,880 „ 
Oberpfalz .... 146,810°‘, „ z z „  10,239,390 „' 
Oberfranfen... 137,561 „ a PR „  713,319,6%0 „ 
Mittelfranfen.. 140,435 1, „ B — „ 101,472,320 „ 
Unterfranfen .. 214,122>/, , S ö „ 100,803,960 „ 
Schwaben ...®. 151,402 " ” "” [7 128,871,410 ” 
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Es waren demnach im ben fieben biefjeitigen Kreifen 1,159,271%/, Haupt» ımb Nebengebäude 
um die Anſchlagsſumme von 700,903,420 Fl. verfihert, Die Beiſchlagsverhältniß » Rapitalien 
von dem geſammten Gebäuden betrugen 32,735,478 Fl. Die meiften Gebäude (214,122%,) 
hatte Unterfranten und die wenigften (137,551) Oberftanfen verfihert. Den höchſten Berfiche- 
rungsanſchlag hingegen zeigt der Kreis Oberbaiern mit 143,124,770 Fl. und ben Meinften bie 
Oberpfalz mit nux 70,239,390 Fl. Der Altivreft vom Jahre 18%, betrug 1,185,912 Fl. 
51Y Kr. Im Jahre 185%,; betrugen bie Einmahmen 2,169,150 Fl. 8%, Kr., die Ausgaben 
hingegen 1,127,495 Fl. 6 Kr., fo daß ſich ein Attivreſt von 1,041,655 FI. 25% Kr. ergiebt, 
unter welder Summe ber das Grmbvermögen der Anftalt bildende Vorſchußfond von 
1,013,358 5.24%, Kr. begriffen if. Am Aſſekuranzbeiträgen gingen mit Einſchluß der Bei, 
ſchlagsverhãltniß -KRapitalien ein 808,401 Fl. 57%, Sr. und an Brandentſchädigungen wurden 
bezahlt 758,155 Fl. 28%, Kr., jo daß bie Beiträge die Entihädigungsfumme um 40,246 Fl. 
29%, Kr. überſtiegen. Die höchſte Braudentſchädigungs ⸗Summe erhielt ber Gerichtöbezirt 
Grafenau mit 39,846 Fl. 16 Kr., don denen anf die Gemeinde Schönberg allein 35,051 Fl. 
24 "ri treffen. Ihm reihet fich der Landgerichtsbezirt Landau a. Far mit 35,260 Fl. 56 Kr., 
dann Buchlon (Dilfishanfen) mit 33,542 Fl. 38 Ker. Selb, reip. die Gemeinde Tpierftein in 
Oberfranten, mit 32,101 Fl. 51 Kr., Kemnath (Oberpfalz) mit 27,562 Fl. 59 Kr., und der 
Konigl. Staats » Aerar mit 23,958 Fl. 7 Hr. an. Ein höchſt ominöfes Zufammentreffen liegt 
in ben Namen zweier vom Unglüde ſchwer heimgejuchten Gemeinden, nämlich bei bem Orte 
Brand, Konigl. Landgericht Wunftebel, welder 23,896 Fl. 16 Kr., nnd bei der Ortſchaft Branb, 
Königl. Landgericht Kemmath, die 22,032 Fl. 11 Kr. Entihädigung erhielt. Die nambafteften 
weiteren Eutfhäbigungsjammen fallen anf folgende Gerichtsbezirke: Königshofen 3,077 Ft. 
1Rr., Dillingen 22,851 Fl. 12 ſer. Landsberg 22,515 Fl. 8 Kr., Kempten 20,491 Fl. 49 fr., 
Kilfingen 16,664 Fl. 53 Kr., Nofenbeim 15,433 Fl. 30 Kr., Nürnberg 14,840 Fl. 54 fr., 
Windsheim (Mittelfranten) 11,839 Fl., Odfenfurt 11,850 Fl. 11 Kr., Erding 11,747 Fl. 
23 Ker. Ingolſtadt 10,190 Fl. 43 Kr., Türlheim 10,089 Fl. 54 Kr. ꝛc. Unter den einzelnen 
Privaten, am welche die höchſten Eutſchädigungsſummen gelangten, ſteht ein Nürnberger mit 
11,190 #1. 5 Kr. obenan. 


Ä Königreich Hammover. 

N Hannover, 3. Auguſt. In Preußen bat man bekanntlich Schon vor Jahr und 
Tag den Berfuch aufgegeben, die Borjhufvereine oder Vollsbanken nah dem AZufchnitt bes 
Herrn Schulze⸗Delitzſch flaatliher Genehmigung zu unterwerfen oder gar zu unterbrlden. Im 
Lande Hannover nimmt man ihn jet von Neuem auf: Hannover hat fi nächft der preußiichen 
Provinz Sachſen am flärkften bei ber Vorſchußvereinsbewegung betheiligt. ine hannöverſche 
Stadt, nämlich Celle, war im Jahre 1853 die erfte, mit deren Erreihung der goldene Strom 
Über fein Urſprungsland hinansflutete; und das nenfte Buch don Herrn Schulze-Delitzſch zählt 
dreizehn ſchon wirtſame oder eben jetzt entflehende hanndverſche Vorſchußvereine anf, während 
das Herzogthum Sachfen ſelbſt deren nicht mehr zähft. Wer die Schwerfälligleit deutſcher Hand ⸗ 
werfer keunt, wird biefen Erfolg in fo wenigen Jahren nicht niedrig anſchlagen. Bis im ben 
Herbſt vorigen Jahres hinein hatte nun ber Staat ſich weder angernen, noch von freien Stilden 
um biefe Bollsbanken bellmmert. Namentlich die Vorſchußvereine zu Gele und Hilbesheim 
arbeiteten in hochſtet Deffentlichteit, ohme daß fich ein Staatsanwalt nad ihnen umſah. Ein 
Satz der beftehenben Gewerbeorbimung, hinter dem, meil die Gewerbeorbnung von 13471843 
offenbar die Volksbanken gar nicht bebacht hatte, bis dahin Niemand Arges geſucht hatte, erhielt 
von Oben her eine neue Auslegung, die die Vorſchußvereine genehmigungspflichtig erſcheinen 
ſieß. Demzufolge muhßte ber hieſige Verein, anftatt am 1. Jannar 1858 angetünbigter Maßen 
feine Gefhäfte zu beginnen, wenige Tage vorher um minifterielle Genehmigung einlommen, dom 
Mogiftrat gebrängt; bie Vereine in der Provinz nöthigte man der Reihe nach, eim Gleiches zu 
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thun; ber Eellenfer Berein wurbe anfänglich ſogar durch die Lanbbroftei Lüneburg ſiſtirt und 
mußte das Minifterium des Junern erfi um feine Dazwiſchenlunft anrufen. Die Genehmi 

beren man lange ungebufbig wartete, warb ein halbes Jahr ſpäter ſämmtlichen gleichverfaßten 
Bereinen verfagt. Wollen fie jetzt fortwirken, fo können fie es nur als gejchlofjene Gejellihaften 
für einzelne im Voraus beftimmte Perjonen thun, da folhe Anftalten von ber flaatlihen Ge- 
nehmigung aud nad ber jeigen Gejegausfegung noch befreit find. Sich auszubreiten umb 
durch die Kraft handelnden Beifpield die Maffen des gefammten Handwerterfiandes anzuziehen, 
müfſen fih Hannovers Vorſchußvereine einftweilen vergehen laffen. Was find num, fragen wir, 
bie Beweggründe biefer Mafiregel? Die Zinfen (10—13Y, vom Hundert) follen vor allem zu 
hoch fein. Uber jeder Kundige weiß, baf diejenigen Leute ohne Kapital und Krebit, denen Bor 
ſchußvereine bie hilfreiche Hand reihen wollen, kaum jemals zu fo niebrigen Zinfen Geld leihen 
Können, Das allen Wuchergefegen der Welt zum Troge. Die Bereinsverfaffung beflimmt 
außerbem, daß das Zuvielbezahlte beim Jahresſchluß ben Mitgliedern nah dem Maße ihres 
Outhabens (das Jeder hat, und Keiner über eine gewiffe niebrige Summe hinaus) wieber an 
heimfällt. Die Gefchichte der Vorſchußvereine endlich zeigt, daß zehn vom Hundert ein nit 
leicht zu überſchreitender Zinsfag if, umd daß man zugleih von anfangs höheren Sätzen bald 
auf biefen Sat herunterlommt. Geringere Zinjen, kann man hiernach annehmen, enthalten 
einen Beifag von Almofen und machen bem wirthſchaftlich unerzogenen Armen das Geldleihen 
allzu bequem, Um ihn wahrhaft zu fürbern und zur wirthſchaftlichen Selbſtbeherrſchung zu er- 
ziehen, muß man langſam und ficher vorgehen, wie bie ewige Natur. Sobann foll es mit ober 
ohne ſolidariſche Haftbarleit der Vereinstheilnehmer an genügender Sicherheit für die Vereins 
gläubiger fehlen. Allein bie Vereinsberichte erzählen uns nichts davon, daß es ben Vereinen 
ſchwer geworben wäre Geld anzuſchaffen. Sie haben beffen eher zuviel Angebot und Vorrath. 
Das hannoverſche Minifterium des Innern fcheint denn auch empfunden zu haben, baf feine 
Fürforge für eine ganz unbeflimmte Gattung und Zahl von Kapitaliften hier etwas zu weit 
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eines befonderen Vertrauens zu erfreuen pflegten, alfo jorgfältiger als andere ihre Sicherheit 
zu ftellen hätten, Zuletzt heißt es, auch die Vereinsmitglieber feien bes ungeſchmälerten Beſitzes 
ihrer Guthaben am der gemeinihaftlihen Kaffe zu wenig verfihert; wogegen es genügt, bie 
große Thatſache in Erinnerung zu bringen, daß bei den echten Vorſchußvereinen Verlufte, bie 
bei den alten almofenhaften Vorſchußlaſſen jeden Rechenſchaftsbericht mit Mlageliedern anfüllten, 
zu ben größten Seltenheiten gehören und kaum vorlommen. Wir ſuchen nach ſächlichen Grün- 
ben und finden nur biefen einen Grund, ber freilich alles erllärt: daß man bie allgemeinen 
geſellſchaftlichen Wirkungen des Bollsbankweiens fürchtet. Es find das weſeutlich biefelben Kreife, 
bei denen B. U. Huber mit feiner Affociationsprebigt nicht durchdringen lann. 

Magiſtrat und Bürgervorfieher von Stade haben bie Gelegenheit ergriffen, als fie ihr 
Drtöftatut ber revibirten Stäbteorbuung anbequemten, zu befchließen, daß bas Einwohnerredht 
künftigpin nicht mehr unentgeltlich, fondern gegen ein Cinzugsgeld von brei Thaler ertheilt 
werben jolle. 

In Abweienheit des Bürgermeifters und eines rechtslundigen Bürgervorſtehers haben bie 
ſtädtiſchen Kollegin von Hameln bejchloffen, den zum Bürgervorficher erwählten 
Oberlehrer Deft night in ihrer Mitte aufzunehmen, da er ein Dienfluntergebener bes Magiftrats 
und als folher nicht wählbar ſei. Die Lehrer in aller Stille aus dem Schofe ber Bilrgervor- 
ſteherlollegien herauszuziehen, war eine ber erflen Mafiregel ber gegenwärtigen Regierung. 
Damals beklagte ſich ber Bürger über folche officielle Erlufivität. Seitdem nun aber die Leh- 
zer von proteſtautiſchen Gymnaſien und Progymnafien zu Staatsbienern geftempelt wor- 
den find, ſcheiut es, als beginne der Bürger die Anwelenpeit vom Lehrern im feiner Vertretung 
zu fürchten. Denn bie Handvoll Hamler, welche ſich bei ber Lanbbroftei beſchwert haben, mögen 
wohl die Wähler oder auch perfünliche Freunde des Herem Deft fein, Die Lanbdroftei aber hat 
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bie Beſchwerde aus dem Grunde zurückgewieſen, weil Herr Oeſt auch an ber ſtädtiſchen Bolls- 
ſchule unterrichte, und infofern ſowohl aus ber Stadtkaſſe Gehalt beziehe, wie auch der Disciplis» 
nar» Auffiht bes Magiftrats unterworfen jet. 

— C.— Hameln, im Auguft. Die hiefige General» UrmensRKaffen » Rechnung für das 
Jahr 1857 weift folgende Pofitionen nah: a) in der Einnahme: 1) an Ueberſchuß voriger 
Rechnung und Irrthlimern 36 Thlr. 22 gOr. 6 Pf., 2) an Zinfen von ber Kämmerei 163 
Thlr. 1 gCr. 4 Pf., 3) an Grundzinſen 8 Thlr. 18 gGr. 4 Pf., 4) am Zinfen von ausge 
fiehenen Kapitalien 168 Thlr. 22 g&r. 1 Pf., 5) an Pachtgeldern 169 Thlr. 22 gGr. 10 Bf., 
6) am Almofenfammlungen 712 Thlr. 3 g®r. 4 Pf., 7) an Gefchenten 72 Thlr. 20 gGr. 
9 Pf., 8) aus verſchiedenen Kaſſen 258 Thlr. 5 gGr. 2 Pf., 9) aus Vermächtniſſen 162 Thlr. 
19 g@r, 11 Pf., 10) Insgemein und Reftanten 49 Thlr. 14 gGr. 5 Pf. und 29 Thlr. 18 
gGr. 8 Pf., 11) aus der Diaconatlafje 344 Thlr. 9 gGr., von St. Spiritus 344 Thlr. 7 gGr. 
6 Pf., vom Beguinenhof 6 Thlr. 23 gGr. 5 Pf., Summa 695 Thlr. 15 g6r. 11 Pf. 
Summa aller Einnahmen 2528 Thlr. 12 g&r. 3 Pf. B. In der Ausgabe: 1) 
aus Monitis 4 Thlr. 8 gGr., 2) am die Armen 744 Thlr. 6 gGr. 1 Pf., 3) an Mebicin und 
Krankenpflege 520 The. 3 gGr. 1 Pf., 4) an VBeerbigungstoften 6 Thlr. 18 gOr., 5) an 
Kleidung und Handwerlsgeräth 155 Thlr. 17 gOr. 1 Pf., 6) an Belöftigung 47 Thlr. 4 gGr. 
10 Pf., 7) an Schulgeld für arme Kinder 128 Thlr. 8 gGr., 8) an Schulbiihern und Schreib» 
Moterialien 21 Thlx. 23 gEr. 5 Pf., 9) an Salair u. f. w. 119 Thlr. 12 gGr. 8 Pf., 10) 
an Bffentlihen Abgaben 36 Thlr, 9 gGr. 3 Pf., 11) an ausbezahlten Kapitalien 500 Thlr., 
12) an Zinfen 11 Thlr., 13) an wanbernde Handbwerksburfhen 11 Thlr. 2 gGr. 8 Pf., 14) 
Neftanten 29 Thlr. 18 gGr. 8 Pf., 15) Imsgemein 167 Thlr. 18 gGr. 3 Pf. Summa 
ber Ausgaben 2504 Thlr. 1 gGr. Die Einnahme überfteigt mithin die Ausgabe um 24 
Thlr. 1 g&r. 3 Pf. — Bon dem Magiftrat und Bürgervorftehern hierſelbſt ift unter Genehmi- 
gung Konigl. Lanbdroftei beſchloſſen worden, au bie Stelle ber bisherigen Gemeindeabgaben, 
als: 1) des Schoffes, 2) ber Inquilinenftener, 3) der Wegefteuer, ſowohl fir die Landftraße, als 
die Haupt » Communicationd- Wege, 4) des f. g. Hudeſchoſſes, folgende neue Abgaben zu ſetzen: 
1) eine Abgabe von ben Häufern ad 2 Neugrofhen von jebem Hundert Thlr. des Häuſer⸗ 
Steuer » Kapital®, bie unvollſtändigen Hunderte zu voll gerechnet; 2) eine Abgabe vom dem 
berechtigten Häufern und zwar für das vollberedhtigte Brauhaus 2 Thlr. 20 Ngr. — für das 
vollberechtigte Bödenerhaus 1 Thlr. 10 Ngr. — für die micht vollberechtigten Brauhäuſer 1 Thlr. 
— für die Bödenerhäufer 15 Ngr., während fir bie nicht bebauten Hauspläge und bie nicht 
bewohnten Reihehäuſer ber alte Schoß fortbefleht; 3) eine perfönliche Abgabe von allen zur 
unmittelbaren Zahlung ber Landes » Perfonenftener verpflichteten wohnberechtigten Einwohner in 
folgenden Klaffen: 
12 Kl. ver Berfonenftener für Inquil. — Thlr. 15 Ngr., für berechtigte Hausbefiger — Thlr. HNgr 

25 — 
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und im jeber folgenden Klaſſe 1 Thlr. mehr; 
4) eine Abgabe von Grund und Boden, vorläufig beftehend in 1'Y, des bisherigen Schoſſes 
und hinfichtlich der Hube-Grundftüde, wie bisher in 10 pCt. des Grundfleuer- Kapitals. Dieſe 
Abgaben werben pro 1858 zu Michaeli dv. 3. zum erften Male erhoben werben. 


Königreich Sachfen und fächfifche Herzogthümer. 
Dreöden, im Auguft. Seit fünf Jahren befteht zwiſchen dem Stabtrath und den Stabt- 
verorbneten hier eine Differenz, welche beſonders durch bie Zulegung bes Prädilats „Oberbilrger- 
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meifter” zu dem Amte bes bisherigen Bilrgermeifters und ber Präbilate „Bürgermeiſter“ zu 
dem Amte des erften und zweiten Stabtraths neue Nahrung belam, da unfere Stabtverorbneten 
nur in Anfehung des erften Bürgermeiſters die in $. 204. der Stäbteorbnung von 1832 vors 
geſchriebene Mobalität (Wahl aus drei vom Stabtrath VBorgejhlagenen) anerkannten, in Anfe- 
hung ber beiden andern Bürgermeifter, bei denen man nur ein Aufrüden, aber kein neues Amt 
fupponirte, wie bei allen fonft aufrüdenden Stabträthen, die $. 205. angeorbnete freie Wahl 
beanſpruchen. Stabtrath, Kreispireltion und Minifterium des Imnern waren dem eutſchieden 
entgegen und vindieirten dem erftern das Vorſchlagerecht der drei Cambidaten für alle brei Eon» 
fulate, fowie.die eigene Beſetzung in Anfrüdungsfällen. Nachdem die Stabtverorbneten nirgends 
ihre Anficht geltend machen konnten, haben fie jet ben Weg ber Beſchwerde bei den Kammern 
eingefhlagen. Dieſe Beichwerdeichrift ift ala Manufeript gebrudt, in das Publilum gelommen, 
Sie ift lobenswerth kurz, bat einen biftorifchen überfichtlichen Eingang und widerlegt mit vieler 
logiſchen Schärfe die Gründe der Regierung. 

Leipzig im Auguft. (Sigung ber Stabtverorbneten am 28. v. Mts.) Dur ben 
Oberhofmarſchall v. Gersdorff ift der Stadtrath benachrichtigt worden, daß Ge. Majeſtät ber 
König Sid zur Erbauung eines Palaftes im Leipzig nicht bewogen finden, jebod ber Stabt- 
Gemeinde für die loyale Bereitwilligfeit, einen Pla dafür überlaffen zu wollen, danlen laſſen. 
Der Rath bat die Stabtverorbnieten hiervon im Kenntniß geſetzt, welche mit bem Bebauerm, 
einer ſchmeichelhaften Hoffnung verluftig zu gehen, diefe Nachricht empfingen, — Im Namen ber 
zu gemeinjamer Berathung zujammengetretenen Ausihüfje für das Bau- und Finanzweien trug 
Stabtv. Adv. Vogel das Gutachten Über die Forderung des Raths vor, einen weiteren Borihuß 
von 3000 Thlen. zu den Vorarbeiten der Wafjerregulirung zu gewähren. Ginflimmig wurde 
bie Bewilligung diefer Summe empfohlen und ebenfo einftimmig beren Gewährung von ber 
Berfammlung befchloffen. Dagegen herrihte um fo weniger Einverftändniß über den nächften 
Gegenftand: die Verlegung ber Pulverhäufer. Der Pla, worauf ſich biefelben gegenwärtig 
befinden, foll der Univerfität zur Erbauung einer Sternwarte um ben Preis von 3500 Thlr. 
täuflich überlaffen, umb der Ban nener Pulverhäufer auf dem Felde zwiſchen ber Connewiter 
Chauffee und dem bayriſchen Bahnhofe ausgeführt werben. Gegen die Wahl dieſer Dertlichkeit 
batten die Stabtverorbneten ſchon im vorigen September proteftirt; ber Rath if dagegen bei 
feiner Entfhließung fteben geblieben und erwartet, da auch die k. Kreisbireltion leine Einwen- 
dung gegen ben gewählten Bauplatz; ans ficherheitspoligeifihen Gründen erhoben, daß die Stabt- 
verorbneten ihrem Wideripruche eutfagen werben. Der Bauausſchuß glaubte das Verlangen des 
Raths nicht bevorworten zu können und empfahl, am dem frühern Beichluffe feftzubalten. Der 
Bauausſchuß bat für die Pulverthiirme einen Pla zwiſchen dem Forfthaufe zum Kuhthurm 
und ber ftäbtifhen Ziegelei in Vorſchlag gebracht und bie Angemeffenheit diefer Wahl begründet. 
Bei ber Abflimmung wurden die Anträge des Ausſchuſſes gegen zwei Stimmen angenommen. 
Am 5. Auguſt befhhäftigte die vom Mathe gemäß früherer Anträge ber Stabtverorbnieten (vom 
Jahre 1856) vorgeſchlagene Errichtung einer zweiten Gasanftalt das Stabtuerorbneten - Colles 
gium im feiner Sitzung. Feſt fteht, daß die jeßige Anftalt vielfache Privat - Anforderungen um- 
befriedigt läßt, obſchon fie ums Vierfache gegen bie aufüngliche Anlage ansgebehnt worden iſt; 
ber Rath ſchlägt daher die Erbauung einer neuen Anftalt bit an der bayriſchen Bahn, hinter 
dem Täubchenwege vor; ein bem Rathsſchreiben beigegebenes technisches Gutachten unterſtützte 
biefen Plan. Der Ausihuß ber Stabtverorbneten hat nach Vefichtigung fremder Gasanfalten, 
jowie nad Einziehung vielfacher Notizen Über vergleichen Einrichtungen, die Anficht jetzt gewon⸗ 
nen, daß eine zweite Gasanftalt deshalb überflüffig fei, weil die beftehende allerbing® weit grö- 
ßerer Leiftungen fähig, die Stadt aber noch nicht zu groß fei, um nicht von einem Punkte aus 
beleuchtet zu werben; bei eutſprechenden Einrichtungen müßte mehr als das Anberthalbfache ber 
jetzigen Conſumtion geliefert werben fünnen; dabei wären freilich bie Nöhrenfeitungen zu ernen- 
een und angemefjen zu erweitern, Die Theuerung bes biefigen Gaſes, ver gegen andere Stäbte 
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unverhäftnigmäßige Kohlenabwurf, die in eben biejem Berhältniffe viel zu thenere Unterhaltung 
ver nicht eben glänzenden Straßenlaternen, der wahrhaft enorme Betrag don BVerluften, alle 
diefe durch Zahlen nachgewieſenen Uebelflänve, die einen gedeihlichen Betrieb hierorts hindern 
und über deren Grund eine gemane Auskunft wiluſchenswerth wäre, würden fid bei Errichtung 
einer zweiten Auſtalt wieberholen und fleigern. Der Ausſchuß ſchlug nun vor, ben Rath um 
Mittheitung der Borſchläge zu erſuchen, welche die Deſſauer Continental» Gasgejelichaft Behufs 
uebernahme ber läbtifchen Beleuchtung ihm gemacht hat, wie man aus verläſſiger Duelle ver- 
nommen. Im einer ziemlich langwierigen Debatte ward vieles für und gegen bas Ausſchuß⸗ 
Gutachten vorgebracht. Der Hauptpunft warb ſchließlich darin gefunden, daß dem Collegium 
bisher ein techmifches Gutachten micht vorliege, auf Grund deſſen es ein befinitives Urtheit ab- 
geben föunte, Schließlich einigte man ſich in dem Untrage bes Dr. Bogel, den Ausſchuß zu erſuchen, 
er möge umter. Zuziehung von Sahverfländigen die Angelegenheit nochmals in materieller Be- 
ziehung prüfen und dann einen befinitiven Antrag an das Collegium flellen. Betreffs ber hier- 
bei wegen eines frühern Borgangs angeregten Frage, ob den Stadtverordneten das Recht zuftche, 
e zu ermennen, welche dann ber Rath zu honoriren habe, fand zwar keine Abftim- 
mung ftatt, die hierüber Sprechenden aber waren ſämmtlich ber Anfiht, daß fich ein ſolches 
Recht nach der Stäbteorbnung ganz von felbft verſtehe, ba bie Stabtverorbneten eine Controle 
{lie den Rath fein jollen, j 
Freiberg, im Auguft. Unſere Sparkaffe, die, beiläufig bemerlt, ununterbrochen in gebeih- 
lichem Wachsthum fich befindet, hat vor Kurzem ihren fummartihen Monatsbericht auf ben 
Monat Juni d. I. veröffentlicht. Bon 344 Perfonen wurben 5127 Thlr. 20 Ngr. 1 Pi. ein- 
gelegt, dagegen von 220 Perſonen 4070 Thlr. 11 Ngr. I Pf. zurückgezogen. Neue Sparbücher 
wurben 104 Stüd ausgeftellt. Die Gefammtjumme, welche fih im erften Halbjahre 1858 in 
der Spartaſſe bewegt hat, beträgt 58,412 Thlr. 15 Ngr. 6 Pf.; die lebhafte Bewegung fand 
im Monat März mit 13,153 Thlr. flatt. Was das Armenweſen betrifft, jo möge nur herbor- 
gehoben werben, daß im Monat Juni nicht weniger als 206 Arme mit Legaten bedacht werden 
lonnten ımb daß uur 2 Verflorbene aus den Mitteln der Armenkaffe zu beerbigen waren, wäh- 
rend die Durchſchnittszahl zwiſchen 4 und 5 beträgt. 

Weimar, im Auguft. Der hiefige Gemeinderath faßte im feiner Sigung am 5. Angufl 
folgeude Beſchlüſſe: Die vom Direltor Dr. Heiland entworfene Votivtafel zur Sälularſeier ber 
Univerfität Jena wirb genehmigt und bem Gemeinbevorftande bie Ausführung überlaffen. Für 
den zweiten Poligeierpebienten wird eine jährliche Beſoldung von 200 Tpfen, verwilligt. Zur 
Unterſtützung des germanifchen National-Mufenms zu Nirnberg wird bis auf Widerruf ein 
jährlicher Beitrag von 10 Thlen, verwilligt. 

— 0 — Coburg, im Auguſt. Die hierſelbſt zur Unterftügung der MWittwen und 
Waifen der Stabtgeifllichen und derjenigen ſtädtiſchen Schullehrer, welde dag ftäbtifhe Schulamt 
nicht blos als Nebeugeſchäft neben einem andern Beruf üben, beflehende „Stabt-Pfarrer- 
und Schulfehrer»-Wittwen- und Waifen-Kaffe“, für welche bie Sanbeöherrliche 
Zuerlennung der dtechte juriſtiſcher Perfonen und milder Stiftungen ertheilt worden ift, wird 
unter Aufficht des hiefigen Magiſtrats und imter Ober » Aufſicht der herzogl. Landes » Regierung 
durch die Stabt- Kaffe nach folgenden Beſtimmungen nnentgelbli verwaltet; 

1) Jeder zur Zeit definitiv angeflellte Stadigeiſtliche und jeder im vorzugsweiſe näbtiigen 
Dienft flehende Schullehrer, weicher bereits durch Namensunterjrift fein Einverfländnii mit 
dem Anhalt diefer Beftimmungen zu den Acten ertlärt hat, ſowie jeder fpäter in ſtädtiſchen 
girchen· oder weſentlichen Schuldienft definitiv tretende Geifllihe aber Schullehret ig vervflichtet, 
ein für allemal zehn pCt. feines Gehalts, bezieheutlich jeder Gehaltserhöhumg zur Stadt + Pfarrer» 
und Sculehrer -Witttven- und Waifen- Kaffe einzuzahlen; ferner hat jeder derfelben von feinem 
tünftigen Eintritt in Mäbtiihen Dienft reſp. don Pnbfication biejes Statnis ab alljahrlich im 
biettehjährigen nachgahlbaren Raten ein pCt. feines firem Gehaltes dahin zu entriäten. Neturel- 
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Befolbungen werben burd ben Magifirat mit Berüdfichtigung ber Belelennghgfgnetiunen 
nah Anhörung der Bezugsberechtigten zu Geld veranfchlagt; 

2) ber Magiftrat forget zur Belhaffung eines entſprechenden Srundtapitaitode durch 
zeitweiſe regelmäßig fortlaufende und gelegentlich beſondere Geldzuwendungen; 

3) zur Erhöhuug des Grundhkapitalſtocks werben die vorſtehend aufgeführten Einnahmen 
berjelben während ber erften zehn Jahre ohne irgenbwelhe Ausnahme auf Zinfeszins angelegt. 
Iſt 10 Jahre nach Veröffentlihung dieſer Beftimmungen das Grunblapital noch nicht auf 10,000 
Gulden rhein. angewachſen, jo müfjen fernermeit, bis bies geſchehen if, alle anfallenden zehn- 
progentigen Gehaltsbeiträge und zum wenigften bie Hälfte aller jährlichen einprogentigen Gehalts- 
Beiträge zur Erhöhung des Grumbdlapitalftods verwendet werben. — If das Grunbfiod-Kapital 
auf 10,000 Gulden rhein. angewachien, jo müffen die 1Oprogentigen einmaligen Gehaltsbeiträge 
zum wenigften für fo lange nad) ihrem ganzen Umfange noch zur Erhöhung des Grunbftodlapi- 
tals verwendet werben, bis dies auf 30,000 Gulden rhein, angewachſen if. Bon biefer Zeit 
wirb von den anfallenden außerorbentlichen lOprozentigen und ben jährlichen orbentlichen Upro⸗ 
zentigen Gehaltsbeiträgen der Stabt » Pfarrer und Schullehrer das laufende Bedürfniß der Witt- 
wen» und Waifenfaffe für Penfionen beftritten, und nur ber am Jahresſchluß verbleibende 
Ueberreft dem Grunbftodfapital zugefchlagen ; 

4) mit dem Augenblid, mit welchem die bei ber Kaſſe betheiligten, bermalen im Amte 
befindlichen Geiftlihen und Schullehrer ohne alle Ausnahme ihre 10 pCt. Gehaltsbeiträge ein- 
gezahlt haben, ift für ihre Frauen und Kinder der Anfpruh auf Penfions - Bezug erwachſen; 

5) die Wittwe jebes bei biefer Kaffe betheiligten Pfarrers und Schullehrers erhält- ale 
jährliche Penfion bis zur Vorrückung des Wittwenftußls den fechften Theil des jfiren Gehalts 
ihres verlebten Ehegatten; jebes Kind berjelben erhält von. diefem Gehalt ein 20. Theil ale 
jährliche Penfion bis zum vollendeten 16. Lebensjahre; 

6) wird ein bei der Kaffe Betheiligter in Ruheſtand verfegt, fo ift er ſchuldig, ein pCt. 
feines Ruheftandsgehalts alljährlich dahin einzuzahlen. Dagegen haben feine Wittwe unb nad» 
gelaffenen Kinder nach Mafigabe feines Ruheftands » Gehalts Anfpruh auf die sub 5. ausge- 
ſetzten Penfionen; 

7) mit jedem anbern als worftehenb sub 6. gedachten Austritt aus bem activen Kirchen⸗ 
und Schulbienft geht der Anfpruh auf Penfionsbezug aus ber Kafle verloren. — Eine Rüd- 
Erftattung ber eingezahlten orbentlihen ober außerorbentlichen Gehaltsbeiträge findet unter feinen 
Umftänden flatt. Einem aus bem ftäbtifchen Dienft ausſcheidenden Geiftlihen ober Schullehrer 
barf für feine Wittwe ober Kinder unter keinerlei Bebingung bie UWE — vor» 
behalten bleiben ; 

8) die Stabtlaffe hat während der erften zehn Jahre des Beftehens ber Benfions + Kaffe 
ben ganzen Bebarf au Penfionen zuzufhießen. Auch in der folge hat bie Stabtlaffe der Witt- 
wen-Kaſſe für deren Jahresbedarf fo viel beizutragen, baß neben Berichtigung ber fälligen Ben- 
fionen bie sub 3, georbnete Kapitalifirung ihren ungeflörten Fortgang behält. 

Würben die von ber Stabtlaffe der Penfions- Kaffe alljährlich ftatutenmäßig zu gemwäh- 
renden Zuſchuͤſſe den Bedarf von 600 Gulden rhein. überfteigen, fo iſt ber Magiftrat berechtigt, 
bie jährlichen orbentlihen Gehaltsbeiträge ber Stabtgeiftlihen und Schullehrer von ein pEt. auf 
2 Prozent zu erhöhen. 

Der Etat der Stabt-Kaffe zu Coburg für bie Redhnungsjahre 185%, enthält folgende 
Pofttionen: A. In der Einnahme: I. Ertrag vom Grundeigenthum 12,836 Fl. IL. Bon 
Gerechtſamen 200 Fl. III. Bom Kirchenpatronatsrecht bes Magiſtrats 675 BL. IV. An ctiv- 
Kapitalzinfen 11,480 51. V. Bon Gemeindegewerben 3,840 51. VL Bot der Verwaltung bes 
Magiftrats 6,134 FI. 30 Kr. VO. An fiftungsmäßigen Zufhäffen und Bergütungen 913 Fl. 
15 Kr. VII Directe Gemeinbeabgaben 8,381 Fl. IX. Iubirecte Gewerbeabgaben 20,270 Fl. 
X. Abgaben für beftimmte Zwede 4,265 51. XL Benfionsbeiträge fläbtifcher Beamten 120 Fl., 
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in Summa-69,114 Fl. 45 Pr. B. Im der Ausgabe: I. Auf die Grumbbeftgungen 4,218 FL. 
20 Kr. II. Auf das Kirchenweſen 4,502 Fl. 13 Kr. II. Auf Stipendien und Stiftungen 
860 Fl. 15 Kr. IV. Auf Berzinfung und Tilgung von Schulden 8,649 Fl. 47 Kr. V. Auf 
Gemeinbegewerbe 2,330 Fl. VL Auf die Stabtverwaltung 16,176 1. VIL Auf den Jugend» 
Unterricht 19,094 Fl. 30 Kr. VII. Auf Gefumbheitspflege 610 FL. IX. Auf Sicherheitsan⸗ 
ſtalten 4830 Fl. X. Auf Wohttpätigkeitsanftalten 2,210 FL. XL Auf Gemeinde» Anlagen 
4,702 Fl. XIL Auf Penfionen 1,403 Fl. 37 Kr. XIL Ertraorbinarium 528 FL 18 Kr. 
in Summa 69,114 Fl. 45 Kr. r 

Gotha. — Mitte Anguft. — Der biefigen Stadtverorbneten » Berfammlung ift Seitens 
des Borfianbes des Germanifhen Mufeums das unten mitgetheilte Schreiben zuge- 
gangen. Vielleicht werben wir auch im ber Lage fein, bie Erwieberung darauf mittheilen zu 
Bönnen. Das Schreiben lautet: Ä 

An die Stabtverorbneten in Gotha. 

„Wenn die Stabtverorbneten Berlins im Gegenjah zum Magiftrate ihre Zuftimmung 
zur Unterflägung bes Germanifchen Mufeums verfagen zu müfjen glaubten, weil bafjelbe zu 
wenig für nene Auſchaffungen und zu viel für Beſoldungen, Porto ac. verwende, fo konnte un⸗ 
ſererſeits die Sache wohl mit Stillihtweigen übergaugen werben, ba jedermann, ber nur irgend 
einen Begriff von bem Zwecle des Muſeums als deutſcher Centralanftalt hat, wiffen muß, baß 
gerade im biefer vermeintlichen Beſchuldigung ein Lob für bie Verwaltung des Muſeums liegt, 
indem fie die Pflicht hat, fparfam in Anſchaffung eigener Sammlungen zu fein, um befto frei⸗ 
gebiger für Herſtellung ber ſchriftlichen und bilblichen Kepertorien über andere Sammlungen 
forgen zu Können, welche das meit zerfirente Material für deutſche Kunft» und Geſchichtsquellen 
enthalten und nach wiffenfhaftlicher Orbnung hier in ein großes Ganzes verarbeitet werben 
follen. Hierfür fachverfländige Männer der Wifjenihaft und Kumft als :ändige Beamte ber 
Anſtalt zu gewinnen, deren Beſoldung freilich zur Zeit noch ſehr mäßig if, kaun überhaupt nur 
berjenige tabeln,. ber von ber Sache nichts verficht. Durch dieſe ſtatutenwidrige und daher 
offenbar irrige Anficht konuten Vorſtand und Verwaltungsausſchuß, die für ſich keine Beſoldung 
beziehen, nicht weiter berührt, als höchftens zu dem Bedauern gezwungen werben, daß es nod) 
mitten unter Gebildeten Viele giebt, die vom ber großartigen Grunbibee des gemeinfamen beut- 
{hen Nationalmufenms noch gar keinen Begriff haben. 

Nicht mit Stillſchweigen lzunen wir dagegen das dieſer Tage durch bie Frantfurter Poſt⸗ 
zeitung (II. Beilage zu Nr. 204; a. d. Gotha, 4 Aug.) belannt gegebene und nicht widerru⸗ 
fene Votum der Stabtverorbneten'in Gotha übergehen, welches ohne mähere Angabe „in wies 
fern“ der Verwaltung des germaniſchen Muſeums vorwirft, „e® werbe mit ben zufließenden 
Unterflügungen nicht gut gewirthfchaftet”. Im biejer Allgemeinheit hingeftellt, if dies ein An- 
geiff auf Ehre und Rechtſchaffenheit derjenigen Perfonen, welche mit biefen öffentligen Gelbern 
zu wirthſchaften haben, und bies find die Vorſtäude unb der ben Berwaltungsausfhuß vertre⸗ 
tende Lolaiausſchuß. Wenn wir nun aud) gegenüber ber Stabt Gotha, deren Haupt und Öfie- 
der noch Minen Pfennig zu unferer deutſchen Nationaljache je bezahlten, Rechenſchaft zu geben 
micht ſchuldig wären, daher auch gerade von borther jold eine ſchwere Anklage hoöͤchſt befvem- 
bend erfcheint, jo find wir doch zur Beruhigung aller guten Deutichen, bie gerne bisher zu einer 
gemeinfamen Nationalfache, fei e8 viel oder auch nur ein Scherflein, beitrugen, verpflichtet, und 
zu rechtfertigen, und fordern zu dieſem Zwecke hiermit das lobliche Stabtverorbnetentollegtum 
zu Gotha Öffentlich auf, feine Öffentlich ausgeſprochene Beihuldigung mit Thatfahen und Ziffern 
zu belegen, nachdem unfere Rechnungsausweiſe der legten Jahre gebrudt in Händen ber Herr 
Stabtverorbneten find, in der Erwartung, daß die Stabt Gotha in ehrenhafter Weiſe uns Ges 
nugthuung gebe.“ Nürnberg, am 11, Auguft 1858. 

Im Namen des Vorſtandes und des Lokalausfchuffes es germaniſchen Muſeums deſſen I. Borftaub: 
Hans Freiherr v. m. zu Auffeß, Dr. jur. u. b. b. Kämmerer, 
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tee, im ** Am 9. d. Mts. fan eine gemeinſame Sue 2* — 
Sitzung ſtatt. Dem Berichte des „N. C.“ über dieſelbe entnehmen wir das Folgende: I) Be- 
rufen war die Berfammlung, um über die bisher erzielten Nefultate dee Berpadhtung bes 
Strafendungs, ber Nachteimer, der Modde aus den ftäbtifchen Gräben, Kanälen und 
Schlammliſten zu befchließen. Da die weue Pachtperiode von 6 Jahren bereitd am 1. Oltober 
d. 3. beginnt, jo war bie Sache dringlich genug erichienen, um eime außerordentliche Situng 
zu veranlaffer. In dem am 7. d. Mis. ftattgefundenen dritten Termine zur Berpadhtung jeuer 
Abfuhr find am jährlicher Pacht geboten worden: für den erften Diftrilt, ber die ganze Neuftabt 
umfaßt, 10 Thle.y für den zweiten Diftritt, dev den nörbfichen Theil der; Altfiabt bis zur He 
lenen⸗ und Schmiebeftrafie, Markt, gr, Moor, alſo alle links ben der Mitte diefer Straßen 
belegenen Häufer umfaßt, 103 Thlr.; für den dritten Difteikt, der den füblihen Theil der Alt 
ſtadt umfaßt, 113 Thlr.; für den vierten Diftrikt, vie Vor⸗ und Paulsſtadt umfaffend, 53 Thlr. 
Kourant. Auf die vier Diftrikte zufanmien war im Termine jelbft kein Gebot erfolgt, wohl 
aber nadhträglih die Summe von 300 Thlr. Konrant offerirt worden. Der Magiftrat hatte 
jedoch jeme vier Pachtgebote (die zufammen 279 Thlr. betragen) bereits genehmigt, und fommte 
letstere Offerte ur zur etwaigen Berüdfichtiguug bei der Abflimmung über den Diagiftratsan- 
trag dem Bürger-Ausfhuf mittheilen. Nach amberthafbftündiger, sehr Tebhafter Debatte wurbe 
ber Antrag des Magiftrats auf Mitgenehmigung ver im Termine abgegebenen vier Pachtgebote 
angenommen, bie nachträgliche Offerte Hovemann’s mithin für unbeachtlich erklärt. — 2) An- 
langend bie Erweiterung ber fläbtiihen Bürgertöchterfchufe, fo hat ber Schulvorſtand 
jet in einem ausführlichen Promemoria feinen friiheren Antrag auf Auſtellung zweier Lehrer, 
eines flubirten und eines unſtudirten, bei Anfegungber zwei neuen Klaſſen motivirt unb wies 
erholt zur Annahme empfohlen, ver Art, daß er lieber von ber Errichtung ber ſechſten Kaffe 
ganz Abftand nehmen wolle, wenn dieſe Anftellung nicht genehmigt werbe., Im ben bisherigen 
vier Klaſſen wirken an ber fläbtiichen Bürgertöchterſchule ein finbirter Lehrer, ein unſtudirter und 
zwei Lehrerinnen. Nach dem vom Magiftrate aboptirten Borichlage des Schulvorftandes würben 
in Zukunft in den jechs Klaſſen zwei fhudirte Lehrer wirlen, — Nach einer fehr lebhaften Debatte, 
die über eine Stunde dauert, beiölieht der BeA. zumächft, die Vermehrung ber weiblichen 
Lehrkräfte bei Auſetzung der fünften und ſechſten Kaffe feftzubalten, lehnt ſodaun die Anftellung 
eines zweiten ſtudirten Lehrers ab und bewilligt die Anftellung eines zweiten unftubirten Leh— 
vers. — 3) Der Gaftwirth Hoff bierfelbft hat der Stadt die Kiuffiche. Erwerbung von 6'/, Mrg. 
Ader fir den Preis von 4750 Thlr. Rourant angeboten; ber Kämmerei-Borſtaud hat den An⸗ 
kauf für vortheilhaft erachtet umd empfohlen. Nah längerer Debatte über die Zweckmäßigkeit 
des Ankaufs von Grundſtücken für die Kimmerei im Allgemeinen, wie ver jetst offerirtem im 
Bejondern wird, unter Ablehnung eines auf zuvorige Nieberfegung einer Deputation zur Ber 
gutachtung der Frage, ob es bei ben gegenwärtigen hohen Preifen rathiam fei, Weder für bie 
Kämmerei anzulaufen, gerichteten Amendement, der Anlauf der Hoffichen Aecker in Uebereim- 
fimmung mit dem betreffenden Magiftvats-Untrage genehmigt. 

Shwerin’s Gewerbe vor 60 Jahren Mad einer Beſchreibung der Stabt 
Schwerin von dem Bürgermeiftier Brand und dem Stadtrichter Amfel, batirt Schwerin auf 
Oftern 1789, abgebrudt in der Monatsjchrift von und fir Medleuburg, Jahrg. 1789, befanden 
fih damals auf der Neuftadt oder Schelfe an Kaufmannfchaft: mit Ellenwaaren Handelnde 3 
Perjonen, mit Gewürzwaaren, fo zum Theil auch Wein fchenten 9 Perſonen, Galanteriehänd- 
ler 2, Apotheler 1, Kornhändler 1, Mefierträger 1, Gaftwirthe und Traiteurs 5, Brauer 7. 
An Handwerkern und Künftlern: Bäder 6, Böttcher 1, Buchbinder 1, Feldſcherer 8, Fuhrlente 3, 
Gelbgießer 1, Glaſer 2, Hutmacher 2, Kammmacher 2, Knopfmacher 1, Korbmacher 1, Maler 3, 
Maurer 2, Perüdenmacer und Friſeurs 8 (auf der Altftabt 11, mithin im Ganzen 19 Perilden- 
macer), Sattler 1, Schlädter 2, Schneider 18 (auf der Altflabt 43, mithin im Ganzen 
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56 Schneider), Schufter 31 (anf ber Altflabt 60,- im Ganzen 91 Schuſter), Stuhlmacher 4, 
Goldſchmiede 1, Kleinſchmiede 4, Meſſer- und Zeugſchmiede 2, Nagelſchmiede 1, Sporenmacder 2, 
Ticker 14 (anf der Altftabt 11, im Ganzen 25 Zifchler), Töpfer 1, Tuch⸗ und Raſchmacher 2, 
Weber 5, Zimmermeifter 3, Zinngießer 1, Ziegler 1. — Auf ber Altftabt war der Beftand ber 
Kaufmannſchaft: mit Ellenwaaren Handelnde 8 Berjonen, Galanteriehändler 2, Gewürzfrämer 
14 (auf der Neuftadt 9, im Ganzen 28), Weinhändler 2, Apotheler 2, Kornhändfer 2, Eitronen- 
händler 1, Mit Gläfern und Porzellan Hanbelude 2. Mit Keffelgut Handelnde 3, — An 
Handwerlern und Küuftlern werben u. A. aufgeführt: Gaftwirthe, welche zum Theil auch Wein 
führen, brauen und brennen 21, Traiteurs 4, Brauer 4 (auf der Neuftabt 7), Beutler 7, Looß⸗ 
und Kuchenbäder 5, Faftbäder 10 (im Ganzen 21 Bäder), Böttcher 3, Buchbinder 4, Felb- 
ſcherer umd Barbierer 8 (im Ganzen 11), Baber 1, Steinbrüder 1, Konditoren 2, Dredsler 4, 
Färber 1, Fuhrleute 14, Gelbgießer 1, Gürtler 1, Glaſer 2, Hutmacher 6, Juſtrumentenmacher 1, 
Klempner 3, Kürſchner 4, Knopfmacher 7, Korbmacher 1, Ladirer 2, Maler 4, Maurer 5, Korn- 
miäller 1, Pautoffelmacher 3, Pofamentirer 1, Pumpenmacher 3, Pettichierftecher 2, Riemer 2, 
Stellmader 5, Schlächter 18 (im Ganzen 20), Stuhlmacher 1, Schiffbauer 1, Steinfchleifer 2, 
Seifenfieber 2, Seiler 3, Sattler 5, Goldihmiede 7, Schlöffer 7, Grobſchmiede 6, Nagelichmiebe 
2, Nadler 1, Kupferſchmiede 3, Töpfer 3, Tuchmacher 1, Uhrmacher 4, Weber 9 (im Ganzen 14), 
Binngieher 4. 

Am 80. März 1788 war zu Schwerin eim in Folio gebrudtes Berzeichnifi derjenigen 
Arten von Künftlern und Handwerkern, welde zur Zeit in Schwerin nit be- 
findlid fing, belannt gemadt. Es führt 66 Gewerbe als nicht vertreten auf, von denen 
zwar mandpe ber verjeinerten Induſtrie angehören, viele aber zu den gefuchten und mehr allge- 
mein verbreiteten Gewerben gehören, wie z. B. Amidamsmacher, Bildhauer, Bürftenbinber, 
Damaftweber, Glodengießer, Glasmacher, Grapengiefier, Kartenfabrilanten, Korkjchmeider, Kupfer 
ſtecher, Lohgerber, Orgelbauer, Papiermiüller, Portraitinaler, Rothgießer, Salpeterfiever, Schrift- 
gieher, Schwertfeger ꝛc. 

Zudwigsluft. Aus der Rehnung der Armentaffe für 1858 entnehmen wir 
nah dem 2. DB, L- Einnahme Bom vorigen Jahr war ein Kaſſenbeſtand von 163 Thlru. 
39 Schl. 3 Pf. geblieben. Dazu lommen zuerft die laufenden Beiträge der Herrſchaften im 
Betrage von 333 Thlen. 16 Schl. Damm folgen die ordentlichen Erhebungen von Lubwigsluft 
und Kleinow, welche 2200 Zplr. 21 Schl. ausmachen. Neben biefen Summen treten unter 
ſchiedliche Einnahmen, als von kirchlichen Kollekten, von Strafgelvern, von Rüderflattungen aus 
der Hinterlafjeufhaft verftorbener Armenbenefiziaten, von einem Legat, von Breunholzverlauf, 
von Garnauftionen: das bringt in Einem 788 Thlr. 33 Schl. 8 Pf. So haben wir eime 
Einnahme von 3484 Thlr. 13 Schl. 11 Pf. — II. Ausgabe. Unter der Ausgabe finden 
wir zuerft verzeichnet die Löhne für Garnfpinnen, 119 The. 6 Schl. 9 Pf. Dann baare Un- 
terftügungen mit 105 Thlru. 5 Sch. Fir Hausmiethe wurden 289 Thlr. 4 Schl. verausgabt: 
Für Kofigeld 1064 Thir. 43 Schl. Für Schulgeld und für Schulbücher 77° Tyler. 12 Schl. 
7 Bf. Wegen der Arbeitstommilften 187 Thlr. 31 Sch. 6 Pf. Fr Betleiduug 123 Thlr- 
32 Shi. 6 Pf. Die Kranfenverpflegung hat gefoftet 403 Thlr. 19 Schl. 9 Pi. Deren 
Arme haben befommen 16 Thlr. 12 Schl. Die Gehalte und Remunerstiomen machen 189 Thlt · 
40 Schl. Un Naturelien iſt verabreicht für 265 Thlr. 23 Schl. 6 Pf. Die zufälligen Aus- 
gaben belaufen ſich auf 64 Thir. 20 Schl. 3 Bi. So haben wir eine Ausgabe von 2902 =” 
10 Sl. 10 Bj. — Darnadh bleibt ein Ueberjhuß von 582 Zpten. 3 Sat. 1 Pf. im ber a. 

Noftod, im Auguf. Aus der Sigung des 2, Quartiers vom 2. d. Mts. theilen w 
nach der „R. 3.", Folgendes mit: Im Bezug auf die Herricht ung einer proviſoriſch en 
Waſſerleitung aus der Ober-Warnow in ben Reifergraben mittelft Dampftraft theilt 
E. €, Kath mit, daß die bepufigen Röhren bereits derſchrieben, aber bisher noch mict — 
lommen feien,. ſowie, daß ber mit eimem aufgerichteten 2zöligen Rohr von 62 Bub Lange 
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angeftellte Verſuch ein günftiges Refultat geliefert Habe. Ein ſolches Nefultat, meint E. €, Rath, 
befeitige volltommen das von beiben Ouartieren gegen Anwenbung von 2zölligen Leitungsröh⸗ 
ven erhobene Bedenken, Das Duartier giebt zurück, baß ber Erfolg des mit einer 23ölligen 
Röhre angeftellten Verſuchs nicht von Gewicht fein könne, da es fih um ihre Zwedmäßigteit, 
alfo darum Hanbele, ob Zyöllige Röhren den täglichen Wafferbebarf zuführen Können, Das 
Quartier müffe bies bezweifeln, ba nad bem Urtheile eines Sachverfländigen 2zöllige Leitungs- 
röhren innerhalb 24 Stunden nur ein Waffer-Ouantum von 800 Tonnen erbrächten, während 
ber tägliche Bebarf bes Mittelftäbter Borns über 4000 Tonnen betragen folle. Aus dem 
Grunde empfiehlt das Quartier die Anwendung von 4zölligen Röhren ftatt der Ayölligen, bittet 
aber im Uebrigen um Förderung ber für die ganze Kommune fo überang wichtigen Angelegen, 
beit. — Auf Anfchreiben des Vorftandes bes germanifhen National-Mufeums zu 
Nürnberg proponirt E. E. Rath einen Beitrag von 100 Gulden aus Stabtmitteln zur Er⸗ 
haltung dieſes Inſtituts. Das Quartier glaubte diefen Beitrag ablehnen zu müſſſen, da ſich 
in verfhiedenen Öffentlihen Blättern Stimmen gegen eine Unterflügung 
biejes Juſtituts ausgefproden haben. Bon ber Stabtlaffe find im verfloffenen 
Sohannistermine angelichen 46,350 Thlr., dagegen abgetragen 45,104 Thlr. 8 Schl., alfo über- 
fleigt die Anleihe ven Abtrag um 1245 Thlr. 40 Schl. — Auf das unlängft vom Ehrl. 
erften Quartier geftellte Gejuch auf Abhülfe des Mangels an Scheidemünze theilt E. €, Rath 
beute mit, daß ber löblichen Stabtlaffe für 600 Thlr. Scheidemünze hingegeben ſei, wofelbft 
letztere an den gewöhnlichen Kaſſentagen eingewechſelt werden könne. 

Aus der Sitzung des 1. Quartiers vom 26. theilen wir nach der R. Ztg. Folgeudes 
mit: Von dem Herrn Senior wird der Verſammlung zunächſt eine die Baupolizei betreffende 
Entſcheidung des hohen Großherzogl. Miniſterii des Innern mitgetheilt, worin das Verlangen 
bes 1. Quartiers, durch Deputirte bei der Baupolizei vertreten zu fein, als unzuläſſig zurück- 
gewviefen, dagegen E. E. Rathe aufgegeben ift, auf verfafjungsmäßigem Wege Einrichtungen 
anzubahnen, wodurch die Wiederkehr mancherlei von ihm felbft eingeräumter Uebelſtände ver- 
hütet werde. Da das hohe Minifterium im bie einzelnen zur Beſchwerde gezogenen Fälle nicht 
eingegangen ift und bie Berfammlung dafür Hält, baß ber von Geiten €. E. Raths an bie 
gedachte hohe Behörde erftattete Bericht das bisher in vielen Bauſachen beobachtete Verfahren 
feineswegs vechtfertige, fo theilt man die Minifterial-Erlafje dem Ehrl. 2. Quartier mit und 
winfcht über eine etwaige Gegenvorftellung mit bemjelben zuvor zu berathen. — Dem germa- 
niſchen National-Mufeum in Nitinberg wird auf Anfuchen des Borftandes und auf die Befür- 
wortung E. E. Raths ein einmaliger Beitrag von 100 Gulden aus Stabtmitteln gewährt. — 
Die Frübjahrs-Kontribution hat in Roftod 25,966 Thlr. 19 Schl. eingebracht und wirb ber 
Berfammlung die Onittung der Rezepturlaffe zur Kenntnißnahme mitgetheilt. 


Großberzogthum Baden, 

Mannheim, im Augufl. Die biefigen Lehrer, ſelbſt Inbuftrie » Lehrerinnen, erhalten 
aus ſtädtiſchen Mitteln als Anerkennung ihrer Leiftungen Remunerationen von 100, 60, 50, 
und 25 Fl. 

Herzogtum Braunfchweig. 

Braunſchweig, im Auguſt. Im der am 5. d. Mts. flattgefunbenen Sitzung der Stabt- 
berorbneten wurbe Namens der Kinanztommiffion über eine Magiftratspropofttion auf Berwil- 
figung von Gelbmitteln für bie bevorftehende landwirthſchaftliche Verſammlung berichtet. Der 
Magiftrat proponirte, der Verfammlung feitens der Stadt dadurch eine Aufmerkfamteit zu er⸗ 
weiſen, baß ihr das Altſtadt-Rathhaus zum Lokale für ihre abendlichen Zufammenkiknfte zur 
Dispofition geftellt und daffelbe fowie der Markt angemeffen belenchtet wird. Der Stadtbau— 
meifter hat im einem fpeziellen Anfchlage die Summe von 680 Thlr. angefordert. Der Magi- 
ſtrat beantragt, die Summe von 500 Thlr. zu verwilligen, ba er ber Anficht iſt, daß an bem 
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Anilage Einiges erfpart werben Ponme. Die Kommiſſion empfahl die Verwilligung. Da von 
mehreren Seiten biefe Summe als eine fehr mäßige bezeichnet und bie Verwendung einer gröw 
beren Summe für gerechtfertigt gehalten wird, fo wurbe der vom Heren Ober - Bürgermeifter 
formulite Beſchluß gefaßt, die geforderten 500 Thlr. zu verwilligen, aber bem Magiftrate für 
etwaige wicht vorgeſehene Ausgaben bem ferneren Betrag von 300 Thlr. zur Dispofition zu 
ftellen. — Here Uhde berichtete Namens der Shullommiffion über verſchiedene Propofi- 
tionen des Magiſtrats. Zunähft fol der Zeichnenunterricht micht, wie bisher, freiwillig bleiben, 
fondern Gegenftand des Schulplanes werben. Der Magiſtrat proponirte, für bie Befolbung 
ber beiden anzuftellenden Zeichnenlehrer 400 Thlr. jährlich zu verwilligen. ferner proponirte 
ber Magiftrat wegen ber Ueberfüllung der ſämmtlichen Klaſſen ver Bürgerſchulen bie Einrichtung 
einer fechften Knaben» und einer ſechſten Mädchenklaſſe am beiden Schulen. Es würde dadurch 
die Anftellung von vier neuen Lehrern und bie Beichaffung ber nöthigen Klaſſenlolale erforber- 
fi) werben. Bei dem beſchloſſenen Neuban des Nebengebäubes ber Schule öſtlichen Bezirke if 
auf die Anlage biefer Klaſſen bereits Rüdficht genommen. Hinſichtlich der Schule weftlichen 
Bezirks beantragte der Magiftrat die Entwerfung eines Anfchlags und die Aufnahme ber Koften 
in bem nächftjährigen Etat zu beichließen. In Verbindung mit ber neuen Einrichtung bes 
Zeichnenunterrichts und ber Anlage zweier neuen Klaffen wird ſchließlich beantragt, das Schul- 
gelb bergeflalt zu erhöhen, daß im ber fechften Klaſſe 4 Thlr., in ber fünften 4 Thlr. 24 Gr., 
in der vierten 5 Thle. 18 Gr., in ber britten 6 Thlr. 12 Gr., in ber zweiten 7 Thlr. 6 Gr., 
in der erfien Maffe 8 Thlr. bezahlt werben ſollen. — Die Kommiffion empfahl die Aufnahme 
fämmtliher Borſchläge und bemerkte binfichtlich ver Erhöhung des Schulgeldes, daß eine ſolche 
eigentlich nicht vorliege, dba für bem Zeichnenunterricht mehr babe bezahlt werben müſſen, als 
bie jeige Erhöhung beträgt, daß aber auch bie hiefigen Schulgelbsjäge geringer ſeien, als in 
vielen anderen Braunſchweig gleichftehenden Stäbten. — Die ſämmtlichen Propofitionen wurben 
von der Berfammlung genehmigt. — Schließlich berichtete Herr Uhbe noch Über eine Propofition 
des Magiftrats, daß eine VBerbefferung der Lebrergehalte infofern eingeführt werbe, 
daß den Lehrern, welche keine freie Dienftwohnung erhalten, Ratt der bisherigen Miethentſchä- 
bigung von 30 Thlr. eine jolhe von 50 Thlr. gegeben werde. Die Kommiſſion ift mit ber 
Propofition im Weſen einverftanden, und empfiehlt nur eime formelle Aenderung dahin, daß 
die fämmtlihen Gehaltsflaffen der Lehrer um 50 The. erhöht werben; denen aber, welchen 
eine freie Wohnung gewährt ift, einer. Minderzahl, diefe mit 50 Thlr. in Anrechnung gebracht 
wird, Die Gehaltsfiaffen würden ſich dadurch auf 250 Thlr. bis 500 Thlr. flellen und bie 
durch die Maaßregel entftehenden Mehrloften 620 The. jährlich betragen. Die Kommifflon 
nüpft daran ben Bericht über einen von Herem Lüdede geftellten ſelbſtſtändigen Antrag auf 
Erhöhung der Lehrergehalte in ber unterften Klaſſe auf 300 Thlr. Die Kommilfion ift ber 
Anfiht, daß durch die von dem Magiftate beantragte Verbeſſerung allen billigen Anfprüden 
vor der Hanb genügt werbe, und empfiehlt bie Ablehnung bes Antrages, wobei der Referent 
namentlich noch bervorhebt, daß bie ſtudirten Lehrer, welche nicht vor dem 28. Jahre zu einer 
Anftellung gelangten und bis zum 24. Jahre gar nichts verdienten, vielmehr auf ihre Ausbil- 
bung nur Verwendungen zu machen hätten, im ber unterften Gehaltstiaffe mit 300 Tält. au⸗ 
fangen müffen. — Herr Ober + Bürgermeifter Caspari macht in Entgegnung auf die don Herem 
Lüdede ausgeſprochene Empfehlung feines Antrages Mittheilung über die Lehrergehalte in einigen 
anderen zum Theil größeren Stäbten, wonach dort vielfach geringere Gehaltsjäge ſtattfinden. 
Die Kommiffionsanträge Hinfihtlih der Magiftratspropofition und des Ludedeſchen Antrage® 
mwurben angenommen. . 
Kurfürftentbum Heilen. 
Kaffel, den 5. Auguſt. Die Armenpflege- Depntation hat ben üblichen jährlichen Ane- 
zug aus der Armenkaffen-Rehnumg über bie laufenden Einnahmen und Ausgaben bed 
verfloffenen Rehmungsjahres 1857 veröffentlicht. Schon ein flücjtiger Blick anf bie berechneten 
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Summen zeigt, daß bie orbentlihen Eimmahmen fortwährend nicht in dem Berhäftnifie zu ben 
nothwenbigen Ausgaben ftehen, und jene von biefen in einer ſolchen Höhe übertroffen werben, 
baf bie hieſige Stabtlaffe zur Dedung bes Deficits die Summe von 15,700 Thlm. bat zu- 
ſchießen müſſen. Wenn mum auch dieſer Zuſchuß fih faft um 6000 Thlr. gegen die Summe 
des Zufchuffes vom Rechnungsjahre 1856, wo alle Lebensmittel in einem außergewöhnlich hoben 
Preife waren, verringert bat, fo bleibt doch immer noch jene Zuſchußſumme ein fantiprechenbes 
Zeugniß für die noch ftets große Zahl der Hülfsbedürftigen hiefiger Stabt und für bie nod) 
fortwährend erhöhten Anfprüde an die ftäbtifche Armenverwaltung. So find im Laufe bes 
verfloffenen Jahres 800 Perfonen, bezw, Familien, durch flänbige wöchentlihe oder monatliche 
Steuern das ganze Jahr hindurch umterftügt worden. Hierzu fommen noch über 120 elternloſe 
Kinder, bie bei Pflegeeltern unterhalten, und 228 altersſchwache, zu allen Arbeiten unfähige 
ober fonft für den Augenblick hülfslofe Berfonen, die in der Armenverforgungs» Anftalt mit 
Allem, was zum Lebensunterhalt erforderlich ift, verforgt worben find. Ferner find noch außer 
den Genannten auch jehr vielen armen Kamilien und Berjonen außergewöhnliche Unterftügungen 
an Heisungsmaterial, Kleidungsftüden, Kranfen» und Ertraftenern, jowie auch Begräbnißloſten 
gewährt worben. Zur flänbigen Gelbunterftägung ift bie Summe von 11,097 Thlr. verwendet 
worben, es beträgt diefes filr die Perſon wöchentlich durchſchnittlich 8 Sgr. und bei ver für 
bie Armenverforgungs » Anftalt zur Ernährung einer für das ganze Jahr betragenden Anzahl 
von 83,200 Perfonen gehabten Ausgabe von 12,856 Thlr., ein Berforgter filr feine gäuzliche 
Erhaltung circa 56 Thlr. jährlich ober täglih 4Yy, Sgr. Die Summe ber Gefammteinnahme 
beträgt 38,497 Thlr. 15 Ser. 2 Hlle., die der Gefammtausgabe 38,170 Thlr. 13 Sgr. 6 Hlke. 
Es ergiebt fi folglih am Ende bes Jahres 1857 ein Kaſſenbeſtaud von 327 Thlr. 1 Sgr. 
8 Hllr. Bedenlt man, daß Kaffel dermalen 32,700 Einwohner ohne Militair zählt, fo ift die 
Zahl der Perfonen bezw. Familien, welche aus bem Armenfonds Unterftügung erhalten, eine 
ganz enorme, über 3 pCt. der Bevbllerung, während nah Familien berechnet an 13 p&t. 
berausfommen, 

Kaffel. Im Jahre 1857 betrug bier die Zahl der Geburten 1159, und zwar 156 mehr 
als 1856; der Todesfälle 1012, umb zwar 63 weniger ald 1856; ber Zraunngen 270, und 
zwar 14 mehr als 1856. Es kamen bemnad im v. I. auf je 100 Einwohner etwa 3,1 Ger 
burten und 2,7 Todesfälle. Dagegen auf je 1000 Einwohner 4,5 Trauungen, 

Naſſau. 

Wiesbaden, im Auguſt 1858. (Einfluß der Armenhäuſer.) Gegenliber der enormen 
Ausgabe der meiften Gemeinden für Armenunterftüungen verbient bie Berfahrungsmeife ber 
Gemeinde Schierftein öffentliche Anerkennung nnd allfeitige Nahahmung. — Dieſe Gemeinde 
hatte nämlich vor Kurzem ein neues Schulhaus gebant und das alte zu Armenwohnungen ein- 
gerichtet. Der Aufforderung an bie Betreffenden, welchen bisher die Hausmiethe aus ber 
Gemeinbelaffe bezahlt worden war, entiprahen nur zwei. Bei ben Uebrigen aber regte fich der 
„Bettelſtolz“ und fie erffärten, lieber arbeiten nnd fparen zu wollen, als in das „Arımenhaus“ 
zu ziehen. So eripart bie Gemeinde, abgefehen von ber jebenfalls noch höher anzufchlagenden 
Wohlthat ber Verminderung bes Proletariats, alljährlich ein bübjches Sümmchen. 





BDBermitdres. 


Die Stadtgemeinden und ihre Urkunden » Sammlungen. 

Diefer Tage lafen wir, beißt e8 im „Wanderer“ daß ein Kaufmann in ber böhmifchen 
Feſtung Joſephſtadt, umter einer angelauften Quantität zu Düten beftimmter Papiere beiläufig 
zwanzig Blätter aus einem Bude des Böhmiſch-Broder-Stadtarchivs, Aufzeichnum- 
gen aus dem 15. und 16. Jahrhunderte enthaltend, aufgefunden babe. Dieje Thatſache ſteht 
leider nicht vereinzelt und es muß mit Bedauern hervorgehoben werben, daß mande unferer 
ſtädtiſchen Gemeinde-Berwaltungen den ſchriftlichen Denfmalen ber Bergangenpeit nur eine jehr 
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eringe Aufmerkſamleit ſcheulen und nicht firemge genug auf eine forgfältige Bewahrung 
—*2 — achten. So geſchieht es, daß fie, anſtatt die in Privatbeſitz —— und 
Urkunden lokaler und allgemeiner Bedeutung ihren Kommunen zu ſichern, fie faſt muthwilg 
vernichten oder in die Buden der Kleinhäudler ober ins Ausland wandern laffen. Wir erin- 
nern nur an Tirol, von wo aus jeit Jahren ein förmlicher Handel mit alten Pergamenten 
nach Deutichland (Augsburg und Nürnberg) betrieben wird. 

Wir zählen nicht zu jenen Leuten, welche für die Abſtellung eines jeden, auch des ge- 
ringſten Uebelſtandes fofort ven Schuß der — überbürdeten Staatsgewait anrufen und 
Diet dann, weil es das Bequemſte zu fein fcheint, für Alles verantwortlich maden; wir wün- 
feben für die Erhaltung und Bewahrung der Chroniken und Urkunden der Stadtgemeinben nicht 
bie Republicirung und Berfchärfung beftehender Verordnungen ober bie Erlaffung neuer Bor- 
ſchriften, noch weniger wünjchen wir einen Gentralverein mit langem Titel — wir appel- 
firen an den ehten Bürgerfinn, an die Pietät der Gegenwart fiir die Bergangenbeit, an die 
Berpflihtung, welche die Gegenwart der Zukunft ſchüldet. 

Die ehte Art der Geſchichtswiſſenſchaft, d. h. jene Art, welche, ftatt das Entlegenfte 

als das Liebfte zu behandeln, ſich mit warmen, nachhaltigem Eifer nah Innen wendet, und 
ſelbſt das Heinfte und Unfcheinbarfte in den Kreis der Darftellung zieht, ift bei ung noch nicht 
heimiſch geworben — fie wirb und muß es aber werben, je mehr die Ueberzeugung burchbringt, 
daß bie Seichtehte eines Landes nicht bei gänzlihem Berleugnen des Bürgerthbums in ber 
bloßen Aufftellung von Regententafeln, nicht in der Schilderung pruntvoller Hoffeftlichteiten und 
nicht im oberflählihen Marliren von kolofjale Opfer erheiſchenden Schlachttagen beftebt, je mehr 
endlich bie Ueberzeugung burchbringt, daß bie Geichichte in Wahrheit „bie. Zeugin ber Zeiten“ 
fein muß. Für die echte Art der Gefchichtswiffenichaft find nun reichhaltige, gut geordnete 
Stabtarhive von unjchägbarer Wichtigkeit, Ihre chronikartigen Aufzeihnumgen und Urkunden 
Kiefern nicht nur Beiträge zur politiſchen Geſchichte des betreffenden Landes und nah Außen, 
zur Kenuwäßz der Berhältniffe der Stände umter einander (Städte und benachbarter Abel) und 
zur Renntniß der Entwidiung des Gemeinde» und Stävtewejens überhaupt, fondern fie geben 
auch oft überrafchende Aufihlüffe über die Entfaltung der materiellen Zuftände urch 
Handel und Gewerbe, vermittelſt der Geiſteskraft und Handfertigleit des Judividuums und der 
Thätigleit der Aſſociation (Zünfte, Bergwerlögejellihaften), wie über bie Fortbildung und Um— 
änderung, über das Erlöjhen und Wiedererwachen beftimmter Richtungen im geiftigen Leben 
einer Nation. Ja noch mehr. Durch die Heinen Züge, welde uns die Chronitenfchreiber aus 
dem alltäglichen Leben aufbewahrt, gewinnen wir eine lebendige Einſicht in die alten Zuftände, 
fie geftatten ums, die Anjhauungs- und Gefühlsweile, das ganze Leben unferer Altvordern in 
vollfter Breite zu überjchauen. 

Mit Rüdfiht auf die ebem erwähnten — namentlih kulturgeſchichtlichen — Be- 
ziehungen wäre es daher ein Alt ver Pietät für die Vergangenheit, wenn mande unjerer Stäbte- 
verwaltungen ihre Ardive unter forgjamere Obhut ftellten, Staub und Moder daraus putzen 
und bie vergilbten Blätter der ordnenden Hand eines geſchichtsfreundlichen Bürgers anvertrauen 
wollten, wie es beren faft im jeder größeren Stadt — es wäre eine ber Zukunft ſchuldige 
Berpflitung, die bie und da noch im vergefienen Winkeln öffentlicher Gebäude aufgeftapelten 
„Schweinsledernen“ und Papiere von Sachverſtändigen unterſuchen und das Brauchbare für die 
Archive ausſcheiden zu laffen; es wäre eine der Zukunft ſchuldige Verpflichtung, Familienchro⸗ 
niten, Hauspoftillen und alte Urkunden, wenn fie anders von ihren Eignern weggegeben wer- 
ben, ben Gemeinden gefchent» ober kaufweiſe zu überlaffen. Selbfiverftändlih ſeßen wir bei 
unferen warmen Wünſchen für bie Erhaltung und Vermehrung ber ſchriftlichen Denfmale ver 
Bergangenbeit unferer Stabtgemteinden auch voraus, daß diefe mit mehr Fiberalität den 
BWipbegierigen zugänglich gemacht werben, als dies bisher faft überall der Fall if. Eine urbane 
Liberalität in biefer Richtung möchten wir für alle Freunde und Förderer ftäbtifcher Geſchichte, 
namentlich für jene Lehrer und Studierende beanipruchen, die, durchdrungen von der Wichtig- 
feit ſtädtiſcher Geſchichtsforſchung, und befonders der zu gewinnenden kulturgeſchichtlichen Refufe 
tate, die Schulferien benutzen wollen, um fi in bem einen oder dem anderen Archive ihrer’ 
Heimath etwa® genauer umzuſehen. 


Paris. 

Die Stadt Baris bat feit Anfang diejes Jahrhunderts bis zum Jahre 1853 auf Ar- 
beiten zum allgemeinen Nuten umb zur Verſchönerung der Stadt 339,534,476 Sr. 50 C. ver- 
want, nämlid vom Jahre IX, (1801) bis 1830: 147,725,710 Fr. 87 E., von da bis 1540; 
69,178,699 Fr. 26 E., von da bis 1854: 122,630,066 Fr. 37 €. Mr 

(Die franzöſiſche Elementarfhulbildung). Es ift überrafchend, daß in manchen egenden 
Franlreichs, trotz zwauzigjähriger Anftrengungen erſt jo wenig befriedigende a 
worben find. So z. ®. züplt das Mriege» Departement in biefem Jahre 2,231 Komiteibirte ; 
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davon Finnen 1214, alfo mehr als bie Hätfte, weber leſen noch ſchreiben; 37 lönnen nur leſen 
und 925 können leſen und fhreiben; von 55 Anberen bat man den Bildungsgrab nicht er» 
mitteln Lönnen. 





IV. 
giteratur. 


Geſchichte und Beihreibung der Stadt Waldkappel in Kurbeflen, vom Archivar 
Dr. ©. Zandau 8 70 Seiten. Mit einem Grundriffe. Kaffe 1858, 
Bohne’ihe Buchhandlung (Auguft Freyſchmidt). 

Der Herr Berfafjer hat in Anerkennung der ehemaligen Bedeutung biefes Meinen Stäbt- 
chens und mit Rüdficht auf das fchwere Brandunglüd, durch welches Walblappel in Jahre 
1854 zu feinem größten Theile in Aſche gelegt wurbe unb durch welches befjen Name in wei» 
teren Kreifen belannt geworben ift, in ber vorliegenden Schrift bie Lage ber Stabt, allgemein 
hiſtoriſche Berhältnifje, Befigverhältniffe derſelben, deren Berfaffung und Gefchide in ſehr an- 
ſprechender umb urkundlich belegter Darflellung mitgetgeilt. Er erzählt die Verwüſtungen ber 
Stabt im breißigjährigen Kriege, die von berfelben nur zwei Scheumen übrig ließen, ſchildert dem 
vom 25—26. Oltober 1854 ftattgefundenen Brand, der nur etwa 40 —— verſchonte, dagegen 
128 Wohnhäufer, die Kirche, das Rathhaus und 212 Stallungen und Scheunen verzehrte, liefert 
ferner eine Beichreibung der Kirche, erwähnt der vorhandenen milden Stiftungen und giebt eine ſehr 
werthvolle Beichreibung der Gemarkung und der Verlehrs und Erwerbsquellen. Beſonders interefjant 
für die Verlehrs-Kulturverhältniffe der erften Hälfte des fiebenzehnten Jahrhunderts find bie 
‚ Mitteilungen aus ven Büchern des Handelsherrn Lorenz Goßmann. 

Ein Teil bes Erlöſes dieſer verbienftvollen Schrift if für die Abge- 

brannten in Waldkappel befimmt. A. H. 


Anhang. 
Statut für die Stadt Magdeburg. 
In Gemäßheit des $. 11. der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1859. 


F 1. (Zu 8. 5. der Städteordnung.) Jedem neu aufgenommenen Bürger wird bei 
feiner Eintragung in die Bürgerrolle vom Magiſtrate ein Bürgerbrief ertheilt. 

8.2. (Zu 8. 12.) Die —— Zahl von 30 Stadtverordneten fir die hieſige Stadt 
wird zwar für jetzt noch beibehalten. bleibt jedoch dem eigenen Ermefjen ber Stabtbehörben 
überlaffen, jederzeit eine Vermehrung auf die geſetzliche Zahl von 48 eintreten zu laflen. 

$. 8. (Au 5. 14.) Die Bildung von Wahlbezirken für bie mehr als Wähler ent- 
haltenden Wahlabtheilungen finden nicht Statt. \ 

. 4. (Zu $. 20.) Ueber die Einwendungen gegen bie ag ber Lifte ber flimm- 
fähigen Bürger hat die Stabtverorbneten » Verfammlung bis zum 30. Auguft zu entſcheiden. 

8. 5. (Zu 8. 29.) Das Magiftrats » Collegium befteht außer bem Bürgermeifter, dem 
Beigeorbneten (zweiten Büirgermeifter) und ber geſetzlichen Anzahl unbefoldeter Stabträthe noch 
ans A bejoldeten Stabträthen, von denen einer das Baumejen, einer das Schulweſen bearbeitet. 
Es bleibt jedoch vorbehalten, nah Maßgabe bes Bebürfniffes bie Zahl ber befoldeten Magiftrats- 
mitglieder zu vermehren ober zu vermindern. 

Die befoldeten Mitgliever des Magiftrats dürfen befoldete und überhaupt ſolche Neben- 
ämter, für bie eine Remuneration gegeben zu werben pflegt, nur mit Zuftimmung ber Stabt- 
verorbueten » Berfammlung übernehmen. 

8. 6. (Zu $. 52. und 53.) Es wird fowohl ein Einzugsgeld als ein Hausſtandsgeld 
und eine Steuer filr Hauserwerb unb Gewerbebeginn und zwar nad folgenden näheren Beftim- 
mungen erhoben: 





l. Einzugsgeld. 

1. Bon allen in ben Stabtbezirt neu anziehenden felbfifländigen Perfonen wirb ein 
Einzugsgeld an die Kimmerei-Kaffe bezaplt. 

Bon der Errichtung beffelben ift bie Niederlaffung in der Gemeinde abhängig. 

2. Das Einzugsgeld wird für alle Klaffen der neu anziehenden Einwohner, ohne Rüd- 
fit darauf, ob fie aus dem Inlande oder Auslande anziehen, und ohne Rüdfiht auf bie 
— —— auf 15 Rthlr. feſtgeſetzt. 

. Wer nad Erlegung des Einzugsgeldes am hieſigen Orte nach ber Neuſtadt, Suben- 
burg oder Budau verziebt, bat bei feinem Wiederauzuge hierſelbſt, infofern er innerhalb dreier 
Jahre erfolgt, nur ein Einzugsgeld von 5 Rthlr. zu erlegen, 
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4. Die Berechtigung zur Nieberlaffung im Stabtbezirke nad Entrichtung des Gi 
gelbes erfirecht ſich zugleich auf bie Ehefrau uud die im väterlicher Gewalt fte —— 
und bei der Niederlaſſung ſelbſtſtändiger weiblicher Perſonen auf deren minberjährige Kinder, 

U. Hausſtandsgeld. 

1. Bon allen Einwohnern des Stabtbezirts, fowohl von ben Neuan iehenden, als von 
denen, welche ber Gemeinde bereits angehörig find, wirb bei der Begründung eines felbftftändigen 
Hausftandes eine Abgabe unter dem Namen Hansftandegeld erhoben, 

Bon der Entrihtung beffelben iſt die Theilnahme am dem Bürgerrechte abhängig. 

2. Die Verpflichtung zur Zahlung des Hausftandsgeldes tritt für dem, einen felbftflän- 
digen Hausftand begründenden Einwohner mit dem Zeitpunkte ein, wo er, unter Erfiillun 3 ber 
im 8. 5. der Stäbteorbnung vorgeſchriebenen Bedingungen, befinitiv im die Bürgerrolle einge- 
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* Fa Die Abgabe wird feftgefegt: bei einem jährlichen Einkommen von 300 Thlr. big unter 
1000 Thlr. auf 10 Thlr., bei einem dergleichen von 1000 Thlr. und darüber auf 25 The 

4, Wer das Einzugsgeld bezahlt hat, entrichtet nur bie Hälfte des Hansftandsgelveg in 
derjenigen Kaffe, zu welcher er eingefhägt worben ift. 

II. Steuer für ben Hauserwerb und Gewerbebeginn. 

1. Die Steuer wird don Jedem, welcher im Stadtbezirke ein Haus erwirbt ober ein 
Gewerbe beginnt, erhoben, wenn er früher weder das, nach der älteren ſtädtiſchen Verfaffung 
ublich geweiene Bürgerrechtsgeld, noch das vorflehenb unter II. gedachte Hausftandsgeld zur 
Kämmerei » Kaffe erlegt bat. u 

2. Auch die Staatsbeamten, Militairperfonen und Lehrer, ſowie biejenigen Perfonen 
welche, ohne Einwohner der Stadt zu fein, im Stabtbezirke ein Haus erwerben, ober ein Ge, 
werbe beginnen, find biefer Steuer unterworfen, 

3. Die Steuer für Hauserwerb ift auch von Frauen, Minderjährigen und Miterben, 
welche ein Haus im Stadtbezirke erwerben, zu entrichten, 

4. Die Steuer für Hauserwerb wird bei einem Hauswerthe bis 7500 Thlr. einſchließ— 
ih anf 10 Thlr., bei einem ſolchen über 7500 Thlr. auf 25 Thir. feftgejegt. 

5. Die Steuer für Gewerbebeginn beträgt bei eimem jährlihen Einkommen bes Steuer- 

tigen von 300 Thlr. bis unter 1000 Thlr. 10 Thlr., bei einem dergleichen von 1000 
fc. unb darüber 25 Thlr. 

6. Wer eine von beiden Steuern bereits bezahlt hat, ift von ber Erlegung ber andern 
fowohl, als der des Hausſtandsgeldes befreit, 

T. Bei der gemeinſchaftlichen Erwerbung eine® Haufes durch mehrere Perfonen wird die 
Steuer fir Hauserwerb nur einfach und zwar von einem derjenigen Mitbefiger erhoben, welche 
weber das Bürgerrechtsgeld noch das Hausftandsgeld bezahlt haben. 

8. Wer das Einzugsgeld bezahlt hat, entrichtet nur die Hälfte der Steuer für Hans- 
erwerb ober Gewerbebeginn. 

$. 7. (3u 8. 59.) Zur Bearbeitung einzelner Gefchäftszweige der ftäbtifchen Berwal- 
tung beftehen folgende dauernde Deputationen ; 

1) eine Armen » Deputation, 2) eine Einquartierungs » Depntation, 3) eine Bau⸗Deputa⸗ 
tion, 4) eine Handel3-Deputation, 5) eine Garten-Deputation, 6) eine Ader-Deputation, 7) 
eine Wafferfunft-, Pflafter- und Belenchtungs- Deputation, 8) eine Gewerbe-Deputation. 

Jede diefer Deputationen befteht aus zwei Magiftratsmitglievern, zwei Stadtverorbneten 
und einer Anzahl von Bürgern, unter ber fih aber auch dermalige Stabtverorbnete befinden Lönnen. 

9, eine Hunbefteuer-Deputation, beftehenb aus drei Magiftratsmitgliedern. 

Bei allen der Stabtverorbneten-Berfammfung zur Beſchlußnahme zu unterbreitenden Ge⸗ 
genftänden find, den Fall der Dringlichkeit ausgenommen, zuvor bie betreffenden Deputationen 
mit ihrem Gutachten zu hören, — 

$. 8. Die Anzahl der Mitglieder aller einzelnen Deputationen kann durch Uebereinſtim · 
mung beider Stabtbehörben vermehrt oder vermindert werben. z 2 

8. 9. Die Mitglieder der Deputationen aus ber Zahl der Bürger werben am —* 
Jahre gewählt. Sie ſcheiden aber auch aus, wenn ſie entweder in den agiſtrat — 
—* ee — welche für die Mitgliedſchaft einzelner Depu 
etwa iell vorgeſchrieben if. . 12, und 14, Fer⸗ 

ne 10, Die — Erg — Mitglieder des Kaufmanns und Scifiet 
nde® werben von ben Aelteften der Kaufmannjhaft gewählt. ins· 
m 8.11. Die Armen» Deputation iR * —* das geſammte Amwel — 
beſondere die Haupt » Armenkaffe, die einzeinen Armen» und Kranken » Anftalten Un 4, Beata, 
Magiftrate reſſortirende Armenftiftungen (mit Ausnahme ber Klöfter St. a niet 
Mariae Magdalenae und St. Gertraud, fowie ber Stifter St. Georgy und St, 
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Anfficht, jedoch ohne unmittelbare Mitwirkung des Magiftrats zu verwalten. Zu ihr follen 
24 bis 36 Bilrger gehören. 

$. 12, Die Einquartierunngs-Deputation bat die Beſtinmung, bas Ein- 
quartierungs» und Servisweſen nah ben darüber beftehenden Borjchriften zu verwalten. Zu 
ipr follen ſechs Bürger, welche zugleih Hauseigenthiimer fein müſſen, gehören. - 

Sobald die Miether bequartirt werden, ift die Deputation dur 2 Gemeinbewähler aus 
der Zabl der Miether zu verſtärlen. 

$ 13. Die Bau- Deputatiom ift nicht zur Verwaltung bes ftäbtiichen Bauweſens, 
fondern zur Vorbereitung der Berfügungen des Magiftrats nud der Beichlüffe der Stabtver- 
orbneten-Berfammlung in ſtädtiſchen Baufachen beftimmt, 

Sie führt die Mitauffiht über die ſtädtiſchen Gebäube, Brüden, Ufer- und Flußbauten. 
In dieſer Beziehung ift fie berechtigt und verpflichtet, bie ihr zwedmäßig ſcheinenden Verfügun⸗ 
gen beim Magiftrate in Antrag zu bringen, 

Außerdem bat fie bei allen Nenbanten und Hauptreparaturen bie Nothwenbigfeit, Nüts 
lichteit und Zwedmäßigfeit des Baues, den Bauplan und bie Art der Ausführung zu beratben, 
und darüber dem Magifirate Vorichläge zu machen. Gie wird enblih die Ausführung ber 
Bauten überwahen, fontroliren und bei der Reviſion berjelben mitwirken, 

Die pi ber zu ihr gehörigen Bürger foll acht fein. 

$. 14. Die Dandel®-Deputation ift dazu beſtimmt, über Badhofe- und andere 
————— bie ihr vom Magiſtrate vorgelegt, oder von einzelnen Deputationd- 

itgliebern zur Sprade gebracht werben, zu fonferiren, und dem Magiftrate die Rejultate ihrer 
Berathung zur weiteren Verfügung mitzutheilen, Zu ihr gehören drei Bürger, brei Kaufleute 
und ein iffer. (vfr. $. 10.) 

8. 15. Die Garten- Deputation bat die fläbtifhen Gartenanlagen unb dffent- 
lihen Spaziergänge, ſowie den ſtädtiſchen Gottesader zu beauffichtigen, darauf bezüglihe Bor- 
fhläge zu me und auf Veranlaffung des DMagiftrats oder einzelner Deputationsmitglieber 
Beratpungen anzuftellen und Erfterem ihre gutachllichen Aeußerungen zur weitern Beihluß- 
nahme mitzutheilen. Zu ihr gehören vier Bürger, - 

8.16. Die Kdei-Deputa tiom bat bie ſtädtiſchen Weder, Wieſen und Weiben- 
werber zur beauffichtigen, über die möglihft gute Benugung biefer Grunbftüde auf Beranlafjung 
des Magiſtrats ober einzelner Deputationsmitglieder zu berathen und ihre gutadhtlihen Vor⸗ 
ſchläge zur weitern Beihlufinahme mitzutheilen. Zu ihr jollen vier Bürger gehören. 

8. 17. Tie Wafjerlunft-, Pilafter- und hg eputation hat 
die Deanffchtigung der Gebäude und Maſchinen der Wafferkunf, der Nöhrleitung, der öffent- 
lichen Kumftpfähle und Brunnen, die Abihägung und Beanffihtigung der Privatkunftpfäble, 
ferner bie Aufficht über das von der Stadt zu unterhaltende Straßenpflafter, jomwie über bie 
gefammte Öffentlihe Straßenbelenchtung. 

In diefer Beziehung ift fie berechtigt und verpflichtet, bie ihr zwedmäßig fcheinenben 
Berfügungen beim Magiftrate in Antrag zu bringen. Auch hat fie bei allen hierher gehörigen 
von der Stadt auszuführenden Neuanlagen und Hauptreparaturen die Nothwendigleit und Nüg- 
lichteit derjelben, ſowie die Art der Ausführung gutachtlih zu berathen, die Ausführung zu 
überwachen und bei der Revifion mitzuwirken. Zu ibr gehören vier Bürger. 

„18. Die Gewerbe-Deputation bat alle diejenigen Angelegenheiten, über welche 
nad) $. 22. des Geſetzes vom 9. Februar 1849 nach Aufpebung des Gewerberaths der Magiftcat 
zu beſchließen hat, vorzuberathen und zu begutadten. 

Die Zahl ber zu ihr gehörigen Bürger fol filnf fein, 

8. 19. Die Hundefteuer-Deputation hat bie geſammte Berwaltung des Hunde» 
ſteuerweſeus felbfiffändig. ’ ö ! l 

8. 20. (Zu $. 60.) Die Stadt Magdeburg ift in 20 Stabtbezirke eingetheilt. ; 

8.21. (3u $. 70.) Die Ferftellung der Rechnung jedes Jahres muß vor dem 31. 


Dezember des folgenden Jahres bewirkt fein. Magdeburg, den 24. Juli 1854. 
Der Magifrat. Die Stabtverorbuneten-Berjammlung. 
Haſſelbach. Denele. 


Dffene Stellen. 

Beim hieſigen Magiſtrate iſt die Stelle eines Kämmterers und Beigeordneten erledigt, mit 
ber eim jührliches Gehalt von 600 Thlr. verfnüpft ift und der eine Caution von 600 Thlr. zu 
beftellen hat. Die näheren Bedingungen der Beftallung find bei dem unterzeichneten Borfteher 
einzufeben, bei bem ſich bie Kandidaten bis zum 1. Dtltober db. 9. unter Einreichung ihrer 
Zeugniffe fr. melden wollen. Culm, den 4. Auguſt 1858. 

Der Stadtverorbneten-Borftieher Doering. 

In Dels ift der Bürgermeifter - Poften vacant. (Siehe Seite 843 dieſes Hefte.) 


Drud und Verlag der Soſbuchdruderel von Trowihſch u. Sohn tu Granffurt a. d. O. 


Monatsſchrift 


für 


Deutſches 
Städte: un Gemeindeweſen. 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


von 


A. Piper, 
Opberbürgermeifter ver Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhaufes, Mitglied 
bes Bereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


Unter Berantwortlidhleit der Verleger. 











Heft X. | Jahrgang W. October 1858. 
I. 
@igentbümlichkeiten der Gemeinde: und Bürgerrechtögefebe 
in Württemberg. 


Bom Rechts-Conſulent Scheibler in Stuttgart. 


Die gefelichen Beftimmungen über die Gemeinbeverfaffung und das Bürger: 
recht in Württemberg enthalten vieles von den Geſetzen des übrigen Deutſchlands 
ganz Abweichended. Diefe Verſchiedenheit verdient um fo mehr nähere Prüfung, 
weil man veranlaßt ift, fie mit mehreren auffallenden Mißſtänden diefes Landes 
in Berbindung zu bringen, welche man fonft in Deutſchland gar nicht oder in 
geringerem Grabe vorfindet, und welche man in einem won ber Natur fo gefegneten, 
und auch während ber Sturmjahre vor Bürgerkrieg und größeren Calamitäten 
fo glüdlich bewahrten Lande unter der vierzigjährigen Regierung eines durch feine 
Regententugenden ausgezeichneten Königs und unter einer wegen großer Orbnung 
und ftrenger Gerechtigkeit mit Recht gerühmten Verwaltung nicht erwarten follte. 

Schon die ftrenge Unterfcheidung zwifchen Gemeinde» und Bürgerrechtsgeſetz 
ift eine Eigenthümlichkeit, welche man nur in wenigen beutfchen Staaten wieder: 
findet und welche in Württemberg weiter durchgeführt und jtrenger feitgchalten 
ift, als in den andern beutfchen Staaten. 

In dem Gemeindegefek von Baiern und Baden findet man zwar auch dieſe 
Trennung des Bürgerrechts- und des Gemeindegeſetzes. Aber Nice Geſetze ſtehen 

doch in beiden Ländern in mehrfacher inniger Verbindung, fie find auch ihrer 

Entſtehung nad) * nicht oder nur geringe Zeit von einander entfernt. Im 

Grofgerzogtfum Baden haben beide Geſehe gleiches Datum, auch die Reviſionen 

derjelben von 1851 find mur um wenige Tage verfchleven. Auch in Boiern fit 

das Oemeindegefeg von 1818 zugleich die Grundlage bes Burgerrechtsgeſetzes. 
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Im Jahre 1825 erfolgte zwar. eine Aenderung bes Letztern, welche aber zugleich 
mit dem Gemeindegejet einer nochmafigen Aenberung durch die Nevifion vom 
1. Juli 1830 unterworfen wurde. Zubem befteht zwifchen beiden Gefegen mehr- 
fach ein innerer Zufammenhang. In beiden Ländern ift das Gemeinde» Wahlrecht 
durch das Bürgerrecht bevingt. Ganz anders in Württemberg. 

Das erjte Bürgerrechtsgefeg von 18283 erſchien 10 Jahr fpäter, als Das 
erfte Gemeindegefeg von 1818 und die Reviſion des Bürgerrechtsgeſetzes von 
1833 erfolgte wiederum 11 Jahr fpäter als die Nevifion des Gemeinbegefeßes. 
Das erſte Gemeindegefek ven 1818 ging auch bei der Ertheilung bes allgen 
gleichen Wahlrechts von ganz andern ———— wegen ber dlonon 
Selbfiftändigfeit der Wahlberechtigten aus, als in bem Bürgerrechtégeſetz bon 
1828 — 1833 wegen der Bedingungen des Bürgerrechts entwidelt find. Die 
Nevifion des Gemeindegefetes von 1849 verließ vollens ganz die Bedingung ber 
Semeinde-Wahlrcchte durch den Beſitz des Bürgerrechts, wenigſtens und infofern, 
als auch Nicht- Bürger wahlberechtigt erllärt wurden. 

Daß durch diefe gänzliche Trennung des Buͤrgerrechts von der Gemeinde: 
verfaflung der Gemeindeverband nicht befeftigt, fondern gelodert wird, iſt faum 
zu bezweifeln. Das Bürgerrecht ift doch die Grundlage des Gemeindegeſetzes. 
Mie kann aber ein Gebäude die nöthige Feitigkeit haben, wenn es nicht genau 
zur ne paßt? 

Das Bürgerrechtsgeſetz Württembergs unterſcheidet ſich aber auch ſonſt be— 
deutend durch feinen Inhalt von denjenigen ber meiſten andern deutſchen Staaten 
und in einer Weife, welche zur Befeſtigung des Gemeinbeverbandes unmöglich 
beitragen fann. 

Die Gefetse der meiften übrigen deutſchen Staaten forberu auch von dem 
Sohn eines Bürgers beftimmte Leiftungen, wenn er in bie Nechte eines Altiv— 
Bürgers eintreten will, zum Wenigften die Anmeldung bei dem Vorſtande ber 
- Gemeinde und die deutlich ausgefprochene Bitte, in die Neihe der Aktiv- Bürger 
aufgenommen zu werben, wie in Heſſendarmſtadt nach der Gemeindeordnung von 
1821, oft aber auch die Nachweifung eines Befiges oder eines den Unterhalt einer 
Familie fichernden Nahrungszweiges, wie im Großherzogthum Baden durch bas 
Gefeh vom 9. April 1851, im Königreich Baiern außerdem durch ein Zeugniß 
erhaltenen Schul» und Religionsunterrichts, zudem fogar bie fürmliche Verpflich- 
tung durch Ablegung der Handtreue und das Berjprechen, ben Gefegen Folge 
(eiften zu wollen, wie im Königreih Sachſen, Hannover, Braunfchweig. 

Bon allen diefen Leiftungen verlangt das württembergiiche Gejet keine, auch 
nicht die geringfte. Nach Art. 46. des Bürgerrechtsgeſetzes tritt der Sohn eines 
Bürgers nach erreichter Volljährigkeit und Selbſtſtändigleit in das Aktiv -Bürger- 
recht ein, ohne daß er mur nöthig hat, dem Ortsvorjteher ſich vorzuftellen und 
feine Achtung zu bezeugen, noch weniger, daß ihm eine Leiftung zur Pflicht ge- 
macht wird. Er darf ohne alle Förmlichkeit und Vorbereitung an der Gemein- 
fchaft der aktiven Bürger Theil nehmen, wie ein unhöflicher ‚Saft im Wirths- 
zimmer an den Tifch zu ältern Gäften ſich hinfegen kann, ohne biefe zu grüßen. 

Das Wort Altiv Bürgerrecht findet man fogar in dem ganzen Gemeinde: 
gefeg und in feiner Nevifion nicht, fondern nur im Bürgerrechtsgeſetz. 

Diefe gänzliche Vernachläffigung aller die Fähigkeit und Würbigfeit ber 
Wähler verbirgenden Eigenfchaften und aller zur Bezeichnung des Werths bes 
Bürgerrechts dienenden Formen muß zerftörend auf den Gemeinfinn und auf das 
Anfehn der Gemeindeobrigleit eimwirten. Durch biefe Vernachläffigung erklärt 
ſich die ganz eigenthümliche Erfahrung biefes Landes während der Sturmjahre, 





875 


daß baffelbe zwar won einer allgemeinen Staatsrevolution glücklich verfchont blieb, 
daß man hier aber mehrere hundert Heine unblutige Gemeinverevolutionen hatte, 
bei welchen Ortsvorsteher und Gemeinderäthe chne alle rechtliche Begründung und 
ohne alle Form durch die aufgeregte Bürgerſchaft ohne weiteres von ihren 
Aemtern verjagt oder abzubanfen genöthiat wurden, ohne daß im ben meiften 
Fällen nachher Erſatz, Aenderung und Bejtrafung eintrat, und daß in noch 
mehreren Gemeinden die Obrigteiten nur durch bie Mlugheit fich behaupteten, daß 
fie der gefährlichen Bewegung nachgaben und zuſtimmten, bis die aufgeregten 
Wogen ſich gelegt hatten. | 

Dieje Gemeindeummwälzungen wurben aber meiftend von jungen Bürgern 
geleitet, bie bei diefem Anlaß das Rathhaus vielleicht zum Eritenmal betraten, 
oft den Ortsvorftehern nicht einmal perfönlich befannt waren. 

Wenn die Prüfung perfönlicher Cigenfchaften, welche man in Batern und 
Baden zum Eintritt in das Aftiv- Bürgerrecht fordert, bei Bürgerföhnen auch 
weniger ftreng ift, als bei überfiedelnden Nicht- Bürgern, wenn auch die Geld- 
feiftungen zum Eintritt in das aktive Bürgerrecht geringer find bei Bürgerſöhnen 
als bei andern, und wenn bie perfönliche Verpflichtung in Sachſen und Hannover 
auch oft nur als eine Form erjcheint, fo erhält doch durch affe dieſe Bedingungen 
das Aktiv» Bürgerrecht einen größern Werth als in Württemberg, wo es ben 
jungen Bürgern von felbit zufällt. Beſonders deswegen muß aber hier der fo 
fehr erleichterte Eintritt in das Bürgerrecht vermindernd auf die Werthichägung 
deffelben einwirken, weil in biefem Sande zum intritt in das geringfte Staats», 
Kirchen» und Schulamt jo große Vorbereitungen und Opfer gefordert werben 
und fo mannigfache Schwierigkeiten zu überwinden find. 

Die Gefete beinahe alfer anderen beutfchen Staaten verlangen von dem— 
jenigen, welcher ein felbftftändiges Gewerbe betreibt oder Liegenfchaft erwirbt, ven 
Beſitz des Bürgerrechts. Die Gefete von Hannover und Sachſen fordern fogar 
die Erwerbung des Bürgerrechts von Allen, welche eine Kunft oder Wiſſenſchaft 
gewerbsmäßig betreiben, von Aerzten, Advokaten, Lehrern. Erſt das neueſte Geſetz 
Badens von 1851 geftattete eine Ausnahme bei dem Erwerb von Liegenfchaft. 

Das württembergifche Vürgerrechtögefeg enthält dagegen die ganz eigenthüme 
fie Beftimmung, nach welcher jeder Bürger irgend einer Gemeinde des Landes 
in jeder andern Güter erwerben und jeber unzünftige Gewerbe treiben darf, ohne 
Bürger des Orts zu werben. 

Nach: einem Borfchlage ſoll diefe ganz eigenthümfiche Beſtimmung auch auf 
zünftige Gewerbe ausgedehnt werden. Wenn dieſer Vorfchlag Gejegeskraft er- 
langte, jo wäre das Bürgerrecht wicht mehr, was e8 früher war, die Bedingung 
ber ölonomiſchen Eriftenz, des Wohlſtandes eines Gemeindegenoffen, fondern nur 
noch wenigſtens in alfen Gemeinden, welche feine Gemeindenukungen haben, bie 
Bedingung des Anfpruchs auf Almofen, ver Aufnahme in daͤs Armenhaus. 

‚ Das württembergifche Bürgerrechtögefe gebt hier in der Auflöfung und 
Berneinung des Gemeindeverbandes noch weiter fogar, als diejenigen Staaten, 
welche gar fein Bürgerrecht mehr, fondern nur noch Wohnrecht der Gemeinde- 
genoſſen anerfennen. Denn bier ift zwar das Mohnvecht fehr erleichtert, dagegen 
det Eintritt in die übrigen, fonft aus dem Bürgerrecht folgenden Rechte um fo 
mehr an befondere forgfäftig abgemefjene Veringungen gebunden, 3. B. der Eins 
tritt in das Gemeinde⸗Wahirecht durch die Nachweiſung eines Vermögensbeſitzes 
oder durch einen Cenſus, der Eintritt in die Gemeindenugungen durch bejondere‘ 
Aufnahme und Abgabe, der Betrieb eines felbftftändigen Gewerbes durch beſondere 
Aufnahmen und Leiftungen, wie 3. B. die Gemeindeordnung Preußens von 1850 

58* 


876 


zwar fein Bürgerrecht mehr annimmt, dagegen bie Betreibung ber meiften Ge 
werbe durch die neue Gewerbeorbnung mehrfach forgfältiger und genauer als in 
Württemberg felbft für den Bürger begrenzt ift. Der Gemeindeverband ift gleich- 
fam in viele einzelne Verbände übertragen und aufgelöft, wo man fein Bürger 
recht mehr hat. Die nur durch das Wohnrecht verbundenen Gemeindegenoſſen 
find vielmehr veranlaft, dem Eintritt eines neuen Bewohners in bie befondern 
Verbindungen ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden, welche fie vor jpätern Unter» 
ftütungsgefuchen fihern, ald wenn fie wie in Württemberg dem oft nur iflufori- 
ſchen Recht vertrauen, ben Gemeinbegenoffen im Fall der Verarmung in bie ent» 
fernte Gemeinde verweiſen zu bürfen, in welcher derſelbe fein Heimathsrecht und 
Bürgerrecht hat. 

In allen übrigen deutſchen Staaten mit einer geringen Ausnahme iſt ben 
Gemeindebehörven geitattet, fogar vorgefchrieben, bei a ee in bas 
Bürgerrecht oder in das Wohnrecht und bei dem dazu zu prüfenben Nahrungs 
zweige auch das örtliche Bedürfniß, die Einrede der Ueberfegung zu beachten, in 
Baiern bei den fogenannten Lofalgewerben ausdrücklich, fo auch in den beutfchen 
Provinzen Oefterreihs, im andern Staaten ftillfchweigend, in Folge allgemeiner 
Vorſchrift ven Nahrungsſtand zu prüfen, ohne die Einrede der Ueberfegung aus 
zufchließen, welche doch bei den auf das örtliche Bebürfnig angewiefenen Gewerben 
fo entfcheidend ift, wie im Königreih Sachſen, in Hannover, Sachſenweimar, 
Naſſau. Selbſt im Königreich Preußen ift durch die Verorbnung von 1842 bei 
der Prüfung des Nahrungszweiges die Beachtung dieſer Einrede nicht ausgefchloffen. 

Ganz abweichend von allen diefen Beftimmungen verordnet aber das Bürger: 
rechtsgeſetz Württembergs in Art. 19 — 25. daß allein Die Arbeitsfähigfeit ohne die 
Nachweifung eines Vermögens oder der Urbeitsgelegenheit zur Aufnahme in ben 
Gemeindeverband berechtige, und verbietet Die Beachtung der Einrede der Ueber- 
fetzung unbedingt und allgemein. Cine Ähnliche, das einzelne Intereſſe dem Ger 
meindewohl voranftelfende und den Gemeindeverband verneinende Beſtimmung findet 
man nur noch in dem Gefe des Großherzogthums Baden, hier jedoch mit Be— 
ſchränkung auf Ueberfieblungsgefuche der Juländer, ſo daß alfo bei diefen Gefuchen 
der Ausländer diefe Einrede nicht ausgeſchloſſen tft. 

Wenn man die ungewöhnlich große Zahl der Meifter Heiner Gewerbe in 
Württemberg ins Auge faht, wenn man weiß, daß in biefem Lande ein Gehülfe 
auf vier Meifter im Durchfchnitt gezählt wird, wenn man ferner die lang an- 
dauernde Sage in diefem Yande über Mangel an Arbeit gehört hat, bie erſt in 
den letzten Jahren vielleicht nur vorübergehend verſtummt ift, jo ift man gedrängt, einen 
— dieſes auffallenden Mißſtandes in jener geſetzlichen Beſtimmung zu 
uchen. 

Zudem muß dieſe Beſtimmung, welche den beſondern Willen des Ueberſiedlers 
dem allgemeinen der Gemeinde unbedingt voranſtellt, nachtheilig auf ven Gemein⸗ 
ſinn und den Gemeindeverband wirken, 

Eine weitere Singularität des wirttembergifchen Bürgerrechtsgeſetzes war 
ferner bis vor wenigen Jahren die Beſtimmung, nach welcher Bürgersföhne nad 
erreichter Voltjährigfeit fih in ihrer Heimath verehelihen unb eine Familie 
gründen fonnten, wenn fie auch gar fein Vermögen befaßen, fondern nur bie 
Befähigung nachwieſen, ein zünftiges oder ein unzünftiges Gewerbe ober eine freie 
Kunft oder die Landwirthſchaft zu treiben, und wo bie Einrede ber Ueberjegung 
auch ausgefchloffen war. 

Die Braris begünftigte eine fehr weite Auslegung biejes —— fie ge⸗ 
ſtatlete z. B. Bauernknechten die Verheirathung, bie gar nichts beſaßen und ni 
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erworben hatten, wenn fie nur Zeugnifje vorlegen Fonnten von Dienſt ü 
ihre Befähigung, fie geſtattete bie Verehelichung ſolcher beſitzlofen ae 
in ben Gemeinden, welche ſchon einen Ueberfluß an armen Tagelöhnern hatten 
Erft im Jahre 1852 wurde dieſes Geſetz durch ein nenes Berchelichungsgefeg 
abgeändert; nachdem die Felgen des bisherigen Geſetzes gar zu auffallend fich 
berausgeftellt hatten. Durch das neue Gefet wird ben Heirathsluſtigen die Nach⸗ 
weiſung eines Heinen Bermögens aufgegeben, auch die Beachtung der Ginrede 
ber Ueberfegung nicht mehr, wenigjtens in diefer Beziehung, verboten, 

Diefe ganz eigenthümlichen Beſtimmungen bes württemberzifchen Bürger: 
rechtsgeſetzes erklären wehl noch einige allgemeine, in diefem Lande fo auffallend 
heroorgetretenen Mißftände, vor allem die auferorbentliche Zunahme der Gant- 
fälfe- und bie Abnahme der Bevölkerung, die ſich zwar in der nächiten Zeit zum 
Beſſern wenden, aber wohl nur vorübergehend oder als Folge der fo eben ange⸗ 
deuteten Aenderung dieſer Geſetze und in Verbindung mit mehreren guten Jahren 
bei anſehnlichen Preiſen der Landesprodukte. 

Die Bevöllerung, bei weitem noch nicht die dichteſte Deutſchlands, nach 
v. Redens Finanzftatiftit Band 1. 8. 171. neben den deuiſchen Staaten erſt die 
zehnte Stelle einnehmend, hatte nach den Zählungen feit 1846 bis 1852 bedeu— 
tend abgenommen. 

Man zählte im Jahre 1846: 1,756,543 Eimvohner, 

J 1849: 1,744,595 B. 
— 1852: 1,733,263 A 
J 1853: 1,727,067 * 

Die Bevöllerung hatte daher abgenommen: in ben erſten drei Jahren um 
11,948, in ben brei nachfolgenden um 11,332, im folgenden Jahre um 5200 
Einwohner. 

iefe Abnahme war um jo auffallender, weil fie nur in wenigen beutjchen 
Staaten, wie im Großherzogthum Baden und in Kurheſſen während verjelben 
Zeit eintrat und in biefen wenigen deutfchen Staaten in viel geringerem Grabe, 
als in Württemberg. 

Dan fand nad er —— Zählungen, Einwohner: 

; m R 


im Jahre 1 Jahre 1852; Zunahme um: 
in Breufen. .... » 16,397,448, 16,925,420, 537,972, 3, pCt. 
in: Balern: 55 4,520,751, 4,559,452, 38,600, Os „ 
in Sadfen .-.... 1,894,431, 1,987,832, 30, As m 
in Naffan .....: 425,686, ‚060, ‚314, — 
in Heſſendarmſtadt .. 852,524, 854,314, 1,190, Os — 
| Abnahme um: 
in Kurheſſen .... . 759,751, 755,228, a5, Os u 
N 4 ee 1,362,374, 1,356,943, 0,63 — 


in ——— * 1,744,595, 1,733,263, Be Ian 
Dit der Bevölferung nahmen auch die Ehen ab. 
Dan fand in Württemberg im Jahre 1846: 383,139, 
1849: 378,904, 
1852: 372,423. 
Ebenfo bemerkte man auch eine Verminderung des Vermögens, welches bel 
ben betr. Bermögend-Abgaben und Todesfällen zur Anzeige kommt. 
Die Summe biefes Vermögens betrug im Yahre 1843: 46,450,203 Thlt., 
im Jahre 1848; 41,000,000 


— — 


Dazu bemerkte man eine auffallende Zunahme mehrexer negativen Größen. 
Die Gantprozeſſe insbeſondere hatten von 1833 an, alſo ungefähr von der Zeit 
an, wo das Bürgerrechtsgeſetz über die begünſtigte Niederlaſſung der Mittelloſen 
von 1828 bis 1833 zu wirken begonnen hatte, unausgeſetzt zugenommen bis zum 
Jahre 1854, alfo bis zu der Zeit, wo die Regierung diefem Uebelftand durch dag 
Gefet vom 5. Mai 1852 Schranken zu ſetzen begann, durch das Gefeg, welches 
zuerft wieder die jo lange verbotene Einrede der Ueberfegung wenigjtend in einer 
Beziehung, geftattete. 

Es waren Guntprozeffe anhängig bei allen Bezirkögerichten : 


im Jahre 1833 1475, im Sabre 1844 2095, 
„ n 141834 1330, »  n . 1846 3258, 
„ n 1835 1226, „  n. 41847 3605, 
„ n 1836 1206, „nn 1848 4039, 
„nm. 1837 1446, n„ „ 3832 7583, 
3 16838 1557, vn 3853 8536, 
„ „41839 1683, „mn 1854 8816, 
„ n. 4840 1973, „1855 7883, 
1841 1850, > n. 1856 4773, 

„ 1842 1814, i 1857 2107. 


_ Nicht weniger weichen aber die VBeftimmungen über die Gemeindeverfaffung 
Württemberg von den Gemeindegefegen der übrigen beutfchen Staaten bedeutend 
ab. Diefe Eigenthümlichfeit ift von ebenfo großem Einfluß auf die Staatsver: 
waltung dieſes Landes, als die ber Bürgerrechtsgefege auf die Grundlage der— 
felben, die Gefellichaft. 

Die Eigenthimlichkeiten des Gemeindegeſetzes wirken nachtheilig für den 
Staatsverband, wie diejenigen des Bürgervechtögefeges für die Grundlagen veffelben 
für tie Gemeinden und die Gejellichaft. 

Die Gefege aller andern deutſchen Staaten bedingen das Gemeindewahlrecht 
durch das Bürgerrecht und einen beftimmten VBermögensbefig oder einen Steuer: 
beitrag oder durch die Eintheilung der Wähler nah Steuer» und Berufsffaffen, 
welche dem Ginfluß der Mittellefen und Nichtbürger Schranfen fegen. 

Nur allein in Württemberg hat ber ärmſte Bürger, wenn er nicht förmlich 
und anhaltend Unterftügung aus öffentlihen Kaſſen bezieht, gerade fo viel Stimmm- 
recht, als der reichjte, nur bier findet man weder eine Abtheilung der Wähler nach 
Vermögen und Steuerflaffen, noch eine Ausſcheidung ber Mittellofen, und ift bei 
ber überall zunehmenden Zahl ber Mittellofen und Armen und ber fteigenden 
Eoncentration des Defiges in wenigen Händen den Maſſen die Entfcheidung in den 
wichtigſten Fragen des Gemeindelebens anvertraut. —J 

Noch dazu finden überall unmittelbare Wahlen ſtatt, für die größten Ge— 
meinden, wie für die kleinſten, für die höchſten Stellen, wie für die weniger 
einflußreichen und die geringſten. Es fehlt daher der Einfluß, ‚welchen mittelbare 
Wahlen auf beſſere Vorbereitung und Prüfung immer, felbit bei Vermeidung alles 
Genfus, ausüben. Endlich find fogar auch Stihtbürger zugelafjen, wenn fie brei 
Fahre lang auch nur die geringfte Steuer zahlten. 

Außerdem hat bier das Paſſivwahlrecht die größte Ausbehnung Es kann 
Jeder auch zu den höchſten Gemeindeämtern gewählt werden, ohne bie geringften 
Beweife feiner Befähigung, Vorbildung und Gefegfenntniß vorlegen zu müffen. 
Endlich fehlt auch der Auffichtsftelle die Befugniß, die Beftätigung der Wahl aus 
folhen Gründen zu verweigern. Sie muß die Gewählten, auch bie Unfähigen, 
beftätigen und verpflichten, wenn. nicht formelle Mängel ver Wahl vorliegen, 
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oder der Gewählte Gantmann,  minberjährig tft, in Adminiſtration fich befindet 
ober wegen eines Kriminalvergehend feine Ehren: und Dienjtrechte verloren hat. 
Sie Hat nur bei den Ortsvorfieherwahlen ein Recht, auszuwähfen unter drei Vor— 
gefehlagenen, aber auch dieſes nicht, wenn der Gewählte zwei Drittheile aller 
Stimmen in fich vereinigt. 

Diefe Beitimmungen, welche jo ganz verfchieden find won venjenigen aller 
onberen deutfchen Staaten, erhielten ihre Grundlage ſchon im Jahre 1817 und 
im Iahre 1818 ihre Entwicelung und Gejegesfraft unmittelbar nah dem Re- 
gierungdantritt bes jetzigen Königs, mitten in dem Kampf der Regierung mit den 
alten Anndftänden. Sie tragen durchaus ben Stempel der Zeit und der Ber: 
hältniffe, unter welchen fie entjtanden. Sie waren eine ber erjten gefeggebenden 
Produkte Deutfchlands nach den Befreiungsfriegen, ein hochherziges Geſchenk eines 
edlen feinem Volk vertrauenden jungen Fürſten, fie hatten aber auch den beſondern 
Bwed, das Wolf bei dem Kampfe der Stände um alte längſt vergangene Rechte, 
um dandftändifche Kaſſen und permanente Ausſchüſſe nah der Auflöfung der 
tonftituirenden Verſammlung auf bie freifinnigen Rechte des damals noch neuen 
Kiberalismus hinzuweiſen. Sie fegten dabei Zuſtände aus primitiven Zeiten in 
Heineren Gemeinden voraus, unverlennbar ald Gegenjag zu ben von den vordem 
aufgelöften Ständen zurüdgeforberten alten Rechten einer verborbenen Zeit, ber 
fetsten Jahrhunderte: Diefe Beltimmungen hätten ſich unmöglich dem Weſen nach 
bis jet erhalten können unter einem andern Regenten als dem jeßigen, ber zu 
firengem Feſthalten an dem von ihm ſelbſt gegebenen Geſetze ſich verpflichtet Hält. 
Ein gewaltthätiger, herrſchſüchtiger Fürſt hätte mitteljt der Maſſe mittellofer, ab- 
. hängiger, hilfebebürftiger Wähler die Wahlen längſt auf eine Art gelenkt, daß alle 
Beſitzer felbit auf Aenderung gedrungen hätten oder daß bie ganze Geimeinbever- 
fafjung verſchwunden wäre. — 

Zur Erfüllung diefer Beſtimmungen war aber auch eine anzuerfennende Be- 
fonnenheit des Volles möthig, welche in ben meilten Hüllen einen groben Miß— 
brauch diefed den Maſſen anvertrauten Rechts vermied. 

Aber wenn auch burch die gefegmäßige Haltung der Regierung und die Be— 
founenbeit des Volles großer Mißbrauch dieſes gefährlichen Vertrauens in ben 
meiften Fällen glüdlich vermieden wurde, jo bringen doch dieſe Beftimmungen 
unausgejegt großen Schaden dem Volke und der Regierung, fo find fie dech das 
größte Hinderniß einer größeren Befeftigung des Gemeindebands und einer ge— 
wünfchten gründlichen Aenderung ber Verwaltung, ihrer Vereinfachung durch 
Decentralifation und erhöhter Selbitverwaltung des Volks, 

Die größeren DBefiger, von den Mafjen DBefiglofer bei den Wahlen über- 
ftimmt, wurden deßwegen veranlaßt, ſich von denſelben ganz zurüdzuzichen oder 
mit den Regierungsorganen zu verbinden, ftatt daß fie berufen wären, -an ber 
Spige der Gemeinde ihre DBertreter der Staatsgewalt gegenüber zu fein, Dieſe 
uftraliberalen Wahlformen wirken daher verderblich, indem fie den Gemeinbever- 
band zerflüften und auflöjen. Die Gemeinderäthe, welche die Vereinigung ber 
Notabeln, der Honoratioren der Gemeinde fein follten, und auch früher waren, 
find das ſchon lange nicht mehr. Alle, welche durch Geſetzlenntniß fih auszeichnen, 
und fich zur Behandlung &ffentlicher Geſchäfte vorbereitet haben, ſuchen vorzugs 
weife im Staatödienft eine Verwendung, während alle großen Befiger, befonders 
aus dem. Adel, eine Stüße in der Regierung zu erhalten fuchen. 

Wegen des gänglichen Mangels an Bürgſchaften für bie Tüchtigleit und 
Unpartbeilichleit der Gemwählten, welche biefe unmittelbaren allgemeinen Wahlen 
per Anffichtsbehörde geben, find auch in feinem anderen Lande die materiellen 
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Rechte der Gemeinden und bie Befugniffe ber Gewählten fo eng zugemeffen und 
fo forgfältig unter Aufficht geftellt, als in Württemberg, ift deswegen auch bie 
Klage über die vielfchreibende Vielregierung und ein weitgetriebened Bevormun- 
dungsſyſtem fo weit verbreitet und fo fehr begründet. 

In keinem andern deutfchen Lande find die Gemeindebehörden verpflichtet, fo 
oft in fo vielen Fällen bei den Auffichtsbehörden anzufragen und bie Vollziehung 
ihrer Entfchliefungen bis zur Entſcheidung der höhern Stellen aufzufchieben, als 
in Württemberg. Es find in dem Gemeindeedilt 17 befondere Fälle aufgeführt, 
in welchen unbedingt das Anfragen nöthig ift und es find noch dazu biefe Fälle 
nur als Beifpiele bezeichnet der allgemeinen Regel, in allen wichtigen Fällen an- 
zufragen, während überall fonft die Zahl der für die Auffichtsbehörde vorbehaltenen 
Fälle geringer ift, auf 4—6 Fälle höchftens 10 fich erftredt und dieſe Fälle noch 
dazu überall nur als Ausnahme der allgemeinen Freiheit der Gemeinden, nicht 
als Beifpiel der allgemeinen Unfreibeit bezeichnet find. Im den meiften beutfchen 
Staaten, befonder8 des nörblichen Deutfchlands, ift die Reviſion und Abnahme 
der Gemeinderechnungen den Gemeindebehörven mehr oder weniger überlaffen, fo 
daß fie durch eine aus ihrer Mitte gewählte Kommiffion —— Zuziehung 
eines Rechnungsverſtändigen die Prüfung und Genehmigung der Rechnung beſorgen 
laſſen kaun und iſt die Thätigkeit der Aufſichtsbehörden nur auf Mittheilung von 
Abſchriften und Auszügen zur Einſicht, auf Entſcheidung in Beſchwerdefällen oder 
auf eine Superreviſion beſchräuklt. Insbeſondere findet man dieſe Beſchränkung 
in Preußen, Sachſen, Hannover, Braunſchweig, Oldenburg, Naſſau. 

In Württemberg iſt aber die förmliche Prüfung der Rechnungen ber Aufſichts⸗ 
behörbe gänzlich vorbehalten, fo daß fie ſämmtliche Rechnungen der großen und 
Heinen Gemeinden ganz im Einzelnen zu prüfen hat. 

Die Gefchäfte der Gemeindebehörden und der Auffichtsftellen werben aber 
durch biefe weit ausgedehnte Auffiht aukerorbentlih vermehrt. Doc ift eine 
gründlich fachgemäße Erledigung der Gefchäfte lange nicht fo gefichert als zu 
wünfchen, und bei genügender Befegung und Ermächtigung der Gemeindevorftande- 
ftellen zu erwarten wäre. 

Mean berechnet, daß die Hälfte der Befchlüffe der Gemeinderäthe der Auffichts- 
ftelfe vorgelegt werben müffen. Diefe gilt beträgt aber auch in Städten mittlerer 
Größe bes Jahres mehrere Hundert. Gin jeder Beſchluß, welcher vorgelegt werden 
muß, erfordert wenigftens noch einmal fo viel Mühe und Zeit, als ein anderer 
für die Gemeindebehörde. Die Protokolle müfjen forgfältiger abgefaßt werben, 
müffen alle Gründe enthalten, von welchen viele fonjt als den Mitgliedern der 
Gemeinbefolfegien hinreichend befannt, gar nicht niebergefchrieben worden wären. 
Wenn die Entſcheidung der Auffichtsftelle eintrifft, ift dann immer noch eine zweite 
Verhandlung wegen ver Vollziehung nöthig, welche man fonft unmittelbar mit 
dem Beſchluß verbunden hätte. Noch größere Zeitverfäumniß und Mühe entjteht 
aber, wenn die Entfcheivung der Auffichtsftelle go oder theilweife verneinend ausfällt. 

In den meiften Fällen ift die Gemeindebehörde mit der abweiſenden Entjchei- 
dung nicht zufrieden, fondern fie befchließt Gegenvorftellungen oder Beſchwerden 
an höhere Stellen mit noch forgfältigerer Begründung und fie ift dazu beſonders 
deßwegen veranlaßt und ermutbigt, weil nach fo vielen vorliegenden Erfahrungen 
fehr häufig die erft verneinende Entſcheldung nur aus Unfenntniß der Aufjichte- 
ftelle von der Sachlage her entitanden, nach einiger Zeit auf wiederholte Bor: 
ſtellungen einer günftigern Pla macht. Noch häufiger finden bie Reviſionsaus— 
ftellungen, weniger durch Befolgung als durch nähere Nachweifung und weitere 
B ngen und Zurücknahme ihre Erledigung. In allen dieſen Fällen, in welchen 
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zuerft ungünftige Entfcheivungen ober Ausftellungen erfolgen, vermehrt fich aber 
r bie Gemeindebehörden ver Aufwand an Zeit und Mühe, wenigftens um bas 
— Afache gegen ben Aufwand, welcher nöthig gewefen wäre bei felbftftänbiger 
Behandlung des Gefchäfts durch die Gemeindebehoͤrden. 

An demſelben Verhältniß vermehrt fich aber auch der Aufwand an Mühe 
und Zeit für die Auffichtsftellen, befonder® weil die unterften -Auffichtsftellen in 
fehr vielen Fällen wieder bei der höhern Stelle anfragen oder wegen angebrachter 
Beichwerben berichten müffen, und weil um fo mehr das fehriftliche Verfahren vor: 
berrfcht, je höher die entfcheidende Behörde geftellt ift. 

Die großen Nachtheile des bloßen jchriftlichen Verfahrens, bei ver Nechtöpflege 
längft anerfannt und fo viel wie möglich befeitigt, find im biefen Regionen des 
— ——— in Folge des ausgedehnten Aufſichtsrechts beinahe noch vollſtändig 
vorhanden. 

An Folge dieſer ausgedehnten Beaufſichtigung find auch in Städten mittlerer Größe 
zur Ueberwältigung der Gefchäfte für bie Ortsvorsteher Rathsfchreiber, Gemeindepfleger, 
außer diefen Aemtern förmliche Kanzleien mit Aktuaren, Affiftenten, Gehilfen nöthi 
und für bie Heineren Gemeinden eine zahlreiche Kaffe von abwechfelungsweife m 
Koften die Gemeinde befuchenden Hilfsbeamten mit Affiftenten, Schreibern, welche 
ſcheinbar den Gemeinderäthen mur untergeorbnet und beigegeben find, in Wahrheit 
aber die Gefchäfte derfelben Teiten und die Gemeinden beherrfchen. 

In Folge diefer weit getriebenen Beauffichtigung ift in jebem Oberamt dem 
Dberbeamten ein aueichliehenb mit der Revifion der Rechnungen befchäftigter 
Revifionsaffiftent nöthig, wird ein großer Theil der Zeit der Oberbeamten in 
Anfpruh genommen und ift felbjt bei den höhern Auffichtsftellen, bei den Regie— 
rungsbehörben bie Zahl der Regierungsmitglieder und Arbeiter vielleicht noch einmal fo 
** als ſonſt der Fall und nöthig wäre und iſt die ſo ſehr gewünſchte und oft 
verlangte Vereinfachung der Staatsverwaltung beſonders in dieſer Beziehung immer 
ein unanfgelöftes Problem geblieben. 

Aber der ungewöhnlich große Aufwand an Zeit und Mühe fichert nicht einmal 
eine um fo viel bejfere gründlichere Erledigung. 

Bei den Gemeindebehörden felbit wirkt dieſelbe auf die tüchtigften Mitglieder 
entmutbigenb und lähmend. 

Die Ueberzeugung, für die beften und wohlthätigften Vorſchläge am Ende 
nah langem Kampf in den Kollegien felbft doch nichts anders erreichen zu können, 
als einen Beſchluß, den Vorſchlag der Auffichtsbehörbe vorzulegen, und dann noch 
wieber viele Monate warten zu müſſen, bis eine Entfcheidung erfolgt, und bie 
Erfahrung, daß fo oft die erite Entfheidung ungünftig ausfällt, erſt bei großer 
Beharrlichkeit willfahrend, muß die tüchtigften Mitglieder abfchreden. 

Das iſt hier befonders bewegen der Fall, weil alle Gemeindberathsftellen 
unentgeltlich, unbefolvet, nach einigen Dienftjahren dem Wechfel unterworfen, faft 
immer nicht mit gefeg-gefchäftstundigen Männern, fondern mit Gewerbsmännern, 
RKapitaliften, Landwirthen befegt find, welche das Gemeindeamt nur als ein vor» 
übergehendes Täftiges Ehrenamt betrachten, welche an die Mühſeligkeiten bes 
fhriftlichen Verfahrens nicht gewöhnt find und deren Dienftzeit oft früher zu 
Ende geht, als B- ausdauernder Verfolgung wichtiger Anträge erfordert wird, 
Das kommt in Württemberg aber befonder® deswegen fo oft vor, weil hier durch 
eine ganz eigenthümliche Beftimmung des Gemeindegefeges ein Vorſchlag des 
Gemeinderaths von ben Wurffichtsftellen nicht beachtet werben darf, fo lange er 
nicht auch die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes erlangt, und die Auffichtöftelle 
fein Entſcheidungsrecht in Fällen des Diffenfes beiver Kollegien hat, fondern bie 





Sache beim Alten bleiben muß, bis beide Kolfegien zufammenftimmen unb barüber 
oft Jahre vorübergehen können. 

Diefes ausgedehnte Auffichtsrecht wirkt aber auch lähmend für die Auffichts- 
ftelfen felbft, indem es diefe Behörden nöthigt, fo viele Zeit mit zahllofen Schreibereien 
zu verbrauchen, welche viel beijer verwendet werben Fönnte. 

Aber auch der unmittelbare Zweck der Aufficht ijt bei dieſer Behanblungs- 
weife nicht fo gefichert und wird nicht fo erreicht, als bei dem großen Aufwand 
an Mühe und Zeit zu erwarten fein follte. 

Die Revifion der Rechnungen durch entfernte, mit der Sachlage wenig befannte 
Auffichtsftellen, meiftens durch jüngere Männer aus dem NRechnungsfach beforgt, 
verhindert nicht viele große Mißbräuche und Unterfchlagungen, wie die jährlich 
wieberfehrenden zahlreichen Unterfuchungen beweifen.  Kaffenbeamte, welche böfe 
Abfichten haben, können die entfernte Auffichtsftelle durch die forgfältigite Beobach⸗ 
tung alfer Formen und durch Vorlegung betrüglicher Beläge viel leichter täufchen, 
als bei einer mit der Sachlage genau befannten Prüfungstommiffion der bürger- 
lichen Kolfegien, verftärkt durch einen Rechnungsverftänbigen, zu beforgen wäre. 
Die vielen anfangs verneinenden und fpäter von benfelben Stellen wieder 

aufgehobenen Entfcheidungen auf Anfrageberichte der Gemeindebehörden, ebenfo bie 
zahlreichen anfangs auegefprochenen und fpäter wieder aufgehobenen Reviſions— 
bemerfungen beweifen die große Schwierigkeit, in welcher die Auffichtsftellen bei 
biefer Gejchäftsbehandlung fich befinden, wie diefelben aus Mangel an Sachkenntniß 
Bieled verneinen, was fie nachher billigen und was fie beffer gar nicht verneint 
hätten, während fie zugleich Manches zugeben und überjehen, was fie beſſer von 
Anfang an verneint hätten. Wie würde man fi über ein Gericht ausſprechen, 
welches feine Entfcheidungen öfter widerruft, als in Kraft erhält, oder auch über 
ein Gericht, deſſen Entfcheidungen öfter von der höhern Stelle reformirt als be 
ftätigt werben, und boch iſt diefer Widerruf und diefe Neformirung bei den Auffichts- 
ftelfen fo ungemein häufig, oft die Regel. 

Dieſes unausgefegte Eingreifen in die Beſchlüſſe der Gemeindebehörben, in 
Verbindung mit den vielen fpäter widerrufenen oder von der Refursitelle aufge: 
bobenen Entfcheidungen hat auch eine für das Anfehen und das Vertrauen ber 
Auffichtsftelle ſehr nachtheilige Wirkung, welche fih in der Stürmzeit bejonders 
—— völlige Lähmung dieſer Behörden in Erhaltung ihrer Aufgabe her: 
ausjtellte. 

So oft eine Auffichtsftelle fich gegen einen Bejchluß der Gemeindelollegien 
ausfpricht, fo ift ihre Lage ſchon infofern eine ungünftige, weil hier ein "einzelner 
Mann, ein Neferent, Aktuar, Affiitent den Nefultaten langer Berathungen ber 
einflußreichften, mit der Sachlage volllommen vertrauter Männer einer Gemeinde 
entgegentritt. 

Unmittelbar erfährt die Auffichtsftelle den geringften Theil der ungünftigen, 
ihrem Anfehen bevenflichen Aeußerungen. Aber dennoch werben fie ausgefprochen 
in großer Zahl und mit großer Vefliffenheit. Nicht felten fuchen auch Gemeinde⸗ 
räthe, welche die Gunft ber Gemeinden verloren haben, durch ſolche Mitteilungen 
an bie Gemeinbegenoffen fich zu pepularifiren und die Schuld mancher Mißftände 
auf die Auffichtsbehörben abzuladen. 

Dem jetigen Minifterium find auch dieſe Nachtheile des Gemeindegeſetzes 
hinreichend befannt. Es iſt Gegenftand feiner fortgefegten Beſtrebungen, eine 
Aenderung befjelben Ren, welche die Bürgſchaft der Auffichtsftellen für 
die Befähigung und Würdigkeit der gewählten Gemeindevorftcher vermehrt, zugleich 
aber auch die Beauffichtigung ihrer Thätigfeit zu vermindern gejtattet. 


Abler die Regierung hat dabei große Schwierigfeiten von zwei ganz entgegen. 
gefegten Seiten zu überwinden. | 

Die Büreaufratie, weldhe in Württemberg fo weit ausgebilvet und fo ftarf 
derireten ift und auf die Entitehung ber Gefeßesentwürfe den unmittelbarften 
Einfluß ausübt, ift der Befchränfung der Auffichtsgewalt auf das Entjchiebenfte 
entgegen. Beamte, welche von den beſten Gefinnungen befcelt find, welche aber 
in den Anfichten der Büreaufratie herangebildet wurden und ergrauten, fönnen 
fih von der Beſorgniß nicht trennen, e8 laufe das Gemeindewohl Gefahr, wenn 
man von ben bisherigen Beſchräukungen etwas nachlaffe, wenn man gar bie 
Kevifion der Gemeinde-Kechnungen den Gemeindebehörden ſelbſt überlaflen 
würde. Sie gehen dabei von Erfahrumgen aus, welche bei der jetigen 
Zujammenjegung der Gemeindebehörden allerdings nicht felten zu fammeln waren, 
wo ftrenge Beaufjichtigung fich als zweckmaͤßig herausftellte, welche aber nicht bei 
einer andern Einrichtung zu beforgen wären. An dem ftillen aber entſcheidenden 
Widerſpruch von diefer Seite fcheiterte vorzüglich ber erfte von der Regierung 
vor einigen Jahren vorgelegte Entwurf, welcher nur die ultraliberafen Wahlrechte 
bejhränfen wollte, aber bejtimmte Zufagen, wegen Verminderung der Aufficht 
nicht ausiprach. 

Die liberale demofratifche Oppofitionsparthei fett aber zugleich einen lauten 
heftigen Widerjpruch von anderer Seite der zu wünfchenden Aenderung entgegen. Sie 
will die unmittelbaren allgemeinen Wahlen fefthalten, aus Vorurtheil oder Vor: 
fiebe für dieſe dem Contrat social von Rouffean fo genau nachgebilveten 
Formen, vielleicht aber auch wegen geheimer Hintergedanfen, weil fie diejelbe als 
Mittel erfannten, welche weit über die Gemeindezwede hinaus liegen, fo wie auch 
mehrere ihrer Wortführer mittelft derfelben eine Stelle in der Gemeinde erhielten, 
als Anfang und Weg zu größerer politifher Thätigkeit. 

Diefe Partei läßt fich deswegen lieber die enge Benuffichtigung der Gemein- 
bebehörden als unmittelbare Confequenz ver ultraliberulen Wahlformen gefallen. 
Aber die Regierung wird und kann nicht nachgeben, bis fie durch eine gründliche 
Aenderung des Gemeindegefeged die Grundlage ihres Staatsgebäudes befeftizt 


bat. 

Aber die Regierung wird, ganz abgefehen von biefen äußeren Hinderniffen, 
noch mehr innere Schwierigfeiten zu überwinden haben. Unverkennbar ftehen in dem 
Bürgerrechts-, fo wie in dem Gemeindegefeg zwei gerade entgegengefegte Nichtun- 
gen unvermittelt einander gegenüber, eine gefchichtliche und eine ausländiſche, eine 
nach der Heimath jtrebende feite und eine nach außen ftrebende, bewegliche. Im 
Bürgerrechtsgeſetze ift das althiftorifche Bürgerthum noch feitgehalten, jo wie in 
der Verfaſſung felbft, welches aktive Wahlrechte nur den Bürgern, mit Ausfchluß 
der bleßen Wohnberechtigten, zutheilt, in dem Gemeindegefeg aber auf eine jehr 
einleuchtende praftiihe Weife in dem fehr forgfältig bewahrten bedeutenden 
Gemeinbebefig und in den ausschließlich ven Bürgern vorbehaltenen, in den meiiten 
Dorfgemeinden anfehnlichen Gemeindenugungen. Diejer alten gleichſam confer- 
vativen Grundlage gegenüber hat aber das vom Bürgerrecht Losgetrennte Wohn« 
recht in Württemberg feit 1828 eine Ausdehnung erhalten, wie in feinem andern 
deutſchen Staat, welcher noch ein Bürgerrecht anerkennt. Jeder Staatsbürger 
kann mitteljt des bloßen Wohnrechts Liegenfchaft jeder Art erwerben ohne das 
Bürgerrecht und darf jedes unzünftige Gewerbe treiben ohne Bürger zu fein. 
Ganz konfequent ift es von diefer Nichtung aus, wie auch die Betreibung aller 
zünftigen Gewerbe vom Bürgerrecht nach einem neueren Geſetzesvorſchlog geitattet 
werben foll. Nur ift die noch ungelöfte Frage, wie alsdann noch dem Bürgerrecht 
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bie frühere ober überhaupt eine Bedeutung gefichert werben ſolle. Wenn 
der Staatsbürger Überall wohnen darf, ohne Vürger zu fein, wenn ihm auch 
das Gemeindewahlrecht unabhängig vom Bürgerrecht zugetheilt wird, nachdem er 
drei Jahr in einem Ort gewohnt hat, wenn er ferner fogar zwar Feine bleibende, doch 
außerordentliche Unterftügungen von per Gemeinde des Wohnorts anzufprechen 
befugt ift, wenn er nun auch noch jedes Gewerbe treiben darf, fo bfeiben fo 
wenig Rechte und Vorteile übrig, welche aus dem Bürgerrecht abgeleitet werden, 
daß baffelbe für die Meiſten mehr eine Form als ein Inhalt, mehr eine Laft 
als ein Vortheil wäre. Der Entwurf erfennt auch diefe Folge ber von ihm 
vorgefchlagenen Erweiterung des Wohnrechts, weil er allen Bewohnern nach fünf 
Jahren die Pflicht auflegt, Bürger zu werben. Während früher das Geſetz 
vorzugsweife von dem Recht ausging, das Gemeindebürgerthum unter gewifjen 
Bedingungen zu erwerben, tritt in dem neuen Entwurf zum erjtenmal bie Pflicht 
hervor, nach mehrjährigem Wohnen Bürger zu werden und bie Laſten eines 
Bürgers zu übernehmen, die Pflicht, da8 Bürgerrecht zu erwerben. 

Diefer Entwurf wird daher feine Aufgabe, beide entgenengefegte Richtungen 
zu berücfichtigen und zu verföhnen, ſchwerlich erfüllen. Ein fichereres Mittel, 
um dem Bürgerrecht feine . Bereutung zu erhalten und doch das ausgedehnte 
Wohnrecht nicht zu befchränten, möchte aber in Folgenden: liegen. 

Man follte jedem Staatsbürger geftatten, zu wohnen wo er will und fo 
lang er will, alfo unbefchränft dur die Pflicht, nach einiger Zeit Bürger zu 
werben. Ebenfo follte man jedem Staatsbürger erlauben, das Wohnrecht zur 
Betreibung eines jeden zinftigen oder unzünftigen Gewerbes zu benugen, ebenfo 
unbefchränft der Zeit nach und unbefchränft durch die Pflicht, nach einiger Zeit 
Bürger zu werben. 

Dagegen follten aus diefem Wohn- und Gewerberecht der Nichtbürger nicht 
auch bie übrigen Rechte der Bürger folgen, das Recht, Liegenichaft zu erwerben, 
an ben Gemeindenugungen Theil zu nehmen, bei den Gemeindewahlen fich zu 
betheiligen, fich zu verehelichen, ohne die Zuftimmung feiner Heimathgemeinde. 
Die Erwerbung bes Bürgerrechts und ber aus demfelben folgenden Rechte follte 
aber bevingt fein durch freiwillige Aufnahme in ven Gemeindeverband, durch die 
Gemeindebehörde, oder durch die Nachweifung eines bebeutenden Befiges, oder 
durch bie Aufnahme in eine Gefellichaft, welche mit gemeinfchaftlihem Kapital 
von beftimmter Größe Gefchäfte treibt und für die VBetheiligung ihrer Mitglieder 
bei Unterftügungsfaffen forgt, und welche von der Gemeinde anerfannt ift. 

Dann hätte das Wohn- und das Ueberfievlungsrecht feine volle Ausdehnung 
und ed wäre doch auch dem Bürgerrecht feine Bedeutung gejichert. Jedem 
Ueberfiebler wäre volllommen Gelegenheit gegeben, feine Fähigkeit zu entwideln 
und anzuwenden und mit bem Bürger in Konkurrenz zu treten, ohne mit Auf- 
nahmegefuchen Zeit und Geld verwenden zu müfjen. Die Gejellfhaften der 
gewerbetreibenden Bürger hätten aber Beranlaffung, alle Vortheile der konlurri⸗ 
renden Nichtbürger kennen zu lernen, fich biefelben anzueignen oder auch die 
Aufnahme der Tüchtigeren in ihre Kreife einzuleiten. 

Die Bildung von Gefellfhaften zur Betreibung des Gewerbes mit gemein- 
ſchaftlichem Kapital ift zwar in Deutfchland noch erft im Werben begriffen, 
aber fie wirb fich ausbreiten, fo wie es in England feit 10 Jahren in über: 
rafchender Weife der Fall war, wo bie trades unions fihon in großer Zahl und 
in ber verfchiedenften Weife vorhanden find. Bis ſich ſolche entwidelt haben, wäre 
aber die Aufnahme in das Bürgerrecht durch die Gemeindebehörde mittelft 
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Nachwelfung eines enifprechenden Vermögens ein Ausweg und ein Mittel, neben 
dem ausgebehnten Wohnrecht dem Bürgerrecht feine Bedeutung zu fichern. 

Die fehwierige Aufgabe würde daher gelöft nicht durch unmerflichen Weber: 
gang des Wohnrechts in das Bürgerrecht und durch die Vermifchung ber beiden 
entgegengefetten Nichtungen, fondern durch die polare Entgegenfegung derſelben in 
der nächſten Nähe und jeder derfelben in ihrer urfprünglichen Reinheit und 
Eigenthümlichkeit., Jede derſelben wäre bie nothwendige Ergänzung, Controlle und 
Concurrenz ber andern. Die Bürger hätten den Vortheil des größeren Befiges, 
der engeren Verbindung, bed Antheild an dem Gemeindevermögen und an ben 
Gemeindenugungen, auch des Antheild an den Gemeindeverwaltungen; die nicht» 
bürgerlichen Bewohner den Vortheil der Befreiung von bürgerlichen Laften und 
der engeren Verbindung mit dem Fremden, dem Ausland. 


In diefer Entgegenfegung würde wieder in den Städten ſich entwickeln, was 
bereit8 bafelbft vor Jahrhunderten zur Zeit der größten Blüthe derfelben vorhanden 
war, ein durch zahlreiche wohlhabende Innungen gefichertes Bürgertum neben 
dem Marktrecht und ber Freimeifterei der Nichtbürger. 


Dei dem Gemeindegefeg ließe fich aber der auffalfende — zwiſchen 
der übergroßen Freiheit der Wahlrechte und der allzuengen Begrenzung der 
Rechte der Gemeinde und der Gemeindevorſteher nach den vorhandenen Verhaͤlt⸗ 
niſſen in folgender Weiſe ausgleichen. 


Es ſollte die Zahl der zur Beftätigung ber Aufſichtsbehörde bei der Gemeinde— 
verwaltung feſtgeſetzten Bälle von 16 auf die Hälfte rebucirt und e8 follten diefe Falle 
nicht als Beiſpiel einer allgemeinen Regel anzufehen, fondern ald Ausnahme der 
fonft anerfannten allgemeinen Freiheit der Gemeinden bezeichnet werben. Dagegen 
foltten aber auch alle Gemeindebeamte, bei welchen Vorbereitung unb Uebung 
vorausgefegt wird, einer Prüfung und Betätigung der Auffichtsbehörde unterworfen 
fein. Damit die Revifion und Prüfung der Gemeinderechnungen wieder ohne 
Beſorgniß den Gemeindebehörben zurüdgegeben werden fann, findet fich ein 
Auskunftsmittel in einer erft vor 30 Jahren aufgehobenen Inftitution Württem— 
bergs. Es beftanden damals Communal-Rechnungsreviforen, welche die Amts— 
verfammlung aufitellte und bie ausfchließlich mit der Rechnungsrevifion beauftragt, 
fonft aber den Oberämtern untergeortnet waren. Die Rechnungsreviforen, geübt, 
verpflichtet und geprüft für folche Arbeiten, wären durch ihre Verbindung mit 
einer Commiffion der bürgerlichen Collegien bejfer in der Lage, die Rechnungen 
formell und materiell zu prüfen, als bie entfernte Auffichtsbehörde. Durch fie 
wäre ein ungefährlicher guter Ausweg gefunden zwifchen der unmittelbaren 
Reviſion durch die Auffichtsbehörden und der den Gemeindebehörden vollftändig 
überlaffenen Prüfung. Sie wären verantwortlich Für die gehörige Nevifion und 
doch auch durch engere Verbindung mit den Gemeindebehörden in den Stand 
geſetzt, diejelbe genügend und erfchöpfend zu beforgen. 

Um aber die Gemeinden von ber allzuengen Beauffichtigung durch die Staate- 
behörben zu befreien und doch die Infafjen der Gemeinden und des Staats nicht 
zu gefährden, wäre befonders noch ber aufgegebene Unterſchied zwiſchen Stabt- 
und Dorfgemeinden wieder herzuftellen, welcher zum Nachteil für dieſe wie für 
jene verlaffen worben ift. 


„Um höhere Selbftftändigkeit, größere Nechte in Anfpruch nehmen zu können 
möüffen auch die Gemeinden höhere Bürgfchaften für die Befähigung eines Theile 
ihrer Gemeinderäthe anbieten lͤnnen. Diefe höhern Vürgfchaften find aber nur 
zu erreichen durch bie Tängere Amtsdauer und die Beſolbung einiger Mitglieder 
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der Gemeinberäthe, welche fich für den Gemeinderathebienft vorbereitet und ben» 
felben zum Beruf ihres Lebens erwählt haben. 

Bei der großen Schwierigfeit, den verlorenen Unterſchied zwiſchen Stadt. 
und Dorfgemeinden im Wege einer Verordnung wieder herzuftelfen, bei der— 
bedeutenden Schwierigkeit, für viele Gemeinden das igenthümliche einer Stabt- 
ober einer Dorfgemeinde herauszufinden, könnte man am ficherften bier zum Ziele 
fommen, wo den freien Entſchluß der Gemeindebehörden überlaffen würde, mit 
größern Köften die höhern Rechte einer Stadtgemeinde in Anſpruch zu nehmen, 
ober mit geringeren Aufwande die geringeren Rechte einer Dorfgemeinde wie bieher 
auszuüben. Die höhere Befugniß der Stadtgemeinden hatte in Württemberg eine 
befontere Bereutung durch die den Gemeinden noch übriggebliebenen Rechte ber 
Jurisdiktion, die friedensrichterlihe Befugnig und das Entfcheidungsrecht in 
Bagatellfachen, welchen Rechten eine größere Ausdehnung zu bedeutender Erleich- 
terung ter Staatsgerichte gegeben werten lönnte in dem Verhältniß als bie 
Gemeinden befoldeten und im Rechtsfach geprüften Gemeinderäthen das Referat 
in Nechteftreitigfeiten überlaffen. Die allmählige Entwidelung ver höheren 
Stadtrechte empfichlt fich aber befonders deswegen, weil wohl allmählig wieder 
gefetfundige Männer für ben Gemeindedienjt herangebilvdet und gewonnen werden 
müffen, welche bisher ausfchließlich im Staatodienſt oder in der Advolatur ihre 
Unterfunft gefunden haben. 





Das Bürger-Hofpital zu Coblen;. 


Borher ein Wort über fonfeffionelle Armenpflege. 
Bom Appell.Ger.Rath Bahem in Köln. 

Die nachfolgende Geſchichte des Hofpitals zu Coblenz wurde bereits wor zwei 
Jahren auf die gnädige Veranlafjung Ihrer Königlichen Hoheit der Frau Prin- 
zejfin von Preußen aus den Alten zufammengeftellt. 

Höchst Diefelbe, deren Geift und Herz dem Gedeihen aller Wohlthätigkeits— 
Anftalten der Stadt Coblenz ſtets zugethan war, wünfchte, daß bie Geſchichte ber 
Gründung und des Fortfchritts derfelben in befondere Bücher eingetragen werde. 

Ein ſolches Buch mit reihem Einband ſchenlte Höchſt Diefelbe auch dem 
Hofpitale und ließ die von dem Unterzeichneten verfaßte Gefchichte einfchreiben, 
nachdem Ihre kunftfertige Hand das Titelblatt mit einer in Farben ausgemalten 
Zeichnung, welche die durch barmberzige Schweitern ausgeübte Krankenpflege ans 
veutet, geſchmückt Hatte. 

Die hohe Frau vermittelte auch gnädigſt, daß Ihre Majeftäten der König 
und die Königin, Ihre Kaiferlihe Hoheit Maria von Rußland, Großherzogin zu 
Sachſen, Ihre Königliche Hoheiten der Prinz von Preußen, Prinz Friedrih Wil 
beim von Preußen, der Großherzog und bie Frau Grofherzogin von Baden, der 
Herr Fürft von Radziwill, fowie der Herr Biſchof von Trier Ihre Namen cine 
zeichneten, zur Bethätigung der Theilnahme an der Wohlfahrt der Anftalt, die 
Sie in früherer und jüngster Zeit zu wiederholten Malen mit Ihrem Beſuch und 
freundlicher Spende beglüdt hatten. 

Der Auffag felbjt hat zunächſt ein Intereſſe für Coblenz, insbefondere fir 
die Verwaltung des Hofpitals. Indem er einen Leberblid über die Entitehung 
und Ausdehnung der Anftalt, über ihre Stiftungen und über ihre Gefchide gewährt, 
erleichtert ex gleichzeitig in vielen Fällen bie Beichlüffe in VBerwaltungsangelegen: 
heiten, dient zur Aufrechthallung der ftiftungsmäßigen Beſtimmungen, ſchützt vor 
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Irrthümern und Fehlgriffen, erhält endlich das Andenken an die Wohlthäter ber 
Anstalt lebendiger. Aber auch in weitern Kreifen wird der Gebante ber hohen 
Frau, welcher die Chronik der Anftalt veranlaßte, anregend wirken und zur ähn— 
lichen Zufammenftellung der hijtorischen Hauptmomente anderer Anftalten Beran- 
fafjung geben. Es gewährt Intereſſe und Freude zugleih, die Erweiterung, 
Ausdehnung und Vervolllommung folcher Wohlthätigkeits-Anſtalten kennen zu 
fernen und ihre Geſchichte erſcheint als ein Theil der Geſchichte der Stadt, für 
deren Intereffe fie geftiftet iit. Den Lefern der Zeitjchrift wird daher die nach— 
folgende Mittheilung, wie wir hoffen, willfommen fein, wenngleich fie feine ber 
bedeutenden Städte und feine großartige Anftalt zum Gegenftand hat. Sie wird 
immerhin lehren, weldyen Gewinn es fiir eine Anftalt der Krankenpflege bringt, 
wenn fie treuen Pflegerinnen anvertraut ift, die fie nicht des zeitlichen Gewinns 
wegen, fondern um Gotteslohn ausüben, denn feitdem in das Hofpital zu Coblenz 
die barmberzigen Echweftern als Pflegerinnen eingeführt find, feit Diefem Zeit: 
pımft hat es Feine großen Wohlthäter gefunden und haben fich Heinere Stiftungen 
gehäuft, zum Segen für die Armen, zur dauernden Wohlthat für die Stadt, welche 
ohne bie bedeutenden Zuwendungen an das Hofpital ſchon weit früher darauf 
hätte Bebacht nehmen müffen, andere Anftalten für bie fiepe ihrer Kranken und 
arbeitsunfähigen Armen zu gründen. Letztere ift eine gefegliche Verpflichtung der 
Stadtgemeinde, deren Erfüllung das Hofpital ihm erleichtert, fo weit feine Ein- 
fünfte reichen, während über diefe Grenze hinaus fein Wirkungstreis aufhört. 

Die Hofpitäler find nämlich nach hieſigem Geſetz juriftifche Perfonen mit 
Korporationsrechten für ſich, deren Selbſtſtändigleit nur in der Aufſicht der Ge— 
meindebehörden und der Königlichen Regierung ihre Beichränfung findet. . Die 
Nichtigkeit dieſes Grundſatzes, zu deſſen Beweis ein tieferes Eingehen in bie 
frühere Gefeßgebung nothwendig wird, foll fpäter in einem befonderen Auffate 
nachgewiefen werben. Derfelbe wird bier nur angeführt, um zwei allgemeinere 
Fragen anzufnüpfen, deren Beantwortung die Stadt Coblenz und das Hofpital 
dafelbft zwar befonders angeht, aber auch zur Beurtheilung des zwifchen einer 
Stabt und felbjtftändigen Armen-Anftalt beftehenden Rechtöverbältnijfes dient. 

Es iſt nämlich in Coblenz in den legten Jahren, welche durch die Theuerumg 
ber nothivenbigften Pebensbebürfniffe im Gedächtniß der Menfchen eingefchrieben 
bleiben, Hierdurch fowte durch mannigfache andere Noth in der ärmern Schichte 
der Bevölkerung der bedauerliche Umftand hervorgetreten, daß die Einkünfte des 
Hofpitals nicht mehr zur Beftreitung feiner Bebürfniffe ausreichen. Der hierdurch 
entjtehende Nachtheil wurde baburch ausgeglichen, daß die Stadtgemeinde durch 
befondere Zuſchüſſe den Ausfall deckte. enn nun auch hierdurch dem Vermögen 
des Hofpitals fein Verluſt erwächſt, fo fragt fich doch, ob daſſelbe befugt ift, auf 
ein ſolches Verhältnig für die Dauer einzugehen. Die Frage muß verneint werben, 
fowohl mit Rüdficht auf die vorhandenen Stiftungen als im wohlverftandenen 
Intereffe der Anftalt felbft. Sieht man die Urkumden für bie eritern an (und 
deren Inhalt ift in der nachfolgenden Gefchichte treu, oft wörtlich — 
fo erlennt man als Abſicht aller Wohlthäter der Anſtalt entweder die, fr Kranke 
iu forgen, ober bie, ehrbaren Berfonen eine Zufluchtsftätte für ihr Alter zu 
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In ben legten Jahren befchränfte fich die Aufnahme nicht auf ſolche Perfonen, 
fonbern im Intereffe ver Stadt wurden Arbeitsfanle (unter Anhaltung zur Be— 
Ihäftigung) und Unfähige aufgenommen, deren feitheriger Lebenswandel bie Auf⸗ 
nahme für ihre Perſon nicht empfahl, die aber ihrem Elende nicht überlaffen 
werden fonnten, ober ben Augen bes Bublitums entzogen werben mußten, und bie 
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Aufnahme wirflih ehrbarer, unverfchuldeter Armen wurbe hierdurch verzögert, 
erfchwert und oft vereitelt. Dies ift gegen das Intereffe der Anjtalt, welche 
weniger Wohlthäter findet, wenn fich die Anficht verbreitet, daß fie nur ben ger 
wöhnlichften Intereffen der Civilgemeinde diene und den Charakter, den chriftliche 
MWohlthätigkeit ihr gegeben hat, bei Seite fee. Bedenkt man die Zunahme ber 
Bevölkerung und den Drang der Zeitverhältniffe, fo kann man fich der Ueberzeu— 
gung nicht verjchließen, daß auch die Zahl unverfchuldeter und ehrfamer Armen 
fteige; man muß baher bie Zufluchtjtätte für diefe bereit halten und eher auf 
deren Erweiterung bedacht fein. 

Es ift deshalb eine Pflicht des Hofpital® wie der ftäbtifhen Verwaltung, 
Fürforge zu treffen, daß das ‚pefpital feiner urfprünglichen Beftimmung ganz 
— und daß der Wille feiner Wohlthäter geehrt werde. Dieſe Pflicht 
ft auch auf beiden Seiten erfannt und es find bereit8 im Jahre 1855 geeignete 
Vorſchläge gemacht werben. Sie find bei der höhern Inftanz liegen geblieben 
und e8 bleibt daher für jene Vertreter die fortwährendbe Pflicht, bie —2 
feit der Abhülfe unausgeſetzt hervorzuheben. 

Sie war in der Art vorgeſchlagen, daß bie Stadt für Arbeitsfaule und 
Unfähige eine befondere Anftalt oder doch, wen Terrain gewonnen werben fünnte, 
neben dem Hofpital eine befondere Abtheilung aus ihren eigenen Mitteln gründen 
möge, und es war Abficht, im Imtereffe der Oekonomie, auch diefe Anftalt barm- 
berzigen Schweftern *) zu übergeben. 

Es fcheint fat, daß man den hierburch hervorgerufenen konfeſſionell Tatholi- 
fhen Charakter, den die Anftalt annehmen würde, feheute, und ihn für eine ges 
mifchte Bevöllerung nicht pafjend hielt. Diefe Anficht trat wenigftend in anderen 
Verfügungen der Königlichen Regierung zu Coblenz hervor, weldhe das Hofpital 
betrafen und deſſen Einrichtungen mit dem fatholifchen Gepräge nicht mehr geeignet 
für die Aufnahme evangelifcher Kranken hielten. Indem biefe hier ausführlicher 
erwähnt werben fellen, bieten fie zugleich Gelegenheit zur Erörterung ber Frage, 
in wie weit eine Civilgemeinde zu einer konfeſſionellen Armenpflege verbunden jei. 

Im Jahre 1826 wurde bie Pflege der Kranken im Hofpitale zu Coblenz den 
barmberzigen Schweitern mit Bewilligung der Königlichen Regierung anvertraut, 
welche ven mit ihren Obern abgefchloffenen Vertrag am 13. Juni 1826 aus» 
brüdlich genehmigte. Sie wirkten ſeildem, während in allen diefen Jahren ein 
evangelifcher Arzt alle Kranken im Hofpitale behandelte, mit voller Anerkennung 
und genofjen allfeitiges Vertrauen. Nur zweimal im Laufe von 28 Jahren war 
zur Sprache gebracht worden, daß enangelifche Kranfe zur katholiſchen Religion 
übergegangen feien; eine nähere Unterfuhung durch die Verwaltung hatte aber 
nicht ergeben, daß die Schweitern oder ſonſt Jemand hierbei einen beabfichtigten 
Einfluß ausgeübt hätten. 

Erft im Jahre 1853 erlich die Königliche Regierung folgende Verfügung: 

„So fehr auch die erfolgreiche Wirkfamfeit der barmherzigen Schweitern durch 
ihre aufopfernde Thätigleit für das hiefige ſtädtiſche Bürger-Hofpital anzuerfennen 
ift, jo bebarf es doch feiner näheren Erörterung, daß biefe für alle Einwehner 
der biefigen Stabt beſtehende Anftalt, abgefehen von der allen Kranken zu Gute 
tommenben liebreichen Verpflegung der Natur der Sache nah in manchen Be: 
ziehungen einen fonfeffionellen Charakter annimmt und biefer auch der Anftalt 
‚nicht — werden kann, ohne das Fortbeſtehen der jetzigen Einrichtung 


weſentlich zu gefährden. 
7 Außer der Belöftigung erhielt eine ſolche jährlich nur 130 Fraulen ober 34 M. 
3 8. 9 Pf. 


Es liegt num aber anberfeits nahe, daß Seitens der evaungeliſchen Konfeffions- 
genoijen gewünjcht wird und beanfprucht werden kann, in irgend einer Weife eine 
Einrichtung zu erlangen, wodurch für tie zu verpflegenven evangelifchen Kranken 
bie Anftalt in einen ihrer Koufefjion entfprechenden Charakter organifirt und ge- 
leitet werde. 

Nach reiflicher Erwägung diefer wichtigen Angelegenheit wüßten wir feinen 
genügenden Ausweg zu finden, einer und derſelben Anftalt in demfelben Gebäude 
ohne erhebliche Infonvenienzen in konfefjioneller Beziehung einen doppelten Cha- 
rofter zu geben. Es fcheint uns daher am angemefjenften, da für bie Evangeli- 
ſchen auch bereits der Anfang eines eigenen Krantenhaufes gemacht ift und dafjelbe 
fofern fie in den Befig der erforderlichen Mittel gelangen, weiter und dem Be- 
dürfniſſe entjprechend ausgedehnt werden kann, wenn eine gütliche Auseinanber- 
fegung in der Art ftattfände, daß das jetzige Bürgerhofpital ausfchließlich für bie 
Kranken katholischer Konfeffion beftimmt bliebe, den Evangeliſchen aber aus ben 
vorhandenen gemeinfchaftlichen Fonds ihr ratirlicher, nah Recht und Billigkeit 
näher zu ermittelnder Antheil zur eigenen Dispofition und mit der Verpflichtung 
überwiejen würde, daraus die für ein evangeliſches Krankenhaus erforderlichen 
Ausgaben zu beitreiten. 

Wir ftellen nunmehr zunächft Ihrer näheren und reifliden Erwägung unter 
Benehmung mit der Hofpital-Kommiffion anheim, ob und in welcher Weife eine 
folde Trennung am beften zu bewerfitelligen fein wird. 

Wir befchränfen uns dabei auf die Bemerfung, daß das Werft wohl nur 
gelingen kann, wenn zur Auseinanderjegung binfichtlih einer Anftalt, deren Ge: 
beihen auf dem babei mitwirfenden wahrhaft chriftlichen Sinne beruht, auch beider: 
ſeits mit chriftlihem Sinne die Hand zu einer billigen Regulirung geboten wird. 

Sollte diefe Auseinanderfegung aber nicht zu Stande fommen, fo fehen wir 
Ihren Vorſchlägen entgegen, in welch anderer Weife der vorgedachten evangelifcher 
Seitd zu machenden Aufforverungen durch geeignete Einrichtungen in dem Bürger- 
Hofpitale felbft genügt werden fünne. 

Ihren Bericht in dieſer Angelegenheit erwarten wir binnen 6 Wochen.“ 


Coblenz, den 12. Juni 1853. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(38) Delius, 


An 
Dberbürgermeifter Herrn Bachem 


III. No. 2081. 


Die Hofpital-Verwaltung lehnte den Vorjchlag, einen Theil ihres Vermögens 
abzutreten, ab. Seitens des Gemeinde-VBorftandes wurde auseinandergefegt, daß 
das Hofpital zu einer folchen Abtretung nicht angehalten werden könne und daß 
diefe wie ungefeglich eben fo unzweckmäßig ſei. Dagegen wurde der Vorſchlag 
gemacht, daß Seitens der Stadt dem in der Einrichtung bezriffenen evangelifchen 
Krankenhaufe künftig die evangelijchen Kranken, wenn ſie e8 wiünfchen, überwieſen 
erben mögen, und daß bie Stabt für jeden aufgenommenen Kranken fo viel ver- 
güte, als bie Pflege eines Kranken tm Hofpitale jährlich kofte. Diejer Borfchlag 
wurde gutgeheißen, aber er kam nicht zur Ausführung, weil das evangelifche 
Krankenhaus einen höhern Sa (von 8 Sgr. ben Tag) als berjenige, der im 
Hefpitale fich berechnete, (4 bis 6 Sgr.) für jeden Sranfenverpflegungstag for- 
berte, auf welchen höhern Sat ter Gemeinterath fih wicht — wollte. 
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Dies veranlaßte nachfolgende Verfügungen der Königlichen Regierung, burch welche 
bie Einrichtung fonfeffioneller Kranken » Anftalten als eine Verpflichtung der Ge- 
meinben erflärt wurde. 

„Wir veranlaffen Sie in Verfolg Ihrer vorläufigen Anzeige vom 22. April c. 
zu berichten, welchen Fortgang Die Verhandlungen in Betreff der Verpflegung 
evangelifcher Kranfen in biefiger Stadt haben. Wir bemerken hierbei, daf der 
Standpunkt, welhen Sie in Ihrem vorgelegten Schreiben an ben Vorfteher der 
evangelifchen Stiftung einnehmen, nicht ganz der richtige ift. 

Die Evangelifchen find berechtigt, von der Stabt eine folhe Pflege ihrer 
armen Kranken in Anfpruc zu nehmen, wie fie der Barität und dem Geijte ihrer 
Konfeffion entipricht. Cine derartige Pflege ift diejenige, welche evangeliſche 
Kranten in dem biefigen Hofpitale finden, nit, da die Einrichtungen berjelben 
einen wefentlich katholifchen Charakter haben. 

Es ift demnach die Aufgabe der ſtädtiſchen Armenverwaltung, Einrichtungen , 
zu treffen, durch welche den Gvangelifchen vie befante Krankenpflege gefichert 
wird, jelbft wenn dies einen größeren Aufwand, als bie Pflege in dem Hojpitale 
verurjachen ſollte. Sie wollen auf diefer Grundlage bie Berhandlungen fortfegen 
und nach 4 Wochen deren Nefultat anzeigen.” 

Coblenz, ven 12, Juli 1854. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
(gez.) Delius. 


An 
ben Herrn Oberbürgermeijter Bachem 
ier. 
\ No, 1372, A, UI, 


„Auf den Bericht vom 12, v. M, betreffend die Fürforge für arme enange- 
liche Kranke, erwidern wir Folgendes: s 

Daß die Gemeinde Goblenz gleih andern Gemeinden nah dem Geſetz vom 
31. Dezember 1842 verpflichtet ijt, für Heilung und Pflege ihrer armen Kranken 
Fürſorge zu treffen, ift von feiner Seite beftritten. 

Bis dahin find diefe Kranfen zu diefem Zwede in das hiefige Hofpital auf 
genommen worden. — 

Das Hoſpital Hat einen katholiſchen Hausgeiſtlichen, eine katholiſche Haus⸗ 
lapelle und die Bedienung der Kranken, ſowie die Oekonomie des Hauſes, wird 
von latholiſchen Ordensſchweſtern beſorgt. 

Wir haben Sie zuletzt in der Verfügung vom 12. Juli c. darauf aufmerk— 
ſam gemacht, daß bie evangeliichen Glanbensgenoffen in hiefiger Stadt an und 
für fih und namentlih der Parität gemäß eine dem Geifte ihrer Konfeffion ent- 
Iprechende Armenkranfenpflege zu fordern berechtigt feien, daß eine ſolche in dem 
biefigen Hofpitale, welches einen wejentlich latholiſchen Charakter hat, nicht gewährt 
werde, und deshalb anderweite Fürſorge zu treffen fei. 

Sie haben hierüber den Gemeinderath vernommen und uns beffen Beſchluß 
vom 9. pr. vorgelegt, welcher dahn gebt, daß für eine foldhe befondere Kranten- 
pflege weber ein Bedürfniß ncch eine Verpflichtung vorliene, daß dieſelbe nicht 
wünfchenswerth erjcheine, auch nicht einmal nach den Gefegen der Billigkeit ge- 
fordert werben fünne. 

Diefer Beſchluß ift nach der Vorfchrift in dem $. 86. ver G⸗O. vom 
23. Juli 1845 nur als ein Gutachten anzufehen, bie ſchließliche Entſcheidung fteht 
nad dem weitern Inhalte jenes Paragraphen uns zu. 
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Demnach beftimmen wir. hierdurch, daß, fo Lunge das biefige Hoſpital die 
jegigen wejentlich katholiſchen Ginrichtungen hat, die Stadt Coblenz verpflichtet_ift, 
für eine Einrichtung zu forgen, durch welche die armen enangelifchen Kranken eine 
dem Geifte ihrer Konfejfion entjprechende rom, und Pflege erhalten. 

Sie wollen nunmehr nach $. 88. ibid. den Gemeinderath über die Art und 
Weije der Ausführung diefer Einrichtung vernehmen und uns deſſen Gutachten 
binnen 14 Tagen mit Ihren Vorſchlägen einreichen.“ 

Coblenz, den 8. September 1854. 
Königlihe Regierung. 
e (gez.) v. Spankern. 
n 
ben Oberbürgermeifter Herrn Bachem 
er. 
A, II. No. 2624. 


Der Rekurs war ohne Erfolg, wie die nachftehende Verfügung des Ober 
Präfidenten ergiebt: 

„Auf die an das Königliche Minifterium des Innern gerichtete, von demfelben 
zur Verfügung an mich abgegebene Beſchwerde vom 28. September pr. wegen 
Einrichtung der ftäntifchen Krankenpflege eröfine ih Euer Hochwohlgeboren, da 
ich die Ihrerſeits angefochtene NRegierungs-Verfügung vom 8. September pr. aus 
den darin angegebenen Gründen für gerechtfertigt erachten muß. Allerdings ſchreibt 
die beftehende Armen » Gefegebung, wie Sie zur Begründung Ihres Relurſes 
anführen, — die Errichtung won Kranken-Anftalten mit konfeſſionellem Charakter 
den Givilgemeinden micht vor. Sobald aber eine Civilgemeinde — wie es im 
vorliegenden Falfe Seitens der Start Coblenz Hinfichtlih des hieſigen Bürger— 
7 durch Aufnahme der barmherzigen Schweſtern ꝛc. geſchehen iſt — ber 
ür die armen Kranken beider Konfeſſionen beſtimmten ſtädtiſchen Kranken— 
Anſtalt einen fo ausſchließlich katholiſchen (reſp. evangeliſchen) Charakter verleiht, 
daß eben in der Anſtalt faltiſch nur die Eine — begünſtigte — Konfeſſion als 
berechtigt, die andere als höchſtens geduldet erſcheint, — ſo erfordern die 
Grundſätze der den beiden chriſtlichen Kirchen zu gewahrenden Parität allerdings 
die gleichmäßige Befchaffung einer anderweiten, nicht minder forgfältigen und auch 
die geiftigen Bebürfniffe der Kranken in verfelben Weife berüctfichtigenden Pflege 
für die Ungehörigen der in der ftäptifchen Anftalt nur geduldeten Konfeffion, 
welche leßteren ſchon in ihrer Einenjchaft als Civil » Gemeinde - Mitglieder eine 
ebenfo forgfame Behandlung als fie den anderen Konfeffionsgenofjen in den Koms 
mimal-Anftalten zu Theil wirt, auch ihrerfeits zu beanfpruchen unzweifelhaft befugt 
find. Ener Hochwohlgeboren fan ich hiernach nur die Befolgung der von ber 
biefigen Königlichen Regierung wegen anderweiter Unterbringung ber evangelifchen 
Armen-Rrankfen getroffenen Entfcheidung anheimgeben.“ 

Goblen;, der 20. März 1855. 
Der Ober» Präfident der Nheinprevinz. 
(g.)-v. Kleiſt⸗Retzow. 


An 
den Oberbürgermeifter Herrn Bachem 
Hochwohlgeboren bier. 
No. 903. 


Es wurde der weitere Rekurs an das Königliche Minifterium bes Innern 
nicht unterloffen, und an viefer hohen Stelle muß die Adoption = Grundfäge 
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in den angefochtenen Verfügungen großen Bebenfen unterlegen haben; denn auf 
den in der erjten ge des Jahres 1855 eingelegten Refurs er- 
folgte bis zum 31. April 1857 an die Stadt fein Beſcheid. Es foll 
biefer indeffen dem Vernehmen nach im Laufe des vorigen Jahres eingegangen 
fein, dahin lautend, daß die Stadt zu einer fonfeffionellen Krankenpflege nicht 
gezwungen werben fünne. Da aber für Evangelifche eine Kranken-Anftalt ne 
richtet werde und deshalb eine Trennung leicht eingeführt werden könne, fo bleibe 
diefe allerdings wünfchenswerth. 

Das Königliche Minifterium Hat alfo der Anficht und dem Vorfchlage des 
ſtädtiſchen Vorſtandes beigepflichtet. Augenblicklich ſchweben noch bie Verband: 
lungen zwifchen der Etabt und dem evangelifchen Stifte, indem fich dieſes außer 
Stand erklärte, zur Zeit männliche Kranke aufzunehmen. 

Es ift offenbar eine andere Frage, ob nach dem jegigen Stande der Gefete 
die Gemeinde zur konfeffionellen Armenpflege verpflichtet und eine andere, ob 
letstere überhaupt wünſchenswerth fei- Alle Arınenpflege wurzelt zunächit auf dem 
Boden der Religion und das Chriftenthum hat fie ihre ſchönſten Blüthen treiben 
laſſen. Dieſe erhalten aber ihre volle Schönheit durch die Freiwilligkeit ber 
Gabe und die Opferwilligleit der Spender. Diefe find jeboch nicht vor— 
handen, wenn die Civilgemeinde die Mittel zur Wohlthätigkeit nach dem Steuer- 
fuße und auf dem Zwangswege berbeifchaff. So lange daher diefe Art der 
Herbeifchaffung nicht vermieden werten kann, jcheint es nicht empfehlenswerth, 
die Armenfpente der Kirchengemeinde zu übertragen. Es bleibt ohne dies für 
deren Wohlthätigfeit ein hinreichendes Feld; fie mag den verfhämten und würbi- 
gen Armen auffuchen und die ftille Thräne trodnen. Unfere Zuſtände find aber 
der Art, daß fie eine Häufig verfchuldete Armuth entftehen laſſen, aus welcher 
wieder ein Elend herauswächſt, das in der fittlichen Verworfenheit wurzelt. 
Allerdings bedürfen Arme diefer Art am meijten der veligiöfen Einwirkung; biefe 
ift indeffen bei nicht FTonfeffioneller Fürforge keineswegs ausgefchloffen, und ift, 
iwie die tügliche Erfahrung lehrt, auch überall wirkfam, wo bie Civilgemeinbe bie 
Armenpflege ausübt. Wenn die Civilgemeinde aber der Kirchengemeinde die Mittel 
Schaffen muß, kann fie auch Rechenſchaft über deren Verwendung verlangen und 
gerade dieſe Rechenfchaft muß der Kirchengemeinde Anftand geben, die Armenpflege 
zu übernehmen, und fie wird e8 fcheuen, die Gründe eines etwa geforderten größe 
ren Beitrages zu verhandeln, weil die Verfchiedenheit der Anfichten zwifchen den 
Gordernden und Gewährenden ſtets Konflikte erzeugen wird, die den konfeſſionellen 
Frieden gefährden. Vom praftifchen Geſichtspunkte aus ift daher die konfeſſionelle 
Armenpflege nicht wohl ausführbar, allenfalls nur dann, wenn bie Kirchengemeinde 
gegen ein Pauſchquantum die Civilgemieinde liberiven wollte. Aber auch dann 
treten Schwierigleiten hervor; denn nach Lage ber Gefetgebung ift die Civil: 
gemeinde der verantwortliche, der für die Fürforge verpflichtete Theil. Wie nun, 
wenn ein Armer der Anficht ift umd die vorgejette Behörde verfügt Hat, daß in 
einem fpeziellen Falle die Fürſorge oder eine umfajjendere als die Kirchengemeinde 
gewährt hat, eintreten müffe: wie kann dann die lettere gezwungen werden, da fie 
weder zu der Gemeinde noch zu deren vorgefegten Behörde im Suborbinations- 
verhältnig fteht? wird die Civilgemeinde in dieſem Falle nicht, um ber höhern 
Unordnung zu genügen, die Fürforge übernehmen müfjen ? Sie ift alfo nad 
jeiger Lage der Gefeggebung von Anfprüchen nicht gedeckt, felbft wenn fie Zu— 
ſchüſſe zur künftigen Armenpflege giebt. 

Man fünnte nun entzegnen, daß, wenn auch die Unterftügung des nicht fran- 
fen Armen in der angegebenen Weife mißlich fei, doch für den erkrankten Armen 
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fonfeffionelf getvennte Anftalten beftehen müfjen. Es ift nicht zu verfennen, daß 
jede Anftalt ihr eigenthümliche8 Gepräge tragen wird, je nachdem fie aus ben 
Mitteln der einen oder der andern Konfeffion hervorgegangen ift. Allein wenn 
hierdurch auch das Gemüth des einzelnen Kranken unangenehm berührt werden 
kann, jo wird man doch nicht aeneigt fein müffen, fofert zur Einrichtung konfeffio- 
neller Anftalten überzugehen. Die Brantenpflege ift der Ausfluß jener gemeinfamen 
hriftlicden Tugend, die hier feinen Unterſchied der Konfeſſion fennt, die auf die um» 
faffende Liebe der chriftlichen Religion binweift, und bie gerade an deren höchftes 
Geſetz erinnern fol. Diefe Liebe wird gehoben durch die Pflege des Andersgläu- 
bigen und fie fehafft eine doppelte freude, indem Pfleger und Gepflegter durch 
die Weihe der Religion als. Brüder fich verbunden fühlen, 

Das verfteht fich von felbft, daß auch in ſolchen Auftalten mit einem hervor: 


tretenden konfeſſionellen Charakter, jedem ter Troft feiner Konfeffion zu Theil 


werden, und daß namentlich der Geiftliche feines Glaubens ungehinderten Zutritt 
zu ihm haben muß. 

Im Allgemeinen wird man alfo feinen Uebelſtand darin entdeden können, 
baß eine Anftalt mit konfeſſionellem Charakter Kranke verfchiedener Konfejfion 
aufnimmt. Es gejchieht dies auch an allen Orten auf Grund des vorhandenen 
BDefigftandes. Je nach der Konfeffion des Haupttheils der Bevölkerung, je nach 
dem Urjprung der Etiftungen werden ſolche Anftalten bald ein fatholijches, bald 
ein evangeliiches Gepräge an fich tragen. *) 

Wenn fie num auch fein Eigentum der Givilgemeinde find, ſondern unter 
deren und ber vorgejegten Behörde Aufficht ftehende Korporationen bilden, fo 
dienen fie Doch den Zwecken der Givilgemeinte und fie fünnen ſich biefen nicht 


entziehen, weil die Stiftungen felbft mittelbar für das Antereffe der gefammten - 


Einwohner errichtet find. Die Civilgemeinde ift daher auch berechtigt, fich ihrer 
zum eigenen Vortheil zu bedienen und ihre erkrankten Armen ihnen zur Pflege zu 
überweifen. Sie bat aber hiermit zugleich ihre Pflicht erfüllt, wenn fie fich die 
Aufnahme diefer erkrankten Armen in eine von der vorgefesten Behörde zum Zwecke 
ber Krankenpflege für geeignet erklärte Anftalt gefichert hat. Daß fie hierbei 
einen Unterſchied der Konfeſſionen berüdjichtigen muffe, wird in feinem Geſetze 
auch nur angebeutet, vielmehr redet das Gejeß vom 31. Dezember 1842 über bie 
Armenpflege, fowie die Gefinde-Orbnungen vom 8. November 1810 $. 50. und 
mit ihr übereinftimmend die Rheiniſche Gefinde-Ortnung vom 19. Auguft 1844 
8. 26. ganz allgemein von ber Benugung der an einem Orte befindlichen öffent 


lichen Kranfen-Anftalten, ohne deren fonfeffionelfe oder nicht Tonfefiionelle Natur . 


in Erwägung zu ziehen. Vergeblich wird man auch den $. 86. ber Gemeinde: 
Ordnung vom 25. Juli 1845 (die neue Rheinische Städteordnung entbehrt eine 
ähnliche Beftimmung) anrufen dürfen, um eine konfeffionell eingerichtete Kranken 
pflege zu einer Zwangspflicht ver Civilgemeinde zu ertlären. Denn wenn biefer 
Paragraph die endgültige Entſcheidung über die Anlage und Unterhaltung von 
„Armen-Anftalten“ ben Regierungen anheim giebt, jo bezieht fich dies auf bie 
Frage der Verpflichtung zur Anlage und Unterhaltung und auf vie Beſchaffung 
der hierzu erforderlichen Mittel, nicht aber auf Berückſichtigung tonfeſſioneller 
nn — — 


*) Das en bes Hoſpitals zu Coblenz iſt faft ganz katholiſchen Urfprungs, mit Aus · 
nahme zweier Bermädtnifie: das eine den * Adern das aubere von bem en u 
an von Beftel herrührend, welcher, obgleich felbft evangeliih, dennoch er 5 

Tolt. vermacht und zwar gerade in Aueriennung der ausgezeichneten — — 
das Hoipital eingeführten iathouſchen barmherzigen Schweftern. So hat er dem Grundſat 
feines Königs gehuldigt, das Gute anzuerkennen überall, wo es fid) findet! 
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Unterſchiede. Wenn dies im Allgemeinen gilt, fo muß es in einem weit höhern 
Grabe bei einer Anftalt gelten, welche eine Einrichtung mit fonfeffionellem &ha- 
rofter mit Bewilligung der Königlichen Regierung zu einer Zeit erhalten hat, als 
an dem Drte feines Beſtehens eine konfeſſionelle gemifchte Bevölkerung bereits 
vorhanden war, zu deren gemeinfamen Benutzung die Anftalt faktiſch dient. 

Dies fand (um auf das Hofpital zu Coblenz, deſſen Gefchichte hier folgt, 
fchließlich zurüdzufommen) bei diefem ganz und gar Statt. Koblenz hatte im 
Jahre 1826, ald die barınherzigen Schweitern in das Bürger-Hofpital eingeführt 
wurden, eine gemifchte Bevölkerung wie jegt (damals 569 Evangelifche, 11,155 
Katholiken; jest 3727 Evangelifche, 18,319 Katholiken). Dennoch wurde e8 gut 
geheißen, die Pflege der Kranken barmberzigen Schweſtern anzuvertrauen und 
hierdurch anerkannt, daß das Hofpital auch mit diefer Einrichtung dem Bedürfniſſe 
der Givilgemeinde entjpreche und zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen alfen Armen 
gegenüber geeignet fei. Seitdem fand täglich die Aufnahme aller Kranken ohne 
Unterfchied der Ronfffion, blos auf Grund ärztlicher Zeugniffe Statt; derſelbe 
evangelifche Arzt behandelt alfe Kranke; diefelben Säle nahmen alle Kranke 
auf; diefelbe Pflege genofjen Alle; der ewangelifche wie der fatholifche Seelforger 
hatte zu jeder Zeit den Zutritt zu den Kranken feiner SKonfefjion. Wie darf bei 
ſolchem Verhältniß gefagt werben, die evangelifchen Kranken erfchienen nur ale 
die gebuldeten, nicht als gleich Berechtigte !! 

Viele Städte der Monarchie haben ähnlich eingerichtete Anftalten, die eine 
mit vorwiegend fatholifchem, die andere mit vorwiegend ewangelifchem Gharafter; 
aber feine einzige wirb ihre chriftliche Aufgabe dahin verftchen, daß fie die Kranken 
der Konfeffion, die der Anftalt ven vorwiegenden Charalter nicht giebt, nur als 
- gebulvete aufnehme, fondern fie wird fi bewußt fein, daß die wahre chriftliche 
Barmherzigkeit feinen Unterfchied der Konfeſſion kennt. 


Geſchichte des Hofpitals zu Coblenz. 


Es ift löblich und gerecht, daß die Stiftungen chriftlicher Milde und Barm— 
berzigfeit in fortwährendem lebendigen Andenfen erhalten werben, als ein Denkmal 
ber Fürforge unferer Altvorbern, fowie der Dankbarkeit und treuen Pflege des 
Borgefundenen Seitens ihrer Nachlommen. Darum foll in biefem Bude kurz 
erzählt werben: 

1) wie das Hofpital für franfe und arme Bürger der Stadt Eoblenz ent⸗ 

ftanden ift, und welche Schickſale die VBorfehung über bafjelbe verfügt bat; 
3, durch welche Mittel e8 gegründet ift; 
3) welche Mittel zur Erfüllung feines Zwedes ihm zugeflojien find und fer 
ner zugeben; 

4) welche Männcr und welche Frauen für die Anftalt tätig waren; 

5) welche hohe Gönner oder Freunde e8 im Laufe der Zeit befichtigt haben 

(die Namen einiger berfelben und an ihrer Spitze bie höchften befinden 
fih vom Jahre 1855 ab hierſelbſt eigenhändig eingefchrieben als ehren. 
vollſtes Zeugniß für die Anſtalt). Außerdem find die Mitglieder ber 
Geiftlichkeit und der Verwaltung durch eigene Unterfchrift amtlich werzeich- 
net und es find die bemerfenswerthen Ereigniffe in Betreff des Haufes 
fünftig einzutragen. ! 

Diefes Buch aber ftiftete die hohe Frau, deren eigene Arbeit das Titelblatt 
ziert, Ihre Königliche Hoheit, die Frau Prinzeffin von Preußen, Höchſtwelche in 
wahrer chrijtlicher Liebe allen milden Anftalten zugethan, insbeſondere die der 
barmberzigen Schwejtern unter hohe Obhut genommen und, fo. lange Coblenz Ihre 
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Reſidenz geworben, dem biefigen Hofpitale, fowie ben bafelbft aufgenommenen 
Kranken Ihre treue Fürforge und Gnade zugeivendet hat. Ihrer Abficht gemäß 
wird dies Buch die Werke der Vergangenheit ehren und denen der Zuhmft er 


jprießlich fein. 
I. Entftehung bes Hojpitals. 

Durch die Stantsummälzung in Frantreih, welche ihre Riefenfchritte auf 
das linle Rheinufer ausgedehnt hatte, waren hier wie dort die Güter der Klöſter 
Eigenthum des Staats geworden, ein Schidjal, welches das Kloſter der Franzis: 
fanermönche zu Goblenz theilte. 

Diefes Gebäude uͤberwies ein Dekret des Kaiſers Napoleon, welches zu Mainz 

am 9. Vendemiaire Jahres 13. oder am 10. Dftober 1804 erlafjen worden, 
zur Errichtung eines Hofpitals für Arme und zu einer Zufluchtftätte für Geiftes- 
franfe. Daffelbe Dekret behält die Beſtimmung -darüber vor, welche Bermögens- 
ftüce, herrührend von den in der Stadt Eoblenz bejtehenden Wohlthätigfeitd- 
Anftalten, mit dem neuen Hofpital vereinigt werben jollten. 
i Diefe Beſtimmungen erfolgten durch das Dekret, welches ber Kaiſer Napo- 
feon zu St. Poelten am 22. Brumaire des Jahres 14 oder am 13, Nov. 1805 
erließ, wodurch das Haus imsbejondere zur Aufnahıne von verwundeten und von 
beilbaren Kranfen angewiefen, zunleich aber mit demfelben das Vermögen von 
acht zu Goblenz vorgefundenen mildthätigen Stiftungen vereinigt wurde. — Für 
Finbelkinder jollten bis zu deren Unterbringung Räume bejtimmt und bie übrigen 
zur Verfügung bleibenden Räume follten zur Wohnumg bürftiger Witwen und 
armen unbeilbarer Kranken beiberlei Gefchlechts, jowie zur Aufnahme einiger 
Penfionaire, endlich zur Gründung eines Arbeitshaujes dienen. 

Daſſelbe Dekret ordnete die Verwaltung des Hofpital® durch fünf Mitglieder 
an, unter dem VBorfige des VBürgermeifters, und beftimmte für den innern Dienft, 
daß er vorzugsweife barmberzigen Schweitern anvertraut werden jolle. 

Die erften Mitglieder der Verwaltung wurden am 9. November 1805 er- 
nannt und mit biefem Tage kann daher das Hofpital als eröffnet angefehen 
werten, jowohl für arme kranke Bürger als für Soldaten, für welche zufammen 
vierzig Betten im Anfang vorgefehen waren. 

Die Pflege der Kranken wurde weltlichen Perfonen gegen Zahlung anver⸗ 
traut, indem barmberzige Schweftern zu felten geworden waren. Zwei Aerzte und 
zwei Chirurgen theilten fich in der Behandlung der Erkrankten. Einer von beiden 
befuchte zugleich die erkrankten Armen in der Stadt. — Nachdem anfänglich bie 
Arzneien von einem Apothefer der Stadt geliefert worden, erfolgte pie Einrichtung 
der Apothete im Jahre 1807 in Folge einer Verfügung des Präfetten Lefals 
Dearnefia vom 15. Dezember 1806. Um dieſelbe machte fich der jpätere Mebizinal- 
Aſſeſſor Apotheler Mohr von Koblenz verdient. 

Ein Seelforger war im ze wicht angeſtellt, ſondern ein Vilar ber 
Pfarrei St. Caſtor, in teren Eprengel das Hofpitul Hiegt, verſah deſſen Stelle; 
fpäter wurde das Amt des Gefretairs oder das des Empfängers einem Geiſtlichen 
übertragen, welcher zugleich die Eeelforge bei den Bewohnern des Hoſpitals über» 
nahm. Die aus fünf Mitgliedern beftehende Verwaltung ließ nämlich ben Haus 
halt durch einen Delonomen verwalten; eim Empfänger bejorgte bie Einnahme 
und Ausgabe. Beide Poften waren feit dem Jahre 1813 bis zum Ende bee 
Jahres 1819 in einer Perfon vereinigt; pie Veranlaſſung hierzu war bie arge 
Noth jener Zeit, als Alles vor der werheevenden Lazarethfeuche floh, der Empfänger 
Schlink aber durch ein feſtes Ausharren bei der Verwaltung des Innern Haufes 
fih großen Verdienſt erwarb, 
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Nch deſſen m. 16. Dezember 1819 erfolgten Tod wurben bie Stellen 
wieber getrennt. Der bamalige Arhivarius, fpätere Weihbifchof Günther verfah 
bie Stelle des Empfängers von 1820 bis zu - feiner Verſetzung als Generalvifar 
nah Trier im Jahre 1826. 

Mährend diefer Periode erkannte die Verwaltung immer mehr, wie nothwen⸗ 
dig es für das Hofpital fet, wenn es feinem Zwecke entfprechen follte, deſſen 
innern Haushalt, fowie die Pflege der Kranken jelbit, forgfältigern Händen ans 
zuvertrauen. Es wurbe dies um fo eher möglich, als die Räume des Hofpitals, 
in welchem feither auch Kranke des Soldatenftandes aufgenommen worden, lediglich 
für die Armen ter Statt und für Durchreifende beftimmt wurden, indem für bie 
Garnifen der Feftungen Coblenz und Ehrenbreitenftein das ehemalige Kloſter der 
Dominikaner in der Weißengaſſe als Hofpital eingerichtet worben war. Diefe 
Trennung fund Statt am 1. Mai 1825. 

Den Bemühungen der damaligen Verwaltungen unter dem Oberbürgermeifter 
Abund Mähler, insbefondere ihres Mitgliedes, des Stabtverorbneten und Mit- 
gliedes des Provinzial Yandtags, des SKaufmannes Hermann Joſeph Diez ift es 
gelungen, bie Obern der Kongregation der Hofpitalfchweftern des heiligen Karl 
Borromäus zu Nanch zu vermögen, ſechs Echweitern dieſes Ordens zum innern 
Dienft des Hofpital® nach Eoblenz zu fenden. (Zur genauern Kenntniß diefes 
vorzüglichen Ordens überhaupt, ſowie fpeziell feiner Stellung zu dem Hofpital in 
Coblenz wird die zweite Auflage bed Buches von Clemens Brentano über bie 
barmberzigen Schweitern in Bezug auf Armen: und Krankenpflege, Mainz 1852 
ein Buch, welches weiterhin noch mehrfach bier zu erwähnen ift, beftens empfohlen.) 

Der Vertrag wurde am 19. Mai 1826 abgefchloffen, und nachdem er am 
13. Juni von der Königlichen Regierung beftätigt worden, traten am 11. Juli 
befjelben Jahres 6 Schweflern des Ordens, welche ber beutfchen Sprache mächtig 
waren, in das Hofpital ein. 

Seitdem haben fie fegensreich ihre ftille Wirkſamkeit mit ſtets gleicher Liebe 
und Treue ausgeübt. Aber nicht blo8 am Krankenbett waren fie tbätig, fontern 
indem fie die Führung bes Innern Haushaltes übernahmen, entfalteten fie auch 
für biefen jene löbliche unermübete und uneigennüßige Sorgfalt, unter deren weiſem 
Walten das ganze De eine andere Geftalt erhielt, an NReinlichkeit und Ordnung 

ewaunn, und in bajjelbe jene Stile einzog, welche vem Gemüth des Kranken ben 
nnern Frieden mitzutheilen geeignet ift und welche den Beſucher um fo mehr 
erfreut, wenn er die ftarfe Zahl derer Fennen lernt, denen das Haus ſchützendes 
Obdach gewährt. 

Wie das ganze Haus por ber Ankunft der Schweftern bereit8 mannigfache 
Aenderungen in feiner Einrichtung gefunden, fo wurde insbefondere bie Haue- 
Kapelle hergeftellt und mit Genehmigung des hochwürdigſten Biſchofs von Hommer 
zu Trier dem Gottesbienft neu übergeben. Bereits vor dem Einzuge der Schweftern, 
nämlih am 19. November 1825, am Feſte der Patronin der HI. Elifabeth wurbe 
zum erſten Male das Opfer ber bl. Meſſe in berfelben dargebracht. 

Auch diefe Kapelle gewann in ihrem Äufern Ehmud durch ben finnigen 
Fleiß der Schweſtern, welche ihre Erfparnifje von ver Vergütung für ihre leitung 
gerne bierzu verwendeten und noch verwenten. Ihre Freude hieran wurbe bereits 
nach einigen Jahren reichlich belohnt, als Wilhelm Schadow, Direktor der Königl. 
Kunft-Alademie zu Düffeldorf für den Altar der Kapelle ein von ihm am 3Ojten 
März 1834 zu Düffelcorf vollendetes Gemälde, vorftellend bie Hl. Jungfrau als 
Himmels-Königin, das Kindlein Jeſu auf ihren Armen tragend, durch Urkunde 
vom 29, Dezember 1834 fohentte. 
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Außerdem wurde ter Kapelle mancher Schmud von Freunden und Wohlthä- 
tern zugewendet, wodurch fie das jegige freundliche Aeufere gewann, und manche 
Gabe zur erhebendern Feier des Gottesdienſtes. 

ber Einführung der Schweftern erlitt die Vorforge für bie Apothefe in 
jo weit eine Aenderung, ald auch fie einer in der Pharmazie unterrichteten Schweiter 
übergeben, ftatt daß fie feither durch einen befondern Provifer verwaltet wurde. 

Die zunehmende Bevölkerung von Coblenz, die mit Ihr in Zufammenhang 
ftehende Zunahme ver Armuth, und der vermehrte Anfpruch durchreifender Frem⸗ 
ben führten die Nothwenbigkeit herbei, größere Räume für bie Kranken zu ge 
winnen oder bie vorhandenen Räume zwedmäßiger einzurichten. Letzteres war in 
umfafjender Weife gleich vor und nach dem Einzug der Schweftern in das Haus 

efchehen; diefes wurde in allen feinen Theilen neu bergeftelit, feine Räume ent- 
—— eingerichtet, wie aus der hierzu verwendeten Summe zum Betrag von 
6208 Thlr. 18 Sgr. 5 Pf. hervorgeht. Auch für die künftige Vergrößerung des 
ſes und für die Abwehr zu enger Gremen und einer unbequemen Nachbar- 
haft wurde Fürforge getroffen, indem in biefer boppelten Abficht im Jahre 1828 
von den Erben von Joſeph Hörter ein Wiefenplag an ver Oftfeite des Hauſes 
für 1562 Thlr. 15 gr. angefauft wurde. Hiermit wurde gleichzeitig ein Aus 
gang bei Feuer- und Waffernoth über das Eigenthum des Färbers Meßler in 
das zur Nagelsgafje führende ftäbtifche Gäfchen gewonnen. Ebenfo wurde am 
21. Februar 1835 das an das Hofpitalgebäube ftoßende Haus des Steinhauer: 
meiſters Joſeph Neu (früher eine Kapelle) zur Einrichtung einer Wohnung für 
ER gie fowie für den Pförtner für 3300 Thlr. (zu welcher Sumue 
| Thlr. gefchenkt wurden) gekauft. 

Bis zum Jahre 1838 ruhte die Banthätigfeit. Es trat aber die Nothiwen- 
digkeit hervor, die Räume zur Heilimg anftedender Kranken zu erweitern, und um 
diefem Bedürfniffe zu entjprechen, wurde auf das weitlich liegende Nebengebäude 
ein britte® Stockwerk im Jahre 1838 und 1839 aufgefekt; hierdurch wurden zwei 
Säle gewonnen. 

Der Koſtenaufwand betrug 1148 Thlr. 3 Pf., welche ans dem Kupitalfonds 
bes Hofpitals genommen wurden. Es wurden aber im Jahre 1841 wiederum 
1322 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf. zur BVervollftändigung der baulichen Einrichtung 
dieſes Flügels verwendet, ein Betrag, der lediglich durch freiwillige Guben auf- 
kam, nämlih 100 Thlr. aus einem Gnadengefchent Ihrer Majeftät der Königin, 
1000 Thlr. aus einer dem Stabtrath Diez zur Verwendung nad) feinem Ermejien 
von den Erben von Franz Maas üiberwiefenen Summe, 192 Thlr. 24 Sar. 11 Pi. 
aus einem Geſchenk der Kofterfrau Franzista von Solemacher, 30 Thlr: aus 
in. welche die Schweftern von einzelnen, unbefannten Wohltgätern empfan- 
gen hatten. 

Ungeachtet diefer Bauten, durch welche den nothwendigiten Bedürfniſſen ent- 
iprochen wurde, vermißte man noch immer vie geeigneten Räume, welche zur 
Aufnahme von Irren dienen könnten, indem deren unglüdlicher Zuftand bie Tren⸗ 
mung von anderen Kranken erfordert. Deshalb wurde im Jahre 1846 mit einem 
Koftenaufwand von 1216 Thlr. 10 Spr. 2 Bf. ein Meines Gebäude mit drei bem 
Zweck eier Zellen in dem Hofe zwifchen jenem vergrößerten Seitenbau 
und dem Gurten erbaut, jedoch mur zu rem Ziel, um die oft der Sicherheit 
gefährlichen Unglücllichen fo lang zu verwahren,“ biß fie den Irren-Anftalten ber 
Brovinz überwiefen werden fünnen. R 

Eine weſeniliche Vergrößerung und Verbefjerung erhielt die Anftalt im Jahre 
1851. An ihrer fühmwejtlichen Seite gränzten zwei alte verfallene, in das Eigen⸗ 
thum des Hoſpitals hineingeſchobene Säufer, deren Ankauf möglich wurbe; fie 


waren Eigenthum ber Erben Steireif und bes Kutſchers Margraf und wurden 
erworben jene für 1112 Thlr. 17 Sgr. Il Pf., diefe für 2535 Thlr. 25 Ser. 
6 Pf. Sie wurten vollftändig abgebrochen und an ihre Stelle für eine Summe 
von 6480 Thlr. 15 Sur. 6 Bf. eim ftattlicher Neubau ausgeführt. Durch diejen 
wurde e8 möglich, die feither in jenem Haufe untergebrachten Männer und Frauen 
mit anftedenden Krankheiten in gefonderte Flügel zu trennen; für ſolche Frauen 
wurde der Neubau überwiefen und in deffen Erdgeſchoß größere Räume für arme 
unglückliche Mädchen und Frauen beftimmt, deren leibliches oder geiftiges Leiden, 
ohne daß e8 der Umgebumg gefährlich war, eine Unterbringung unvermeidlich 
macht. Gleichzeitig wurde ein befonderer Hofraum für dieſe Unglüdliche durch 
eine Mauer von dem übrigen Hofraum getrennt. 

Die legten baulichen Aenderumgen wurden in ben obern Stedwerken des 
Hauptgebäude im Bahre 1854 mit einem Koftenaufwand von 915 Thlr. 24 Sur. 
11 Pf. vorgenon men. Es wurden nämlich die vorhandenen Krantenfäle, ſowie 
der Echlaffaal ver Schweitern durch Verſetzung der fie von den übermäßig breiten 
Gängen trennenden Wänden erweitert, und hierdurch vermehrten Raum zur Auf 
ftellung von Betten und frischere Yuft gewonnen. 

Durch die im Jahre 1853 eingeführte Gasbelenchtung, deren Anlage 334 
Thlr. 26 Sgr. 4 Pf. erforderte, wurden die Unannehmlichkeiten ber feitherigen 
Delbeleuchtung für die Säle wie für die Gänge des Haufes befeitigt. 

So ift das Haus während einem halben Jahrhundert herangewachſen; es 
bat fich räumlich ausgerehnt in die Breite und in die Höhe, es hat begonnen 
mit 40 Betten und aegenwärtia hat e8 140 Betten für Frauen, 134 für Männer. 
Aber nicht blos das Neufere hat gewonnen, auch der Geiſt der Orpnung, ber 
Reinlichkeit, der wachfamen durch chriftlihe Barmherzigkeit gehobenen Pflege ift 
in demfelben heimisch geworben. 

Das Haus ift eine ausgedehnte Zufluchtftätte geworben für franfe und altere- 
ſchwache Einwohner der Stadt wie für erkrankte Reifende; es nimmt alle auf 
ohne Unterfchied des Glaubens. Erſt in der nenejten Zeit hat man das fatho- 
fifche Gepräge, welches ber Anftalt die barmherzige Schwefter verleiht, als eine 
Verlegung ber Eonfeffionellen Parität angefehen und als Grund hervorgehoben, 
um felbjt eine Theilung des Vermögens biefer felbftftändigen, mit Korporationg- 
rechten verfehenen Anftalt in Anregung zu bringen. Die Verwaltung hat fie 
entſchieden abgelehnt, und wie fie fich bewußt tft, ven fonfeffionellen Unterſchied 
nirgends fchroff hervorgehoben (e8 behandelt 3. B. feit mehr als 30 Jahren ein 
evangelifcher Arzt alfe Kranfe ohne Unterfchiev) und da dem Nichtkutholiten, zu 
welchem ber Geiftliche feiner Konfeffion jeder Zeit den freien Zutritt hat, niemals 
ber Troſt feines Glaubens verfümmert worden ift, jo wird fie billigen Wünfchen 
und Rüdfichten zu entfprechen fuchen, dabei aber die Anftalt auch für die Zufunft 
in derjenigen Richtung erhalten, unter deren Vorausjegung, wie fich nachftehend 
ergeben wird, die bedentenpften Zuwendungen erfolgten und in welcher fie jegene- 
reich gewirft hat. Ste wird übereinftimmend mit ähnlichen ältern und neuern 
Anftalten der Monarchie (unter letztern beifptelsweife das Fürzlih entjtandene 

Et. eg ee in Berlin) ihre Thore niemand verfchließen, eingedenf, daß 
 riftliche Barmderzigkeit überall Hülfe bringt, wo die Noth vorhanden ift; fie 
wird biefen Grundfag auch dann fefthalten, wenn man nach den jeßigen Anfichten 
von Parität für die Evangelifchen eine andere Pflege für nothwendig Hält umb 
ihnen andere Zufluchtsftätten zu bereiten vorziehen follte. 

Mit dem jegigen Zuftand hat die Anftalt noch nicht das Ziel ver Vollkom⸗ 
menbeit erreicht und gewährt noch nicht Alles, um jegliche Noth, die einbrechen 
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kann, in umfaffenb genüzender Weife abzuhelfen. Ihre Räume genügen für bie 
gewöhnlichen Zuftände, wie fie eine Stadt ven der Größe von Coblenz nothwendig 
haben muß, obgleich mancher unverſchuldet Arbeitsunfähige und deshalb Verdienſt⸗ 
fofe nicht immer die gewünfchte fofortige Aufnahme finden kann. Treten aber 
anßerortentliche Umftände ein, wie fie zur Zeit, als die Cholera ‚bier erichien, 
eintrafen, fo fehlen die Räume. Denn die damals benugten Säle im öſtlich ges 
legenen Nebenhaufe, früher der Armenfchule zum Unterricht dienend, find bis auf 
einen fchon bejett, und da wo zur Linderung dringender Noth Seitens der Stadt 
unentgeltliche Suppen-Vertheitungen angeorbnet werten mußten, war bot, wenn 
auch nur vorübergehend, kaum eine zweckmäßige Einrichtung zu ſchaffen. 

Bieles Laffen ferner die Zellen für die Irren zu wünfchen übrig; denn wenn 
fie auch nur zum vorübergehenden interimiftiichen Aufenthalt dienen follen, fo 
dürfte doch auch Nie erjte Zeit der Krankheit folder Unglüclichen freiere unbeeng- 
tere Räume und größere Aufſicht nothwendig erfcheinen lafjen. 

Sehr nügli für die Stadt wäre jedenfali® ein vom Hoſpital getrenntes 
Arbeitshaus, um folche, die entweder feinen Unterhalt finden können oder wollen, 
und welche deshalb die Almofen in Anfpruch nehmen, zweckmäßig zu befchäftigen. 

Endlich wäre es als eine Wohlthat anzufehen, wenn manchen jungen uns 
glücklichen Perſonen, die ohne eigene Schuld von früher Jugend an fiechen oder 
wegen körperlicher Gebrechen auf jede beſſere Stellung tm Leben verzichten müſſen, 
ober vollends ſolchen, die fittlichem Verderben Preis gegeben find, eine Zuflucht: 
ftätte gefihert würde. ingedenf der Worte unjeres Herrn Jeſus Chriftus: 
„Selig find die Barmberzigen”, möge die Mildthätigkeit unter uns nicht erkalten. 
Kur fie kann die Verwaltung in den Stand fegen, die Anjtalt zu erweitern, ohne 
ihr Vermögen und ihre Einkünfte zu erfchöpfen. 


I. Urfprünglide Ausftattung des Hofpitale. 

Es ift bereits im erften Abfchnitt erwähnt worden, daß durch das faiferfiche 
Dekret vom 22. Brumaire tes Jahres XIV. die in der Stadt Coblenz vorge 
fundenen Wohfthätigfeits-Stiftungen vereinigt wurden, um dem nen errichteten 
Hofpitale die Mittel zur Erreichung feines Zweckes zu geben. 

Folgende Stiftungen, deren gefchichtlicher Urfprung kurz erwähnt werden foll, 
fielen im diefe Vereinigung, während mehre andere für die Spende an Hausarme 


bejtimmt blieben. 
1. Hurt’fhe Stiftung. 

Der Offizial Joſeph Hurt zu Eoblenz vermachte im Jahre 1775 ein Kapital 
von 2000 Thlr. trier. zur Unterftügung armer Einwohner von Koblenz und 
erfranfter Reifenven. 

Die Verwaltung diefer Stiftung hatte der Pfarrer ad Div. Virginem. 

Bemerkung: Das Kapital war an das Kloſier Marienrot ausgelichen und 
wurde im Jahre 1807 von ber franzöfifchen Regierung zu einer jährlichen Rente 
von 194 Franfs liquidirt, die analog mit Ähnlichen Renten ein Kapital ven 1000 
Thlr. trier. repräfentirt. 

2. Elender Bruderſchaft. — 

Zur Zeit des trieriſchen biſchofes Jalob von Sirk bildete ſich im er 
Liebfrauen⸗Pfarrei zu Coblenz * Bruberſchaft, deren Zweck war, die Beerdigung 
armer in ber Stadt verſtorbener Fremden. Diefelbe wurde im Jahre 1441 von 
gebachtem Erzbifchofe beſtätigt und im der Folge Bruderſchaft per Elenden genannt. 
Nach der erſten vorhandenen Rechnung vom Jahre 1747 beſtand damals 
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2 in 2782 Thlr. Kapital, das als Zinfen ertrug 133 Thlr.; 
2) in einem Gütchen zu Mertloh (Braunedifcher Fundation) wovon jährlich 
als Pacht geliefert wurden 3 Malter Korn; 

3) in einem Gütchen zu Mofelfürfh (2 Felder und eine Wiefe) das jährlich 

ertrug 1", Malter Korn; 

4) in Einnahme von Beerbigungen, für Kerzen, Balkum ꝛc. und von Ein 

jchreibegebühren neuer Bruderfchaftsmitglieder. 
Als Stifter find bekannt: 
a) Margaretha Hafen von Andernach — 1655 — fchenkte für Arme 
50 Thlr. trier.; 

b) Erneft Beringhoven von Goblenz vermadhte — 1672 — !/, feines 
Vermögens; 

c) Schenkung eines Ungenannten zur Beftreitung ber Koften der Beglei- 
tung des Sanctissimi zu Kranfen mit zwei Laternen — 1601 — 
200 Thlr.; 

d) Heinrich Elberstirch — 1697 — vorerst zur Stiftung von 26 Lefe- 
meſſen und 1 Singmeffe, legtere am Montage nach dem Feſte St. 
Zrinitatis zu halten, ein Kapital von 600 FL. trier.; 

e) Doktor Schneid aus Köln die Hälfte eines Kapitals (Grägifches) 
auf das Niedererzitift Trier, weltliche Stände — 1658 — 250 Thlr,; 

f) Wittwe Meurers — 1709 — für die Bruderfchaft 50 Thlr. 

3. Nonnenberger:Hof und Melsbach'ſche Stiftung. 

Johann Nonnenberger, gebürtig von Montabaur und Bürger zu Coblenz, 
ab im Anfange des 15. Jahrhunderts fein zu Coblenz auf dem Altengraben ge- 
egenes Haus, fewie einen Weinberg zu Metternich und mehrere Renten unb 
Rapitalien zur Fortfegung der von ihm angefangenen Armenfpende von Brod an 
dem Eonntage, Mittwoch und Freitage jeder Woche. Nachdem dieſer Anfang ber 
Stiftung gemadht war, find in ber folge noch bebeutende Vermächtniſſe hinzu— 
gelommen, von wem, ift indeß unbelannt. Unter Aufficht des Stadt: Magijtrats 
ftand diefer Stiftung ein eigner Kellner vor. 

In den vorhandenen Rechnungen kömmt zuerſt die Nonnenberger-Hofs-Stif- 
tung, dann bie mit biefer vereinigte, zu gleichem Zwecke beſtimmte Melzbach'ſche 
Stiftung vor. 

4. Armenftiftung. 

Diefe Stiftung ift im Jahre 1772 aus einem UWeberfchuffe der verfchiebenen 
anderen Stiftungen entftanden und ihr Zwed war, das allenfallfige Defizit biefer 
zu beden. Das Kapital derfelden, am 13. Januar 1792 bei der Stadt Eoblenz 
angelegt, war 800 Thlr., die Zinfen & 4 pEt., alfo jährlich 32 Thlr. 

5. Das alte Hofpital zum HL. Geift in der Leer. 

Diefe Stiftung verdankt wahrfcheinlich ihre erfte Einrichtung einem Dechant 
bes Stiftes St. Florin, Engelbert von ber Arken, der in dem Diftrifte der Reber 
(Leer — Löhr) ein Haus nebft einer Kapelle erbaute und im Jahre 1238 zum 
Hofpitale für Kranfe und Arme beftimmte; dieſem einen Geiftlihen als Rektor 
in geiftlichen und weltlichen Sachen vorfegte; zur Dotation feine zu Coblenz und 
Wiſſe (Weiß) gelegenen Güter bergab und zugleich kund that, daß eine Gertrud 
Rumpen alle ihre beweglichen und unbeweglichen Güter zu gleichem Zwecke legirt 
habe. Der Stifter verordnet noch, daß künftig ver zeitliche Dechant des Stifte 
St. Florin, den Rektor und einen Provifor des Hofpitals follte zu beftellen haben. 
Gemäß fpätern Regiftern und Akten befaß dieſes Hofpital mehrere Häufer zu 
Coblenz, eine bedeutende Anzahl Kapitalien; Grundgüter zu Coblenz, Lützelloblenz, 
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Neuendorf, Mofelweiß, Güls, Metternich, Kapellen, Kaltenengere, Bubenheim, 
Kärlih, Kettih, Urmig und Horchheim; ein Hofgut zu Mühlheim und eins zu 
Ettringen; und es hatte: 
1) alte und kranfe Armen, 
3 nach Aachen wallfahrenbe Pilger zu verpflegen und 
3) Hausarme zu unterjtügen. 
Als fpätere Schentgeber find nur noch befannt: | 
a) eine Freifrau von der Lehen, geboren zu Adendorf, welche durch Tefta- 
ment vom 5. Februar 1718 dem Hofpitale 1000 Thlr. trier. ver 
machte, und 

b) Johann Lothar von Trarbach, welcher durch Teftament vom 10. Nov. 

1728 demſelben ebenfalls 1000 Thlr. und einen Theil feines übrigen 
Vermögens vermachte, 

Diefes Hofpital wurde im Jahre 1706 in das St. Barbara Moftergebäude 
im Bogelfang verlegt. Wahrſcheinlich ging das Gebäude in der Yöhr durch Taufch 
an das St. Barbara-flofter über. Im Jahre 1734 wurde das Hofpital mit 
der folgenden Stiftung (dem Waifenhaufe) vereinigt. 

6. Das Waifenhaus,. 

Das Waifenhaus wurde im Jahre 1729 geftiftet durch den Churfürften- zu 
Zrier, Franz Ludwig aus dem Haufe Pfalz-Neuburg, welcher beim Bogelfang eiı 
Gebäude errichten ließ, theils zu einem Priefterhaufe, theil® zu einem Waifenhaufe, 
mit — letztern er, wie oben geſagt, im Jahre 1734 das beſtehende Hofpitaf 
vereinigte. | 

Der Fonds des Walfenhaufes insbefondere beftand in Kupitalien, einem 
Flögenploge zu Neuenborf, und dem Speicher und Keller des Waifenhausgebäudes 
ſowohl als des Priefterhaufes. Als Wohlthäterin des Waifenhaufes ift noch 
befannt die Freifrau von der Lehen - Saftig, welche im Jahre 1710 ftarb. Sie 
vermachte demfelben eine Rente von 320 Thlr., bie auf den Leyfchen Gütern 
haftet: und im Jahre 1808 zu 5000 Thlr. trier. liquidirt wurde, 

Dem Hofpitale und Waifenhaufe vermachte durch Teſtament vom 7. März 
1751 und Eodizill vom 1. Auguft 1754 die Jungfer Yuliana Hehner das Eigen- 
thum zweier zu Coblenz am Vogelſang (in der Rheinstraße) gelegene Häufer, in 
foweit daſſelbe ihr Zuftand, jo wie das, was nach Bezahlung der Schulden von 
dem ‘Erlös aus ihren fonftigen Gütern übrig bleiben würbe, 

Die Nutznießung der Häuſer refp. die Zinfen von ben auszuleihenden Kapi- 
talien follen indeß zuftehen, bezichungsweife ausbezahlt werden den Rindern ihrer 
Schweſter, nämlih: der Jungfrau Marla Elifabeth Schleichert, der Yultana 
Schleichert, verehelichten Fürftin und dem Leonarb Schleichert, jewie nach dem 
Ableben diejer — den Kindern und fchlieflich den Enteln verjelben. 

Der aus diefer Stiftung zu Verpflegung von Waiſen an das Inftitut ge— 
fommene Kapitalbetrag war ausfchlieflich beſagter Häufer 1642 Thlr. trier. 
Das jetzige Hofpital bezahlte noch wirklich im Jahre 1830 jährlich am 1. April 
an die Erben Hebner ald Zinfen des erhaltenen Kapitals 14 Thlr. 20 alb. oder 
11 Thlr. 16 Groſchen 5 Pf. Der übrige Theil des Kapitals iſt in Gefolge des 
Reihs-Deputationefchluffes auf Die rechte Rheinſeite gefallen. 

7. Das Siechenhaus. 

Diefes Inftitut, urfprünglich zur Verpflegung von Siechen und Ausfägigen 
beftimmt, wurde wie mehrere ähnliche in Deutfchland im 12ten oder 13ten Jahr- 
—— errichtet und war zwiſchen Coblenz und Kapellen, in der Nähe des Lep- 
eren gelegen. 
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Am Jahre 1700 aber batte dort ſchon feine Verpflegung von Kranfen mehr 
ftatt. Seine jährlichen Einkünfte betrugen damals circa 80 Fl. trier. oder 35 
Thlr. 30 alb, wovon nach der Rechnung des gefagten Zahres 43 Fl. auf den 
Gottesdienft in der mit dem Haufe verbundenen Kapelle, 14 Fl. für ven Empfän- 
ger, 4 Fl. für Reparaturen, zuſammen 61 Fi. verwendet wurden. 

Im Zahre 1713 wurden die Ausgaben für den Gottesdienft beſchränlt, und 
mittels des fich hierdurch vergrößernden jührlihen Ueberſchuſſes konnte ber Fonds 
fo vermehrt werden, daß er im Jahre 1786 255 Zhlr. ertrug. In demjelben 
Zahre 1786 wurde das Gebäude verkauft. Von da an wurden auf Befehl des 
Churjürften, aus den Gefüllen des Fonds häufig Zahlungen au ein Injtitut für 
Wahnfinnige, fowie an das Alerianer-Klejter nach Trier für Verpflegung daſelbſt 
detinirter Geiſtlichen und ad fonftige pias causas geleitet. 

8. Das Hofpital zu Neuendorf. 

Der Urſprung und Beſtand diefer Stiftung ift unbefannt, Wuahrjcheinlich 
(ie fie früher zu Lützelloblenz bejtanden und ift nach Zeritörung dieſes Ortes 
1688) nach Neuendorf verlegt werben, wo fie indeß als eigentliches Hoſpital 
entweder gar nicht, oder doch nicht Lange beſtanden haben kann. Da jich feine 
Rechnungen vorfinden, fo find auch die Einkünfte nur in foweit bekannt, als fie in 
einem Status von Jahre XI. der franzöſiſchen Republik verzeichnet find. Diejer 
giebt den Kapitalfonds mit Einjchluß von 351 Thlr., welche die Gemeinde Neuens 
dorf dem Fonds fchuldete und von 168 Thlr., welche auf der rechten Rheinſeite 
angelegt waren — am zu 830 Thlr., mit einem jährlichen Ertrage von 36 Thlr. 

9, Das WeißerKloſter. 

Der Churfürft Klemens Wenzeslaus hob im Jahre 1794 das fogenannte 
Weißer + Klofter (Coenobium religiosarum ordinis Sti. Dominiei ad Stam. 
Catharinam Senensem) zu Goblenz auf, und bejtimmte das ganze Vermögen 
deſſelben zur Errichtung eines Bürger-Hofpitals, — fo jedoch, daß die jährliche 
Mevenue, fo lange der Kloſterfrauen noch mehr ald 6 am Leben fein würden, 
diefen ganz zufließen fellte, ven Überlebenden 6 ſodann aber eine billige jährliche 
Benfion zu zahlen fei. 

Bis zum Jahre 4811 waren mehr ald 6 Klofterfrauen am Leben. In ber 
franzöfifchen Zeit hatte alſo ver Armenfonds von diefem Inftitut feinen Vortheil. 
Das Eigenthum des Kloſiers, wie e8 fpäter an das jetige Hofpital gelommen 
ift, beftand in Folgenden: 

4) Grundgüter (Aderland mit einigen Wiefen): 

Morgen Ruthen 
Coblenzer Maß. 
zu Rheinmetternich 6 146 


J 0000. A 156 
c) zu Münſtermetternich. + 101 
Bra: della “+. 86 42 
3 zu Gappenach, Kättig und Girſchnach. 34 72 
f) zu Mofellern circa . » 0.0.09 — 
zu Mörſch 1 129 
) zu Löf le 112 
zufammen Morgen 89 118 


welche jetst an jährlichen Pacht ertragen die Summe von 233 Thlr. preuf. 

Auer diefen Grundgütern befaß befagtes Kloſter noch einige Heden 
zu Mheinmetternich, welche im Jahre 1824 zu 519 Thlr. preuß. verfauft 
worden find, 
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2) Rapitalien. An folchen wurbe in die Rechnungen von 1812 ımb 1816 
aufgenommen die Summe von 14,325 Franks 59 Gent. 

3) Kloftergebäude mit Garten, welches im Jahre 1808 zu 4000 Franfs ver- 
fauft wurde. 

Diefe der Anjtalt außer dem Klofter der Franziskaner überwiefenen Stife 

tungen waren nach der Rechnung des Jahres 1806 ihre erfte Ausjtattung und zwar; 

1) mit Aktiv-Sapitalien, zum Betrage von 94,653 Fr. 72 Cents, welche an 
Einkünften gaben 4387 Fr. 19 Et.; 

2) mit fonftigen Nevenien von Gütern und Häufern zum Betrag von 
4299 Fr. 50 Ct. Sie rührten insbefondere her von den Gütern zu 
Mertloch, Mofelfürfch, Neuendorf, Ettringen, Mühlheim und Coblenz. 

Diefes Vermögen und deſſen Einkünfte erlitt im Laufe der Jahre die mannig— 
fahhiten Veränderungen durch den Verkauf von Häufern und Gütern, durch Die 
beſſere Anlage der Kapitalien, durch die Ablöfung von Renten, durch Zuwenbun- 
gen für die ftändige Aufnahme einzelner Perfonen in das Hofpital, ſowie durch 
Schenkungen und Bermächtnifje, endlich auch durch mannigfache Verluſte. Wie 
biefe Veränderungen entitanden find, darüber geben die vorhandenen Rechnungen 
des volljtändigften im Einzelnen Aufſchluß. 

Aus denfelben geht hervor, daß der Kapitalbeitand des Hofpitald am Ende 
des Jahres 1816 fich belief auf 121,116 Fr. 60 Gt. 

Diefes Jahr ift hier deshalb befonders zu erwähnen, weil durch eine Ver— 
fügung der Königl. Regierung vem 20. Dezember 1816 angeordnet wurde, daß 
von 1817 an ſowohl für das Hofpital als für die Wohlthätigkeits - Anftalt oder 
bie Armen-Berwaltung nur Eine Verwaltung beftehen und das Vermögen in Ein 
Budget und in Eine Rechnung zufammen gefaßt werden follte. 

Die Armenverwaltung hatte nämlich ihre bejondere Fonds, welche ebenfalls 
aus frühern Zeiten jtammten, und wie die des Hoſpitals zu einem Ganzen ver- 
eimigt worden waren, Diefe Fonds beliefen fich im Jahre 1817 auf 54,430 Franken 
68 Cents, fo daß das num gemeinfame Kapitalvermögen 175,547 Franken 28 Cents 
betrug. Die gemeinfame Berwaltung wurde fortgeführt bis zum Jahre 1843, 
indem eine Verfügung der Königl, Regierung vom 30. März 1843 die von ber 
m. und ftäptifchen Verwaltung vorgeichlagene Trennung genehmigte. 

uf diefe Trennung, in Betreff deren mehrere Jahre hindurch Verhandlungen 
gepflogen wurden, draug vornehmlich die Hofpitalverwaltung von dem Zeitpunfte 
an, als die Auſtalt lediglich Civilhofpital geworben war und durch die Einführung 
ber barnıherzigen Schweitern eine ihrem Hauptzwed als Kranlenhaus mehr ent- 
fprechende Einrichtung gewonnen hatte. 

Die feitherige Verbindung führte nämlich dazu, daß die Einkünfte des ge- 
fammten Vermögens allgemein zur Unterftügung der Armen verwendet werben 
fonnten, insbefondere zur Unterftügung der nicht erkrankten Hausarmen; dadurch 
gingen ſie für die eigentlichen Zwecke des Hoſpitals verloren, und je mehr man 
nach den gegebenen Verhältniſſen mit richtigem Blick eine Vermehrung der Armen, 
zu deren Unterſtützung bereiis baare Zufchüffe aus der Stadilaſſe nothwendig 
geworden waren, vorausſah, um fo ftärfer trat die Nothwendigleit hervor, Fürs 
ſorge zu treffen, daß die Selbititändigteit des Hofpitald als Krankenanſtalt und 
als Zufluchtftätte für das ehrbare Alter erhalten werde, und dag die Stiftungen, 
welche insbefondere zu feinen Gunften im Laufe der Jahre errichtet worden, nicht 
zu andern, ihrer Beitimmung fremden Zwecken verwendet würden. Diefe Vorficht 
führte zu einer genauern Prüfung der einzelnen Stiftungsurfunden, und das Gr- 
gebniß derfelben war, bag die Armenverwaltung ein befonberes Dermögen von 
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20,315 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. übernahm, einſchließlich eines Geſchenls von 
2457 Zhlr. 20 Sgr. 6 Pf., welches am 23. Junuar 1828 die Wittwe Maria 
Katharina Schraut geb. Burkhard und Frau Anna Pügqe geb. Burkhard dem 
Hofpitale gemacht haben, damit deſſen Zinfen an arme Scifferfamilien vertheilt 
werden, mit Ausnahme von 15 Thlr., die für eine am St. Nicolaitage jährlich 
zum Andenken des Erblaffers Franz Burkhard und vorzüglich für die Schiffer zu 
haltende Meile, fowie für Verwaltungskoſten verwendet werden follten. Dagegen 
betrug nach ber — des Jahres 1844 das Kapitalvermögen des Hofpitals 
113,941 Tl. 1 .5 

Hierzu — der Beſnud der Güter, welche faſt ſämmtlich von den oben 
ee Etiftungen alter Zeit berrührten, nämlich (von der Elender Bruberfchaft): 

1) das Gut zu Merfloh in ver Größe von 7 Morgen 42 Ruthen 57 Fuß, 

mit dem damaligen Pachtertrage von 23 Thlr. 25 Sgr., welches im Jahre 
1846 für 1328 Thlr. verfauft wurde (von dem alten Hefpital zum beil. 
Geift in der Leer und von Waifenhaus); 

2) das Gut zu Goblenz in der Größe von 87 Morgen 165 Ruthen 3O Fuß, 
mit einem Pachtertrage von 895 Thlr. 10 Sar.; 

3) das Gut zu Neuendorf in der Größe von 15 Morgen 167 Ruthen 82 Fuß, 
mit einem Pachtertrage von 72 Thlr.; 

4) das Gut zu Mofelweiß in ber Größe von 8 Morgen 177 Ruthen 90 Fuß, 
mit einem Pachtertrage von 112 Thlr. 10 Sgr.; 

5) au Mülheim und Kärlih in der Größe von & Morgen 115 Ruthen 

O0 Fuß, zum Pachtertrage von 177 Thlr. 10 © 

6) zu Münftermetternich in der . — 30 Morgen 110 Ruthen 62 Fuß, 
zum Parhtertrage von 93 Thlr. 5 

7) zu Ettringen in der Größe von e 405 169 Ruthen 95 Fuß, zum 

htertrage von 233 Thlr. 18 © 

8) Gut zu Rheinmetternich in der Ai don 4 Morgen 176 Ruthen 40 Fuß, 
zum Bachtertrage von 61 Thlr. 20 Sgr.; 

9) Gut zu Gappenach in ber Größe - vi Morgen 148 Ruthen 60 Fuß, 
zum Bachtertrage von 138 Thlr. 20 Sgr.; 

10) Gut zu Lafferg in der Größe von 15 Morgen 11 Ruthen 60 Fuß, zum 
Bachtertrage von 89 Thlr. 

Der Pachtertrag aller biefer "Güter bat fich fett 1843 bedeutend erhöht. Zu 
diefen Gütern aus der ältern Zeit famen im Jahre 1810 bie unter dem Namen 
der Iandfchaftlichen Wiefen bekannten Wiefen auf dem linken Mofelufer vor ber 
Mofelbrüde oberhalb und unterhalb derjelben, Herrührend von den Kur» Trier 
ſchen Landftänden, fowie zwei Wieſen im Banne von Goblenz, gelegen am Rhein 
oberhalb des jegigen Regierungsgebäubes. 

Diefe Wiejen waren verheimlichtes Staatsgut, wurden als foldhes augegeben 
und durch Dekret des Kaifers Napoleon vom 23. Auguft 1810 auf Grund bes 
Geſetzes vom 4. Ventose des Jahres 9 dem Bürgersofpitofe überwiefen. Bon 
diefem Grundſtücke, umfaſſend erjtere einen Flächenraum von 35 Morgen 122 
Nuthen, Tetttere von 1 Morgen 105 Nutben 50 Fuß, befitt das Hofpitaf nur 
noch die Wiefe oberhalb der Mofelbrücde mit einem Bachtertrage von 560 Thlr. 
15 Sgr., indem der Theil unterhalb verfelben tm Jahre 1848 an die Königl. 
Negierung für 12,572 Thlr. verfauft wurde, als ber Sicherheitshafen engel 
wurde, und ein Heineres Stüd in der Größe von 105 Ruthen 80 Fuß im Jahre 
1852 für 2900 Thlr. an den Holzhändler Schiller Aldenhoven durch öffentliche 
Berfteigerung überging, wogegen bie Verwaltung von ben Erben des Kanonikus 
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Bourmer zu Mofelweiß ein Feld von 2 Morgen 74 Nuten am 11. März 1852 
verfteigerte, welches zum Garten angelegt wurde und als folder noch dient. 

Die Wiefen am Rhein wurben in Jahre 1838 für 4017 Thlr. und gegen 
Austauſch einer benachbarten Wiefenparzelle von 151 Ruthen 60 Fuß an bie 
Königl. Steuerverwaltung überlaffen, und die lettgebachte Parzelle am 24. Ja 
nuar 1843 an des Königs Majeſtät für 5000 The. vertauft und zum Schloß. 
garten gezogen. 

Im Jahre 1852 benugte die Verwaltung bie ihr bargebotene Gelegenheit, 
den burch bie erwähnte Veräußerung gefchwächten Grundbeſitz der Anftalt wieder 
u vermehren, indem fie mit dem biefigen funfzigjährigen Rentner Hubert Schülfer 
— Wunſche gemäß einen Kauf- und Rentenvertrag geſchloſſen, durch welchen 
ſie deſſen Aecker und Wieſen in der Gemeinde Neuendorf in der Größe von 
29 Morgen 11 Ruthen 90 Fuß, in der Gemeinde Wollersheim von 5 Morgen 
50 Ruthen 70 Fuß, in der Gemeinde Bubenheim von 4 Morgen 1 Ruthe 
60 Fuß, in ber Gemeinde Neuborf rechter Rheinfeite einen Weinberg von 
1 Morgen 135 Ruthen 60 Fuß erwarb, wogegen fie ihm eine Leibrente von 
jährlich 1000 Thlr. zuficherte. 

Der Werth diefer Grunbftüde wurde zu 18,051 Thlr. ermittelt; bei dem 
Abſchluß des Vertrages wurde er nur zu 16,000 Thlr. angenommen unb ergiebt 
bann eine, den Pachtvertrag und bie Steuern auf der einen, fowie die zu zahlende 
Rente auf der andern Seite berüdfichtigende Berechnung, daß das Hofpital letztern 
20 Jahre lang bezahlen kann, ehe die abgefchägte Werthſumme erjchöpft ift. 

Der Weinberg in der Gemeinde Neuendorf, deſſen Bau für die Verwaltung 
zu koſtſpielig an fein würde und deſſen Werth in obigen 16,000 Thlr. nicht 
einbegriffen ift, wurbe im Jahre 1853 an den Kaufmann Thomas Douqué zu 
Neuendorf für 261 Thlr. verkauft. 


11. Bon den Bermäcdtniffen und Schenkungen zu Gunften bes 
Hoſpitals. 


1. Das erſte Legat, welches zum Nutzen unſeres Hoſpitals verwendet wurde, 
beſtand aus einer Summe von 200 Rheiniſchen Gulden, welche der Kanonikus 
und Scholaſter Jakob Schaaf zu Karden durch ſein Teſtament vom 5. Nivose 
10. Jahres der franzöſiſchen Republik oder vom 26. Dezember 1801 dem Bürger— 
ann im Weißen Kloſter zu Coblenz vermacht hatte und deren Verwendung zur 

usbejjerung des Franzisfaner » Kloftergebäudes von der Wohlthätigkettsfommiffion 
bei dem Präfekten ausprüdlich nachgefucht und bewilligt wurde. Deshalb mag 
diefes Heine Legat die Reihe eröffnen — bei Aufzählung der Wohlthäter für das 
zur Zeit der Teftamentserrichtung noch nicht gegründete Hofpital. 

2. Merkwürbiger Weife rührt das erfte Vermächtniß, welches lediglich dem 
neuen Hofpitale mit den alten chriftlichen Stiftungen zugewendet wurde, von einem 
Juden her. Leon Levenberg, gebürtig zu Copenhagen, zu Frankfurt am Main 
und zufeßt in Coblenz ſich aufhaltend, fette durch Teftament vom 13. Oktober 
1810 das Bürgerhofpital zu Coblenz zu feinem Univerfalerben ein. Sein Nad 
laß beftand in einem Mobiliar zum Betrage von 10,627 Franken 92 Gentimen 
und in Weinbergen, gelegen zu Niederfell, in Betreff deren er ber Verwaltung 
bie Veräußerung unterfagte und wörtlich verfügte: „daß fie zur Labung armer 
Kranken ohne Unterfhieb des Standes und der Religion bejtimmt 
bleiben und ber Wein davon verwendet werben folle." Dennoch find 
die Weinberge im Jahre 1826 für 500 Thle. verkauft worben, was nicht zu 
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biffigen ift, wahrfcheinfich aber wegen ihrer Entfernung und wegen ber Softfpie- 
ligteit ihres Baues gefchah. 

Die Zuwendungen an das Hofpital fanden in der erften Zeit feines DBe- 
ftehens felten und nicht für bedeutende Beträge ftatt. Jedoch ift 

3. zu erwähnen, daß die unverehelichte Anna Maria Margaretha von 
Coblenz durch notariellen Akt vom 10. Juli 1813 dem Hofpitale ihr ganzes aus 
400 Reichsthaler beftehende® Vermögen mit der Bedingung, fie bis zu ihrem 
Lebensende im Haufe zu verpflegen, jchenfte. Sie ftarb am 3. Mai 1814, 

4. ferner vermadte durch ZTeftament vom 1. Mai 1813 der Pfarrer von 
St. Caſtor, Johann Peter Reichmann, 100 Franken und 

5. erlichen die Erben bes dahier verlebten Handeldmannes Adolph Bröfeler, 
nämlich der Vikar Bernhard Bröfeler, Franz Joſeph Bröfeler und Ad. Andreas 
BDröfeler, laut gerichtlichen Protofoll vom 28. Juni 1816 dem Hofpitale eine 
Forderung von 336 Thlr. 13 Ser. 6 Pf. für Eifenwaaren, die in den Jahren 
1805, 1806 und 1809 geliefert worden, mit dem Wunſche, daß ihrer und bes 
Erblaſſers die Hofpitaliten in ihrem Gebet gedenlen möchten. 

6. Der am 11. März 1819 verftorbene Bifchöfliche Kommiffar Carl 
Laſſaulx vermachte in feinem ſchon am 12. April 1806 errichteten Teftament „zum 
Beiten der Armen in Coblenz an das dafige Hofpital die Summe von 1616 Franlen 
mit dem Belafte, daß die dafige Adminiftration jährlich einmal in beiden Pfarr 
firhen zu Coblenz ein Hochamt zum Beſten feiner Seele beforge." 

Der Nachlaß des Erblafjerd war indefjen fo verfchuldet, daß das Hofpital 
nur 10 Thlr. erhalten hat. 

Im Jahre 1821 erhielt das Hofpital das Gefchent eines Ungenannten 
aus den Händen des damaligen Konfiitorialrathes und Pfarrers = zu St. 
Gaftor, zum Betrage von 400 Thlr. Trierifh. Das Gefchent fol vom Dechanten - 
Driefch herrühren. 

Mit dem Jahre 1826, in welchem bie barmherzigen Schweitern das Hofpital 
übernahmen, vermehrte fich die Neigung, demfelben Vermögen zuzuwenben. 

8 Es geſchah dies zuerft durch Zeftament vom 9. Januar 1826 Seitens 
bes frühern Kur-Trierſchen — — Franz Joſeph Klöcker, welcher 
am 4. Februar deſſelben Jahres ſtarb und dem Hoſpitale ſeine Kapitalien und 
feine übrige Mobiliarſchaft, nach Abzug einiger Legate für feine Dienſtboten, ver⸗ 
machte. Hierdurch vermehrte fich das Vermögen um bie beträchtliche Summe von 
21,305 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf. 

9. Zur Aufhülfe des Hofpitals- Haushalts zahlten der Bürger und Kauf- 
mann, Stadtverorbneter und Abgeordneter zum Provinzial-Landtage, Hermann 
Joſeph Die und feine Ehefrau Anna Maria Antoinetta geb. Maas, an dem 
Zage des Einzuges der barmherzigen Schweftern 500 Thlr. unter der Bedingung, 
dag nach ihrem Ableben alljährlich auf einige Zeiten in der Kapelle des Hofpitals 
für jeden auf feinen Sterbetag eine heilige Mefje für das Hell ihrer Seele und 
zu ihrem Andenken gehalten werde. 

. Eben fo bejtimmte ver letzte damals noch lebende Kanonikus von 
Münftermaifeld, Joſeph Peter Patt zu Coblenz, zum Andenken an den Tag, an 
welchem bie erite heilige Mefje in der Hauskapelle wieder gelefen wurde, ven 
19. November 1825, 100 Thlr. zur Stiftung einer Meffe an diefem Tage, welche 
Summe an bem Tage, an welchem bie barmberzigen Schweftern das Hofpital 
übernahmen, gezahlt wurbe. 

. Durch At vom 30. Dezember 1826 fchenkte die umverehel. Fräulein 
Margaretha Lippe für die Dotirung einer Tatholifchen Armen -Mäpchenfchule unter 


Aufficht bes Frauenvereins verfchiedene Kapitalien bis zum Belauf von 2500 Thlr.; 
bem Hofpitale aber, deſſen Vorſtand die Verwaltung dieſer Kapitalien Übernehmen 
follte, 83 Thlr. 10 Sr. 

12. Der am 31. März 1826 zu Pfaffendorf verftorbene Ranonifus bes 
frühern Stiftes zum heiligen Florin in Coblenz, Heinrich Ludwig von Umbſcheiden 
von Ehrenborn, legirte dem Hofpitale in feinem Xeftamente ein Kupital von 
800 Thlr. Trieriſch, beftehend in einer Obligation, fprechend auf den Klerus und 
bie Stände des ehemaligen Nieder - Erzitiftes Trier. 

Derfelbe Wohlthäter hatte bereitd am 16. Februar 1825 dem Hofpitule zu 
Händen des Stabtrathes Hermann Die eine durch Erbſchaft auf ihn überlom— 
mene, urfprünglich zum Vortheil ded verlebten Dechanten des Kolfegialftiftes zum 
heiligen Florinus und geiftlihen Kommiſſariats-Aſſeſſors Jacobi von Ehrenborn 

Coblenz und zum Belaſt der im Herzogtum Naffau gelegenen Gemeinde 
Pieberlahrftein fprechende gerichtlihe Schulvverfchreibung aus einem Darlehn 
d. d. Nieverlahnftein den 6. Februar 1741 im Kapitalbetrage von 500 Reiche- 
thaler Trierifcher Währung mit allen rüdjtändigen Zinfen gefchenkt, jedoch unter 
ber Bedingung, daß bie chriftlichen Schweitern von der Kongregation bes heiligen 
Carolus Borromaeus, denen die Verwaltung und Beforgung des Hofpitals im 
kommenden Frühjahr übergeben werde, zum Wohl ver Familie von Umbfcheiven 
von Ehrenborn auf ewige Zeiten ein tägliches Gebet verrichten. 

Die Herzoglih Naffaufhe General» Domainen- Direktion beftritt die Ver— 
pflichtung, jenes Kapital zu erftatten, weil daſſelbe dem Stifte St. Florin, nicht 
ber Familie von Umbſcheiden zugeftanden habe, und in Folge des Reichs- Depu- 
tations -Hauptfchluffes vom Staate habe eingezogen werben dürfen. Es kam zur 
Klage, welche jedoch im Jahre 1828 durch einen Vergleich befeitigt wurde, in 
Folge defien das Hofpital gegen Empfang von 375 Thlr. Trieriſch auf alle weitere 
Anfprüche verzichtete. 

13. Der am 23. März 1826 zu Andernach verftorbene Geheimerath Friedrich 
Freiherr von Mering hatte in einem notariell errichteten Teftamente vom 15. März 
1826 feine gefammte Mobiliarfchaft und baares Geld feinem Teſtamentévollzieher, 
Staatöprofurator Anfelm Franz Iofeph Liel zu Coblenz, vermacht, um biefelben 
einer vertraulichen Abrede gemäß nach Ehre, Aufrichtizleit und Gewifjenspflicht 
zu wohlthätigen Zweden, vie er des Endes mitgetheilt habe, zu verwenden. ꝛc. Ziel 
übertrug durch eine Geffionsurfunde vom 29. Mat 1828 das ihm vermachte 
Legat dem Hofpitale und dem Frauenvereine zu Coblenz unter Vorbehalt mehrerer 
2** Es entſtanden aber zwiſchen den Inteftaterben von Merinz und 
dem Hofpital zu Andernach, welches durch autograpbifche Teftamente Univerfalerbe 
des Mering geworben war, fo wie unferm Hofpitale verſchiedene Prozeffe, indem 
die Rechtsgültigkeit der Teftamente angegriffen wurde. Nach vielfachen Berhand- 
kungen befam das Hofpital durch Vergleich vom 2/5. November 1830 eine Summe 
von 537 Thlr. 8 Sur. 6 Pf. Wäre das Teftament aufrecht erhalten worden, 
fo würden ihm 3994 Thlr. 23 Sgr. 8 Pf. nach dem Inventar zugefloffen fein. 

14. Durch einen 7Ojährigen Ungenannten wurden dem Hofpitale am 8. März 
1827 durch Bermittelung feines Rendanten und Geiftlichen Schnigler 83 Thlr. 
10 Spr. unter Vorbehalt ver Zinfen hiervon gefchentt. 

15. Eben fo übergab die 77jährige Jungfer Margaretha Hifgert von Coblenz 
im September 1827 unter Vorbehalt des Iebenslänglichen Zinfengenuffes zu 
6 p&t. 55 Thlr. 6 Ser. 8 Pf. 

16. Der am 18. März 1828 hier verftorbene Kanonilus Franz Jalkob 
Schaaf von Earben Hatte den Auftrag gegeben, einen zu Laſten ber Gemeinde 

60 
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Kruft fprechenden Schuldſchein über 300 Thlr. Kölniſch vom 3. Januar 1796 
dem Hofpital als Schenkung zu übergeben, deren Betrag am 24. Oftober 1838 
übergeben wurbe, 

17. Einen bebeutenden Zuwachs an Vermögen erhielt das Hofpital im 
Jahre 1828, nah dem am 17. Juni im Alter von 86 Jahren erfolgten Ab- 
fterben der Lehrerin Katharina Kronenthal. Sie hatte mit zweien Schweitern, 
Margaretha, geftorben am 20. Juni 1827 im Alter von 75 Jahren, und Clara 
Therefia, geftorben am 22. November 1827 im Alter von 79 Jahren, in früherer 
Zeit einer von ihnen geleiteten Mädchenſchule lange fegensreich vorgeftanden. In 
ihren einzeln errichteten Teftamenten vom 22. November 1827 (Seitens der Clara 
Therefia), vom 21. Juli 1825 (Seitens der Margaretha) und vom 21. Juli 
1825 (Seitens der Katharina) haben fie ſich zum Erben eingefegt, einige Legate 
vermacht und für den Fall, daß feine Schweiter fie überleben werde, dem Hofpital 
ihr ganzes Vermögen zugewendet, unter der Bedingung, daß nur arme Kranken 
oder alte Jungfrauen und Wittwen davon follen unterftügt werben und baß ber 
zeitliche Pfarrer von St. Caftor über die Erfüllung dieſer Bedingung wachen fol. 

Die Erbichaft betrug für das Hofpital nach Abzug der Legate 9446 Thlr. 
6 Sur. einfchließlich mehrerer Immobilien im Werthe von 2702 Thlr. 20 Ser. 

18. Im Jahre 1829 wurden die finderlofen Eheleute Gärtner Peter Neu- 
bauer und Elifabeth geb. Weidung auf ihr Anfuchen in das Hofpital aufgenom- 
men, nachdem fie ihr Vermögen, beftehend in einem Fleinen Haufe und Garten, 
dem Hofpital, legteren durch Teftament vom 28. Auguft 1829, erfteres durch 
Schenkungsalte vom 20. Oktober 1829 überlafjen hatten. Das Haus wurde für 
315 Thlr. verkauft und mit dem Betrage eine darauf haftende Hypothekarſchuld 
von 300 Thlr. getilgt. Der Garten wurde für den Hoſpitalhaushalt benukt. 

19. Dur Schenkungsaft vom 3. Dezember 1829 überlichen: 1) bie Wittwe 
Maria Franziska Schumm geb. Güten, Gutsbefigerin zu Zeltingen; 2) bie Wittwe 
Therefe Bogler geb. Schaaf, Gutsbefigerin zu Rhees; 3) Franz Anton Gügen, 
Rentner zu Boppard; 4) Maria Anna Müller, Nentnerin zu Andernach, alle vier 
als Erben der verftorbenen Frau Hauptmann Maria Catharina von Heß geb. 
Schaaf dahier, dem Hefpitale mehrere Obligationen zum Betrage von Thlr., 
um ben Willen ihrer Erblafjerin zu erfüllen, unter der Bebingung, daß bie Zinfen 
dieſes Kapitals der Dienftmagd Gertrudis Becker von Höhr, fo lange biefe lebe, 
ausbezahlt würden. 

20. Unter Vorbehalt einer Nente von jährlich 100 Thlr. fchenfte ber 
83jährige Handelsmann Johann Peter Reuter von bier durch Urkunde vom 
3. Zuni 1830 dem Hofpitale feinen auf dem linken Moſelufer in der Gemeinde 
Neuendorf belegenen Garten; derjelbe wird ſeitdem für die Defonomie des Hofpi- 
tal8 jelbft benugt. Der Schenfgeber ftarb im Jahre 1833, 

21. Der frühere Pfarrer zu Kehrig, zuletzt als Privater zu Maien wohn- 
bafte Peter Anton Hebel, machte durch Urkunde vom 3. Mai 1830 dem Hofpi- 
tale ein Geſchenk von 1000 Thlr., theil in baarem Gelde, theils in ausftehenden 
Forderungen, unter Vorbehalt der Zinfen zu 5 pCt. für ſich und im Falle feines 
Ablebens für, feine Haushälterin auf Lebenszeit. Er jelbft ftarb am 20, November 
1841 und leßtere am 16. Februar 1847, 

22. Der ehemalige Kur-Trierſche Oberftlieutenant Freiherr Friedrich von 
Traubenberg, geftorben am 31. Dktober 1830, fette in feinem Xeftamente vom 
15. September 1830 den Frauenverein zu Coblenz für die von demfelben errichtete 
fatholifhe Armen -Mäcchenfchule zum Univerfalerben ein, vermachte aber durch 
dafjelbe Teftament dem Hofpitale 2500 Gulven oder 1388 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf, 
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wogegen bafjelbe alle Jahr eine Heilige Meffe für feine Seele halten laſſen und 
—— — Gertrudis Bebber alljährlich, ſo lange ſie lebt, 64 Gulden 
geben ſolle. 

23. Durch Codicill vom 10. November 1829 legirte und vermachte ber 
am 10. Januar 1830 zu Mainz verſtorbene sig Franz Heinrich 
Krieger dem Bürgerhofpitale zu Koblenz eine Summe von 10,000 Gulden im 
24 Sufvenfufe, verordnete aber und fette ald Bedingung Mi daß diefes Kapital 
(welches. er feiner VBaterftadt zum Nuten ber Armen legire) in die Regiſter der 
————— als Stiftung von Franz Heinrich Krieger eingetragen werben 
olf, und daß wenn fich Arme oder Hilfsbedürftige aus feiner daſelbſt befindlichen 
Familie jet oder in der Zukunft vorfinden follten, ſelbige nah Bedürfniß ent» 
weder in das Hofpital aufgenommen oder mit gebührender Unterſtützung außer 
dem Hanfe aus diefer feiner Stiftung bedacht werden follen; auch verlangte er, 
daß die geiftlichen Schweftern, welche das Hofpital verwalten, jo wie die Armen 
bie zur DVerforgung darin aufgenommen find, feiner in ihrem Gebet denken ſollen. 

24. Die am 8. Februar 1831 verjtorbene Kloſterfrau Thereſia Elz, früher 
tm Weißen Klofter, deſſen Vermögen an das Hofpital gefallen war, fette diefes 
zum Erben ein. Jedoch beitand der Nachlaß blos aus einigen Kleidungsſtücken 
und Möbeln, die im po verwendet wurden. 

25. Der Biſchof von Sarepta, Werhbifhof und Domkapitular zu Trier 
Johann Heinrich Milz, Pfarrer zu St. Caſtor in Coblenz, geftorben am 29, April 
1833, fchenkte durch Urkunde vom 10. November 1830 dem Bürgerhofpitafe und 
zwar zum Beften der bei berjelben beftehenden Kmabenfreifchule zwei Kapitalien 
im Gefammtbetrage von 1000 Thlr. Rheiniſch oder 833 Thlr. 10 Sr. mit 
Zinfen vom 1. Mai, welche er an den Eheleuten Faßbinder Jakob Lauerborn zur 
fordern hatte, wobei er folgende Bedingung feſtſetzte: Die Hälfte der jährlichen 
Antereffen foll auf Anweiſung ber —— zum Beſten derjenigen 
Kinder verwendet werden, welche die Freiſchule beſuchen, und in derſelben durch 
ihren Fleiß und ihr gutes Betragen ſich ausgezeichnet haben; die andere ae 
der Binfen foll dem Religionslehrer der genannten Schule als bejondere Remus 
neration ausbezahlt werben, wobei als ausdrückliche Bedingung vorausgefegt wird, 
daß er wöchentlich wenigſtens vier Stunden Religionsunterricht in diefer Schule 
ertheile und daß er ein fatholifcher Priefter fei, der feine Anftellung von bem 
Didcefan »Bifchofe erhalten Hat, fo daß im Falle diefe Bedingungen nicht erfüllt 
werben follten, biefe zweite Hälfte ber Zinfen der Pfarrkirche zum heiligen Caſtor 
babier zufallen und durch die Hofpitalverwaltung an dieſelbe unaufgeforbert ent- 
richtet werben joll. 

Derfelbe Schenfgeber vermachte durch eigenhändiges Teftament als Legat dem 
Bürgerhofpitale feinen Weinberg in der Gemarkung von Niederberg rechter Rhein- 
feite, genannt im Kreuzberg, jedoch fo, daß die Hoſpitalverwaltung fich durch bie 
Annahme des Legats verpflichtet, zu ewigen Zeiten wöchentlich eine heilige Meile 
zum Troſt feiner Seele und ver feiner Eltern und Gefchwifter fefen und am 
Ende derſelben ein furzes Gebet ven den anweſenden Gläubigen verrichten zu 
laſſen. Das Bifchöflihe General-Bicariat zu Trier genehmigte diefe Stiftung 
durch Schreiben vom 29. November 1833. 

26. Durch eigenhändiges Teftament vom 30, Mat 1838 verorbnete ber 
am 17. Mai 1831 verftorbene Kaufmann und Stabtrath Johann Demuth dabier, 
indem er feine Ehefrau Gertrude zur Erbin einjegte, daß diefe von der Errungenjchaft 
ber Ehe in das Hiefige Bürgerhofpital zur Unterftügung alter und gebrechlicher 
Menſchen 1000 Thlr. geben —* 
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27. Die am 2. September 1833 zu Goblenz verlebte Fräulein Eliſabeth 
Franziska Nabemacher vermachte in ihrem am 15. Mat 1830 errichteten Tefta: 
mente dem biefizen Bürgerhofpitale 600 Thlr. unter der Verbindlichkeit, bie da» 
von alljährfich abfallenden Intereffen dem Johann Degen, wenn biefer unver- 
heirathet bis zu ihrem Tode in ihren Dienften bleiben werde, lebenslänglich zu 
ablen. 
ao 28. Durd eigenhänbiges Teftament vom 8. Dezember 1833 vermadhte bie 
am 4. April 1834 hier verftorbene Jungfrau Katharina Schumling dem Hofpitale 
100 Thlr. von einer ausftehenden Forderung zum Betrage von 300 Thlr. Das 
aller erhielt hiervon nur 69 Thlr. 13 Sgr. 4 Pf., indem gegen den Nachlaß 

nfprüche, die dieſe erfchöpften, gemacht wurben, weshalb jene Summe im Wege 
bed Vergleich feftgeftellt wurde. 

29. Es ift bereits oben erwähnt, daß ber Direktor der Königl. KRunft- 
Akademie zu Düffeldorf, Wilhelm Schabow, der Kapelle des Hoſpitals durch Ur- 
tunde vom 29. Dezember 1834 das noch vorhandene gg fchentte. Zur 
Dedimg der Koften feiner Aufftellung ſchenkte der Kunftverein für Rheinland und 
Weftphalen 150 Thlr. 

30. Als Beitrag zu dem Kaufpreife des am 21. Februar 1835 angelauften 
ink welches zur Wohnung des Hausgeiftlichen dienen follte, fchenfte Die 
- Be Chriftine Stephani geb. Briesheim dem Hofpitale 555 Thlr. 16 Ser. 

., und 

31. eine nicht genannte Gönnerin des Haufes durch Vermittelung des 
Stadtraths Diek 416 Thlr. 20 Sur. 

32. Die Freifrau Babette von Wenz-Nieberlahnftein übergab am 11. No» 
vember 1834 als ein won ihrer verftorbenen Schwefter Maria Franziska von 
Wenz dem Bürgerhofpitale beftimmtes Legat einen Prämienfchein des Seehand⸗ 
fungsinftituts über 50 Thlr., der bei ver Ziehung mit TO Thlr. zur Auszahlung 


gelangte. 

3. Am 9. Juni 1835 ftarb der frühere Oberpräfient der Rheinprovinz, 
Philipp von Peſtel. Durch Teftament vom 23. Mat 1835 beftimmte er 200 Thlr. 
— chen Kraukenanſtalt zu Coblenz und den barmherzigen Schweſtern in 
derſelben.“ 

34. Durch notariellen Alt vom 23. Oktober 1836 ſchenlte die Rentnerin 
Wittwe von Johann Peter Pohl geb. Sara Antonie Sabel dahler dem Bürger⸗ 
hoſpital ein Kapital zu Laſten der Ackersleute Peter Zils III. und Katharina geb. 
Baulig zu Metternich zum Betrage von 1000 Thlr. gegen eine Jahresrente von 
50 Thlr. bis zu ihrem Ableben, und wenn fie von ihrer Dienſtmagd Anna 
Schmitt von Vallendar überlebt werbe, ımter Vorbehalt einer Tebenslänglichen 
Rente für diefe zum Betrage von 25 Thlr. 

35. Durch Teftament vom 27. Juni 1831 beftimmte ver am 16. Zuli 
1835 bier verftorbene Gelftliche Johann Gisbert Peters, daß nach feinem Ab- 
feben feine Kleidungsſtücke und Kirchengewänder dem Hofpitafe übergeben werben 
folfen; ihr Werth war zu 55 Thlr. 1 Ser. abgefchätt. 

36. Die am 10. Februar 1834 dahier verftorbene Frau Eliſabeth Wollers⸗ 
heim geb. Bering vermachte burch Teftament vom 7. September 1833 dem Hofpt- 
tafe ein Regat von 58 Thlr. 

37. Der Rentner Johann Heinrich Maga, fett 1811 bis zum Jahre 1818 
Oberbürgermeifter ver Stadt Coblenz, geftorben am 15. Februar 1838, vermachte 
bem Hofpitale ein Legat von 1000 Thlr. unter der Bebingung, daß feiner Dienft- 
magd Gertrub Hermes Iebenslänglich die Zinfen mit 5 pEt. begahlt würden, 
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38. Dur den Oberbürgermeifter Mähler erhielt das Hofpital am 8, Sep- 
tember 1848 von einem Ungenannten 50 Thlr. mit der Bedingung, fie dem 
Kapitalfonds einzunerleiben. 

9. Der am 3. Juni 1858 verftorbene Stadtrath Balthafar Collig ver- 
machte dem Hofpitale in feinem eigenhändigen Teſtament vom 30. Mai 1838 ein 
Legat von 100 Thlr. 

40, Katharina Franzisfa Keſſelheim geb. Staat, Wittwe des Blechſchmidts 
Johann Keſſelheim dahier, verordnete in ihrem Zejtamente vom 11. Dezember 

‚ baß dem Hofpitale ein Legat von 1500 Thlr. bezahlt werde, von deſſen 
Interefien zu allen Zeiten dem nächften ihrer oder ihres Mannes Anverwandten, 
der ſich dem geiftlihen Stande widmen und dieſe Unterftügung in Anfpruch neh: 
men würde, alljährlich fo lange er in einem Seminar oder auf einer Univerfität 
fei, 40 Thlr. unweigerlich bezahlt werden follen. Falls kein folder Anverwandter 
von biefer Unterftügung Gebrauch zu machen im Falle ift, fo foll fie an ben- 
jenigen der Theologie Beflifjenen bezahlt werben, ben der zeitliche Pfarrer zu 
Unfern lieben Frauen zu Coblenz dazu bezeichnen werde. 

41, Magdalena Friedrih von Treis, eine zur Pflege in das Hofpital auf 
enommene — 2 von 20 Jahren, geſtorben in demſelben am 9. Juni 
839, beſtimmte in ihrem vor Notar errichteten Teſtament vom 4. Dezember 
1838, daß für den Fall fie unverheirathet mit Tod abgehe, fie dem Bürgerhoſpital 
ihr ganzes Vermögen, foweit fie über bafjelbe verfügen konnte, vermade. Daf- 
felbe betrug 189 Thlr. 

42. Das Freifräulein Maria Franzisfa Huberta Raitz von Frenz verordnete 
in ihrem eigenhändigen XTeftamente vom 30. Juli 1841, daß ihr Antheil an dem 
Kaufpreife der Seitens ihrer Yamilie verkauften Boeremonder Wiefen, fowie an 
ausftehenven "Heinen Kapitalien, über deren Betrag ihr Bruder Emmerih in 
Düffeldorf Auskunft geben könne, dem Bürgerhofpitale vermacht fein folle, daß 
jeboch ihre liebe Caroline Jungfrau Stettegaft dahier auf Lebenszeit die Zinfen 
zu®4 vom re bon dem erjtgebachten Kapital als eine Leibrente beziehen ſolle. 
Der Nachlaß betrug 3357 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. 

43. Clemens Brentano La Roche von Frankfurt, geftorben zu Ajchaffenburg 
am 28. Juli 1842, legte in feinem im Juni 1842 zu München errichteten Tes 
ftamente feinem Bruder und Univerfalerben Chriftian Brentano La Roche zu 
Alchaffenburg die Verpflichtung auf, den barmherzigen Schweitern in Coblenz 
1000 Gulden zu zahlen. 

Seine Hochachtung und Verehrung für dieſelben hat er in feinem Werke: 
„die barmberzigen Schweftern in Bezug auf Armen- und Krankenpflege nebit einem 
Bericht über das Bürgerhofpital in Coblenz“ niedergelegt. 

Der am 9, November 1842 verftorbene Aderer Johann Faber von 

Einig fette durch Teftament vom 8. November 1842 das Hofpital zu feinem 
Erben ein. Sein Nachlaß beftand in einer Baarſchaft von 67 Thlr. 15 Sur. 
und in einigen zu Einig gelegenen Aderparzellen, welche zu 20 Thlr. verpachtet 
waren. 
45. Dem Hofpitale war eine Wohlthat zugedacht von der Fräulein Dlasia 
hine von Pidoll, geftorben am 22. Juli 1843, indem fie das Hofpital zum 
eines Viertels ihres Vermögens einfetste, neben dem hiefigen Frauenverein, 
ber Kirche zu St. Eaftor und dem Armenfond zu Ehrenbreitftein, welche Anjtalten 
ein Viertheil erhalten follten, abzüglich eines Legats von 1000 Thlr. 

für die Dienftmagd. Der Nachlaß war indeffen überfchuldet und die Anftalten 
verzichteten auf ihn. Gleichwohl fei danlend der guten Abficht der Verftorbenen 
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46. Die am 26. Auguft 1845 verftorbene Jungfrau Anna Maria Hebel 
vermachte in ihrem Teſtamente vom 4. März 1841 dem Bereine der barmherzigen 
Schweitern in Eoblenz zur Pflege armer Fatholifcher Kranken 4000 Thlr. 

Nachdem der Univerfalerbe der Erblafjerin, Advokatanwalt Juſtizrath Longard 
zu Coblenz, erklärt hatte, daß durch dieſes Vermächtniß das Vürgerhofpital zu 
Coblenz habe bedacht werben follen, wurbe die von demſelben nachgeſuchte Er- 
laubniß zur Annahme des Vermächtniffes von bes Könige Majeſtät ertheilt, 

47. Die am 18. Dezember 1846 verftorbene Wittwe Eliſabeth Chrift geb. 
von Hedel, welche ihren früher hingegangenen Gatten und ihre Kinder überlebt 
hatte, wandte durch ein eigenhändiges Teftament vom 19. Januar 1846 ihren 
Nachlaß, nach Abzug mehrerer Legate, zur Hälfte dem fatholifchen Knabenconvict 
zu Trier, die andere dem Hofpitale zu, welches hierdurch um ein Kapital von 
5600 Thlr. reicher wurde, deſſen Ertrag zur Haltung des Hausgeiftlihen, wie 
es im Teſtamente heißt, verwendet werben foll. 

Dur notariellen Schentungsatt vom 12. März 1853 überließ bie 
penfionirte Yehrerin Diaria Gertrud Hoppe dem Hofpitale drei Hhpothelarforbe- 
rungen zum Oefammtbetrage von 780 Thlr., unter Vorbehalt des Zinjengenufjes 
berfelben für jih und nach ihrem Tode der bei ihr wohnenden Anna Maria 
Dampierre, jedoch mit dem Zufage, daß die Kapitalten und Zinfen nur für katho— 
liſche Zwede geſchenkt fein follen, wenn bereinit eine Theilung des Vermögens 
* beſchenlten Hoſpitals oder der Renten deſſelben nach Konfeſſionen ſtattfiuden 
ollte. 

49. Der frühere Kaufmann und Stadtverordnete Simon Clemens dahier 
zahlte nach dem am 22. Auguft 1853 erfolgten Abfterben feiner Ehegattin Anna 
Maria geb. Fifcher als ein Vermächtniß derjelben ein Kapital von 300 Thlr. 
zum Rapitalfonbs des Hofpitals. 

50. Zur Stiftung zweier jährlichen Lefemeffen übergaben die Erben ‚ver am 
25. Februar 1855 verftorbenen Fräulein Maria Anna Gertraubis Korn von bier 
deren Willen gemäß 200 Thlr. ” 

51. Die Rentnerin Fräulein Maria Agnes Therefia Walburgis Kühle, 
74 Jahr alt, übergab am 12. Juli 1856 dem Hofpitale 900 Thlr. unter Vor— 
behalt einer Jahresrente von 12'/, pCt. diefes Kapitals für ihre Lebenszeit. 

52. Die Dienſtmagd Sophia Schmig von Lommeſee im Kreiſe Euskirchen, 
welche fortwährend Dienjte im Hofpitale zu verrichten fich verpflichtete, ſchenkte 
biefem 200 Thlr. unter der Bedingung, daß ihr in Zukunft, wenn fie arbeits» 
unfähig werben möchte, der Unterhalt und bie Pflege im Hofpitale gewährt werbe. 

. Der verwittwete und finderlofe Zimmermann Peter Joſeph Hammer, 
welcher durch Altersihwäche und beginnende Erblindung arbeitsunfähig geworben, 
ſchenkte durch notariellen Akt vom 20. Oktober 1856 ein Feines an der Waffer- 
Thurmmauer belegenes Haus dem Hofpitale und bedingte fich dafür die Aufnahme 
und Verpflegung in bemjelben für feine noch übrige Lebenszeit. 

Dies find die legten dem Kapitalbeftande und dem Vermögen des Hofpitals 
gewordenen Zuwendungen. Die Summe berfelben beträgt 72,290 Thlr. 8 Sgr. 
9 Pf., die gefchenften ug vorhandenen Immobilien nicht gerechnet. 

Hierzu kommen die Gefchenke, welche Ihre Majeftät der König und bie Kö— 
nigin im Jahre 1842 mit 200 Thlr., im Jahre 1845 mit 200 Thlr., im Jahre 
1855 mit 50 Thlr.; Ihre Königliche Hoheit die Frau Prinzeffin von Preußen 
im Jahre 1855 mit 50 Thlr. zuzuwenden gerubten, außer den andern Gefchenfen 

öchjt ber letztern und Höchſt deren Frau Mutter Großherzogin von Sachen 

aiferliche Hoheit bei wiederholten Befuchen fiir die Kapelle und den Gebrauch 
ber Schweitern. nee 


913 


Außerdem Haben ſich die Schweitern mancher Gaben mildthätiger Gönner 
zu erfreuen gehabt, welche fie nach deren Beftimmung für das Haus, die Kapelle 
und ben Gotteödienft verwenden dürften. 

Seit Abfafjung der Chronik find folgende Zuwendungen erfolgt: 

1. Im Jahre 1857 vermachte die verlebte Fräulein Therefe Birkenbuehl 
ein Legat von 1200 M. mit der Bedingung, daß ihre Magd Eliſabeth Haerberg 
febenslänglich die Zinſen beziehen ſolle. 

2. Die verlebte Frau Maria Eleonore Lucas geb. Haymann, Wittwe des 
Raufmannes Jacob Zofeph Lucas, vermachte durch Teſtament vom 20. November 
1857 dem Hofpital ein ſechs Jahre nach ihrem Tode zuhlbares Kapital von 
5000, unter den Bedingungen: a) ihrem Schwager Wilhelm Lucas eine 
Leibrente von 100 M., b) ihrem Gärtner Franz Kohl eine Rente von 25 M. 
— und c) dieſe Stiftung als von Jacob Joſeph Lucas jun. herrührend 
einzutragen. 

Für den Fall, daß das Vermögen des Hofpital® konfeſſionell getrennt werben 
folfte, fol diefe Stiftung dem katholiſchen Hofpital ganz verbleiben. 

IV. Bezeihnung der bei ber Verwaltung des Haufes thätigen 
Männer und Frauen. 
1. Die Priefter des Haufes. 

ALS Prieſter im Haufe wird in dem Defret des Präfelturraths vom 7. Au« 
guft 1810 Adam Roth genannt; es fcheint, daß fein Vorgänger Chriftian Schneider 
von Büchel gewefen, denn bafjelbe Dekret, welches Erftern ernannt, bewilligt eine 
Benfion für den Legtern, ohne daß fie jedoch ausbrüdlich als Seelforger des 
Haufes bezeichnet würden, vielmehr waren fie als Defonome angeftellt. 

Als Almofenier des Haufes wırde am 7. März 1831 der Vilarius Linz zu 
St. Eaftor bezeichnet. 

Nach dem Tode des Einnehmers und Delonomen Schlinf trat der feitherige 
Arhivar, der Priefter Günther, als deſſen Nachfolger in die Empfangftelfe ein; 
er beffeivete diefe vom 24. Mat 1820 ab bis zum Auguft 1826, um welche Zeit 
er den Ruf als Generalvikar nach Trier erhielt. Ihm folgte am 18. November 
1826 ber Priefter Johann Michael Schnigler, welcher feither bereits die Gefchäfte 
eines Oelonomen bejorgt hatte. Mit feiner Anftellung wurde die Beftimmung 
des Stiftes des alten Hofpitald Engelbert von ber Arken erfüllt, welcher in ber 
Urkunde von 1328 anordnete, daß dem Hofpitale ein gefchictter Priefter von 
reifen Alter und frommen Sitten, ein vorfichtiger, zu biefem Amte verftänbdiger 
Mann als Rektor vorgefegt werben folle. Dem Leptgenannten wurbe durch Ver: 
fügung des Herrn Biſchofs von Trier vom 8. April 1843 die Pfarrei zu Mayen 
übertragen und an feine Stelle der Priefter Braumeiler, feither Kaplan zu Bolch, 
ernannt. Während fein Borgänger die Sefretariatsgefchäfte mit beforgte, wurben 
legtere vom Jahre 1847 ab einem befondern Beamten in der Perfon des Her- 
mann Joſeph Schnitler übertragen, der fie noch wahrnimmt. 

Der Priefter Brauweiler trat freiwillig aus im Oftober 1847, um einer 
andern Beitimmung zu folgen, worauf ber Herr Bifchof zu Trier am 4. Nos 
venber 1847 den Priefter Joſeph Meurer, feitherigen Subpireltor bes bortigen 
Knabenkonvikts, zum Hausgeiftlichen ernannte. 

. Die barmberzigen Schweitern des Haufes. 

Sie wurden am 11. Juli 1826 durch die Generaloberin des Ordens und 
deren ‚Affiitentin in das Haus eingeführt. Tages vorher waren fie in das Haus 
getreten und vom Armenvorjtand bewilllommt worden, mit den Worten: 

„Bor Allem laßt uns den Herrn des Haufes- befuchen, 
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führte die 7Ojährige ehrwürbige Generaloberin (wie Clemens Brentano in feinem 

oben gedachten Werke erzählt), Alle in die Kapelle bes Haufes; hier flehten fie 

um bes Himmels Segen für die neue Anftalt, welche ſechs Schweitern, alle aus 

verfchiedenen Häufern zufammengeführt, zur fegensreichen Wirkfamteit übernehmen 

follten: eine Oberin, eine Apotheferin, eine Vorſteherin für die Leinwand, eine 

Dr DNA. der Männer, eine für ben ber Frauen, eine Köchin und eine 
rinerin. E 

Am Morgen des 11. Juli 1826 wurden fie Alle in ihre Gefchäfte einge» 
— durch die Generaloberin, welche zuerſt die Betten aller Männer ſelbſt 
machte. 

„In wenigen Tagen war das Haus (wie Clemens Brentano wörtlich mit- 
teilt) in ganz georbneter Pflege. Im der erften Woche klagte und murrfe bie 
geftörte Unordnung und der geftörte Wille mannigfach," aber bald darauf dankten 
Alle und Jedermann gehorchte und war zufrieden.“ 

Die erfte Oberin war Schweiter Theodofia, ihres Familiennamens Marga- 
retha Klein aus Belferding, welche Profeß geleiftet hatte am 25. November 1807 
im Alter von 22 Jahren. 

Liebevoll, emfig, umfichtig, leitete fie mit Mugheit und Rührigkeit die An- 
ftalt bis zum 13. Mai 1854, an welchem Tage fie ihrem früher ausgefprochenen 
Wunfche gemäß anf Weifung ihrer Obern durch die feitherige Oberin der Kranlen- 
anftalt zu Berlin, Schweiter Clotilde, ihres Familiennamens Magdalena Scher- 
bed aus Willgottheim im Elfaß, erfegt wurde, welche 23 Jahr alt am 13, Juni 
1836 Profeß geleiftet Hatte. 

Unter diefen Oberinnen haben bis jest 34 Schweftern gewirkt. 


3. Die Aerzte der Anftalt. 

In dem Berathungsprotofoli der Hofpitalverwaltung vom 3. März 1806 
werben als Aerzte bezeichnet Dr. Wollersheim und Stettegaft; als Chirurgen 
Daun und Kühn; Dr. Stettegaft und Kühn fcheinen aber mehr der Behandlung 
ber kranken Armen in der Stabt fich unterzogen zu haben. Die beiden andern 
blieben die Aerzte des Hofpitals, Dr. Wollersheim bis zum Jahre 1824, ber 
Chirurg Daun bis zum Jahre 1827. 

Ihre Nachfolger waren Dr. Uri, jett Geheimer Negierungs- und Me 
bizinalvath, feit dem 17. Mai 1834, und der Kreiswundarzt Heding feit bem 

. März 1827. Lesterer ftarb im Laufe diefes Jahres 1857. « 


4. Die Mitglieder der Verwaltung. , 

Durch Berfügung des Präfelten Lameth vom 18. Brumaire Jahres 14 
wurben ald Mitglieber der neuen Hofpitalverwaltung bezeichnet, außer bem da⸗ 
maligen Maire Nebel: 

N ber Generalprofurator am Kriminalgerichtshofe, Gattermann; 
2) ver Generalſekretair ver Präfektur, Maflon; 
3) der Präfekturrath Beving; 
4) der Sicherheitsbeamte Bonkirch; 
5) der Friedensrichter Yurret; 
8 der Pfarrer zu St. Caſtor, Reichmann; 
7 ber Pfarrer zu Unfern lieben Frauen, Albrecht, letzter Abt zu Kloſter 


8) der Stabtrath Franz Schmitz. 
Durch Dekret des Präfekten Leſai-Marneſia vom 24, November 1806 trat 
bierzu der Kriminalgerichts-Präfident Günther. 
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In dem Dekret deſſelben Präfekten vom 27. Novetiber 1807 wird nt, 
baß ein Herr Boes ausgetreten ſei, und an feine Stelle wird als Mitglied der 
Berwaltung der Steuerinfpektor Holthoff ernannt. 

Seitdem trat ein mehrfacher Wechfel der Perfonen ein, der durch den Wechſel 
ber Zeitverhältniffe bedingt wurde, ohne daß der Austritt ber bisherigen und der 
Eintritt der neuen Mitglieder aus ben Alten vollftändig entnommen werben konn. 
Dem Maire Nebel folgte der Maire Dominikus Geier und dieſem der Ober- 
Bürgermeifter Mazza. f 

Ihm ftanden ale Mitglieder im Jahre 1815 zur Seite: 

1) der Pfarrer zu St. Eaftor, Milz; 

2) ber Pfarrer Albrecht zu Unfern lieben Frauen; 

3) der Friedensrichter Günther; 

4) der Staatöprofurator Gattermann; 

5) ber Richter am Kreisgericht, Clefius. ’ 

Der Sekretair der Verwaltung war ber Priefter Wilhelm Günther. Nach 
folger de8 Oberbürgermeiſters Mazza wurde im Jahre 1818 ver Oberbürger: 
meifter Abund Maͤhler. 

Der Staateprofurator Gattermann wurde im Jahre 1820 als Richter nach 
Trier verfegt und am deſſen Stelle durch Verfügung der Königlichen Regierung 
vom 5. März 1820 der Kaufmann und Stadtrath Hermann Joſeph Dietz er- 
nannt. Seinem Eifer, feiner Umficht, feinem edlen Herzen verdankt das Hofpital 
feine völlige Umgeftaltung dem urfprünglichen Zwecke gemäß. Er hat fegensreich 
für das ur gewirkt bis zu den legten Jahren und die Verwaltung verehrt ihn 
noch als ihr ehrenreiches Mitglied. 

Der Richter Elefius legte am 6. Mai 1825 feine Stelle nieber, ohne daß 
fie fofort wieder befegt worden wäre. 

Nachdem der Pfarrer Milz zur Würbe eines Weihbifchofs erhoben worden, 
trat fein Nachfolger in der Pfarrei zu St. Caſtor, der Pfarrer €. Buſch, in die 
Berwaltung ein; ebenfo nach dem Tode des Pfarrers Albrecht deſſen Nachfolger 
Karl Joſeph Holzer im Jahre 1833. 

Dem frühern Friedensrichter Günther war ber Juſtizrath Burret gefolgt, 
welcher am 25. September 1840 ſtarb, worauf ſein Amtsnachfolger, der Frie⸗ 
densrichter Hammer, Mitglied der Verwaltung wurde. Er ſchied freiwillig im 
Jahre 1847 aus. Seitdem find durch Wahl und Beſtätigung der Königlichen 
Regierung vom 18. Dezember 1847 die Rentner Johann Anton Willems und 
Philipp Jacob Eafper in die Verwaltung eingetreten und find zur Zeit noch in 
berjelben thätig mit dem Pfarrer zu St. Caſtor, Dechant Kremenz, welcher nach 
bem Abgange des Pfarrers Holzer nach Trier als Domprobit an deſſen Stelle 
trat und init dem Oberbürgermeifter Friedrich Wilhelm Alerander Bachem, ber 
dieſes Amt feit dem freiwilligen Austritt des Oberbürgermeiftere Mähler vom 
6. März 1847 ab bekleidet. — 

(Er ſchied mit dem 30. April 1857 aus; fen Nachfolger ift der Bürger- 
meifter Robert Joſeph Cadenbach, feither Adbokatanwait und Juſtizrath am Kö⸗ 
niglichen Landgericht zu Coblenz.) 
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Ueber Theilnabme an Wahl und Verhandlungen der 
Stadtverordneten. 
Bon Th. Delsner. 


Dem geehrten Herrn Verfaffer des Artikels „aus Schlefien” im Maibefte 
dieſes Blattes ftimmen wir von ganzem Herzen bei, bezüglich aller der Schatten- 
ftelfen, die er aufdeckt, und ber Klagerufe, die er darüber anftimmt. Gegen 
böchft wichtige Folgerungen aber, welche er aus der vorhandenen Thatſache 
zieht, müſſen wir laut und entjchieden unfere Stimme erheben, da fie geeignet 
find, im Sinne einer gewiffen Partei, für welche der geehrte Verfaffer ficher 
nicht fümpfen will, auf die Praris des Fortſchrittes zu brüden. 

Bor allen Dingen gegen die Folgerung: es „verdiene das Streben nad) 
Selbjtverwaltung nicht diejenige Berüdjichtigung, welche in den Städten als das 
enbliche und beglüdende Ziel der Wünjche gepriefen wird” (S. 435.), und man 
müfje „beinahe an der Aufrichtigfeit mancher mehr oder minder laut fundgegebenen 
Beitrebungen auf diefem Felde zweifeln, wenn man in ber Erinnerung auf das 
allgemein von allen Seiten fundgegebene Wünſchen und fogar ungeftüme Verlangen 
nach Deffentlichkeit der Stadtverordneten-Sitzungen zurüdgeht.” 

Wenn man auf die Verhandlungen der preußifchen „Provinzial- Landtage" 
von vor dem Jahre 1848, melche zuerit dem Streben nach jener Deffentlichkeit 
eine offizielle Stimme verliehen haben, zurüdgeht, jo wird man bei dem daraus 
bervorleuchtenden höchſt beicheidenen und „confervativen” Charakter jener Ber» 
ſammlungen, deren damals ausgejtreuter „Yiberalismus” für und durch Errei- 
hung weit reellerer Güter überflügelt und antiquivt ift, feines weiteren Beweiſes 
benöthigt fein, daß fie, diefe VBerfammlungen, weitaus zur Majorität aus Nitter- 
autsbefitern beftehend, nicht von einem Taumel, oder von outrirtem, unlauterem 
Streben, welches etwa blos Effeltnachen oder im Trüben fifchen gewollt, bei 
ihrem Bemühen für Deffentlichfeit der Stadtverordneten -Verſammlungen geleitet 
worben feien. 

Man könnte aber weiter bier einwerfen: fie feien von Täuſchung über das 
wahre Bedürfniß, über das wirkliche Verlangen der Staatsbürger nach jener 
Deffentlichkeit befangen gewefen. 

Der dem gefammten damaligen Zeitftreben, das ebenfo auf die jett erreichte 
und feinesweges ald etwas aus der Luft Gegriffenes anerkannte Deffentlichkeit der 
Rechtsverhandlungen hinarbeitete, an den Puls gefühlt hat, kann jenen Eimwurf 
nicht erheben. 

Thatfählich auch waren unter der alten Stäbteorbnung bie geöffneten 
Stabtverorbneten- Säle ſtets zahlreich befucht, bis die aufraufchenden umfafjenderen 
Fragen Muße und Aufmerkfamfeit von biefem engeren Kreife hinwegzehrten. 

Woher denn nun aber die Erſcheinung, daß diefe Aufmerffamteit, nach⸗ 
bem ber un Strom wieder in fein Bett zurüdgetreten, nicht wieder- 
gekehrt iſt? Hat man ehedem wirklich in Täufchung oder Selbittäufchung gelebt? 

AZuvörberft, vor einigen Antworten hierauf, müffen wir ausfprechen: daß der 
prinzipale, dem Grundgedanken nad erſte Zweck der Deffentlichleit (über- 
bunt) nicht ift, ftets volle Sääle zu haben; es iſt vielmehr durch fie die orga- 
niſche Zufammengehörigfeit des Leibes und feines Hauptes, ber (ftaatlichen und 
gemeindlichen) Bürgerfchaft mit ihrer Vertretung und Regierung manifeft, ficht- 
bar, handgreiflich gemacht; es ift in ihm aus — daß die Berathung und 
Leitung des ſtaatlichen oder gemeindlichen Körpers nicht eine eſotere Macht 
und Beſchäftigung, ſondern die Seele und das Denken des Staatd> und Ge— 
meinbeförpers felbft fei; es ift mit dem Mechte, die Stätten jenes Waltens zu 
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betreten, für ben Bürger anerlannt und ausgefprochen, daß er nicht ein tobter 
Theil, ein von oben und außen ber birigirtes Etwas, für das Gemeindeweſen 
eigentlih nur eine Sache fei, fondern daß er ift ein lebendiges, wefentlich 
zugehöriges Glied zu jenem Ganzen. 

Hieraus folgern für den Bürger Rechte und Pflichten; hieraus auch Recht 
und Pflicht, zu wählen, bamit jene Vertretung und Leitung werde, was fie, 
nah Obigem, fein foll: nicht ein Äußeres, fondern ein organic zubehöriges 
Haupt. Wir reden fogleih auch hiervon. 

Jenes Recht ift das Erfte. In die Wirklichkeit der Erfcheinung und in 
die Wirkfamteit tritt Died Recht freilich erft mit feiner Ausübung. Kann man 
aber einestheils verlangen, daß e8 fofort in allen, oder in einer Mehrheit der 
Bürger zu vollem, zu bethätigendem Bewußtfein burchbreche? und darf man 
anberntheil® daraus, daß es nicht ſogleich allgemein geübt wird, auf feine En— 
behrlichkeit, feine Unberechtigung fchließen? Wird man 3. B. heut bie Gerichts⸗ 
thuͤren wieder ſperren, weil die Staatsbürger für's Strafverfahren nur bei in— 
tereſſanten Fällen, für's Civilverfahren faſt gar nicht von dem Rechte des freien 
Zutritts Gebrauch machen? Iſt etwa z. B. ein öffentlicher Brunnen dafür an- 
gelegt, daß fofort Alles berbeieilt, ihn auszuſchöpfen, oder vielmehr dazu, daß ein 
Jeder nach Maaßgabe feines Bedürfniſſes zu jeder Zeit die Befugniß und 
Möglichkeit habe, ihm zu benugen? 

„Nah Maaßgabe feines Bedürfniſſes“ — da liegt's! Die Inter effen 
find die Mütter des Jutereſſes für öffentliche Einrichtungen, und der Herr 
Berf. bemängelt (S. 436.) mit Unrecht den Umftand, daß e8 „in der Regel 
nicht das allgemeine Zutereſſe an den ftädtifchen Angelegenheiten, fondern das 
privative Interefje an den Ergebniffen einzelner Berathungen “ fei, welches Hörer 
den Stabtverorbneten- Sigungen zuführe. 

Zuerft die Mutter, und dann bie Tochter! Kann man es denn ver- 
langen, daß, nachdem bie ungeheure politifche und materielle Entnervung, welche 
die breißigjährige Mord- und Brand-Altion auf deutihem Boden (der 30jährige 
Krieg) mit und nach fich zog, das Gemeindeleben, das feudale wie das kommu— 
nale, in die Grundveſten zerftört und zerriffen hat; — nachdem brei Halbjahr: 
hunderte der Abfolutismus auf den Trümmern organifirten Gemeinweſens 
Alles gethan, das Wiederaufleben bürgerlicher Selbſtſtändigkeit unmöglich zu 
machen, Alles, um in bem Staatsbürger jeden noch verborgenen Funken des 
Selbftgefügls als einer „Perſon“ im Staate zu erftiden; — nachdem enblich, 
den nun fertig gewordenen Atomenhaufen einer willen- und bewußtlofen Maſſe 
von Stantseinwohnern (die man nur mit Unrecht noch „Seelen“ oder felbft nur 
„Köpfe” nennen konnte) in die nothwendige automatifche —— zu verſetzen, 
Büreaukratismus und Polizeiherrſchaft das volle Staatsleben durch ein nmadtes 
Schema, und die lebendige organifche Aktion durch eine Anhäufung von Vor— 
ſchriften für alle mögliche Fälle (die doch diefen vom Leben ftets neu und anders 
gebornen Fällen nimmer äqual werben und fo fich ſtets vermehren müffen in 
einen endlofen Coder laſuiſtiſcher Regeln) erjegt hatten; — kann man es benn 
angeſichts diefer gefchichtlichen Thatfachen fordern, daf nun in der Quft der jungen 
Freiheit, die erft feit 50 Jahren ihre Wurzeln treibt, fofort das noch eben erft 
egängelte politiiche Kind zum Manne erwachfen und deſſen verwöhnten Füße zu 
eften Muskeln erftarkt feien, auf denen er ftolz ftehe, nur das „Gemeinmwefen " 

Auge, von welchem feinen — einmal geträumt hat? Und iſt's denn 

m Wundern, wenn eben nur Wenige noch zum Vollbewußtſein von Recht und 
Gflict des Staatsbürger erwacht find? wenn „in ber Regel“ das jelbftifche 
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Intereffe, ober wenn das Parteiweſen die Motive abgeben für bie Betheiligung 
an öffentlichen Angelegenheiten? Und foll, varf man denn, weil das Kind noch 
nicht jhwimmen Faun, ihm das Waffer entziehen, im welchem es jolches 
lerne? alſo beifpieldweife die Thüren der Stabtverorbneten-Säle fchliefen, ober 
die aktive Wahlberechtigung einfchränfen, weil zur Zeit noch bitter wenig von 
dem Zwede derſelben zur greifbaren Erfcheinung fommt? während doch jene Thüren 
offen und biefe Rechte gegeben find, damit die Eile und die Wahlurnen ber» 
maleinft voll werben. 

Iſt doch die Idee ewig vor ihrem Leibe, und ihre Aufgabe, daß fie in 
ihm fich erfülle! An dem fchlagenden Empfinden und an bem daraus er- 
wachfenden Bewußtfein, daß feine Intereffen mit denen de8 Ganzen zuſam— 
menhängen, baß beide innig untrennbar verbunden find, wirb ber Bürger 
lernen, auch für die Gefammt - Interefjen empfinden, wird ihm bie Totalität 
berfelben als wahrhaft feiner eigenen zum Bemwußtfein fommen. Dann bürfen 
wir ein ſtolzes „Civis Romanus sum“ aus feinem Munde erwarten; heut — 
genüge jeder willtommene Anknüpfungspunft, welchen ber Einzelne findet, feine 
eg allgemach in das Geweb vergefjenen Gemeindebewußtjeins hinein 
zu fpinnen. a 

Und gerade die „Partei“ ift es, im welcher ein höheres, als das blos 
felbftifche Intereffe, für's Gemeinwefen zum Ausprud fommt. Gegenüber ginem 
andern geehrten Verfaffer, welchem (Aprilheft S. 283.) das Parteitreiben mehr 
als ein von außen herzutretendes, zufälliges Moment erfcheint, mffen wir gerade 
feinen Mangel als eine unentwidelte Stufe gemeindlichen Lebens betrachten. Die 
Parteien find die großen politifchen Faftoren; im Parteiweſen vollzieht fich ber 
diafektifche Prozeh des Gemeinwefens. Und wiederum: die praftifchen Parteien, 
welche greifliche, konkrete Zwede verfolgen, find die gefunden; nicht bie theori- 
firenden mit Abftraktionen auf ihrer Fahne. 

Im Mittelalter waren jene Parteien die Zünfte, die Korporationen 
überhaupt. Die Zünfte waren freilich Berufs- und Hanbwerksgenofjenfchaften, 
aber nur weil auf biefem Boden naturwüchfig fich die Gruppen zufammenfinben 
mußten; ihre gefhichtlihe Bedeutung jedoch beruht in ihrem Weſen als 
politifche Glieder im Gemeinde- und Staatsorganismus. Die eigenen In- 
tereffen, und zwar fehr materielle Intereffen, waren e8, welche die Kämpfe 
des mittelalterlichen Stäbtebafeins fochten und in biefen Kämpfen das Leben biefer 
Gemeinwefen barlebten. 

Der Wellenfchlag der Gefchichte ift über fie Hingegangen, und zu deutlich 
zeigen feine Spuren da® Hinarbeiten auf Die Geltung, auf die Löfung der Berfon 
des einzelnen Staatsbürgerd aus ben fendalen wie aus ben zünftigen Banden. 
Der gefammte Prozeß, den wir oben erwähnt, vom breißigjährigen Kriege an, 
ift eben der Auflöfungsprozeß hiefür, aus welchem ber Boden für Neues fi 
niederfchlage und niederfchlagen wird. Das Alte wieberberftellen, wäre vergeblich, 
wäre unmöglich, da längst die Grunbbebingungen und die Zufammenhänge fehlen. 
Aber die Gegenwart dürftet nach jenen neuen Organismen, in benen der Ein- 
zelne, nachbem er feiner Perfönlichkeit in Freiheit Herr geworden, aus eben diejer 
Breiheit heraus und kraft deren wiederum eingehen könne in bie folive und folidare 
Berbindung mit Gleichartigem, Gleichftrebendem. 

Dergleichen jedoch läßt fich nicht machen; e8 muß werben. — 

Ueber das jetige preußiſche „Dreiklaffen-Syftem " ift Maiheft S. 286,, 
über beffen Folgen und Wirkungen eben da ©. 285. fo trefiflich abgeurtheilt, mie 
man e8 nur unterfchreiben kann. Es beruht baffelbe auf einem folch fubtifen 
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Mechanismus und Atomismus, wie er nur aus ben Anfchauungen bes Büreau⸗ 
fratismus ermwachfen fonnte, der nur mit Zahlen, todten Majjen und geraden 
Rinien waltet. Cine Anfeuerung zur Betheiligung an den Wahlen und am Thun 
darans hervorgegangener Körperfchaften konnte in der Einführung des Dreiklaffen- 
Syſtems nicht liegen für alle Die, welche nicht materiell dabei zu einem 
größeren politifchen Gewichte fommen, und wenn der Verf. des letztgedachten Ar- 
titels fagte, ed harmonire daſſelbe fo ganz und gar mit dem Sinne und Wefen 
unferes Zeitalter® (Maiheft S. 285.), fo müffen wir dies mit feinen eigenen 
ebenda weiter ausgeführten Sägen beftreiten; es bejtreiten ferner aus dem Munde 
der dritten Klafje felbit heraus; müßte nicht minder aber aus der Möglichkeit, 
daß es alfo fein, daß er Recht haben Fönnte, nur folgern: es habe der Staat 
erabe deswegen es zu verbannen, um nicht jenem fchlechten, krankhaft materia- 
uͤſſiſchen Sinne ein Thor zu öffnen, durch welches er in das Staats- und Ge- 
meinleben eindringen und dieſes durchwachſen könnte. | 
Ob die neue Stäbteorbnung überhaupt anfeuernder zu wirken auf das Ge- 
meinbebewußtjein geeignet fei, als bie alte, darauf können wir ganz einfach ant- 
worten mit „vide bie Kammerverhandlungen über dieſelbe.“ — 


Ziehen wir num noch bie allgemeine Erfchlaffung in Nechnung, welche ven 
Bewegungsjahren folgte nach einem Geſetze, das für Ebbe und Fluth des Meeres 
wie der Nerven und bed Gebanfenlebens gilt, und aus der die Ueberreizten wie 
die Entmuthigten erft jetzt fich wieder zu erraffen Miene machen; ziehen wir in 
Rechnung das Mangelhafte an politiicher, wie an Bildung überhaupt bei den 
unteren Volfsklafjen und — was die politifche betrifft — Dauf fo langer Un- 
münbigfeitsvauer, bis weit hinauf veichend; im — die unvolllommene Weiſe, 
mit welcher, zufolge Ungewohnheit parlamentariſchen Gebärens und Beſchränit 
heit der Perſpeitive, oft genug die Stadtverordneten-Verſammlungen ſich bewegen, 
fowie die mannigfahen Hemmungen, welche namentlich in Heineren Gemeinden 
einer gefunden, her Entwidelung des Stabtverorbneten=Lebens erwachſen aus 
Berfonalitäten, Verwandtſchaften, Berührungen, Rückſichten, Einflüffen ıc., viel- 
leicht auch aus herrſchwilliger, Hug durchgeführter und für das Gemeinmwohl oft 
gar nicht unerfprießlicher Neigung Eingelner, welchen beiden Uebelftänden nur ein 
durchaus tüchtiger, ebenfo energifcher, geſchickter, wie unparteiifcher Leiter einiger- 

Herr werden kann, der aber eben auch nicht auf jedem Baume wächſt; — 
ziehen wir alle dieſe Faktoren, große und Heine, zufammen in die Rechnung, fo 
wird unfer Facit fich dahin ftellen, daß wir für ben Augenblid faum Mehr for- 
dern dürfen, als wir traurig vor uns fehen. 


Nicht fordern, — wohl aber unaufhörlih anftreben! Anftreben, daß trü- 
bende Einwirkungen, hemmende Beſtimmungen ſchwinden, daß das Gemeinbewußt- 
fein fich hebe und kläre! Diefes wie Jenes aber kann „nur unter dem Schirme 
einer dauernden Deffentlichfeit und aus biefer ſelbſt“ erfließen. Diefe tit feft- 

ubalten. Wenn daneben Mittel vorgefchlagen werben, die Theilnahme ber 

ger durch direkte Einwirkung zu erhöhen, fo dürfen fie nur die Bedeutung 
aufwectenber und ſtärlender Medifamente haben. Der Namennennung Iener, 
fiehe Aprilheft), die ihre Pflicht erfüllen, indem fie ihr Recht üben, wie Derer, 
die es unterlaffen, ftimmen wir bei, weil fie felbft ja ein Theil der Deffent- 
lichkeit ift, die nicht allein in ber geöffneten Tribüne Verförperung findet. So 
werben, unferd Ortes wenigftend*), auch jett ſchon die Namen derer Stabtver- 


*) Breslau, 





920 


orbneten im öffentlichen Berichte genannt, welche ohne Entjchuldigung fehlen. Die 
Wähler werben ihre Summa ziehen und ihre Leute fennen lernen. 

Den im Maiheft (S. 436.) angerathenen Schweidniger Modus aber, gemäß 
dem $. 83. unferer guten Städteorbnung von 1808, Halten wir ebenjo mit Er- 
folge annehmbar. — Nur Was man zu verlieren fürchtet, ſchätzt man recht; 
Mancher wird, aufgeregt zu dem Bedenlen, ein Recht einzubüßen, das (er muß 
es wenigftens ahnen) denn doch zu feinem privaten Dafein in einiger Beziehung 
steht, zur Wahlftätte eilen, wm mitzuüben, Was er bislang, an Zeit und Mühe 
ſparend, Anderen überließ. Und mit der Gewöhnung fommt wohl aud die Ein- 
ficht, und mit der Einficht die Luft. 

Auf beiden Pfaden wird auch, durch die Scham, die politifhe Sittlichkeit - 
gefördert werben. Deren aber bedürfen wir fo fehr! Warum wählen „die zahl- 
reichſte lafie der Wähler faft durchgängig Ihresgleichen“ (Heft V. ©. 285.)? 
Immer geſchieht e8 nicht; es gefchieht überall da nicht, wo man außerhalb 
eigenen Standes- oder Vermögenskreifes eine Perfönlichkeit erblidt, der man mit 
vollem Vertrauen fich hingeben zu dürfen die Ueberzeugung hat, eine Perſön— 
{ichkeit, am der man neben ber höheren politifchen Einficht auch öffentliche Ehr— 
fichkeit, Menſchenliebe und Bürgerfinn feithaftend wahrgenommen — nicht freilich 
einen ſcheinheiligen, nach Titeln, Orden und Stellung lüſternen ſogenaunten 
„Patriotismus.“ 

Daß die öffentlichen und die bürgerlichen Intereſſen ſich durchdringen, daß 
ein Jeder kräftig für ſein Haus an dem Ganzen ſich betheilige, ſtets unter der 

ſchaft eines Gemeingeiſtes ſtehend, welche ihn heißt, im entſcheidenden 

alle das Eigene, wofür er gefochten, zu opfern dem Allgemeinen, deſſen Ge— 
ſchöpf und —n er fammt all dem Seinigen ift — biefes ift das Ziel. 
Bis dahin „perfer et obdura!“ 


Der Schlußfat des $.7.der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
und die $$. 310. 7 Konfursprdnung vom 
Ss. Mai 1855. 


Der $. 7. der Städteordnung beftimmt in fine: 

„Berfällt ein Bürger in Konkurs, fo verliert er dadurch das Vürgerrecht ; 
die Befähigung, daffelbe wieder zu erlangen, kann ihm, wenn er bie 
Befriedigung feiner Gläubiger nachweift, von den Stabtbehörben ver- 
lieben werben.” 

E8 kann nun zunächit zweifelhaft fein, ob unter dem Ausdruck „Befriedigung“ 
bie volle Zahlung der einzelnen Konfursforberungen gemeint ift, oder ob es 
auch genügt, wenn ein Alkord, Erlaß ꝛc. nachgewiefen wird. Ich bin der Meinung, 
daß es nicht im Sinne der Städteorbnung gelegen hat, daß nur der Nachweis 
der vollen Bezahlung feiner Gläubiger den Cridar zur NRehabilitirung befähigen 
folle, jondern daß e8 vor Erlaß der Konkursordnung ſchon hinreichend war, wenn 
eine Befriedigung im weiteren Sinne, d. b. ein Vergleich u. dergl, ftattgefunden 
hatte; denn es lag ja noch immer im Exrmefjen der Stabtbehörben, ob fie den 
Gemeinſchuldner zur Rehabilitation zulaffen wollten oder nicht. 

Jetzt nah Erlak der Konfursorbnung fteht die Sache zum Theil anders. 
Ein Nachweis der Vefriebigung der Gläubiger den Stabtbehörden gegenüber, 
genügt nicht mehr; es bedarf vielmehr eines förmlichen gerichtlichen Verfahrens, 
wodurch der Gemeinfchuldner die „Wiedereinfegung in ben vorigen Gtanb“ 
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erlangen kann. Er muß fi Behufs deſſen ganz dem Urtbeil refp. Ermeſſen 
bes Gerichte unterwerfen. Dies ift namentlich dann von Wichtigkeit, wenn der 
Konkurs durch Afforb beendet iſt. Es kann in bdiefem Falle nach $. 318, ver 
Kont. Ordn. nämlich zwar auch die Wiebereinfegung in den vorigen Stand ftatt- 
finden, es gehört aber dazu in ber Regel ber Nachweis, daß auch die durch ven 
Atord entitandenen Ausfälle vollſtändig getilgt find, und nur unter beionders 
geeigneten Umftänden fann ſchon ber Nachweis der volljtündigen Tilgung 
ver affordmäßigen Verpflichtungen für genügend angenommen werben. Ob ber- 
gleichen „geeignete Umjtände‘ im einzelnen Falle vorhanden find, liegt ſonach 
ediglich im arbitrium des Konlursgerichts. 

Es fragt ſich nun dieſer Beſtimmung gegenüber, wie es mit dem Recht der 
Stadtbehörden fteht, welches ihnen durch 8. 7. der Städteordnung verliehen 
und durch die Konkursordnung nicht ausdrücklich entzogen worden iſt, mit dem 
Recht namlich, ihrerſeits ebenfalls unabhängig zu ermefjen, ob ein Gemeinfchuldner, 
auch nach Beibringung der erforderlichen NRequifite, zur Rehabilitation zu verftatten. 
Diefes Recht der Stabtbehörden ift durch das Wort „kann“ im $. 7. ber 
Stäbteorbnung ausgebrüdt und nicht ohne Wichtigkeit für das ftädtifche Gemein: 
deleben, da Säle wohl denkbar find, in denen der Kribar zwar bie Wiederein- 
fegung in ben vorigen Stand zu erlangen weiß, in denen aber beffenungeachtet 
die öffentliche Meinung und das Urtheil feiner nächſten Mitbürger volle Berech⸗ 
tigung behält, ihm vorläufig noch von jeder engeren Betheiligung vom Gemeinde: 
feben fern zu halten. Nach $. 310. alin. 2, und $. 318. alin. 3. der Konkurs. 
ordnung nun erfcheint bie Abficht dieſes Geſetzes allerdings bie zu fein, daß 
ſchon durch die erlangte Wiebereinfegung in den worigen Stand alfe verlorenen 
perfönlichen Rechte des Krivars, alſo auch Das Bürgerrecht, wieder aufleben, ohne 
daß es noch einer weiteren Prozedur bedarf. Allein ich bin der Anficht, daß die 
facultative Beftimmung der Städteorbnung rechtlich keineswegs in der Konkurs— 
ordnung untergegangen ift, fonbern daß fie won den Städten bei vorkommenden 
Fällen feftgehalten werben muß; denn bie Frage, ob Demand Bürger fein könne 
oder nicht, gehört fo recht zu den innerlichiten ber Stäbteverwaltung, für welche 
allein die Städteordnung, ald sedes materiae, entſcheidend ift, wern in einem 
fpäteren Geſetz darüber nicht expressis verbis anderweit disponirt worben it. 

Es wäre wünfchenswerth, zu erfahren, wie bei etwa vorgefommenen Fällen 
in der Praris verfahren worden ift,*) oder ob das befprochene Verhältniß vielleicht 
anberwärts abweichend von vorftehender Ausführung aufgefaßt wird. 

Elbing, ben 16. September 1858. Thomale. 


*) Anm, Der Magiftrat zu Frankfurt a. d. O. theilt bie Anficht des Herrn Berfaffers 
über das „unabhängige Ermefjen” ber Stabtbehörben und ift hiernad in vorgefommenen Fällen 
verfahren. Wir glauben mit vollem Rechte und unter ausprüdlicher Anerkennung ber Geſetz⸗ 
gebung. In der unterm 19, März 1856, alſo 16 Monate nah dem Erjdeinen der Konkurs 
erbnuung, erlaffenen Stäbteorbnung für bie Provinz Weftphalen heißt es: 

„Berfält ein Bürger in Konkurs, jo verliert er dadurch das Bürgerrecht. Die Befähi- 

gung, baffelbe wieder zu erlangen, ka un ihm nad Beendigung des Konkursverfahrens 

von den Stabtbehörden verliehen werben, jebodh dem Handelsmann, Schifierheder oder 

Fabritbefiger erft nah erfolgter Wiedereinfegunginbenvorigen Stand.‘ 
unb: bie —— Stäbteorbuung vom 17. Mai 1855 hat nur eine durch das Rbeinijche 
Falliments-Berfahren nöthig gewordene Abweigung. D. 9. 
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AL. 
Statiftik 


Gemeinde» Umlagen im Großperzogtfum Heflen. 


Die Gemeindeorbnung file das Großherzogtum Hefien vom 80. Juni 1821 fordert für 
jede Gemeindeumlage Genehmigung ber Staatsregierung, und es haben die Provinzialregies 
rungen bie genehmigten Umlagen durch das Regierungsblatt alljährlich befannt zu machen. Ins 
dem wir aus ben ums vorliegenden derartigen Bekauntmachungen einige flatiftifche Motigen über 
bie Umlagen in mehreren ber größeren Stabtgemeinten des Großherzogtum hier folgen laſſen, 
bürfte zugleich, zum Verſtändniß ber Umlageweife, eine Mitteilung ber Über letztere beflehenben 
geſetzlichen Vorſchriften geboten erſcheinen. Dieſe Vorſchriften find im der Gemeinbeorbnung 
und in bem Gefee vom 3. Mai 1858 enthalten. Durch das letztere hat der Titel VI. der 
Gemeinbeorbnung, welcher von ben Gemeindenmlagen handelt, mehrere Zufäge und Abänberungen 
erfahren, die den Zweck haben, ven Kreis der Steuerpflichtigen näher zu beflimmen, beziehungs⸗ 
weife zu erweitern, inbem zu den Umlagen für gewiffe Ausgaben, deren Beſtreitung bis bahin 
ben Gemeinbeeinwohnern allein oblag, nunmehr aud bie in der Gemeinde nur Begüterten 
(Borenfen, Ausmärker) herangezogen werden follen. Im Uebrigen hat das erwähnte neuere 
Geſetz an ber Gemeindeorbnung nichts Mefentliches geändert; namentlich find bie von ber letz⸗ 
teren über die Gemeindeumlagen aufgeftellten grunbfäglihen Beſtimmungen beftehen geblieben, 
was ald Beweis dafür angefehen werden mag, daß diefe, melde, wie wenige anbere Stäbte- 
Ordnungen, in ber Theorie das Richtige treffen, auch im einer mehr als breißigjährigen praf« 
tifhen Anwendung, ungeachtet der ſchwierigen und verwidelten Umlageweife, ſich bewährt haben. 
Als folhe grundſätzliche Beflimmungen gelten insbefondere bie Artikel 76. und 78, Tit. VI, 
ber Gemeinbeorbnung. 

Art. 76, lautet: „Eine Gemeindeumlage lann nur Statt finden, wenn 
„ber Ertrag des Gemeindevermögens zur Beftreitung der ihm obliegen- 
„den Ausgaben nicht zureicht, oder wenn Ausgaben vorlommen, zu beren 
„Befreitung das Gemeinbevermögen nit beffimmt iſt.“ 

Nah Art, 77. hat der Gemeinberath bei Aufftelung des Gemeindevoranfhlags, in wel- 
chem nad) einer beſonders vorgejchriebenen Form 1; jede Gemeindeeinnahme, ſowohl bie ſtändige 
beftimmte, als bie fländige unbeflimmte und bie unftänbige; 2) jede Gemeinbeausgabe, aud für 
unvorhergeſehene Fälle, und 3) jedes Dedungsmittel für die Ausgaben enthalten fein muß, in 
Erwägung zu ziehen, ob zur Beftreitung einer Ausgabe eine Umlage erforberlih if. Erkennt 
ber Gemeinderath die Nothwendigleit derfelben, fo ſoll nad 

Urt. 78, „bei der Bezeihnung bes Mafftabes zur Beftreitung ber 
„Gemeindebedürfniſſe, im Allgemeinen von dem Grundſatz ausgegangen 
„werben, baß bie in einer Gemeinde Wohnenden oder Begüterten zu ben 
„Semeinde-Bebürfniffen und zu den dadurch veranlaften Stenerausſchlä— 
„gen nur infofern beizutragen haben, als fie an den Nutungen des Ge- 
„meindbevermögens Theil nehmen, ober von dem Zwed der Steueraus- 
„Ihläge Bortheil genießen.” 

Diefem Grundſatze entfprechenb, hat bie Gemeinbeorbnung bie Gemeinde » Ausgaben in 
brei Klaffem eingetheilt; für jebe berfelßen finb bie ihr eigenthümlichen Dedungemittel im 
—— ſowie im Falle einer Umlage diejenigen bezeichnet, welche dazu Beiträge zu leiſten 

en. 
Die erſte Klaſſe der Gemeinde-Ausgaben begreift diejenigen, zu deren Beſtreitung 
das Gemeinde⸗ Bermögen beſtimmt if. 


Zur Befreitung dieſer erfien Mafle von Ausgaben muß daher: 1) der in bie Gemeinde» 
Rafie fließende Ertrag des Gemeinde-Bermögens verwendet werben. 2) Reicht biefer nicht bin, 
und wirb micht ein Theil ber Subſtanz bes Gemeinbe-Bermögen® ſelbſt dafür auf geſetzlichem 
Wege verwendet, ſo wird das Fehlende in jedem Falle nur auf diejenigen umgelegt, welche 
Gemeindeeigenthum im Genuß haben, oder Vortheile daraus beziehen; einſchließlich der Berech⸗ 
tigungen, welche einzelnen Gemeinden auf frembem Eigenthum in derſelben Gemarkung zuftchen, 
JB. Weiderecht, Beholgigungsregt. Sind dieſe Genußtheile oder Vorteile unter dem Theil. 
nehmenden gleich, jo geſchieht die Umlage nad; Köpfen. Sind fie ungleih, fo erfolgt die Um- 
Inge nad dem Berhältuiß des Geuuſſes, ober durch Verpachtung eines Theile dieſes Gemeinde» 

me. 
es ber erſten Klaſſe der Gemeinde-Ausgaben gehören bie Bebürfniffe für die Erhaltung 
und Berbefierung des eigentlichen Gemeinbevermögens und feiner Realgerechtfame, 5. B. Bezah⸗ 
kung der Gemeindeſchulden und ihrer Zinfen, inſofern fie nicht für Bedürfniſſe der zweiten und 
beitten Mlafie aufgenommen wurben, Beriätigung ber auf Gemeinbegütern rubenden Abgaben, 
Kultur des Gemeinde - Waldes, Anpflanzungen auf bem Gemeindegut, Wäjjerungsgräben für 
daſſelbe. 

Die zweite Klaſſſe ber Gemeinde-Ausgaben (hier wie bei der folgenden dritten Kaffe 
find die, die Gemeinveorbnung abändernben, Beſtimmungen bes Gejeges vom 3. Mai 1858 
berüdfichtigt worben) begreift diejenigen, zu deren Beftreitung das Gemeindevermögen und bie 
Gefammtheit der Gemeinbeeinwohner verpflichtet ift. 

Zu diefen in dem Bezirk der Gemeinde Wohnmemden werben in biefer Beziehung auch 
Diejenigen gerechnet, welche im eimer Gemeinde eine bewohnte Hofraithe oder ein bewohntes 
Haus befigen und bie Hofraithe oder das Haus durch einen Pachter, Verwalter ober Miether 
bewohnen lafjen, fowie diejenigen Gutseigenthümer, welche ein Gut ſelbſt bewirthſchaften, wenn 
fie in ber Gemeinde, im deren Gemarkung das Gut liegt, auch mur Gebäude beſitzen, von 
denen aus das Gut bewirthſchaftet wird. 

Zur Veftreitung biefer zweiten Klafje von Ausgaben muß daher zunächſt die Einnahme 
ber Gemeindelaffe aus Gemeindevermögen, foweit dies bie Beſtreitung ber erften Kaffe von 
Ausgaben erlaubt, fodann etwa ein Theil der Subſtanz bes Gemeindevermögens auf geſetzliche 
Weiſe verwendet werden. 

Sind aber dieſe Einnahmen nicht vorhanden, oder reichen ſie zur Beſtreituug dieſer 
zweiten Klaſſe von Ausgaben nicht hin, ſo wird das Fehlende auf alle Gemeindeeinwohner nad. 
Berhältniß ihrer gefammten Stenerpflichtigkeit umgelegt. 

Die in bie zweite Klaſſe fallenben Gemeinde-Ausgaben beziehen ſich unter anderen anf 
nachſtehende Bebürfniffe: 

1) Erhaltung und Verbefierung bes für alle Gemeinbeeinwohner vorhandenen Bermögens, 

fowie Errichtung und Unterhaltung von Anftalten unb Gebäuden, welche jeder in ber 
Gemeinde wohnenden Familie nügen nnen, 5.8. Brunnen und Boafferleitungen in 
dem Ort, ſodaun nächtliche Straßenbeleutung (imfofern hierzu der Gemeinberath 
nicht auf andere Beiträge, z. B. flübtiihen Dftroi, anträgt), Kirche, Pfarrhaus, 
Säulen, Hirtenhaus, Fenerlöfhungs-Anfalten und Geräte, Koften für Hebammen, 
Leichenhäufer, Kirchhöfe ; 

2) Unterftügung armer @emeinbeeinwohner, auch ärztlihe Hülfe für fie, Schulunterricht 

für arme Kinder. 

Die dritte Klaffe der Gemeinde - Ausgaben begreift biejenigen, zu berem Beftreitung 
alle in einem Bezirk der Gemeinde Wohnenden ſowohl, al® and bie darin nur Begüter 
ten (Forenfen, Ausmärler) nad Berhältniß ihrer Stenerpflichtigkeit verbunden find. 

Die Gemeinde » Ausgaben dieſer Klaſſe ergeben ſich umter anderen aus nachbeuannten 
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1) Koften für Arbeiten und Anftalten, deren Vortheil fi auf alle im ber Gemeinbe 
Wohnenden ſowohl, al® nur Begüterten erftreden kann, 3. B. Erhaltung ber zu 
benachbarten Orten führenden fogenannten Kommunikations» ober Bizinalwege und 
Brüden (ſtets mit Abzug des etwa bezogen werbenben Weg. und Brüdengelves), 
Erhaltung ber Feldwege mit Brüden und Stegen, der Gemarklungsgrenzen, Ent 
wäfferungsanftalten, Abzugsgräben ; 

2) Koften fir die Bürgermeiftereiverwaltung, bie Lolal-Polizeiverwaltung und die Orts 
vorſtandswahlen; 

3) Koſten für Anlegung, Unterhaltung und Reinigung ber Straßen und Brücken im 
Orte, ſodann für Anfhaffung und Unterhaltung der gemeinheitfichen Uhren und 
Glocken; 

4) Kriegskoſten und Laudesbewaffnungskoſten; 

5) Zinſen und Kapitalien der Schulden, melde zur augenblicklichen Erleichterung ber 
Beitragspflichtigen zu ben unter No. 1. 2. 3. und 4. ansgefprochenen Zweden aufs 
genommen find ober werben. 

Folgende Gemeindeeinnahmen : 

1) Bolizeiftrafen, 

2) Brüden-, Pflafter- und MWegegelb, 

3) Einnahmen für Straßentehricht, 
bilden Einnahmen britter Klaffe. 

Wenn fih nad Veftreitung der Ausgaben erfter und zweiter Klaffe aus den Einnahmen 
erfter Klaſſe ein Ueberſchuß biefer Einnahmen ergiebt, fo foll derſelbe zur Beftreitung ber oben 
unter Ziffer 2, und 3. genannten Ausgaben, fo weit er reicht, verwendet werben. 

Die Übrigen zu der britten Klaffe gehörigen Gemeinde-Ansgaben 
werben durch Umlagen auch in dem Falle anfgebradt, wenn bie Gemeinbe- 
Kaffe fie ganz oder zum Theil beftreiten lönnte, 

Jedoch darf in folhem Falle auf diefe Umlage für ein Jahr verzichtet und bie Ausgabe 
aus ber Gemeindefaffe beftritten werben, wenn bie® im Prototoll zum Voranſchlage ausdrücklich 
erwähnt wird und die Mehrheit bes Gemeinderaths bafür flimmt. 

Als zufägliche Verordnung gilt ferner noch, daß Gelbvertheilungen aus dem Gemeinbe- 
Vermögen unter die Ortsbürger in Gemeinden, welche zur Beſtreitung ber Ausgaben zweiter 
Klafje Umlagen zu erheben haben, zum Nachtheil der Steuerpflichtigen nicht flattfinden dürfen. — 

Unfere oben erwähnten Notizen über die Gemeinde-Umlagen für das Jahr 1858 erftreden 
ſich insbefondere auf die acht mit Virilſtimmen in der Landesvertretung beliehenen Städte: 
Darmftabt, Mainz, Offenbah, Worms, Bingen, Giefen, Alsfeld, Fried- 
berg, und ergeben Folgendes: 

Für die Stadt Darmfta dt beträgt die Umlage 42,558 FL. HM. Maffe; der Beitrag auf 
1 FI. Normalſteuerlapital 4 Kr. 0,968 Pf. 

Fir die Stadt Mainz beträgt die Umlage 68,000 Fl. II. Kaffe; der Beitrag auf 1 Fl. 
Normalfteuerfapital 4 Kr. 0,732 Bf. 

Für die Stadt Offenbach beträgt die Umlage 26,660 Fl. IL. Maffe; ber Beitrag auf 
1 Fl. Normalfteuerlapital 7 Kr. 1,612 Bf. 

Für die Stadt Worms beträgt die Umlage 9500 Fl. IL. Maffe und 4300 FI. III. RL. ; 
ber Beitrag auf 1 FI. Normalftenertapitaf reſp. 2 Kr. 3,286 Pf. und 1 Kr. 0,988 Pf. 

Für die Stadt Bingen beträgt die Umlage 5050 Fl. II. Maffe; ber Beitrag auf 1 FI. 
Normalftenerkapital 2 Kr. 2,906 Pf. 

Für bie Stabt Gießen beträgt die Umlage 7959 FI. II. Kl.; ber Beitrag auf 1 Fl. 
Normalftenerkapital 2 Kr. 1,235 Pf. 

Für die Stadt Alsfeld beträgt die Umlage 8578 Fl. I. Maffe und 2739 Fl. 
HU. Klaſſe; der Beitrag auf 1 FI. Normalſteuerlapital refp. 3 Kr, 8,659 Pf. und 2 Kr, 2,538 Pf. 
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Für die Stadt Yriebberg Seträgt die Umlage 2700 FL. IT. Maffe und 1500 $, 
I. Aloſſe; der Beitrag auf 15l. Normalfteuerkapital reſp. 2Kr. 3,903 Pf. und 1Mr. 2,328 Pf, 


Hiernach berechnet ſich: 
in Darmftabt das Normalſteuerkapital II. Kl. auf 601,952 Fl.; die Höhe d. Umlage auf 7,07 pCt. 


„Mainz " U. „ 975,376 „ — 6,97 „ 
„Dftenbad " U. „ 216,075 „ " 12,34 „ 
„Borms " I.» „ 202,020 „ — reſp. 4,70 
IT. „ „ 208,992 „ mb 2,06 „ 
„Bingen " IL„ „ 111131, » 4,54 „ 
„ Bießen " UI.» „ 206,839 „ » 385 „ 
„ Alsfeld „ I.„ „ 54839 „ ” reſp. 6,52 „ 
Il.» „ 62,380 „ und 4,39 „ 
„Friedberg IL„ „ 54440 „ Pr reſp. 4,96 „ 
IL» „ 56,89% „ und 2,64 ” 


Ferner fällt von ber Umlage im Durchſchnitt auf den Kopf ber Bevöllerung: 


in Darmfabt mit circa 32,000 Seelen ein Stenerbetrag von 1 #1. 19 Kr. 3 Bf. 
" Mainz * n 86,800 „ ” „ * 1 „ 50 Pr 0 
„Offenbach „ „» 12370 u m n „1,56 ,.8, 
" Worms „ N) 9,70 u ” ” ” 1„ 25.2 ” 
Pr Bingen 7 „ 5,0947 „ " ” „ In — — 


UAnnähernd auf ber Höhe biefer Umlagen ber größeren Städte fliehen aud bie Umlagen 
ber Heineren Städte, und der Landgemeinden, wenn bie Ergebniffe ganzer reife damit ver- 
glihen werben; z. B.: 

Im Kreife Mainz von 22 Gemeinden (el. der Stabt Mainz) betragen bie Umlagen 
Il, und III. Kaffe 44,374 Fl.; vie Bevöllerung 27,911, mithin pro Kopf 1 Fl. 35 Kr. 2 Pf. 

Im Kreife Worms von 42 Gemeinden (erfl. der Stabt Worms) betragen bie Umlagen 
II. und III. Kaffe 60,437 Fl.; bie Bevöllerung 40,773, mithin pro Kopf 1 Fl. 28 Kr. 4 Pf. 

Im Kreife Bingen von 25 Gemeinden (erff. der Stabt Bingen) betragen bie Umlagen 
II. und III. Klaſſe 37,739 Fl.; bie Bevöllerung 24,628, mithin pro Kopf 1 Fl. 31 Kr. 4 Pf. 

Im Kreife Giehen von 50 Gemeinden betragen bie Umlagen IL. und III. Klaſſe 
61,964 Fl.; die Bevöllerung 43,483, mithin pro Kopf 1 Fl. 11 Ar. 3 Bf. 

Im Kreife Friedberg vom 43 Gemeinden betragen bie Umlagen II. und III. Kaffe 
65,751 Fl.; die Bevöllerung 37,923, mithin pro Kopf 1 Fl. 28 Kr. 1 Pf. 

Im Kreife Biedenkopf von 82 Gemeinden betragen bie Umlagen II. und III. Kaffe 
60,488 fl. ; bie Benöllerung 834,895, mithin pro Kopf 1 Fl. 44 Ar. 

Im Kreife Nidda von 63 Gemeinden betragen bie Umlagen IL: und. III. Kaffe 
65,000 Fl.; die Bevollerung 34,384, mithin pro Kopf 1 Fl. 53 Kr. 2 Pi. 

Im Keeife Grünberg von 37 Gemeinden betragen bie Umlagen II. und II. Kaffe 
32,869 Fl.; vie Bevollerung 18,505, mithin pro Kopf 1 Fl. 46 Fr. 2 Pf. 

Im Kreife Büdingen von 35 Gemeinden betragen bie Umfagen II. und III. Klaſſe 
35,871 Fl.; die Benöflerung 18,283, mithin pro Kopf 1 Fl. 57 Kr. 3 Bf. ' 

Im Kreife BVöhl von 19 Gemeinden betragen bie -Umlagen II, u. III. Kl. 10,215 Fl. 
die Bevölkerung 6084, mithin pro Kopf 1 Fl. 40 Kr. 3 Pf. 

Umlagen zur Beftreitung ber Gemeinde-Ausgaben I. Kaffe finden nur in wenigen ®e- 
meinben und dann auch nur im fehr geringem Belange Statt, ba bei bem meiften ber Ertrag 
des Gemeinbevermögens zur Beftreitung biefer Ausgaben hinreichend ift und fie felbft beträchtlich 
überfteigt. Dagegen kommen bier noch in Betracht bie neben dem Haffifizirten Umlagen von 
den Parochianen aufzubringenden Kirchſpielskoſſen, Kirchen und Schulbedürfniſſe und bie zur 
Tilgung und Berzinfung älterer Kriegeihulven auf die Ortseinoohner gelegten Beiträge; bieje 
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belaufen fih 3. B. in Offenbach auf 2841 FL., in Worms auf 685 Fl., in Bingen auf 
1485 Fl., in Gießen auf 2484 Fl., im Alsfeld auf 1281 Fl., in Friedberg auf 
1550 #1. Bei Hinzurehnung diefer Umlagen zu den oben nachgewieſenen fiellt fidh der zu den 
Gemeindebebürfnifien von dem Normalfleuerlapital zu emtrichtenbe Prozentſatz, mithin bie De» 
laſtung ber Gemeinbeangehörigen, auf eine faft mehr al® mäßige Höhe. 





Der Stadtpflege »Etat der Stadt Stuttgart. 

Der Gemeinderath ber Königl. Württembergifchen Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Stuttgart 
bat auf Anfuchen dem Herausgeber ver Monatsfchrift für deutſches Stäbte- und Gemeindeweſen 
ben Yahres-Etat ber Stabtpflege in Stuttgart pro 1. Yuli 1857/58 für bie Zwecke ber Mo 
natsſchrift mitgetheilt und befien Veröffentlichung geflattet. Wir laffen eine von ſachkundiger 
Seite un® gegebene Einleitung zur Erfänterung vorangehen. 

Bei den Gemeinden in Württemberg befleht bie in Preußen übliche Ausarbeitung eines 
Berwaltungs- Berichts über bie ganze Verwaltung der einzelnen Gemeinden nit; vielmehr 
werben bie Rechnungen ber Gemeinde: Pflege und Stiftungskaffen nach ihrem Abſchluſſe und 
nach erfolgter Prüfung durch die Gemeindekollegien durch Vorleſen wor der Bürgerfchaft ober in 
größeren Gemeinben, wo biefe vorfhriftsmäßige Publifationsweife namentlich wegen bes Um⸗ 
fangs ber Rechnungen nicht durchführbar if, durch Auflegen auf dem Rathhaus zur allgemeinen 
Einfihtnahme, publigirt. Außerdem geben in Stuttgart öffentliche Alte, wie 3. B. Beeidigung 
nen eintretenber Mitglieber der bürgerlichen Kollegien dem Gemeindevorſtand BVeranlaffung und 
Gelegenheit, in überfichtlicherer Weile die Verhältniſſe ver Gemeinde barzuftellen; doch find biefe 
Kundgebungen Iolaler Natur und zur weiteren Beröffentlihung nicht geeignet. 

Um einen Weberblid über bie verjchiebenen Zweige einer Gemeindeverwaltung im Bor- 
liegenden von der Stabt Stuttgart zu geben, ift eine Zufammenftellung nothwendig, bie nicht 
offiziell if. Am überſichtlichſten gefchicht bie® dadurch, daß die Rechnung ber Stabtpflege, als 
ber Gentralkaffe, zu Grunde gelegt wirb und an biefe bie Berhältuiffe der Speziallaffen ange- 
reiht werben, 

Der Yahresetat der Stabtpflege, wie er im Nachſtehenden gegeben wirb, iſt keine Zu⸗ 
fammenftellung ber ſämmtlichen Einnahmen und Ausgaben ber Gemeindeverwaltung, fonbern 
nur berjenigen Poften, welche bei der Stabtpflege- Kaffe unmittelbar zu verrechnen find. Das 
Kirhen-, Schul» und Armenweſen inebeſondere fleht nicht unter ben bürgerlichen Kollegien 
(Gemeinderath und Biürgeransfhuß) allein, fondern unter dem durch Hinzutritt der Geiſtlichen 
jãmmtlicher ſtädtiſchen Parochien und ber Berwalter der Stiftungen gebildeten Stiftungs- 
Rath. Der Aufwand für Kirchen, Schul-, Armen- und Kranken⸗Anſtalten wird bei vier 
verſchiedenen Kaffen, ver Armenloflen und Almofenpflege, des Bürger-Hofpitals umb des öffent- 
fihen Kranlenhauſes (bes Katharinen»Hofpitals) verrechnet. Sofern nun biefe Kaffen für ihre 
Zwede mit eigenen Mitteln ausreichen, erjheinen diefe Anftalten im Stabtpflege- Etat nicht; 
fofern fle nicht ausreichen, wird das bon ber Stabtpflege zu bedende Defizit in den Etat ber 
letzteren Kaffe aufgenommen, Es ift fi vorbehalten, dieſen Anflalten ber Stabt Stuttgart 
eine eingehendere Abhandlung zu widmen; bier, wo es fidh zunächſt um GErfäuterung be& 
Stabtpflege - Etats handelt, mag es genügen, bie Gefammtjumme ber Einnahmen und Auegaben 
biefer Inflitute unter Bezugnahme auf den nachfolgenden Stadtpflege:-Etat, alfo eben« 
falls pro 1. Yufi 1857/58 anzuführen. 

1. Armenktoften-Pflege (Evangelifhe Kirchen, Friedhöfe, gottesdienſtliche Siedle 
und Bollesſchulen). Die Befoldungen der Geiftlichen bezahlt das evangelifche Kirchengut, bes 
ziehungsweife der Staat. Einnahmen 21,065 FI., Ausgaben 29,761 Fl., Defizit 8695 Fl., wo» 
von 6000 Fl. aus der Stabtpflege gebedt, das Uebrige auf bie Meftverwaltung überwiejen 
wurde. Hierher gehört als Nebenkaffe für gottesdienſtliche Zwedce die Stiftemufillafie mit eimem 
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Aufwand von 1845 FL und einem durch bie Stabtpflege zu dedenben Defizit bon 330 FI. 
{efr. Stabtpflege- Etat IL B. 9a, und b.) 

%, Almofjen- Pflege (Unterflägung armer, aber nicht arbeitsunfäpiger Gemeinde 

angehöriger durch Beiträge für Miethzinfe, Kleider, Kranfenkoften, Schulbücher und Lehrgelder, 
das Armenhaus mit freien Wohnung, die Armen-Beihäftigungs-Anftalt), Einnahmen 8737 SL, 
Ausgaben 32,605 Fl., Defizit 23,873 Sl. Diefes iR im vollen Betrag vom ber Stabtpflege 
zu leiften. 
83, Bürger-Hofpital (Berpflegungs- Anftalt armer fiecher Gemeinbeangehörigen, 
fog. Pfrünbner, dermalen 195 Perſonen beiderlei Geſchlechts, ſodann Anſtalt für Geiſteskrauke 
und Verrechnung ber Koſten ber Verpflegung geiſteslranler Ortsarmen in den Staatoirren⸗ 
häufern). Einnahmen 80,869 Fl., Ausgaben 40,794 Fl., Defizit 9925 Fl., wovon 3600 Fi. 
von ber Stabtpflege ergängt werben, bas Weitere anf bie Ueberſchüſſe der Reſtverwaltung ver- 
wiejen wirb. 

4. Rotharinen-Hofpital (Deffentlices Krankenhaus mit Gebäranftalt und mit ber 
anf Rechnung bes Staats eingerichteten Hebeammenfhule. Im biefen Spital werben vie bes 
hürftigen Gemeinbeangehörigen unentgeltlih, die Richtgemeinbeangebörigen gegen Erjag von ben 
Heimathgemeinden und enblid bie Dienfiboten und Handwerlksgehülfen gegen eutiprechenden Er- 
ſatz aus der durch Umlage auf bie dienenden Klaffen, beziehungsweife ihrer Dienfiherrichaften, 
und anf bie Arbeiter gebildeten Krankpeitskoften - Berfiherungsfaffe aufgenommen. Statuten 
gemäß bezahlt der Staat 53, die Stadt 24 am Defizit), Einnahmen 30,644 Fl., Ausgaben 
37,148 Fl., Betrefj ver Gemeinbe am Defizit 508 Fl., dazu Holzlieferung für 727 Fl., zus 
fammen 1295 Fl. (cfr. Etat IL. B. 94.) 

Im nachfolgenden Stabtpflege- Etat find alſo nicht enthalten und daher, um ben Ge⸗ 
ſammthetrag ber Berrechnung der ſädtiſchen Verwaltung zu erhalten, ben Beträgen des Stabt- 
Pflege » Etats die in dieſem nicht enthaltenen Ausgabepoften hinzuzurechnen, nämlich: 

1) Wrmenkoftenpflege mit ber Stiftsmufll Kaffe - 0. 2 00. 25,276 Fl. 

2) Almoſenpfleg 8731 „ 

3) Bürger Hoſpita˖ii.37,194, 

4) Ratharinen-Holpitl 2 0er ee — 





Dazu die Ausgabepoſten bes Stadtpflege -Etats mit.. 24118, 
ſo berechnet ſich die Summe des jährlichen Bedarfs der ganzen ſtädtiſchen Ber- 
waltung wenigſſens au* ...242,462 Fl. 

Unter dieſer Summe iſt nicht inbegriffen der Aufwand des katholiſchen Parnitular⸗ 
Stiftungsraths für die Bebürfniffe bes latholiſchen Gottesbienftes; ebenfowenig der Aufwand 
ber für ſich beſtehenden ifraelitiihen Kicchen- und Schufpflege, indem dieſe Verwaltungen nicht 
den bürgerlichen Kollegien untergeorbnet find. 

Am Schluſſe diefer Einleitung mag zur Erleichterung des Bergleihs mit andern Ge— 
meinbe-Berwaltungen Erwähnung finden, daß Stuttgart nach ber Zählung vom Dezember 1856 
50,804 Einwohner einfchließlih der eingebürgerten 3 Weiler Berg, Haslach und Gablenberg 
und bes Königl. Militairs hatte, wovon etwa 36,000 Angehörige ber Gemeinde find. 

Der Jahresetat der Stabtpflege pro 1. Juli 1857,58 emthält folgende Pofltionen : 

A. In der Einnahme: 
L Aus obrigkeitligen Rechten und Einkünften durch Auflagen. 
1) Bürgerfiener 9400 '), 2) Beifigftiener 250 2), 3) Wohnftener 75003), 4) Bürger- 


1) Bürgerfiener. Der ortsanweſende felbiiflänbige Bürger zahlt jährlih 2 FL, 
felbfifländige Frauen 1 Fl., ober abweſende bie Hälfte. 
2) Berfiggeld. Derfelbe Betrag wie bei der Bürgerſteuer. - 
Wohnſteuer. Nicht bürgerliche ſelbſtſtäudige wohner, Männer und eigenen 
führende Frauen zahlen jährlich je 2 Fl. 
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Annahme-Gebühren 14,0004), 5) Eintommmenfteuer 37,000, 6) Beiträge zu ben 
Feuerlöſch · Geräthen 400, 7) Pflaftergeld 10,670 %),. 8) wöcentliches Markt» unb 
Schrammgeld 2335, 9) Iahrmarktsgeld 6000, 10) vom Tuchmarkte 800, 11) Güter- 
beftäterei-@efälle 2000, 12) von ſtädtiſchen Aemtern 2000, 13) Strafen a) ber Bezirke- 
Polizei 1000, b) ber Ortspolizei 1900, 0) bes Stabtfchultheißenamts 100°), 14) ver 
ſchiedene Einnahmen bes Poligeiamts 374. Summa bes Title L . . H,729 Fl. 
II. Ertrag des Stadt-Eigenthums. 
1) Pachtzinſe, 
a) aus Gebäuden 1885, b) ans dem Kornbaus 800, c) au® einzelnen 
Gütern und ben fläbtifchen Auffüllplägen 970, d) Brumnenzinfe von 
Fiſchlaſten, Verkauf von Eis 200, e) Weidgeld 100 — 395; 
2) Erlös aus Obft und Gras 500, 3) aus ber Walbverwaltung Brutto- 
Ertrag 21,016, 4) von der Schügengefellihaft 300 7). Sa. des Tit. I. - 25,771 Fl. 
DL Bon Leben und Bintglten - - - > 0 0 0 2 0 0 0 0 0. 0 247 „ 
IV. Zinfen von Grundflallgebem - © 2 2 0 2 2 2 2 —  „ 
V. Unterrichtsgelder von ber Elementar » Auftalt ®) 3,90 „ 
VL Wr verlaufte Giemle -» - - 0 0 RL nee. 12; 
VIL Aus 8. Staatslaffe wegen bes katholifhen Schullolald . . » » » u. 200 „ 


Summa ber Einnahme 126,851 FI. 


B. In ber Ausgabe. 


I. Allgemeine Ausgaben. 
1) Firirte Befoldungen a) Gelb 16,903, b) Naturalien 282 . . . . 17,185 Fl. 


2) Unbeftimmte Befolbungsthele » » » + 0. = ee 634 „ 


1) Bürgerannabmegebühren. Deren Betrag ift bei Männern und zwar bei 
Mürttembergern 120 Fl., bei Niht-Württembergern 150 Fl., bei Frauen bie Hälfte, bei Haus- 
kindern je nah Geſchlecht und Alter Über oder unter 15 Jahren %,, beziehungsmeije ', bes 
erftern Betrages, 

5) Bllafer eld. Dies wird von allen auswärtigen Fuhrwerlen und Pferden unter 
angemefjenen Ausnahmen gegenüber von dem K. Hof und vom Staat mit 4 Kr. pro Pferb 
beim Eingang in die Stabt erhoben. 

*) Bezirts- und Ortspolizei. Der Unterſchied zwiſchen Bezirls- und Ortspolizei, 
der andy bei dem betr. Ausgabetitel Plat greift, ift folgender: Die Stadt Stuttgart bildet Hr 
fih einen Oberamtöbezirt, dem bie poligeiliben und Berwaltungsfadhen ber 8. irlobeamte, 
bier Stadtdirektor, in andern Bezirlen Oberamtmann genannt, vorſteht. 

Die Gefängniß- und Gefangenen-Trausportkoſten liegen dem Oberamt, bier alſo der 
Stabilafje als Kafle des Bezirlsamts ob, wogegen biefe Kaffe einen Theil der erlannten Gelb» 
firafen bezieht. Dies find die bezirkspofizeilihen Einnahmen und Ausgaben. Im Uebrigen ift 
nad dem Gejet bie Unterhaltung ber Polizei und bie Befriedigung ber polizeilichen Bebürfniffe, 
nad dem bie früber für Stuttgart als Refidenz und für Tübingen als Univerfitätsftabt beftan- 
denen Ausnahmen durch bie a vom Jahre 1849 aufgehoben worben find, ausnahıne- 
108 Aufgabe ber Gemeinde. Die olizeiverwaltung ift daher eine ſtädtiſche, wie denn auch bie 
Stadt die erkannten Poligeigeldftrafen einzieht. Diefe Einnahmen und entiprehenden Ausgaben 
(U. B. 1b.) find im Etat ortspofizeiliche genannt. 

’) Bon der Schützengefellſchaft. Für Benutzung bes ſtädtiſchen Schießhauſes. 

) Unterridtsgelder von ber Elementaranftalt. Die Elementaranflalt if 
bie Vorbereitungsſchule für das Gymnaſium und fiir die Realſchule und ift vollſtändig ſtädtiſche 
Schule unter Repräfentationsrecht des Gemeinderaihs und Ernennungsreht der König. Staats. 
Behörden bezüglich ber Anftellung ber Lehrer. Das Gymnaſium ift Staatsanflolt, zu welcher 
bie Stadt nur ben in II. B. 8a. aufgeführten altbergebrachten Beitrag von 703 FI. jährlich 
abgiebt, während bie Realſchule mit der Oberrealllaſſe, letztere als Vorbereitungsſchule für bie 
polytechniſche Schule grundfäglich Gemeindeinftitute find, deren nah Abzug bes Staatöbeitrages 
von ilber 5000 51 und nad Abzug ber Schulgelver fich ergebende® Defizit pro 1. Juli 1857/58 
mit 7000 F. (efr. II. B. 8b.) die Stabt zu dedem hat. 


— 


3) Büreaulkoſten a) Schreiberverdienſt und Pfanblöſch-Gebührren 1800, 
b) Schreibmaterialien, Druck⸗ und Buchbinderloſten 1400, ”. ” 


Bücher und Zeitungen 150, d) Porto und Poſtgelder 0 = . 2,930 Fl. 
4) Güterbuhs-Diäten, Brandverſicherung und ee Be ————— 1,246 „ 
5) Allgemeine Tag- und Botenlöhne . . . .» Re et 500 „ 
6) Steuerjag, Umlags- und Einzugsloflen . » 2 2 2 2 2. AM „ 
7) Bewöllerungsliften - » x... N ce 55, 
8) Anfhaffung und Erhaltung ber Sausmobilien 500 „ 
9) Holgverbraud anf dem Rathaus . . . 1,000 „ 


10) Beleudtungsloften bes Rathhauſes, ber Tote mb Wachfuben , .. 40 „ 


11) Neinigungsloften des Rathhauſes . . 200 „ 
—— du. 30 
II. Befondere Ausgaben A. Auf pie Erhaltung, Berbefferung 
und Benugung bes Grundvermögens. 


1) a) Grumdabgaben 350, b) Brandſchaden-Beitrag 185 . . ... 485 FI. 
2) zur Berzinfung und a der — 0.00. AH. 
3) Stiftungszinie. - - » V er — 492 „ 
4, Aufwand auf bie Gebäude. en 1,918 „ 
5) für erfaufte Baumaterialien . ». -» . » Be ar BE NET 2 460 „ 
6) auf die Walbverwaltungg . » 2 2. » ee a are: 


B. Für allgemeine Zwede. 
1) Ruhe- und Siherheitsanftalten a) Bezirkspolizeiloſten 1380, 
b) Ortspolizeiloſten 24,901 '%), c) auf die Stabtwachlompagnie 
3600 1), d) für das Militair * * 100, en — * 


f) Nachtwächter 160 = . . . 32,874 „ 
2) Straßen · Beleuchtunggg. 10000, 
3) Feuerloöſchanſtalten .. Per Se a u re 4,105 „ 
4) auf die Feldwirthſchaft und für ben Feldſchub Er ee 2,100 „ 


5) auf Erhaltung don Straßen, Brüden, Seen und Doblen a) Straßen- 

pflafter- und Wege-Unterhaltung 33,743, b) Seen, — und Bäche 

12,000, ec) Straßenreinigung 10,330 2) = . . . . 56,073 
6) Brunnen» und Wafferleitungstoften :) 4235 und 1970 . = ... 620 





% Berzinfung ber Paffidkapitalien. Die Schulden ber Stadt betrugen am 
1. Juli 1857 376,950 Fl., unter biefem ein Anlehen von 100,000 Fl. zum Zweck eines Bei- 
_ biefer Summe an den Staat aus Anlaß der Berlegung des K. Eentraleifenbapnhofs nad) 

tgart. 

10) Bezirks, und DOrtspolizei. Siehe die Anmert. No. 6. 

) Stabtwadhlompagnie Mannſchaft zur Bedienung ber Kanzleien des Rath« 
hauſes, Beforgung der amtlichen Ladungen ıc. (16 Mann). 

) Straßenreinigung. Die Gemeinbelollegien haben ſchon mehrere Jahre ben 
Plan Über Errichtung einer Kabrit für fünftlihen Dünger andgearbeitet, wie ſolche Fabriken 
fhon im manchen größeren Städten eriftiren. Die Straßenreinigung will hiebei an ben Pächter 
ber Fabril verliehen werden und e8 wurbe gehofft, diefen Ausgabepoſten in eine Einnahme ver- 
wanbeln zu fönnen; allein ber Plan ſtieß a verjchiebenerlei Wiperfand, namentlih von Seiten 
ber Eigenthümer der Grundftüde, welche an den fir die Kabrif auserfehenen Platz angrenzen; 
dermalen fleht noch bie Entſcheidung der K. Staatsbehörben aus. 

1) Brunnen- und Bafferleitungstoften. Die Wafferleitungen ver Stabt find 
in e Vertrags gemeinſchaftliches Eigentyum des Staats und ber Gemeinde unb werben auf 
geme haftliche Koften unterhalten; vie mittelbare Berwaltung flieht dem Gemeinderath zu 
unter Mitwirkung der 8. bybrotechnifchen Beamten, Stuttgarts Umgebung liefert feine jo reichen 
BWaflerquellen, daß auch in trodenen Jahren dem gewöhnlichen Beb därfniffe an Trintwaſſer 
genügt werben Mnnte. Die Bermaltung hat daher ihre Tpätigteit vorzüglich auf Auffinden und 
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T) auf bie Märkte verwendet - - -» 2 2 2 2 0 nennen 2400 FE 
8) Lehranftalten 
a) für das Gymnafium Baar 608, für Holz inkl. Fuhrlohn 100 = . 703 





b) Realanſtſalttttt7000, 
ec) zur Elementarauſtalttttt.. 67764, 
d) Gewerbefortbildungsſchule . 2 2 = 2 0 en nun. 10 „ 
e) kaufmännifhe Fortbildungsfhule ) - 2. 20 2 eee. 150 „ 
f) deutſche Schulen a) evangel. 1300, b) kathol. 1050 = . » » 23,30 „ 


8) Sonntagsgewerbigule 450, Kleinkinder» und Imbuftriefchulen 375, 
Turnanſtalt 100, Beitrag zum Turnverein 0) = . ... 1005 „ 
9) Auf Armenanftalten, i 
a) Beitrag zum Armenfaften 880, Defizit des Armenlaftens 6000, 
b) zur Stiftemufit 330, ©) Defizit der Almofenpflege 23,873, Bürger- 
Hofpital 3600, d) zum Katharinen-Hofpital 1295, e) zur Ratharinen« 
Schule u, Baulinenpflege 800, f) dem Lolal-Wohithätigkeitsverein 300, 
g) ber Olga-Heilanftalt 400, h) dem Waiſenhaus, Wandergeld 15 = 37,493 
10) DD ern en 100 „ 
1) Gala rer era AM, 
C. Für allgemeine Dienfte, 
1) Ouartierfoften 100, 2) Rekrutirungsloften 1O = .... +. 270 
Summa Titel IL 206,363 Fl. 


Ausbauten neuer Trinkwafferquellen zu richten. Zur Sammlung bes Waffers für häusliche und 
technische Zwede find zwei Stunden von der Stadt entfernt in den Waldungen brei Seen an- 
gelegt, welche im gewöhnlichen Jahren einen zureichenden Waflervorrath gewähren; allein in 
trodenen Jahren gleichfalls nicht genügen. Diefe mißlichen Berxhältniſſe ftellen der Stadt in 
Ausfiht, mit außerorbentlihen Mafregeln und Koften biefem ftets fi fteigernden Bebürfniß 
Befriedigung verichaffen zu müffen, z. B. durch Zuführen des Waſſers mittelft Pumpwerken an 
dem bre Martung berührenden, von der Stadt %, Stunden entfernten Nedar. Die Summe 
bes Etats mit 4235 Fi. ift der hälftine Betreff ber Gemeinde über Abzug von 3044 FI. 
betragenden Einnahme und if nur auf bem laufenben Dieuſt berechnet. 1970 Fl. zahlt bie 
Stabt allein für andere Öffentliche Brunnen für die in den Weilern Berg und Gablenberg. 

) Gewerbefortbildungsjhule. Es ift viele eine ſtädtiſche Schule für Handwerks, 
Lehrlinge und Gefellen unter Leitung eines von Staatsbeamten und Gemeindedeputirten gebil- 
beten ulxaths; an dem dur die Schulgelber im Betrag von 1210 Fl. nicht gebedten 
Aufwand trägt der Staat und die Stabt vertragsmäßig je bie Hälfte. j 

») Ranfmännifhe Fortbildungéſchule. Diefe it Privatinfitut bes Handels. 
Randes mit Staatsunterſtützung, die bier aufgeführten 150 Fl. find Beitrag zu den Koften ber 
Heizung und Beleuchtung. 

16) Die Pofitionen IL. B. 8f—g. x. find Jahresbeiträge für die genannten Anftalten. 

1) Sratialien. Die Beamten und fonftigen Angeftellten dev Gemeinde haben gejet- 
Lich keine Anfprüde auf Penfionen oder Wittwen-Gehalte zu machen; bie bürgerlichen Sollegien 
find ernftlich, ja ängftli temüht, jedes Penſiousſyſtem von der Gemeinde fern zu halten; bar 
gegen liegt zur Zeit die frage zur Behandlung vor, ob und wie Durch eine zwangsweiſe Be- 
theiligung ber fläbtiichen Beamten bei Lebensverſicherungs · und Griparnißbanten eine Sicherun 
für die Fälle gejhaffen werden fünne, im benen ber Staat mit Penſionen, Quiescenz u 
Bittwengehalten eintritt. Gleihwohl kann die Gemeinde, wenn fie die Rücſichten ver Gerech⸗ 
tigleit und Billigleit, namentlich aber auch ber Zweckmãßigleit wegen dee Einfluſſes auf die im 
Dienſt befindlihen Angeftelten nicht hintenanfegen will, nicht umgehen, in einzelnen Fällen an 
—— gewordene Angeſtellte der Stadt oder am unterflügungsbebllrftige Hinterbliebene 
— wobei Unterftügungsbebärftigleit micht im firengen Sinne zu nehmen it — Unter- 
Kügungen zu geben. Zur Wahrung gegen ein bleibendes Penfioneiyftem werden folche Unter 
Rügungen nur als ſteis widerrufliche, alljährlich ober in mehrjährigen Perioden new zu ver» 
willigenbe Gratialten gegeben; Unter ven hier — 1000 Fl. find folgende Unterftägungen 
begriffen: für einen wegen Kranfpeit ans dem Dienft geſchiedenen Stabtpfleger 400 Fl. pro 
Jahr, für 3 Kinder bes verftorbenen Stabtpflegers je 50 $L, jufarmen 150 $. jähelid), weiche 
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EI. Abgang vom laufenden Einnahmen und Uebertrag in bag Bermerinug® 
Bu - — . . * ” * . * . * 4 3— 1,500 Fl. 


IV. Außerordentliches, für Auswanderer ) . 2. 2. 2: 20 2 nen 0 „ 
Hierzu Titel J. Es . 2 0.» . J J . . . . . 8 0 0 — . re 25,658 * 
— IL * — 3— — 3— ” . [3 “ r “ J * J ⸗ [2 * [ 206,363 3 


— — — e i— — 
Summa ber Ausgaben „ . 234,113 gl 
Die Einnahmen betragen . . 126,851 . 


En, 
Defizit ) . . 107,262 SL. 
—H- 





III. 
Monats - Chronik. 


Königreich Preußen. 
a. Of- und Weflprenfen. 


Königdberg. In der am 21. September abgehaltenen Sigung ber Stabtverorbneten 

kam die vielbeſprochene Krankenhaus » Angelegenheit des Hofriemermeifter Winckler wieder zum 

« Bortrage refp. zum Schluß. Der Magiftrat hat in Beranlaffung eines Befchluffes ver Stabt- 
verorbneten eine Unterfuhung darüber anftellen laffen, ob der Direftor Lange wirklich Relon- 
valeszenten länger als nöthig im Krankenhaufe zurüdhielt, um fie in feinem Garten mit Arbeiten 
zu beichäftigen, während fie von ber Anflalt verpflegt wurden? Auch ob es gegründet, daß 
in Folge der Befchäftigung ber Refonvaleszenten mit Erblarren eine große Anzahl Holzpantoffeln 
durch bie bei der Arbeit erhaltene Näffe untauglih geworben find? Bernehmungen bes ietzigen 


vorausſichtlich je bis zum 14. Lebensjahre der Kinder werben gewährt werden, und für einen 
dienſtuntüchtig gewordenen Amtsdiener 300 Fl. — Der weitere Betrag iſt für kleinere linter- 
ſtützungen verſchiedener Art in Reſerve. 

is) Außerordentliches, für Auswanderer. 

Hier find die beiden letzten Worte zu ſtreichen, oder dabei zu ſetzen: z. B. für Ans. 
wanberer unb Anderes, 

Die letzteren Worte ſtehen in ben Formularen der Gtatsentwärfe noch von ben ſchlimmen 
Jahren im rg ber funfziger Jahre her, wo bie ————— große Rolle ſpielte und 
deshalb im Etat beſonders vorgeſehen wurde; jet bat ſich dieſes Verhältniß mit der Wiederkehr 

eſegneter Jahre jo febr verbeffet, baß eine Unterflägung ber Gemeinde im biefer Richtung nur 

Äußerft feften und in Beinen Beträgen geſchiebt, infonderbeit ba, wo mit ber Fortbeförderung 
eine beſtehende oder im Ausficht ſſehende größere Peiftung ber öffentlichen Kaffen befeitigt wird, 
Au die Stelle der Auswanderer find in der Etatsrubrif „Außerorbentliches “ feit mehreren 
Jahren angenehmere Erſcheinungen getreten, nämlich die Feſtlichkeiten, welche die Stabtgemeinbe 
den bier fib verfammelnden großen vaterlänbifchen Vereinen, wenigftens bei ihrem erſimaligen 
Bejuh im Stuttgart, z. Bi den deutſchen Forſtwirthen, Philologen, Künftiern, dem Guflas- 
Adolph ⸗ Bereim u. f. w. gegeben bat und auch fernerbin, 3. B. in biefem Jahre ber Berfamm- 
fung ber Arditelten, geben wird. Go oft ſolche Bereine Stuttgart als Berfammlungsort 
mwäblen, erfüllen die Gemeindelollegien gern die Pflicht des Gaſtrechts und geben an Öffentlichen 
Orten, wo bie landſchaftliche Schönheit der Umgebung ber Stadt in die Augen fällt, Herbft- ober 
berglehtgen Bee, weiche mit namhaften Ausgaben verbunden find, aber auch viele Befriebigung 
und bereitet 


19 Defizit 107,262 Fl. Das Defizit wurde gebedt durch Umlage (fog. Stadtſchadens- 
Umlage) von 100,000 Ft. auf bie brei bireften Steuerquellen: aus Grund und Gebäube- 
Eigenthum und aus Gewerben, je nad Verhältniß der Umlage der Staateſteuern aus biefen 
Sienerquellen; der Betrag von 7262 FL wurbe auf bie Stiftuerwaltung verwiefen. 
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Inſpektors ber Anftalt, fowie zweier früheren Imfpeltoren haben bargetban, daß Relonvales- 
zenten wohl von dem Herrn Direftor Lange befhäftigt wurten, aber nur mit leichten Arbeiten 
unb während ein paar Stunden bes Tages, während welder fie andy nur Geringes leifleten, 
da fie noch meiftens zu ſchwach waren und dann auch im einzelnen Fälen duch Darreihung 
von Speifen ober Geld von Herrn Direktor Lange regafirt wurden. Daß eine fo große Anzahl 
Holzpantoffeln, wie fie Herr Windler angegeben hat, im Folge bes Gebrauchs bei ber Arbeit 
untaugli geworben find, wird von ben Bernommenen nicht eingeräumt; einer berjelben erflärt 
nur, daß ſelbſtverſtändlich ſolche Pantoffeln, wenn fie im Freien gebraucht werben, mehr feiben, 
als wenn man fie nur im Zimmer trägt. Diefe Verhandlungen mwurben nun feitens des Ma» 
giftrats der Krankenhaus-Kommiſſion zur Begutachtung zugefchrieben, melde zum Vortheil bes 
Herrn Direktor Lange ausgefallen if. Indem die Kommiſſion anerkennt, daß die Beſchäftigung 
von Refonvaleszenten in ber Anftalt mit leichten Arbeiten dringend nöthig ift, fo liegt nad ber 
Rattgehabten Unterſuchung nichts gegen Herrn Lange vor, was ihm als ungehörig anzurechnen 
wäre, ba durch biefelbe in feiner Weiſe feſtgeſtellt worden ifl, daß er die Relomvaleszenten zur 
Ungebühr in der Anftalt zuritdhielt, um fle mit Arbeiten im feinem Intereſſe zu beichäftigen. 
Auch was den von Herrn Windler vorgebradhten Mehrverbrauh an Holzpantoffeln anlangt, fo 
fällt die Begutachtung der Kommiſſion vollfländig zu Gunften des Herrn Lange aus. Der 
Magiftrat giebt num ſämmilliche Aktenftüde ver Berfammlung ab, erflärt, daß er, was fonft in 
ber Angelegenheit torgefommen, nämlich bie von der Verſammlung als ungeredhtfertigt erfannte 
Art der Mafnahmen feitens des Magiftrats gegen Herm Windler, auf fih bernhen laſſen will, 
nur kann auch er and ber flattgehabten Unterfuhung nicht im Eutfernteſten entnehmen, baß 
bem Herrn Direltor Lange ein Berfhulden zur Laft fällt, um eine Remebur eintreten zu Taffen. 
Es geht deshalb fein Antrag dahin zu befinden, ob Herr Winckler, der fein Berbleiben ale Mit- 
glieb der Krankenhaus - Kommilfion nur von folder Remedur abhängig gemadt bat, ferner 
Kommiffions-Mitglied bleiben ſoll reſp. für ihm eine Neuwahl vornehmen zu laſſen. — Die 
Berfammlung erfennt auch an, daß die bem Herrn Lange gemachten Anſchuldigungen nit in 
bem vorgebrachten Mate gerechtfertigt worden find, nimmt aber infofern den Herrn Windler in 
Schuß, als er augenfheinlih durchaus nicht in böſer Abfiht gehandelt hat, fonbern nur aus 
Ueberzengung und in feiner Eigenſchaft als Stabtverorbneter im Intereffe ber Stabt. Es findet 
fi deshalb die Berſammlung nicht in der Lage zu beftimmen, ob Herr Mindler ferner Kom⸗ 
miffionsmitglieb bleiben fol, noch eine Neuwahl für ihn eintreten zu laffen, fonbern giebt es 
ganz der Entjheibung bes Herrn Windler anheim, ob er noch ferner in ber Krankenhaus» 
Kommilfion verbleiben will. Der Hofbuchdrucker Herr Schulg ift der Anficht, daß dem Herm 
Windler noch nicht die ihm gebührende Genugthuung — namentlih wegen des Verhaltens bes 
Magiftrats gegen ihn, hauptjächlich aber wegen ber von dem Herrn Direltor Lange bei ber 
Staatsanwaltihaft angebrachten Denunziation wegen Berläumbung, welche, beiläufig bemerkt, 
feitens ber Staatsanwaltichaft bereits als ungerechtfertigt zurüdgewiefen wurde — zu Theil 
gewörben ift und beantragt weitere Berbanblungen. Die Berfammlung ift diefer Anſicht micht, 
fondern hält einftimmig dafür, daß die Angelegenheit bis auf bie Erflärung des Herrn Windler 
über jein Berbleiben in der Kommiffion zu Ende geführt fe. — Bei ber Borlage bes 
Etats über die Häbtifhen Hanbelsanftalten ergiebt es ſich, daß während der Jahre 
1855/57 am einzelnen Hanbelsgefällen, während bie Solleinnahme 18,737 Thlr. betrug, bie 
Iſteinnahme nad der Durhichnittsberehnung fih auf 30,121 Thlr. jährlich belaufen hat, fo 
daß alfo diefe Summe in dem vorliegenden neuen Etat pro 1859/61 als Meinnahme aufgeführt 
ſteht. Gegen biefe Anfegung bat die Nechmungsrevifions : Kommifften geglanbt, proteftiren zu 
müſſen, da ſolche hohe Einnahme nur ungewöhnlichen Ereigniffen zuzuſchreiben if, in biefem 
Falle dem in ben Jahren flattgebabten Krieg ber MWeftmächte, durch welchen der Handel an 
unferm Orte jehr befebt worben if. Der Antrag der Kommiſſion, Y, von ber ald Ifteinnahme 
aufgeführten Summe von 30,121 Thlr. abzufegen, findet volllommen Unterflügung im ber 
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Berjaummlung, welde beichließt, den Etatsentwurf an ben Magiftrat zurüdgeben zu laſſen, bamit 
er den Etat daruach ändere. — Bei ber Borlage ber Berhanblungen ber Rehnungsrevifions- 
Kommilfion über Die Rechnung bes ftäbtiihen Leihamts pro 1857 wird mitgetheilt, daß im 
Rehmungsjahre auf 22,954 Nummern circa 83,764 Thlr. Darlehn gemaht wurden, während 
im Jahre zuvor auf 22,076 Nummern fi der bargereichte Betrag nur auf 78,365 Thlr. belief. 
Das Bermögen des Leihamtes hat fi in diefem Rechnungsjahre um 1485 XThir. vergrößert 
und beträgt jegt 11,296 Thlr. Durch diefen Vortrag wird Herr Syitnid zu dem Antrage ver- 
anlaßt, bie Erniebrigung des Prozentfages von 12 pCt. welcher noch immer von den armen 
Leuten genommen wird, nunmehr in Erwägung zu ziehen. Herr Zamnan entgeguet baranf, 
baß erft vor 6 Momaten eine Kommiffion darüber berathen habe und damals zu dem Beſchluß 
gelangte, daß eine Ermäßigung bes Prozentjages für jet mod nicht rathſam fei, weil fonft die 
Stabt zur Erhaltung des Inſtituts baare Zuſchüſſe machen müßte. Nach dem vorliegenden 
Etats-Entwurf für den Fonds der allgemeinen Berwaltungstoften pro 1859-61, welder von 
ber Berjanimlung genehmigt und vollzogen wird, beträgt ber jährlich zu gewährende Zuſchuß 
40,498 Thle. — Der Herr Geheime Regieruugs-Rath Profeſſor Schubert hielt den Bortrag 
wegen ber Veränderung bed Namens ber bisherigen Danziger Kellerfirafe in „Kantſtraße,“ 
welche übrigens auch ſchon von dem Königlichen Polizei » Präfivium genehmigt worden if. Es 
bebarf laum der ben Antrag warm umterflugenden Worte des Herrn Referenten, als auch ſchon 
die Verſammlung einftimmig und augenfheinlih vom Ausdrucke der Freude begleitet, ihre Ge- 
nehmigung zur Veränderung des Straßennamens in „‚Kantftraße” giebt. 

Danzig, 22. Sept. Ju der geftrigen Stabtverorbneten-Berfanmlung wurde vom Bor- 
figenben die Mitteilung gemacht, daß der Antrag ber Stadtverorbneten-Kommilfion, die Fira- 
tion ber Lehrer des Gymnaſiums nnd biefer folgend die ber Lehrer an der Petri-Schufe betref- 
fend, vom Magiftrate nicht feine Beftätigung erhalten habe. Im Folge defien hatte Herr St.⸗V. 
Roepell, in Uebereinftiimmung mit den übrigen Kommiffions - Mitglieverm, der Berfammlung 
eine volfländige Auseinanderfegung diefer Angelegenheit zur Eutſcheidung Seitens der Königl. 
Regierung vorgelegt, welche verlefen und einflimmig genehmigt wurde, — Der bisherige zweite 
Bürgermeifter und Beigeorbnete Her Shumann, ift, ber von der Stabtverorbnneten » Ber- 
fammlung getrofjenen Wahl gemäß, als zweiter Bürgermeifter und Beigeorbneter der Stadt 
Danzig für eine vom 1. Januar 1859 ab laufende zwölfjährige Amtsdauer Allerhöchften Orts 
beflätigt worben. 

Graubdenz, im September. In ber jüngft hier abgehaltenen Sitzung ber Stabtverorb- 
neten wurbe benjelben eine Bittjhrift am Se. Königliche Hoheit den Prinzen von Preußen 
äugeftellt, worin unter Hinweifung auf das bisher am hiefigen Orte beflanbene friedliche und 
echt patriotiſche Zufammenleben beider chriſtlichen Konfeffionen, welches durch den verftorbenen 
Domherrn Dietrich gefördert wurde, die Bitte ausgefprochen wird, daß die Jefuiten, welche bie 
Beranlaffung zu einer Störung biefer Eintracht gegeben haben, in ihrer ferneren Wirkſamleit 
im preußifhen Staate beſchränkt würben, damit nicht das Baterlandb durch ihre Thätigkeit in 
zwei feindliche Heerlager gefpalten und für Zeiten ber Gefahr deſſen Kraft geſchwächt würde; 
daran knüpft fih das Gefuh um Reftauration ber früheren Infchrift an ber Kirchenpforte. 
Nen erihien bie in dem beregten Schriftſtück ausgefprochene Beforgniß, daß die Iefuiten mög- 
licher Weiſe bie Abfiht haben lönnten, ſich in Graudenz wieber feftzufegen, wie vor ber Zeit 
Friebrich® des Großen. Das Gebäude des katholiſchen Schullehrerfeminars gehörte bekanntlich 
früher dem Orden. Nachdem das Schriftftüd der Verſammlung vorgetragen war, erklärte ſich 
dieſelbe mit dem Inhalte beffelden in allen Punkten einverftanden und befchloß einflimmig, es 
zu unterzeichnen und an feinen hohen Beſtimmungsort abgehen zu laffen. 20 Stabtverorhnete 
waren zugegen. Charakteriftifch ift e8 für das Mifhungsverhältniß beider Konfeffionen am 
biefigen Ort, daß don ben etwa 35 Mitgliedern der Stadtverordneten - Berfammlung nur einer 
der latholiſchen Konfeffion angehört, welcher fi übrigens obige Beſchluſſe angefhlofien hat, 
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Elbing. Ans der Stabtverorbueten-Berfammlung am 3. September c. ift Folgeudes 
zu erwähnen: Die Berfammlung ift mit dem Magiftrat damit einverfianden, daß ber bisher 
gegen bie regulativmäßige Quote von 7102 Thlrn, laut Etat aufgelommene Mebrbetrag an 
Grundfleuer von 1478 Thlen. vom Jahre 1859 ab lediglich buch Rebuftion zum Wegfall 
fommen unb bie von den Grunbftüds-Befigern bisher zu entrichten gewejene Grunbfteuer nad 
Mafigabe der Rebultions-Summe vom 1. Januar 1859 ab pro rata ermäßigt werde. Auf bie 
Mittheilung des Magiſtrats, daß Herr Stabtrath Wegmann aus dem Magiftrats-Kollegio aus⸗ 
geſchieden, wurde eine Neuwahl zur nächften Sitzung beſchloſſen. Gleichzeitig beſchloß die Ber- 
fammlung, baß die dem Abgeorbueten für das Herrenhaus bisher bewilligten Diäten ihre Enb- 
ſchaft erreicht haben follen. Der Vorſchlag des Magiftrats, bei Aufftelung der künftigen 
Haushalts-Etats bie ult. eines jeben Jahres in der Kämmereilaſſe fich ergebenden Baarbeſtände 
nicht weiter a Conto ber Einnahme des nächſten Jahres zu übertragen, ſondern bavon einen 
Refervefond auzuſammeln, wird von der Berfammlung abgelehnt. Mehrere Rechnungs. Sachen 
wurben erledigt, darunter bie Kämmereibanrehnung pro 1857, welde mit einer Mehrausgabe 
von 637 Thlrm. 29 Sgr. 3 Pf. gegen den Etat abſchließt; der Leihamtsabihluß pro Juli c, 
nad welchem auf 7757 Pfandftüde 20,522 Thlr. gegeben, und bie Rechnung ber fläbtifchen 
Fener-Sogietätslaffe pro 1857. Bei letzterer wird bemerkt, daß dem Statut zuwider ber Res 
ſervefonds um 381 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf. vermindert worben, und der Magiftrat darauf auf⸗ 
merkfam gemacht, ob es nicht an ber Zeit wäre, ſchon jetzt Einleitungem zu einer Bergrößerung 
des auf 20 pEt, firirten Refervefonde zu treffen und um besfallfige Vorlage erſucht. 


—B— Elbing, im September. Aus bem Berwaltungsbericht des hiefigen Magiftrate 
für das Jahr 1857 theilen wir weiter mit: 


Kirhen- und Schulweſen. Im Laufe des Jahres iſt das Kirchenkofleginm von 
St. Marien gegen die Kommune Hagbar geworben wegen 5791 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf., welde 
vom Jahre 1821 ab bis zur Wiederherſtellnug der dritten Prebigerftelle aus ber Kämmereilaſſe 
als rückſtändiges Gehalt nebſt Zinfen beanjprudt werben. Die Entiheibung des Richters ſteht 
in erfter Inſtanz bevor. — Ebenfo hat das Kirhenkollegium von St. Annen im Wege Rechten 
den Anfprud erhoben, daß die Stadt der bisherigen Obfervanz entgegen zu ben im Jahre 1856 
ausgeführten Kirchenbauten ", der Koften beitragen ſoll. Die Anftellung dieſes Prozeffes, deſſen 
Entſcheidung erfter Inſtanz zu Gunften ber Kommune ergangen ift, muß fehr bebauert werben. 
Sollte derfelbe wider Erwarten für die Kommune verloren gehen, jo wilrde bie Kirchenkaſſe von 
St. Annen daraus möglicherweife Vortheile erlangen, bie aber zum Machtheile der übrigen 
evangelifch » Iutherifchen Gemeinden, ſowie ber micht Intherifhen Einwohner führen würden, ohne 
daß ben fäbtifchen Mitglievern der St. Annen-Kirhen-Gemeinde ein Bortheil erwächſt. 


Die Organifation des Schulweſens hat durch Einrichtung einer vierten Kaffe an ber 
Neuſt. Knabenſchule und durch Einrichtung einer neuen (gemifchten) Klaſſe an ber Laflabien- 
ſchule, wodurch bie bortige Mädchen- und Knabenfchule je zweillaffig geworben find, einen 
längft gewünſchten Fortſchritt gemacht. Es ift nunmehr mur noch eine einkaffige Boltsichule, 
die Armenſchule auf dem Anger, übrig. Die Zahl der Schiller und Schülerinnen hat wiederum 
erheblich zugenommen. Im Juni 1857 betrug bie Zahl der ermittelten Schüler und Schillerinnen 
(uff. derjenigen über 14 Jahre): 

1) im Königl. Oymnafium . . . 205 (inf, 68 Auswärtige), 
2) in ber fläbtifchen höheren Bürgerfgule . «886 (int. 129 Auswärtige), 
8) im ber ftäbtilchen höheren Töchterfhule . 233 (inkl. 28 Auswärtige), 
4) in der altftäbtifchen Töcterfhule . .„ 343 
5) im der meufläbtifchen Kantorfhule . „ 207 
6) in den 9 evangeliihen Elemientarjhulen. 1640 
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T) in bem beiben katholiſchen Shulm . . 495 
8) in den vorhandenen 2 Privatichnlen . 74 








3583 
(barumter 1184, welche Freiſchule genoflen). 
1) Kinder, die zu Haufe Privatunterricht erhielten 71 
2) folche, bie nicht ſchulbeſuchsfähig waren .„ 4 
3) folche, die noch einzufhulen . - . .. 59 
134 
Summa a7. — 


Dagegen betrug im Juni 1856 die Zahl ber ermittelten ſchulpflichtigen Kinder und ber 
über 14 Jahre alten Schüler nur 3579 und bie Zahl der Schüler in den Schulen ad 1- 8, 
nur 8265. Es beſuchten mithin im Juni 1857 318 Kinder mehr die Schulen als im Jahre 
1856. Der große Zuwachs an Schülern erklärt fich zum Theil dadurch, daß zu Oftern 1857 
mehr Kinder als fonft im Alter unter 6 Jahren aufgenommen find, was barin feinen Grund 
hat, daß nunmehr in ben Boltsjgulen nur einmal und zwar zu Oftern bie Aufnahme folder 
Kinder erfolge, welche noh gar feinen Schulunterricht genoffen haben. Einzelne Schulen 
Mub unter biefen Umſtänden überfült, und es ift Bebürfniß, nicht mur momentane Abhülfe zu 
verſchaffen, jonbern das Elementarſchulweſen für die Zukunft nach einem beftimmten Plane 
auszubilden. Die Schuldeputation ift baher mit Aufftellung eines neuen Organifationsplanes 
beichäftigt. 

Die Anftellung von Schulboten zur Einholung von fehlenden Schulkindern ift nunmehr 
bei allen Volleſchulen burdgeführt und hat gute Erfolge gehabt, fo weit es möglich gewejen ift, 
für das unzureihende Gehalt geeignete Schulboten zu erlangen, " 

Neu befegt wurben 3 Elementarlehrerftellen (einſchließlich der beiden neuen Lehrerftellen), 
und im Ganzen 8 Lehrerfiellen im Gehalt verbeffert. — Bei der höheren Bürgerfähule 
betrug bie Gejammtausgabe 6173 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf., zu welder aus ber Kämmereifaffe (inkt, 
bes vertragemäßigen Zuſchuſſes aus der Gymuaſiallaſſe) 1100 Thlr. und aus der Heil. Geift- 
Hofpitaltaffe 500 Thlt. hergegeben wurden. Die Schulgeldeinnahme betrug 4276 Thir. 25 Sr. 
Nach dem Etat pro 1858 fteigert fi ter Zuſchuß der Kämmereilaſſe won 1100 Thlr. auf 
1350 Zhir. int. der 500 Thlr. aus ber Gymnaſiallaſſe. — Bei der höheren Tödter- 
Thule hat gegen bie Etatsſumme von 4100 Thlr. eine Minbereinnahme an Schulgeld von 
810 Thlr. flattgefunden, welche jedoch durd den Beſtand und die Reſteinnahme aus dem Vor⸗ 
jahre gebedt wird. Für 1858 hat ein Zuſchuß von 209 Thlr. 11 Sgr. auf bie Kimmereilafje 
übernommen werben müffen. — Bei ven Elementar- und den beiden Mittelſchulen betrug 
der etatömäßige Zufhuß pro 1847 3138 Thlr.; außerdem find 280 Thlr. für den Ausbau ber 
neuſtãdtiſchen Kantorfhule bei dem Kämmerei-Baufonds und 158 Thlr. 29 Sgr. für Schuiftraf- 
Gefangene ad extraord. gezahlt. Nach den Spezial-Etats pro 1858 vermindern ſich die bireften 
Koften für diefe Schulen bei ber geftiegenen Schufgelveinmahme auf 2811 Thlr. 15 Sgr., ob» 
wohl barumter 100 Thlr. für bie Schulboten als neue Poft enthalten find. 

Gewerbe-Angelegenheiten, Die für das Jahr 1857 aufgebrachte Gewerbefteuer 
beträgt 9485 Thlr. 20 Sgr. 10 Pf.; pro Dezember 1856 betrieben ihr Gewerbe im fleuer- 
pflihtigen Umfange 1151. Mit Berildfihtigung des Zu » und Abgangs pro Dezember waren 
im Januar 1857 gewerbeftemerpflichtig 1123. Dieſelbe Zahl Steuerpflichtiger iſt in bie Rolle 
Pro 1868 übergegangen. Unter Berüdfihtigung des Zu⸗- und Abgangs nah Aufftellung ber 
Rolle belief fie ſich jedoch ult. Dezember 1857 auf 1129, — Die nachſtehende Ueberfiht aus 
den in dem legten 12 Jahren aufgeftellten Steuer-Rollen ergiebt, daß alljährlich Anfangs No- 
dember jeden Jahres vorhanden waren, unb zwar: 
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In Betreff der Handwerker jei hierbei bemerkt, daß bei Hinzurechnung ber nicht fteuer- 
pflichtigen Handwerker eine Abnahme der Handwerker Überhaupt nicht hervortritt; auch ift im 
einzelnen Fällen die Erweiterung ber Geſchäfte die Urfache gewejen, daß bie betreffenden Ge- 
werbetreibenben aus der Steuerllaffe A. in die Steuerklaſſen B. und C. übergegangen find, 
Es ift aber jebenfall® bebauerlich, daß ber Handwerlerſtaud fih nur etwa auf der früheren An- 
zahl erhalten, ftatt vermehrt hat. Auf die Zabl der Fuhrleute und Schiffer hat bie Eröfinung 
ber Eiſenbahn und in den legten Jahren ber gebrücte Zuftand der Flußihifiiahrt einen nad: 
tbeiligen Einfluß gehabt. (Fortfegung im wächften Heft.) 

—W- Zilfit, im September. Durch den großen, am 13. Auguft hier fattgefundenen 

Brand ift ber größere Theil der Borftabt Freiheit, circa 40 Gebäude, die mit 42,000 Thlr. 
verſichert waren, ein mit 72,000 Thlr. verſichertes Holzlager, verſchiedene andere Waaren und 
durch Flugfeuer auch das daneben gelegene Gut Balgarden mit vollem Einſchnitt im Aſche 
gelegt. Die durch den Zelegraphen citirte Memeler Feuerwehr konnte nicht mehr zur Zeit ein- 
treffen und wurbe noch vor ihrem Abgang abbeftellt. Obgleih an einem windftilen Tage, traf 
das Feuer doch im eime ſehr unglüdliche Zeit. Denn unfere alte Feuerordnung war halb ver- 
geffen, die meue fseuerwehr erft in der Organifation begriffen und bie bereits vor 6 Monaten 
in Berlin beftellten 3 neuen Schlaudfprigen und 12 Rädertienen trafen gerade 3 Tage nad 
dem Brande ein; enblih war bie gefammte Garniſon zum Manöver nad Königsberg marfchirt 
und body hätte gerade bei biefem feuer bie vereinte Kraft von 200 Dragonern dur Abtragen 
von Gebäuden dem Feuer und durch Abfperrung der Plünderungsfucdht bes entfefjelten Pöbels 
am erften Einhalt thun Lönnen. — Die neuen Sprigen koften pro Stüd 550 Thlr. und 
50 Thlr. Fracht, die Nädertienen 54 Thlr. und 15 Thlr. Fracht. Die zu organifirende Feuer 
wehr befteht außer der Reſerve aus 8 Mann, die unter der Leitung eines Oberfeuermanneg nad) 
Berliner Art eingelleivet und einererzirt werben. Der letztere ift ein biefiger, als jehr brauchbar 
erlannter Zimmergefelle, ben ber hiefige Magiftrat auf 4 Monate nad Berlin geſchidt hatte, 
wo er durch die gefällige Güte bed Branddireftor Stabell im der bortigen Feuerwehr Dienfte 
that und ausererzirt wurde. Um biefem Beamten bie nmöthige Autorität in ben Augen bes 
Publikums zu geben, fungirt er nebenbei als Polizeibeamter. Die Belleidungsgegenftände und 
Utenfilien waren hier nicht zu befchaffen und werben aus Berlin verfchrieben. Ein Kletterthurm 
und Ererzirplag für bie Feuerwehr find in der Einrihtung begriffen. Die hängenden Räder 
tienen, wenn auch theuer, erfcheinen für alle Städte empfeblenswerth, indem vie Zweclmaßigleit 
unendlich viel höher ſteht, als bie ber alten Schleifluven. Letztere wurden oft kaum von zwei 
Pferden gezogen und verſchütteten die Hälfte des Waſſers; von biefen zieht ein Pferd ſechs und 
fie find geſchloſſen. 

Der Brand hat ein jeit 63 Jahren betriebened Projekt, die Durchführung einer geraden 
Strafie nah der Freipeit und die Verbreiterung ber Deichſtraße wach gerufen, Um einen 
vielleicht in 100 Jahren nicht wieberfehrenden Zufall zu benugen, haben die ſtädtiſchen Behörden 
ſchleunigſt einen Retabliffementspfan mit 50 Fuß breiten Straßen entworfen und betreiben das 
Erpropriationsverfahren mit den Cigenthümern uud eingetragenen Gläubigern nah Vorſchrift 
der Minifterialverorbnung vom 12. Mai 1855. Gleichzeitig will die Polizeibehörde die Wieer- 
anlegung von Holggärten in tiefem ſehr bebauten Stabttheil verbieten. Endlich geht man mit 
dem Erbau neuer öffentlicher Briumnen vor, an denen es hier fo fehr fehlt. 

Bei der am 19. Auguft ftattgefundenen Bürgermeifterwahl wurde ber bisherige Bürger: 
meifter Herr Kleffel einftimmig wiedergewählt. — Die Stabtbehörten hatten in Uebereinfiimmung 
mit dem lutheriſchen Kirchenrath bie Abſchaffung des Herumtragens des Klingfädels während des 
Gottesdienste beantragt. Diejer Antrag hat aber nicht die Sanftion der Staatsregierung ge— 
funden. Da die Kommune durch ben Erbau der Gasanftalt ſehr in Gelbverlegenbeit gerathen 
if, hat die Staatsregierung ihr ein größeres Gelddarlehn zu 4'. pCt. aus den Ueberverbienft- 
gelvern ber Infterburger Strafanftalt bewilligt. Die hiefigen — liegen durch 
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Konkurſe u. f. mw. noch immer fehr darnieder. Dennoch entftehen nene Fabriken. Der General. 
Baubireltor Mellin burchreifte neulich unſern Ort, um bie Lage einer Eifenbahn von Inſterburg 
über Tilſit nah Memel und Mitau, bie im Minifterium projeltirt wirb, im Allgemeinen 
feftzuftellen. 

b. Po few 


—C— Poſen, im September. (Die Sparkaffe und die Pfanbleih-Anftalt.) Während 
bie Beftände ber Sparkaffe im Jahre 1856 nad und nad von 259,108 Thlr. 10 Sgr. 3 Pf. 
am 1. Ianuar 1857 bis auf 259,960 Thlr. 8 Sgr., womit fie ultimo 1856 fchloffen, herab» 
gingen, ift im vergangenen Jahre ber entgegengefeite Fall eingetreten, Schon im Januar 
wies ber Abſchluß 254,238 Thlr. 15 Sgr. 4 Pf. nah, welcher, Heine Rüdgänge in den fols 
genden Monaten abgerechnet, am 18. Juli auf 256,998 Thlr. 5 Sgr 9 Pf., am 18. Auguft 
auf 259,189 Thlr. 19 Sgr. 10 Pf. und am 18, September auf 259,744 Thlr. 18 Sgr. 11 Pf. 
fi flellte. Diefer Tetere Betrag war angelegt: 1) in Hypotheken mit 125,4831, Thlr., 
2) bei ver Leihlaffe mit 27,680 The. 6 Sgr. 6 Pf., 3) in Werthpapieren 88,325 Thlr., 
4) verzinsbar bei ber Provinzial » Hülfskaffe und rückzahlbar nad achttägiger Kündigung mit 
14,000 Thlr., 5) in baarem Gelde 4256 Thlr. 2 Sgr. 3 Pf. Das Vermögen des Inſtituts, 
aus ben Ueberſchüſſen gebildet, betrug Ende 1856 22,982 Thlr. 1 Sgr. 10 Pf. umb betrug 
Ende 1857 26,000 Thlr. — Die Berbinblichleiten der Sparkaffe betragen etwa 233,700 Thlt. 
Sparkafjenbücher waren Ende 1856 3860 Stüd im Umlaufe, davon gehörten: 1) 1234 Städ 
über 88,297 Thle. 22 Sgr. 1 Pf. Einlage-Gewerfen, Stiftungen, Kirchen, Schulen ıc., 2) 780 
Stitd über 33,861 Thlr. 8 Sgr. 4 Pf. Kindern, 3) 143 Stüd über 10,600 Thlr. Wittwen, 
4) 941 Stüd über 72,638 Thlr. 19 Sgr. 3 Pf. Dienftboten, und zwar: 275 Stüd 24,588 Thlr. 
10 Sgr. 1 Pf. männlichen und 666 Stüd über 48,100 Thlr. I Sgr. 2 Pf. weiblichen Dienft- 
boten, 5) 475 Stüd über 17,312 Thlr. 19 Sgr. 4 Pf. Gewerbtreibenden, nämlih: 160 Stüd 
über 5421 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf. Handelsleuten und 315 Stüd über 11,891 The. 9 Sgr. 
3 Pf. Handwerkern, 6) 207 Stüd über 6660 Thlr. Militairs, 7) 56 Stüd über 760 Thlr. 
4 Sgr. 1 Pf. Beamten, 8) 10 Stüd über 540 Thlr. 8 Sgr. 1 Pf. Perfonen unbelannten 
Standes. Davon lauteten: 

1765 Bücher auf bis inl.. 20 Tülr, 
108 „u DM Thlr. bis 60 „ 
640 " " 50 " ” 100 ” 
21 nn 0 „00 „ 
136 „ über 200 Thlr. 

Die der Pfandleihanftalt von der Sparkaffe gemachten Vorſchüſſe, welche vom 
18. Januar bis zum 18. Dezember 1856 von 25,962 Thlr. 16 Sgr. 9 Pf. auf 28,667 Thlr. 8 Sgr. 
3 Pf. geftiegen waren, haben im vergangenen Jahre nur geringe Veränderungen erfahren. 

Im Jahre 1856 wurben 9014 und im Jahre 1857 ca. 5373 Darlehen bewilligt, dagegen 
haben 1856 9200 KRüdzahlungen und im Jahre 1857 7600 ftattgefunden. 

Der pro 1858 fefgeftellte Etat der ſtädtiſchen Pfanbleihanftalt weift folgende Bofitionen 
nah: A. In der Einnahme: 1) Zinfen von 26,000 Thlr. auf Pfänder ausgelichene Kapi- 
talien a 12, pCt. 3250 Thlr, (die andern 5 pEt. fließen zur Sparkaffe), 2) Koſtenüberſchüſſe 
auf die zum Berlauf geftellten Pfänder 200 Thlr., zufammen 3450 Thlr. B. In der Au 
gabe: 1) Gehälter 1304 Thlr., 2) Miethe 400 Thlr., 3) Büreau-Bedürfniſſe 212 Thlr. 
21 Sgr., 4) Einrihtung, Bauten, Abgaben und Koften 133 Thlr. 9 Sgr., 5) Zinfen an bie 
Sparkafje 1300 Thlr., 6) zur Dedung der Vorſchüſſe 100 Thlr., zufammen 8450 Thlr. 

B— Meferig, im September. An ber ewangel. Stadtſchule ift feit dem Jahre 1856 
ein fiebenter Lehrer angeftellt worden. Derfelbe hat aber die Stelle am 1. Auguſt v. J. auf 
gegeben und es hat biefelbe längere Zeit aus Mangel eines geeigneten Bewerber® nicht wieber 


939 


beſetzt werben Fünnen. Da ber Zuſchuß ber Rämmereitaffe zu ben Koften der Elementatſchülen, 
ber bisher 725 Thlr. betrug, noch um 175 Thlr. erhöht werben mußte, befonder® um bamit 
die Koften des fiebenten Lehrers zu beden, fo hat der Magiftrat um deshalb, weil die Kämmerei 
jene Mehrkoſten zu tragen micht im Stande ift, mehrfah dringend um Bewilligung eines 
Staatszufchuffes bei der Königl. Regierung gebeten. Es ift dies jedoch fo Lange abgefchlagen 
worden, als nicht ber Beitrag der eingeſchulten Ortſchaften % ber Maffenfteuer beträgt, — 
Die Königl. Regierung hat jetzt angeordnet, daß nad diefem Maßſtabe die ländlichen Einwohner 
beitragen follen und es ſoll biefe Mafiregel dahin führen, baß ber ftäbtifche Zuſchuß nur 
725 Thlr. jährlich bleibt, wobei aber die 600 Thlr. aus dem Armenfond und die Zufchüffe aus 
ber Kirchenkaffe nah wie vor beibehalten werben. An ber katholifchen Schule, fowie in der 
jüdiſchen Elementarſchule fungiren je zwei Lehrer. 

Bromberg, im September. Schaufpielvireltor Keller aus Poſen hat dem hiefigen 
Magiſtrat mitgetheift, daß er mit einer tüchtigen Gefelljchaft auf zwei Monate nad Bromberg 
zu kommen beabfihtige umb gebeten, man möge ihm bie Theatermiethe wieber wie früher zu 
5 The. pro Spielabenb berechnen. Die Stabtverorbneten-Berfammlung hat fonfequent in ihrer 
Situng am 19, d. entfchieven, fie wolle biefe Bitte nur dann erfüllen, wenn Direftor Keller 
von bem Rechte, allein in Bromberg Borftellungen zu geben, volllommen abftrahire und (wozu 
er ſich ſchon früher verpflichtet) eine Oberpräfivial-Konzeffion ber Stabt verichaffe, nach welcher 
im biefigen Theater jede andere Schanfpieler- umd Künftlergefellihaft unbehindert auftreten Fönne, 
Andernfalls folle es bei der feſtgeſetzten Miethe von 10 Thlr. pro Spielabenb bleiben. Die 
vom vorigen Jahre noch reftirenden 130 Thlr. übrigens habe Herr Keller jedenfalls, bevor ihm 
das Theater geöffnet wirb, zu entrichten. — Yu Betreff ber Erridtung einer Provinzial-Blinden- 
Unterrihts-Anftalt innerhafb der Stadt, erflärten bie Stabtverorbneten ſich bereit, einen geeig- 
neten Pla im der Nähe des MWaifenhaufes berzugeben; jede anderweitige Unterftügung dagegen 
wurde abgelehnt. — Wie gemeldet, find Bürger, welche bei dem Brande des Rio'ſchen Hanfes 
nicht zum Löſchen und Retten erſchienen, mit einer Strafe von 2 Thlr. pro Perjon bedroht 
worben. 

Rawicz, 28. Auguft. Im Stelle des nah Frankfurt a. D. abgehenden Rektors Strehte, 
ber 14 Jahre ber Hiefigen evang. Mädchenſchule fegensreich vorgeflanden, ift ber bisherige Lehrer 
an dem Schwarzbach'ſchen Yuftitut in Oftrowo bei Filehne, Krüger, gewählt. — Ju ber legten 
Sitzung der Stabtverorbneten wurde das Gefuh der hieſigen Schügengilde, um Bewilligung 
eines Darlehns von 2500 Thlru. aus dem Schulfonds zum Bau eines Saales im Schügen- 
haufe, genehmigt. Im berfelben Sigung mwurben bie beiden legten Stellen an ver evangel. 
Mädcheuſchule und die legte Stelle an ver evang. Knabenſchule um je 25 Thlr. jährlich ver- 
beffert. — Einem hierorts vielfach gefühlten Bedürfniß wirb durch die Errichtung einer Darfchns- 
und Sparkaffe abgeholfen werben. Die Verwaltung beider Inftitute wird, wie verlautet, ber 
Mogiftrat übernehmen und jomit den Intereffenten genügenbe Garantie geboten. 


ce. Schleſien. 

— C — Hirſchberg, im September. Im vergangenen Jahre haben einſchließlich der— 
jenigen Berfonen, melde nach $. 52. der St.-D. von Zahlung des Einzugs- und Hausftande- 
gelves befreit find, 87 Perfonen das Einwohnerrecht erlangt und find dafür nah Abzug einiger 
Ausfälle 940 Thlr. 16 Sgr. zu entrichten geweſen, wovon 905 Thlr. 1 Sgr. zur Kämmerei eins 
gezogen und 35 Thlr. 15 Sgr. in Reſt verblieben find. Die Einnahme an Stand- und Buben- 
geld an tem Yahrmärkten war längere Zeit hindurch für 60 und fpäter für 50 Thlr. jährlich 
verpadhtet. Nachdem der desfallfige Kontrakt abgelaufen, ift durch die eigene Verwaltung in ben 
Zapren 18%%/;, im Durchſchnitt eine jäprliche Einnahme von 89 Thlr. 15 Sgr. 5 Pf. erreigt worden. 

Der Reinertrag des Grundbefittes innerhalb der ftäbtiihen Felbmark, ſoweit berfelbe ber 
Beſteuerung unterliegt, iſt auf 46,806 Thlr. abgeſchätzt. Hiervon find ” = des an 
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die Staatslaſſe abzuführenden Servisbeitrages von jährlich 4,520 Thlr. 25 Sgr. 8Y, pEt. mit 
3900 Thlr. 15 Sgr. erhoben worden. Zur Beftreitung ber Kommunal-Bedürfniſſe 
wurden vom abgefhägten Perſonal-Einlommen unter Berückſichtigung der gejetlihen Befrei- 
ungen und ber Borfcriften der Gehälter von Beamten und ber Penfionen 3 pCt. erhoben und 
gingen hierdurch 9,710 Thlr. 2 Sgr. 8 Pi. ein. 5 Thlr. 18 Sgr. 11 Pf. verblieben in Reſt 
und 87 Thlr. 21 Sgr. 6 Pf. oder 2, pCt. find wegen Uneinziehbarleit niedergeſchlagen worben. 
Die Zahl der hiefigen Civil» Einwohner beträgt nah ber Zählung von 1852 7774 unb bie 
Kommunal -Einlommenfteuer mithin pro Kopf 1 The. 7 Sgr. 7 Pi. Im Jahre 1856 
wurben bei gleichen Prozentfägen vom Grunbeigentbum 3,895 Thlr. 3 Sgr. und vom Perfo- 
nal » Einfommen 9616 Thlr. 10 Pf. erhoben. 

Zur Unterhaltung und Berbefferung des Straßenpflaftere und ber hauffeemäßig ausge- 
bauten übrigen Straßentheile werden alljäprlich gegen 1000 Thlr. aufgewendet und wird min- 
beften® eine größere Strede in jedem Jahre neugepflaftert, wobei auf angemefjene Bertheilung 
bes Gefälles und Verbreitung der Straßen durch Anlauf und Wegräumung ber angrenzenden 
baulihen Anlagen möglihft Bebacht genommen wird. Cine dem Ertrage ber Hunbeftener glei» 
fommende Summe von circa 150 Thlr. wird alljährlich zu Prämien für Granit » Trottoire ver⸗ 
wendet und ift bieje wefentliche Berbefferung der Bilrgerfteige durch das bereitwillige Entgegen» 
fommen ber betreffenden Hausbeſitzer ermöglicht worden. Die durch außerorbentlihen Wafler- 
mangel gebotene Bermehrung der Pumpen Brunnen hat einen erheblichen Koſtenaufwand 
herbeigeführt. 

Die Verpflittung der Stabt- Kommune zur Tragung ber Kriminalloften und Unterhal- 
tung ber Gefängniffe ift gegen eine nad ben gefeglichen Beftimmungen auf 654 Thlr. 18 Sgr. 
11 Pi. ermittelte jährliche Rente abgelöft worben. Diefe jehr hohe Rente erreicht jedoch noch nicht 
die Durchſchnittsſumme der fehr bedeutenden Koften, welde zur Erfüllung diefer Berpflihtung 
in ben legten Jahren zu tragen gewejen find. 

Die Kommumal» Beiträge, welche zur eigenen Kaffe entrichtet werben, beflehen mit Aus- 
nahme einiger Reallaften in dem Servisbeitrag, welcher zur Gleichftelung mit dem Privatbefig 
auf die Kämmerei» Grundftilde nach demſelben Progentjat repartirt worden ift. 

— 5. — Görlig, im September. Dem Berwaltungsberidhte der biefigen Stabt pro 
1856 entnehmen wir über bie biefigen Handels» und Gewerbsverhältniffe folgende 
Notizen: Die Gewerbeftener » Rolle bes genannten Jahres ergiebt folgende Zahlen » Berhältuifie 
gegen bie Vorjahre: 





1854 
a) Händler mit faufmännifhen Recheen. 2 ee 15 136 118 
b) Händler ohne kaufmännische Rechte. 2 en 352 339 826 
c) Gaſt⸗, Speife- und Schantwite. nn nn 2 1780 
GENE a te 4 40 41 
0) Fleiſcheeerr..37 93 8 
EI BEE ur a a ee .. . 4 
E) Handwerker (excl. ber fleuerfreien) 02 220.898 891 401 
i) Nil. . .. er 48 


} BL en ne A 4 4 4 
k) Lohn und Kractfuhrlente © 2 2 rn 353 3 3 
1) Sufrer . . 683 48 46 


WVan ſieht aus ber Vergleichung der drei Jahre, daß ſich die Zahl der großen und 
Heinen Händler a. u. b. ſtetig vermehrt hat, während die Zahl aller übrigen Gewerbtreibenden 
faft völlig diefelbe geblieben ift. 

Unter ben einzelnen Zweigen ber gewerblichen Thätigkeit ift hervorzuheben: bie Tud- 
weberei. Sie beichäftigte im Jahre 1855 140 Stühfe, dagegen im Jahre 1856 158, hat ſich 
alſo um 18 Stühle vermehrt. Es wurden im Jahre 1855 von 4700 Etr. Wolle 14,080 Stüd 
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Tuche und 1856 von 5550 Etr. Wolle 16,648 Stüd Tuche verfertigt, alfo 1856 um 850 mehr 
Etr. Wolle verbrandt nnd um 2568 mehr Stüd Tuche gefertigt. Bon noch größerer Wichtig. 
keit als die Tuchweberei ift der Tuchhandel für Görlig. Rohe Tuche werben theils bier, theils 
im Nieberfchlefien und der Niederlauſitz gekauft, in den Hiefigen Barben- und Appretur » Anftalten 
fertig gemacht und weiter (namentlih nad dem Orient) verjendet. Auf dieſe Weije gingen 
durch die Hände hiefiger Kaufleute 1855 75,000 und 1856 80,000 Stüd Tude. — Die hier 
beftehende Fabrik für Eifenbahnmwagen von Lüders fen. arbeitete mit 2 Dampfmalhinen, 
denen noch eine britte beigefügt werben foll, und beichäftigte 300 Lente in allen Handwerken. 
Ihr fortwährendes Wachen zeigt ſich aus ber Zahl ihrer Fabrilate in dem einzelnen Jahren. 
Sie lieferte 1854 150, 1855 200 und 1856 300 Stüd Eifenbahnwagen. Außerdem mwurben 
100 Kutſchwagen und 20 Schlitten von 22 Innungsmeiftern mit 70 Gefellen und Lehrlingen 
gefertigt. Die Stodfabrit von Staffelbauer liefert Stöde aus Bambus, Manilla und 
mit Malacca-Röhren, Filhbein und Eubareben mit feinem Schnigwerk von Elfenbein, Wallrof 
und Hom und es wurden davon fabricirt: 1854 ca. 4000, 1855 5000, 1856 7000 Dutenb, 

Die Fabrik beſchäftigt 25 Drechsler, 1 Ladirer, 12 Elfenbeinbildhauer, 4 Tifchler und 16 Ar- 

beiter unter 3 Werkführern, zufammen 61 Perfonen. Außer biefen Fabriken find für Görlitz 

namentlich die drei Mafdinenbauanftalten von Körner, Zader und Sämann wichtig. 

Sie waren auch im Jahre 1856 ftark befchäftigt und fieferten insbeſondere alle auf die hiefige 

Woll⸗Induſtrie bezüglichen Mafchinen und Utenfilien, außerdem aber auch Dampf», Schroot-, 

Drain » Röhren » Mafinen, Walzwerle für Lirhographen zc., bie zum Theil im Auslande ab- 

gejegt wurden. 

Es werben in Görlit drei Jahr- und Biehmärkte, ſowie anferbem ein vierter Viehmarkt 
und ein Wollmarkt abgehalten, auf welden von 779 einheimifhen und 1628 fremden Dartt- 
leuten in 487 gejchlofjenen und 1920 offenen Buben feil gehalten wurbe. Der Wollmarkt, 
beffen Aufſchwung die ſtädtiſchen Behörden durch geeignete Anorbnungen nah Möglichkeit zu 
befördern fuchten, hat im Jahre 1856 fein günftiges Refultat geliefert, Bon 1680 Stein ver- 
ſchiedener Wollen, welche hierher gebracht wurben, ift nur etwa ber dritte Theil an hiefige und 
auswärtige Fabriken verfauft worben. 

Seit dem Jahre 1853 wird eine genaue Kontrolle aller in die Stabt eingehenden und 
wieber binausgehenden Wagen geführt, deren Refultate für da8 Jahr 1856 folgende find: Es 
gingen ein: a) 140,987 belabene Laftwagen, b) 72,780 umbeladene Laſtwagen, c) 105,231 Per- 
fonenwagen, Summa 321,098. Ausgegangen find: a) befadene Laftwagen 98,756, b) unbe» 
fabene Laftwagen 111,948, c) Perfonenwagen 103,315, Summa 314,025, Summa ver ein- 
und ausgegangenen Wagen 635,123. 

Der Pachofsverlehr gelangte an im Jahre 1856 nicht zu derjenigen Erweiterung, zu 
der fonft bie lolalen Verhältniſſe berechtigen würden. Die Urſache dieſer Erfcheinung muß ba- 
rin gefunden werben, daß das Badhofsgebäube außer Verbindung mit den Schinenwegen des 
Bahnhofs gelegen und das Abrollen ber Güter in den Packhof felbft koſtſpielig und beſchwerlich 
if. Leider können zur Behebung biefes Uebelftandes nicht eher Schritte gethan werben, als bis 
fih das Schidjol ber projeftirten bireften Berlin» Görliger Eijenbahn entjdieden haben wird, 
weil fih nad Vollendung einer folhen Bahn fehr eingreifende Beränberungen bezüglich ber 
Sokalität, die dann dem Padhofe anzuweifen wäre, als nothwendig herausfiellen wärben. 

Im Berhäftniß zum Waarenverkehr auf dem Bahnhofe überhaupt und zu dem Tranfito- 
Bertehr hat fich der Padhofoverkehr gegen da® Vorjahr 1855 erg gefaltet: 

1 


1857 
Die Waarenzüge enthielten Wagen . . . 1259 719 
Darin befanden fi: 
Waaren zum freien Verleh 9,165 Etr. 10,011 Eir. 
Waaren zue Weiterbefördberung > 2 0.0. MIN .. " 


Waaren zur Nieberlegung auf dem Bade . .» - 17,805 „ 
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Der Baaren - Berlehr überhaupt und ebenfo fpeziell ber Tranfito » Berlcht bat alfo 
zugenommen, ber Badhofs »Berlehr aber gleihwohl um 6261 Etr. abgenommen, 

Die Einnahmen aus der Verwaltung des Padhofes betrugen 1801 Thlr. 28 Sgr. 8 Pi, 
bie Ausgaben 1219 Thlr. 24 Sgr. 8 Pf. Es ergiebt fih aljo ein Ueberihuß der Einnahme 
von 582 Thlr. 4 Sgr. und wird dadurch das Anlage- Kapital von 13,261 Thlr. mit ca, 
4'/, pCt. verzinft. 

Schweidnig, 1. September. Bei ber hiefigen Kommunaltaffen - Verwaltung belief fi) 
die Einnahme im Jahre 1857 in runder Summe auf 105,653 Thlr., bie Ausgabe auf 
100,607 Thlr., fo daß mithin ein Befland von 5046 Thlr. verblieb, der mit 3200 Thlr. baar 
und mit 1845 Thlr. in Borjhüffen nachgewieſen wird. Aktiv» Kapitalien verblieben am Ende 
des Jahres 207,436 Thlr. 24 Sgr. Diefelben wurden in früheren Jahren in dem Dienftab- 
löfungsfonds befonders verwaltet und find erſt feit einiger Zeit auf die Kämmereilaffen-Rechuung 
übernommen. In diefer Summe find mit inbegriffen die Fonds, welche zum Bau bes neuen 
Oymmafialgebäudes, des evangel. Schulhaufes und des Forft - Etabliffements in Leutmannsborf 
verwendet werben, bie zu 4 pCt. verzinft werben und nach einem befonderen Tilgungsplane 
nad einer Reihe von Jahren zurüdgezahlt werben follen. Nächſtens dürften die Aftiolapitalien, 
welche größtentheils durch Ablöfung der Laudemien, der Spann, und Hauddienſte erwachſen find,- 
abermals in Anfpruch genommen werben, um einen Borfhuß fir ben Neubau des fatholifchen 
Stabtfhulgebäubes zu gewähren. — Die Kommunal» Abgaben » Beiträge, unter welchen ber am 
bie Königl. Kreis-Stenerlafie mit 4287 Thlr. 15 Sgr. zu zahlende jährliche Servis-Beitrag mit 
erboben wird, erreichten bie Höhe von 13,829 Thlr. 21 Sgr., wovon ber Real» Kommunal« 
Servis von Häufern, Gärten, Aedern und Wiejen 5587 Thlr. 10 Sgr., ber Perfonal - Koms- 
munal-Servis 8242 Thlr. beträgt. Die von dem biefigen Königl. Haupt» Steweramte zur 
Kämmereilaffe gezahlte Kommunal-Zufchlagsfteuer belief fih für das Jahr 1867 auf 3738 Thlr, 
27 Sgr., der Etat war veranlagt mit 4193 Thlr. 26 Sgr., mithin wurben weniger gezahlt 
454 Thlr, 29 Sgr. Das Drittheil des Roh-Ertrages der Mahlfieuer, das von dem Königl, 
Kreis» Steueramte ber Kämmereitaffe überwiejen wurbe, betrug 3265 Thlr. Wenn nun bie 
Etatsjumme 3830 Thlr. 19 Sgr. beträgt, fo war auch hierbei eine Minder - Einnahme von 
565 Thlr. 19 Sgr. An Tantieme für Einziehung ber Klaſſenſteuer floffen der Kämmereilaſſe 
68 Thlr. 19 Sgr. zu. Man erfieht hieraus, baf zum Theil in Folge ber Einführung: ber 
Klaffenfteuer in den Vorftäbten flatt ber Mahl» und Schlachtſteuer fi die Einnahmen ber 
Kommune vermindert haben. Daß einem großen Theile ber Bewohner ber Vorſtädte die Um«- 
wanbflung ber Mahl» und Schlachtſteuer in die Klafenftener Nachtheile bringe, hat Referent 
bereit vor zwei Jahren, als diefe Umänberung projeftirt wurde, ausgeführt. Die damals von 
ihm ausgefprochene Meinung erhält durch die Ausführung des biefigen Magiftrats in dem Be- 
richt über die Verwaltung und ben Stand ber Gemeinbe-Angelegenheiten ber Stabt Schweidnitz 
für das Jahr 1857 ihre vollflänbige Begründung. Es heißt nämlich in bemfelben : 

„Die Gewerbefteuer und Klaſſenſteuer wird befanntlih dur uns gegen 4 pCt, Tantieme 
verwaltet; biefer Betrag ift aber offenbar nicht genügend, um die Berwaltungsfoften zu 
beden, und inbem wir bemerfen, daß im Jahre 1857 a) bei den 1267 Haflenftenerpflich- 
tigen Berfonen allmonatlid im Durchſchnitt gegen 386 Reftanten, b) bei ben 1134 &e- 
werbetreibenben allmonatlich im Durchſchnitt gegen 320 Reftanten die Erelution verfügt 
und die Einziehung durch den Exekutor bewirkt werben mußte, wirb man ermeffen, daß bie 
Berwaltung mit manden Weitläuftigkeiten und Unannehmlichleiten zu kämpfen hat, Wir 
müffen e8 deshalb wieberholt bebauern, daß die Vorſtädte zur Maffenflener herangezogen 
worben find, und daß bie Bewohner berfelben es kaum ermöglichen können, bie Vortheile 
ber Klaffenftener durch den Ankauf von mahl» und fchladhtfteuerfreien Lebensmitteln zu ger 
niehen, weil nad dem Gefege vom 2, April 1852 Bäder, Schlächter u. ſ. w. im halb- 
meiligen Umkreife einer mahl» und fchlachtfteuerpflichtigen Stadt die Mahl- und Schlacht. 
Steuer zu zahlen haben,“ 
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d. Brandenburg. 

Berlin, im September. Im ber Sigung der Stabtverorbneten am 26. dv. M. kam 
zunächft folgender Gegenſtand zur Verhandlung: Durh ven hochſeel. König find dem Berfini- 
{hen Gymnaſium mehrere Baulichleiten, welche bafjelbe nach ber Neuen Friedrichsſtraße begren- 
zen, umter ber Bebingumg geſchenlt worben, daß ſolche lediglich für die Zwecke ber Schule bemutst 
werben. Es bat fi nun im neuerer Zeit das Bedürfniß herausgeftellt, die jegigen Räumlich 
feiten des Gymnaſiums zu erweitern, ba insbeſondere die Aulegung mehrerer Lehrerwohnungen 
nothwenbig wurde. Man hat deshalb beabfihtigt, biefe dem Gymmaflum zugehörigen bispo- 
niblen Baunlickeiten herimterzureißen nub men zu erbauen. Die Koflen waren auf ca. 29,000 
The. veranfchlagt, doch hatte ſich die Streit'ſche Stiftung erboten, zu biefem Zwecke 10,000 
Thlr. herzugeben, wie auch die inzwiſchen verftorbene Konfiftorialräthin Bellermann ſich zur 
Hergabe einer Summe von 1000 Thlr. erboten hatte, aljo ſich um fo viel die von ber Kom⸗ 
mune herzugebenden Koften verringern wärben. Der von dem Maogiftrate der Berfammlung 
früher vorgelegte Antrag auf Ausführung bes Projekts, hatte bei der Letzteren einige Anftänbe 
hervorgerufen, fpäter aber wurde bie Berathung bes Gegenftanbes in gemijchter Deputation 
beſchloſſen. Nach Beendigung biefer Berathung, im ber fich namentlich das Bebürfniß der Maß- 
zegel heransgeftellt hatte, verlangte man Borlegung der jpeziellen Auſchläge und Pläne, indem 
die Berſammlung namentlich den Magiftrat baranf aufmerlſam machte, daß ber Stabtverorbnete 
Cantian ſchon früher einen dieſes Projekt umfaffenden Plan vorgelegt, bei deſſen Ausführung 
ſich die Kofenfumme miebriger ftellen und auch die Möglichteit geboten würde, eine Paflage 
zwifchen ber Mofterfirche und bem Eymnaſium berftellen zu fünnen. Der Direktor Bellermann 
bat fich jedoch aus mehrfachen von ihm geltend gemachten Gründen gegen ben Cantiau'ſchen 
Blan, dagegen aber für einen von dem Stabtbaurath Holzmanu entworfenen Plan erflärt und 
diefem, welcher auch die Möglichkeit der Herftellung einer Baffage zwijchen der Kloſterlirche und 
dem Gymmafinm gewährt, hat ſich aud bie ſtädtiſche Baudeputation und der Magiftrat atıge- 
ſchloſſen. Derſelbe beantragte num bei ber Berfammlung bie Genehmigung zur Ausführung 
diefes Planes umd Bewilligung ber dazu nothwendigen Koften. Diejelben find zufammen auf 
30,000 Thlr. veranlagt, wovon jedoch bie oben erwähnten 10,000 Thlr. aus ber Streit'jchen 
Stiftung und 1000 Thlr., welche die verftorbene Konfiftorialräthin Bellermanı zugefagt, fo wie 

aus dem Baufonds des Oymnafiums und ans dem Ertrage fir das erhöhte Schulgeld noch fo 
viel abgehen, daß die Kommune nur noch 14,724 Thlr. aufzubringen haben würde. Die Zinfen 
diefes Kapital werben aber auch burd bie veranichlagte Rentabilität der neu aufzuführenden 
Banlichteiten gebedt, fo daß alfo hiernad) der Kommune eigentlih gar keine Ausgabeloften er» 
wachfen. Die Gelbbewilligungsbeputation ber Verſammlung hat fih mit dem Plane bis 
atıf bie herzuſtellende Paffage zwiſchen der Kloflerliche und dem Gymnaſinm einverftanden 
ertlärt, indem fie dieſelbe im Imtereffe des Gymuaſiums für ungeeignet und unzwedmäßig und 
für das Allgemeine nicht nothwendig erachtet. Mit biefer Maßgabe hat die Gelpbewilligungs- 
peputation die Genehmigung bes Planes und die Bewilligung ber erforderlichen Gelomittel 
befülrwortet und ſchloß fi die Berfammlung dem überall an. — In Ausführung des Geſetzes 
fiber den Unterricht der in hiefigen Fabrilen beſchäſtigten Kinder, hatte der Magiftrat, nm dem 
Anbringen des Polizei-Präfidiums anf Beſchleunigung der Sache nachzulommen, bei ber Ber- 
ſammlung beantragt, biefe Kinder einftweilen in den Kommunalſchulen unterzubringen. Die 
Berſammlung erhob jedoch hiergegen Bedenken, indem fie fürdtete, daß bie fittliche 
Eitwidelmg der Kinder in ben Kommunal» Schulen durch das Zufammenthun mit 
den Fabrilenlindern, nmamentlih in Rüdfiht auf die weiblichen Kinder bedeutend 
beeinträchtigt werben würde. Nachdem fi) der betreffende Magiftrats- Kommifjar dieſen 
Bedenken angeſchloſſen und ausdrüclich erlärt hatte, daß bie vom Magiftrat vorgejchlagene 
Mafregel nur eine vorübergehende fein ſolle, fehnte die Berfammlung dies ab und erfuchte 
ven Magiftrat auf die möglichft ſchleunige Einrichtung don vier bejonderen Fabrilſchulen, wozu 
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die Lolalien zu miethen fein würben, binzuwirken. Das ift jetzt gefchehen umb follen nad ber 
jest der Berfammlung von dem Magiftrate geinachten Vorlage ſchon am 1. Oltober bieje vier 
Schulen unter der Leitung von je einem Hauptlehrer in der Landsberger, Linden», Linien» und 
Köpniker Straße eröffnet werben. Die betreffenden Etats für diefe Schulen find ber Berfamm- 
lung ebenfall$ vorgelegt worden und betragen bie Koften an Miete, Utenfilien, Lehrergehältern 
ıc. zufammen 4550 Thlr. jährlid, deren Genehmigung der Magiftrat auf vorläufig zwei Jahre 
beantragt. Die Geldbewilligungsveputation der Berfammlung bat dies überall empfohlen und 
die Letstere genehmigte die Anträge des Magiftrats, indem fie das früher ſchon am benjelben 
ausgeſprochene Erſuchen wiederholte, ihr nach Jahresfrift einen fpezielern Bericht über ben Zu- 
ftand und die Wirkſamleit dieſer Fabrilſchulen vorzulegen. 

In der Situng der Stabtverorbneten am 9. September gab ver Magiftrat der Ber» 
fammlung Kenntniß, daß das Kuratorium der Weberſchen Stiftung den ſtädtiſchen Fortbilpungs- 
Anftalten die Summe von 300 Thlen. pro 1858 überwiejen habe. — Im feinem Zeflament 
bat der verftorbene Profeffor Rauch der Kommune eine Summe von 2000 Thalern zu irgend 
einem milden Zwede vermacht, unter ber Bedingung, daß fie ſich verpflichte, feinem alten 
Hausdiener Schröder auf Lebenszeit eine jührlihe Penfion von 100 Thlr. zu zahlen. Wagiftrat 
und Geldbewilligungs-Deputation haben biefe Zuwendung acceptirt und aud bie Berfammlung 
erflärt fih damit einverftanden. — Der Entwurf zu dem Etat der Haus- und Miethäfteuerkaffe 
pro 1859 bat der Rechnungs-Deputation vworgelegen und zu feiner Ausſtellung Beranlafjung 
gegeben. Der Etat fließt ab mit einer Summe von 946,930 Thlr. in Einnahme und Aus 
gabe. Die Verſammlung ertbeilt bemjelben ihre Genehmigung. — Zur Kenntnißnahme wurde 
ber Berfammlung mitgetheilt, daß das Königliche Polizei-Präfivium durch Schreiben vom 19, 
Juli c., fich jest mit dem Bau der Strafe durch ben Logengarten in ber Wallftraße, wie auch 
mit der am Ufer des grünen Grabens anzulegenden neuen Straße einverflanden erllärt. Es 
macht nur bie Bedingung, daß bie Perfonen, denen fpäter Erlaubniß ertheilt werde, bort zu 
bauen, nur breifiödige Häufer bauen bürften. Der Magiftrat hält biefe Bedingung für bie 
Stadt fir nachtheilig, glanbt aber, daß es vorläufig noch nicht darauf anlomme, jondern bean» 
tragt ibm zu autorifiren, mit dem Königlichen Polizei - Präfivium einen Bertrag abzufchliehen. 
Die Autorifation wurde ertheilt. — Stabtverorbneter Dr. Schulz überreicht der Berjammlung 
ein Eremplar der Monatsſchrift für deutſches Städteweſen, worin ein von ihm verfaßter Aufjag 
über die Berliner Mafferleitung enthalten if. — Der Antrag wegen Errichtung von Unter 
ſtützungskaſſen für weibliche Fabrifarbeiter war befanntlih vor einiger Zeit einer Deputation 
überwiefen worben, die geftern darüber Bericht erftattete. Die Deputation ift nad reiflicher 
Prüfung zu dem Antrage gelommen, bie Beflimmung bes Orts-Statuts über bie Fabrifarbeiter- 
Kaffen auch auf weibliche Fabrikarbeiter auszubehnen. Im ber Verſammlung wurben erhebliche 
Bedenken gegen die Errichtung neuer Kaffen geltend gemadt, indem barauf hingewieſen wurbe, 
daß die Arbeiterinnen, bei ihrem geringen Berbienft, bie Beiträge nicht würden erſchwingen 
fönnen. Es wurde deshalb beantragt, eine Verbindung der Kaſſen eintreten zu laffen, worauf 
ber Magiftrats-Kommiffarius erwiderte, daß es ſich augenblidiih nur um den Beſchluß über 
bie Ausdehnung bes Orts-Statuts handele, die Ausführung des Beſchluſſes aber lediglich Sache 
ber Berwaltung ſei. Dem wurde in der Berfammlung widerfprochen und ſchließlich der Beſchluß 
gefaßt, den Magiftrat zu erfuchen, Die Angelegenheit bei ihrer Wichtigkeit nochmals in ber ge- 
miſchten Deputation berathen zu laffen und babei beſonders in Erwägung zu nehmen, ob eine 
Berbindung mit den Kafjen der männlichen Fabrilarbeiter anzuftreben fei. — Der Berfammlung 
wurden die Pläne zu dem Bau des Gefinbe » Hofpital vorgelegt. Nach benfelben follen 40 
männliche und 80 weibliche Hojpitaliten darin Aufnahme finden lönnen. Die Koften des Baues 
find auf 63,260 Thlr. veranſchlagt, die von ber Berfammlung auf den Antrag der Öelpbewilli» 
gungs-Depntation bewilligt wurden. 

Potsdam, 17. September. Die heutige Stabtverorbneten » Berfammlung hörte u. A. 
ben Bericht des Geh. Raths Vilaume über bie Nevifion der Aichungs-Amts-Kaffen-Rehnung 
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für 1857 und ertheifte Darauf hin Dedarge. Dann kam ein Antrag des augeublicklich erkrankten 
Stellvertretere, des Vorſitzenden Rechnungsraths Schulz, zur Berlefung, daß nämlich die Ber- 
fammfung beſchließen wolle, ihre Finanz-Kommilfton zu veranlaffen, in Beratbung zu nehmen, 
ob es zwedmäßig fei, nah dem Mufter des in Berlin ſchon lange beftehenden Gefinde-Beloh- 
nungs- und Unterftiügungs- Fonds, deſſen Statuten 1836 genehmigt und 1849 revibirt wurden, 
aud hier einen ſolchen Fonds aus bei jedem Dienftwechfel durch vie Dienflboten zu sablenden 
5 Sor. zu begründen. Wie in Berlin follten danach auch hier die dadurch eingehenben Gelder 
ber Herr Antragfteller rechnet auf 7800 Thlr. jährlich, zu breierlei Zwecken verwendet werben, 
nämlich etwa 250 Thlr. zu Prämien für brave Dienftboten, 300 Thlr. zu Alters-Unterkäigungen 
und 200 Thlr. zur Anfammlung eines Fonds für Herflellung eines Gefinde-Hofpitals. Köunte 
ber fette Zweck auch erft in zwanzig Jahren vielleicht feiner Erfebigung entgegen geführt werben, 
fo ſei do dann wenigſtens das lange Berfäumte erreicht, und die anderen Berwenbungen 
müßten fofort einen guten Einfluß auf die dienende Kaffe zu äußern beginnen, während bisher 
überall, wo die Noth des Alters komme, der Armenfonds der Stabt babe herhalten müſſen. 
Der Antrag fand in Anbetracht feiner großen Wichtigleit und des Nutzens feiner Verwirklichung 
ausreichende Unterflügung und iſt fomit der Finanz-Kommiſſion zur weiteren Prüfung über- 
wiefen worden. 

H. Bernau, im September. Die Berwaltung des hiefigen Magiftrats ift vom 12ten 
Dezember 1854 bis zu der zu Anfang des vergangenen Jahres erfolgten Einführung unferes 
derzeitigen, für das Wohl der Stabt ſehr firebfamen Bürgermeifters Lange, von bem Hauptmann 
a. D. Stabtälteften Petih in ſehr anerfennenswertber Weile, unter Berzichtleiftung anf jede 
Entfhädigung erfolgt, wofür ihm jedoch im dankenswerther Anerkennung feiner Leiſtungen und 
in richtiger Würdigung feiner Amtsthätigleit, ein werthvoller ſilberner Pokal, mit angemeffener 
Debilation verſehen, Seitens der Stadt als Geſchenk verehrt wurde. — Die im Oftober v. J. 
behufs der Klaſſenſteuer ⸗Veranlagung ſtattgefundene Zählung ergab eine Bevöllerung der Stabt 
von 4684 Einwohnern, d. i. 146 mehr als im vorbergegangenen Jahre, Darunter find 537 
ſtimmfähige Bürger und zwar 40 in ber J., 95 in ber II. und 422 in ber III. Wahlabtheilung 
mit beziehungsweiſe 2125, Thlr., 2115%, Thlr. und 2104, Thlr., zufammen 6345), Thlr. 
Steuern und Abgaben. — Die Betheiligung bei ben im vergangenen Jahre ftattgefundenen 
Stabtverorbnetenwahlen ift auch hier leider eine ſehr ſchwache geweſen, obwohl eine fonft rege 
Theilnahme der Bürgerihaft au der Gemeinde-Berwaltung nicht zu verkennen ift. 

Der verfaffungsmäßig gefertigte und beftätigte Etat ber Rämmereifaffe weiſ't folgende 
Pofitionen nah: A. in der Einnahme: 1. am Grundſteuer 1027. Thlr. 5 Sgr. 8 Pf., 
2) an umveränderlichen Abgaben und Grundzinfen 1109 Thlr. 1 Sur. 8 Pf., 3) au Beitpächten 
1125 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf., 4) an Forfinugungen 3162 Thlr. 23 Sgr. 7 Bf., 5) an beftimm« 
ten Beiträgen aus verfchiedenen Kaſſen 80 Thlr. 26 Ser. 3 Pf. 6) an Einnahmen von ein» 
zelnen Bürgerfiaffen 384 Thlr. 18 Sgr. 4 Pf., 7) an Einnahmen aus der Bolizei-Kommunals 
Berwaltung 109 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf. 8) an Zinfen von 6750 Thlr. ausflehenden Kapitalien, 
einſchließlich 5000 Thlr. Bernau⸗Weiſſenſee'er Chauſſee ⸗Altien 176 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., 9) an 
Kommunalftenern 4000 Thlr., 10) an Receptur-Gebühren 175 Thlr. 2 Sgr. 11 Pf. und 11) 
an Insgemein 205 The. Summa der Einnahme 11,555 Thlr. 26 Sur. 1 Pf. B. In 
der Ausgabe: 1) Staatsftenern 1702 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf., 2) fonftige Steuern und Abgaben 
474 Thlr., 3) fortdauernde Entihädigungen 64 Thlr., 4) zur Berzinfung und Amortijation 
ber 9000 Thlr. betragenden Stadtſchuld 603 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf., 5) am geiſtliche Anflalten 
11 Thlr. 10 Sr. 7 Pf., 6) an Schul- und Unterrihtsanftalten 950 Thlr., 7) am Mebizinal- 
Anftalten 250 Thlr., 8) für die Polizei-Berwaltung und Rechtspflege 440 Thlr. 26 Sgr. 4 Pf., 
9) zur Bopithätigleits- und Armenpflege 1484 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf., 10) für Bauten, Wege 
beflerungen ꝛc. 1000 Thlr., 11) behufs der Forfiverwaltung 1432 Thlr. 23 Ser, 12) zu ein» 
zelnen Kommunalzwecken 296 The. 27 Sgr. 5 Pf., 13) an Beſoldungen 2436 Tälr. 12 Gyr. 


946 


1 ®f., 14) an Benfionen 72 Thlr., 15) an Insgemein 837 Thle, 3 Sgr. Summa ber 
Ausgaben 11,555 Thlr. 26 Sgr. 1 Pf. 

Durch gemeinfamen Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden ift für bie hiefige Stabt eine flatu- 
tariſche Anorbnung in Betreff ber Ertheilung eines Bürgerbriefes und Aushändigung befjelben 
getroffen worden, welche am 9. Dftober v. I. die Beflätigung der Königl. Regierung erhalten 
hat. Einzugs- und Hausitandsgelder find im vergangenen Yahre 404 Thlr. 22 Sgr. 6 Pi. 
eingezahlt worben. — 31 Perſonen find von auferhalb hier mit ihren reſp. Familien angezogen 
und 14 Ortsangehörige haben die Nieberlaffung erworben, fo daß im Ganzen 46 Perjonen 
fi im vergangenen Jahre hier miebergelaffen Haben. 

Es beftehen zur Zeit bier 5 Gefellen-Kaffen. Außerdem die Baumwollenweber ⸗ Kranken⸗ 
Sterbe- und Unterftügungs-Kaffe mit einem Bermögen von 1737 Thlr. 10 Sgr. 8 Pf. und 
650 Mitgliedern und die Raſchmacher Kranten-, Sterbe- und Unterftügungstaffe mit 195 Mit- 
gliedern und einem Vermögen von 553 The. 1 Sgr. 7 Pf. Auch ift von ber Weber-Innung 
im Laufe des vergangenen Jahres eine Iumungs-Sterbelaffe errichtet worden. — Die in ben 
legten Monaten v. 3. eingetretene allgemeine Geldnoth in ber Handelswelt, das Stoden ber 
Geſchäfte und im Handel hat ſich and im hiefigen Orte, namentlich aber unter den Webern 
und Geidenwirkern, recht fühlbar gemacht. Es find wohl gegen 500 Stühle nad und nad 
eingegangen, die zur Zeit noch leer ftehen; die anderen Weber und Seidenwirler, bie noch Be— 
fhäftigung haben, verbienen bei ſchwererer oder miühfamerer Arbeit geringeren Lohn wie früher 
bei leichteren Arbeiten und läßt es fich noch micht abfehen, wann dieſe Krifis hier aufhören wird, 
Im Einverftändniß mit ven Arbeitgebern find daher die Brotlos gewordenen, ber hiefigen Ge— 
meinbe nicht angebörigen Arbeiter fofort ausgewieſen, bamit bie ortsangehörigen Arbeiter mög« 
lichſt Beſchäftigung behalten möchten, was ſich indeſſen mur bei einzelnen bewahrheitet hat. 
Durch dieſe für dem biefigen Ort entflandene Kalamität liegen aud andere Geſchäfte entweber 
total barnieber, oder find zum mwenigften fehr gebrüdt, weil bie Arbeitslöhne, welche in früheren 
Jahren an die Weber und Seivenwirker gezahlt wurden, und bie jährlid pptr. 150,000 Thlr. 
betrugen, zum größten Theil im Orte bleiben und dadurch bie Eriftenz fo vieler anderer Ges 
werbtreibender gefichert wurbe, während bei dem eingetretenen Ausfall ber bezeichneten Arbeits, 
löhne eine Stodung in den Geſchäften vieler anderen Gewerbtreibenben bie natürliche Folge fein 
mußte. Zum großen Glüd find bis jetzt durch biefe traurigen Berhältniffe die Mittel der Kom 
mune nur in geringem Maße in Anſpruch genommen worben, ba bie meiften ber broblo® 
gewordenen Weber fich auf eigene Art, 3. B. dur Anfertigung Heiner baummollener Tücher, 
einiger Ellen Gingham zc., welche Arbeiten fie im Orte und in ber Umgegend abzuſetzen fuchen, 
ernähren und ſich bisher — wenn auch mur fümmerlid — mit ihren oftmals fehr zahlreichen 
Familien durchzubringen ſuchen. Diefer ungünftigen Verhältniſſe ungeadtet find im v. J. an 
70 Berfonen laufende und an 38 Perfonen ertraorbinaire Unterftügungen, im Gefammtbetrage 
von nur 1055 Thlr. 24 Sgr., worunter fih no 100 Thlr. Honorar fir bie beiden Armen- 
ärzte und 108 Thlr. 26 Sur. 3 Pf. Arzneikoften befinden, gewährt werben, In den Armen» 
bäufern waren überhaupt untergebracht reſp. befanden fih 95 Perfonen. 


e. Pommern. 


Stettin, Ende Auguft, Im der am 17. d. Mts, flattgefumdenen Stabtverorbneten- 
Berfammlung ging es einmal recht lebhaft zu; es famen aber auch Angelegenheiten von ziemlich 
weitgehender Bebentung für unfer Gemeinweſen zur Sprache, Leider wird bie Deffentlichkeit 
ber Stadtverordneten ⸗Verſammlungen von unfern Mitbürgern zu ihrem eigenen umb unferer 
Bertzeter Beten noch immer nicht hinlänglich, ja fogar gar nicht genügt, man begnügt fich 
vielmehr damit, durch die Preffe in den Verlauf ver Kommmnalangelegenheiten eingeführt zu 
werben, ba wir doch nicht annehmen wollen , daß bie Theilnahmloſigleit fo weit gebe, daß nad) 
ben Reſultaten ber Verhandlungen fo wenig gefragt, wie nad ben Sigungsräumen 
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gegangen wird. Je weniger Imtereffe für bie Sache zu leben ſcheint, um fo mehr muß es 
Aufgabe der Prefie fein, dasjenige, was öffentlich verhandelt worden, auch offen für ein größeres 
Publikum zu beiprechen. Wir übergehen alle diejenigen minder wichtigen Gegenftände, wie fie 
bie publigirte Tagesordnung und beren Nachtrag enthält, und bie, wo es auf Gewährungen 
ankam, nad ber milden und opferwilligen Weije unferer Väter überall eine den Anträgen emt- 
ſprechende Löoſung fanden; dagegen heben wir vier Punkte hervor, deren erfler die Einfülh— 
zung bes neun erwählten Stadtrathes und Syndikus if. — Herr Oberblrger- 
meifter Hering theilte zuuächſt mit, daß bie Wahl des anweſenden Gerichtsaſſeſſors Gieſebrecht 
zum biefigen Syndikus bie Beſtätigung ber Königlichen Regierung erhalten habe; er machte 
Herem Aſſeſſor Giejebreht auf die Pflichten und Schwierigkeiten feines künftigen Berufes, ber 
insbejondere eine umunterbrodene Ausbauer und unermüdliche Stetigkeit im Augreifen unb 
Fördern auch des Umangenehmen erheiſche, aufmerlſam, knüpfte daran aber auch die gewiffe 
Hoffnung, daß er dieſer mannigfachen Pflichten bewußt, ven vielfeitigen Erwartungen feiner 
Mitbürger entiprechen werde. Er übergab Herrn Aſſeſſor Giefebrecht hierauf die Eidesformel 
und dieſer leiſtete ſodann ben vorgeichriebenen Beamteneid. — Der Herr Stabtverorbneten- 
Borfteher Wegener richtete demnächſt eine längere Anſprache an den Herrn Syubitus, in welcher 
ex noch fpeziellee wie ber Herr Oberbürgermeifter auf die mancherlei Pflichten des neuen Amtes 
ſowohl, als auf die verfchiebenen Beziehungen hinwies, im bie ihm baffelbe zu dem Bürgern 
brächte.. Er zeigte ihm die ſchwierigen Seiten beffelben, wie ben ihm durch eigene Erfahrung 
fund geworbenen Weg: dieſelben zu belämpfen und bem befländig vorgeftedten Ziele „PBflicht- 
erfüllungsbewußtiein“ entgegen zu geben. Der Herr Nebuer glaubte ficy im eigenen Namen 
und in bem feiner Mitbürger um fo mehr zu ber Erwartung berechtigt, daß er alle Hoffnungen 
erfüllen werbe, als ihm bie Ehre, zu bem wichtigen Amte gewählt zu werben, vor andern fehr 
ehrenwerthen Mitbewerbern zu Theil geworben fei. Herr Syndilus Giefebrecht ergriff hierauf 
das Wort zum Danke und Gelübbe. Er dankte für bie auf ihm gefallene Wahl, da er dadurch 
Gelegenheit erhalten babe, ber von ihm fo geliebten Baterftabt feine Kräfte zu widmen, auf 
welche bieje einen bejondern Anfpruch habe, er dankte um beshalb, weil ibm durch die Wahl 
vergömmt fei, im ber Mitte jo vieler theuren Berwanbten zu bleiben, welde ſchon durch bie 
Bande ber Natur mit feinem Herzen verkettet ſeien. Herr Gieſebrecht gelobte, nach feinen 
Kräften jegt umb immer das zu ihm gebegte Vertrauen zu rechtfertigen; er jei ja Pommer, und 
wie befannt, bielte der Pommer Wort. — Weiter in bie Tagetorbnung eintretend, kam ber 
Entwurf des neuen Kommmunalabgaben » Reglements mit dem Gutachten der, wie wir früher be- 
richtet, miedergefegten Kommilfion zum Bortrage. Die beftehenden Orbnumgen zur Heranziehung 
der hiefigen Einwohner zu Kommumallaften » Beiträgen find mangelhaft und unzureichend befun- 
ben, ba insbejombere bie meugeflaltende Zeit an benfelben gerüttelt und fie unpaſſend gemacht 
bat gegenüber den gegenwärtigen Berbältniffen. Die Sache ift aufgenommen, ein Entwurf zum 
zeit- und verhäftnißgemäßen Kommunalfteuer -Regulativ gefertigt, der Gtabtverorbneten · Ver⸗ 
fammlung unterbreitet und von bieler einem Ausſchuſſe zur gutachtlichen Aeußerung überwieſen 
worben. Dieſes Gutachten fam num heute zum Bortrage, wir bebauern aber, befjen fummari» 
ſchen Inhalt fo wenig, als denjenigen des Entwurfs nicht mittheilen zu können, ba es uns 
unmöglich gemweien ift, vor faſt umunterbrocdhenem, zu ben offenen Fenſtern des Seifionsfaales 
einbringenben Wagengeraffel dem Gange des Vortrages folgen zu önnen. Unvollſtändige Mit- 
theilungen mögen wir aber jo wenig geben, wie ſolche, vom deren Unrichtigleit wir jelbft über- 
zeugt find. Uebrigens werben bie Schriftflüde nach erfolgter Beftätigung jedenfalls im Drud 
erſcheinen und dann allgemein zugänglich werben. Ein Antrag des Herrn Direltor Eichſen: 
ſchon jetzt eine Publilation zu veranlaffen, kam wicht zur Abflimmung, fo am Orte derjelbe 
and war. — Zu einer lebhaften und interefjanten Debatte führte der von ber Rechnungs. 
Abnahmelommilfion bei Gelegenheit ver Revifion der Leihamtsrehnung pro 1857 geftellte An- 
trag: das hiefige fläbtifche Leihamt jo bald als möglich aufzulbſen, um bie Stadt ber ſich 
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alljährlich erneuenden Zuſchußopfer zu überheben. Wir fehen in biefer Angelegenheit zwei Parteien 
ſich jchroff gegenüberftehen. Die eine wird, ſoweit ſich bis jet, weil es noch zu einer allge» 
meinen Debatte und Abſtimmung nicht gelommen ift, ertennen läßt, durch ten Herrn Vorſteher 
und Herrn Pieft repräfentirt. Sie will Aufhebung des Leihamts. Die andere Partei hat ihre 
Berfehter im Kollegium des Magiftrats, vom denen uns aus ben genannten Gründen bisher 
nur Herr Oberbürgermeifter Hering und Herr Stabtratb Sternberg erkenubar geworben find. 
Dieſe will Fortbeftehen des Leihamts. Nachdem der Herr Vorſteher ein vollftänbiges Referat 
in biefer Angelegenheit gegeben und in bemfelben als Bafis für feinen Vorſchlag, der Aufhe- 
bung, obne eigentliche weitere Motivirung, ganz befonders die Finanzverhältniffe des Leihamts, 
wie fi ſolche feit feinem Beſtehen bis ultimo 1857 geftaftet, ins Auge gefaßt hatte, ging ber 
Herr Stadtrat Sternberg mit Sachklenntniß auf die Frage ein,. biefelbe von einer Seite be 
leuchtend, von welcher ſolche bisher nicht erwogen worben if. Er ift der Anfiht, und wir 
fimmen ihm hierin volllommen bei, daß erft nach Erwägung ber beiden fragen: 1) ift das 
Defleben eines Leihamts für Stettin kommunales Bedürfniß? 2) welches find vie Gründe, wes⸗ 
bald gerade hier dies Inſtitut nicht ohne Zuſchüſſe befteben kann, während doch bie Leihämter 
einer Menge anderer großer und Heiner Städte ber Monarchie bedeutende Ueberſchüſſe abliefern? 
Der Rebner behauptete unter Begründung duch im der That üÜberzengende Beweiſe: die um 
zweifelhafte Notbwenbigkeit eines Leihbamtes für Stettin und ftellte den Antrag, zunächſt bie 
Frage d. 1, einer Kommiffion zu unterftellen, und im falle der Bejahung berfelben auch bie 
zweite Frage in Erwägung zu nehmen. Wir müflen uns ans äußerlihen Gründen bes Ein- 
gebens auf die Rebe des Herren Sternberg für heute enthalten, kommen aber fpäter wohl noch 
barauf zurüd, Die beiden Anträge wurben genehmigt, wie auch der zwiſchen dem Möbelhänbler 
Koh und dem Magiftrat Über Gewährung der Leipamtslolalien auf fernere 3 Jahre Beftätigung 
fand. — Endlich bewilligte die Berfammlung für den Fall, daß für die Hanptverfammlung des 
Guftan - Adolph - Vereins im künftigen Jahre unfere Stabt beftimmt werben follte, die Hergabe 
einer Summe von 400 Thlrn. zu Einrichtungsvorbereitungen. 

Stettin, ben 5. September. Die langjährigen Berhandlungen über die Reorganifation 
des Feuerloſchweſens in unferer Stabt find im Laufe diefes Sommers zum Abſchluß gelommen, 
und wie wir hören, gefchehen gegenwärtig Seitens des Magiftrat® bie nöthigen Schritte zur 
Durdführung derſelben. Es handelt fih dabei um bie im falle eines großen Brandes zu 
treffenden Maafregeln, indem für Meinere Brände eine ausreichende Feuerwehr befteht. Jene 
Maafregeln aber beftehen im nichts Anderem, als in einer Wieberinkraftjegung der alten patri» 
archaliſchen Feuerlöſchordnung, welche unferes Wiffens geſetzlich nie aufgehoben, faktiſch aber 
Ihon ſeit Jahren vollfländig außer Kraft getreten war. Demnach wird künftig wieder jeber 
ſelbſtſtändige, im Beſitz eines eigenen Hausftandes befindliche männliche Einwohner Stettin, 
fobald der große Feuerlärm durch das Stürmen mit den Gloden ertönt, zur perfönlichen Hülfe- 
leiftung verpflichtet fein, falls er fich nicht Durch einen Stellvertreter, ber in den Kontrollver- 
fammlungen bem Kapitain der betreffenden Feuerlbſch-Kompagnie zur Genehmigung anzuzeigen 
if, vertreten lafjen will. Als Stellvertreter wird nur zugelaffen, wer zum femerbienft Förper- 
lich tauglich, mindeftens 20 Jahr alt, im Kompagniebezirte wohnhaft und nicht felbft perſönlich 
zum Feuerdienſte verpflichtet if. Zum Erſcheinen beim großen Feuerlärm find nur Diejenigen 
nicht verbunden, welche auf ben ber Brandſtätte zu jeder Seite zumächft belegenen brei, ober 
auf den berjelben gegenüber oder rückwärts belegenen fieben Grundſtüücken wohnen. Wer fonft 
beim großen Feuerlärm nicht binnen einer Biertelftunde nach bem Beginn beffelben auf dem 
Allormplat feiner Kompagnie erſcheint, wer ferner zu ben jährlich zweimal flattfindenden Con⸗ 
troliverfammlungen „oder im fonftigen Dienſt“ zu fpät erfcheint, zahlt 1 Thlr. Strafe, wer 
aber fich gar nicht einfindet oder vor feiner Entlaffung entfernt, 2 Thlr. Strafe. Wer endlich 
im Dienft den Grabuirten der Kompagnie und beren Vorgeſetzten achtungswidrig begegnet, ben 
Gehorfam verfagt, feinen vorftehenden fonftigen Pflichten (worauf wir ſogleich zurüdtommen 
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werben) nicht nachtommt ober durch fein Betragen Überhaupt die Orbnung flört, verfällt, falle 
fein ſchürſer zu rügenber Erceß vorliegt, in eine Geldftrafe bis zu 3 The. und kann auferbem 
jofort entfernt und nöthigenfall® verhaftet werden. Ueber die Dienftleiftungen, zu bemen ein 
Jeder im Einzelnen verpflichtet ift, enthält die Iuftruftion feine weitere Angabe, als daß man 
fi auf dem Alarmplage am ber, ber betreffenden Motte angewiefenen Stelle bei dem Kott- 
meifter zu melden und bi® zur erfolgten Eutlafjung da® unweigerlich auszuführen hat, wozu 
man fommandirt wird. Nur betreff8 der Stellvertreter ift noch angegeben, daß ein Jeder mit 
einem wafferdichten ledernen Eimer erfheinen muß. Im Uebrigen enthält bie Juſtruktion nur 
noch die Verpflichtung der Verhaftung für die orbnungsmäßige Erfüllung der dem Stellvertreter 
übertragenen Obliegenheiten 2c., fowie Beflimmungen über bie Kontrollverfammlungen. Termin 
und Ort berfelben werben von der Sicherungsbeputation durch zweimalige Infertionen im ben 
hiefigen Zeitungen befannt gemadt, und es hat fich jeder Berpflictete dazu einzufinden, falls 
er nicht „durch hohes Alter, Krankgeit, Gebrechlikeit oder Abweſenheit erweisi ich baran 
behindert if.“ Im dem leteren Falle muß er einen Stellvertreter ſenden, ber ſich als ſolcher 
durch bie auf ben Namen des Verpflichtenden lautende Juſtruktion legitimiren muß. Auch muß 
zu den Kontrollverſammlungen Jeder feine Inſtruktion mit zur Stelle bringen und auf Ber, 
langen vorzeigen, wibrigenfall® ihn ein Duplifat unter Einziehung von 2%, Sgr. zugeftellt 
werben wird. — Wir verzichten barauf, biefe Einrihtung im Einzelnen zu kritifiren, da ſich 
bie Kritik unſerer Anſicht nad für jeden Unbefangenen von ſelbſt ergiebt. Im der That könnten 
. wir uns babei beruhigen, daß bie ganze Einrichtung ſicher eine bloße Spielerei bleiben wird, 
wenn nit für die Sicherheit unferer Stabt eine große Gefahr darin läge, 
daß man fih, nachdem die Einridtung ins Leben getreten, möglicher Weife der Einbildung 
bingiebt, als fei num für dem Wall eines großen Brandes wirklich etwas geſchehen. Es liegt 
aber auf der Hand, daß bei weiten bie meiften BVerpflichteten lieber 2 Thlr. bezahlen, als ſich 
zum Waſſertragen und (anderen nicht einmal näher beſtimmten) Dienſtleiſtungen, unter Führern, 
bie fie vielleicht nicht einmal leunen, hergeben werben, und daß abgeſehen davon mit einer fo 
gänzlich undisziplinirten Maffe nitts irgend Erhebliches zu leiflen fein wird. — Allerdings hat 
die Herftellung eines dem Bedürfniß entſprechenden Feuerlöſchweſens feine großen Schwierig. | 
feiten , wenn man nicht koloſſale Summen für eine zahlreiche ftehende Feuerwehr ausgeben will, 
Aber wir glauben, dieſe Schwierigfeiten müßten doch in Stettin mit feiner großen Arbeiter. 
bevölferung, von ber eim nicht unerbebliher Theil in feftgeorbneten Kompagnien ſich befindet, 
leichter zu überwinden fein, als in ben meiften andern Städten. Einige hundert Arbeiter, gut 
bezahlt und leidlich bisziplinirt, würden im Anſchluß an die beftehende Heine Feuerwehr jeven- 
falls weit mehr leiten, als bie gefammte, nach dem zufälligen Zufammenmwohnen in beftimmte 
Notten ꝛtc. einrangirte, vellftändig unbisziplinirte Bürgerſchaft. — Beiläufig erwähnen wir, daß 
bie bisher ſtets jo bereitwillig bei jedem Braude gewährte Hilfe unferer Garnijon, fo viel wir 
wiffen, lebiglih von dem guten Willen des Kommandanten abhängig ift. Sollte fich ſtatt deſſen 
nicht ein Uebereinkommen treffen lafjen, wodurch die Militairbehörden eine beftimmte Berpflich- 
tung zur Stellung einer je nach dem Bedürfniß wechjelnden Mannfhaft, gegen einen für jeben 
Fall nad) der Dauer der Dienftleiftung zu beftimmenden Lohn, übernähmen ? 

Etralfund, 22. September, Im ber vergangenen Woche find feitens des Raths 
die Vorbereitungen getroffen, den burh den Tod des Geh. Negierungsratis Schwing 
leer gewordenen Bürgermeifterftuhl wieder bejett zu fehen. Nach herlömmlichem Rechte lag im 
früheren Zeiten die Wahl ber Bürgermeifter allein in den Händen des Raths, wie biejer ſich 
noch heute in Betreff ver übrigen Rathemitgliever durch Kooptation ergänzt. Durch Guſtav IV. 
Adolf, der ſich nach Auflöfung des beutfchen Reiches als unumſchränkten Herriher Pommerns 
anfah und bie ſtaatsrechtlichen Befugniffe einzelner Körperfchaften mehrfach zu beſchränlen fuchte, 
wurde bem Rathe jened Recht in Betreff ber Bürgermeifterftellen genommen, und es fleht 
ihm ſeit der Zeit mur bie Nomination und Präfentation dreier Perjomen zu, aus welden ber 
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König Eine ernennt und beftätigt. Die Nomination dieſer brei iſt num im letzter Woche 
gefchehen und wie verfautet, der Kamerarius Hagemeifter primo loco aufgeftellt. Im Uebri- 
gen wollen wir noch erwähnen, daß im älteren Zeiten und noch im Anfange diefes Jahrhunderts 
die Zahl von vier VBilrgermeiftern, von denen zwei Literati, zwei Mliterati waren, al® bie ber- 
faffungsmäßige galt. Durch die franzöfifhe Invafton aber war bie Stadt in große Schulden 
gerathen und nach dem Kriege wurde daher vom Rathe beichloffen, zur Erleichterung ber flädti« 
ſchen Kaffe neben einer Syndilats- und einigen Rathöherrenftellen auch eine Bürgermeifterftelle 
vor der Hand unbeſetzt zu laffen. Später wurde aud von ber zweiten mit einem Illiteraten 
beſetzten Bürgermeifterftelle abgejeben, fo daß jeit etwa 30 Jahren nur zwei gelehrte Bürger- 
meifler an ber Epite bes Nathelollegiums ſtehen. 

Stargard, 14. September. In der geftrigen orbentlihen Siyung warb ben Stabt- 
verorbneten ein Schreiben des Königl. General-Kommandos mitgetheilt, wonach das hier garni⸗ 
fonirende Bataillon des 9. Regiments nach Colberg verlegt werben wird. Es warb barin ber 
Stadt die Ausfiht eröffnet, daß fie eine Abtheilung bes 2. Artillerie - Regiments, aus 3 Bat- 
terien beſtehend, zur Beſatzung erhalten folle, wenn fie bie dazu erforderlichen Räumlichkeiten: 
Stallung für 216 Pferde und 34 Offizier» Pferde, darunter minbeftens 3 größere Ställe zu je 
20 Pferden, einen verbedten Ererzirihuppen, einen verbedten Kanonenfhuppen, eine offene 
Reitbahn, 120 Schritte lang, 50 Schritte breit, und einen eben jo großen Ererzirplag in ber 
Nähe des Kanonenſchuppens befhaffen könne. Die Stabtverorbnneten lehnten die Aufnahme der 
Beſatzung unter den angegebenen Bebingungen einftimmig ab, ba feine Bürgſchaft bafilr ver- 
langt und gegeben werben Fünne, ob nicht dieſe Bejagung aus militairifhen Rüdfichten über 
hurz ober fang wieder verlegt werben dürfte und bie Stabt dann die zur Aufnahme derſelben 
erforderlichen Opfer vergeblich gebracht hätte. 

— 21. September. In ber geflrigen Situng haben die Stabtverorbneten ben zwiſchen 
dem Johanniter-Ritter-Orben und dem biefigen Magiftrat vereinbarten Kontralt®»Entwarf, die 
Erbauung eines Kranken» und GSiechen- Haufes bei biefiger Stabt betreffend, mit geringen 
Movifitationen genehmigt. 


fe Sadhfen. 

— H. — Mogbeburg, im September. Der Packhofsverkehr hat im vergangenen 
Jahre den Umfang des Verkehrs im Yahre 1856 nicht erreicht. Es find über den Padhof 
eingegangen: 1) zu Lande per Eifenbahn 402,891 Etr., 2) zu Waffer umb zwar a) von 
Hamburg 339,438 Etr., b) von Sachſen 30,054 Etr., c) von Berlin 8,505 Etr., d) von 
Stettin 3,177 Etr., e) von Breußen 10,645 Etr., find 391,819 Etr., 3) Pulver 2,347 Etr., 
Summa 797,057 Etr. Der Eingang pro 1856 betrug 818,052 Etr., mithin 1857 weniger 
20,995 Etr. Zur Niederlage find beffarirt 126,199 Etr. ftenerpflichtige Güter und 169,175 Etr. - 
flenerfreie Güter, Der ſämmtliche Ausgang hat betragen zu Lande 12,918 Ctr., zu Waſſer 
343,613 Ctt. und zwar nad Hamburg 80,495 Etr,, nah Sachſen 77,187 Etr., nach Berlin 
1345 Etr., nad Stettin 69,496 Etr., nad Schlefien 575 Etr., nad Preußen 114,515 Etr. 
Heuverwiegungen 25,735 Ctr., Berwiegungen biverfer Waaren 293 Ctr. 

Die Einnahmen vom Stadtmarſch haben betragen: a) für Ein- und Ausladungen 903 
Thlr. 16 Sgr. 9 Pf., b) für Niederlagegebühren auf ber ſtädtiſchen Strede 207 Thir. 29 Ser. 
11 ®f., find 1111 Thlr. 16 Sgr. 8 Pf. Die Einnahme in Budau betrug: a) fir Ein- und 
Ausfadungen 2922 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf., b) für Niederlagegefälle 2514 Tr. 1 Sgr. 1 Pf., 
find 5486 The. 15 Sgr. I Pf. Nah den Waageregiftern find im Jahre 1857 2088 Etr, 
Wolle zu Markte gebracht, 1866 2110 Etr., mithin 1867 72 Etr. weniger, 

— O. — Halle, im September. (Strafen » Belendhtung.) Mit ver Eröffnung ver im 
Frühjahr 1856 begonnenen und im Dezember ejd. in allem wefentlichen Theilen vollendeten 
ſtädtiſchen Gosanftalt, über deren Anlage bereits im Bande III a., Jahrgang 1857, Seite 223 ff. 
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Bericht erſtattet worden, ift eime totale Reform des ſtädtiſchen Erleuchtungsweſens eingetreten. 
Bor Einführung ber Gas - Beleuchtung wurde bie Straßen -Erfeuhtung im Entreprije gegeben 
das erforberliche, im Wege ber Submiifion bezogene Rüböl aber dem Entrepreneur von bie 
Stabt geliefert und zwar mit 2 Loth fir eine Cylinder- und mit Y, Loth für eine Dilfen- 
Laterne pro Stunde, Die urfprünglih anf bie ſechs Winter - Monate beichräntte Beleudtungs- 
Periode warb fpäter um die Monate April und September erweitert, 

Die Gefammtloften ber Beleuchtung beliefen ſich pro: 1848 bei 197 Eyfinder- und 35 
Dillen » Laternen auf 2600 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf., darunter 1644 Thlr. 17 Ser. 2 Pf, für Ps 
1855 bei 248 Eylinder- und 346 Dillen » Laternen auf 3809 Thlr. 5 Sgr., darunter 2620 Th j 
24 Sr. 6 Pi. für Del, 1856 bei 277 Cylinder- und 316 Dillen » Laternen auf 4663 — 
8 Sr. 5 Pf., darunter 2836 Thlr. 27 Sgr. 3 Pf. für Del, und für Gas im Dezember 
437 Ihr. 9 Sgr. 9 Pf. 

Wenn hiernach fhon die Koften der Straßen» Erleuchtung durch Del ſich feit dem Jahre 
1848 faſt um das Doppelte vermehrt hatten umb bei Beibehaltung dieſer Erfeuchtung eine fernere 
ftetige Steigerung berfelben zwar mit Gewißheit, micht aber zugleich eine wejentliche, allen billi- 
gen Anſprüchen genügenbe Berbefferung der Bffentlihen Erleuchtung in Ausficht genonmen 
werben konnte, fo kann e8 nicht befremben, wenn die Stabt gegenwärtig für die aller Anforde» 
rung entfprehende Straßen «Erleuchtung durch Gas ihr bezüglihes Budget mit einem Schlage 
nicht unbedeutend hat erhöhen müſſen. Es hat daſſelbe jetzt eine Höhe erreicht, zu welcher «8 
bei Beibehaltung ber Del- Erleuchtung erſt im einigen Jahren, dann aber beftimmt, gelangt fein 
würde. Dod wird das augenblidiiche Mehr fpäter feine vollftändige Ausgleihung finden, ba 
nach vollfländiger Durchführung der Gas - Erfeudhtung in allen Theilen der Stadt bie Anzahl 
der in denſelben eingerichteten ®a8+ Laternem bei feſtſtehenden Gaspreifen eine conftante if, wo- 
gegen für die Progreffion in Vermehrung ber Dellaternen bei variirenden im Allgemeinen zur 
Steigung ſich binneigenden Delpreifen eine Grenze nicht wohl anzugeben wäre. 

Während bezüglich ber Beſorgung der Dellaternen das alte Eutrepriſe -Verhältniß zur 
Zeit noch beibehalten ift, hat die Gas» Anftalts » Berwaltung die Beſorgung ber Strafen » &r- 
leuchtung in den mit Gas- Einrichtung verſehenen Stabttheilen übernommen. Sie erhält 
pro 1000 Kubilfuß Gas 1 Thlr 17 Sgr. 6 Pf. und wird auferbem bag Lohn 
der 8 Laternen-Wärter, ber Spiritus zum Auftauen ber Laternen, ſowie 
ein Pauſchquantum fürfaternen-Reparaturen ausber Stadtkafſe gezahlt, 
während das Gehalt des Laternen - Auffehers die Anftalt trägt. 

Die Beleuchtungsperiode pro 1858 hat ſich aud auf den Monat Auguft erſtreckt und ift 
bie Anzahl der Brennftunden auf 723 Abendbrennftiunden bis 10 Uhr, auf 324 vergl. bis 12 
Uhr und 100 Referveftunden, überhaupt aljo auf 1147 Brennftunden feftgeftellt, gegen 1100 
pro 1857. 

Die Beleuchtung wird zur Zeit bewirkt: a) durch 11 Cylinder- und 114 Dillen-, finb 
125 Oellaternen, b) durch Gas-Laternen mit Brennen & 5 Kubilfuß 322 und & 3 Kubikfuß 
200, im Ganzen durch 647 Stülck Laternen. 1848 betrug bie Laternenzahl 548, mithin jetzt 
99 Stüd mehr. 

Bei Durchführung der Gas-Einrihtung im den zur Zeit noch durch Del erlendhteten 
Stabttheilen, bie ppr. 16,000 Thlr. koften wird, werben zu ben vorhandenen 522 Gaslaternen 
nod 121 kommen und ſonach überhaupt 643 Stüd Laternen die Stabt durch Gas erleuchten, 
Gegen ben pro 1857 überjchläglih angenommenen Koften- Betrag von 6600 Thlr. werden dor» 
ausſichtlich nicht unbebentende Erjparniffe eintreten. Der Gasverbrauc war berechnet auf 2,425,473 
OF., der Oelverbraud auf 66 Etr. 105%, Pf. Es find aber nur verbraucht 1,692,500%. 
Kubiffuß Gas und 23 Etr. 39 Pd. 31 Lth. Del. 

File das lanfende Jahr find die Ausgaben für bie ſtädtiſche Straßen » Erleuchtung wie 
folgt veranfchlagt: 1) für Straßen » Erleuhtungs » Material und zwar: für 2,153,570 Kubitfuß Gas 


a Mille 17,2 ZThle. 3409 Thlr. 24 Sgr. 7 Pf., für 2431 Pfb. 23 Lth. Del & Ctr. 15 Thlr. 
331 Thlr. 17 Sgr. 11 Pf., im Ganzen 3741 Thlr. 12 Sgr. 6 Pf.; 2) für fonftige Ausgaben 
1113 Thlr. 26 Sgr. 2 Pi.; 3) für Beleuchtung des Ratbhaufes, Deputate ıc. 378 Thlr. 29 Sgr. 
4 Pf.; 4) insgemein 65 Thlr. 22 Syr., Summa 5300 Thlr. gegen 6600 Thlr. pro 1857. 
Der Betriebs» Bericht der Gasanftalts - Infpeltion pro November v. I. giebt außer ben 
eingerichteten 522 öffentlihen bie Anzahl der bis zum Schluffe des Monats Dezember v. 9. 
überhaupt eingerichteten Privat » Gasflammen auf 3390 Stüd und das Gas »- Conjum pro No- 
vember auf überhaupt 1,793,598/, Kubilfuß an, während ein Total Berbraud von 2,172,950 
Kubilfuß dur den Stations-Gasmefjer nachgewieſen ift, jo daß fih ein Verluſt von 379,351 Y, 
Kubilfuß oder etwas über 20 pCt. ergiebt. Diefer Verluſt rebucirt fih nah dem Dafürhalten 
des Gasanftaltd -Kuratorii in Wirklichkeit um etwa Y,, da Die angeftellten Ermittelungen er» 
geben haben, daß die zu 5 reip. 3 Kubiffuß Confum per Stunde angenommenen Straßen. 
Brenner 1 bis 2 Kubiffuß Gas mehr conjumiren. Die Unzahl der nah jenem Berichte pro 
November in Betrieb befindlichen Retorten belief fih durchſchnittlich anf 25, Stüd täglich. 
Aus der Tonne Kohlen wurden probitcirt 1126%%%,, 000 Rubilfuß Gas und an Coals, Breeze 
und Aſche 973%,,000 pCt. gewonnen. Mit der Tonne Kalk find gereinigt 36,582%,, Kubil- 
fuß Gas, und wurden per Lafl Kohlen 1 Tonne Theer und 2'%7/,000 tr. ammonialaliſches 
Waffer gewonnen. Jede Chargirung einer Ketorte ergab 69175 000 Kubiffuß und eine Retorte 
in 24 Stunden 2888"2,000 Kubilfuß Gas. Zum Unterfenern wurden verwendet I’%,000 PCt. 
ber vergaften Kohlen und 41'000 pEt. ber probuzirten Coals. 
g. Uheinland und Wellphalen, 
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—c— Köln. — Berwaltungsberidt. Schluß zu Heft IX. — Bei dem Be» 
gräbnißweſen haben bie evangelifhen und jüdiſchen Bürger ber Stabt binfihtlih ber Be- 
zahlung ber Vegräbniß-Gebühren und des Leihen-Transports ihre eigene Verwaltung und ihren 
eigenen Wagen, bie nicht unter der Kontrolle der ftäbtifchen Berwaltung ſtehen. Es gelten 
daher die folgenden Bemerkungen nur ben Mitgliedern ber katholifhen Konfeffion. Im Ganzen 
wurben im Jahre 1857 auf dem Kirchhofe zu Melaten beerdigt 2933, 63 weniger als im Jahre 
1856, Für Geld 1144, umentgeltlih nach beigebradhten Armuthsbeſcheinigungen 1435; demnad) 
überfiieg die Zahl der leteren jene um 291. Im Jahre 1866 ftellte fich bei einer gleich großen 
Zahl von Beerbigungen der Ueberſchuß der umentgeltlihen auf 450, An Begräbnißgebühren 
gingen ein 4451 Thlr., davon erhielten die Unternehmer des Leichentransports 1460 Thlr., bie 
Träger 850 Thle., der Einfegner 228 Thlr., der Tobtengräber 481 Thlr,, die Berwaltungstoften 
betrugen 316 Thlt. Den Ueberfhuß mit 1213 Thlr. erhielten nach geſetzlicher Beftimmung bie 
Pfarrlirchen, in deren Bezirken die betreffenden Sterbefälle vorgelommen. — Bei dem Berfauf 
ber einzelnen Grabftelen, ſowie ber Familiengräber wurden 3240 Thlr., 450 Thlr. mehr als 
im Jahre 1856 eingenommen. — Bon dem unter „B, Grundfleuer- und Gewerbefteuer- 
Weſen“ Berichteten ift zu erwähnen: Das Haupt - Kontingent ver Grundfteuer betrug pro 
1857 65,239 Thlr. Dazu kommen die Beiſchläge, welche meift für provinzielle Zwede erhoben 
werben, mit 6492 Thlr., die Hebegebühren a 2 pCt. = 1434 Thlr. UWeberhaupt an Grund- 
feuer 73,165 Thle. Im den legten 5 Jahren war ber Betrag der Grundfteuer für bie Stabt 
Köln durchſchnittlich pro Jahr 72,766 The, Die Kommunalftener ä 40 pCt. von ber 
Grundſteuer war ini, 573 Tplr. Hebegebühren 29,266 Thlr. Die Gewerbeftleuer-Rolle 
pro 1857 ſchloß mit 5454 Steuerpflitigen, die nebft ven Zufchlägen (8)2 pCt.) zu ben Juſtiz⸗ 
toften und dem Bezirfsftraßen- Fonds einen Gewerbefteuer-Betrag von 74,298 Thlr. aufzubringen 
hatten, Der Betrag ber Gewerbefteuer in Köln war in ben leiten fünf Jahren durchſchnittlich 
p. Yahr 72,093 Thlr. Die Gewerbeftenerpflichtigen haben ſich in ben letzten zehn Jahren um 
714, mit einer Steuer von 8427 Thlr. vermehrt. Nach dem einzelnen Klaſſen befanden ſich in 
ber Gewerbefleuer-Rolle pro 1857 892 Kaufleute mit faufmännifhen Rechten, veranſchlagt zu 
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DIL Thir. (Steiterfäge in Diefer Maffe gemäß dem Umfange des Geichäftes kommen vor 
von 12-708 Thlr.); 2176 Händler ohne kaufmänniſche Rechte zu 18,867 Thlr. (Steuerfäge 
von 2% Thlr.), 11'’Marketender, 536 Wirtbe, 211 Bäder, 173 Fleiſcher, 115 Bierbraner, 
6 Handwerker, 19 Müller, 67 Schiffer, 79 Fuhrleute, 179 Hauſtrer. Im der Role kommen 
15 „Gejellihaften“ vor, welde Stenerbettäge von 12—708 Thlr. bezahlen und die zu⸗ 
fammen eine Summe bon 1788 Thlr, aufbringen, — Der Abſchnitt C. Feuerverſiche ru ng 
ergiebt u. A., daß im Jahre 1857 in Köln bei der Rheinifchen Provinzial » Feuer - Sozietät 
3664 Gebäube mit einem Werthe von 8,398,790 Thlr. verfichert Waren, wovon ſich die Ber- 
fijerung®-Beiträge auf 6252 Thlr. beliefen. — Unter lit. D, find bie Ergebniffe bei dein Ein- 
duartiernnge-WBefen beſprochen, und bei lit. E. iſt über die im Jahre 1857 zu Stande 
gefomniene Bildung der Kranten- oder Unterffiügungs-Raffen für ſämmtliche 
Fabrikarbeiter der Stadt Köln ein ausführlicher, ſehr intereffanter Bericht gegeben. 
Dem letzteren eutlehuen wir folgende Säge: „Die große Zahl der Fabrikarbeiter im Köln 
(4- 5000) , die zu Kaflen-Berbindungen vereinigt werben mußte, bie Berpflichtung, welche das 
DOrt-Statut den Arbeitgebern auferlegt, den Ein und Austritt ihrer Arbeiter bei der Kaffe 
anmelden, von berem Arbeitslohn die betreffenden Beiträge einzuhalten uud am bie Kaffe ein. 
zufenben, aus eigenen Mitteln durch regelmäßig wiederkehrende, beftimmte Beiträge fih au ben 
Kratilentafjen ihrer Arbeiter zu betheiligen und bie ihnen in Folge biefer Pflichten zuge- 
fihertem Rechte bei der Gründung, Berwaltung und Beauffihtigung dieſer Kaffen thätig mit- 
zuwirlen, ſchließlich noch die vom dem Geſetz beflimmte Oberaufficht biefer Kaffen feitens ber 
Kommunal» Behörde erforberten ganz neue Beſtimmungen und Einrichtungen, die in den 
Statuten der beftehenden Krankenkaffen unter anderen Berhäftniffen nicht vorhergefehen wer- 
den Tonnten und demnach auch nicht darin vorhanden waren. Es konnten daber diefe Statuten 
auch nicht mehr als maßgebend angefehen werden unb mußten für bie zu grünbenden Fabrik. 
Arbeiter-Rafjen neue Statuten entworfen werben, in welchen auf ältere Beſtimmungen, 
infofern ſie den neuen Zuſtänden angemeſſen und falls deren Zweckmähigkeit ſich durch eine 
vieljährige Erfahrung bewährt hatte, die gehörige Rüdficht genommen wurde. Bei ber Bildung 
der neuen Kaſſen eutſtand zuerft bie Frage, „welche Gewerbtreibende ihrer Erwerbsverhält. 
niffe nach ſich dazu eignen, zu einer Kaflen-Berbinbung vereinigt zu werben ? nad welchen 
fyſtematiſchen Prinzip hier verfahren werben fol? Ob die gleihe Höhe der Arbeitslöhne 
bei der Aufammenfegung ber einzelnen Kaſſen-Verbände ben Bereinigungspuntt bilden oder die 
Berwandtihaft der gewerblichen Berrihtungen?“ Unftreitig verdiente bie letztere 
bei weitem den Vorzug vor ber erfteren. Die Urbeitslöhne, welche Habrifarbeiter und Sande 
werlsgeſellen erhalten, find fehr verfchieden, felbft im einzelnen Gewerben richten fie ſich nicht 
felten mad dem Alter uub dem Leiftungen bes Arbeiters. Allgemeine politiihe und induſtrielle 
Berhältniſſe, Handelskriſen, mehr oder minder großer Abſatz, Mangel oder Ueberfluß an Arbeit 
ober am Arbeitern u. |. w. üben einen nachhaltigen Einfluß auf die Acbeitslöhne aus, heben 
ober brüden biefelben. Cine jo ſchwanlende, unfichere Baſis konnte zur Maffifitation der zu 
vereinigenben Arbeiter nicht gebraucht werden, und würde eine foldhe je nah dem Steigen und 
Fallen der Arbeitslöhne häufigen Veränderungen unterworfen fein, wobei die Arbeiter aus einer 
Kaffe in die andere wandern müßten. Weit zweckmäßiger erfchien es daher bei der Bildung 
ber Kaffen-Berbände, die Berwandtſchaft ber Gewerbe ins Auge zu faſſen und zwar in 
ber Weife, daß jebe Kaffe eine ganze Gruppe möglihft verwandter Fabrikationszweige 
im ſich faſſe. Was die Zahl der Kaſſen betrifft, fo Hatten ſich ſchon während ter Erörterung 
des Orts. Statuts bie verſchiedenen Rommilfionen der Gewerbtreibenden, vie gemeinderäthliche 
Kommiſſton, fowie der Gemeinderath ſelbſt, gegen bie Bildung Einer allgemeinen Unter» 
ſtützungslaſſe für Gefellen und Yabritarbeiter ausgeſprochen und fand auch dieſer Vorſchlag in 
ben betreffenden Oeſetzen und den bezüglichen nachträglichen Verordnungen keine Unterſtützung. 
Dagegen mußte aber and das andere Extrem, bie Bildung einer — Anzahl von 
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Kaſſen, wodurch die Verwaltung. derfelden, ungleicher, vermidekter und koſtſpieliger auegefallen, 
ſowie bie Ueberſicht und Kontrolle für bie Kommunal + Behörde jehr erſchwert worden wäre, 
gleihialis vermieden werden. Nach Einfiht und Vergleichung ber über die hiefigen Fabrilations ⸗ 
und Haudwerlszweige vorhandenen Quellen glaubte man im Ganzen mit 13 Kaſſen und zwar 
5 für die. Fabrikarbeiter nnd 8 Kaflen für die Gefellen oder Gehill ſen ber Haudwerker 
volllommen ausreichen zu können; benm follten jpäter mod Gewerbe vorkommen, die Überfehen 
worben oder durch bie Fortichritte der Inbuftrie derem neue ins Leben treten, fo würben jolche 
leicht an dem geeigneten Orte ben verwandten angereiht werben lönnen. Dieſen Grunbjägen 
entiprechend, wurden demuach für alle im Gemeinde» Beziske der Stabt für Fabrilanten gegen 
Bezahlung beſchäftigte Arbeiter und event. Arbeiterinnen, welche das; 14, Lebensjahr überjhritten 
Haben, fünf allgemeine Umterfügungstaffen oder Kajien-Berbänne beftimmt, bei. berem 
Bildung die Zahl der Theilmehmer an jedem Berbande , fowie bie Verwaudtſchaft ihrer gewerbr 
lichen Berrihtungen berüsfichtigt worden if. Zum erften Kaflen- Berbande gehören gegen: 
wartig alle für Fabrilanten beſchäftigte Weber, Wirker, Drnder, Färber, ſowie alle 
ſonſtigen bei der Fabrilation von Baumwollen-, Wollen-, Leinen-, Sammt- und Seidenwaaren 
mit Einihluß der in Baummwol-, Woll» und Flachsſpinnereien beſchäſtigten Arbeiter, Den 
zweiten Kaffen» Verband bilden bie, in Brauereien, Breunereien, in Eifig-, Kölnih-Waffer-, 
Liguenr« und, Weingeift-Fabriten beſchäftigten Arbeiter, Zum dritte Kafen-Berbande: gehören 
bie in Metalle Fabeiten, in Nabel-, Krampen- und Dratbftift - Fabrilen, im Eifen- und fonfligen 
Metallgiehereien, in mehaniihen Maſchinenwerlſtätten, in Spiegelfabriten, in Bleiweiß-, Mennig-, 
chemiſchen⸗ Farbwaaren- md Diüngerfabrifen, in ber Gasfabrif, in Seifgnfiebereien und Lichter 
Fabrifen, in Leimfiedereien, im Golpleiften-, Gummi-, Guttaperha-Waaren-, Stärke-, Kartenſpiel⸗ 
waaren- und Tapetenjabrifen beſchäftigten Arbeiter, Den vierten Kaflen- Berband bilden Die 
für. Cigarren- und Tabakfabrilauten, und den fünften bie in ben Zuder - Raffinerien beichäfe 
tigten Arbeiter, Die Statuten diejer fünf Kaflen« Verbände enthalten bie näheren Beftin- 
mungen über bie Einrichtung der Kaffen, insbejombere Über die Höhe bex Beiträge, über bie 
Grunvfäge, nach welchen die Unterftügnngen gewährt werben, ſowie über bie Mitwirlung ber 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei ber Berathung und Verwaltung der Kaflen + Angelegenheiten. 
Sie wurden unter Zuziehung betbeiligter Babritanten erörtert, und nad erfolgter Genehmigung 
derfelben jeiteng der Regierung wurde zur Einrihtung der Kaffen und zunädft zur Wahl ber 
Kaflen+ VBorflände geſchritten. Leider fielen die Wahlen in Folge der fehr geringen Betheiligung 
der Wahler unvolllommen aus, und e8 mußte die Kommunal» Behörde von ber ihr für dieſen 
und andere Fälle durch das Statut eingeräumten Befugniß der Ernennung ber fehlenden 
Borftands » Mitglieder Gebrauh machen. Ferner fand bie Wahl eines Reudanten ber 
Fabrifarbeiter-Kaffen Statt, deſſen jäbrlihes Gehalt auf 400 Thlr. und zu leiſtende Kaution 
auf 1000 Tblr. seftgejegt wurde, in Kaſſenbote wurde mit einem jährlichen Gehalte von 
200 Zülr. angeftellt. Borlänfig wurde beſtimmt, zum Zwechk der Krankenpflege die Stadt in 
vier Bezirke eiugutheilen, für jeben ber vier Bezirle eimen Arzt anzuftelen und jebem Arzte 
eine Nemumneration von 200 Thlr. jährlih zu bewilligen. Was die „Lieferung ber 
Arznei“ betrifft, fo lautete der Beſchluß dahin, felbige entweder vier Apothelen in den vier 
Bezirken gegen einen zu vereinbarenden Rabatt zuzuweilen oder alle Apotheken, welde ben fefl- 
gefegten Rabatt zu gewähren geneigt, am. ber Lieferung Theil nehmen zu laſſen, Endlich wurde 
die Juſtruktion für ben Rendanten, jene für bie bei den Kaflen anzuftellenden Aerzte, bie 
Geſchaͤfts Ordnung für die VBorftände, der Vertrag mit der Armenvermwaltung über bie Ber- 
pflegung von Kafjen Mitgliebern in dem Spital, die Vereinbarung mit den Apothefern berathen 
und feftgeftellt. Nachdem das Berzeihnig der Arbeitgeber, die zu ben filnf Raffen » Ber- 
bänden gehören follen, angefertigt worden, ergaben bie von den Fabrilanten auf vorbergegangene 
biesfüllige Aufforderung bei dem Rendanten der Kaffe abgegebenen ſchriftlichen Meldungen über 
bie von ihnen beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen aus allen fünf Verbänden: 3136 Arbeiter 
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über 18.Iahr, 1526 Arbeiter ‚unter 18 Jahren, nebft Arbeiterinnen, zufommen 4662 Mitglieder. 
m. De anfänglie Zuſtand der Fabrilarbeiter · Kaſſen iſt ein recht gůnſtiger geweſen. Cs betrug 
bie Geſfammt⸗Einnabhime für bie beiden Monate Dezember v. I. und Januar cr, aus 
allen fünf Kaſſen ⸗ Berbänden 2216 Ihle... Die Ausgabe au Unterftügungsgeldern betrug 
605 Thlr, Ea,vexblieb mithin ein Rafjenbefland von 1611 Thlr., und dadou waren nad 
Abzug ber allgemeinen Derwaltungsloften, der für bie Einrichtung, Utenfilien, Drudſachen ıc., 
vow 43T Ze, in der Kalle 1179 Thlr. baar verblieben. — Diefer erften großen Abtheilung 
ber Unterfügungs-Kafjen für bie arbeitende Klaſſe Kölns wird nunmehr die zweite noch größere 
im welcher alle für. die Handwerler gegen Lohn beigäftigten Gejellen und Gepürfen Aufnahme 
finden, nachfolgen. W 

Köln, 17. September. Zu ber auf geſtern auberaumten Stadtverordneten Berfammlung 
fanden fh die Mitgliever des Collegiums jo fpärlih ein, daß die beihlußfäpige Zapf nicht 
erzeicht wurde, folglich hie zur Tagesordnung geftellten Geſchäfte nicht erledigt werden konuten. 
Bon Seiten ber Berwaltung wurden gleihwehl einige Mittheilungen gemacht, bie wir nicht 
ugerwähns lafjen dürſen. Zunächſt gab der Ober-Bürgermeifter Kıuntnif von einem Schreiben, 
in weldem der Präfivent der hierſelbſt Statt gehabten General» Berfammlung der tatholiſchen 
Bereine Deutſchlands feinen Dank für die jo bereitwillig erfolgte Ueberlaſſung des Gürzenich⸗ 

Saales ausſpricht. Die zweite Mittheilung ‚betraf das bereits in ber Beilage zur heutigen Köl— 

niſchen Zeitung. erwähnte Geſchenl der. rau Benoit Fould in Paris, als welche dem Ober- 

Dürgermeifter durch ihren Bruber, ben Gommerzienraty S. Oppenheim hierſelbſt, die Summe 

von 3000 Frs.zur Beripeilung unter bie Armen hiefiger Stabt, ohne Unterſchied der Confeffion, 

hat, überweijen laſſen. Schließlich theilte die Verwaltung mit, daß der Koftenanfchlag für das 

in ber Spiunmuhlengaſſe zu erbauende Podenhaus eine Bedarfsſumme von 11,647 Thlr. ergeben 

habe. Da für diefen Zwei im Budget des laufenden Jahres nur 7700 Thlr. vorgefeben jeien, 

fo blieben nachträglich noch 3947 Thlr. zu bewilligen. Zu guter Legt Fam dann noch ein in 

den jüngften Tagen fattfam ventilirtes Thema — bie Irren-Auſtalten — zur Beipredung. Cin 

Stabtverorbneter machte nämlich auf Grund eigener Anjhauung einige Mittyeilungen über bie 

in Düffelvorf vorhandene ſtädtiſche Auftalt zur Aufbewahrung unbeilbarer Irren. Er raähmte 

bie Einsihtung dieſer Anftalt und insbefondere auch ihre ölonomiſchen Nefultate, indem ſich die 

jährlichen Koflen der daſelbſt verpflegten Irreu pro Kopf nur anf 80 Thlr. beliefen. Von an- 

berer Seite wurde dagegen bemerkt, daß die Gejanumt-Koften ber vom ber hiefigen Armeu— 

Berwaltung verpflegten Irren pro Kopf und Jahr nur 67 Thlr. betragen, 

— 21. September. Die gefern abgehaltene Stabtverorbnneten-Berfammlung beganı ihre 

Geſchäfte damit, daß fie die vom der Armen -Berwaltung bethätigte Verpachtung des zum Aller- 

heiligen Convente gehörenden Gartens genehmigte. Ein Mitglied des Collegiums nahm Aulaß, 

wegen Wicher » Aufnahme des Turm» Unterrichts bei der höheren Bürgerjhule zu interpelliren, 

Der. Borfigeube, Ober » Bürgermeifter Stupp, erwiberte, daß das Kuratorium der Schule in ben 

nähen Tagen hierüber beſchließen werde. Nachdem ſodann im Betrefj von Trottoir +» Anlagen 

in der Albertusſtraße die Verwaltung ermächtigt worden, tie ſäumigen Bau» Unternehmer auf 

gerichtlichem Wege zur Erfüllung ihrer Obliegenpeiten anzuhalten, kamen zwei unlietjame The— 

mata au die Reihe, — Podeuhaus und Leichenhaus. Rückſichtlich des erſteren heben wir dedo 
mitgetheilt, dal ber Koſtenauſchlag des Stadtbaumeifterd anf 11,647 Ihr. berechnet it, \e — 
da der bezügliche Credit im lauſenden Budget nur 7700 Thlr. beträgt, ein Supplementar — 
von nahezu 4000 Thlen. zu bewilligen bliebe. Das Collegium nahm dieſe Erigen in 200 
ungnäbig auf; uud beſchloß, daß eim anderer Koftenanjchlag bis höchftens zur Srumine * * 
Then, quszuarbeiten ſei. In Betreff des Leichenhauſes wiederholte ber Ober⸗ Bürgermmeiſter bie 
ſchon erwähnte Mittheilung, wonach das Köuigl. Kriegs-Miniſterinm bie Erbauung deſſelben am 
nörblichen Sichetheitshafen für unzuläffig erachtet bat, und es wurde bie zuſtãndige Commiſſion 
beauftragt, ihte Beinüpungen wegen Grwitteluug einer geeigneten Bauftelle a aufzunehmen, 
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Da die Nebensart: Les extrömes se touchent“, allbekannt, ſo wird es ben geneigten Leſer 
wicht überrafchen, daß die Verhandlungen unmittelbar vom Leichenhaufe auf das Tanzhaus 
Guͤrzenich üÜbergingen. Es handelte ih um vie Fertigftellung der im Hauptſaale befindlichen 
Bühne, Der viesfällige Beſchluß ging dahin, daß die Bühne, um ben offenen Raum des Saafes 
noch thunlichſt zu erweitern, mehr nach der öftfichen Wand gerüdt und aufervem jo eingerichtet 
werde, daß fie, je nach zeitweiligem Bedürfniß, ohne große Schwierigkeiten weggenommen und 
wieder aufgeichlagen werben kann. Tie hierzu nöthigen Geldmittel wurben im Beträge von 
angefähr 3400 Thlrn. votirt. Die Ueberlaffung des Gürzenichs zu den im kommenden Winter 
Rattfindendem muſilaliſchen Auffiſhrungen der Concert -Geſellſchaft wurde genehmigt, umb bie 
dafür zu entrichtende Vergütigung auf 75 Thlr. für jedes Gomcert feſtgeſetzt. Dem Antrage der 
Berwaltung, zur Fortführung der Reflanration Älterer befchädigter Gemälde des Walltafianıms 
einen ferneren Credit zu eröffnen, kam die Verſammlung durch Botirung einer Summe von 
1100 Thlru. fehr bereitwillig entgegen. Aus den Verhandlungen ergab fich, daß imgefähr 150 
Gemälde bereits hergeftellt find, wozu jedoch bie früher crebitirten 1900 Thlr. nicht völlig hin- 
gereicht haben. it zweiter Antrag, die Obligationen der 8. Serie der ſtädtiſchen 750,000 Thir.- 
Anleihe nunmehr zu emitiren und den Zinsfuß berfelben auf 4%, pEt. feftzufegen, wide eben« 
falls gutgebeißen. Nachdem hierauf die Bermiethung des ſtädtiſchen Hauſes an der Wolllüche, 
die öffentliche Berfteigerumg der dortigen Roßmühle anf den Abbruch, die Vermiethung eines 
nädtifchen Haufes am Altennrarfte und die Verpachtung verfchiebener‘ Ländereien ber Armen» 
Verwaltung genehmigt worden, entipann ſich eine längere, mit Lebhaftigkeit geführte Debatte 
über die vom Direltor des Stadt - Theater® zu beftellende Kantion und über die von den borfi- 
gen Borftellungen zu entridtende Armen Abgabe. Die Majorität des Colleginms entichieb 
ſchließlich, daß eine Kaution zu unterlegen und vorerft auch die Entrihtung der Armen-Abgaben 
zu handhaben fei. Im wie fern fpäterhin eine Ermäßigung ber letzteren eintreten dürfe, wurde 
von ben Leiftungen der Bühne abhängig gemacht. 

— ce — In Trier ift die ſtädtiſche Bibliothek, eine fo reichhaltige und werthvolle, wie 
fie nur wenige Städte auf dem Tontinente befigen mögen, aud im‘ ben feßten Jahren durch 
Geſchenle von des Königs Mojenät und von Privaten ergänzt und vermehrt worden. Zu ben 
hinzugelommenen größeren Werken gehören: die Prachtauegabe der Werte Friedrichs des 
Großen; die bis dahin erfhienenen Lieferungen der Baudenkmäler aus Aegypten und Aethio⸗ 
pien nach ben Forfhungen des Profeffor Lepfins; die ausgegebenen Bände ber von dem Pro- 
jeltor Dr. Beters in den Jahren 181%, auf Befehl Sr. Majeflät des Königs ausgeführten 
naturwiffenfhaftlichen Reife nah Mozumbique; Denkmäler der Kunft, herausgegeben von Guhl 
und Caspar; und Hefte der Denkinafe der Baufunft in Preußen vom Baurath v. Quaaſt. Die 
Bibliothek befigt eine anjehnlihe Sammlung von Incunabeln, und es wurde ein Theil ber 
davon vorhandenen Doubletten vor einigen Jahren öffentlich verfteigert. Der Erlde daraus iſt 
dem Kapitalveritögen des Inflituts zugewadien, welches jegt etwas fiber 800 Thfe. beträgt. 
Neben dieſen literarifgen Schägen, welche dem Forſcher reiche Quellen zum Stubium barbieten, 
befigt die Stadt im ber ans der Berjäuttung völlig and Tageslicht getretenen koloſſalen Porta 
nigra, ber burh edlen Siyl und Größe gleih amsgezeichneten Bafilita und ben im 
Jahre 1853 bei Neunig aufgefandenen Mofaitboden feltene Denkmäler römifcher ‘Größe und 
Baufunft, deren Pflege und Erhaltung nächſt der Munificenz Sr. Majeſtät des Königs ber 
thätigen und einfihtsvollen Fürforge einzelner Mitbürger, wie dem Tebendigen bürgerlichen 
Gemeinfinne Überhaupt, zu banken if. 

$. Ener, im September, Einer der letzten Berichte des Deagiftrats über bie Verwaltung 
und den Stand ber Gemeindeangelegenheiten hiefiger Stadt giebt uns zu folgenden Mittheilun⸗ 
gen Anlaß und Anhalt. 

Die gefammte Seelenzahl ausichließlih des Militairs (83) betrug zu Ende des Jahres 
1855: 9,907 und zwar: Evangeliſche 5,491, Katholiken 4,283‘, Juden 179, Baptiſten 4. Im 
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Jahre 1840, dagegen betrug ‚die Geſammtſeelenzahl 7,908 ;, bemmadh Bermehrung in 15 Jahren 
1,999, gleich 25,28 p&t., pro Jabr 1,68 pCt, Die Bermehrung betrug bei den 6 evangeliichen 
Gemeinden 1,012, gleich 22,59 pCt., bei den Kutholifen 918, gleich 27,69 pCt., bei den Juden 
66, gleich. 57,11. pEt. -— „Die Staatsftenern, welhe in ber Gemeinde aufgebracht werben, 
find. die Klaffen- | uub Eintommenſteuer, bie Grundfteuer und bie Gewerbefteuer, wovon bie 
Ietgtere ‚wegen ber im Orte, vorhanbenen fehr geringen Gewerktpätigleit nur unbeveutend- if 
Die Belaftung der ſteuerpflichtigen Einwohner ergiebt ſich aus Folgendem. Cs wurden gezahlt: 
im Jahre 1840 Klaſſen und Einlommenfteuer 5,633 Thlr. Grundftener 7,156 Ihlr. ; im Jahre 
1856 Klaſſen · und. Einfommenfteuer 8,863 Thlr., Grundſteuer 7,065 Thlr. Die Grundfteuer 
betrug. im. Jahre 1830 8,221. Thlr., im Jahre 1840 7,156 Tbir., im Jahre 1850 7,114 Thlr. 
Davon zahlten 731 Forenfen im Jahre 1830 1,748 Thfr, „ 1840 1,735 Thlr., 1850 1,693 Thir., 
1856 1,652 Tple, Die Evangeliigen zahlten im Jahre 1856 excl. Gefinde 4,390 Thlt. Grund: 
feuer und 6,431 Thlr. Klaffen- und Einlommenfteuer, ungefähr 3 %, beider Steuern, pro Kopf 
ca, 1 Thlr. 29 Sgr. Die Katholilen zahlten exel. Geſinde 935 Th, Grunbfteuer und 1883 
Thlr. Klafjen- uud Eintommenftener, ungefähr. ,; beider, Steuern, pro Kopf ca. 20 Sgr. Die 
Juden zahlten exel. Gefinde 87 Thlr. Grundſteuer und 549 Thlr. Klafien- und Eintommen- 
feuer, ungefähr Yo beider Steuern, pro Kopf ca. 3 Thlr. 16 Sgr. Die höhere Steuer, alfo 
and ta höhere Einkommen. ift hiernach bei den jübifchen Einwohnern eingefhägt. — Der 
ſtäd tiſche Haushalt befindet ſich ſeit Jahren in einer uugüuſtigen Lage und iſt eine Quelle 
ſchwerer Sorgen für bie ſtädtiſchen Behörden. Die, Einnahmen ber Kämmerei reichen zur Be— 
fireitung ber, Gemeinbeansgaben bei Weitem nicht hin, Zur Dedung des Defizits wird eine 
Kummunalftener in ber Form von Zufhlägen zu den Staatsftenern erhoben, welche, um das 
Bebürfniß zu befriedigen, auf eine faft unerſchwingliche Höhe gebracht werben müßte, wenn nicht 
bie, Räbtiihe Sparkafle, aus ihrem Gewinne einen anfehnlihen Zuſchuß bergäbe Der Etat pro 
1856 jegte an. Kommunalfienern 6,517 Thlr. und Zufhuß aus ber Spartafie 3,071 Thlr,, im 
Ganzen 9,588 ‚Thlr, aus, ‚Bis zum Jahre 1849. betrug die Kommunalſteuer 25 pCt. ber 
Staatsfteuern, ‚und mußte wegen ber. im: Jahre 1848 erfolgten Aufhebung bes Schulgeldes um 
12'/, pEt., erhäht. werden. Mehrfache Ausfälle, insbefonbere durch die Ablöſung der fehr erheb⸗ 
lichen. Korneinnahmen zufolge bes. Geſetzes vom 2. März 1850, Ausfall an Pflaftergeld u. ſ. w., 
* verſchiedene Mehrausgaben für Chauſſee // Eiſenbahn , Schul- und Wegebauten machten 
eine, weitere Erhöhung um 25 pCt. nothwendig, trotzdem der Zuſchuß aus der Sparkaſſe vom 
Jahre 1849 ab, wo berjelbe 2,129. Thtr, betrug, ſich beſtäudig gefteigert hatte und im Sabre 
1855 ſchon ‚bie Summe von 3,191 Thlr. exreichte. Erſt mit dem Anfange des Jahres 1857 
trat eine, Ermäßigung ber Steuer um 17. pt. ein, da von dieſem Zeitpunfte ab bie Koflen ber 
Unterhaltung. des Schulweſens auf bie, ebangeliſche und katholiſche Schulgemeinde übergingen, 
wodurch eine Auegabe von 2,587 Thlr. vom Etat abgeſetzt werben konnte, Dagegen mußte 
nun die evangeliſche Sähulgemeinde‘ ‚eine Schulflener von 1,879 Thlm (16 pCt. der Staats- 
feuern ) und bie. lathofifche eine ſolche von 998 Thlr. (36°/, pCt. der Staatsftenern) aufbrin- 
gen, bie ſich noch jeither nicht umbeveutend erhöht haben. Die Ermäßigung der Kounmunalfteuer 
auf. 45 pCt. brachte daher den Steuerpflichtigen im Allgemeinen nicht die geringfte Exleichterung ; 
nur ben, Forenfen. und ben Juden, wurbe eine ſolche doppelt zu Theil, indem fie in ben Oeuuß 
ber Steuerermäßigung traten, zugleich aber auch von ben bis bahin mit der Gefammtgemeinde 
getragenen Eaften für das Schulmefen befreit wurden. Der Abſchluß bes Etats pro 1857 zeigte 
inbeß abermals ein Tefizit von pr. pr. 1700 Thlr. Doſſelbe entfland: 1) aus veranfdlagten 
Beniger- Einnahmen: durch die Steuerbefreiung der Geiftlihen und Cfementarlebrer mit ca. 
100 Thlr.; dur die Freilafung des halben. Dienfteintommens ber Beamten ca. 220 Thlr.; 
durch bie Steuerbefteiung bes. Einfommens aus bem auswärts belegenen Grundeigenthum 
ca. 150 Thlx.; geringere Bachterträge 60 Thlr.; 2) ans Mehr » Ausgaben: für erböhete Gehälter 
482 Iplr.; für Wege 250 Tpir.; für Beleuchtung 500 Thlr.; fe Sculvenverinfung 137 The. 


Zu einer ferneren Ehbrang ber Kommungalſteuer konnte nicht geſchtitten, ed muhlen atıbere 
Dedungsimittel aufgefucht werden. Ein ſolches fand ſich in dem bedeutenden Zindüberſchüſſen 
ber fädtifhen Sparlaſſe, indem flatt der bis dahin bezogenen Hälfte ber Zimsüberfchfiffe bet 
Sparkaffe und des Refervefonds bie ganzen Zindüberfäfiiffe, während die Zinfen des Referbe- 
fonds dieſem verbleiben folten, zur Verwendung fir bie Kämmerei beſtimmt warden. Da bie 
Hälfte der Sparkuffen - Zinsiberfchüffe, melche die Kämmerer im Jahre 1856 beydg, 8071 Thlt. 
beteng, bie vollen Zinbüberſchüſſe pro 1857 aber auf 4,864 Thlr. ſich beliefen, ſo wurde eine 
Mehreinnahme von 1,793 Thlt. erzielt, welche jur Dedung bes Deftzits gerabe Hinreicheib war. 
Gehen wir auf eine Unterſuchung ber Urſachen ein, welche den ımerfrenlichen Zuftand der Kiım« 
mereilaſſe herbeigeführt haben, fo glanben wir vor alfen die — mit Ueberbietung ber vorhaudenen 
Kräfte — iu den letzteren Jahren ausgeführten Bauten als ſolche bezeichnen zu müſſen DYaztı 
gehören: ber Ban des evangefifhen Schulhauſes, welcher 12,868 Thir. gekoftet hat, wovon 
11,000 Thlt. amgeliehen warden; ber Oeflinghaufer Chauſſeebau mit einem Koftenaufmwande bon 
12,000 Tpfr., wozu 10,000 Tpfr. angefiehen werben mußten. Der Bau bed Wällburger Thor 
banfes koftete 1202 Thlr. Hierdurch find die zu verzinfenden kündbaren Schulden auf 35,51 
Thlr augewachſen. Mit Ausnahme eines Kapitals von 3000 Thir., welches bei der Spärkaffe 
gegen 6 pCt. Tilgumg in 32 Jahrem angeliehen ift und auf welches bereits wie 21 Rate gezapft 
wird, find alle übrigen Kapitalien auf 15jäprige Tilgung angelichen, welche planmahig Im Jahre 
1868 beendet fein fol. Anch ber im Etat file Straßenpflafter ausgeſetzte Poſten von 1500 hir. 
bat nicht ausgereicht, um allen Anträgen auf Pflaflerung refp. Verſteinung der noch ungepfla> 
flerten Straßen zu genügen, obichon der Magiftrat tm Imtereffe ber Kümmerei das Prinjip be 
folgt, daß diejenigen Straßen zuerſt an bie Neihe kommen, wobei bie betreffenden Bürger fo 
viele freiwillige Veiträge offeriren, daß damit bie artifiziellen Koften gebedt werden Fönnent. 
Endlich wurde zu Ende des Jahres 1856 die Strafenbeleuchtung eingefligrt, wollt im Etat 
pro 1857 500 Thfr. andgeworfen wurden, für jede der verwenbeten 32 Laternen ca. 16 Thle. 
Außer den ans freiwilligen Beiträgen angeſchafften vorhandenen 9 Laternen wurden von ber 
Stadt Duisburg 64 Stüd alte Laternen mit allem Zubehör file den ſehr billigen Preis bon 
162 Thlt. angelauft. Dieſelbe begnügte fi nur unter der Bedingung und Borudſehung mit 
diefen mäßigen Preiſe, daß ihr bie erwähnte Laternen» Zahl’ abgeitontmen wätte. Wer’ den 
angelauſten 64 Laternen wurden 23 Std in Stand gefegt, Ab mit ben vorhandenen 9 zus 
fammen 32 Stüd zur Beleuchtung verwendet, 41 Laternen bfichen in dteſerve, mit’ welchen 
die Beleuchtung erft dann weiter ausgehnt werben foll, wo die Mittel det Kanimerki vdied 
zulaſſen werden. Möchte dieſer Zeitpunlt für Soeſt — die vormalige Hauptſtadt "der Eugen, 
wo einft Kaifer ibren Hof hielten und befien „Schrat“ das Mirfter bürgetficher Ordnuug fit 
die Städte des 12, Jahrhunderts war — nicht fern fein! 


. Kaiſerthum Defterreich. 

Wien. Die 186fle Sitzung bes Gemeinderats am 5. Augnſt wurde bon dem Seren 
Bürgermeifter v. Seiller mit einem Rückhlicke anf das freudenvolle, in jüngſter Zeit eingelretent 
Ereigniß der Geburt eines kaiſerlichen Kronprinzen eröffnet find ber Verſammlung jene Vers 
fügungen mitgetheilt, welde von ihm getroffen wurden, um ben freudigen Empfinbnngen;, 
welche bei dieſem Aufaffe bie Bevoöllerung ber Reſidenz erfüllten, ‘von Seite ber ommunal⸗ 
Repräſentanz ben entſprechenden Ausdruck zu verleihen. 

Der Herr Bürgermeiſter bemerfte, daß Se. Majeſtät bereits friiher anzuotdnen geruhten, 
daß im den glüdtichen Falle der Geburt eines Kronprinzen ftatt tohfbfetiger Fefllichteiten Biel» 
mehr dahin gewirlt werben folle, mit Werken ber Wohlthätigleit auf die Armen und Noth: 
leivenben Bedacht zu nehmen. Um mm ben huldvollen Allerhöchſten Wſichten! In dieſer er 
nachzulommen, fei unter Boransfegung Her Genehmigung bee Gemeinberathe beſchloſſen worden 
an Tage der feierlichen Tanſe des durchlauchtigſten Krouprinzen Ben ſämmilichen in and —— 
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dent Verſorgungehauſern ·beſtadlichen Mrmenfotite » Pfefindern ein Geſchenk von 1 FL. C.-M. 
per’ Kopf zn erfolgen, was eine beifäufige Auslage von 18,000 Bl: erforberlih machte, und 
dann um noch einen Wohlthätigkeitsalt mit dem jpeziellen glücklichen Anlaffe insbefondere 
qu verbinden, andy den mittellofen Eltern jener ehelichen Kinder, welche am 21. Auguft in 
‚Bien geboren wurden, ein Tanfgejchent von 400 Fl. zukommen zu Laffen. 
Der Here Bürgermeifter beriihtet ferner, daß dem Präſidium der Kommunalvertretung 
burch die Gnade Sr. Majeftät diesmal Die Auszeichnung zu Theil geworben ift, dem feierlichen 
Fanfakte beigegogen zur werben ımb unmittelbat mach deinfelbeit Sr. Majeflät in einer befondern 
Andienz die Glückwünſche der Reſidenz mündlich darbringen zu dürfen. Außerdem wurde 
aber noch dem Bürgermeifter an ber, Spitze eine Teputation, aus Mitgliedern des Gemeindes 
rathes und Magiftrates beftebend, das Glück zu Theil, am 25. d. Mis. nohmals von Sr, 
Mojeflät in Larenburg in einer Midienz empfangen zu werden und Allerhöchſtdemſelben die 
ergebenſſen Glüdwilnide ver Bevölkerung ber Reichehaupt⸗- und Reſidenzſtadt in einer fchrift« 
fihen, Miſtleriſch andgeftatteten Begläcwinihungs » und Ergebenheitsadreije überreichen, zu- 
gleich aber auch den umterthänigften Dank file das den Armen der Stadt Wien beftimmte 
Gnadengeſchenl ausſprechen zu dürfſen. Se, Majeftit gerubten die Adreſſe Allergnädigft ent» 
gegenzunehmen und Sic zugleich über den von ber Reſfidenz bei biefem freubigen Ereigniffe 
bewieſenen Antheil in huldvollen Worten zu änfern, — Beritglich des Inhalts der Adreſſe wirb 
don dem Herrn Bürgermeifter auf deren Berdffentlihung in der „Wiener Zeitung“ gewieſen 
hird noch bemerkt, daß ihm auch das Glück zu Theil geworben war, Se. Majeſtät bei ter Be- 
fltigung der am 23, d. Mts. flattgefimdenen Illumination als Führer begleiten zu dilrfen, 
Dieſe Mittheilungen des Herrn B: irgermeiflers werben von der Berfammlung, welche dem Be- 
richte Über die einzelnen Momente des: hochbeglückenden Ereigniffes mit ber lebhafteften Aufmerk- 
famteit folgte, mit den Zeichen ber freudigſten Theiftiahme entgegengenommen, und es mirb 
zugleich den vorerwäßnten, von bem Herrn Bälrgermeifter getroffenen Anordnungen, welche bie 
Feier dieſes glüdlihen Tages durch re gene zum Zmede hatten, nachträglich bie . 
Genehmigung ertheilt. 

Der Herr Bürgermieifler erwähnt hierauf, daß ber im ber fehlen Sitzung angekündigte 
Abminiſtrativnsbericht Über die Kommunalverwaltuug im den Jahren 1853 — 1858 (Anguftbeft 
1858 diefer Monatsſchrift pag. 710. 2c.) inzwiſchen in ber „Wiener Zeitung“ veröffentlicht und in 
Separatabträden ſämmtlichen Mitgliedern des Gemeinderathes mitgetheilt werden ſei. Er babe 
fih zugleich für verpflichtet gehalten, biefen und die beiden Berichte ber früheren Berwaltungs- 
perioden auch ben Borftänden der vorgeletten hoben Behörden, nämlich Sr Ercellenz dem 
Herren Minifter des Innern und Sr. Ercellenz dem Herm Statthalter von Rieder » Oefterreih 
vorzulegen ımb fei hieranf von Erfterem mit nachfolgender Zuſchrift beehrt worden : 

„Hochwohlgeborner Ritter!“ . 

„Ich beehre mich, Euer Hochwohlgeboren meinen verbindlichſten Dank fe bie Mit- 
theiluug des Adminiſtrationsberichtes Über die Kommmnalverwaltung. ver Stadt Wien in 
dem fünfjährigen Zeitraume dom 1858 — 1857 inchufive — auszjubrüden, weldyen Euer 
———— in ver Sitzung des Gemeinderathes am 30, Juni l. I. veröffentlicht 
haben. “ 

„Mit dem ungetheilteften Interefje habe ich aus diefer überfichtlichen Darftellung ente 
nommen, baf ſich die Berhältniffe ver Kommmne Wien gegenüber‘ ven früheren Verwal. 
tungsperioden in ſtetigem nnd feftent Fortſchritte nach allen Richtuugen hin auf das Vor— 
theilhafteſte geftaftet haben und zugleich bie fiherften Grutiblagen für die weitere günftige 
Entwidiung derſelben vorbereitet worden find.” 

„Ich bin über diefe Thatfachen, deren allmäligem Herbortreten ich mit anfmerkſamem 
Blide und mit ber größten Theilnahme gefolgt bin, umb die nunmehr im einem Maren 
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Gefammtbilde vor mir aufgerollt ruhen, im höchſten Grabe. erfreut, und lann Euer. Hod- 
wohlgeboren nur meine. berzlihften Glückwünſche zur Erreichung biefes ſchönen Gefammt- 
refultates ausſprechen.“ 

„Nur ver jhöpferifhen Thätigkeit und aufopfernden Sorgfalt Euer Hochwohlgeboren 
tonnte es gelingen, ungeachtet ber zu überwältigenden Hinderniſſe fo viele wohlthätige Re⸗ 
formen und bebentenbe Eimihtungen zu verwirklichen, und anzubahnen. Indem ich ben 
aufrichtigen Wunſch beifüge, das unermübete Wirken Hochderſelben auch fernerhin- von 
gleichen Erfolgen begleitet zu fehen, ergreife ich die Gelegenheit, bie Verfiherung meiner 
ausgezeihnetfien Hochachtung zu erneuern. | Bad m/p.“ 


Königreich Baiern. 


Münden, September. Nah dem Rechenſchaftsbericht für das fünfte Berwaltungsjahr 
1857 erreichte da8 Bermögen bes Benfionsvereing fir ärztliche Wittwen und Waifen bie 
Summe von 81,100 Fl. der Stodjonbs beträgt 28,066 Fl. Die Ausgaben belaufen fih auf 
25,484 Fl. 33 Kr., bie Einnahmen auf 25,495 Fl. 56 Kr. Die bezahlten Penfionen betrugen 
981 Fl. 40 Kr. Die Summe der Ausgaben umfaßt auch 23,100 Fl. ausgeliehene Kapitalien. 
Die Zahl der Penfioniften belief fih auf 12 Wittwen, 44 Waiſen und 5 Doppelwailen. Bon 
ber 8. Staatsregierung erhielt ber Verein den jährlihen Zufhuß von 2000 Fl., vom Prinzen 
Karl 100 FI. und Herzog Mar 50 Fl. 

Würzburg. Das Schullehrer- Wittwen - und Waifen » Penfionsinfitut für ben Kreis 
Unterfranken hatte im Bermwaltungsjahre 1856/57 eine Gejammteinnahme von 23,700 Fl. 
(darunter 1017 Fl. Altivkaſſabeſtand aus dem Vorjahre, 5767 FL Kapitalzinſen, 1500 Fl. Bei- 
träge bes Kreiſes, 1600 Fl. Beiträge der Stiftungen,. 7185 Fl. Beiträge der Schullehrer, 
6399 FI. heimbezahlter Kapitalien). Die Ausgaben betrugen 21,996 Fl., worunter 12,882 Fl. 
Penfionen und 8600 Fl. ausgeliehene Kapitalien. Das Infitut hat ein Gefammtvermögen von 
145,443 Fl. worunter 143,520 Fl. rentirendes. 

Fürth. Großes Lob verdient Die Sorge ber ſtädtiſchen Verwaltung für das Vollsihuf- 
weien. Eine Eingabe ber biefigen Vollsſchullehrer, die vom erſten Bürgermeifter ſehr warm 
bevorwortet wurbe, probocirte den wohlwollenden Beſchluß beider ſtädtiſchen Kollegien, berem 
Beloldungen zeitgemäß nah Mafigabe der Dienftjiahre ſtufenweiſe zu erhöhen. Die aufgeftellte 
und bereits von ber Königl. Regierung mit Anerkennung genehmigte Gehaltsſlala ift folgende: 
Antrittsgehalt 400 FL, nah 5 Jahren 450 Fl., nach 10 Jahren 500 FL, nah 15 Jahren 
550 Fl., nad 20 Jahren 600 Fl., nah 30 Jahren 700 Fl. Tiefe Beftimmungen — 
der Stadt eine Mehrausgabe von jährlich 1800 Fl. 

Nürnberg. Nach einer kurzen Notiz in einem hieſigen politiſchen Blatte befteht Das 
Rechnungsergebniß bes Unterftägungsvereins fir das Amt» und Kanzleiperfonal am Schluffe 
des Jahres 1857 im Folgendem. Das Gefammtvermögen der 2278 altiven Mitglieder beträgt 
1,743,709 $1.; an Unterflügungen wurden bezahlt ven 85 ermwerbsunfählgen Mitgliedern, ben 
844 Wittwen und 1012 Waifen 83,839 FI. 35 Kr. Der damit verbundene Leihenverein zählt 
2210 Mitglieder und fein Vermögen befteht in 33,227 Fl. 82 Kr. 

In der Königl. Berorbnung vom 9. Anguft d. 3. in Betreff der Zwanziger ift ein 
Paragraph, ben eine weitere Erinnerung an umfere ehemalige reichsfäbtifche Vergangenheit bald 
verſchwinden läßt, Nach $. 3. werben nämlich im ganzen Königreiche die Zroanzig- und Zehn- 
Krenzerftüce, welche das bayeriſche Gepräge ober das Gepräge einer bem Königreiche Bayern 
einverleibten Miünzberrfchaft tragen, fomit auch bie Münzen von ben ehemaligen Reichsſtädten 
Nürnberg, Augsburg, Regensburg u |. w. bei dem bayeriihen Staatslaflen vom 16. Oftober 
bie 15. November d. I. nach ihrem vollen Werthe zu 24 unb 12 Rrenzer gegen andere Münzen 
eingelöfl. — Uebrigens hat die Zwanziger-Angelegenheit, fo unangenehm. bie a 
war, nicht bie Verwirrung verurſacht, welche man vordem befürchtete. 
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Der Magiftrat Hat in den biefigen Wafferleitungen bedeutende Berbefferungen bornehmen 
laſſen, die, zumal es an einigen Punkten an gutem Waſſer mangelte, mit großer Befriedigun 
‚aufgenommen find, | 
| Der Marttvorfteher Platner Hat gelegentlich feiner jüngft gefeierten goldenen Hochzeit 
‚von dem. hiefigen Magiftrate eine wohlverbiente Anerkennung erhalten. Die Vorſtände ‚bes 
Maogiftrats Überreichten ibm im Namen des letzteren eine Gedenktafel, bie unter Anderem in 
6 Mebaillons auch die Gebäube enthält, um bie fih der Yubilar große Berdienfte erwarb 
nämlich: der Fürther Bahnhof, das Krankenhaus, das Rettungshaus für verwahrloſte Kinder 
das Leichenhaus zu St. Johannis, das Sehafliansfpital und das Schiefihaus, Hervorzußeben 

find Platners Verdienſte um bie‘ VBerfhönerung ber Stadt durch gute Promenaden, wofür 
‚Übrigens noch Manches zu leiten ifl. 

Das germanifche Mufeum hatte fih unter vielen andern Befuchen berühmter Gelehrten 
und hochgeſtellten Perfonen au der Anmejenheit bes Großherzogs von Sadjen - Weimar und 
bes Königs Ludwig von Bayern zu erfreuen. Beide waren von bem blühenden Stande ber 
vaterländiſchen Anftalt jehr befriedigt. 

' Bayreuth. Die biefige Krebitanftalt fr Minberbemittelte befteht feit ungefähr einem 
‚Jahre und ift mit dem gegenwärtig gegen 18,000 Fl. betragenden Reſervefonds ber Spartaffe 
vom Stabimagiftrat für ſolche zeitweile Hülfsbebürftige hiefiger Stadt errichtet worben, welche bie 
‚von Banfen, Kreispütfelaffen, Gewerbspallen, Leih- und Pfandanſtalten u. dergl. Inſtituten gefors 
berten Nachweiſungen, Depofiten und Unterpfänber nicht zu geben vermögen. Die Anſtalt giebt 
Darlehen bis zu 500 Fl., rüdzablbar in monatlihen ober jäbrlihen Raten ober in ber Ge- 
fammtfumme gegen pCt. fiir den Monat, 6 pCt. für das Jahr Verzinfung, wenn zwei gut 
beleumbunbete und wohlhabende Bürgen bie treffende Schuldurkumbe mit dem Schuldner unter- 
zeichnen, Man glaubte Anfangs, daß das Aufbringen guter Bürgen das Darlehnsgeſchäft fehr 
erſchweren würde, um fo erfreulicher iſt es, daß am 34 Perfonen die Gefammtjumme von 
6415 Fl. bargeliehen werben konnte und die Rüdzahlungen im geregelten Gange find. 


| Königreich Sachen und fächftihe Herzogthümer. 
' Leipzig, im September. Unter den Eingängen der Regiftrande der Stabtverorbneten- 
Berfammlung am 8. September befand ſich die Mittheilung des Stadtraths, baß ber hier ver- 
Korbene Advolat Dr. Wilhelm Riedel ber hieſigen Nikolaiſchule letztwillig 500 Thlr., deren 
Zinſen alliährlich an vier ber vorzüglicfien Schüler zu vertheilen find, und 500 Zblr. ber 
Rathsfreifcpule, zur Verwendung der Zinfen zu Prämien für fleikige Schülerinnen , — 
hat. Dieſe Stiftungen treten jedoch erſt nach dein Tode der Eheſtau des Crblahers Ra 
— Stadt. Adv. Pr. Bogel erftattete im Namen des Bauausſchuſſes einen mündlichen ausger 
bie Verlegung der Pulverthürme betreffend. Der vom dem Bicevorfieher Add. ee 
gangene Borfchlag, dieſe Gebäude hinter dem neuen Kirchhofe aufzuführen, iſt — Srtfä- 
und bevor die K. Kreispireltion dariiber Entfheidung treffen Lönnte, würde ne a DI an den 
rung des Stabtrath8 erfordern. Es ſei daher angemefjener, diejen Vorſchlag — icht, es 
Rath zu bringen, um dadurch vielleicht dem Rekurs ganz zu vermeiden, und MEN * hohe 
doch zu bewirken, daß die betreffenden Alten vollſtändig und zur Entſcheidung näbtifche 
Behörde gelangen, Die Verſammlung konformirte fi mit dieſer Anfiht. — — 
Kunſtmuſeum gebt feiner Vollendung entgegen, und es wird daher nöthig, für deſſen ee 
3m forgen. Der Rath hatte einen Etat Deffen, was an Borbängen, Sopha®, on. mme bon 

raucht würbe,- mitgetbeilt und verlangte zu beffen Beſchaffung bie Bann we und 
4000 Thlr., nebſt 300 Tr. zur Ausbefferung von @emälderahmen. Die pie Poſten 
Ueberzilge der Sophas und Stühle waren mit 1572 Thlr. verauſchlagt. Gegen a aus unb 
ſprach fih des Gutachten des Bauausſchuſſes unter Anführung mebrfadher gi "Bersilligung 
erahtete dem Rohrbezug für haltbarer und wohljeiler. Stabtv. Burflan, ber * 
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der Poftulate des Raths bevorwortete, fand dabei geringe Unterſtützung, und es wurde ihm 
entgegnet, daß fi ſelbſt in dem Könige. Muſeum zu Dresden nur ein einziges gebofftertes 
Sopha befinde, man babe auch dort dem Rohr ben Vorzug gegeben. Bet ber Abſtimmung 
wurde dent auch gegen nur drei Stimmen bie Polfterung abgelehnt und biefe mar für bas 
Sitzungszimmer des Kunſtvereins bemilligt, falld derſelbe dies ausbriidlih mwnfhen ſollte. Zu 
den Mehrkoſten der Tiſchlerarbeiten, welche durch den Rohrbezug veranlaßt werden, erffärte ſich 
die Verſammlung bereit und bewilligte auch die verlangten 300 Thlr. für Reparaturen ꝛc. au 
den Gemälterahmen. 

— In der Sikung ber Stabtverorbneten am 15. September fam der Boranfchlag für 
eine nehe Schleufe am Gerichtswege, wie ſolche nach dem Beſchluſſe der Stadtverordneten and- 
geführt werben fell, zur Sprache; er beläuft fi auf 3162 Täler, und diefe Summe wurde von 
ber Verſammlung verwilligt. Auch die Koften der Anlegung einer Straße an der Georgenhalle, 
wofür ber Rath 2940 Thlir. verlangt, wurden nicht beanſtandet — Im Betreff der nen zu 
erbauenben Pulverhäuſet fam der einſtimmige Beſchluß zu Stande, an den Stabtrath den Au— 
trag zu ftellen, jolhe auf dem Felde hinter dem neuen Friedhofe aufzurichten. — Zu einer jehr 
umfängfihen Erörterung gab das Gırtachten des Ausichuffes zur Gasanflalt, „das bei Errichtung 
einer zweiten Gasanftalt einzuhaltende Verfahren betreffend”, Beranlaffung. Die von Seiten 
bes Raths in dieſer Angelegenheit erlaffene Veröffentlichung durch das „Tageblatt” fand alljeitige 
Mißbilligung und eine hierauf Bezug habende Erklärung fol au den Rath gerichtet werben. 
Der genannte Ausſchuß erhielt die Ermächtigung, Suhverfländige jur näheren Prüfung det 
einſchlagenden Berbältniffe zuzuziehen, auch wurde beſchloſſen, das bezügliche Gutachten des Ans- 
ſchuſſes durch das „Tageblatt” zur Kenntniß der Bürgerſchaft zu bringen. 

Chemnitz, 19. September. Die Rechnungsüberfiht der Stadt Chemnitz auf das Jaht 
1857, abgefchloffen bereits unterm 1. Anguft d. I. liegt nunmehr gebrudt Öffentlih vor, Sie 
zerfällt, wie gewöhnlich, in fünf Abfchnitte, welche die Stabtlaffe mit verſchiedenen Unterabtheis 
lungen und Anhängen, die Parochiallkaſſe mit Bürgerſchullaſſe, die ältere Schufdentilgungstaffe, 
den fommunlichen Rejervefond und die Stadtkrankenhauskaſſe betreffen. Allenthalben find dem 
umfaffenten Zahlenwerle erläuternde Bemerkungen beigegeben, welche fowohl da® Verſtändniß 
ber Sache an fich, als auch vergleichende Rücblicke wejentli erleichtern. Bei bei eigentlichen 
Stadtkafje finden wir (in runder Summe) eine Einnahme von 158,350 Thlr., bagegen eitte 
Ausgabe von 128,380 Thlr., unter jener namentlih 8713 Thlr. Ertrag imbemweglicher Güter, 
30,116 Thlr. Nutzungen verſchiedener Gerechtfamen, 40,445 Thlr. Kaifenbeftand von 1856; 
50,518 Thlr. erhobene Anlagen, wovon jedoeh 11,712 Thlr. an bie Parochiallaſſe abgegeben 
worden, und unter der Ausgabe unter Anderem 23,083 Thlr. für Befoldungen, 37,002 Zhlr. 
für Bauten nnd Reparaturen an Gebäuden, Straßen, Schleußen, Wafferleitungen :c., 5242 Thtr, 
für bie Öffentliche Beleuchtung, 3140 Thlr. an Erpebitionsaufwand, 9841 Thlr. an baaren Zu⸗ 
fHüffen zur Armenverpflegung und dergleichen. Der Kaffenbeftand beträgt 29,970 Thlr. Tas 
Stammvermögen weit an unbewegfihen Gütern, an zu Kapital erhobenen Gerechtſamen und 
außenftehenven Forderungen einen Aktivbeftanb von 481,168 Thlr. und 18,587 Thle. Paſſiven, 
mithin einen Vermögensbeflaud von circa 462,580 Thlr. nad, Die Schulden der Stabt- 
Kommun, welde aus dem kommunlichen Stammbermögen nicht zu tilgen find‘, betragen 
167,645 Thlr., wovon jedoch wieder 46,282 Tplr. Aktiven an vorhandenen Reften, geleifteten 
Vorſchüſſen und dem Kafjenbeftand in Abrechnung zm Eringen find, Endlich beträgt bei ber 
Parocialaffe die Einnahme 43,791 Tpfr., die Ausgabe 44,282 Thlr.; bei der Bürgerſchulkaſſe 
bie Einnahme 28,191 Thlr,, die Ausgabe 27,591 Thlr.; bei der ältern Schuldentilgungskaſſe 
bie Einnahme 15,078 Thlr,, die Ausgabe 8514 Thlr.; beim Reſervefond bie Einnahme 
6073 Thle., die Ausgabe 4231 Thlr. und bei der Stabtkranfenhansfaffe die Einnahme 13,936 
Thlr., die Ansgabe 14,107 Thlr. Im Allgemeinen giebt die ganze Rehnungsüberfiht * 
befriebigenben Stand unſrer ftäptifchen Verhältniſſe zu erfenmen. 
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--B— Altenburg. Ueber bie Befugniß zum Betriebe ber Togenammen „Bir get- 
liden Nahrung an ſich und in ihrer Abgrenzung gegen bie Privilegien ber biefigen Gaft- 
und Schaufyäufer find von dem GStabtrath und bem Bürgerporftande unter Zufimmung ber 
Landesregierung die nachfolgenden Beftimmmungen getroffen worden: 

1) Zum. Betrieb ber „Bürgerlihen Nahrung“ if ber Regel nach jeder biefige 
Bürger berechtigt, welcher ein Mädtifches Hanegrunpfiüd befigt oder in Pacht bat; 2) wer voh 
diefem Rechte Gebrauch machen will, hat foldes bei Bermeidung einer Strafe von fünf Thalern 
dem Stabtratbe anzuzeigen; 3) ber Stubtrath als Polizeibehörde kann in dem Falle, wenn Riüd- 
ſichten bes Öffentlichen Wohle, namentlich der Sicherheits - und Wohlfahrtspolizei, es erheiſchen, 
die Ausübung dieſes Rechtes unterſagen; 4) das Recht zum Betrieb der „Bürgerlichen Nah 
zung“ beſteht in der Befugmiß: a) die Bewohner der in- und auslänbifhen Umgegend ber 
hiefigen Stadt, ſoweit fie mit biejer in regelmäßiger Marktverbindung flieht, wenn dieſelben ber 
Wochen, Jahr- und Roßmärlte halber mit Warren hierher kommen oder Waaren bier ein⸗ 
kaufen wollen, jowie überhaupt Marktfeute, welche der diesfallſige Verkehr hierher führt, während 
der Dauer des Jahrmarktes und des Noßmarktes, ingleihen an ben Markttagen und den dieſen 
kinnittelbar vorhergehenden Tagen mit ihren Dienftleuten und Geſchirren in ihren Mohnungs- 
tiumtichkeiten begiehungdweife Stellungen aufzunehmen und zu beherbergen; b) ben gedachten Per⸗ 
fonen auf ihr Verlangen fogenannte Hausmannstoft, wie fie von bem Bewirthenden mit den Seinigen 

genofjen zu werben pflegt, aljo mit Ausichluß jeder Auswahl nnter den Speiſen und des Weins, 
jedoch mit Einfluß eines Trunkes Bier, eines Glafes Branntwein ımd eimer Taffe Kaffee zu 

verabrelchen; ec) den im ihren Ställen untergebrachten Pferden ober fonftigen Zugibieren das 
nöthige Futter zu verabfolgen, und d) für alle biefe Leiftungen vom ven Gäften Bezahlung ober 
fonftige Vergütung anzunehmen; 5) das an bie Einlchrenven abjugebende Bier ift, wenn bie 
Bewirthenden nicht ſelbſt Bier anfhaben, von ven Bierftangen zu entnehmen; 6) das Sehen 
von Zehgäften und bie Veranftaltung von Schmäußen und anderen Lufibarkeiten ift von dem 
hier fraglichen Rechte gänzlich ausgeſchloſſen; 7) wenn Bei beſonderen Beranlaffıngen, wie 
3. 8. beim ſolennen Vogelſchießen, bei Aufzügen, bei Feſtlichkeiten für Lanbbewohner, ein 
größerer Zuſammendrang von Landleuten nach der Stabt zu erwarten fteht, jo kann der Stabt- 
rath aus Nüdficht cuf das vorbandene Bedürfniß vermehrter Räumfichkeit zur Ausfpanmung fit 
ſolche befondere Fäle die Grenzen, melde dem Betrieb der „Bürgerlichen Nahrung“ hinſich t— 
lich ber Zeit, wo fie ausgeübt werben barf,- vorftchend gezogen worben find, vorübergehend 
aufheben, was borher jeves Mal öffentlich bekaunt zu machen ift; 8) ſolche Geſchirre, welche 
ländliche Produkte zur Stadt bringen ober fläbtifche auf das Rand fahren, Fönnen während bes 
Auf und Abladens in den Häufern, wo ſolches vor ſich geht, aufgenommen werden; 
9) Uebertretungen ber in biefem Maße georbueten Befugniß zum Betriebe der „ Bilrgerlichen 
Rahrung” werben das etfle Mal mit einer Geldbuße von 1 bis 5 Thaler beftraft, bei Wieder⸗ 
holung ber Kontravention wird bie Strafe eutſprechend erhöht, und fortgefeigte Zumiderhandlung 
giebt dem Stabtrath das Recht, die Ausübung der Befugniß dem Betheiligten gänzlich zu 
unterjagen. Erez 

Großherzogthümer Mediemburg. 


Schwerin, im September. In ber Sitzung ded Bürgerausſchuſſes vom 9. September 
waren anweſend bie Herren Bürgermeifter Möler und Senator Boß. — Außgelegt wurden; 
das Kaffenfturz-Prötofoll vom 31: v. M. und der Reviſtons⸗Abſchied im Betreff der Braudkaſſen⸗ 
rechnungen für 1857. Gemäß ver Tagesordnung kam bie Angelegenheit, betreffend bie Pen» 
fionirung des Herrn Stadikaſſiers Twachtmann und die Wahl feines Nachfolgers zur Verhand⸗ 
fung und wurden in die vom Magiſtrat beantragte gemiſchte Deputation gewählt: Perters, 
Schweden, Löwenthut. Dem Deputirten iſt die Vorlage fännmtficher beritgfichen Rutbsatten zu 
ihter Inftniftion verhelßen worden. — Der Magiftrats-Antrag, in Betreff der Regufirung ber 
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Zippenborfer Felpmarl, bezweckt, für jest nur bie ea von 2 bi8.300 Thlr. zur Er- 
mittelung : ob bie Waslow ausreichliches Waſſer und au ergel biete? ba dies eine haupt- 
ſächliche Borfrage für die endliche Eintbeilung der Feldmark fi. Im Betracht, daß vor allem 
dem Bürgerausichnß eine genaue Kenntniß des egenmwärtigen Standes der Sache, über welche 
verſchiedene ausführliche forft- und (andeirtbfchaftiiche Eradten vom Magiftrate eingeholt find, 
Noth thue, wird auf Antrag des Hofmanrermeiſters Schultz beſchloſſen, eine Deputation zu 
wählen, welche ſchleunig eine altenmäßige Darkellung der Sache und eine überfihtlihe Zu⸗ 
—— ber aus ben Erachten zu gewinnenden Ergebniſſe zur Kenntniß der Berfamm- 
ung bringe. 

Noftod, im September. Aus der Sigung bes 1. Quartiers vom 7. d. Mis. theilen 
wir nad ber „R. 3.” Folgendes mit: Aus Anlaf eines Geſuchs der Bürgermufizi um Ber- 
— 7 — ihrer Stellung bei ber demnächſtigen Wiederbeſetzung des erledigten Stadtmuſildireltor⸗ 
Poſtens empfiehlt das Quortier E. €. Ratbe die daldmoͤglichſte Beſetzung der Stelle, zumal 
ſich ſehr tüchtige Muſiker um dieſelbe beworben haben ſollen, dieſe aber bei einem längeren 
Berzuge zurücktreten dürften. Bei dieſer Gelegenheit könnte dann dem Wünſchen der Bürger 
muſiei vielleicht in Etwas Rechnung getragen werben, obgleich eine zu große Beſchränkung des 
neuen Stadtmuſildireltors nicht anräthlich ſei. Manche Beläſtigungen des Publilums, z. B. 
die üblichen Neujahrs- und Martini-Gratulationen würden jedoch in ber neuen Beſtallung ges 
ſtrichen werden Fönnen. — Mit der Erhöhung der Gehalte der an ber hieſigen Stadtſchule an« 
neftellten Lehrer ift man zwar im Allgemeinen einverftanden, ba aber dabei nad) dem Vorſchlage 
€. E. Raths und des Scholarchats die Zahl der Dienftjahre entſcheiden follen und bei dem 
Quartier über bie Richtigkeit dieſes Prinzips Bedenken auffommen, fo beantragt man eine 
Kommitte, um fich darüber zu verfländigen. In derfelben wird auch über die Gehaltserböhung 
eine® anderen, wenn auch nicht bei der großen Stabtichufe befchäftigten, doch anderweitig um 
das ſtädtiſche Schulweſen jehr verdienten Mannes, Beftimmung getroffen werben. 

Aus der Sigung des 2. Duartierd vom 6. d. M. theilen wir nad ber „R. 3." Fol- 
enbes mit: Der von E. E. Rath vorgelegte Entwurf zur tbeilweifen Abänderung ber biefigen 
eleßgebung über bie Priorität der Anſprüche im Konkurfe wird genehmigt, und fchliefft man 

ſich nachträglich dem Geſuche Ehrl. 1. Quartiers bahin an: daß auf dem nächſten Landtage 

nochmals der Verfuch gemacht werde, ben Intabulationen refp. Eeffionen auf eigenen Namen 

Geltung * verſchaffen. — Die vom verehrl. Patronate der großen Stadtſchule beantragte und 

2 €. befürwortete Gehaltserhöhung für die Lehrer an dieſer Schule lehnt das 
uartier ab. 

Aus der Situng des 2. Quartiers vom 15. d. berichtet diefelbe Zeitung: E. €. Rath 
legt die Beftallungsurkunde bes verftorbenen Muſildireltors Schulz mit einem Anhauge, betr. 
die Kompetenz ber Bürger-Mufizi vor, zugleih aber auch im heutiger Propofition biejenigen 
Zufäge und Aenderungen, melde nach der Anficht E. E. Raths in die fonft gleichlautende Be— 
Da ande des neuen Mufifvireftor® aufgenommen werben müfjen. Das Ouartier hält 
eine definitive Erfärung über die heutige Propofition noch zuräd, ba ihm bie Lage der Bürger- 
muſiei, wenngleich auch ihre Kompetenz etwa® vergrößert werben ſoll — nämlich durch das Necht 
auf Erelutirung von Harmonie-Mufit in den Vorſtädten überhaupt — doch immer nicht genü« 
gend verbeffert ſcheint. Das Duartier glaubt nit davon abgehen zu birfen, daß vor Anftel« 
lung des neuen Stadt-Mufildireftors die Kompetenz der Bürger-Mufict fo geregelt werde, daß 
es auch zu einer wirklichen und nachhaltigen Berbeflerung ibrer umverfennbar bebrängten Lage 
führe. Der von den Bürger: Mufici® in ihrer Bitte an E. E. Rath vom 9. Auguft d. 
angebeutete Plan zur Organifirung ber biefigen Muſikverhältniſſe icheint dem Duartier wohl 
einer reifliben Erwägung werth, da berfelbe den Petenten beffern Erwerb giebt und doch dem 
Stabt-Mufikvireftor ein böhft anftändiges Einkommen läßt. 

In der Sitzung des 1. Duartierd vom 15. d. M. beichäftigte fih bie Verſammlung nad: 
ber „R. 3. zupörberft mit mehreren Rechnungs-Revifions-Prototollen und ift aus dem Proto-» 
tolle über die Aufnahme der Gewetts » Rehnumg von Johannis 1856/57 erfichtlih, daß bie 
Gewetts-Berwaltung einen Ueberſchuß von 1605 Thlr. 7 Sch. 7 Pf. und, wenn man bie ber 
Warnemünder Bürgerſchaft zum Ban eine® Hirtenkatens angeliehenen 600 Thlr. dazurechnet, 
von 2205 Thlr. 7 Sch. 7 Pf. geliefert bat. Für Lagerpläge nahm das Gewett .705 Thlr. 
12 Schl. 11 Pi. und an Winterlags-Gelvern in Warnemünde 179 Thlr. ein. Die Marne 
münder Schullafle bat einen Zufhuß von 340 Tblr. erhalten, der aber vom Quartier monirt 
wird, da man ber Anficht if, daß die dortige Schule, welche Gelder bei ber hiefigen Stabtlaffe 
zinsbar belegt babe, eines ſolchen nicht bebürfe. — Nach der Kimmerei-Rechnung von Johannis 
1865.56 hat die Kämmerer nur einen Reinertrag von 15,171 Thlr. 32 Schi. 5 Pf. geliefert, 
und erflärt fich dies dadurch, daß das Departement viele außerordentliche Ausgaben zu machen 
hatte, Auf den Hinrichshäger Katenbau find allein 7361 Thlr. 15 Schl. 9 Pi. und auf ben 
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Ban eines Kalens bei ber Torfbritde 1369 The, 24 Schr. I Pf. verwendet. — Die Gerichte. 
Rechnung pro Johannis 1856/57 weiſ't eine Ausgabe von 65 Thlr. 36 Schl. 4 pPf. dagegen 
nur eine Einnahme von 63 Thlr. 36 Schl. 5 Pi. nah. — Für die grofe Siadtſchule find 
von Johannis 1856 tis dahin 1857 an er 6242 Thlr. 12 Schl. und Leihengebühren 
1152 Thlr. 32 Schl. vereinnahmt, - Das Edulgeld, welches bei ber Elementarfpule auf den 
Zeitraum von Johannis 1856,57 einging, beirug 1920 The, 7 Scht, dagegen wurden an 
Salarien, welde aljo zum größern Theile aus der Stadtkaffe zu zablen find, \ Thlr. 40 Sci 
verausgabt. — Das Fahnenkorps hat im Jahre von Johannis 1866/57 eine Ausgabe von 230 
Thlr. 31 Schl. 6 Pf. erfordert. — Die Kriegstaffen ⸗Rechnung don Johamis 1856/57 wei 
einen Berbraud von 6645 Thir. 14 Schi. 9 Bi. nah. Davon find für die Orofherzogfice 
Garnifon 3142 Thlr. 12 Scht. 9 Pf. für die Polizei-Wachtleute, inkl, einer Theuerungszulage 
von 187 Thlr., 3067 The. 35 Schl. und an diversis 165 Thir. 15 Sc. deransgabt. Die 
Erhebungen, welche bie Gentralfteuerkaffe für die Vebürfniffe dieſes Departements macht, find 
Übrigens bedeutend und mindeftens um 1400 Thlr. höher. 

Zeteromw, im September. Die Einwohnerzahl unferer Stadt bat fich feit etwa 40 Jah⸗ 
rem verboppelt und in demſelben Grabe ift auch bie Frequenz umferer Stadtſchule geſtiegen. 
Schon zu Anfang der dreißiger Jahre fühlte man das Bedurfniß ihrer Erweiterung, e3 wurden 
außer ben —** vorhandenen vier Lehrern noch zwei Lehrer und zwei Lehrerinnen angeflellt 
und bie inneren Berhäftniffe der Schule durch eine neue Schulorduung geregelt. Seit jener 
Fo ift mit dem Steigen ber Einwohnerzahl auch die Frequenz der Schule fortwährend im 

teigen geblieben und e8 haben feitdern nah und nach drei Lehrer angeftellt werden miüffen, 
fo daß am unierer Stadtſchule welche gegenwärtig etwa 800 Schüler und Schülerinnen zählen 
mag, jegt neun Lehrer, zwei Literaten und 7 Seminariften und zwei Lehrerin wirtſam find. 
Natürlich blieben auch die vorhandenen Stufl-Polalitäten nicht audreichend und da ſich dieſelben 
zu einer Erweiterung nicht eigneten, jo mußten neue Lokale theile käuflich, theils miethweiſe 
erworben werden, ſo daß unſere Stadtſchule gegenwärtig auf ſechs verſchieden⸗ Schul - Lokaie 
vertheilt if. Diefem großen Uebelftaude wird mım im mächften Jahre, als warın der Bau 
unferes neuen Schulhaufes mit Gottes Hülfe vollendet fein wird, abgebolfen werden, Die betr, 
Baubehörde hat bei diefem Bau nicht allein auf das jegige Beduͤrfniß Rüdfiht genommen, 
ſondern auch nod für die Zukunft geforgt, indem in dem neuen Schulhaufe no 2 Klaffen 
Über das jegige Bebürfnif hinaus eingerichtet werben. Da überbies das neue Schulhaus auf 
einem freien Plate gebauet wird, fo ift bamit unferen Nachlommen bie Möglichkeit gelaffen, 
künftigen Bebürfniffen durch Auban abzubelfen, ! 

Es iſt diefe Angelegenheit für unfere ftäbt. Behörbe ‚feit mehreren Jahren ein Gegenſtand 
forgfamfter Erwägung gewefen; venn «8 handelte fih nicht allein um bie Aufbringung der 
Mittel zum Bau des neuen Schulhauſes, es war auch auf die ee der vermehrten Lehr. 
kraft Bedacht zu nehmen. Nah umfänglichen Verhandlungen unferes Magiſtrats und Bürger⸗ 
Ausſchuſſes einerſeits und ben Vertreter ber biefigen Kirchen · Oekonomie audererſeits find mun 
bie Mittel zum Bau bes neuen Schulhauſes, wie wir übrigens ſchon früger mitgetheilt haben, 
im ber MWeife gededt worden, daß die Stabilaffe und die Kaffe ber biefigen Kirhen-Delonomie 
bie fraglichen Baukoſten big zu einem gewiſſen Betrage gemeinjchaftlich und zur Hälfte über. 
nehmen. freilich wird darnach noch ein Defizit an ben Bautoften verbleiben, welches indeß 
wohl unſere Stadtkaffe übernehmen wird, die ſich übrigens auch in der —— befindet, 
dieſe meue Lat zu tragen, Mehr Schwierigkeiten bat aber bie Aufbringung der Mittel zur 
Dedung der laufenden Schul⸗Bedürfniſſe, namentlich ber Beſoldung der vermehrten Lehrkräfte, 
den gedachten Behörden verurfaht. Nach umfänglichen besfallfigen Verhandlungen ift man zu 
dem Beichluffe ver Erhöhung des Schulgeldes und des Schulordnungsgeldes gelangt und hat 
dieſer Beſchluß auch die Sautnon des hohen Miniſteriums erhalten. Das Schulgeld wird na- 
tärlih nur von den Eltern ſchulpflichtiger Kinder, das Schulorbnungsgeld — eine Art Schul⸗ 
feuer, welche bereits bei Gelegenheit der oben gedachten Erweiterung unferer Stadtſchule zu 
* ber dreißiger Jahre eingeführt wurde — dagegen von allen Einwohnern ohne Unter, 

ied gezahlt. 

Das Schulgeld betrug jährlich: 

1) für die erfte Rufe... . fruͤher 2 Thlr. 2 SH, NY, füuftig 3 Um, 16 Schl. Ert, 


’ 
* 


2) für bie zweite Kiaſſe..5* 2 » — ⸗ 
8) für die dritte Kalle. ... : 2. —., . : 2: 2% » . 
4) für die vierte Male. . . . » 1.» 24 =: » .». 2 2... . 
5) für die 5. 6. und 7, Klaſſe. 1 5 3975075 : 1.8» 
6) für bie beiden Abtheilungen ber Bollsllafe. . . . u . ’ e 


er Mir, 

An Shulordnungsgeld wurde früher von einem vollen Haufe 24 Schl. N”/,, von einem 

halben 12 Sc. N’, * vom einem viertel Haufe 6 Sch. NY, gezahlt, mobei Miechsleuie 
gleich dem Befigern von Biertel-Häufern gerechuet wutden. 
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Dieſe Schulfteuer — wenn wir fie jo nennen bürfen — foll nach ben meueflen, bereite 
zum Lotal-Statut erhobenen Beidlüffen fortan nach dem Miethewerthe der Hänfer berechnet und 
erhoben werben, dergeflalt, Daß z 
1) von dem Miethswertbe über 70 Tb. 1 The. — Sci. 

2) beögl. von 45 bis 70 Ihr... 2.2. — » 36. 

3) desgl. von 25 bis 45 Thle.. . 2.2. — ⸗ Mr 

4) desgl. von 13 bis 25 Ehl. ., . . 2. — + 2» 

5) desgi. von 8 bis 13 The... - 2. = = Be 
zu zahlen find. Zur Ermittelung diefer Beiträge wird eine Schägungs-Kommijfion ernannt, 
welche aus einem Deputirten des Magifirats und aus 8 Mitgliedern ber allgemeinen Bürger 
ſchaft befieben joll. Die Leyteren werden in der Weife gewählt, daß der Bürger-Ausihuß bem 
Magiftrat 16 Perſonen aus der allgemeinen Bürgerihaft zur Auswahl präfentirt. Unter 
* bürgerſchaftlichen Mitgliedern muß fi aber allemal ein Vertreter des eximirten Standes 
nden, 

Aus den obigen Aufügen ergiebt fi, daß die möthig bejunbene Erhöhung des Schulgelves 
und bed Schulorvnungsgeldes keineswegs von großer Bedeutung ift und deshalb auch ber 
Mehrzahl unferer Einwohner nicht drüdend fein wird, 

Und fo wäre denn — Dan der Thätigkeit und Umficht der betr. Behörden — biefe für 
unfere Gemeinde fo wichtige Angelegenbeit hoffentlich auf längere Zeit wieder georbuet, 


Fürftenthümer Neuß, 


— F. — Gera, im September. Die Gefete, nah welchen fi) die Kinder der hiefigen 
Armenfrei- und Abendfhule und bezüglich deren Eltern, Pfleger und Arbeitgeber zu 
richten haben, enthalten folgende Beftimmungen: A. Allgemeine, für beide Anflalten 
gültige — — 1) die Aufnahme in die Armenfreiſchule findet nur einmal im Jahre, 
umb zwar am erfien Montage nah dem Ofterfefte, ftatt, weshalb die Anmeldung einige Wochen 
vorher bei dem Stabtrathe zu bewirken if, welchem lediglich die Eutſcheidung über die Zuläſſig—- 
keit des Geſuchs zufticht. Aufnahmen außer Liefer Zeit können nur in den bringendfien Fällen 
gran werden. Hat das Kind ſchon eine Schule beiucht, fo bat e8 vor bem Eintritt noch ein 

—— von derſelben beizubringen, wo nicht, fo bedarf, es blos des Impfſcheins. 
Dagegen kann die Aufnahme im bie ——— zu jeder Zeit erfolgen, wenn das Kind das 
10, Lebensjahr zurüdgelegt bat, fertig lefen kann, mit der Fever zu ſchreiben einigermaßen ſchon 
geübt und mit dem erſten Haupiftüde genau bekannt ift, und theils von der Schule, bie ee 
befucht, tbeils von dem Arbeitgeber, der e8 annehmen will, ein Zeugniß beibringt, womit es ſich 
bei dem Ephorus zu melden bat; 2) die Einführung in die Schule fann nur durch die Eitern 
und Pfleger der Kinder, nicht aber durch andere Berionen geihehen; 3) Eltern und Pfleger find 
verpflichtet, ihre Kinder und Pflegebefoblenen zum regelmäßigen und geordneten Schulbefuh an» 
zubalten, und fie an allen Zweigen des Unterrichts, namentlih auch am Unterrichte im Zeichnen, 
und die Mädchen an der Unterweifung im weiblichen Arbeiten, Antheil nehmen zu laflen, fie 
ftets reinlih und zur rechten Zeit zur Eaute zu ſchicken, den häuslichen Fleiß derſelben möglich’ 
zu Überwachen und überhaupt nah allen Kräften Zucht und Unterricht der Lehrer zu unterflügen. 
Deshalb fteht e8 ihnen zwar zu, fi mit dem Lehrer auf feiner Stube über Aufführung‘ 
und Betragen ihrer Kinder und Pflegebefohlenen, ingleihen über an bemfelben angewendete Zucht⸗ 
und Strafmittel anftändig und beicheiden zu beſprechen, fie haben ſich aber dabei aller ungebührfichen, 
die Ahtung gegen Schule und Lehrer verlegenden Aeußerungen zu enthalten, und bei erniter 
Ahndung von Seiten der weltlichen Obrigkeit wird ihnen ausdrücklich verboten, den Lehrer über 
Beftrafung der Kinder und Pflegebefohlenen in ber Schulſtube zu überlaufen, ibn im Beiſein 
der Schuſtinder zur Rede zu ftellen und ben Unterricht zu flören. Meinen fie, gegründete 
Klogen und Beſchwerden Über einen Lehrer fübren zu Können, jo baben fie diefelben einzig und 
allein bei der Schulinfpeltion, oder zunächſt bei dem Ephorus anzubringen; 4) feben fi Eltern 
und Pfleger aus triftigen Gründen, wegen Krankveit und bei auferordentlihen Fällen genöthigt, 
ihre Kinder und Pflegebefohlenen ganze Tage oder einzelne Stunden von der Schule zurüdznbe- 
halten, fo haben fie die® bei dem betreffenden Lehrer zur rechten Zeit gebührend anzuzeigen, 
Als gültige Entſchuldigungen find aber feinesweges Beſchäftigung, Arbeit und Broterwerb in 
und außer der Familie anzufehen, als: Spulen, Kinderwarten, Aehrenleſen, ins Holz geben, 
Stöde dejelbft vor den großen Holztagen bewachen, Haufirhandel, Kegel aufftellen, nah Brot 

eben ꝛc. Dem Lehrer liegt es ob, diejenigen Kinder, welche unentfhuldigt den Unterricht ver- 
äumen, fofort durch einen Mitihüler, oder nach Befinden durch einen Polizeidiener berbeiholen: 
zu laſſen, auch wöhentlih Berfäumnißliften bei dem Stabtrathe einzureichen, bamit die Eiterm 
und Pfleger zur Verantwortung und Beftrafung gezogen werben fünnen, wobei für biejenigen 
Eitern, welche Almojen erhalten, Abzüge von demjelben in Anwendung lommen; 5) wird eine 
ernftere Zuchtſtrafe Über ein Schullind verfügt, jo follen die Eltern oder Pflegen durch den 
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enlehrer hiervon in Kenntnif geſetzt werben, namentlich au in bem Falle, wenn ein Ki 
9 der Schulzeit in ber Klaſſe zurlidbebalten und zur nachträglichen a a 
Shulpflihten angehalten wird; 6) wird ein Kind aus einer der beiden Auflalten vor der 
tion, bie bei Kuaben mit erfülltem 14ten und bei Mädchen mit erfüllten Löten Lebens. 
jahre erfolgt, berausgemommen und einer andern Schule übergeben, fo iſt davon bei dem betre- 
Gaben Lehrer Anzeige zu machen und durch ein Zeugniß nachzuweiſen, in weder Schule 28 
angemelbet worben jet und Aufnahme finden folle, worauf ibm dann vom dem erſſen Fehrer 
das Emniofinnakeugmiß ausgeftellt werden wird; 7) jedes Kind foll bei feiner Aufnahme in 
eine der beiden Anftalten und bei jeder Verſetzung im eine höhere Klaſſe dem erften Lehrer 
jowobl, als dem Klaſſenlehrer durch Haudſchlag geloben, daß es den Geſehen der Schule und 
den Vorſchriften der Lebrer pünktlich Folge leiften und fi gehen, fleißig, aufmerkiam, gehorfam 
und dankbar in allen Stücen erweifen wolle; 8) jedes Kind foll zur rechten Zeit vom Haufe 
ober ber Arbeitsflätte weggehen, damit es fpäteftene 5 Minnten nad dem Schlage der erften 
Unterrichtöftunde in der Schule erſcheine, umd weder durch längeres Berweilen vor dem Sul 
hanfe ober in dem innern Räumen deffelben, noch durch zu frühes und * ſpätes Kommen Un- 
ordnung und Störung veranlafjen. an erwartet baber vertrauensvoll im Jutereſſe der Schul. 
Orbiting, daß die Arbeitgeber, namentlih in bem Fabrilen, bie ihnen untergebenen Sinder 
durch Arbeit oder andere Verwendung vom zei gen Beſuche der Abendſchuie, welche 7 Uhr 
yimnt, abhalten werden; 9) jedes Kind bat fih bei feinem Eintritt im bie Kaffe fofort auf 
ien Blat zu begeben und bafelbft ruhig die Ankunft des Lehrers und den Beginn des Unter» 
richt® zu erwarten. Das zuerft Angelommene führt, bis der Klaffen -Erfte gekommen ift, bie 
Auffiht fiber die ſpäter Eintretenden, warnt bie rin vi und jchreibt die Namen derfelben 
an bie Tafel zur Kenntnißnahme des Lehrers; 10) jedes Kind foll reinlih an Leib und Kleidung 
nnd mit den erforderlihen Schuiblihern und Screibmateriafien verfehen zur Schufe fommen, 
Anffallende, die Mitſchuler förende, oder gar Ekel erregende Unreinlichleit berechtigt deu Lehrer, 
das Kind fofort nah Haufe zu ſchilen und im Wiederbolungsfalle bei dem Stadtrathe davon 
Anzeige zu machen ; 11) fowie jedes Kind fi beftreben fol, durch gefittetes und böfliches 
Betragen gegen Jedermann der Schule und fi felbft Ehre und feinen Lehrern Freude zu 
ma x fo fol es and auf dem Wege zur Schule und aus derſelben am Tage wie des Abends 
na big und gefittet betragen und ſich alles Lärmens Schreiens und Tobens auf den Straßen 
uthalten, -Uebertretungen dieſes Gebots werden nicht nur don dem Klaſſen-Lehrer fiteng 
beftraft, fondern auch mach Befinden der Bolizeibebörbe zur mweitern Ahndung angezeigt. $. 12, 
Dias —57 erwachſener Perſonen darf fein Kind öffentlich Schant- und Wirthshauſer beſuchen 
nd das Erſcheinen auf Tanzböden und bie Theilnahme an öffentlichen Belufiigungen iſt ihm 
durchaus verboten. Der Lehrer, dem es obliegt, auch über das Betragen der Kinder außer ber 
Schule zu wachen, foll jedes Kind, dat dieſe Berordnung übertritt, ſtteng beftrafen, und bie 
Polizeiviener find verpflichtet, Kinder, die an ſolchen Orten betroffen werben, weginflihren, auch 
m Lehrer davon Anzeige zu machen; 13) jebes Kind foll während des Unterrichts anftändig 
und rubig ſitzen, dem Lebrer jeine volle Aufınerffanteit zuwenden, venfelben aufs Wort gehorchen 
und ſſets beſcheiden begegnen, indem grober Widerſpruch ober Trotz und Wiberfetglichkeit ernfle 
Strafe mach fich zieht; 14) desgleichen jell er ſich aller Verunreinigungen der Lehrzimmer und en 
muthwilligen Beſchädigung ber im ihnen befindlichen Tiſche, Bänfe, Schränfe und anderer 
abe enthalten, fie aud bei dem Mitihlilern nicht dulden, Zum Erfag des verurjachten 
Ans find Die Eltern und Pfleger des Thäters verpflichtet. Ebenfo find auch die von der 
Anftalt einem Kinde pen Gebrauch Übergebenen Schulbücher reinlid und im guten Stande 
— ‚und beim Abgauge wieder abzulieſern; 15) bie von dem Lehrer —— Schul⸗ 
iten bat jedes Kind zur beſtimmten Friſt zu liefern und zu leiſten und bie Berabfäumung 
BE mit nichts, als mit Abhaltung durch Krankheit entſchuldigt werben; 16) jedes 
Kind ſo ſch nud züchtig fein in Worten, Geberben und Werten, öffentlich, wie im Berbor- 
enen, und vor Allem Schambaftigkeit üben und das Lafter der Füge meiden, in feinem Ber« 
alten gegen Mitſchüler ſich freundlich, verträglih und — erweiſen, ihnen mit einem guten 
Beifpiele vorangehen und wenn e8 an ihnen ein Ungebübrnig wahrnimmt, fie warnen, oder bem 
Lehrer davon Anzeige machen, ohne jedoch im den fehler der Klatſcherei und Ungeberei zu ver- 
fallen. B. Befonvere, ausſchließlich für die Abendſchule gültig. 17) In ber 
Abenbſchule follen blos ſolche Kinder aufgenommen werben, deren Eitern nachzuweiſen ver» 
nögen, daß fie durch Nahrungsiorgen für ihren Hausftand genötbigt find, vieſelben bei Tage 
zum Erwerb des täglichen Brotes zu ſchiden; deshalb haben viele aud bei der Ans 
g zur An e ihrer Kinder hierüber ein Zeugniß der ſtädtiſchen Oprigteit beiqubringen ; 
en 6108 folhe Kinder aufgenommen werden, welche entweder in den Habriten, 
Seilern, a er und Dacdedern, oder bei ver Stadt- CEommune am Tage Arbeit 
, 







den 19) Kindern, welhe vom Stabtrath biefigen Einwohnern in Pflege gegeben 
a find, Können nur mit beſonderer Crlaubniß vie Behörde in der Abeudſchule —X 
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finden; 20) jedes Kind, das den Arbeitgeber wechfelt, hat ein neues Zeugniß von bemielben 
beizubringen, und bafern bie Arbeit am Tage gänzlich, oder für einige Seit aufhört, davon 
fofort bei dem Lehrer Anzeige zu machen, damit wegen feiner Rüdfebr in eine ſtädtiſche Tag- 
fchule das Nöthige angeordnet werden faun ; 21) Vielzuigen Kinder, welche nicht im einer Fabril 
arbeiten, deren Inhaber alljährlich für fie ein beſtimmies Schulgeld am bie Kaffe der Anflalt 
entrichten, haben wöcheutlich und zwar jedesmal am legten Tage der Schulwoche, einen guten 
Groſchen an den Lehrer zu begah en. 

BVorfehende Gefege müflen zu Anfang eines jeden Halbjahrs ven Kindern vom Klaſſen- 
Lehrer vorgelejen und eingejchärft werben. 


Freie Städte. | 
vu Franffurt a, M., 20. September. Die Armentlinit (vergl. ©. 495. 1081. 
Jabrgau 1557 ) bat vom 1. Juli 1857 bis 30. Juni 1858 1526 Kranle ambulatoriih und, 
79 Krane im Holpitale behandelt, jo daß in Ganzen feit Befteben der Anftalt 30,475 Kranke 
ambulateriich und 1620 im Hojpitale bebandelt wurden, Bon jenen 1526 Kranten erhielten, 
1409 tie DMevicamente auf Koften der Anftalt, Der Heimath nad waren vom jenen, 102 
Kranten 513 aus Vaſſau, 490 aus Heflen » Darmfladt, 318 aus Kurheſſen, 92 aus Frankfurter 
Gebiet gebürtige Bon den 79 im Hoſpital verpflegten Kranten mit zufammen 2109 Berpfler, 
ungstagen waren 20 aus Naffau, 20 aus Heffen» Darımfladt, 19 aus Kurbefjen, 7 aus \ 
Mut, 6 aus Boiern x. Die Summe ber Einnahmen betrug 3403, die der Ausgaben fl; 
pie Gefammtausgabe der Anftalt feit ihrer Gründung 54,730 fl. Das Kapital beträgt gegen- 
er 2 fl., darunter 5000 fl, aus Schenkungen ber Gräfin Bohn, geb. Gräfin feiden- 
“Te onid. . 
Das Budget unferer Stadt (vergl. ©. 683 bes Jahrgangs 1857) für 1858 iſt 
durch Beichluß der gejeggebenden Berfammlung vom 17, Auguf 1858 folgendermaßen feftgejegt : 
GEinnabme I. Dienfl der Necheneilafie. Gefälle von ſtädtiſchem Grund⸗ 
Eigenthum 160,000 fl. B. Regierungs-, Polizei, ZYurisdictions Gefälle, Steafen, Stempel, 
— 234,600 fl. G. Acciſe- und Conſumtionsabgaben 398,700 fl. D. Haudelsabgaben 
und Staatstelegraph 565,500 fl. E. Stadibeleuchtuugs · und Landfiraßeneinnahmen 46, . 
F. Dorfidaften 10,000 fl. G. Verſchiedene Einnahmen 10,500 fl., Summa 1,425,300 fl. 
I. Dienft der Shuldentilgungstajfe A. Reinertrag der Eijenbahnen 275,000 
B. Eintommenftener, Wohn- und Mietböftener , Lotterie 450,000 fl., Summa 725,000 
IH. Dienft der Pfandamtstaffe 8000 fl., Summa der Einnabmen : 2,158,300 fl. 
Ausgabe. I. Dienft per Redheneilaffe. A. Obere Staatsbehörden und Kanz- 
feien 148, fl. Te. B. Juſtizbehörden 126,570 fl. 30. C. Berwaltungsämter 367.579 4. 
19 fr. D. Militair und Polizei 459,280 fl. 45 . E. Kirhen-, Schul» und Studienwejen 
93,282 fl. 39 fr. F. Armenwejen und Unterfügungen 60,318 fl. 20 fi. G. Verſchiedene und 
——— — *— 47,182 fl. H. Benfionen, Suftentationen und ewige Rente 120,103 fl. 
38 Ir., Summa 1,417,565 fl. 18. II. Dienft der Saulbenttignngskanie 529,748 
like. 11. Dienft der Pfandamtslafje 7693 fl. 54 kr. Summa der Ausgaben 1,955,007 fl. 
23 tr. — Nad) dem achten Bericht über das Wirken ber Hütfstaffe (S. 893 Jahrg. 1857), 
betrug das Vermögen derfelben am Schlujfe des Jahres 1857 38,924 jl. 3 fr.; der Gefammt- 
Betrag ber Ausftände 31,540 fl. 33 fr. bei 284 Schuldnern. Die von der Hilfskafje neu ause 
—— Summen betrugen 1857 13,155 fl. gegen 9310 im Jahre 1856, 8,840 fl. im 
re X 2%. 

! Die Anftalt zur Nahmeifung von Arbeit (vergl. ©. 893 Jahrg. 1857) bat 
zufolge ihrem 8. Jahresbericht vom 1. März 1657 bis 28. Februar 1858 an 169 männliche und 
251 weibliche Iubivibuen Arbeitsbenellungen zugewieſen. Einfchließlich des Betrags der in natura 
erhaltenen Koft beläuft ſich der auf diefe Weife im dem gebachten Geſchäftsjahr vermittelte Ars 
beitsverbienft auf 34,526 fl. 81 Beftellungen blieben aus Mangel an Arbeitskräften unaus- 

eführt. Die Yahresbeiträge betrugen 1344 fl. Die Ausgaben für Gehalte und Drudjaden 
120 fl. Das Lolal ift von ber Stabt unentgelblih dem Verein überlaffen. 

wu — 24. September. Der biefige Bereinzum® chutzder Auswanderer (Jahrg. 
1857 ©. 898) bat vom 1. Februar 1857 bis 31, Januar 1858 an 1117 zur Auswanderung 
entfchlofienen Perjonen Rarh und Auskunft ertheilt. Bon diefer Zahl waren aus dem Großber- 
m Heffen 260, aus dem Kurfürftenthum 209, aus Baiern 191, aus Baden 155, Naffau 
137, Württemberg 111 ac. ꝛc., aus Aranffurt mur 4. Es wandten fih davon nah New York 
871, Vhiladelphin 79, Rio grande (Brafilien) 47, Auftralien 42, Baltimore 41, Canada 14 
Berfonen ıc. ac. Unter den 709 exwachſenen Männern, welche fi dabei befanden, waren 441 
Banern, 36 Schreiner, 33 Tagelöhner, 26 Schneider, 17 Schuhmacher, 15 Zimmerleute ıc, ꝛc 
Die Mitgliederzahl des Vereins it 209; die Cinnabme betrug 1053, die Ausgabe 768 fl. 
— de — 
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Der 19. November 1858. 


Ein halbes Jahrhundert ift verfloffen feit dem Tage, an welchem bie 
Preußiſche — im Jahre 1808 ihre geſetzliche Sanktion 
erhielt. Es iſt dies eine kurze Spanne Zeit im Leben von Völkern und Staaten; 
und doch wie reich erfüllt am wechjelvollen Ereignijjen ift der Zeitraum, während 
befjen die genannte Stäbteorbnung ihre Wirkjamkeit bis in die Nähe einer funfzig- 
jährigen Yubelfeier entfaltete. Sie felbft in ihrer Urfprünglichkeit hat biefen 
Zeitpunkt mittelft ununterbrochener Wirkfamteit befanntlih nicht erreicht; wohl 
aber find es ihre Grundlagen, auf denen man bie Kommunal-Einrichtungen weiter 
fortzubilden zeitweife feine geſetzgeberiſche Fähigleit befunden wollte, die, ohne 
einen vollftändigen Bruch aller ftaatlichen Entwidelung, nicht verrüdt werden 
bürften. In diefem Sinne, daß bie Städteorbnung von 1808 das leitende Prinzip 
auf biefem Gebiete bilden wird, und im ihren einfachen Grundzügen die natür— 
lichften Umriſſe für die entfprechenden Kommimal-Einrichtungen gegeben find, wird 
fie, wie eine wohl begründete Anficht dazu berechtigt, noch manche Jubelfeier in 
— Tagen erleben und begehen können. 

tiefe Stäbteorbnung hat den Beweis beftätigt, daß im Reiche der fittlichen 
und politifchen Mächte, wie in dem ber Natur durch Anwendung der einfüchiten 
Grundfäge und Gefege das Beſte und Größte zu bewirken ſei; fie hat auf das 
Leben des Preußiſchen Staats einen unberechenbar wohlthätigen Einfluß geübt. 

Wie leicht, und fo zu fagen in gewiffem Sinne zeitgemäß mußte es im 
Jahre 1 einen, indie Bahn franzöfifher Municipal-VBerfajfung 
einzulenten, deren Endziel jene unerwünfchte Gentralifation der Staatsmaſchine 
mit allen ihren Gebrechen lag. — Preußens Staatsmänner, und vor allen ber 
Freiherr vom Stein, faßten mit kiarer Erkenntniß die Bedeutung auf, bie eine 
mit den franzöfifchen Einrichtungen gerade im Widerfpruche ſtehende Städteorbnung 
für die Wohlfahrt des Staates gewinnen müßte. Und nicht bloß = Wohl des 
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eigenen Staates förderten ſie in umfaſſendſter Weiſe; alle den meiften übrigen 
deutfchen Staaten wurde Vorbild uud Untrieb zur — gegeben, und fomit 
der großen Neigung, Fremdartiges auf vaterländifchen zu verpflanzen, ein 
bedeutendes Gegengewicht aufgerichtet. 

Um Werth und Güte einer Einrichtung zu erfennen, ift vor allen Dingen 
nüglich, fie mit den Dingen zu vergleichen, die ihr vorangingen, auch wohl einen 
prüfenden Dli der Vergleihung auf das zu werfen, was ihr etwa folgte, benn 
es ijt eine aus der Natur des menfchlichen Sinnes wohl leicht zu erflärenbe Er⸗ 
fcheinung, daß man das vorhandene Gute aus Unkunde vergangener. Zuftäib 
unterjchägt w & der Hoffnung anf Beſſerung, die aus ber Umgeſtaltung 
beſtehenden Einrichtungen hervorgehen würde, nur zu leicht hingiebt. — 

Nach beiden Seiten hin bietet diefe Monatsfchrift felbft das hinreichende 
Material, um Werth und Würde ver Städteordnung vom 19. November 1808 
nah Ablauf eines funfzigjährigen Zeitraums voll der wechjelvollften Creigniffe, 
bie noch je ber Preußiſche Staat unter der Aegide feines erhabenen Herrſcher⸗ 
baufes durchlebt hat, zu charakterifiren. — Der Geift, bemerkt Bert, ver Biograph 
Steins, in welchem die Städteorbnung erlaffen wurbe, bie Vorurtheile, welche 
dabei zu fchonen waren, die Hinderniffe, denen fie in den Anfichten ber Anhänger 
des alten Dienftmechanismus begegnete, erhellen aus dem Gefete felber. Bon 
welcher Beichaffenheit die damalige Gewerbthätigfeit in den Städten war, dafür 
kann ald Zeichen wenigftend für einen beftimmten Zweig berfelben erwähnt werben, 
daß die Königsberger Buchdrucker einen Zeitraum von drei Wochen verlangten, 
um das auf ſechs Bogen berechnete Geſetz der Stäbteorbnung einige taufend Mal 
abzubruden. — Wer möchte nicht den Einfluß, welchen die Stäbteorbnung auf 
bie Förderung der Gewerbe und Inbuftrie im Laufe der letztverfleſſenen funfzig 
Jahre geübt, faft umfaffenver annehmen, ald er fich felbft in Wirklichkeit vielleicht 
berechnen ließe, wenn man die Zuftände gewerblichen Schaffens zwifchen jegt und 
damals in Vergleichung ftellt. — 


Bon welhen Schwierigkeiten aber die Einführung der Stäbteorbnung 
vor 50 Jahren umgeben fein mochte, auf welche Hinderniffe fie nothwendig treffen 
mußte, ift faſt ſchon aus dem einzigen Umftande zu entnehmen, daß man e8 
damals für eines gebildeten und frei benfenden Manned unwürbig und gerabezu 
für philiftrös hielt, fi) um das Gemeindeleben zu befümmern. So weit war ber 
Verfall des öffentlichen Geiftes und Lebens gediehen. — 


In Preußen war ed bis 1808 die Einrichtung der Mittel- und Ober 
Berwaltungsbehörven, der Kriegs» und Domainen «Kammern und bes General 
Direktorium, jo wie die Anordnung der Steuerräthe, welche aufs Tieffte in die 
Selbftftändigkeit der Städte eingriffen, indem fie biefelben einer Vormundſchaft 
unterwarfen, welche zuerjt nach und nach thatfüchlich durch Die Kriegd- und Dos 
mainensffammern eingeführt und jodann durch Landesgeſetze betätigt ward. Die 
Theilnahme der Bürgerjchaften war da, wo fie ftattfand, auf das Zunftwejen 
begründet, aber nur theilweije, unzureichend und ohne Wirkung, da nicht ihnen, 
jondern den Magijtraten nach dem Landrechte die Wahlbefugniſſe zuftanden.* Den 
legten Stoß aber gab die feit dem Ablaufe des 18. Jahrhundert ende Vor- 
ſchrift, daß die obrigfeitlichen Stellen mit Inpaliden bejegt werden Mußten, aus- 
gebienten Soldaten, welche ohne Anſpruch auf das Vertrauen der Bürgerfchaft, 
der Stadt und den Geſchäften vollfommen fremd, und an bie ftrengfte Unter- 
orbnung gewöhnt, in ihren Stellen nur Ruhepläge fuchten, die Einrihtung eines 
ganz ki at Rüderwerkes für den Gefchäftsbetrieb vollendeten und weber 
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ben Eingriffen der Kammern noch der kommandirenden Offiziere ın bie Polizei- 
und Oemeinbe-Angelegenheiten wiverftanden. Nach dem in der Stuatsverwaltung 
herrfchenden Grundjage des Mißtrauens und des gefteigerten Beauffichtigeng 
wurden bie unbedeutendften ftüdtijchen Angelegenheiten an die Kammern gezogen 
geprüft, entſchieden, befohlen, alle Gejchäftsthätigteit ber ftäbtifchen Obrigfeiten 
ging in fruchtlofem ſchädlichen Papierweſen auf; Einſicht, Geſchäftsthätigkeit, Liebe 
zum Beruf konnte ſich weder bilden noch bewähren. Bürgerſchaft und Magiſtrat 
waren jeber felbtjtändigen Verfügung über das Gemeinvewefen beraubt. Das 
Vermögen mußte nad Etats verwaltet werben, welche vom Steuerrath, den 
Kammern, der Oberrechnenfammer und ber General - ontrole nachgeſehen und 
feftgefegt wurden. Keine neue Anlage, Feine Erhöhung bisheriger Leiſtungen, 
feine beſſere Benutzung eines Grundftüdsd war ohne höhere Genehmigung erlaubt. 
Die Bürgerfchaft, ohne Achtung und Vertrauen zu einer unwirkjamen Obrigkeit, 
ohne Einwirkung auf die eigenen Angelegenheiten, ohne Bereinigungspunkt, hatte 
weder Kenntniß vom Gemeindewefen, noch Anlaß dafür zu wirken. Selbjtthätig- 
feit, Eifer und Liebe für bie Gemeinde, Aufopferungsfähigfeit waren verloren; 
man erwartete auch in den eigenen Angelegenheiten Alles nur vom Staate, ohne 
Bertrauen zu feinen Maßregeln. 


Dieß war bie traurige Lage der ftäbtifchen Gemeinden in Preußen vor 
Emanation der Städteorbnung vom 19. November 1808. Die Nothwenbigfeit 
durchgreifender Maßregeln zur Beſſerung war burch den Krieg von 1806 und 
feine Folgen in das hellſte Licht geest worden. — Des Freiherrn vom Stein 
hochftehende, vom richtigen Verftändniffe der Zeit und ihrer Bewegung geleitete 
Politik Hinfichtlich der Innern Umgeftaltung der Staats - Einrichtungen hatte fich 
bald entjchieden, bie Freiheit der Stabtgemeinden und die Selbititindigfeit ihrer 
Obrigkeiten in zwedmäßiger Ausdehnung wieder herzuftellen. Und jo fprach ber 
König Friedrich Wilhelm 1. gefegneten Andenkens dur ein umfajjendes Gejek, 
„die Ordnung für ſämmtliche Städte der Monarchie vom 19. Novbr. 
1808”, den Entſchluß aus, daß die Stabtgemeinden nicht mehr vormundjchaftlich 
gegängelt, jondern für mündig geachtet werben follten. — 


In dem Berichte der Minifter von Schrötter und vom Stein unter dem 
4. November an des Königs Majeftät, auf welchen him die Königliche Genehmigung 
erfolgte, find die Prinzipien ber neuen Ordnung einfach und bündig verzeichnet: 
„bie Bürgerſchaft bekommt die ungetheilte Verwaltung ihres Gemeinwefens. Die 
ganze Einwirkung des Staats beſchränkt fich auf die bloße Aufjicht, 
baß nichts gegen ben Zwed des Staats vorgenommen werde und 
bie beftehenden Gejege befolgt werben. Er fest die Ordnung feft, nimmt 
um Allgemeinen Kenntniß vom Zuftande des Gemeinwefens, beftätigt die Magi— 
ftratsglieder und enticheivet die Stvweitigfeiten der Bürgerſchaft. Zu Stabtver- 
orbneten werben von der gejummten Bürgergemeinde Männer, die ihr Vertrauen 
befigen, aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Dieje jegen in ihren Vers 
fammlungen die Regeln ber Verwaltung des Gemeinwejens feſt und kontrolliren 
die Verwaltung der von ihnen gewählten Behörden. — Der Magiftrat ift 
Die erjte Behörde der Stadtgemeinde, ihm Tiegt die Verwaltung des 
Ganzen nach den fejtgeftellten Regeln ob. Unter ihm beforgen die Meinern Ge— 
genjtände des Gemeinweſens in den einzelnen Bezirken der Stadt bie Bezirke: 
Borfteher. Die Verwaltung befonderer Adıniniftrationsgegenjtände wird einzelnen 
ſtädtiſchen Deputationen, aus Magiftratsglievern und Bürgern beſtehend, über- 
tragen. — Die Bedürfniffe ded Gemeindewejens und die Koften der Polizei» und 
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Auftizverwaltung müffen von der Statt aufgebracht werden. — Der Magiftrat 
ift verbunden, jo weit ihm die Ausübung der Polizei von ber höchſten Gewalt 
übertragen wird, folche auszuüben, fteht in biefem Verhältniſſe als Diener unter 
den Staatsbehörbden und hat auch da, wo ihm die Polizei nicht übertragen wir, 
in Erfüllung des Zwedes mitzuwirken.” 


Durch die Entwidlung folder Grundfäge und ihre praftifche Anwendung in 
der Stäbteordnung war der energifche Antrieb zur felbftftändigen Kommunal- 
thätigfeit, wie dieſe dem deutjchen Städteweſen des Mittelalters eigen geweſen 
war, in bie Mitte der Städte verpflanzt, und andererfeits feimten aus biejer 
Inftitution zum Wohle des gefammten Staates Tebendige Wurzeln einer allge» 
meinen politifchen Kraft und Freiheit hervor, wovon ſich in der Kürze für bie 
preußifhe Monarchie ein großartiger Beweis bekundete. Das Bewußtſein bür- 
erlicher Freiheit hatte binnen weniger Jahre ven Gemeinfinn fo erhöht und bie 
Biebe für König und Vaterland jo geftählt, daß bie preußifchen Städte während 
des Kampfes gegen franzöfifche Gewaltherrfcheft in hingebender Aufopferung und 
in mutbiger Anftrengung für Erreichung des großen Zwedes, das Vaterland frei 
und felbftftändig zu machen, leuchtende Vorbilder aufftellten. — Wie weiterhin bie 
Städteortnung vom 19. November 1808 für den preußiichen Staat als eine ber 
fegensreichiten Schöpfungen jener friedlich umgeftaltenden Periode ſich bewährt 
bat, fteht als hiſtoriſche Thatſache feſt. — Die von Preußen aufgeftellte Orga— 
nifation feines Städtewefens gab vielen deutſchen Staaten Anlaß zur Nachfolge 
auf diefem Gebiete, indem jie die Ordnung der preußifchen Städte bei fich mit 
ben durch ihre fonftigen Verhältnijje gebotenen Veränderungen zur Anwendung 
brachten. In andern Staaten Deutjchlande, welche durch längere Verbindung 
mit den franzöfifchen Interefjen gefefjelt waren, zeigte fih wohl die Neigung, 
dem centralifivenden Munizipalfyitem Frankreichs ſich anzufchließen. -— 


Die preußifche Städteorbnung vom 19. November 1808 war ſelbſtverſtändlich 
in ihrer praftiihen Entwidelung von einer tbeoretifchen Bewegung der Geifter 
begleitet, die fich in einer umfangreichen Xiteratur zu erfennen gab. Mit welcher 
anhaltenden Theilnahme der eigentliche Urheber diefer Inftitutionen, Freiherr vom 
Stein, die theoretifchen Erörterungen und praftifchen Umgeftaltungsverfuche feiner 
Schöpfung bis an fein Lebensende begleitete, iſt in biefer Zeitjchrift ausführlich 
bereit durch eine Reihe von Artikeln „ver Minijter Freiherr vom Stein und bie 
preußijche Städteordnung“ nachgewiefen worden. — Es konnte nicht fehlen, daß 
diefe weithin reichende Erörterung eines viele Millionen Menſchen unmittelbar 
angehenden Gegenjtandes auf nahe liegende und eng verbundene Fragen über den 
Staatdorganidmus im Allgemeinen übergriff und fich verbreitete, und damit ber 
immer erneuete und tiefer begründete Antrieb zu Diskuffionen in den gefetge- 
benden Verſammlungen und in ber Prejfe gegeben war, welche ein charakteriftifches 
Merkmal ver neuejten Zeit geworden find. Die Schwierigkeit, in der Organi— 
fation des Gemeindewejens ben richtigen Weg und ein die verfchiedenartigen 
Intereſſen ausgleichendes Ziel feitzuhalten, wie dieß in unferer Städteordnung ber 
Fall gewejen war, vermehrte ſich nur in ber fortgefetsten theoretijchen Unterfuchung 
aller hierher gehörigen Fragen und in den wiederholten Verfuchen, die Aufgabe 
durch neue legislative Akte zu löſen. Dieß hatte feine Begründung theils barir, 
daß ver hiſtoriſche Zuſammenhang in der Entwidlung des Kommunallebens zer- 
riſſen war, und den aus der Theorie gleichfam entfprungenen Iuftitutionen kaum 
Zeit gelaffen wurde, fefte Wurzeln zu treiben und ein biftorifches Necht zu ge 
winnen, was für eine nachhaltige Wirkjamfeit in öffentlichen Verhältnifjen F 
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unerfäßfiche Bedingung ift. Ein zweites Moment für das Hin- und Her 

der neueren Kommunaleinrichtungen bildete ber Einfluß, n% auf — 
fach geartete Entwicklung der gewerblichen und induſtriellen Zuſtände mit ihren 
einander direkt widerſprechenden Zwecken und Zielpunkten übte, Faſſen wir dieſen 
Faktor eines überwiegenden Einfluſſes auf die Geftaltung des ſtädtiſchen Gemein- 
weiens in einem üblichen Ausdruck zufanımen, fo ift e8 ber volfswirthfchaft- 
(iche, oder wie man ihn unbeftimmter und allgemeiner bezeichnet hat, ber 
foziale. Es ift nicht allein die politifche Bedeutung der ftäbtifchen Gemeinde, 
welche die Feftftellung ber Grundfäge, nach welchen fie organifirt werben foll, 
erſchwert, es ift vornehmlich jener vollswirthſchaftliche Einfluß, der feine Vefrie- 
digung erreichen will und bie Kraft einer fortdauernden Agitation im fich trägt, 

bis er feine Intereffen ind Gleichgewicht gefett fieht, und zwar burch die Mittel 

der Organifation bes ftäbtifchen Gemeindeweſens. Endlich aber ift noch ein drittes 

wefentliche® Berhältniß zu berüdfichtigen, welches fich bei der Feſtſtellung ſtädtiſcher 

Organifation hauptſächlich geltend macht, es ift die ihre Beziehung zu dem Zwecke 

und ber Aufgabe des Staats überhaupt, der in feinen eigenen Veränderungen 

immer mit befonberer Mühe und Sorgfalt auf die Gefeggebung des Städteweſens 

feine Schwerkraft auszuüben pflegt, wie denn freilich auch dieſes umgekehrt unter 

ihm günftigen Umſtänden auf den Staateorganismus als ſolchen einzuwirfen nicht 

ermangelt. Unter ver Wechſelwirkung diefer Verhäftniffe find num immer von 

Neuem VBerfuche mit den Einrichtungen der Städte bis in bie Gegenwart gemacht, 

die fich mehr oder weniger von ben urfprünglichen Grundfägen ber Stäbteorbnung 

vom 19. November 1808 entfernt haben, ohne gerade die praftiiche Brauchbarkeit 

der letzteren in Vergeſſenheit gerathen zu lafjen. 


Um das Ergebniß vielfacher Erläuterungen ju der alten Stäbteorbuung auf 
die Einheit eined Geſetzes zurücdzuführen, trat bie revidirte Stäbteorbnung 
für die preußifhe Monardie vom 17. März 1831 ins Leben. Die 
Aenderungen diefes Gefeges trafen hauptfüchlich die Errichtung von Rofalftatuten, 
die Maffifitation der Städte, den Begriff des Bürgerrehts und die Pflicht wie 
Befugniß zur Theilnahme an demjelben, die Stimmfähigfeit und Wählbarkeit, die 
Stellung der Magiftrate gegen die Gemeinden, die Amtsdauer bei den Magiftrats- 
perfonen, die Polizeiverwaltung, die Wahl der Maziftrate dur die Stabtver- 
orbneten, die Wirkſamkeit diefer Kommunal » Repräfentanten, die Wahl berjelben, 
die VBerwaltungsrechte der Grundherren, die Dberaufjicht von Seiten des Staat®. 
Diefe neue Ordnung fette aber bekanntlich die ältere nicht außer Kraft; jedoch 
hatten fich bis zum Jahre 1833 bereits 220 Städte für die Annahme der revi- 
birten Stäbteordnung entfchieven. Es war damit veichlic die Gelegenheit ge- 
boten, eine Prüfung der Vorzüge biefer oder jener Ordnung in bejtimmter 
praftifcher Weife vorzunehmen. — In den übrigen deutſchen Staaten gab 
wiederum das von Preußen aufgeftellte Beifpiel veformirenver Tätigkeit auf dem 
Gebiete der das Stäbtewefen betreffenden Geſetzgebung Anlaß zur Nachfolge. — 


Diefen Beftrebungen, eine allmälige Entwidlung der Gemeindeverhältniffe zu 
bewirken, gaben die Ereigniffe des Jahres 1848 eine plögliche Wendung. Die 
demokratiſche Parole der breiteften Grundlage, auf welcher alle öffentliche Infti- 
tutionen won nun an beruhen follten, ſchien am ſchnellſien und leichtejten in ber 
Gemeindeverfaffung feine Verwirklichung finden zu können; es ichwebten dabei 
mehr oder minder Mar und bewußt, oder trübe und inftinttmäßig geſchichtliche 
Ueberlieferungen aus fernen ober erjt kürzer verfloffenen Zeiten vor; Athens 
demofratifcde Stabtverfaffung, der Höhepunkt plebejiſcher Herrichaft in Rom, bie 


alte deutſche Gauverfaffung, ja die Allmacht der Parifer Kommune während. bes 
Terrorismus ber erften franzöfifchen Revolution mochten Reiz und Lodung zum 
Vachahmen einem Bruchteil der Bevölkerung gewähren, bie den Glauben an bie 
Nothwendigleit einer hiſtoriſchen Rechtsentwidlung und ihrer Inftitutionen ver 
loren zu haben ſchien. Die Kommunen der großen und fleinen Stäbte betrachteten 
und benugten die Demokratie als ihr bereites und gefügiges Werkzeug, um bie 
alte Staatsorganifation auseinander zu treiben und ihren neuen Schöpfungen 
Raum zu verjchaffen. Aber hier zeigte fich ſofort aufs Deutlichjte die Bewußt- 
lofigfeit, mit welcher diefe Staatsmänner des Augenblids auf ein unerreichbares 
Biel binfteuerten; fie felbft fchlugen jich mit der verfuchten Durchführung einer 
politifch unbegrenzt freien Gemeindeverfaffung, weil dieſe fofort in eine möglichit 
fefte gefellichaftliche, corporative Abfchliefung umjchlagen muß. — Freie Land» 
gemeinden z. B. werden arijtofratifch, fozial ausfchließlich, nicht demokratiſch. 


Der Antrieb zum Umbildung der Gemeindeverfaffung, wie fie in den beiben 
Städteordnungen enthalten war, erreichte fein Ziel, wenn auch nicht auf dem 
Were, den die Politik des Tages auf breitefter Grundlage betreten hatte; beibe 
Stäbteordnungen mußten weichen, zunächft vor der neuen Gemeinbeorbnung vom 
11. März 1850, die aber nicht zur Ausführung gelangte, und dann fchließfich 
bor der Städteordnung für die ſechs äftlichen Provinzen der preußifchen Monarchie 
vom 30. Mai 1853, der fich fpätere befondere Ordnungen für die Stäbte und 
Gemeinden von Weftphalen und der Rheinprovinz zugefellt haben. Ueber bie 
Berathungen diefer letzteren Gemeindegefebe im preußifchen Landtage während der 
Sikungsperiode von 1855 auf 1856 hat biefe Zeitfchrift ausführliche Berichte 
gegeben, auf die wir uns an diefer Stelle mit der Bemerkung beziehen wollen, 
baß in ben Debatten beider Häufer über die Kommunal-Gefeggebung die Stäbte- 
Ordnung vom 19. November 1808, deren bebeutungsvolfe Wirkfamfeit für den 
preußiſchen Staat wir durch die voranftehende Darftellung in das Gedächtniß 
zurüdführen möchten, faum durch eine zufällige Anfpielung berührt wurde, und 
bie in Betreff ihrer gerabe auch mit Bezug auf Weftphalen und die Rheinprovinz 
fo emfig gefammelten und veröffentlichten Erfahrungen des Freiheren vom Stein 
auch nicht den geringſten Anlaß boten, die dort geführten Debatten zu bereichern. 


Zum Schluß dieſes der Erinnerung an die Stäbteorbnung vom 19. Ros 
vernber 1808 gewidmeten Artiteld glauben wir bie Behauptung ausfprechen zu 
bürfen und bamit faum auf einen irgendwie bezrünbeten Widerfpruch zu treffen, 
daß fie in ber Verwirrung der Zeitverhältniffe gleihfam abhänden gekommen tft 
und daß ihr Werth auch von den Nachlommen an ihren Bruchftüden, welche in 
bie fpäteren” Gemeindeordnungen übertragen worden find, erfannt werben wirb. 


Rtg. 





Gewerbefreibeit und Freibeit der Gemeinden. 
Ein Beitrag zu einem allgemeinen beutfhen Wohn- und Gewerberedt. 


Die jetzt in Deutfchland beftehenden Gewerbeorbnungen entjprechen doch 
immer weniger ben Forderungen ber Zeit. Sie zeigen fich doc immer mehr als 
ein Hinderniß des Fortſchritts. 

Bei denjenigen Ordnungen, welche noch aus früherer Zeit Monopolien und 
Beihräntung der Zahl der Zunftgenofjen worfchreiben oder dulden, möchte darüber 


975 


weitiger Zweifel ſein. Aber eitt Hinderniß find auch für bie jegige Zeit die mo- 
bernen Gewerbeordnungen, wie die in Preußen und Württemberg, Naſſau, welche 
den Zutritt zu ben Innungen in der Regel durch den Beweis perjünlicher Be— 
fähigung bedingen und bie Bewerber um das Meeifterrecht gegen Willlür ber 

orftände durch die Auffichtsgewalt der Regierungsbehörden ſchützen und 
welche zugleich die Arbeitsfchranten der Meiſter burch Verringerung der Zahl ver 
Innungen und Bereinigung verwandter Gewerbe auszudehnen gefucht haben, mie 
neuerdings befonders in Württemberg geſchah. 

Die Pflicht, fich einer Prüfung über perfönliche Befähigung unterwerfen zu 
müffen, ift doch immer mit Koften und Zeitverluft verbunden, und iſt bejonvers 
für alle diejenigen ein großes Hinderniß, welche da® Gewerbe weniger mit Hand» 
arbeit, als mit geijtiger Thätigfeit und Geld, daher mehr fubrifartig betreiben 
wollen, ohne ſchon in der Lage zu fein, eine Yabriffonzeffion erbitten zu können, 
Diefer Prüfungszwang ift daher vorzüglich ein Hindernig für den fo fehr zu 
mwänfchenden allmäligen Uebergang vom Handwerk zur Fabrifinduftrie. 

Die Arbeitsfchranten fir die Meifter, wenn folche auch noch fo weit gefteckte 
find, hemmen auch mur zu oft ven höhern Fortfchritt. Durch allgemeine Normen 
fäßt fih gar nicht beftimmen, welche Schranken im einzelnen Falle nicht hindern. 
Für die meiften Gewerbe entfpricht vielmehr dem Fortſchritte, ftatt in verwandte 
num vereinigte Gewerbe, in gerade entgegengefette einzugreifen, dagegen fich auf 
einzelne wenige Theile des bisherigen Gefchäfts zu beichränfen, für die Tiſchler 
blos Kaften zu fertigen, zum Fertigmachen auch Schlofjersrbeiten zu übernehmen, 
ftatt das Tifchlergewerbe auf das verwandte Gewerbe der Zimmerlente auszus 
dehnen. Zudem ftehen diefe Erleichterungen des Zutritts zu den Gewerben und 
diefe Erweiterungen des Umfangs der Meifterrechte dem höhern und urjprüng- 
lichen Zwede ver Zünfte, der inmigeren Verbindung der Zunftgenoffen entgegen, 
vorzugsweife dem gemeinfchaftlichen Betriebe derjenigen Zweige des Geſchäfts, 
für welche die Mittel des einzelnen Handwerkers in der Regel nicht hinreichen, 
der Unterhaltung von gemeinfchaftlichen Magazinen, der Anſchaffung abwechslungs- 
weife zu benugender Maſchinen und Waſſerwerle. 

Je mehr die Aufnahme in die Inmungen erleichtert ift, vorzüglich durch Die 
von ber Auffichtsbehörde forgfältig gewahrte Pflicht der Innungen, ausjchließend 
auf den Grund erftandener Prüfungen. der perfönlichen Befähigung die Bewerber 
ohne alle Rückſicht auf Vermögens- und andere Verhältniffe aufzunehmen, befto 
mehr wird der Innungsverband gelodert, deito größer wird bie Zahl der Ins 
uungsgenofjen, deren Mittel außerordentlich bejchränft find, deſto mehr müffen 
mit Ruͤckſicht auf deren Mittellofigkeit die Beiträge zu den Innungskaſſen auf das 
Geringſte bejchränft werben. - 

ufhafjung gemeinſchaftlicher Werkzeuge, Unterhaltung von Dogasinen für 
ſämmtliche Genoffen ift dann ganz unmöglich. Kaum veichen oft die Mittel hin, 
um nur gemeinſchaftliche Belehrungsmittel, Journale und Bücher anzufchaffen. » 

Der Kredit folder Innungen ift deswegen höchſt geringe, und ber Krebit 
* — blos auf den Grund feines Meiſterrechts gınd des Meiſterbriefs 
gleih Wulf. 

Dis Zufammenwerfen verwarbter Gewerbe trägt auch zur Loderung des 
Innungsverbandes bei. Jede der verwandten und nur zufanmengeioorfenen In⸗ 
nungen bedarf zu ihrem Fortſchritt beſondere Einrichtungen und Bildungsmittel, 
Die Zuftimmung zur Anfchaffung derfelben aus den Mitteln ver Zunft würde 
ihr fehlen, weil fie den andern Genoffen gegenüber eine Minderheit bio, KL 
wenn biefe Mittel vorhanden wären. 
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Diefe fo viele Heterogene Elemente nach allgemeinen Abftraftionen vereint 
gende Innungen find aber auch ein Hinberniß für die Bildung jener Iunungen 
der Zukunft, welche fich fegensreich und Hoffnungsvoll in neuerer Zeit befonders 
in England immer weiter ausbreiten, der bort jogenannten cooperativ-stories 
und der von Schulz» Deligfch in Deutfchland empfohlenen Probuftiv -Affociationen 
der Hanbwerfer, welche theilweife mit vereinten Kräften arbeiten, ohne den ge- 
ſunden Boden jelbftjtändiger Thätigfeit der einzelnen Meiſter zu verlaffen. 


Die engere Verbindung von Meiftern derfelben und verfchiebener Innungen, 
bon Arbeitern und Meiftern, von Kapitaliften und Meiftern, welche zum Zweck von 
ſolchen Ajfoctationen nöthig find, haben bei den Ältern und ben modernen Ge- 
werbeordnungen mit fo großen Schwierigfeiten zu fümpfen, daß ihre Entftehung 
oder ihr Beſtehen im folchen Zunftländern jehr gefährdet iſt. Ein befonberes 
faum zu überwindendes Hinderniß wäre bie bei biefen Gewerbeordnungen nöthige 
Abhängigkeit der Kapitaliften, welche nicht Meifterrecht haben, von den Meiftern, 
oder die Nothwendigfeit, den Letstern zu viel vertrauen zu müſſen. 


Allerdings können in Deutfchland die Erfahrungen Bedenken erregen, welche 
man bei der Gewerbefreiheit zu ſammeln veranlaft war, die Rückklehr zu Gemwerbe- 
orbnungen, zu welchen man in Preußen im Jahre 1845— 1849, wie in Naffau 
im Jahre 1849 zurücdzufehren veranlaft war, nachdem bie Gewerbefreiheit feit 
mehr als einem Menfchenalter beftanden hatte, die Rückkehr zu befchränfenden 
Beftimmungen im Jahre 1848— 49 in Hannover, unmittelbar nachdem Be— 
freiungen von Schranfen ins Leben getreten waren. 

Man verfehlte aber bier das Ziel wahrfcheinlih nur, man war wohl nur 
zu Rückſchritten genöthigt, weil man zugleich mit den veralteten, ber Zeit nicht 
mehr angemefjenen Zunftfchranfen die andern natürlichern immer von Neuem bers 
vortretenden Unterjchiede zwiſchen Bürgern und Nichtbürgern aufhob oder doch im 
nivellirenden Geift der Zeitftrömung zu vermifchen begann, weil man Fremde wie 
Bürger behandelte und die Rechte der Bürger den Wohnrechten der Nichtbürger 
gleichzuftellen unternahm, weil man bie Gemeinde zu komplicirteren, äußerlich 
verbundenen Bewohnern umzuwandeln fich bemühte. 


Die Folgen diefer Nivelfirung führten zu einem Gefühl unheimlicher Zu- 
ftände, zu Mißftimmungen, welche in der aufgeregten Zeit der Jahre 1848—1849 
zur Rückkehr zu den natürlichen zeitgemäßen unb zu den veralteten unpaſſenden 
Unterfchieden drängten. 

Doch find die Schranken zwifchen Bürgern und Nichtbürgern jo fehr weit 
verfchieden von den Zunftfchranfen, und kann der Werth der erftern Schranken 
erft hervortreten, wenn die lettern aufgehoben find, fo wie man bie Wälfe einer 
Feftung erft fieht, wenn man engere Umzäunungen überftiegen oder befeitigt hat, 
oder ber Werth ber Zollfchranfen eines ganzen Landes erjt immer erfannt wird, 
wenn bie Zollfchranten einzelner Ränder befeitigt find unb ber freien Bewegung 
der Bewohner Plat gemacht haben. 

Das forporative Tlement, welches in der engern Verbindung der Genoffen 
einer Gemeinde liegt, läßt fich bei vollftändiger Freiheit der Gewerbe erhalten 
und fogar nur durch folche Freiheit vor partifulariftifchen Verirrungen bewahren 
und In feiner vollen Bedeutung als fefte Grundlage ver Gefellfchaft und bes 
Staatsvereind erfennen. 


Wenn man ben Bürgern einer Gemeinde die wolle Freiheit bei der Aufnahme 
neuer Mitglieder fichert, alfo die Zwangsüberfieblung befeitigt, wie ſolches ber 
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torporativen Bildung ber Gemeinden ganz gemäß iſt, wenn man ferner den Ge; 
noffen der Gemeinde ganz ihrer forporativen Stellung gemäß das Recht ber 
Afoctation frei von Zwangsaufnahme und obrigfeitlicher Berornundung, ebenfo 
den ausſchließlichen Antheil an den Gemeinderechten und Gemeindenugungen, Ges 
meindeunterftügungen, endlich noch das ausjchließliche Necht ber Verehelichung 
ebenfo des Güterbefiges ſichert, jo find allerdings Schranfen nöthig, um die Ne 
woltige Naturwüchfigkeit diefer Entwidelung von Uebergriffen in vie hoben ftaats. 
bürgerlichen Rechte aller Staatsgenofien abzuhalten. Diefe Befchränfung erreicht 
man aber viel befjer als durch büreaufratiiche Bevormundung der Gemeinden 
oder durch Zerftörung der Gemeindefreiheit auf organiſche Weife durch gehörise 
Ausbildung des Wohnrechts der nichtverbürgerten Staatsbürger neben dem freien 
Burgerrecht und vorzugsweiſe durch die Freiheit der Gewerbe für die Bürger 
und die Nichtbürger. 

Wenn man den unverbürgerten Bewohnern das Wohnrecht unbefchränft durch 
Zeit und dur die Pflicht, nach einiger Zeit Dürger zu werden, giebt, eben fo 
das Necht Häufer zu erwerben, foweit foldhes zur Ausübung des Wohnrechis 
nöthig ift, jo Fönnen fie mittelft des Rechts, jedes Gewerbe zu treiben, alle Ueber- 
Iüte des von ber Auffichtögewalt befreiten Bürgerthums befeitigen, ohne jedoch 
daffelbe in feiner natürlichen Entwidelung zu hindern. ' 

Es iſt dann jeber Sohn eines Bürgers und jeder nicht verbürgerte Be— 
wohner in den Stand gefegt, ohne Opfer und Zeitverluft jedes Gewerbe zu treiben 
und alle Vortheile der Gewerbefreiheit zu benugen, ohne jemals durch die Pflicht, 
fpäter Bürger zu werben, beläftigt zu fein. Dennoch wäre bie nichtverbürgerte 
Freimeifterei in der Regel nur der Anfang und die Kontrolle der angefefjenen 
Bürger. 

— unbürgerliche Freimeiſter hätte vielfache dringende Veranlaſſung, freis 
willig in ſeinem Intereſſe ſich um die Aufnahme in das Bürgerthum zu bewer— 
ben, nachdem er während des Wohnrechts und durch die Benutzung der Freiheit 
ſich hinreichend Erfahrung, Mittel und Achtung erworben hat; die angefeſſenen 
Bürger hätten aber nicht minder dringende Veranlaſſung, die Aufnahme aller 
tüchtlgen unverbürgerten Meiſter in ihre Reihen zu wünſchen, ihre Erfahrungen 
und Mittel ſich anzueignen und bie von denſelben drohende Konkurrenz zu be— 
feitigen. Die große Schwierigkeit, bei freiwilliger Aufnahme und bei der Zwangs- 
überfieblung auf den Grund vorgelegter, fo oft unzuverläffiger fchriftlicher Zeug: 
niffe, ein der Wahrheit entfprechendes Refultat zu erhalten, wäre gründlich be- 
feitigt durch die lebendigen mündlichen Zeugniffe, welche fich jeder Bewerber durch 
das unbefchränfte Wohn- und Gewerberecht in der unmittelbaren Nähe ber 
Bürger zu erwerben Gelegenheit hat. 

Es wäre daher nicht zu beforgen, daß ein tüchtiger Freimeifter nicht wünfchte, 
in die Reihe der Bürger aufgenommen zu werden, noch daß er für bie Länge 
ausgefchlofjen würde. 

Shen das ausfchließliche Necht der Activbürger, an ben Gemeinderechten, 
und wenn er gewählt wird, an ber Gemeindendminiftration Theil zu nehmen, 
wäre ein mächtiger Sporn für alle Bewohner, welche etwas vor fich gebracht 
haben, fich um die Aufnahme zu bewerben. Diefer Sporn wäre um fo größer, 
je felbftitändiger die Gemeinde und je mehr fie befreit ift von büreaufratifcher 
Bevormundung. Noch mehr wäre aber die Erwerbung des Bürgerrechtd ben nicht 
verbürgerten Bewohnern wünfchensiwerth wegen des aus dem Aftiobürgerrecht ohne 
weitere Laft unmittelbar folgenden Rechts der Theilnahme an Gemeindenugungen, 
der Gemeindeunterftügung und bes Beſitzes von Liegenſchaft, während Nichtbürger 
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biefe Befugniffe von ihrem auswärtigen Bürgerrecht erft abzuleiten haben, obet 
durch befondere Supplifationen in jedem einzelnen Falle und aus befondern 
Gründen von den Gemeindebehörden fich erbitten müßten. 


Einen noch ungleich größeren Werth würde aber das Bürgerrecht in ge 
werblicher Beziehung bei diefer Entgegenftellung ver Bürger und Bewohner er: 
halten. Die freien von Amwangsüberfiedlung unabhängigen Bürgergemeinben 
wären bann ber fruchtbare Boden zu Entwidlung der freien neuern Affociationen, 
8 von England aus verbreiten und deren Bildung in Deutſchland ange⸗ 

ebi wird. 


„ Der Keim zu ihrer Entwicklung und das Bindemittel zu ihrem Beſtehen 
wäre der Antheil der Gemeindebürger an den Gemeindenugungen, der Anfpruch 
auf Gemeindeunterftügung, welche bei der Gründung von Aſſociationen oft nöthig 
ift, der ausschließliche Antheil am der Adminiftration der von der Auffichtsgewalt 
foweit möglich unabhängigen Gemeinde, bie dringende Aufforberimg, die Gemeinde— 
mittel zu Bildung von ſolchen freien Affoctationen zu benugen, wäre bie Kon: 
furvenz der eines folchen Bindemittels entbehrenden nicht verbürgerten Bewohner. 
Die Freiheit der Gemeinden bei der Aufnahme neuer Mitglieder wäre aber zu— 
gleich das Vorbild zur Bildung folcher neuen, von jeder Zwangsaufnahme befreiten 
Innungen. Bei Ausbreitung folcher freien Innungen in den Gemeinden würde 
bald durch Sitte die Aufnahme in eine Innung die Bedingung zur Aufnahme in 
das Bürgerrecht werben, ober bie vorläufige Zuficherung der Aufnahme im eine 
freie Innung der Aufnahme in den Gemeindeverband vorauszugehen haben, fo 
wie jetzt fchon die Aufnahme in das Staatsbirrgerrecht durch eine vorläufige Zus 
fiherung der Aufnahme in das Gemeinderecht in vielen Staaten bedingt fit. Es 
würde bald eine Nothwendigkeit oder Ehrenfache für jeden Befiger und jeden an: 
gejehenen Mann in der Gemeinde werden, um fih Einfluß und Anfehen in ber 
Gemeinde zu fichern, ſich bet irgend einer Innung durch Verpflichtung zu Bel: 
trägen ober Anvertrauung von Kapitalien zu betheiligen, auch wenn ihn feine 
Stellung und feine Beſchäftigung am fich nicht zu Betheiligung bei inbuftrielfen 
Unternehmungen veranlaft. 


Es würde dann eine Konkurrenz der Bürger und Nichtbürger enttehen, aber 
nicht eine zerſtörende der unterfchievlofen allgemeinen Freiheit, fondern eine wohl» 
thätige, erfrifchenve, bei welcher alle gewinnen, niemand verliert. 

Die Gemeindebürger mit ihren reichern Mitteln und ihrer innigern Verbin— 
dung und bejjern gegenfeitigen Unterftügung würden fich aller für die Lage bes 
Orts und ihre Geldfräfte zugänglichen Gewerbe bemächtigen. Wenn auch vermöge 
der volftommenen freiheit der neuen Innungen eine Konkurrenz berfelben unter 
ſich entſtehen könnte, fo würden doch bald Verſtändigungen zu größerer Theilung 
der Arbeit dem Kampf ein Ziel fegen, 3. B. zwei anfänglich fonfurrivende Schuß 
macherinnungen fich dahin verftändigen, daß bie eine mehr gröbere, bie andere 
mehr feinere Arbeiten fertigt. 

Die gewerbefreien nicht verbürgerten Bewohner würden hingegen wegen ihrer 
Abhängigkeit von auswärtigen Gemeinden und wegen ber mangelnden Unterftügung 
aus ben Gemeindemitteln des Wohnortes, auch wegen befchränften Beſitzes an 
Liegenfchaft vorzugsweile auf vereinzelte Thätigfeit angewiefen, würben genöthigt 
fein, alle diejenigen Induftriesweige zu betreiben, welche bie verbundenen Gemeinde: 
genoffen wicht zur größern Ausbreitung bienlich finden oder vernachläffigen. Sie 
würden ald Agenten der Induſtrie anderer Gemeinden und bes Auslandes beſon⸗ 
vers mittelft des Handels überall für die Konfumtion in die Rüde treten, welche 
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die einheimifche Induftrie nicht anszufüllen vermag, z. B. tm Fache ver Schub- 
macherei diejenigen Waaren bom Auslande beziehen und verlaufen, —— J 
einheimiihen Schuhmacherinnungen nicht wohlfeil genug fertigen oder zu fertigen 
verfäumen. Ebenjo würden vereinzelte Schuhmachermeifter jene Reparaturarbeiten 
übernehmen, welche ber mit Mafchinenvorräthen verfehenen Schuhmageriunung 
der Bürger zu gering iſt. 

Die verbundenen vwerbürgerten Innungsgenoffen bürften in ihrer Fabrikat; 
niemals ftille ftehen, fie müßten unausgeſetzt fortſchreiten, um nicht von den nich " 
verbürgerten Freimeiftern mittelft ihrer Verbindung mit dem Auslande oder * 
dern Gemeinden überflügelt zu werden. Sie hätten aber auch vermöge ihrer 
reichern Mittel und befjern Unterftügungen für ihr Fortlommen niemals Urfgcr 
zu gegründeten Beforgnifien, wenn fie nur einigermaßen mit den Fortfchritten der 
Zeit gleichen Schritt hielten. 

So würde man erreichen durch die polare Gegenüberftellung der Gemeinbe- 
bürger und ber nicht verbürgerten Bewohner mittelft der Gewerbefreiheit, was 
man bisher vergebens bei den bisherigen Zunftichranfen und mit der Gewerbe- 
freiheit nach den zwei entgegengejegten Ertremen ber Zurüdjegung ver Bewohner 
zum VBortheil der Bürger und durch die Nivellivung der Bürger und Bewohner 
angeftrebt hat. Man würde vermeiden die engberzige partifulariftifche Abſonderung 
ber Gemeindebürger, in welcher früher die Gemeindebürger in fo vielen Orten bei 
unthätiger Ruhe hinter den Anforderungen der Zeit zurücgeblieben find und würde 
auch den zerjtörenden Kampf Aller gegen Alle in der unterjchiedfofen Gleichheit 
der Bürger und Bewohner vermeiden. 

Dan würde die feiten Grundlagen zur Selbftftändigfeit ver Gemeinden finden, 
welche immer fehlen werden, wenn die Gemeindebürger der Kontrolle und Kon- 
furrenz der Nichtverbürgerten überhoben, burch eine bireaufratifche Benormun- 
bung bei alfen einzelnen Aufnabmsgefuchen vor Cinfeitigfeiten gehütet werden 
müfjen, und die auch fehlen müflen, wenn die Gemeinden, durch die unterſchied— 
loſe Gleichheit aller Bewohner in Maſſen äußerlich verbundener Individuen auf- 
gelöft, fich jelbft nicht in Ordnung halten können, der unausgefegt eingreifenden 
Aufſichtsgewalt bevürfen. Man würde die volle Gewerbefreiheit einführen ober 
wieberherftellen konnen, ohne Rüdjchritte wegen des dadurch gefährdeten forpora- 
tiven Elements befürchten zu müffen, und würde durch dieſe (Freiheit an bie Stelle 
ber veralteten, durch büreaufratifhe Bindemittel fünftlich erhaltenen Innungen 
neue lebensfrifche Innungen in’s Leben rufen. 

Um das nöthige Gleichgewicht zwifchen den entgegenftehenden Bewohnern und 
Bürgern zu ſichern und die Wohlthaten einer folchen Entgegenfegung zu erreichen, 
möchten bie Borfchläge in folgende präcijere Form zu bringen fein: 

$. 1. Jeder Staatsbürger und jeder Sohn eines Gemeindebürgers hat das 
Recht, in jeder Gemeinde des Landes zu wehren und jedes bisher zünftige oder 
unzünftige Gewerbe felbftftändig zu betreiben, auch Gebäulichkeiten eigenthimlich 
zu erwerben, foweit diefer Erwerb zur Ausübung des Wohnrechts nöthig fit. 

8. 2. Der Bewohner ift bei Ausübung diefer Rechte an feine Zeit gebun- 
den, innerhalb welcher er feinen Wohnort verlaffen oder das Bürgerrecht erwerben 
Bun ex iſt aber ben allgemeinen polizeilichen und finanziellen Geſetzen unter: 
worfen. 

8. 3. Von der Theilnahme an den Gemeindewahlen und Gemeindenutzungen 
und der Gemeindeunterftügung iſt er ausgeſchloſſen: auch darf er ſich nur ver- 
— wenn er von der Gemeinde ſeiner Heimath dazu ſpezielle Erlaubniß 
erhält. 
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$. 4. Die Aftiobürger haben mit Ausfchluß der nicht verbürgerten Bewoh—⸗ 
ner das ausfchließliche Necht der Theilnahme an den Gemeindiwahlen, Gemeinde: 
nugungen und an ber Gemeindeunterftükung, auch der Verehelichung, außer ben 
Rechten, welche auch den nicht verbürgerten Bewohnern zuitehen. 

8.5. Die Abftammung von einem Aftivbürger giebt nur außer dem Rechte 
der Bewohner das Recht der Unterftügung in Nothfällen. 

$. 6. Zur Erwerbung des Aftivbürgerrechts ift die Aufnahme durch bie 
Gemeindebehörbe nöthig. 

8. 7. Rekurs an Auffichtöftellen wegen verweigerter Aufnahme findet nur 
Statt, wenn der Bewerber außer einem bisher üblichen Präbifatszengniß fo viel 
Kapital bei der Gemeindekaſſe hinterlegt, daß aus dem Intereſſen deſſelben ver 
burchfchnittliche Ertrag der Unterftügungen eines Bürgers gedeckt werben kann. 

8.8. Wenn aber in einer Gemeinde zwei Drittheile aller Gemeindegenofjen 
fih zu freien Junungen vereinigt haben, fo fällt diefer Bejchwerbegrund weg, 
und fann nur von denjenigen Bewerbern Befchwerde geführt werben, welche bie 
Zufage der Aufnahme in eine Innung erhalten haben und doch von ben Ge— 
meindehörben abgewiefen wurden. 

. 9. Die neuen Innungen find frei von aller Zwangsaufnahme und von 
jeder Befchränfung bei der Wahl und dem Betriebe ihres Gewerbes. 

8. 10. Diejenigen Innungen, welche durch die’ zugeficherte Aufnahme ihren 
Mitgliedern Aktivbürgerrecht verfchaffen wollen, müſſen fo viel gemeinfchaftliches 
Dermögen umtreiben, als die Summe bed von jedem Bürgerrechtöbewerber bis- 
her nachzuweifenden Vermögens beträgt, und müflen außerdem die Bürgfchaft 
wegen der Unterftügung in Kranfheits- und Sterbefällen übernehmen, welche an 
die Gemeinde gefordert werden kann. Diefe Innungen haben zu diefem Zwed 
ihre gemeinfchaftlichen Inventarien in bejtimmten Zeiträumen einer neuen Prüfung 
zu unterwerfen. 

Diefe Vorfchläge könnten nicht blos zur Anwendung in ben einzelnen beut- 
ſchen Staaten fich eignen, fondern auch bie Grundlage eines allgemeinen beutjchen 
Wohn» und Gewerberehts für alfe deutfchen Staaten bilden. 

Es wäre durch diefelbe der Weg gebahnt zu einem Wohn- und Gewerbe: 
recht für die Angehörigen aller deutichen Staaten, unbefchabet der Eigenthümlich- 
feit der einzelnen Länder und der befonderen Intereffen einzelner Gemeinden. 

Diefe VBorfchläge enthalten nichts Neues, fondern etwas Uraltes, das ſchon 
früher zur Wlüthezeit des Stäbtelebend vorhanden war. 

In diefer erjten beffern Zeit erhielten die Magifträte das Gleichgewicht zwi— 
fhen den Innungen und ben gebuldeten nicht verbürgerten Freimeiftern, ober 
fiherten fich ein Gegengewicht, eine Kontrolle gegen die Macht der Zünfte in den 
gebuldeten Bewohnern. Zu einem Extrem verirrten ſich aber die Städte, als 
die Innungen übermächtig wurden, bie überwiegende Herrfchaft in den Magifträten 
erhielten, die Bewohner aber verbrängten oder unterdrückten. 

Zu einem zweiten Ertrem verirrte bie neuere Zeit, al die Bürgerrechte ver- 
ringert, die Wohnrechte gleichzeftellt, in mehreren Staaten fogar die Bürger: 
rechte den Wohnrechten ganz geopfert wurden. 

Die Aufgabe der Gegenwart ift, nun von dieſen Ertremen zurüdzufehren 
und ein Gleichgewicht der Bürger und Bewohner herzuftellen. 


Stuttgart. 
Sheibler. 


— 


Ueber die Theilnahme der Gemeindeglieder an den Gemeinde— 
Angelegenheiten. 


Von einem baier. Juriſten. 


Man hört heutzutage gar oft darüber klagen, daß an vielen Orten die 
große Mehrzahl der Gemeindeglieder ſo wenig Theilnahme für die Angelegenheiten 
der Gemeinde zeigt, daß fie jih um Wohl und Wehe der Gemeinde, um beren 
Bedürfniſſe und die Mittel, ihnen zu genügen, blutwenig kümmern, und daf durch 
diefen Mangel an Gemeinfinn den Gemeindebehörden ihr ohnehin ſchon jchwieriges 
Amt noch bedeutend erfchwert wird. Die Thutfache ift richtig; aber man würde 
Unrecht thun, wollte man die Schuld ohne Weiteres ausjchließlich den Gemeinde- 
gliedern aufbürben; vielmehr wird auch zu unterfuchen fein, ob nicht die Haupt: 
und Grundurfache dieſes Uebeljtandes in den bejiehenden Einrichtungen und Ge- 
fegen liege. Bei uns in Baiern*) wenigitens find die Gemeinbeverhältnifje der— 
art geregelt, daß eine ſolche Gleichgültigkeit der Mehrzahl der Gemeindeglieder 
fih, wie die Menſchen eben einmal find, nothwendig einftellen muß. Ein kurzer 
Abriß unferer Gemeindeverfaffung nach dem revidirten Gemeinde-Edikte von 1834 
wird dies zur Genüge darthun. Die Gemeinden zerfallen nämlich in a) Stäpte 
und größere Märkte, b) Landgemeinden, erftere mit magiftratifcher Verfaſſung, 
letztere mit einer einfachen Form der Gemeindeverwaltung. 

In den Orten mit magiftratifcher Verfaſſung wird die Gemeinbeverwal- 
tung beforgt: 1) durch den Magiftrat; 2) durch das Kollegium ber Gemeinde: 
Bevollmächtigten; 3) durch Diftriktsvorfteher, welche in größeren Städten dem 
Magiftrat beigegeben find; diefe werden vom Meagiftrat für einzelne Stadtbezirke 
aus deren Einwohnern ernannt, um gewijje vom Magiſtrat ihnen zugewiefene Ans 
gelegenheiten zu beforgen. Der Magiftrat ift der VBorfteher der Gemeinde und 
zugleich ihr Beamter für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
und ihres Vermögens; er hat die gefammte Lokalpolizei (in welcher Eigenfchaft er 
zugleich als Organ der Staatsregierung erfcheint, die fich deshalb die Beftätigung 
der Wahlen zum Magijtrat, wie auch zum Kollegium ber Gemeindebevollmächtigten 
vorbehalten hat) und übt als Vorfteher der Gemeinde alle berfelben zuſtehenden 
Rechte im ganzen Umfange des Gemeindebezirk aus. Derjelbe ſoll beſtehen in 
Städten erfter Klafje (mit über 2000 Familien) aus zwei Bürgermeiftern, zwei 
bis vier rechtsfundigen Räthen, einem technifchen Baurarh und zehn bis zwölf 
bürgerlichen Magiftratsräthen, vornehmlich aus den Gewerbtreibenden; in Städten 
zweiter Kaffe (mit über 500 Familien) aus einem Bürgermeifter, einem oder 
wei rechtsfundigen Räthen, einem Stabtfchreiber und acht bis zehn bürgerlichen 

agiftratsräthen; in den Städten britter Klaſſe und den größeren Märkten (mit 
500 Familien und darunter) aus einem Bürgermeiſter, einem Stadt» oder Marft- 
ſchreiber und ſechs bis acht bürgerlichen Magiſtratsräthen. Dazu kommt in Städten 
erſter Klaſſe noch das nöthige Kanzleiperfonal, Boten ꝛc., während in ben andern 
Orten die Ranzleigefchäfte von den Stadt- oder Marktfchreibern mit Veigabe ber 
etwa nöthigen Schreiber ꝛc. beforgt werden. Der Magiſtrat verwaltet das Ge— 
meinde- und Iofale Stiftungsvermögen, beauffichtigt und leitet alle Gemeinde: 
Anftalten, ordnet an und vertheilt die Gemeindeumlagen, verleiht vie Sewerbe:- 
Konzeffionen im Gemeinvebezirt, hat die Aufnahme der Bürger und Shaker 
wandten, ertheilt die Heirathsbewilligungen, forgt für Gemeindewege, Brunn, 


*) d. h. im dem fieben biesrheinifchen Kreifen, denn die Pfalz hat ihre eigene Gemeinde 
verfaffung. 
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Wofjerleitungen, nimmt Antheil an der Armenpflege, übt endlih, wie ſchon ex⸗ 
wähnt, bie Tofafpofizei. Die Mitglieder des Magiftrats werben vom Kollegium 
der Gemeindebevollmächtigten gewählt (nur bie Stadt- und Marttfchreiber werben 
rom Magiftrat im Benehmen mit ben Gemeindebewollmächtigten ernannt); bier- 
über das Weitere unten. 

Das Kollegium der Gemeindebenollmädtigten wirb durch indirekte Wahl 
der wirklichen Gemeindeglieder aus den Höchjtbefteuerten in der Art Fonftituirt, 
daß e8 immer breimal jo viel Mitglieder zählt, als bürgerliche Räthe im Mas 
giftrat figen; bie Gemeindebevollmächtigten werben auf neun Jahre gewählt, alle 
drei Jahre tritt ein Drittheil des Kollegiums aus, welches fofort durch Erfaß- 
wahlen ergänzt wird. Die Gemeindebenollmächtigten als Vertreter der Gemeinde 
haben; a) ſämmtliche Mitglieder des Magiftrats (mit Ausnahme des Stabtfchrei- 
bers oder Marktjchreibers) zu wählen, und zwar ben Bürgermeifter und bie rechts— 
fundigen Räthe auf drei Jahre (werben biefe nach Ablauf diejes Zeitraums wieder 
erwählt, fo behalten fie diefe Stellen definitiv), die bürgerlichen Magiftratsrät 
aus den Höchitbefteuerten auf ſechs Jahre in der Art, daß alle drei Jahre die 
Hälfte derſelben austritt und fofort durch eine Erfagwahl ergänzt wird; b) fie 
tonfurriven mit dem Magiftrat zur Ernennung des ftädtifchen Dienftperfonals in 
der Art, daß der Magiftrat die von ihm erwählten Individuen für die zu befegen- 
den Stellen ihnen befannt macht und fie mit ihren Erinnerungen darüber ver- 
nimmt; können Magiftrat und Gemeindebevollmächtigte fich nicht einigen, jo ent- 
fcheidet die Kreisregierung; C) fie müjjen in allen wichtigen Gemeindeange 
legenheiten vom Magiftrat zu Rathe gezogen werben, insbefondere bei Ver— 
Außerung oder Verpfändung unbeweglicher Gemeinde» oder Stiftungsgüter, bei 
Neubauten, bei Rapitalsaufnahmen für die Gemeinde, bei Lieferungsfontraften, 
bei Regulirung unftändiger Gemeindebienfte und Gemeinbeumlagen, über bie 
Schulventilgungspläne, über die Gemeinde- und Stiftungsrechnungen ꝛc.; d) ber 
Magiftrat kann auch in anderen Angelegenheiten, wo er es für zweckmäßig er- 
achtet, die Gemeindebenellmächtigten mit ihren Erinnerungen hören; e) fie ver: 
treten bei der Vorbefcheidung von Anfäffigmahungs- und Verehelichungsgefuchen 
das Antereffe der Gemeinde gegenüber dem bierin als Polizeibehörde handelnden 
Magiftrat und werben deshalb hierüber von diefem mit ihren Erinnerungen ver- 
nommen; f) fie wählen alljährlich aus den quartierpflichtigen Einwohnern bie 
Einguartierungstommiffion, welche die Einguartirungslaft des durchmarſchirenden 
Militairs zu vertheilen hat; g) fie find endlich befugt, dem Magiftrat eine fchrift- 
fihe Erinnerung zu übergeben, jo oft fie einen bedeutenden Nachtbeil für das 
Gemeindewohl wahrnehmen; auch fünnen fie Beſchwerden über die Gemeinbever- 
waltung, wenn fie vom Magiſtrat nicht erledigt werden, bei der vorgeſetzten 
Staatsbehörde anbringen. — Die Gemeindebevollmächtigten num werden von ben 
Gemeindegliedern gewählt; wer aber iſt zur Wahl berechtigt? Nur die wirklichen 
Gemeindegliever, d. h. Jene, welche im Gemeindebezirk ihren ftändigen Wohnfik 
aufgefchlagen haben und dort ein beftenertes Grundſtück oder Haus befigen, ober 
ein beftenerte® Gewerbe ausüben; zudem müffen fie volljährig und in der Ge- 
meinde anfäffig fein. Nicht wahlberechtigt find alfo alle andern Gemeindeange- 
hörigen, die entweder gar nicht anfällig (blos Heimathberechtigt) oder nicht auf 
Gewerbe, Grund» oder Hausbeſitz anfäffig find (Infaffen), oder einer andern 
Gemeinde angehörend, nur in Miethe hier wohnen, oder auswärtd wohnende 
Befiter von Grundſtücken auf der Gemeindemarfung (Gemeindeforenfen). Die 
wahlberechtigten wirklichen Gemeinbeglieder ernennen aus ihrer Mitte Wahlmänner 
nach einem von ber Gemeindewahlordnung mit Ruͤckſicht auf die Bexöllerung 
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mterfchtenlich feſtgefetzten Manfftab, und dieſe Wahlmänner wählen bann bie 
Gemeindebevollmächtigten aus dem höchitbefteuerten Drittheil in den Städten erfter 
Klaſſe, aus der höchitbeftenerten Hälfte in Städten zweiter Klaſſe, aus den höchſt— 
befteuerten zwei Drittheilen ver wahlberedtigten wirklichen Gemeintealtever in 
Städten dritter Maffe une Märkten. Diefe indirefte Wahl der Gemeindebevoll— 
möchtigten, bie alle drei Jahre einmal vorkommt, iſt nun auch fait die einzige 
Handlung, durch welche die übrigen wirklichen Gemeindeglieder, die nicht etwa 
in den Magiftrat oder in's Kollegium ber Gemeindebevollmächtigten kommen fich 
an der Verwaltung ber Gemeinde betheiligen können; wenigftens ift mir, der ich 
jetgt feit 24 Jahren in einer Stabt erjter Klaſſe wohne, fein einziges WBeifpiel 
einer weiteren Betheiligung der Gemeindeglievder an den Gemeindeungelegenheiten 
in diefem ganzen Zeitraume vorgefommen. Indeſſen um micht unbillig zu fein, 
muß ich erwähnen, daß doch noch Gemeindeverfammlungen vorfommen können, 
woran jedes wirflihe Gemeindeglied Theil E nehmen berechtigt wie verpflichtet 
it, nämlich wenn es ſich um Theilung von Gemeindegründen unter Die Gemeinde: 
alierer, und wenn es fih um ben Rücktritt einer Gemeinde mit magiftratifcher 
Verfaſſung in die Zahl der Landgemeinden Handelt (welch letzteres der Koften- 
erfparniß halber in neuerer Zeit etliche Male vorgekommen ift); endlich hat jedes 
Gemeindeglied, wie Jeder, der zu Gemeindeumlagen beigezogen wurde, das Recht, 
Erinnerungen gegen die durch den Drud zu veröffentlichenden ftädtifchen Rech 
nungen beim Magiftrat fehriftlih in Einlauf zu bringen, welche mit dev Rechnung 
der vorgejegten Stantsbehörde vorzulegen find *). Allein um dieſes Maaß einer 
möglichen Einwirkung der Gemeindeglieder auf die Gemeindeangelegenheiten in 
feinem wirfliden Werth zu würdigen, muß man erwägen, wie Außerft felten 
die erftern zwei Fälle, namentlich in größeren Städten, vorkommen, und daß von 
dem zulett erwähnten Rechte deshalb fait gar nie Gebrauch gemacht wird, weil 
es Vielen fchon zu Läftig ift, ihre Bedenken jchriftlich aufzufegen; weil fie ferner 
gar nicht® davon hören, ob und wie biefelben berückſichtigt wurden, ob fie nicht 
vielleicht blos ad acta gelegt werden, und alfo die Mühe, die fie fich gegeben, 
verloren ift. Dadurch laffen ſich (das wird Jeder, der die Menſchen kennt, zus 
eben) unter hundert neunundneunzig abhalten, und e8 wird ein Necht, das nur 
n biefer Form gelibt werden fann, rein illuſoriſch. 

Gehen wir nun zu der DVerfaffung der Landgemeinden über. Die Leitung 
ihrer Angelegenheiten liegt in den Händen eines einzigen Kollegiums, das ift ber 
Gemeindeausſchuß, welcher bejtehbt aus dem Gemeindevorſteher, Gemeindepfleger 
(der die Gemeindefaffe führt), Stiftungspfleger (dev die Gemeindeftiftungen in specie 
verwaltet) und drei bis fünf Gemeindebevollmächtigten; Vorſteher und beide Pfleger 
folfen aus ben höchitbefteuerten zwei Drittheilen genommen werden; fie wie bie 
Gemeinvdebevollmächtigten werben auf drei Jahre gewählt. Der Gemeindeaus— 
ſchuß vertritt die Intereffen der Gemeinde bei Anjäffigmachungen und der Ber: 
ieihung von Gewerbsfonzeffionen (was auf dem Lande zur Kompetenz der Königl, 
Behörden gehört); er beforgt die Armenpflege, wirkt mit zur Beauffichtigung ber 
Schulen, reguliri und vertheilt die Gemeindedienſte und Umlagen, beauffichtigt 
und leitet das Gemeindebaumefen, hat die Aufnahme und Anftellung des Dorf, 
Flur- und Nachtwächters, ſodann die Verwaltung des Gemeinde- und Xotal- 
Stiftungsvermögens; ihm fteht auch die Beitrafung geringer Dorf: um Felde 
frevel, als 3. B. Ueberadern, Uebermähen, unbefugtes Einhüten ꝛc. zu; die Strafen 





0) Dazu tommnt noch die Theilnahme an den Gefdäften be Einquartierungstommilfion. 


984 


dürfen aber nur in Geldbußen bis zu einem Gulden beftehen. Der Gemeinbe- 
vorſteher ift das Hauptorgan des Gemeindeausfchuffes, leitet und verſammelt die 
Gemeinde, vollzieht die Weifungen der Staatsbehörden, führt das Lager- und 
Grundbuch der Gemeinde, das Inventar ter Gemeindegerätbichaften, übt bie 
Dorf» und Feldpolizei, foweit fie überhaupt in feiner Kompetenz liegt. — Die 
Gemeinde felbft, d. h. die fämmtlichen wirklichen Gemeindeglieder (f. oben), find 
nur: 1) über Erwerbung, BVertheilung oder Veräußerung von Gemeinderealitäten 
und nutzbaren Rechten, 2) bei Regulirung neuer Gemeindedienfte und der Ge- 
meindeumlagen, 3) bei Aufnahme von Kapitalien für die Gemeinde, 4) bei Auf- 
nahme neuer Anfiebler zur Abgabe ihrer Erklärung durch den Gemeindevorfteher 
zu verfammeln, welche dem an die vorgefegte Behörde zu erftattenden Bericht 
über diefe Gegenftände beizufügen ift; außerdem fteht der Gemeinde die (direkte) 
Wahl des Gemeindeausſchuſſes zu. 

Wie man hieraus fieht, fteht bei und den Mitgliedern der Landgemeinde eine 
Summe von Berugniffen in Beziehung auf die Theilnahme an der Verwaltung 
der Gemeindeangelegenheiten zu, gegen welche die den Gemeindegliedern in den 
Städten geftattete Betheiligung faft zu Nichts verfchwindet. Damit foll nicht ge- 
fagt fein, daß nicht auch in der Landgemeinde noch ein größeres Maaß diejer 
Betheiligung wünfchenswerth wäre; aber nehmen wir die Sache nur einmal, wie 
fie eben liegt, fo ift die Frage doch fehr natürlich: warum iſt den Gemeindeglie- 
dern in den Städten das Maaß der Theilnahme an den Gemeindeangelegenheiten 
fo kärglich zugemefjen, fait auf Null veduzirt? Wenn auf dem Lande es zweck⸗ 
mäßig ift, die Gemeindeglieder in den wichtigeren Angelegenheiten der Gemeinde 
unmittelbar felbft mitjprechen, mitberathen, mitbefchließen zu laffen, warum foll 
das nicht auch in den Städten nmütlich fein, deren Bevölkerung den Landleuten 
an geiftiger Fähigkeit doch wahrlich nicht nachſteht? Iſt es etwa wegen Mangel 
an Plag, um eine fo große Berfammlung unterzubringen? Aber dafür wird ſich 
fhon Rath finden laffen, wenn man nur will, und im Notbfall kann eine ſolche 
Berfammlung, die doch nicht zu den alltäglichen Vorlommniſſen gehört, auch im 
Freien abgehalten werben; Beitpiel dafür find die Landsgemeinden in verfchiedenen 
Kantonen der Schweiz, 3. B. Glarus, die noch heutzutage unter freiem Himmel 
abgehalten werden. Oper iſt es die Beforgniß, eine jo große Verſammlung nicht 
gehörig Leiten, nicht in Ordnung halten zu fünnen? Das wäre ein trauriges 
Armuthszeugniß für die Fähigkeit der Vorfteher der Gemeinde, aber kein Grund, 
letztere darunter leiden zu laffen. Oper ift e8 Furcht vor dem Weberwiegen bemo- 
fratifcher Elemente? Dafür daß diefe nicht einen ungebührlichen Einfluß gewin- 
nen, läßt fih ſchon forgen durch entfprechende Vertheilung bes Stimmrechte, 
wobei jenen, welche durch Alter, Befig und längeren Aufenthalt in der Gemeinde 
bervorragen, befondere Rüdjicht zuzumenden wäre, etwa dadurch, daß fie eine 
eigne Verfammlung, eine Art Senat bilden würben, welcher das rajchere Vor- 
gehen der übrigen Gemeindeglieder mäßigen, zügeln könnte. Es ift bier nicht der 
Pla, dies Thema weiter auszuführen; aber jo viel wirb doch Jeder auch ohne 
weitere Grörterung zugeben müjjen, daß es gerade nicht fehr weiſe ift, wenn man 
die nach rafcherer Bewegung jtrebenden Elemente, um ſich vor etwaigen Leber- 
griffen derfelben zu bewahren, gleich ganz und gar zur Unthätigfeit verurtheilt; 
weit Hüger wäre es, ihnen einen gewiſſen Spielraum, worin fie ihre Thätigfeit 
in gefetsmäßiger Weiſe entfalten und nugenbringend anwenden könnten, zu gewähren. 
Thut man das nicht, Jo wird entweder über kurz oder lang mit Gewalt genom- 
men, was vorher in Güte verweigert worden war, oder es tritt jener Zuftand 
ber Stagnation, der Apathie ein, den wir leider jegt in fo vielen Stabtgemeinven 
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vorfinden. Wo eine folhe Apathie die Gemeindeglieder einmal ergriffen 3 
— —— auf die Schultern der wenigen Dlänner geichoben, — —— 
Aemtern vorſtehen; fein anderes Gemeindeglied rührt ſich, um einen Mißſtand 
den es bemerkt, abzuſtellen, oder zu bezeichnen, wo und wie etwas beſſer einzu 
richten wäre; Alles follen die Gemeindebehörden und ihre Diener affein fehen und 
tun, nirgends werben jie unterftügt, und felbjt beim beſten Willen und der beiten 
Einficht iſt es ihnen doch nicht möylih, überall ihr Auge zu haben und Alles fo 
zu erforſchen, wie e8 der Einzelne in feinem fpezielfen Berufekreis durch die täg⸗ 
liche Erfahrung tennen lernt. Wie anders da, wo der Burger ſich als lebendiges 
Glied eines Ganzen fühlt! Da geht er den Gemeindebehörden gern mit Ruth 
und That zur Hand; da überwacht er ſelbſt den Vollzug ihrer Anordnungen, weil 
er fein eigenes Intereſſe damit verfnüpft weiß; ba eilt er, auf Mıßitände bei 
Zeiten aufmerkfam zu machen, ehe fie ihm über den Kopf wachſen. Da hat auch 
das leere, finnlofe Wirthshausraifonniren ein Ende, dus in einem ber Apathie 
verfalfenen Gemeindewefen jo oft über bie Angelegenheiten und Behörden ver Ge- 
meinbe zu hören iſt. Kein Wunder! Wer nie Gelegenheit Hat, ſelbſt Kenntniß 
davon zu nehmen, was die Behörden leiften können, und mit welchen Schwierig» 
keiten fie zu kämpfen haben, ber ift leicht geneigt, feine Anfprüche an fie auf's 
Höchſte zu fteigern, während der, welcher mit den Verhältniſſen befannt iſt, auch 
eber feine Erwartungen und —— innerhalb der Grenzen des Erreichbaren 
halten wird. in beveutender Vorteil endlich noch, den die größere Theilnahme 
der Gemeindegliever an den Gemeindeangelegenheiten bewirten würde, das wäre 
bie beffere Kontrolfe der Gemeindebehörden und bie fichere Abwehr des Schlen- 
drians. Welcher Geſchäftsmann wüßte nicht, wie leicht troß ber eifrigften Auf- 
fiht in jedem Amt allmälig von unten anfangend und nach oben fid) ausbreitend 
ein Schlendrian fich einfchleicht, welcher die equemlichkeit der Bedienſteten über 
das Intereſſe derer ſetzt, mit denen fie in dienſtlicher Hinſicht zu verkehren Haben ! 
Und ganz befonders häufig niftet fich biefer Schlenprian in den Gemeindebehörden 
ein, wo dad Perfonal Hug genug ift, ſich einizen wenigen durch ihr Amt einfluß— 
reihen Männern dienftertig zu erweiſen, und fo in deren Augen ftets als eifrig 
und pünktlih zu gelten, während jeder Andere, der mit ihnen in Berührung 
fommt, feine liebe Noth hat, wenn er eiwas vorwärts bringen will. Soldem 
Gebahren ift aber ein Riegel vorgefchoben, fobald die Teilnahme der Gemeinde» 
glieber an den Gemeindeangelegenheiten eine allgemeine, aljo Jedem Gelegenheit 
gegeben ift, ſolche Mißſtände, wo fie auftauchen, fofort zu rügen und im Keim 
zu erftiden, bevor fie eritarfen, während andererſeits bie Gemeindebedienfteten 
unter folhen Verhäitniſſen fich auch weit eher hüten werben, fich etwas derart 
zu Edulden kommen zu Laffen. Für den Gemeindehaushalt insbefondere wird 
es gut fein, wenn beffen Kontrolle möglichft allgemein und öffentlich ift; wo nur 
Wenige dabei mitzureden haben, ta wird durch Verwendung von Vettern und 
Bafen gar manches einträgliche Pöſtchen Leuten zugefchanzt, die nicht dafür taugen, 
da wirb fo manche Ausgabe Jahr aus und Jahr ein in Rechnung gefegt, wofür 
eigentlich die Gemeinde nichts empfängt; da wird namentlich auch der Säckel der 
Armenpflege gar oft und ftark für Solche in Anfpruch genommen, die feine Un: 
terftügung verdienen. - Sole Mißbräuche aber können vor dem Lichte der Def- 
fentlichteit unmöglich ange beftehen. Wie nun bie Gemeindeverfaffung einzurichten 
fei, um die bisher gefchilderten Nachtheile zu vermeiden, und der Bevölkerung 
ein größeres Maa von Theifnahme an der Leitung ihres Gemeindeweſens zu ver- 
Ihaffen, dies hier weiter auszuführen, Halte ich nicht für weil es ein 
mißliches Ding und zumeift ohne allen praltiſchen Werth fit, * mit der 
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er rein theoretifcher Syſteme abzugeben, wofür Einem ber pofitive Boden 
t. 


Ich konnte in diefen Blättern die baieriſche Gemeindeverfafjung in ihren 
Mängeln wohl mit Recht und vielleicht mit Nuten beleuchten, und jeber Leſer 
fann da® hierüber Gefagte leicht, foweit e8 zutrifft, auf feine beimifchen Verhält- 
niffe anwenden; wollte ich aber weiter gehen und pofitiv ausführen, wie ich bie 
Sache eingerichtet wünfche, fo könnte ich doch wieder nur meine heimathlichen 
Berhältniffe zum Zielpunft nehmen und ihnen meine Vorfchläge anpafjen; damit 
aber würde wohl den wenigjten Leſern dieſes Blattes gedient fein. Nur auf 
Eines möchte ich fehlieflih noch aufmerffam machen, daß nämlich vernünftiger: 
weife jeder Einwohner, welcher direkt oder indireft zum Gemeindehaushalt betr 
fteuert, auch berechtigt fein follte, über die Verwendung der Gemeindegelver mit⸗ 
zureden und mitzubefchließen, wodurch keineswegs ausgefchloffen tft, daß dies 
.. von verfchiedenen Klaſſen in verfchiedener Weife und in verſchledenem Maaß 
geübt wirb. 





Der allgemeine Rranfenunterftüsungs:DVBerein und der 
Penfionsverein zu Mürnberg. 


Diefe beiden Vereine, die im beiten Gebeihen begriffen find, bewähren aufs 
Neue die gegenwärtig immer mehr zum Durchbruch fommende Ueberzeugung, daß 
die unmittelbare und vereinigte Kraft der Privaten in mander Hinficht nach» 
baltiger, umfafjfender und freubiger vielen focialen Gebrechen begegnet, als es 
durch Maßregeln von Oben, fo zwedmäßig fie unter Umftänden auch fein mögen, 
nur immer gefchehen könnte, Zudem find gerade folche Vereine, wie die in Rede 
ftehenden, ganz befonvders geeignet, da8 Zufummenleben und Zufammenbhalten 
nachdrücklich zu fördern, und das Gefühl, durch eigene und befreundete Kraft 
egen fünftiges Uebel zu fichern und gefichert zu fein, treibt manche Keime jocialer 

ugend reicher hervor. 


Im Jahre 1843 wurde in Nürnberg ein „Fabrifarbeiter » Krankenunter- 
ftügungs = Verein“ gegründet, ver fich im Jahre 1850 zu einem allgemeinen 
Bereine erweiterte. Die ſeit der Stiftung gemachten Erfahrungen veranfaßten 
im Yahre 1856 eine Revifion der Statuten, aud denen wir — um auch weitere 
Kreife zur Bergleihung anzuregen — im Bolgenden das Wefentlichere mittheilen. 


Der Verein hat den Zweck, bei vorkommender Krankheit eines Mitgliedes 
demfelben nah Maßgabe feiner Leiftungen eine wöchentliche Unterftügung zu ver- 
abreihen. Die Mitglieder theilen ſich in 3 Klaſſen. 


Erkrankt ein Mitglied während des erften Vierteljahres feiner Theilnahme, 
fo erhält derſelbe feine Uinterftügung, fonvern erlangt erft nad Ablauf dieſer Frift 
das Anfpruchsrecht und zwar in eriter Klaſſe: innerhalb des erſten Jahres, vom 
Schluß ded erſten Vierteljahres an gerechnet, mit einen Gulden pro Woche, nach 
ein und ein vierteljähriger Theilnahme aber ven vollen Bezug von zwei Gulden 
pro Woche; in zweiter Klaſſe: innerhalb des erjten Jahres, vom Schluß des 
eriten DVierteljahres an gerechnet, mit einem Gulden, nach volfendeter ein und 
ein vierteljähriger Theilnahme mit zwei Gulden, und nach vollendeter zwei und 
ein vierteljähriger Theilnahme ben vollen Bezug von brei Gulden pro Woche; 


in dritter Mlaffe: innerhalb bed erften Jahres, nom Schluß des evriten Viertel: 
jahres an gerechnet, mit zwei Gulden, und nach volienveter ein und einviertel⸗ 
jähriger Cheitnahme aber den vollen Bezug von vier Gulden pro Woche. 

Hat ein Mitglied die Unterftügung 52 Wochen lang unausgefegt bezogen 
fo iſt das Anſpruchsrecht auf die volle Unterftügung verloren, und es erhält afe- 
dann für Die Dauer diefer, jowie für fpätere Krankheiten in erfter und ameiter 
Kaffe einen Gulden und dreißig Kreuzer, und in ber dritten Klaſſe drei Gulden 
pro Woche. 

Stirbt ein Mitglied, fo zahlt der Verein an beffen ſich gerichtlich legitimirenden 
Relitten fein Eingelegtes: 

in erfter Kaffe bis auf drei, 

in zweiter Klaſſe bis anf vier und 

in dritter Klaſſe bis auf ſechs Gulden, 
welche zu Gunften des Vereins bleiben, zurüd. Hat der Verftorbene Unterftügung 
empfangen, fo wird foldhe von deſſen Einlage abgezogen; hat derfelbe aber mehr 
bezogen, als er eingelegt, fo verfteht fich von felbjt, daß weitere Anfprüche an 
den Xerein nicht gemacht werben Fünnen. 

Die Leitungen der Mitglieder beftehen barin, daß jedes Mitglied eine Ein- 
fchreibegebühr und zwar in erfter Klaſſe von 12 Kr., in zweiter von 18 Kr., in 
dritter von 24 Kr. entrichtet, fowie befonders einen wöchentlichen Beitrag während 
der Dauer des erſten Bierteljahres vom Tage ver Aufnahme an: in erjter Klaffe 
von 6 Kreugern, in zweiter Klaſſe von 9 Kreuzern und in dritter Klaffe von 12 
Kreuzern; nach Verfiuß diejes Zeitraums aber in erfter Klaffe von 3 Kreugern, 
in zweiter von 4 Kreuzern und in britter Klaſſe von 6 Kreuzern bezahlt, Außer 
dem find bei Empfang der Statuten 12 Kreuzer zu bezahlen, inkl. der Gebühr 
von A Kreuzern für den Einfammler, welcher außerdem jeden Monat von jedem 
Mitglieve einen Kreuzer ald Belchnung erhält. Sollten die Ausgaben bie Ein- 
nahmen in anhaltender Weife überfteigen, fo find die Mitglieder verpflichten, eine 
Mebrzahlung zu leiften, deren Größe nach den vorliegenden Berbältnijfen durch 
Beihluß der Verwaltung beftimmt wird, jedoch das Doppelte jeder Kaffe nicht 
überfchreiten darf. — 

Als Mitalied kann Iedermann, ohne Unterfchied des Standes, beitreten, 
wenn deſſen Wohnort innerhalb der Stadt Nürnberg ober des Burgfriedens fich 
befindet; auch ‚fieht es Jedem frei, um Aufnahme in eine ber drei oder in zwei 
Ktaffen zugleich nachzuſuchen. Perfonen, weldhe das 50fte Lebensjahr überfchritten, 
träntlich find, ein chronifches oder anderes Uebel an fich haben, dem Trunke, ver 
Ranferei oder Ausfchweifungen ergeben find, wegen entehrender Verbrechen in 
Unterfuhung waren, können nicht in den Verein aufgenommen werden. Wirb 
fo etwas von einem Mityliede ermittelt, ferner, daß es fich einen Unterfchleif der 
Unterftügung zu Schulden kommen läßt, die Unterftügung bezieht und dabei 
arbeitet, — ober arbeitsfähiz iſt, — wenn es endlich mit feinen Beiträgen vier 
Wochen im Rückſtande bleibt, fo wird es aus dem Bereine geftrichen und fann 
unter feinem Vorwande feine ſchon geleifteten Beiträge zurüdverlangen, welch 
Letzteres auch bei denjenigen in Anwendung kommt, welche freiwillig austreten. 
Dagegen bleiben bei denjenigen Mitzlievern, welche ihren Wohnort außerhalb des 
Stadibezirls nehmen umd ihre Veiträge fortleiften, bei eintretendem Todesfall 
deſſen gerichtlich fich legitimirenden Nelikten die Anfprüche auf Rüdvergütung. 

Tritt num ein Krankheitsfall ein, fo hat bas betreffende Mitglied nach acht 
Tagen feines Kraulſeins das bei feiner Aufnahme erhaltene von feinem 
% 
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Arzte genau ausfüllen zu lafjen, und viefes Zeugniß nebft feinem Aufnahmefchein 
auf dem Büreau des Vereins cder bei feinem Einfaffirer vorzulegen. Gefchieht 
die Anmeldung in ter erften Hälfte ver Woche, jo erhält ber Kranfe an dem 
darauf folgenden Sonntag feine Unterftügung, gefchieht viefelbe aber in ber 
en Hälfte, fo gilt die Anmeldung für die folgende Woche. Selbfiverfchuldete 

anfheiten, 3. B. durch Rauferei, Betrunfenheit, durch Muthwillen oder Aus 
fhweifung herbeigeführt, dann folche, welche chronischen Urfprungs find, und 
Uebel, welche vor der Aufnahme ſchon vorhanden waren, ferner böſe finger, 
böfe Füße oder überhaupt Krankheiten, welche innerhalb acht Tagen geheilt find, 
berechtigen zu feinem Anfpruch auf Unterftügung; ebenfo haben diejenigen Mit- 
glieder welche nicht in ärztlicher Behandlung cder arbeitsfühig find, und die, 
welche ihren Aufenthaltsort außerhalb des Stabtbezirts nehmen, keinen Anſpruch 
auf Unterftügung. Mitglieter, welche mit ihren Beiträgen reftiren, erhalten, fo 
viele Wochen, als fie im Rückſtande find, feine Unterftügung, fowie bie, welche 
im ftäbtifchen Krankenhauſe ärztlich behandelt und innerhalb acht Tagen entlafjen 
werden. Desgleichen ſolche Mitglieder, welche als Pfründner in ein Spital 
aufgenommen werben; letteren jedoch zahlt der Verein ihr Eingelegtes heraus; 
haben biefelben Unterftügung empfangen, fo wird es an beren Einlage abgezogen, 
haben fie mehr empfangen, als eingelegt, jo können weitere Anfprüche nicht ge- 
macht werben. 


Die Verwaltung bes Vereins befteht: a) aus dem Vorſtande, b) aus bem 
KRaffirer, c) aus zwölf Ausfchußmitglievern. Sümmtliche Bagger 
müffen dem arbeitenden Stande angehören. Diefer Paragraph ijt Grundftatut 
und fann nie an demſelben etwas geändert werden. Der Borftand bejteht aus 
drei Mitgliedern, wovon das zweite Erſatzmann bes erften ift und im Ber- 
binderungs-, Erkrankungs⸗ oder Sterbefall an deſſen Stelle tritt. Derfelbe ift 
verpflichtet, wöchentlich wenigftens 1 — 2 Tage bie laufenden Gefchäfte mit zu 
beforgen, um fich mit dem Gang derfelben vollfommen vertraut zu machen. Auch 
ber dritte Borftand ift in nöthigen Fällen gleichfali® zu den Gefchäften beizu- 
ziehen. Die Ausihußmitglieder haben fich durch öftere Beſuche auf dem Dürean 
des Vereins von der richtigen Buchführung zu überzeugen, fie haben allwöchentlich 
bie ftändigen Kranken zu befuchen, um vorfommende Mißbräuche zu verhüten und 
fih zu überzeugen, ob dieſelben ihre Unterfiügung richtig erhalten. Die Befol- 
bung der Buchführung und bes Kuffirers bejtimmt, den Verhältniſſen und ber 
Zeitverfäumnig gemäß, — bie Verwaltung. Die Gratififation für den Kranfen- 
befucdy wird von den Mitgliedern in einer Verſammlung feitgeftelt. Am erjten 
Sonntag jeden Monats ift Rechnung. Die Hauptvehnung hat jedes Jahr ftatt- 
zufinden webei zugleich die Wahl ver Vorftände vorgenommen wird. Diefelben 
werben von den Mitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit auf drei Jahre ger 
wählt, fo daß jetes Jahr der ältefte ausſcheidet und durch Neuwahl erſetzt werben 
kann. ‘Der Abtretende ift jeder Zeit wieder wählbar. Der Kaffirer wirb von 
beu Berwaltungsmitgliedern auf ein Jahr gewählt, und find zur gültigen Wahl 
vr Drittel Stimmenmehrheit erforderlih. Die Ausſchußmitglieder werben im 

donat Oftober jeden Jahres auf zwei Jahre gewählt, jedes Jahr tritt die Ältere 
Hälfte aus, und wirb durch Neuwahl erſetzt, die Abtretenden find jeber Zeit 
wieder wählbar. Die Art und Weife der Abftimmungen orbnet — je nach ben 
jedesmaligen Verhältniffen — die Verwaltung. 


©. Die dem Vereine gehörigen Dokumente, als Bankfcheine, Hypothelenbriefe :c., 
ebenfo bie aus den monatlichen Ueberſchüſſen fich ergebende ſchaft befinden 
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fich in einer eigen® dazu beftimmten Kaſſa mit zwei verfhiebenen Schläffern, und 
diefe wieder in einer eifernen Kafja mit brei verſchiedenen Schlöffern. Die 
Kaffafchlüffel find in den Händen der brei Vorftände und zwei der älteften Aus. 
Ihußmitglieder. Nie darf ein Mitglied im Befig von zwei Schlüffeln fein. Die 
Rapitalien find auf fichere Art entweder bei ber Königl. Bank oder auf fichere 
ppothef anzulegen. Bei Anlage der Kapitalien ift bie größte Vorficht zu ge- 
rauchen, und find zur Begründung eines folchen Beichluffes drei Viertel Stim- 
menmehrheit der Berwaltungsmitglieder erforderlich. Bei vorfommenden Defekten, 
Fälfchungen, Unterfchlagungen und vergleichen, ſeien biefelben, welcher Art fie 
immer wollen, trägt ber Berein keinen Schaden, jondern von fünmtlichen Ber- 
waltungsmitgliebern haftet Einer für Alle und Alle für einen. 


Um bem Vereine eine folide Grundlage zu geben und beffen Veftehen für 
bie Zufunft mehr zu fichern, fol ein Reſervefonds im folgender Weife gegründet 
werben: Jedes Mitglied zahlt, gleichviel ob es im einer oder zwei Klaffen ift, 
wöchentlich einen Kreuzer mehr. Für diefen Kreuzer erhalten die Relilten eines 

eftorbenen Mitgliedes, unbefchabet der weiteren Anſprüche berfelben, breißig 
Bulten. Die Zahlung dieſes Kreuzer beginnt am 6. Jull 1856, die Aus- 
zahfung obiger dreißig Gulden am 5. Oftober 1856. Jedes Mitglied muß 13 
Wochen vollgezahlt Haben, che Anſprüche auf dieſe Auszahlung gemacht werben 
fönnen. Aus den fich ergebenven Ueberſchüſſen biefer Mehreinlage wird ber 
Refervefonds gebilvet, die Zinfen werden abmaffirt. 


Für alfe ftreitigen Fälle in Vereinsangelegenheiten beftehen 24 wo möglich 
anfäffige Mitglieder als Schichsrichter, aus welchen fi die ftreitenden Parteien 
ie 6 auswählen; bei Stimmengfeichheit entſcheidet ber gewählte Obmann. Dem 
Ausfpruche derjelben hat fich jedes Mitglied unbedingt zu unterwerfen und kann 
eine weitere ober gerichtliche Klage nicht mehr erheben. Die Schiedsrichter 
werben von den Mitgliedern bei der Jahresrechnung durch einfache Stimmen- 
mehrheit gewählt. Jedes Jahr fcheidet ein Drittel derſelben aus, worüber das 
erftemal das Loos entjcheidet. Diefelden find buch Neuwahl zu erfegen. Die 
Abtretenden find aber jederzeit wieder wählbar. Die näheren Bejtimmungen, 
fowie die Gefchäftsorbmungen des Schiebögericht® werben von ben Schiedsrichtern 
ſelbſt feſtgeſtellt. Im alien Fällen, welche nicht ſpeziell in den Statuten borges 
ſehen find, entjcheidet die Verwaltung. 


Im Wefentlichen viefelbe Beftimmung hat ein zweiter Verein, der unter bem 
Namen „weiblicher Kranken » Unterftügungsverein“ im Jahre 1857" ins Leben 
getreten ift. 


Ein dritter, Ähnliche Tendenzen verfolgender Verein ift ber Nürnberger 
Benfionsverein, welcher am 17. Februar 1856 errichtet wurde. Nah ben 
Statuten hat die Vereinigung den Zwed: 1) ihre Mitglieder der Serge für das 
höhere Lebensalter möglichft zu entheben, indem fich diefelben durch Zahlung 
wöchentlicher Beiträge eine monatliche Penfion von 9 ober 10 Fl. fidern; 
2) Mitglieder, welche zehn Jahre lang ihre Veiträge richtig geleiftet haben, vor 
dem Eintritt in das 56. Lebensjahr jedoch arbeitsunfähig werden, nad) —— 
der Kaſſaverhältniſſe und ihrer Beitrittsjahre zu unterſtützen; 3) ihren Mit— 
gliedern für ben jeweiligen Bedarf Darlehen zu geben. 


Mitgliever biefes Vereins können Perfonen beiderlei Geſchlechts vom 20. 
bis zum 45, Lebensjahre werben. 


990 


Die Beiträge geftalten ſich nach ven verſchiedenen Lebensaltern in folgenber 
* 


Weiſe: 
ſtlaſſel. 


Mit einer Penſion von 10 Fl. monatlich: 
Mit dem Eintritt in das 
21. Lebensjahr 4 Kr., 29. Lebensjahr 12 Pr., 37. Rebensjahr 20 Sr, 
— —— 30. 18 ..,, 3. „ a ; 
= 5 0 3ı.. % 14 „ 9 „ BR. 
—— — 15 32. * 15 „ 40. 
A 8 „ 3. „ 16 „ 4. ,„ 26. 
26. „ 2. A „ 1, =. >, “8 „ 
27. 7) 10 ” 39. [7 18 " 43. [7 30 ” 


BB; a 36. * 19 „ 44. 
und mit dem Eintritt in das 45. Jahr 36 Kreuzer wöchentlich. 
Klaffe Il 
Mit einer Penfion von 5 Fl. monatlich: 
21. Lebensjahr 2 Kr., 31. Lebensjahr 7 Kr., AD. Lebensjahr 12 Ar., ° 
23. 3 33. 7 41. 13 


[2 ” [2 ” ”„ „ 


2. m An 3. u —— 42. „ 14 „ 
2. 3 37. „10, 8 „ 5, 
29, 11 [23 44. „ 16 „ 


” 6, 39. 5 
und mit dem 45, Yahre 18 Kreuzer. 
Der Uebertritt, wenn berfelbe vor dem letten Tage des 45. Lebensjahres 
geldieht, fowohl von ber zweiten in bie erfte, als von ber erften im bie zweite 
laffe ift jedem Mitgliede geftattet; in beiben Fällen werben bie bereits gemachten 
Einlagen der Uebertretenden zu gute gerechnet. Sollten ed jedoch die Kaſſen— 
Verhältniffe erfordern, fo verpflichten ſich die Mitglieder zu einer Beiſteuer nach 
Maßgabe ihrer Beiträge. Außer dem Anrechte an bie Benfion hat jedes Mitglied 
auch das Recht, bis zur Hälfte feines Guthabens größere oder Heinere Summen 
darlehnsweiſe zu entnehmen, doch muß der Empfänger nebft feinem Aufnahme: 
ſchein ben Aufnahmefchein eines zweiten Mitgliedes, welcher bie entnommene 
Summe dedt, bei der Verwaltung Hinterlegen. Fir das Darlehn werden 5 pCt. 
Zinfen gezahlt. Empfänger und Bürge find ihrer Einlagen und Rechte werluftig, 
wenn bie entnommene Summe nicht zurüderftattet wird. 

Die übrigen ftatutarifchen Beftimmungen über die Verwaltung, Kaffe und 
Gefchäftsorbnung find ben obigen Vereinen ähnlich. Ihm gehörten bei letter 
Rechnungsablage 112 Mitglieder an, von denen 92 in die erfte und 20 in bie 
zweite Klafje zahlten. 65 berfelben gehörten dem männlichen und 47 dem meib- 
lichen Gefchlechte an. In den Lebensaltern von 20—25 Jahren ftanden 26, von 
25—40 Jabren 57 und von 40-45 Jahren 29 Mitglieder. Fünf Austretende 
haben dem Vereine ein Vermächtniß von 35 Fl. 45 Kr. hinterlaſſen. 

Die Einnahmen waren: 
Uebertragung des Vorjahres . . . 652 Fi. 15 Kr. 
An Beiträgen der Mitglieder 1 SR... 


Aufnahmesgebühren . . 5 „— 
zunfen 35 11 
aution des Einſammlers.... I — „ 


Summa.1889 Fl. 58 kr. 


_ m 
YUusgaben: 


Regie RR a 32 81. 36 Ar. 
Abgleichung: 

Einnahmen en nen. 1R8I Fi. 58 Ar. 

Ausgaben Te ; 32 Fl. 36 fr. 

Kaffabeftand . . 1957 Fl. 22 Ar. 

Nicht rentirendes Vermögen . . . 60 FH. — Ar. 

Summa . . 2017 FL. 22 kr. 





Der $. 87. der alten oder $. SS. der revidirten Städteordnung 


für das Königreich Hannover lautet in feinem II. Abfage: „das Amt eines Bür- 
gervorſtehers ift jedoch mit demjenigen eine® Dienjtuntergebenen des Magiftrats 
nicht vereinbar. So viel wir willen, hat feit der Geltung der Städteorbnung 
vom 4. Mai 1851 über bie Auslegung und Anwendung diefer Beftimmung kein 
Zweifel ftattgefunden, und überall, meinen wir, haben nur diejenigen Bürger von 
dem Ehrenamte eines Bürgervorſtehers ausgefchloffen werden follen, bie in 
unmittelbarem vdienftlichen Abbängigleitsverhältniffe, wie 3. B. der Kämmerer, 
Rathsdiener u. ſ. w., ftehen, nicht aber folche ftäptifche Beamte, die innerhalb 
ihres Dienftes von dem Patrone nicht bepenbent find. Nach ben Berhältniffen 
ber meiften bannoverfchen Städte wurben fowohl die Gymnaſial-, Real» unb 
Vollsſchullehrer, fowie auch die Geiftlihen von den Magiftraten erwählt, zu 
deren Betätigung nach und nach eine regiminelfe Betätigung bier und da erfor- 
verlich geworden ift, welche aber 3. 2. ber Hauptſtadt Hannover nur beim 
Lyceum eingeräumt wurbe, während bie übrigen ſtädtiſchen Lehrer, unter einer 

ewifjen Konkurrenz der Bürgervorfteher, allein vom Magiftrate angeitellt werden. 

eiläufig bemerkt, fteht das Schulweien der Stabt Hannover mit Recht in gutem 
Rufe, während man dies nicht von allen Schulen, die unter der Oberaufficht des 
Königl. Konfiftoriums ftehen, behaupten lann. Bon dieſen ſtädtiſchen Lehrern 
wurben denn auch im verfchiedenen Städten, z. B. Verben, Lüneburg, Münden, 
Goslar u. f. w. einzelne tüchtige Männer, nachdem fie durch die Städteorbnung 
das Bürgerrecht erhalten hatten, zu Bürgervorftehern durch das Bertrauen ihrer 
Mitbürger berufen und hat ihre Wirkfamfeit nicht unmefentlich dazu beigetragen, 
ben Sinn fir das Gemeindeleben zu weden und zu fördern. Nachdem das 
jegige Minifterium unfere bisherigen verfaffungsmäßigen Zuſtände (einfeitig) 
änberte und mit der Einführung des Wahlgeſetzes von 1840 den ſtädtiſchen Kol⸗ 
legien wieberum politiſche Wahlrechte beilegte, ſchien man es nicht mehr für wün⸗ 
ſchenswerth zu halten, die Lehrer als Mitglieder der Buͤrgervorſteherlollegien ferner 
fungiven zu laffen und benugte das Oberauffichtsrecht der Königl. Behörden dazu, 
um ben betreffenden Männern anheim zu geben, biefe Thätigfeit einzuftellen, was denn 
auch wmeiftens gefchehen ift. Inwiefern dieſes Verfahren dem Gemeinweſen nach⸗ 
cheilig geworben, kann uns bei der vorliegenden Frage ebenfowenig intereſſiren, 
als das Recht zu einer ſolchen Anheimgabe, für den Fall, daß bie Xehrer ihren 
amtlichen Pflichten getvenlich nachgefommen find. Neuerdings ward nun aber in 
ber Stadt Hameln wiederum der Oberlehrer Oeft zum Büuͤrgervorſteher erwählt, 
welche Wahl dann nach $. 96. in gemeinfchaftlicher Abftimmung beider ſtädtiſchen 
Kollegien durch die Mehrheit als ‚gefegmäßig anerkannt wurde Später jedoch 


wurde am 23. Juli d. 9. von dem Stadtſyndikus Marheinele das Bedenken 
geltend gemacht, ver Oberlehrer D. fei ein Dienftuntergebener des Magiftrats 
und als folcher nach $. 87. zum Bürgervorfteher unzuläffig, eine Anficht, welche 
die Mehrheit abermals zu erringen mußte. Daß der Bürgermeljter Schmidt 
und ber einzige rechtögelehrte Bürgervorfteher DO.» Ger. Anwalt Hoppe in biefer 
Sitzung nicht zugegen waren, bemerfen wir nur nachrichtlich, halten aber bie durch 
jenen Beichluß verkümmerten Wahlrechte der Bürger, ald auch bie dadurch beein- 
trächtigte Stellung der Lehrer im Gemeinweſen für fo bebeutenb, daß wir es im 
diefem Falle nur anerkennen künnen, wenn fich die Bürger fofort an die Königl. 
Landdroftei zu Hannover wandten, um eine Aufhebung diejes Beſchluſſes zu er- 
wirken. Iene Könige. Behörde hat darauf folgenden Beſcheid ertheilt: „Auf bie 
von bem Herrn Ernſt Roſe und Genofjen zu Hameln, als wahlberechtigten Bür- 
ern des Iften der zur Wahl ber Buͤrgervorſteher gebildeten Bezirke, unterm 
6—29. v. Mts. bei Uns eingereichte befchwerende Vorſtellung gegen ben 
vom Magiftrate und Bürgervorftehern zu Hameln gefaßten Beihluß, bie am 
16. Juni d. I. von dem obgedachten Bezirke vorgenommene, auf den Oberlehrer 
Deft — Bürgervorſteherwahl für unſtatthaft zu erklären, ergeht hierdurch 
zum Beſcheide, daß obiger Beſchluß auch von Uns den betreffenden geſetzlichen 
Beſtimmungen entſprechend gehalten wird. 

Wenn nämlich im 8. 87. der alten Städteordnung ($. 85. der revidirten 
Städteorbnung) beftimmt ift, daß das Amt eines Bürgervorftehers mit dem eines 
Dienftuntergebenen des Magiftrats unvereinbar jei, eine Beftimmung, welche 
offenbar darauf beruhet, daß es für umangemefjen gehalten ift, Perfonen, welche zu 
bem Magiftrate in einem Abhängigfeitsverhältniffe ftehen, in die Stellung eines 
Bürgervorſtehers eintreten zu Lafjen, fo können Wir auch unfers Orts nicht dar⸗ 
über in Zweifel fein, daß das Wort „Dienftuntergebene‘ bier nicht in dem engern 
Sinne, in welchem e8 im Abfchnitte MIT. 1. der Städteordnung vielfach gebraucht 
ift, aufgefaßt werden fann, daß vielmehr alle diejenigen ftäptifchen Angeftellten, 
für welche ein Abhängigkeits-Verhältniß zum Magiitrate befteht, darunter haben 
verftanden werben follen. In einem folchen Verhältniffe befinden fi nun ohne 
Zweifel auch die bei dem ftädtifchen Vollsſchulen zu Hameln angefteliten Lehrer, 
zu denen ber ꝛc. Deft gebört, indem biefe von dem Magiftrate anzuſtellenden 
Lehrer ihre Befoldungen aus dev ftäbtifchen. Kaſſe beziehen und daneben der Die- 
ziplinar⸗Aufſicht des Magiſtrats, wenn auch unter Konkurrenz ber Gelftlichen, 
und unter höherer Yeitung des Königl. Konſiſtorii unterworfen find. 

Hannover, den 19. Auguft 1858. 

Königl. Hannoverſche Landdroftei. 
Melis.“ 


Damit natürlich nicht zufrieden geſtellt, haben die Wähler ſich mit einer 
Beſchwerde an den Staatsminiſter des Innern, v. Borries. gewandt, deren 
weſentlichen Inhalt wir mittheilen, weil wir glauben, daß darin die Unrichtigkeit 
ber Beichlüffe nachgewiefen, wenigftens ihre Begründung als auf fchwachen Füßen 
ftehend bargethan ift. „Eine wiederholte forgfältige Durchficht dieſer Städte- 
orbnung‘ heißt e8 in ber Beſchwerde, „hat und die Ueberzeugung von ber Rich— 
tigkeit dieſer landdr. Deutung nicht gewinnen laflen. Die 88. 41. 45. 52.u. 56. 
ber revidirten Etädteorbnung rechnen die im Dienfte der Stadt und unter dem 
Magiftrate ftehenden technifchen Beamten nicht zu den „Dienftuntergebenen.“ 
Wenn biefer Ausprud daher in den angeführten SS. nicht alle vom Magiftrate 
abhängigen Perfonen umfaßt, fo glaubten wir tenfelben um fo eher anf die bloßen 
Unterbedienten des Magiftrats beziehen zu bürfen, als ber $. 57. der revibirten 


— 


Stadteordnung dieſen Ausdruck Unterbedienten“ in einer Verbindung und in 
einem Gegenſatze gebraucht, in welcher das Geſetz ſonſt fich des Worts „Dienft- 
untergebene“ zu bebienen pflegt, und als ferner das vom Königl. Miniſterio genehmigte 
Ortsftatut der Stabt Hameln im $. 16. u. 17. „Unterbebiente“ diejenigen Beamten 
nennt, welde im $. 41. ber revibirten Stäbteorbnung als „Dienftuntergebene” 
neben den tehnifchen Beamten aufgeführt find. — Wenn wir demnach im Ein- 
verftändniß mit der NRefolution der K. Landdroſtei der Anficht, das Wort „Dienft- 
untergebene” fei in allen $$. der Stäbteorbnung außer dem $. 85. refp. 87. in 
dem. angegeben Sinne zu verftehen, jo veranlaßt uns eine doppelte Erwägung 
auch bei diefem $. von der beliebten Deutung nicht abzuweichen. — Einmal biel- 
ten wir uns niht für befugt, eine Unterfcheidung in das Geſetz hinein zu tragen, 
ohne daß das Gefeg felbit einen Unterfchied andeute, ſodann glaubten wir in bem 
Geſetze ſelbſt ein tuchnifches Wort für Die Gefammtheit der vom „Meagiftrate” abhän- 
gigen Beamten urd einen ftehenden Sprachgebrauch zu entdeden. — Die 8$. 63. 
und 48. der revidrten Städteordnung reden von allen den ftädt. Beamten, denen 
egenüber der Maziftrat die Anftellungsbehörde im Sinne des Gefeges über die 
erhältniffe Königl Diener bildet, fie reden alfo recht eigentlich von alfen denen, 
welche im Wbhänghteltsverhättniffe zum Magiſtrate ftehen. Diefe Berfonen 
werben mit dem Auidrucke „ſtädt. Angeſtellte“ bezeichnet, und dieſes Wort kehrt 
als Kunftwort auch ia den 88. 58. und 113. ber revidirten Städteorbnung wieder, 
wo alle ftäptifchen Diener begriffen werben folfen, welche unter dem Magiſtrate 
ftehen. — Auch den yolitiichen Grund, welpen die Refolution anführt, es „fet 
unangemeffen — laffeı”, fönnen wir für zutreffend nicht erachten. Die Unter: 
orbnung der Lehrer uner den Magiftrat ſchien uns deren Selbftftändigfeit und 
Freiheit nicht mehr zu beinträchtigen als die Subordination anderer Königl. Diener 
unter andere Behörden. Ohne Zweifel, erwägen wir, ftehen bie Richter und 
Beamten unter den Köngl. Meinifterien. Dennoch verwehrt das Geſetz dieſen 
abhängigen Beamten nidt, in ber Ständeverfammlung Sig und Stimme zu 
führen. Steht aber biefet Verhältniß der Ausübung des wichtigten politifchen 
Rechtes nicht entgegen, jo konnten wir nicht glauben, daß man aus Ähnlichen 
Berhältniffe Bedenken gegen die Uebung eines Rechtes von minder erheblicher Be- 
deutung hernehmen könne Wir konnten uns nicht einreden, baf das Geſetz 
Männer von ber Verwaltum ſtädt. Angelegenheiten habe ausſchließen wollen, 
welche durch ihre Bildung zu ſelbſtſtändigem, reifem Urtheil beſonders befähigt, 
und durch ihre Stellung und genaue Sachlenntniß zu warmer Vertretung der 
Schule, dieſes hochwichtigen Fators im Gemeindeleben, wie feine andere berufen 
find.” Schlieflid wird dann roch ausgeführt, daß der Oberlehrer Oeſt bei ber 
etrennten Wahl der Gymnafial: und Volksjchulfehrer zur damaligen I. Kaffe 
1849) vom Königl. Oberfchul-Rdlegium als Pro⸗Gymnaſiallehrer angefehen fet, 
daß derſelbe neben feinem Gehalte aus der Stadtkafje auch 50 Thlr. aus der 
Kaffe des Königl. Ober-Schulcollegi und 50 Thlr. aus der des Königl. Kon- 
fiſtorii beziehe, und daß deshalb in üeſem vorliegenden Falle die Landdroſtei-Ent— 
fcheidung gewiß unzutreffend fei, weihafb die wahlberechtinten Bürger beantragen: 
„Königl. Minifterium wolle unter Aufhebung des Beſchluſſes der ftädt. Kollegien 
vom 23. Juli und der Refolution dei Königl. Landdroſtei vom 19. Auguft bie 
Wahl des Oberlehrer Deft zum Bürgevorſteher für gefetlich zuläffig erklären.” 
Wir werden demnächſt die Entſchedung des Minifterit gleichfall® mittheilen, 
Tauben aber ſchon jegt unfern Lefern een Dienft erwieſen zu haben, wenn wir 
* Gelegenheit geben, dieſe Frage vom Rechtsftannpuntte möglichſt unbefangen 
zu prüfen. Für bie mit unfern ftäptifchen Verhältniſſen wicht Bertrauten fügen 


— — — — 


wir Hinzu, daß auch neuerdings ven Königl. Dienern ſelten geſtattet wird, filib- 
tiſche Ehrenämter anzunehmen, daß, alſo wenn auch die er nicht mehr von 
ihrem Bürgerrechte Gebrauch machen fünnen, die Zahl der fog. Capazitäten faft 
allein bei den Bürgervorfteberwahlen auf Anwalte und Aerzte rebuzirt wird, alfo 
eine vielfeitige Vertretung faft unmöglich tft. Uebrigens kommen für jet. biefe 
und etwaige politiiche Zwedmäßigfeitdgründe für uns nicht in Betracht, obgleich 
auf bie politifche Bedeutung der ftädtifchen Kollegien jett wieder mehr als uns 


gut 


für das Gemeinwefen zu fein ſcheint, Gewicht gelegt — 


D. H. Schläger. 





II. 
Statiftik, 





Bericht über den Stand der ſtädtiſchen Armenkaſſe zu Pardim, 
(Medlenburg- Schwerin) zu Oftern 1858 


A. Einnahme 
Bou Johaunis 1857 bis Oſtern 1558, 


Kourant. 
L Kaſſenbeſtannnnnn. a 43 Thlr. 38 Schi. 6 Pf. 
I. ®Berfonal- und Realbeiräge. - - » 2 2 0. 2005 „ 8 „ 3 ,„ 
Pro 1857/58 find nur 18 Schl. rüdftändig geblieben. 
II. Aus ber Kaffe der Dreißiger Gilde feftftehenb 4 8, — nn 
IV. Burüdgezablte Rapitalin -. - » 2 2 02 2 00 DB 
ad IV, Zinfen anf ausftehende Kapitalien. . . » 7,, Te 
V. Schenkunggen. 122 — —, 
VI. Armenbüchſe im Rathhauſe. - 1. 4 „9 
VO. Milde Gaben (Klingbeutel, Sammlung bei Feilich. 
De ee re ee ae A > „ U „ 8 „ 
von, Strafgefälle .... 241 88 " — u 
IX. Nachlaß verfiorbener Beneftciten . ». ».. . . 5 „1. — u 
X. Aurüdempfangene Borfhüffe, Rurloflen c. »- -».: 8 „BB „ 7. 
XI Anßerorbentih > 2 2 222. a Ei 
(barumter 101 Thlr. 25 Schi. erftatteter Rofgelb, 
größtentheil® von Müttern für hre unehe- 
lihen Kinder.) 
Summa 3% Thlr. 13 Schi. 11 Pf. 
B. Ausgabe, 
ERDE 6 . 87 Thlr. . SH. — Pi. 
I. Unterftügungen durch die Armenpflger. . » - . 1270 „ „ Im 
DI. Arzneien zc. int, Blutegl . 2 2 2 22. 16 „ 5 u 
IV. An durdreifende Hanbwerlsburfhn. . . . . . 2 „ di. — u 
V. Kurloften für Einheimifhe an asswärtige Behörden 56 „ Mn — u 
VI Polizei» und zufällige Gegeufläte . . . . . » 5, bu. — u 
VI: RER: 2 a ae ee la re — 


My VIE: Hausmiethe für ET are oe 63 Ehe. — Sl, — Pi. 
F IX. Armenbans . . re er ae Ra ı 2 
u X. Das Kranlenhaub. » .» » re MM, u, 6, 
„ XI Die Bolleihule . . . u» „m ,„—, 
„  XIL Auf den Borfhuß ver Stadt. pr Rimmeneifi 2 

find erflattet. . Be 


(Diefer Vorſchuß beträgt im Oftern 1808 noch 800 
Thaler Eourant.) 
„ XIOL Berwaltungslofen . » 0m ee A. Mb. 8, 
„ XIV. Berſchiedeneeee.. Ku DB. 9 „ 


— — — — — 
Summa 2505 Thlr, 9 Schl. 9 Bf. 
fo daß ein Kaſſenvorrath verblieben ift von 85 Thlr. 4 Schl. 2 Pf. CErt. 


1. Aus mehrfachen Gründen, in®befonbere um bie Ausfchreibung ber Armenkaffenbei- 
träge mit ber Ausihreibung der Übrigen Stabtabgaben in Uebereinftimmung zu bringen, beſchloß 
das Armen-Kollegium, das Rechnungsjahr, ſtatt wie bisher mit Johannis, fortan mit Oftern 
(ven 81. März) abzuichließen, jo daß die Rechnung pro 1857,58 nur einen Zeitraum von brei 
Bierteljahren, nämlid von Johannis 1857 bis Oftern 1858, umfaßt. 


2. Die obige Zufommenftellung ergiebt, daß während dieſes Zeitraums die Verhäftntfie 
des Armeninftituts fich wieber beträchtlich gebefjert haben. Es hat fih nämlich 


a. ber Raffenworratb um. . » >» 2 2 36 Thlr. 13 Schl. EP. Ert. 
vermehrt, amd find 
b. auf die Schuld an die hief. Stadt u. Kämmereilaffe 20 „ — un 


abgetragen worben, 

— — ———— 
fo daß alſo die ordentlichen —— NEE Ausgaben 
um den Betrag ven.. .. 466 Thlr. 13 Schl. 8 Pf. Ert. 
überſteigen. Es iſt möglich geworben, den Vorſchuß der hieſigen Stabt- und Kämmereilaffe 
zum Durchbau des Krankenhauſes, welcher Bau im Ganzen 2522 Thlr. 24 Schl. 6 Pf. gefoftet 
bat, bis auf 800 Thlr. abzutragen, von melden letzteren Betrage inzwiichen ſchon wieder 400 
Thaler bezahlt find, fo daß hieraus die Armenkaffe nur noch 400 Thlr. ſchuldet. 


3. Das Armen » Kollegtum hat während des Jahrgangs 1857,58 zur Verbeſſerung bes 
Inventaxiums des Kranlenhanjes Verwendungen gemadt und führt hiermit auch pro 1858/59 
fort, fo daß die Einrichtung deffelben nunmehr ald durchaus zwedentiprechenb bezeichnet wer 
ben laun. 


4, Die Rrantenpflege im Krankenhauſe beforgt meben ben bisherigen Krankenwärtern 
ſeit Neujahr 1858 eine Diakoniffin aus dem Stifte Bethlehem zu Lubwigstuft. 
Dieſelbe hat bereits eine jegensreiche Wirkfamkeit entfaltet und nicht bloß innerhalb des Kranken: 
hauſes, ſondern auch außerhalb deſſelben im ſchweren Kranlheitsfällen als höchſt tüchtige Pflegerin 
fich bemährt. Wir können es im Intereſſe namentlich ber Kranlenpflege in ben Familien 
(außerhalb des Krankenhauſes) nur wünſchen, daß uns bie Mittel geboten wären, noch eine 
zweite Diakontifin in® Krantenhan® aufzunehmen, fo daß biefe Seite der Krankenpflege mehr 
berüchfichtigt werden koöͤnnte. Wir hegen bie Hoffnung, daß biefer umfer Wunſch ſich im micht 
zu weiter Ferne erfüllen werde und haben das Bertrauen, daß Alle, welchen biefe wahrhafte 
Berbefferung ber Krankenpflege am Herzen liegt, bereit fein werben, uns hierin zu unterflügen, 


5. Bergleichnng der Zahl der Armenbeneftziaten bei der Revifion am 30. Juni 1857 
mb 31. Mär 1858: 


996 


Es waren vorhanden: am 80. Jımi am 81. Mär 
1857 1858, 
A. Benefiziaten, bie unmittelbar Unterftügung erhalten . . . 63 60 


(Es find nämlich 4 geflorben, bei 1 hörte bie Unterflügung 4 
2 find wieder neu hinzugekommen.) 


B. Alte und gebredhliche, für Koſtgeld untergebracdhte Berfonen . . 13 12 
(1 Berfon, die Wittwe Brandt im Irrenhauſe zu Roftod, if 
geftorben.) 

C. Eheliche Kinder . - 21 22 


(7 fielen weg, davon 1 burch Top, 4 wurden tonfirmirt und Sei 
2 hörte bie Unterftugung auf; dagegen find 8 binzugelommen ; 
diefe 22 vertheilen fih auf 14 Familien.) 
D. Unebelide Kinder . . . 43 40 
(9 fielen weg, davon 6 burd Top, 1 wuche tonfirmirt, Biwurben 
wieder von den Müttern zurüdgenommen; dagegen ſind 6 nen 
binzugelomumen ; die verbliebenen 40 vertheilen fih auf 80 Mütter) 
140 134 


Mithin hat fih die Gefammtzahl ber Benefiziaten um 6 vermindert. Wir erlauben uns 
hierbei baran zu erinnern, daß bie Abnahme ber Zahl der Benefiziaten eine ſchon ſeit einer 
Reihe von Jahren eintretende höchſt erfreulihe Erſcheinung if. 

6. Unter ven 60 Benefiziaten ber erften Klaffe find 37 Wittwen. Im Hinblid auf eine 
Armenpflege, die gefundere Grundlagen zu gewinnen fucht, als bie jetzige Armenpflege mit ihrer 
ganzen Tendenz und mit ihren zwangsweife erhobenen Armenkaffenbeiträgen bat, bebauern wir 
e8, daß ber vor etwa 6 Jahren bier in Parchim zur Reife gebiebene Plan einer Kommunal» 
BWittwen- und Waifen-Unterftügungstaffe bie hohe minifterielle Beſtätigung nicht hat erlangen 
fönnen, und daß fort und fort die hochbetagten Wittwen der Hanbarbeiter da 8 als bemithi- 
gende wider Willen gewährte Gabe aus ber Urmenlaffe empfangen müfjen, was ihnen bie 
Wittwenlaſſe als eine Penſion, auf die fie ein Recht erworben, gewährt hätte. 





Nachrichten über die Stadt Didenburg. 


Die Stabt Oldenburg liegt an ber für Heinere Schiffe fahrbaren Hunte, eimem Neben- 
fluſſe der Wefer, ziemlich in ber Mitte des Herzogthums Oldenburg. Reſidenz des Großher⸗ 
3098, Sit der oberen Behörben bes Großberzogthums und Herzogthums, einziger Garnifons- 
Ort des Herzogthums hat fie dieſen Eigenſchaften vorzugsweiſe Beftand und Wahstbum zu 
verbanlen. Doch haben im letzterer Zeit Handel uud Imbuftrie zugenommen und zu dem Ge 
beihen ber Stabt nicht unweſentlich beigetragen. Die Einwohnerzahl blieb biß zum Jahre 1856 
ziemlich conftant reihlih 6000. Wegen des engen räumlichen Umfange® ber Stabt war eine 
erhebliche Vermehrung der Einwohner nicht wohl möglih. Doc, fiebelten fih nah und nad 
eine größere Anzahl dem Berufe und ber Lebensweife nach Näptifcher Familien vor den Thoren 
in ben länblihen Gemeinden Ofternburg und Landgemeinde Oldenburg, fowie namentlich im 
dem nicht zur eigentlihen Stadt gehörenden, aber von bem fläbtifhen Behörben verwalteten 
Stadtgebiet an. Durd die mit dem 1. Mai 1856 in Kraft tretenbe Gemeinbeorbnung vom 
1. Juli 1855, welde ba® gefammte Gemeindeweſen des Landes men orbnete, wurde eine räum« 
lie Erweiterung der Stabt ermöglicht, durch fpätere Berorbnung und burd Statut ausgeführt. 
Eın Meinerer Theil der Ofternburg, ein größerer bes Stabtgebiet® wurbe mit ber Stabt ver- 
einigt. Die Stabt mag jet einen Flähenraum von 700 Züd à 64,000 Q.⸗Fuß haben, alfo 
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Raum genug zu Mnftiger Entwidelung. Zur Zeit freilich wird dieſe Erweiterung bie und ba 
noch etwas läftig, da die Fläche theilmeife Nichts weniger als dicht bebaut iſt, aber auch bie 
zerftreuter lebende Bevöllerung anf ſtädtiſche Einrichtungen und Bequemlichkeiten Anſpruch 
erhebt. 

Die eigentliche Stadt (offizieller Name: Stadtgemeinde Oldenburg, Gemeinbeabtheilung 
Stadt) hat mad) der Zählung vom 3. Dez. 1855 1117 bewohnte und 716 unbewohnte, darunter 
27 Öffentliche Gebäube, 1716 Hauspaltungen und 5374 (1012 kafernirte Milttärperjonen einge- 
zechnet) männliche, 5101 weibliche, zufammen 10,475 Einwohner. Das Stadtgebiet, ein länd⸗ 
licher Diſtrilt, welcher als Gemeinbeabtheilung Stadtgebiet der Geſammtgemeinde angehört, hat 
104 bewohnte, 24 unbewohnte Gebäude, 168 Haushaltungen, 360 männliche, 355 weibliche, 
zufammen 745 Einwohner. Die Einwohnerzahl der Stadt und bes Stadtgebiet ftellte fih in 
ben Zählungen feit 1816 folgendermaßen : 

Zeit der Zählung Stadt. Stadtgebiet. Militär. Zufammen. 


15. Aug. 1816 4536 1419 5955, 
Januar 1821 4669 925 200 *) 5884, 
1. Februar 1828 5012 1191 211®) 6414, 
Januar 1835 6022 1243 1039 8304, 
1. Juli 1897 6124 1570 1194 8888, 
1. Zuli 1840 6094 1735 1200 9029, 
1. Juli 1843 6181 1940 1387 9458. - 
1. Juli 1846 6230 2224 1407 9861. 
2. Januar 1850 6217 2556 1437 10210. 
1. Juli 1852 6438 2952 1482 10872, 
3. Dezember 1855 9463 145 1012 11220, 


In demfelben Zeitraum vermehrte ſich bie Einwohnerzahl in ven die Stadt zunächſt um- 
gebenden Gemeinden Ofternburg und Landgemeinde Oldenburg von 1314 und 3782 auf 2942 
unb 6246. 

Die BWohnungsverhältniffe der Stabt erfcheinen ziemlich günſtig. Wenn auch größere 
Privathäufer nicht zahlreih vorhanden find, fo find doch die meiften Wohnungen hinlänglich 
geräumig und geſund. Nach der Zählung vom 3, Dezbr. 1855 hatte die Stadt (ohne Stadt 
gebiet) 652 Wohngebäude, welche nur ein Erdgeſchoß, 491, welche einjchl. des Erdgeſchoſſes zwei 
Stodwerle, und 34, welche 3 und mehr Stodwerke hatten. Dagegen faßten von diefen 1177 
Gebäuden 876 über vier, 221 brei ober vier, 80 nur einen oder zwei Wohnräume, alle zufam- 
men 35 Wohnräume. Bon einer Hanshaltung bewohnt waren 735, von zwei 347, von brei 
und mehr Haushaltungen 95 Gebäude. Bon den 1716 Hauspaltungen nahmen ein: nur einen 
Wohnraum 108, zwei Wohnräume 863, drei umd mehr Wohnräume 1245 Hauspaltungen. 
Bei der Brandverfiherungs-Gefelliaft zu Oldenburg (Zwangs- Auſtalt für die älteren Landes 
theile) waren verſichert einſchließlich der Öffentlichen Gebäude: 

Stabt. Stadtgebiet. Zufammen. 
31. Deybr. Zahl. Verſ.Summe. Zabl. Berf.-Summe Zahl. Berf.-Summe, 
1856 1872 3,952,890 The. 121 80,760 Ehe. 1993 4,033,650 Thlr, 


1850 — = = 1741 3,432,100 „ 
1840 re — ne Br 1444 2875310 „ 
1830 z = = — 10907 2190,10 „ 
1820 — — — — 912 1,971,150 „ 


Die Nahrungsverhäftniffe der Stabt (Stadt nenne id immer die eigentlihe Stadt mit 
Aueſchluß des Stadtgebiets) find fo, wie fe im Meineren Reſidenzen, die in Dandel und 





*) Hier find nur bie unter bem Militär befindlichen Ausländer gezählt. 


998 
Induſtrie nur für ſich und einem nicht bedeutenden Umkreis zur : fotgen haben, zuffein pflege. 
Denig Reihe und wenig eigemtlih Arme; eim Mittelſtand, ber fein Autlommen bat, 
herrſcht vor. 

Unter den 11,220 Einwohnern ver Stabtgemeinde find 10,098 Lutheraner, 110 Refor- 
mirte, 882 Katholilen, 26 andere Chriſten, 104 Juden. Die Lutheraner bilden mit reichlich 6000 
lutherischen Einwohnern der Landgemeinde Oldenburg eine kirchliche Gemeinde, zu welcher ſich 
au die meiften Meformirten halten. Die Katholilen (unter melden ca. 300 Militärs mit 
befaßt find) haben mit den Katholiten verichievener benachbarter Gemeinden eine Kirchen⸗ 
gemeinde, ebenjo die Juden, Die „andern Epriften” find Baptiften, wenigfiens der Mehrzahl 
nah. Es eriftirt ein Baptiftenprediger und ein Methobiftenpreviger, beren Zuhöter aber aus 
der lutheriſchen Kirche größtentheils nicht ausgetreteu find. 

Sowohl die Gejammtgemeinbe als jede ihrer beiden Abtheilungen Stadt und Stabtgebiet 
bat ihre befonberen Intereffen und ihre beſoudere Rechnung. 

Gegenüber anderen Gemeinden, alfo namentlih in Bezug auf Heitmatheveit un Armen- 
weſen gilt bie Stadtgemeinde al® eine eimzige Gemeinde, Es giebt keine Angehörige der Stabt 
und Angehörige des Stabtgebiets, ſondern mur Angehörige der Stadtgemeinde. Wer in ber 
Stabt ald Gemeindemitglied anfälflg if, hat biefelben Heimathsrechte wie ber als Gemeinbemit- 
glied im Stadtgebiet Wohnende. Und da die Gemeinde für ihre armen Angehörigen zu forgen 
bat, fo folgt daraus, daß auch das Armenmefen gemeinſam ift, alfo nur eine Armenkaſſe und 
eine Armenrehnung erifiiet, Auch die Bermaltung der Stadt und des Gtabtgebiets ift eine 
gemeinfame, doch werden die Koften derſelben von der Stadt allein getragen. Andere erhebliche 
gemeinfame immere Iutereffen find nicht vorhanden. Das Budget des Armenweſens ift deshalb 
das einzige, welches die Stadtgemeinde hat. 

Die Gemeindeabtheilung Stadt bildet das eigentlich ſtädtiſche Gemeinweien, mit allen 
Intereffen und Bedürfwiffen, wie fie in einer Meineren Stabt vortommen. Zugleich ift fie im 
gewerblicher Beziehung injofern al® mur, wer das befondece ſtädtiſche Bürgerrecht erwirbt, in ihr 
bürgerlihe Nahrung treiben darf, eim für fi abgefchloffenes Ganze, 

Das Stadtgebiet, eim Meiner ländlicher Bezirk, der erſt feit reichlich vierzig Jahren 
aus einer früher faft ertraglofen fläptiihen Gemeinheit herauskultivirt ift, hat kaum irgend felbft- 
ſtändige Intereffen. Es ift im der glücklichen Lage, außer den Schulläften und ber Armenfteuer 
feine welttihe Kommunaffleuer zu tennen. Denn bie Hundefteuer, die dert wie im 'ganzen 
Lande erhoben wird, hat Feine fteuerlichen, fondern nur polizeiliche Zwede. Regelmäßige Aus. 
gaben fommten gar nicht vor. Der geringe Ertrag der Hundefteuer und einzelnen Brilden wird 
gelegentlich für irgend einen gemeinnügigen Zweck verwendet. Das Stadtgebiet ift im Begriff, 
eine eigene Schulgemeinbe zu bifven, doch ift die Organifation noch nicht vollendet. 

Bon welder Bedeutung biefe verſchiedenen Gemeindeverbänbe find, ergiebt fih am leich— 
teften aus ihren Rechnungen. (Ein Auszug der Rechnungen der Armengemeinbe ver Stabt und 
bes Stabtgebiets für die Zeit vom 1. Mai 1857 bis dahin 1858 ift deshalb unter A. B. 
und C. angelegt.) 

Die Berwaltung der Stadtgemeinde und beiber Gemeinbeabtheilungen führt ber Stabt- 
magiſtrat, beftehend aus dem Stabtbireltor, dem Synbilus und vier Rathsherren. Zur Hülfe⸗ 
leiftung ift denjelben ein Auditor zugeorbnet. Gegenwärtig wird von dem Stadtmag ſtrat auch 
bie Bagatellgerichtsbarkeit wahrgenommen, wie er auch obervormundfchaftliche Behörde der Stabt 
(mit des Stadtgebiets) iſt, jedoch wird die mit dem 1, Nov. d. I. zur Ausführung kommende 
neue Oxganifation der Verwaltung und Rechtepflege die eigentliche Gerichtsbarkeit auf befondere 
Raatlihe Richter Übertragen, bie obervormundſchaftliche Thätigkeit des Magiſtrats wenigkens 
Ihmäfern. Für verfchievene Berwaltungszweige, 3. B. Armenweſen, Schulſachen, beſtehen be- 
ſondere Kommiffionen, welche aus Mitgliebern des Magiſtrats und bes Gemeinbevertretung, zum 
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Deil unter Zuziehung auderer Perſonen, gebildet werben umb theilweiſe mit vollſter Selbſt · 
ſtändigleit handeln. Stadtdireltor und Syndikus müſſen rechtskundig fein jnnd die Staats- 
prüfungen beſtanden haben. Sie werben in vereinigter Berſammlung des Magiſtrats und der 
Gemeindevertretung gewählt, bebirfen aber ver Betätigung des Großberzogs, Der Stadt. 
Direktor wird auf Lebenszeit angeftellt, bie Beflimmung der Amtsdauer des Syndikus unterliegt 
in jebem falle befonderer Bereinbarung und der Genehmigung bes Staatsminifteriums, Die 
vier Rathsherren werben gleichfalls in vereinigter Berfammlung des Magiftrats und ver Gemeinde 
vertretumg gewählt, Ihre Amtsdaner ift 12 Jahr, alle 6 Jahr ſcheidet die Hälfte aus. Die 
Rehnungsführung hat ber Stadtlämmerer, doch ift für die Armenrechuung ein befonberer 
Kehnungsführer angeftellt. Die Gemeinderechnungen laufen von Mai zu Mai, 

Die Bertretumg der Gejammtgemeinde beißt Gemeinderath und befteht ans 18 Perſonen, 
wozu die Bertretung der Gemeindeabtheilung Stadt 16, die der Gemeindeabtheilung Stabt- 
gebiet 2 flellt. 

Die Verttetung der Stabt heißt Stabtrath und befteht gleichfalls aus 18 Berfonen, 
welche von ben ſtimmberechtigten Einmohnern auf vier Jahre gewählt werben. Alle zwei Jahre 
feidet die Hälfte aus. Bon ben 18 Mitgliedern müſſen 6 aus den Hof- und Staatsdienern, 
Dffizieren, Geiftfihen, Aerzten, Anwälten, Lehrern u. |. w. gewählt werden, 6 müffen Fabrilan⸗ 
ten oder Kaufleute ſein, die übrigen aus den ſouſt zum bürgerlichen Gewerbe berechtigten 
Büuͤrgern entnommen werben, 

Die Vertretung des Stadigebiets beſteht aus 6 von ben ſtimmberechtigten Bewohnern 
des Stadtgebiets gewählten Perſonen. 

Die Gemeindeordnung giebt den Gemeinden das Recht, einzelne Zweige der Verwaltung 
and ber Polizei durch gemeinjamen Beſchluß bes Magifirats und ber Gemeindevertretung mit 
Zufimmung des Staatsminifteriums flatutariih zu orduen. Die Statgemeinde hat von biefer 
Befugniß mehrfach Gebrauch gemacht umb bis jet theild für die Stadtgemeinde, theils für die 
Stadt allein im Ganzen acht Statute errichtet. 

Es ift nicht anzunehmen, daß dieſe Statuten-Errihtung bald ins Stoden gerathen werbe, 
da bie mangelhafte Landespolizeigeießgebung im ben Städten noch mandherfei Ergänzungen 
erforderlich machen dürfte, 

Mogiftvat und Gemeindevertretung find bemüht, die geſetzlich vorgeſchriebene Oeffentlich⸗ 
keit der Gemeindeverwaltung möglihft ausgedehnt zur Geltung zu bringen. Abgeſehen davon, 
baf die Sigungen der Gemeindevertretungen und ber Armenkommiſſion Öffentlich find, werben 
auch die Nechnungsvoranichläge und die Rechnungen felbf gebrudt und uneutgeltlich vertheilt. 
Leider find im dem Drude kürzlich Verzögerungen eingetreten, fie werben indeß weniger fühlbar, 
ba feit 1854 von einem Mitglieve des Magiftrats ein Blättchen in wöcentlihen Nummern von 
Y, Bogen, das „Gemeinbeblatt“, herausgegeben wird, das lebiglich den Gemeinde -« Intereffen 
gewidmet ift, kurze Mittheilungen über die Verhandlungen ber Gemeinbevertretungen, Dar- 
flelungen einzelner Gemeinbeanftalten, Erinnerungen an Polizeivorſchriften enthält und überhanpt 
die Gemeindeangelegenheiten den Eingeſeſſenen näher zu bringen fucht. 

A. Auszug 
der Rehnung ber Stadtgemeinde Oldenburg wegen ber Armenpflege 
für bie Zeit vom 1. Mai 1857 bis dahin 1858. 
Einnahme. 
I. Aus früherer Rechnung: 
GL Raflabebat > 2 een. BAT EEE 9 Gt. 
1. Bon der Verwaltung bes eigenen Bermögens: 
1) des Grundvermögens . 
„ 3. a. am Grundrente, Erbpacht ꝛꝛcc. e Br Der 
2) des Rapitalvermögens 
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‚A a. Binien . . . .. nn nr DR Thlr. 60. Gt. 
8. b. abgetragene Kapitafien TEE EEE TEE HOFTER : Te = 
— Ihr. 473, 8t. 

IV. Un Zufhüflen aus vertragsmäßigen — 

14. Vom Großherzoge und vom Prinzen Betr . . 878 Thlr. 24 Gt. 
15. Aus den generellen Konde. . . ’ 67 „ — J 
16. Aus ver Stadtlaſſe: Beitrag zum Gehalte des Yirmenboten j 67 „ 86 

1012 Thlr. 60 Sr. 
V. An zurüdgezahlten Borfhüffen und Unterftügungen : 

17. Aus den generellen Fonds und anderen Gemeinden . . . 1005 Zhlr. 63 Mt. 

18, Bon einzelnen Gemeindebürgen - » «2 2 2 2 22. 67 „ 65% u 
1633 Thlr. 66 Gt. 
VI. An Erlös aus dem Br 
20. von Ürbeiten der Armen . . een 467 Thlr. 89 GOt. 
21. des Nachlaſſes der Armennn. 39 60 
527 Thlr. 17... &t. 
22. VIL An Gebühren, Brühen u. ſ wm. 2» 2 2 2 2 20. 39 „ 66h u 
23. VII. An Armenbeiträgen für jehs Monate . . » » » . 6669 „ 9 ” 
25. X. Sonftige Einnahmen . . . .» 0: ib „ Pu m 
— aller Einnahmen 17677 Thlr. 64,0 Ot. 
Ausgabe. 
L Aus früheren Jahren: 
2. Rüdfländig gebliebene Ausgaben. - » 2 2 2 27 Ehe. — Gt. 
I. Allgemeine Berwaltung: 
8. Gehalte des er A 7. und Boten er 
The. 21 Gt). . . . m, N „ 
4. Geſchatetoſden. 13 „ 58%, „ 
446 Thir. 2%, Gt. 
III. Bermwaltung des eigenen Vermögens: 

7. 1) des Grundvermögens: Kommunalabgaben. . 13 Thlr. 53%, Ot. 
11, 2) des Kapitaldvermögens: belegte Kapitalin . . . - 6940, — m 
12. 3) der Schulden: Verzinjung (am bie Keintinberbewahrfehule) 16 „ 51 

V. Armennnterftiigung: 6080 Thir 32%, &. 

15. Ausbingungsgelder und Korreltionäte . » 2» 2 2 2.0.8820 The. 21 Gt. 

16. Monatsgelder (Armenvätr) » 2 0 894 „ 67 m 

17, Nahrungsmittee— 3 „ 1 — 

18. Kleidung. 70 U a 

19. Fenerunngg.... Es 68 — 

20. Heuergeldßerrr..... bh. un 

21. Krankenpflege: a. Hofpitll 2. 2 2 2 2 nenn BE No 

b. irgend, U ou 2 2 2 8 2 2 0 0 0 5 5 DO, Bar 

© Begräbnißloften . . . Be an ie I: u. Bus u 

22. Unterriht (Schulgeld, Sreiömaeiaien, Süden a a 197 „ 9% 

23. Sonftige Unterflügung . . » . . REN 57 Mr 

VI. Borihüffe: 7722 Tyler, 3 Gt. 

24, Für die generellen Konde und andere Gemeinden . . . » 477 Thlt. 4 Gt. 
25. Am einzelne Gemeinbebürger . . . . 2 2. 2... "v7 — 

644 Thlt. 34 &. 

26. VII Für Rohmaterial und Arbeitslohn der Armen .» » . 48 „ 18 — 
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VII. Bermifhte Ausgaben: 
$. 27. Zum Abgange beorberte Ausflände . - . . » 


» 38. Genehmigte Rüdflände . » >» 2» 2 nn m 


„3. Sonftige Ausgaben . - . . - 


Summe aller Ausgaben . i 
Summe aller Einnahmen . »°. .°. 17,677 „ 


16 Tl. 8 Gr. 


933 " 654, s;s " 
145 ” 40%, " 


60 


 Entfieht Kafjebebalt . . 1,197 Thlr. 541, 


B. Auszug 


” 


Gt. 


— — — — 
1095 Thlr. 623 Yo Gt, 
16,479 Thlr. 231/. Gt. 


ber Rechnung der Stadt Oldenburg für das Jahr vom 1. Mai 1867 


bis dahin 1858, 


. bes 
Boranfälage. Einnahme, 
1. Ans früherer Rechnung: 
2. Kaſſebehalt eh 
3 MÜENDEN 2 2 2 en 


IL Aus der Berwaltung bes eigenen Bermögens: 
1) de® Grundvermögens: 


4, a. an Grumbrente, Hofrente, Stättegelb, Exbpacht ıc. . . 
5, b, Weinlauf, Laudemium, Konfensgebühren . . . . . 
c. Pacht⸗ und Miethgelver: 

6. Bon Häufern und Baufüden.. . . . - EI 

7. Bon Grundfüden . . . . 

8. d. Aus Beräußerungen von Srundfüden ud Abffimgen 

e. Für Nutung einzelner Theile des Grunbvermögens: 

9. aa. Biehweidegeld (dom einer ftäbtiichen Weite) . . 
10. bb. Lagerungsgebühren (von einem Grunbftüde am aa 
11. eo, Holzlaufgelder . . 2» 2 220 e. 

12. dd. Fifchereipadt . a — — 


2) des Kapitalvermögens 
13. a. an Zinfen 
aa. vom verſchiedenen Kapitalien 
bb. von ber Landgemeinde er 
14. b. am abgetragenen Rapitalien » 2: 2 2200. 
15. 3) bes beweglichen Bermögend - - » 2 2 2 2 nee 


16. II. Aus Schenkungen, Bermädhtniffen und freiwilligen Beiträgen 
IV. An Zufhüffen und vertragsmäßigen Leiftungen. 
1) Aus der Lanbestafle: 
17. a. Entihäbigung für bie der Stabt N — 


Konſumtions⸗Acciſe. —— 
18. b. desgl. von durchgehenden Waaren.. — 
19. c. zur höheren Bürgerſchuilieee. 
21. Zufhuß ans dem Generalfond ?) » «2 0. 


3370 Thlr. 52%, Gt, 


8602 


11972 Thir. 


"„ 


—— ?/so 7 


5’ Gt. 


1709 Thlr. 687.0 Ot. 


2 „0 
2180 „ 8% 
1 1 Be 1; — 
726 ” 30 1 
zes — 4 
46 „ 24 7) 
9 7 60 "” 
5 " — 
64 „ 15%, „ 
164 „ 6Ad%oon 
19 „ 12 M 
8 „4 „ 
8108 Thlr. 41/0 Öt. 
— Tr — Gt. 
1125 Th. — Gt. 
157 „3 " 
562 2 36 ”„ 
32 „ 5 r 
41 „ #8 


Deegl. aus der Armenlaſſe für Dienftleiftungen der Bofigeibiener 


1919 Ihr, 0 Gt. 


66 


ESBESESEEB 


SR 


* 
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V. Fir die Nutung einzelner Gemeinbeanftalten und Einrich⸗ 
tungen, Relognitionen, Gebühren, — Brüche u. ſ. w. 


Bürger» und Einzugsgeld). nn en 645 The, — Gt. 
Rabhrungsgeb ) . » .. » Be a ee A — 
Markt - Stättegeld und Relogniition 1— —— 
Abgabe von —— a 2 ua — 
Strafgelber — are 817 ff 3% " 
Betnbmbd - + 0 Er er re MM. MW " 
Abgabe von Tangpartin - - > 2 2 een . 138.8 u 
Hafengelder . . Bee ee SS — 


Sporteln, Ropialien und Umfereibungsgeblipren ne EM nn BY m 
Gebühren vom Bolizeibürean .» 2 2: 2» 2 2 nern 3 „ Dh u 


Bon der Kallbrenneri © 0 2 2 0 2 2.5 .:) — 
Schulgeld der höheren Bürger - und Vorſchui⸗ ee... OB „eg 
9794 Eilr. 46 &. 
VI. Hundeſteurerrrreeeee er 3 „ ee m 
VI. Gemeindefteuern und Umlagen. | 
1) Direkte: 


a. aus dem Vermögen und Einkommen, Gemeinbe-Umlage 
nach dem Fuße des Urmenbeitragg - » - . .. . 2 Th. 0 Gt. 
b. nad) dem Grundbeſitz: Nahtwähterglb -. - » » .. 1619 „ 52 > 
2) Imbirelte: Oktroi von Fleiih und Beuermg . - . . .» 8169 „ 42 ri 


12011 Thlr. 2  ©t. 
VII. Aus Anleihen: 


Zu verſchiedenen Bauten und Anlagen - » 2 2 2... 809 Thlr. 14 GV, 
Zur Ausdehnung der Gasbelenhtung‘) - -» + +»... UM „ee — 
19091 Thlr. 14 Gt. 
IX. Sonftige Einnahmen : 
Beitrag ber Lanbeskafle und ber Anlieger De Pflafterung neuer 
VE 5 ee ee 1021 Thlr. 37", Gt. 
X, Anhänge zum Boranfchlag. 7 


Aus dem Voranſchlage der Servislaſſe. Anlage BA... 89 „ Bu „ 
Aus dem Boranfhlage der Straßenkaffe. Anlage BB. . . . 5659 „  8>%oom 
Aus dem Vorauſchlage der Bolls- und Mittelſchulen. Anl, BO. 4425 „ 17% „ 
Summe 15413 Thlr. —— 

Summe aller Einnahmen 79707 „ AK 'Yoon 


Außgabe 
1 us früheren Jahren: 
Rüdftänbig gebliebene Ausgaben . - > 2: 2 2 0 m en 2 Thlr. 55%, Gt. 
U. Allgemeine Berwaltung : 


4. 1) a. Gehalte der Beamten, Hiffsbeamten umb Diener ber 


Gemeine) .. . —— ‚6963 Thlr. 70 Gt. 
b. Dienſtlleidung ber Unterbebienten . Ei FE EB m 
c. Gebühren des Oftroidiened . . 4 „2: m 


2) Geihäftsloften: Feuerung auf dem Rathhaufe, Beienchtung * 

Reinigung deſſelben, Schreibmaterialien, Kopialien, Inſertions⸗ 

gebühren, Blätter und Schriften, Reiſekoſten, Reviſton der 

Gemeinderehnungen . . » . u 6 „ 80 „ 
en a ea aaa MH u — u 


oes 


III. Berwaltung bes eigenen Bermögene. 
1) des Grunbvernögens: 
9. a. an Mg re 
b. zur Unterhaltung: 


11. aa. ber Gebäude und Bauftüde. , . . 
12. bb, der Grimbftüden und dewracx F 
13. 2) belegte Kapitalien. — — 
14. 3) ber Schulden 2. zur Beninfung a ——— 
15. b. zum Mbtrag. - » + - Re 
IV. Bertragsmäßige Leitungen an andere Gemeinden u. Kaſſen 
16, Au die Turmanftalt, die Gewerbejhule x. . . » 


V. Für die Unterhaltung ber Gemeinde» Anflalten u 
Einrihtungen und zur N ber — 


631 Thlr. 3146 Gt. 


20°/20 
692/0 


6 
" 36 


3 „ 
7747 


* Thlr. 35%, &t 


412 Thlr. 311 Gt, 


17. Für Wege, Brüden, Höhlen ꝛc. . 349 Thir. 30%, Gt. 
18. Fir Reinigung des Stabtgrabens . 238 „ 6% „ 
19. Koften ber — Brunnen . Er ne I nn —., 
20. . ; 849 „ 6%, „ 
21. Berſchiedene Ausgaben der Boligei- Bewniung 13 „ 65%, „ 
22. Reinigung ber Straßen u. bel... .. 15 „ 2 z 
23, Schließgeld und Ayungstoften 10 „ 19, „ 
24. Auffiht beim Babeplat BB u. 
25. Aufziehen der Schüttingsuhr —A— — * 
26. Kofien der Märle . . . . 45 „ n 
27. Koften der Straßenbeleuhtung . - 3631 „ 184; 5 
28. Nachtwache (22 Wächter & 5'/, Thlr. monat. u. Resenasgaben 1453 „ 56 e 
29. Unterhaltung der Hafenanftalten . . -» ac U „ Pu u 
30. Für Schulen (höhere Bürgerfhule) a. Gehalte 9 u 60 „ 54 Mr 
31. db. Geicäftstofen (Feuerung, Bibliothek, phyfil. Apparat e). 766 h 19‘, " 
VI. Aufßerorbentliche Berwenbungen und Anlagen: u en 
32, Neubau der Stadtknabenſchule, hier zunächft Anlauf von Steinen 4998 Thlr. 631%, Gt. 
34. Neubau der Brüce beim Armenbaufe . » -» ; 1782 „ 3% u 
35. Berbreiterung re und atric: bes . 1. - u 
36. Pflafterung neuer Strafen . . . er .. „ 1Yo » 
37. Aufböhnng der Moorftide eh .. 852 „ Io 
38. Ausdehnung der Gasbeleuchtung F .. 125 „ 18 " 
35a. Für ven Anlauf von Mongrefien Haus . 419 „ 4 " 
It. %, 
VIL Vermiſchte Ausgaben: 
39. Zum Abgang gebrachte Rülflände. - 222220. 140 Thle. 12%, Gt. 
0. Bom Stadtrath genehmigte Rüdfände . . . Ki „ 16h 
41. Rüderftattete Abgaben (für — Be und d Brenahe 136 u. 6 
42. Unvorhergeſeheue Fälle. - . . » Gl u 6% 
2552 Thlr. 58”, Gt. 
VII. Anhänge zum Voranſchlage: 
43. Aus dem Boranfhlage der Servicelaffe. Anlage BA. . , . 5567 Thlr, 53%, Gt. 
44. Aus dem Vorquichlage der Strahßentaſſe. Anlage Bß.... 634 „ Hölle m 
45. Aus dem Boranfhlage der Volls- und Mittelihulen. Anl, BC, 824 „ 62% 


66 * 


20247 Thle, 34°%/a0) Öt, 
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Summe aller Ausgaben . . . . . 82,939 Thlr. 16%, Gt. 
Die Einnahme hat betragen . . . . 79,707 „AB Yon u 
FA der Wehlbetrag 3231 Thlr. 40%, Gt. 
Anlage BA, 
Auszug aus ber Rechnung ber Servicekaſſe. 


Einnahme 
L Aus früherer Rechnung: 


1. NRaffebehalt und Reflanten. - 2 2 2 2... ee 88 Thlr. 81%, Gt. 
I. Berwaltung be® eigenen u 
2. Pachtgeld der Kafernenfchenfen . . . ra ee A ——— 
IL An Beiträgen: 
3. Servicegeb . . . ne ME a he 
4. Gewerberelognition aus ben Bihpeen Gange, Dienburg und 
Ofteruburg. . » . .» i Ta m 


IV. GSonftige Einnahmen: 
5. Kanon wegen Bergrößerung ber Häufer . »- » 2 2 2 00 = SA m 
6 


. Kanon von ben Häufern an ber Öunteflrae . » . . -» —— 684 

Summe 387, ©. 
Ausgabe 
L Allgemeine Berwaltung: 
1. Beitrag zum Gehalt bes Stabtlimmerert® . . . . . . . . 112 Hl. 86 Ot. 
2. Geihäftsloften . . De a A e ı 
IL Berwaltung bes eigenen Berndgen: 
De 8 66., 


II. Bertrogemäßige Seiftungen:: 


5. Duartiergelber bes Offigierlorps und 

6. Averſionalſumme für ba® Lafernirte Militär. - -. » . ».. 815 „ — u 
7. Kanon an bie Landeslafle . - . - ea een AR BO: 
Ta. Abgang und Reflanten . > > 2 2 2 — en ER 5 


— 6567 Thlr. 53%, Gt. 
Dagegen Einnahme 53898 „ Yu „ 
Entfteht Vorſchuß 178 Thlr. 10'%,, ®t. 
Anlage BB. 
Auszug aus ber Rechnung ber Straßenkaſſe. 
Einnahme 
I. Einnahme aus früherer Rechnung : 
2. Reflanten . . - . . 589 Thlr 2%, Gt. 
I. Au Zufehüffen * vertrogemäßigen. geiftungen: 
3. Aus ber Lanbeskaffe ", der Bauloften pro 1857/58 . . » » » 8 „ 685% u 
II. Sonftige — 
4, Beitrag der Straßenanlieger -. - >» 2 2 0 mn nn nn ce MO 6. 
5. Für Ausihuffleine . . . e en u IE u Me: 
6. Für Steine, welche bei Teottoirarbeiten ꝛc. ——— And. EB BE 


Summe 5659 Thlr. 9% @t. 
Ausgabe. 


a re 
L Bei . . - eo 0.020000 0. 1089 To O'Y,. St. 


„ A menden: en Me Er 


III. Unterhaltung ber Gemeinbeanftalten: 


3, Unterhaltung ber Klappen und Höhlen». » - +... 615 Thlx. 301, Wr. 
4, Reparaturen umb Umlegung bed Strafenpfoflr® . - . .. 1917 „u BU u 
5, Trottoirs von Klinlern und Reparaturen derjelben . - . . .„ 1731 „ 47 = 
6 Berſchiedene Ausgabennn.. * 41, 68 RE 
IV. Refanten - » - nern. 5 „» By » 
Summe 6334 Thlr, 63, „ 
Dagegen Einnahme 5659 „ —B5%Yyyoo u 
Entfleht Borjuß * 
Anlage BC. 
Auszug ans ber Rechnung ber Mittel» und Bolkoſchulen. 
Einnahme 
L Aus früherer Rechnung : 
2, RNüdfände - re 18 Thlr. 
IL Berwaltung des eigenen Bermögens : TR 
3. Pacht für ein Gumbfüd ...... — — —A 
4. Zinſie een. I er en 6, „ 
IV. Zuſchüſſe und vertragsmäßige Leiftungen: 
8. Zuſchuß der Seminarlaſſe zu dem Koſten der Bollefhule . . . 65 „u. — „ 
Miethe für 3 Klaſſen der Bollefhule . 2. nn. OO 4 — 
V. Schulgelder 
9, der Stadtknabenſchule (vierteljährlich 1Y. Thlr)... 1216 „6 „ 
10, ber Stabtmäbchenfhule Cvierteljährlih 1Y. The) . - - - - m „ — u 
11. ver Bollsſchule (vierteljährlich Ya Ehle.) » 000. 2 ; 38 5 
12. ber Schule vor bem Heifigengeift- Thore (vierteljährlich Y. The) Tb „ 6 
18. VL Brühe für Schulverfäumniffe . - » +... WR 5 
14. VIL Sonftige Eimafmn . » ren. 4 „ 3 „u 
Ausgabe Summe 4425 Thlr. 17%, ®t. 
I. Ans früheren Jahren 
1, ee er ut 666 Thlx. 407/,, St. 
IL. Allgemeine Berwaltung. 
2. A. Gehalte: 
1) Stabtlnabenfhule ( Hauptiehrer außer freier Wohnung 900 
Thlt., zweiter Lehrer 500 Thlr., 3 Nebenlehrer 725 Thlr. 
Beichnenlehrer 140 Thlr., Turnlehrer 125 Ehle.) . » . . 2387 Thlr. 6 0Gt. 
2) Siadtmãdchenſchule (Hauptlehrer aufer freier Wohnung 700 
Thilr. 3 Nebenlehrer 725 Thlr., 2 Lehrerinnen 150 Zhlr., 
2 Hülfslehrerinnen 0 Er.) -» 20. 165 nn — — 
3) Boltoſchule (Hauptiehrer außer freier Wohnung 400 Thlr., 
2 Mebenlehrer 400 Thlr., 2 Lehrerinnen 120 The) . » : Mn m" 
4) Säule vor dem Heiligengeifi-Thore ( Hauptlehrer außer freier 
Wohnung 646 Thlr. 41 ®t., 2 Nebenlehrer 425 Zhlr, 
2 Lehrerinnen 100 Thl. - - 2 2 0 nenn, 11 „ # F 
II. Berwaltung bes eigenen Bermögens: 6133 Thle. 47° Gt. 
3, 1) bes Grundvermögens a, Abgaben — a IE ar 99 Thlr. 29%, St. 
4, BE: ee a tr ie - u. Mu 
6. ©. Unterhaltung ber Gebäube und Grunbftüde BB n Won 
8. 2) Schulden: a, zur Beginfung - » =: ern 1. DB ., 
9. b. zum 0 Per er . . — 
454 Thle. 21%/,,6t. 
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IV. Bertragsmäßige Leiftumgen: DE 
10. Un die Schulacht Oſternburg183 Thlt. 68 Gt. 


11. An die Schullaſſe der Katholillennnnn. —224 
12. Un die jildiſche Gemeinde » 2 2 2 2 2 0 nen EEE Zu} 
13. Miete von 2 Zimntern für bie anabenſchule nebſt — ’..1ı1, 868 
14. Heizung ber vierten Klaffe ei Pr 48 sı. . bu. on 
15. Beitrdg zur Zuenanflalt . . . ea en 0 „u 

255 Thlr. 2 6. 

V. Feuerung, Beleuchtung, Reinigung : 

16. Mädchenſchule (Reinigung) » « =» ... a ne a 15 Thlx. — Gt. 
17. 18. Bollsſchule (Beleuchtung und Feuerung) . » v2 nn er 6 m Bam 
19. Schule vor dem Heiligengeift - Thore (Heizung und Reinigung) - » O0 „ — m 


161 Thlr. 3 &t. 
VI. Lehrmittel nebſt Arbeitsgeräthen: 


20. Stadtknabenſchuue.. “0 2... 152 Thlr. 35 Sr. 
SL Guhtmäpeiäule - . - © > 2 00 Ted 5 „ Dun 
22. OBER 5 5. er er ai ...39 5 u 
23. ae * dem Heifigengeift - ERME 5 ea 2 „ 19%, 

. Bermiſchte Ausgaben: 231 Thlr. 11 Gt. 
24. — der Bolleihule - . > > 2 2 2 nee . . 2% Th. 28 Gt. 
25. Erlaß und Ausfall von Schulgeld . »- - » 2: 20... . KH „ KS „ 
26. Rücdſtändee. an ee A 
27. Sonftige Unsgaben » » ne. ER... „10% „ 


399 Thlr. 503, Gt. 
Summe aller Ausgaben . x » 2.» 829 Thlr. 621, Gt 
Summe aller Einnahmen . . - - MB _.„. 1... 
Entfteht Gehibeiran » 8869 Ihr. 44%, Gt, 
Bemerltungen. 

1) Unter ven Rüdftänden find reichlich 8000 Thlr., welche die Länbgenteinte laut End» 
uttheils aus einem früheren Bertrage über bie von ber Stabt zu Kirchenkoften geleifieten Bor- 
(hüffe zu zahlen ſchuldig erfannt if. Die Schuld ber Landgemeinde ift damit noch nicht getilgt, 
vielmehr müfjen nad jenem Bertrage noch bis zum Jahre 1860 Ratenzahlungen an rückſtändigen 
Binfen und Hauptgeldern geſchehen. Cine ſolche Ratenzahlung ift auch unter $. 18bb. ber 
Einnahmen fir das Jahr 1857/8 aufgeführt. 

2) Der Generalfond (ein Landarmenfond) zahle diefe Summe file die ärztliche Unter 
ſuchung zureiſender Gefellen und Arbeiter, deren Berpflegung im Erkrankungsfalle unter Um- 
ſtäuden ihm zur Laft fällt. Sie find unter $. 16. dev Ausgaben veransgabt. 

3) Das Bürgergelb beträgt: 1, Für Fremde a. Männer 50 Thlr., b. für Frauen 
20 Thlr. 2, Für Staatdangehörige a. Männer 25 Thlr., h. Frauen 10 The. 3. Für 
Bürgerlinder a. Männer 10 Thlr., b. Frauen 5 Thlr. Das Einzugsgeld zahlen Fremde, 
welche nicht Bürger, ſondern nur Gemeinbemitglieber werben. Es wird nad ben Umſtänden 
bemeffen. Frauen, welche fih von außen an Stabt- Gemeinbetitglieber ober Bürger verhei⸗ 
rathen, zahlen Nichte. 

4) Das Nahrungsgeld zahlen Auswärtige, welche zufolge befonberer Genehmigung ein 
biitgerliches Gewerbe treiben. 

5) Der Hauptmarkt, der Michaelismarlt, war im Jahre 1857 ber Cholera wegen 
ausgeſetzt. 

6) Die hiefige Gasanſtalt iſt ein Privatunternehmen. We im Jahre 1867 bie Stabt 
bie Erweiterung der Gasbeleuhtung, namentlich ihre Ausdehnung auf weniger bewohnte Straßen 
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wünfdte, verlangte ber Unternehmer bie Darleihung ber Anlageloften. Die Stabt ging baxanf 
ein, mußte das Kapital aber jelbft erſt anleihen. Die Rechnung ift nicht richtig, indem bie 
Berleibung bes Kapitals an ben Unternehmer im $. 13. der Ausgaben, me fie bemerkt fein 
müßte, nicht angeführt ſteht, wogegen $. 38. eine entſprechende Ausgabe irrthümlich ausgeworfen 
iſt. Der Unternehmer läßt fih Zinſen und Kapitalabihlagszahlungen in feinen jährlichen For 
berungen für Beleuchtung kürzen, — Die Straßenbeleuchtung befaßte im Winter 1857,8 206 
Gas⸗, 60 Photogenlaternen, außerdem 30-40 herrſchaftliche Gasflammen. 

7) Die Anhänge betveffen abgejonderte Kaffen, zu welchen nach beſtimmtem Fuße beige» 
tragen wirb und bie zu beflimmten Ausgaben dienen. Erfteres ift freilich micht ber Fall bei ber 
Kaffe der evangeliſchen Bolle- und Mittelichulen, deren Defizit flatutenmäßig aus der Stabtlaffe 
gebedt wird. Die befondere Berrehnung ift indeß nothwenbig, weil auch bie katholiſche und 
bie jübifche Gemeinde, bie ihre Schulen ſelbſt unterhalten, auf einen entiprechenden Zuſchuß 
aus ber Stadtlaſſe Anſpruch machen Lönmen, der nach bem für die evangelifchen Schulen nöthig 
geweſenen Zufhuffe bemeffen wird, Das Verhältniß hat erft vor Kurzem befinitin georbnet 
werben fönnen, daher für die Zuſchüſſe au Katholiten und Juden zwar Rubrilen aufgeftellt 
(Anlage BC. Ausgabe $. 11. 12.), allein keine Gelber verausgabt find. Die höhere Bürger- 
ſchule ift keine Tonfeffionelle Schule, daher bie Einnahmen und Ausgaben unmittelbar in die 
Stabtrehnung aufgenommen find. 

8) Die Gehalte betrugen am 30. April 1858: Gtabtbireltor 1500 Thlr., Syndikus 
650 Thlr., 4 Rathöherren à 100 Thlr., Aubitor 420 Thle,, Kämmerer hier 612% Thlr., Re 
giftrator 400 Thlr., Kopift 220 Thlr. (unb au Kopialien 4’. Gt. à Bogen), Poligeifchreiber 
300 Zhle., Regiſtraturgehülfe 200 Thlr., Stabtmäller 84 Thlr. 28 ©t., 1 Rathöbiener 
250 Thlr., 4 Polizeiviener a 200 Thlr., ein Feldhüter 180 Thlr. 

9) Die Gehalte betrugen am 30, April 1858: Neftor außer freier Wohnung 1000 Thlr., 
4 Oberlehrer 850, 700, 650, 600 Thlr., 2 fernere Lehrer 500 unb 450 Thle,, brei Lehrer ber 
Borſchule a 250 Thlr., Zeichnenlehrer 275 Thlr., Gejangiehrer 168 Tplr. 54 Gt., Turnlehrer 
125 Thaler, 

C. Au Szug 


der Rechnung des Stadtgebiets der Stadt Oldenburg 
für bie Zeit vom 1, Mai 1857 bis dahin 1868. 
Einnahme: 


Kofjebehalt aus früherer Rehuung - > 2 2 2 2 nenn 70 Thle. 30 ©t. 
Sundelur . .» ... Be a ee ee. wre een EL DE BE Fe 
86 ZEyle. 0 St. 


Ausgabe: Nichts, bleibt daher Kaffebehalt 86 Thlr. 30 Gt. 





III. 
Monats - Chronik. 


Rönigreich Preußen. 


a Ofi- und Wefpreußen. 

Königeberg. Im der Sitzung ber Stabtverorbneten am 19. Oltbr. tam folgenber 
Gegenftand zur Sprade: In beim menen Etate-Entwurf pro 1859-61, bes Fonde ber läbti- 
ſchen Hanbeldanftalten, Hatte der Magiſtrat nach ber dreijährigen Durchſchnittsberechuuug bie 
Einnahıne für verſchiedene Handelsanftalten feftgeftelit, die darnach jeboch, wa® bie Berfammlung 
bemerkte, zu hoch ausgefallen war, weil gerade bie 3 Fahre dabei zur Berechnung kamen, im 
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denen ver Krieg zwiſchen Rußland ımb England ſtatifaud, durch den die Einnahmen ganz um⸗ 
gewöhnlich, hoch ausfielen, jo daß dadurch der Etat um 10,000 Thfe, jährlich in der Einnahme 
höher abſchloß, als bei dem gegenwärtigen Zeiten zu erwarten if. Der Mogifttat hat biefen 
Erwägungen Gehör gefchenkt und danach die qu. Einnahme der 3. Pofition von 30,121 Thlr. 
auf 20,599 Thlr. abgeäubert. Unter biefer Faſſung genehmigte bie Berfammlung den Etat. 
Bei der Revifion ber Stabthauptlaffe am 16. Dt. ift ein Beſtand von 52,688 Thlr. 12 Sgr. 
vorgefunben worben. Bei ver Sparkaffe betrug folder 40,008 Thlr. Neue Einlagen waren 
im Betrage von 6309 Thlr. 27 Sgr. 3 Pf. gemacht worden. Bei ber Revifion des Leihamtes 
bat fi ein Beſtand von 828 Thlen. 23 Sgr. 1 Pf. ermittelt, auch daß gegenwärtig auf Pfän- 
ber 58,207 Thlr. 5 Sgr. ausflehen, während die Summe im vorigen Momate 59,663 Thlr. 
betrug, alfo jegt 1455 Thlr. 25 Sgr. weniger. Bei ber Vorlage der Ausfertigung bes Etats 
für den Fond zu militairifchen Sweden pro 1859 und 1861 erfahren wir, daß bie Einnahme 
9986 Thlr., die Ausgabe 14,170 Thlr. beträgt, daß alfo jährlich ein Zuſchuß von 4184 Thlr. 
nöthig wirb. 

Memel, im Oltbr. Die Stabtverorbneten » Berfammlung bat in ihrer legten Sigung 
am 22, v. Mts. folgende wichtige Beſchlüſſe gefaßt: 1) Auf die Anfrage des Magiftrate, ob 
mit der Einrichtung der ſchon vor längerer Zeit projeltirten Gasanſtalt jept wicht vorzuſchreiten 
wäre, erfucht die Berfammlung ben Magiftrat, Borfchläge zu machen, wie bie nöthigen Fonde 
zu beſchaffen fein birften, und bewilligt, um bie Vorarbeiten fofort einzuleiten, einfiweilen 
500 Thle. Die duch Erfahrungen in anderen Städten ähnlichen Umfangs feftgeftellie Renta- 
bifität einer Gasanftalt läßt die Zmwedmäßigkeit der Einrichtung für einen Ort nicht länger. bes 
zweifeln, an welchem die Steinkohlen meiftens in einem geringeren Preife ſtehen, als in anberen 
Städten umferer Provinz, die bereits einer folhen Anftalt ſich zu erfreuen haben. 2) Die Ber- 
ſammlung acceptirt und vollzieht da8 Geſuch des Magiſtrats an Se. Ercellenz, ben Herm 
Handeldminifter, um bie Verbindung unferes Orts mit dem europäiſchen Eiſenbahnnetze durch 
die Anlegung einer Zweigbahn von Memel nad Infterburg. Über Tilfit und erklärt ſich zu dem 
nothwendigen Opfern freudig bereit, da die Zukunft unfere® Orts durch bie huldvolle Berüd- 
fihtigung diefer Bitte wejentlich bebingt wird. 3) Erkannte die Berfammlung die Einrichtung 
eines neuen Schulhauſes für den Stadttheil Bitte an, wünſcht aber ftatt eines Neubaues ein 
geeignetes bereits fertiges Gebäude zu biefem Zwede artzulaufen und erfucht den Magiftrat, ihr 
beshalb Vorſchläge zur definitiven Beſchlußnahme zu machen. 

— B— Elbing, im Oktober. (Armenwefen und milde Stiftungen.) Die 
Armenpflege hat im Jahre 1857 fich glüdticherweife den normalen Verhältniſſen wieder ge 
nähert. — Der Etat der Armentaffe pro 1857 war auf 17,218 Thlr. normirt, darunter 
10,880 Thlr. Zufhuß aus ber Kommunalfteuer, und vom heil. @eift-Hofpital 2270 Thlr. ertra- 
orbinairer Zufhuß neben dem gewöhnlichen Beitrage von 2400 Thlr. Die gefammte Iſt⸗ 
Einnahme der Armentafje belief fi) pro 1857 auf 16,478 Thlr. 29 Sgr. 3 Pf., bie Ausgabe 
auf 13,335 Thlr. 2 Sgr. 5 Pf., worunter aber 425 Thlr. an zurüdgezahlten und neu belegten 
Kapitalien begriffen find. Der verbliebene Beftand von 3143 Thlr. 26 Sgr. 10 Pf. geht bem 
laufenden Jahre zu gut. Im dem diesjährigen Etat; welcher — inkl. des Zuſchuſſes aus ber 
Kommunalfteuer von 5410 Thlr. — 13,358 Thlr. beträgt (alfo nahehin ber wirklichen Ausgabe 
pro 1857 entipricht) ift auf einen Beſtand von 3860 Thlr. gerechnet, es ergiebt ſich aljo gegen 
ben wirklichen Beſtand ein Minns von 716 Thlr. Zu regelmäßigen Unterflügungen waren pro 
1857 8500 Thlr. bewilligt, wovon 7289 Thlr. 12 Sgr. 6 Pf. verwendet find (1856: 8370 
Thlx. 24 Sgr. 6 Pf.). An ertraorbinairen Unterflügungen find gezahlt 364 Thle, 6 Gr. 
6 Pf. (Etatsfumme 600 Thlr., If-Ansgabe pro 1856 602 Thlr. 9 Sgr. 9 Pf.). — Die Zahl 
ber regelmäßigen Almofen-Empfänger, welche 1856 719 betrug, belief ſich Eude März auf 721, 
Ende Dezember 1857 auf 643; die Durchſchnittszahl pro 1857 if 612, gegen 742 pro 1866. 
— Die Zahl der untergebrachten Pflegelinder betrug ult. 1857 167, ult. 1856 202; au Ex 
wachſenen waren außerhalb des Kranlenhaufes und ber Hofpitäler ult. 1857 Al zu verpflegen, 
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ult. 1866 eben fo viel. — Auch die Mebizinkoften für die von Armenärzten außerhalb des 
Krantenhaufes behandelten Kranken haben eine erfreuliche Abnahme erfahren. Es find pro 1857 
692 Thlr. weransgabt, 1856 : 1081 Thlr., 1855: 942 Thlr. 1854: 678 Thlr. 

Die Speife-Anfalt im Imbuftriehaufe ift im Bergleich zu dem letztverfloſſenen Jah- 
ren gleichfalls in beicgränkterem Umfange in Anfpruh genommen worden, und außerbem haben 
ſich die Koften der Speifeportionen ermäßigt, fo daß auch hier Erjparniffe haben gemacht werben 
innen. Die Speife-Anftalt hat im Jahre 1856 (einfchlieglih von 29,187 verkauften Portionen 
und einfchfiehlih des Bedarfs des Inbuftrichaufes, des St. Elifabety-Hofpital® und der Arbeits. 
Anftalt) 75,638'/, Portionen vertheilt. Im Jahre 1857 wurden dagegen nur 34,006%/, Bort. 
und zwar alle unentgeltlich verabreicht, barumter an Hausarme 1719 (gegen 10,527 Y, pro 1856). 
Die Koften der Speife-Auftalt beliefen fih auf 1366 Thlr. 28 Sgr. 11 Pf. (1856: 3877 Thir. 
29 Sgr. 1 Pf.), fo baf an dem etatsmäßigen Zuſchüſſen von 2350 Thlr. (416 Thlr. aus ber 
Induftriehaus-, 1984 Thlr. aus der Armenkaffe) 983 Thlr. 1 Sgr. 1 Pf. erfpart find, — 
Die Hläbtifhe Arbeitsanftalt hat im Jahre 1857 44 Perfonen aufgenommen, gegen 135 
des Borjahrs. — Die ſtädtiſche Krantemanftalt bat zeitweile einen im bem letzten Jahren 
nicht mehr vorgefommenen geringen Beſtand an Kranken gehabt, und es haben fich bei den 
ermäßigten Koflen der Beſpeiſung auch bei biefem Inftitute Erfparniffe erzielen laſſen, die noch 
erbebficher fein würden, wenn mit wieberum ſehr viele langwierige Kuren (befonders von 
Wechielfiebern und Syphilis) vorgelommen wären, und wenn nicht im Spätherbfte der Geſund 
heitözuftand zeitweile eine auffällige Berſchlechterung erfahren hätte. Es murben inkl. des Be- 
flandes aus dem Borjahre aufgenommen und verpflegt 642, hiervon farben 44, wurben geheilt 
509, ungebeilt entlaffen 48 und 41 find im Beflande verblieben. Die Durchſchnittszahl ber 
Behanblungstage war 24°, pro 1856 24", bei 880 Kranfen. Der Etat der Anftalt pro 
1855/57 fette inkl. eines Zuſchuſſes von 600 Thlr. aus der Armentaffe aus 4315 Thlr. 26 
Sgrt. 6 Pf., in dem Etat ber letzteren pro 1857 war eine Erhöhung bes Zufchufjes um 1600 
Thlr. angenommen, wovon verwendet find 600 Thlr., bie hiernach zu erwartende Ffurrente Ein: 
nahme von 4915 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf. ermäßigte ſich durch Mindereinnahme an Kurkoften auf 
4633 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf., dazu bie Einnahme and ber Reftverwaltung mit 344 Thlr. 25 Sgr. 
6 Pf., ergiebt ult. 1857 eine Iſt⸗Einnahme von 4878 Thlr. 25 Sgr. — Die Gefammt-Aus- 
gabe pro 1857 betrug 4772 Thlr. 15 Sgr. 10 Pf. inkl. eines nen belegten Kapitals von 10 
Thir. Für Berpflegung ber Kranken war bie fraftionsmäßige Summe von 1911 Thlr. zum 
Etat geftellt, fie koſtete aber efſeltiv 2568 Thlr. 4 Sgr. 5 Pf. An Mebdizinkoften find ansge- 
geben 464 Thlr. 25 Sgr. 1 Pf. (Etatöfumme 636 Thlr.). Um Pflegegeldern für Kranke find 
1857 995 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. eingezogen worben, darunter 341 Thlr. 27 Sgr. 1 Bf. ältere 
Hefe und 205 Thlr. 8 Sgr. 3 Pf. für auswärtige Kranle — Die Forften bes heil. Geift- 
Hofpital® find durch einen Königl. Forſtinſpeltor revibirt und im fehr befrievigendem Zuftande 
befunden worden. In das Leibrentenftift baben ſich 6 Perfonen mit 4204 Thlr. 15 Sur. 
Kapital eingelauft. Die Zahl der Leibrentner betrug ult. 1857 überhaupt 74 mit 167%, Gaben, 
Sowohl das heil. Geift-Hofpital, ala auch das Peibrentenftift erfrenen ſich fletigen Fortſchritts. 
Der Referbefond der Pott⸗Cowle'ſchen Stiftung belief fih am Jahredſchluſſe auf 38,474 
Thlr. 8 Ser. 6 Pf. 

Z. horn, im Oltober. Auf Anregung bes biefigen Kopernifus >» Vereins für Wiffen- 
haft und Kunft hat die ſtädtiſche Behörde mehrmals den Antrag auf Herftellung eines ftäbtt- 
(hen Mufeums geftellt, für welches im Rathhauſe eine paffenbe und ansreichenne Totalität wor. 
handen ift, die jeboch ansgebaut werben muß. An geeigneten Gegenfländen, welche für bie 
Lolalgeſchichte Bedeutung und einen hiftorifch - antiguariihen Werth haben, fehlt «8 auch nicht, 
Die Stadt beſitzt ſchon eine refpeftable Sammlung folder Gegenftände, welche fih täglich burd) 
Geſchente von Privatperfonen mehrt und in der beichräntten Rofalität ber Rathhaus · Bibliorhel 
aufbewahrt wird. 
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Danzig, im Oftbr. Im der am 5. d. Mts. abgehaltenen Sitzung der Stabtverorbneten 
fand ein früherer Antrag bes St.V. van Steen, bie Beichleunigung bes Baues der Jalobe- 
thorbiice betreffend, in einem Schreiben des Kommandanten ber Stabt, Herrn Shah v. Wit- 
tenau, feine Beantwortung: daß von ber König. Fortifitation bereits alle dahin gehende Schritte 
gethan wären und bie Brüde mit Ende Oftober dem Berfehr übergeben werben folle. — Bor 
einiger Zeit war aus dem Schooße der Verfammlung ber Antrag hervorgegangen, beim Po⸗ 
Yizei-Präfiviun dahin zu wirken, daß in der Mottlau längs ber Langen Brüde unb der Spei- 
herinjel den Ieeren Oderlähnen kein längeres Liegenbleiben geftattet und das Feueranmachen 
auf benjelben fireng unterfagt würde. In Stellvertretung bes Poligei- Präfident von Klauſewitz 
faun nun Polizeirath Meyer in einem Beantwortungsihreiben durchaus nicht zugeben, baß beibe 
Buntte je ftattgefunden, ohne jebesmal die geſetzliche Strafe mad ſich gezogen zu haben; ebenjo 
lautet ber beigefügte Bericht bes interimiſtiſchen Strom ⸗Inſpeltors. — Abermals ift bei ber 
Leihamtslaffen-Revifion ein Steigen ber eingegangenen Pfänber erfichtlic geworben, 
und zwar bis auf 5500 Thlr., während früher 43—49,000 Thlr. die Durchſchnittsſummen bilbeten. 
Die Einrichtung an ben Freiſchulen der Altftabt, daß ein Schuldiener ſich jeden Morgen vom 
reſp. Lehrer die Abfentienlifte der Schüler zu holen und dann bei ben Eltern nad dem Grunde 
des Fehleus zu erkundigen hat, ift zufolge eines Berichts ber Lehrer Bonk und Weitig als 
äußerft zwecmäßig befunden. Demzufolge wurde beſchloſſen, nicht mur bem erflen Schuldiener 
mit einer Remuneration im Amte zu belaſſen, ſondern auch bie Anflellung eines zweiten mit 
demſelben Gehalte für bie Freiſchulen der Niederftabt zu bemwilligen, — Der Antrag bes Stabt- 
verorbneten Krüger, unterftüt vom Stabtverorbneten Behrend: eine gemilchte Kommilfion zu 
ernennen, welde vereint mit Mitgliebern des Magiftrate, ſich berathem und in nächſter Sigung 
Vorſchläge machen folle, ob und wie bie Inbuftriehalle auf dem Buttermarkte erhalten unb vom 
der Kommune mit Vortheil verwertet werben könne, — biffentiete mit der Auſicht des Stabt- 
verorbneten Jebens und A., welche dahin ging, baß bie Erhaltung und Benußung dieſes ganz 
gleihtgebauten, undauerhaften Gebäudes neben Fenergefäprlichleit auch dem gegenüberliegenben 
Gymnaſium zum Nachtheil gereichen, ja daf mit einem Worte der Kommune nur eine Laſt 
daraus erwachſen würde. Letztere Meinung drang durch, und ber Antrag wurde mit Majorität 
ber Stimmen abgelehnt. 

Danzig, 19. Oftbr. In ber geftrigen Sitzung unferer Stabtverorbneten tam u. U. 
bie Angelegenheit des biefigen ehemaligen Franzislaner-Klofters wieder zur Sprade, Diefes 
Denkmal alter Baukunft wurbe im Jahre 1431 erbaut, biente bis 1555 feiner urſprünglichen 
Beſtimmung, wurde ſodann als Lokal für das 1558 gegründete alademiſche Gymnafinm, und 
von 1806—1845 zu einem Militair ⸗Lazareth benutzt. Im Jahre 1818 verlaufte es Die hieſige 
Stadtlommune an den Fiskus für 17000 Thlr. Seit mehreren Jahren ſtehen die Klofterräume 
veröbet ba, und ber Zahn der Zeit nagt immer fhärfer an den alten Mauern; mur ein Theil 
bes ehemallgen Refektoriums wird von 1848 ab zur Aufbewahrung eines vom biefigen Bild» 
bauer Freitag gegründeten Mufenms benutzt. Bor längerer Zeit ſchon wurden zwiſchen ber 
Königl. Regierung und dem Hiefigen Mogiftrate Unterhandlungen gepflogen, bei welchen bie 

erftere ſich erbot, der Stadt das Klofter unter der Bedingung zu ſchenken, daß jeme ſich ber- 
pflichte, das Gebäude nah Plan und genauer Vorfhrift der Regierung — auf Grund einer 
Befihtigung und Begutachtung des Geheimen Oberbaurath Stüler und bes Konfervator von 
Quaſt — zu reflauriven. Das Gebäude follte dann nur zu ſolchen Zweden benußt werben, 
weldhe die Würde feiner ehemaligen Beſtimmung nicht verlegen, wie etwa zu einer Kunfl- umb 
Gewerbeſchule; außerdem aber follte die Stadt dem Mufeum des ıc. Freitag barin eine fernere 
Stätte gewähren. Der Magiftrat nimmt aber Anftand, bas Franzislauerlloſter unter dieſen 
Bedingungen zu übernehmen, in der Befürchtung, daß der Stadt dadurch eine ſehr bedeutende 
Ausgabe und Laſt erwachſen dürfte. Denn die Mauern des Erdgeſchoſſes ſind bereits fo ſtarl 
vom Mauerfraße angegriffen, daß dieſelben, nach dem Gutachten hiefiger Bauverflänbigen, nicht 
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in Sianve ſein dürften, einen etwa anzulegenden Oberbau zu tragen; eine Wieberherftellung 
DE Geblutes wuürde mehr als 60,000 Thlt. loſten, welches Opfer im Verhältniz zw dem 
Nuten als ein zu bedeutendes erachtet wird, Demnach ftelit ber Magiftrat den Antrag: bie 
Uebernahme des Moftergebäubes von Seiten ber Stadt umter jenen geftellten Bedingungen be» 
fnitib abzulehnen. Die Stabtverorbrieten traten allerdings der Mehrzahl mach dieſer Anficht bei, 
beiötoffen indeſſen at die Webernahme einzugehen, wofern die Königl. Regierung von beit 
geftellten Bebingungen Abſtand nehme und es dem freien Ermeſſen ber ftäbtiichen Behörden 
Überläffe, nach Kräften für die geeignete Konferdirung vefp. Reftauration des Gebäudes Sorge 
zu tragen. Zugleich wurde bie Verzichtleiſtung anf die Bedingung beauſprucht, daß die Stadt 
dan Mufenm des Freitag eine bleibende Stätte gewähre. 


b. Poſen. 


ofen, 21. Oktober, Beim Beginn ber geftrigen Sitzung der Stabtverordieten 
wurde die Mahl des etſten Bürgermeifters auf zwölf Dahre, vom 25. April 1859 ab, 
vorgenommen, und war hierzu von ber, zur Aufftellung geeigneter Berfünlichfeiten er- 
nannten Kommiffion außer dem Oberblrgermeifter mır noch ber App.-Gerichteratb Gräbe in 
Vorſchlag gebracht, Die Stimmen der während bes Wahlaftes anmefenden 30 Stadtverordne⸗ 
ten dertheilten ſich zut Hälfte anf beit Oberbürgermeifter, Geh.Rath Naumann, und zur Hälfte 
anf den Apn.-Gerichtstath Gräbe; die Wahl mußte baber nad Vorſchrift der Städteordnung 
durch das Roos entidieben werben, welches anf den Oberbürgertmeifter Geh.-Raty Naumann fiel, 
— Bon einem Mitgliede der Berfammlung wird Folgendes als dringend zur Sprache gebracht: 
Dem Bernehmen nach fol der Mägiftrat fih mit Abänderung des Regulativs ber ftädtifchen 
Steuererhebung befchäftigen und beabfichtigen, daſſelbe ber Regierung zur Betätigung vorzu— 
legen, ohne die Stadtverordneten ⸗· Verſammlung darüber gehört zu haben. Die Verſammlung 
befchließt, zunächſt eine Anfrage an den Magiftrat bieferhalb zu richten umd danach das Weitere 
zu deranlafſen. — Bei Gelegenheit der Lehrermahlen für bie Mittelſchule war eine Differenz 
zwiſchen Magiftrat und Stabtverorbneten-Berfammfung barüber entftanden, wie weit bie letztere 
berechtigt fei, bei Anftelumg von Gemeindebeamten mitzuwirken. Die Stadtverordnetenver⸗ 
fammlung hatte verlangt, daß ihr von fämmtlichen, fih zur Wahl meldenden Perſonen bie 
betreffenden Dokumente und zwar vor beftmitiver Feſtſetzung der Wahl vorgelegt würden, um 
auch beurtheilen zu loͤnnen, ob keine beffere Wahl habe getroffen werden fünnen, und es wurde 
deshalb ein Geſuch am den Magiſtrat gerichtet. Im ber geftrigen Sitzung wurde nun bie Rück⸗ 
äuferung des Magiſtrats mitgetheilt. Der Magiftrat beftreitet, daß der Berfammlung dieſe 
Befugniß zuftehe, da hierdurch das Recht des Magiflrate, die Gemeindebeamten anzuftellen, be— 
ſchränlt würde, und Häft ſich mur für verpflichtet, die bon ihm getroffene Wahl der Ver— 
fammfung zur Begutachtung mitzutheilen. Nach ber Anſicht der Stabtverorbneten » Ber- 
ſammlumg räumt ber $. 56. der Stäbteorbnung, mach welchem ber Magiftrat berechtigt ifl, 
die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtverordneten darüber vernommen worben, anzuftellen 
and zu beanffichtigen, der Berſammlung ein größeres Recht ein, und fie beichließt deßhalb, im 
Wege der Beſchwerde gegen ven Magiftrat vorzugehen. Zu weiterer Beranlafjung wird eine 
Kommiſſion gewählt. Der Kontralt über die Berpachtung bes biefigen Stadttheaters an bie 
Theaterbireltor Kellerſchen Eheleute, der von einer Kommiſſion, beftebend ans einem Magiftrats- 
beputirten und Mitgliedern der Stabtvetorbnetenverfammlung, einer nohmaligen Prilfung un» 
terzögen ift, erhäft nach einigen Mobifllationen, die vorzugsweiſe auf die Höhe ver Merhe und 
die Heizung des Theaters Bezug haben, die Zuſſimmung der Berfammlung. Sctießig wird 
vom BVorfigenden die Stabtbanrathewahl nochmals zur Sprache gebracht. Die Berfammlung 
beſchließzt, die beſchränkenden Beſtimmungen für den anzuflellenden Stadtbaurath inſoſern zu 
milvern, daß berfelbe nur verpflichtet fein foll, feine auswärtigen Bauten anszuführen und zu 
beanffiätigen, und fol nunmehr ein nochmaliges Koulurrenzausſchreiben erlaſſen werben, 
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— C— Bofen, im Oktober, Der ftäbtifche Marftall, welcher die Straßenreinigung, 
die Abfuhr des Strafemunrath und die Fuhren für ambere Kämmereizwede beforgt, iſt in dem 
Grundftüde des Wittwenftifts auf ber großen Gerberſtraße hierſelbſt, miethsweiſe gegen eine 
jährliche Miethe von 90 Thlr. vom 1. April 1856 ab untergebracht. Derfelbe hielt im ber Zeit 
vom 1—17. Oftober 1856 13, vom 18. Oftober bis 21. November 1856 15, vom 22-30. 
November 13, vom 1. Dezember 1856 bis 1. April 1857 12, vom 1. April bie 15. Septbr. 
1857 11, und vom 15. September bis 1. Oftober 1857 10 Pferde, für berem thierärgtliche 
Behandlung ein Thierarzt gegen ein jährliches Honorar von 24 Thlr. angenommen worben ifl, 
der dafür zugleich bie erforberlichen Medikamente zu fiefern hat. Am Futter erhält jebes Pferb 
4 Meten Hafer, 10 Pfund Heu und 10 Pfund Stroh. Der Futter - Anlauf erfolgt auf ben 
Wohenmärkten und wirb ber Gelbbetrag durch bie Kämmereilaſſe bireft am bie Verkäufer ge- 
zahlt. Der Hufbefchlag, die Schmiebe-, Stellmacher- Rademacher unb Riemerarbeiten find 
lontraltlich ausgegeben. Im verfloffenen Jahre find von den Marftall-Gefpannen nad Aus- 
weis ber besfallfigen Journale überhaupt: 14,064 Fuhren geleiftet worden. Hiervon kommen 
5717 Fuhren auf die Straßenreinigung und 8347 Fuhren auf amberweite Arbeiten für bie 
Stabt-Berwaltung, bie mit 8 Sgr. pro Fuhre berechnet werben. 

Das Refultat, welches die Verwaltung im vorigen Jahre gegeben hat, ift Folgendes: 

Ausgabe, 1) An Befoldungen und Löhnen 1208 Thlr., 2) für Vertretung kranler 
Knehte 6 Thlr. 29 Sgr., 3) Unterhaltung ber Pferde in Futter und Hufbeſchlag 1663 Thlr. 
22 Sgr. 2 Pf.; 4) Unterhaltung ber Wagen und Utenfilien 445 The. 17 Gyr. 6 Pin 
5) an Miethe 80 Thlr., 6) für angenommene 891 Arbeiter 328 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf., 7) für 
angenommene Hilfsgefpanne im Winter 4 Thlr., 8) für das Fegen ber Straßen und Bläge, 
foweit dies ber Kämmerei zur Laft fällt 480 Thlr., 9) für Befen, Körbe u. bergl. 23 Thlr. 
3 Sgr. 4 Pf., 10) den Knechten zu Weihnachten 14 Thlr., 11) Berluft an Pferden 247 Thlr. 
5 Sgr. Summa 4501 Thlr. I Pf. 

Einnahme, 1) Für verkauften Dünger: a) von ben Marflallpferden 77 Thlr. 21 Sur, 
b) für ven Straßendung 314 Thlr. 20 Sgr. — 392 Thlr. 11 Sgr.; 2) für geleiftete 8347 
Fuhren & 8 Sgr. 2225 Thlr. 26 Sgr. — 2618 Thlr. 7 Sgr. Mithin koſtete bie Straßen» 
veinigung für ein Jahr 1882 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf. 

Bromberg, im Oftbr. Im der am 14. v. Mis. abgehaltenen Stadtverorduetenver⸗ 
ſammlung wurbe Seitens bes Magiſttats bie Mittheilung gemacht, daß bie Königl. Regie- 
rung Behufs Pflafterung der Gammſtraße die Summe von 1000 Thlr. in ber Kämmereilaffe 
mit Beſchlag belegt habe, Auf ein Gefuh des Magiftrats um Aufhebung der Beſchlagnahme 
fol der Beſcheid eingegangen fein, daß das nur nad Seitens ber Stadt ausgeführter Pflafte- 
rung ber Stabt geſchehen könne. Die Schultommiffion hatte an die Stabtverorbnnetenverfamm- 
lung den Antrag geftellt, das Schulgeld in der Realſchule zu erhöhen und zwar in ber Art, 
daß Perſonen mit einer Iahreseinnahme bis 400 Thlr. ftatt wie bisher 10 Thlr. jährlich, jetzt 
12 Thlr., und Eltern mit größeren Jahreseinnahmen ftatt 12 Thlr. 16 Thlr., Auswärtige 
dagegen flatt 16 Thlr. 20 Thlr. bezahlen follen, Die Berfammlung lehnte bie vorläufig ab. 
In Betreff der Gasbeleuchtung hat die Königl. Regierung erflärt, nur in dem Falle das Ge- 
ſuch des Magiftrats an das Könige. Minifterium wegen Geflattung von Altienausgabe befür- 
worten zu wollen, wenn ber anzuftellende techniſche Direktor der Gasanftalt von ihr beflätigt 
werden folle, wogegen fih die Berfammlung früher geftränbt hatte. Jetzt, um bie Yngelegen- 
heit zu befchleunigen, wurbe befchloffen, auf das Verlangen der Königl. Regierung einzugeben. 

Znin, (Bofen) im Oftbr. Im unferer Stadt erifirt Pflaſter und Brüdenzoll, woburd 
unfere Kämmereilaſſe eine beträchtliche Cinnahme erhält. Dennoch ift jetzt jeder Befiger laut 
Magiſtratsbeſchluß verpflichtet, abwechfelnd zur Neinigung ber Gonfafla Jemand zu geftellen 
(«8 ift Dies da® fogenannte Schaarwerten). 

Neuftadt 5. P., 29. Septbr. Im ber letzten Stabtverorbnetenfigung kam bie fläbtijde 
Straßenbeleuchtung zum Vortrage, jedoch wurde noch kein beflimmter Beſchluß darüber gefaßt. 
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Dan farm ſich wegen des Koftenpunftes noch immer wicht für die Einführung entſchliehen, um. 
geachtet der Magiftrat bereits bie Einleitungen dazu getroffen hat. Die Koften dürften doch 
gewiß verhaltnißmãßig nur gering fein, da im Ganzen höchſtens 8 Laternen nöthig fein werben, 


ce. Shlefien, 


0. — Bredlau. Aus dem in ber Stabtv.-Berf. vorgetragenen vorläufigen Berwaltungsbe⸗ 
richte über das Jahr 1857 erhellen recht günftige Ergebniffe verſchiedene Ausgaben, und namentlich 
bie für die Armenverwaltung ftellten in folge der gefunfenen Lebensmittelpreife ſich niebriger alg 
im Borjahren, erhebliche Sonderausgaben traten (mit Ausnahme der durch bie Eliſabethtircheinſtur⸗ 
veranfaßten, mod; nicht in Rechnung abzuſchließenden) nicht ein. Bei ppr. 800,000 Thi Ei. 
nahme und nur 700,000 Thlr. Ausgabe würde die Stabtfinang mit einem Plus von ppr. 
100,000 Thix. abihliehen, und fonach zufammen mit ben Ueberfchüffen der Borjahre eine 
Erfparnißfumme von ca. 200,000 Thlr. aufzuweifen haben. Das Krantenhofpital forderte 1856 
62677 Thlr., 1857 nur 46819 The. Die Zahl der unterflügten Armen war 1856 23,256 mit 
78,138 Thle. Unterftlügungsbetrag ; 1857 18857 mit 74,080 Thlr. Unterftiigungsbetrag. Die 
Unterhaltung bes Armenhauſes koſtete 12,486 Thlr., gegen das Jahr 1856 weniger 14,748 Thlr., 
das Arbeitshans erforderte 7952 Thlr., gegen das Jahr 1856 weniger 3370 Thlr, Daffelbe 
dedte ben größten Theil der Koften durch feine eigenen Einnahmen, bie durch eine jwedmäßige 
Beiäftigung der Arbeitspänslinge fi bedeutend erhöht haben. Bei der ſtädtiſchen Feuer- 
Sozietät waren 3159 Grundftücke hieſiger Stabt mit einem Materialwerthe von 36,661,785 
Thlen. verfihert. Die zu vergätigenden Brandſchäden befrugen 6638 Thlr., zu deren Dedung, 
fo wie zur Beftreitung ber Berwaltungsfoften und zur Berflärtung des Reſervefonds bie Ein, 
forberung eines Beitrages von 1 Sgr. 6 Pf. vom Hunbert ber Berfiherungsfumme ftattfand, 
Das Auftandelommen eines Statuts für eine ben ganzen Stabtbezirt umfaffende Feuerfozietät 

erſcheint nach der letzten Eutſcheidung des König. Minifteriums des Innern geſichert, und find 
bie zu dem Zwecke erforderlichen umfänglien Ermittelungen im Werte. — Das Stabtleihamt 
gab 166,440 Thlr. Darlehne auf 24,116 Pfandſtücke ans, wurbe alfo mehr beanfprucht als das 
Jahr vorher. Der Grund hiervon liegt im der Hanbelskrifis des Jahres 1857, was daraus 
bervorgebt, daß nur die größeren Darlehnsbeträge ſich gemehrt, bie Heineren Darlehne dagegen 
fich vermindert haben. Zuſchüſſe hatte bie Kämmerei zw gewähren: zur Unterhaltung ber 
Kicchen ſtädtiſchen Patronats 10880 Thlr., der höhern Unterrichts-Anftalten 7117 Thlr., der 
Elementarfchulen 52,364 Thlr. (einſchließlich 18,028 Thlr. Koflen für einen umfaffenden Nen- 
bau, der 3 Schulen aufnehmen wird). Schülerzahl: a) im höhern Anftalten war 8134; b) in 
Elementar-Schulen 7538. Ausfall an Schulgeld durch Freiſchule oder nothwendige Nieder- 
ſchlagung: a) 4752 Thlr.; b) 12000 Thlr. — Die 13 läbtifchen Hofpitäfer und Waifenhänfer 
kofteten 60,93 Thlr. zur Berpflegung von 676 Perfonen. — Das Steuerergebniß war: 
Rommunal-Eintommenfteuer 183,404 Thlr. von 28,352 Beſteuerten, Realftener 119,453 Thlr. 
von 3502 Grundftüden. Steuer-Erelution mußte gegen 8300 Pflichtige verfügt werben wid 
bfieb in 1678 Fällen fruchtlos. Niederlaffungen wurden 1100 gemeldet, 91 durch Zahlung bes 
Einzugsgelbes regulirt, 126 anderweit erfebiget, 183 blieben ſchwebend. Fortgewieſen wurden 
52 Berfonen. Bei der Stabtbau » Berwaltung tritt eine nicht umbeträchtlihe Vermehrung ber 
Geſchäfte hervor. Seitens der Stabtbau- Deputation wurben 635 Bau-Projelte in baupofizei- 
licher Hinficht geprüft und an das König. Poligei-Präfibium zur Ertheilung des Baulonſenſes 
abgegeben ; in 1856 unterlagen nur 526 Brojelte ber Prüfung. Die zur Ausführung gebroch⸗ 
ten fläbtifhen Bauten kofteten 106,452 Thlr., davon treffen die Strafienpflafterung 21,494 Ltr. 
mit einer Etats⸗Ueberſchreitung von mehr als 25 pCt. Die fläbtiihe Sparkaſſe verwaltete 
ein Imterefienfapital von 2,307,688 Thlrn., gegen das Jahr 1856 mehr 254,954 Thlrt. Im 
Umlauf befanden ſich 24,819 Quittungsbücher, mithin beträgt ein Quittungsbuch durchſchnittlich 
ca. 82 Thlr. Die Kaffe gewann, mach Zahlung der Zinfen am bie Interefienten, einer 
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entfpredhenben Quote zus ferueren Herabſetzung ber Effekten nuter ben Tageskours und nah 
Ergänzung ihres Refervefonds bis zur flatutarifchen Höhe von 5 pEt. des Einlagelapitals einen 
Ueberſchuß von 6056 Thlrn. deſſen Verwendung nah Anleitung bes Statuts erfolgte. — Be- 
deuten war ber Fortſchritt, welchen die Sparvereine im Jahre 1857 gemadt. — Ihre Samm- 
Iungen ergaben 55,357 Thaler, aljo mehr al® das Doppelte des vorhergehenden Jahres. Die 
eingegangenen Prämien des Provinzialbilfsfonbs für diejenigen orbentlihen Sparer bes Kleinen 
Grundbefiger-, Handwerker, Arbeiter » und Dienfiboteniianbes, welche innerhalb dreier Jahre 
von ihrem Kaſſen-Konto nichts abgehoben, haben 4 pCt. des Guthabens der 516 angemeldeten 
Betheiligten, d. h. überhaupt 3500 Thlr. betragen und find ben betreffenden Konten gutge- 
ſchrieben worden. — Für den Gefammtverfehr bei ver Stabt-Banl ift die Ziffer 31,201,052 Tplr, 
Die erzielte Zinjen-Einnahme ließ nach Abzug der Zinjenausgabe und der Berwaltungstoften 
einen Reinertrag von 40,248 Thalern übrig. 

Augeſichts dieſer günftigeren Lage haben die fläbtiichen Behörden beſchloſſen, die 25 pt, 
Kommmnal-Einfommenfteuer- Zufchlag, welcher in Folge der Defizits vom 1864 (43000 KEphlr, 
wirktich) und 1855 (8900 Thlr. nad dem Etat) mit dem 1. Zuli 1855 ins Leben gerufen worr 
den, von Beginn des Jahres 1859 nicht weiter zu erheben, reſp. nicht um Berlängerung ber 
mit dem 31. Desbr, c. ablaufenben Regierungsgenehmigung bafür einzulommen, jedoch bie Fort- 
erhebung des (bis ult. 1859 bewilligten) Zuſchlages zus Schladht-, Mahl- und Braumalzfteuer 
für die Dauer zu erbitten, und zwar biejes mit Rüdficht auf die bevorſtehenden erheblichen 
Bankoften (Etifabethkicche, eine zweite Wafjerlunft, Arbeithaus, Stabtverorhneten-Gebäube, wo⸗ 
möglich zur Mitaufnahme von fläbt. Sammlungen ꝛc. herzuſtellen). Nach dem Gutachten ber 
Finanzlommijfion, wie nach übereinſtimmendem Beſchluſſe beider Stabtbehörden wird im Aus 
ſuchen an die Königl. Regierung ber erfiere Punkt an die Bewilligung des zweiten geluüpft, 
Zur Bejoldung eines kathol. Geiſtlichen für die betvefiende Seeljorge an dem ſtädt. Kranlen- 
bojpitale, Armenhaufe und Siechenhauſe find, da das bisher bie erflere Anftalt mitverjorgende 
Piarramt (S. Matthias) nad erfolgter Erweiterung berjelben hierzu wicht mehr befähigt war, 
400 Thle. ab 1, Jam, 1859 ausgeworfen. Die Tarife für die ſtädtiſchen Berlabungspläge 
find mit möglihftier Schonung der bisherigen Gefäll-Sätze umgearbeitet und babei vereinfacht 
worden. Um Nachtheile für den öffentlichen Verlehr abzuwenden , joll fortan alljährlich eine 
Revifion derſelben ftattfinden. — Zu Heil und Freude für die Einwohnerſchaft ift der Koutralt 
mit der BPromenaden-Deputatiom (diefelbe befteht aus Magiftratualen, Stabtyerorbneten 
und Privaten und ift von leßterer Seite angeregt worden aus der Schleſiſchen Gejellihaft für 
vaterlänbiiche Kultur, reſp. deren Präfidium) auf weitere 10 Jahre verlängert, bie ihr bewillig: 
ten Gelder behufs Hereinziebung mehrer Stabitheile in ihren Wirkungsfreis von 2500 auf 
3000 Thlr. erhöht, und ift ihr ein Morgen Land zur Anlage einer Baumſchule bewilligt wor⸗ 
ben. Zu neuen Unlagen hat fie Genehmigung einzuholen. Zu wünfcden if, daß vieje 
letztere auch vor ber Bernihtung von Bäumen u. bergl, einzuholen ſei, deren allerdings 
nicht die Prom.»Deputation, wohl aber Inflitutsverwaltungen x. und ſelbſt Private fich bi, 
weilen zu Schulden kommen laſſen. — Nah deu foeben erſchienenen Beleuhtungstafender für 
1859 werben im künftigen Jahre in Breslau die Gasflammen dur 2374 ,, Stunde zu bren« 
nen haben, nämlih im Januar 291% ,, Februar 224, März 223, April 175, Mai 182'/,, Juni 
101',, Juli 112, Auguft 150'2, September 1873 ,, Oltober 237%,,, November 254%, und 
Dezember 283%, Stunden. 

Bezüglich Aufftelung unjereg Etats if die Anorduung getzoffen, daß hinfort bie 
Schlußſumme der Einnahmen und Ausgaben mit Summe auf 5 Thlr. oder 10 Thlr. abgerundet 
Ichliegen. Es dürfte dies wejentlich zur Vereinfachung ber Ueberſicht bienen und mur yon Per 
banterie angefochten werben können. 

Für den Regierungsbezirt Dppeln hat die Königl. Regierung daſelbſt für ſämmtliche 
Städte eine Boligei-Berorduung erlaffen, welche ven Zwedihat, bie freie Poilage ani 


1018 _ 


den Straßen nnd Blüten, namentlich auf den Virgerfleigen, zu fihern und zu re N 
Zuwiderhandlungen werben mit Gelbbuße bis zu 10 Thleu. ober verhältnigmäßiger Sefän gein. 
frafe bedroht. — gniß⸗ 
In Frankenſtein wird fleißig gebaut. er konnten wegen Man 
gulirungen und Geradlegungen der Straßen jaft gar nicht durchgeführt — Be- 
den alten Grundriß gebunden. Uebrigens erfahren wir gegen Ende vorigen Monats — 2 
daß — feit fängerer Zeit über bie Ferftellung der Prinzipien zur wa: 4 eptbr.) 
henden“ Bertheilung der eingegangenen Gelder „unausgeſetzt konferiet A. e⸗ 
iM denn doch etwas ſtark! Mögen auch dieſe Prinzipien und mag bie Bertbeiln e.“ Das 
wenn Gerehtigkeit und Billigteit walten ſoll, ihr unverkennbar ſehr Scwieriges a felber, 
mit dem Sprüdmorte „ſchwer ift, allen Gänfen Schuhe zu machen,“ fo gt ben > da es 
minder der Satz: „bis dat, qui cito dat“, und jeber Tag, um welchem ver Bürger - micht 
zum Retabliffement feiner mobilen ober immobilen Habe länger entbehren muß er Mütter 
nicht minder nachtheifig als für das Gemeinwefen ſelber. — Zur Erinnerung an hi für ihn 
senden Brand ift ans bem Kupfer der Rathhausbedachung eine Denkmünze gefchla en verhee⸗ 
und verläuffich zum Beften der Stadt; Avers: Abbildung bes Rathhauſes vor = Worben 
Reders: beffelben nach dem Braude. Ebenſo ift eine Lithographie gefertiget und Mm Brande, 
Anfiht der Stabt am Bußtage 1858. verläuflich mit 
Rah Stadtoerordueten -Beſchluß wird im Sitzungſaale zu Glogau ERS 
derftorbenen Samitätsrathb Dr. Bail, al® eines um die Kommune hochverdienten bniß bes 
gehängt werben. — Die Konflikte zwiſchen ven Bedürfniſſen der Stadt und benen — auf⸗ 
währen fort. Um bei dem Bahnhofe einen äußeren Stadttheil zu begründen, pa J — ** g 
Stabtermeiterung aufgegeben werben mußte, bat Magiftrat daſelbſt 12 Parzelfen ne 
von Hänfern dafelbft verkauft, die Militairbehörde erhebt jedoch auch hiergegen Einfprüche Br 
Für den ftädt. Polizeibezirk if eine neue Straßenpofizeiordnung erlaffen worven. 
Liegnig. Nah dem Entwurf des Stabthaushalt-Etats für 1859 ift zwar der Stadt 
durch einen auferlegten Zufhuß von 878 Thlr. für das Gymmafium eine neue Ausgabe 
erwachfen, bie Gefammt-Einnahme jevod der Art, daß eine vollſtändige Dedung ftattfindet. 
Nur bat fi) das disponible Ertraordinarium gegen vorigen Etat um 519 Thlr. vermindert. — 
Die Einnahmen betreffend, fo follen eingehen an Dominial-Präftationen und Grundzinſen 
2470 Thlr. 9 Sgr. 11 Pf, an Ertrag von Grundeigenthum 7406 Thlr. 18 Sgr., an Forft- 
Ueberihüäffen 9005 Thlr., Ziegeleiertrag 390 Thlr., Zinfen von Wktiv-Rapitalien 2032 Thlr. 
12 Sgr., Gewerbe» unb Handelsgefälle 725 Thlr., Gerichts. und Domimial-Gefälle 2180 Thir., 
direlte und imbivefte Steuern 26,100 Thlr., Abminiftrationstoftenbeiträge 1991 Thlr. 25 Sgr. 
1 Bf., verfchievene Einnahmen 270 The. 2 Sgr. Summa aller Einnahmen 52,571 Tür. 
2 Sgr. Der vorige Etat fette aus 51,204 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf., demnach der viesjährige mehr 
1866 Thle. 29 Sgr. 10 Pf. Was die Ausgaben anbelangt, jo find ſolche für Bejoldungen 
14,475 The. 2 Sor., für Penfionen 1072 Thlr., Amtsbevürinifie 1175 Thle., Bau- und Re 
paraturfoflen 6000 Thlr., Koften für die Straßenbeleuchtung 3160 Thlr., Koften für das Feuer 
löſchweſen 16 Thlr., zur Unterhaltung der Promenaden 500 Thlr., zur Bereinigung ber Stra« 
Ken und Plätze 300 Thlr., Gerichts» und Progekloften 688 Thlr. 14 Sgr. 4 Pf., Laflen und 
Abgaben 7090 Thfr. 4 Sgr. 9 Pf., Zuſchüſſe für das Schulenmefen 5008 Thlr. 15 Sgr. 11 Pf, 
verſchiedene Ausgaben 585 Thlr., zur Berzinfung und Tilgung der Stadtſchulden 4150 Thlr., 
Zuſchuß zur Armenkafle 6740 Thlr., Insgemein 1466 Thlr. 25 Sgr., Summe aller Ausgaben 
52571 Thlr. 2 Sgr. Der vorige Etat fette 51,204 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf. aus. Im einigen 
BVoften wurden 2118 Thlr. 8 Sgr. 11 Pf. Mehrausgabe erfordert, in andern 751 Thlr. 9 Sur. 
1 Pf. Wenigerausgabe, dennod im nächften Jahre Mebrausgabe 1866 Thlr. 29 Sgr. 10 Pf. 
In der ſchon mehrbefprochenen Eifenbahnfrage hat der bisher gänzlih obftinate Kreis 
Dels einen Schritt vorwärts gethan, inbem er 1000 Thlr. dafür bewilligte; vielleicht 
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entfchließt er fich auch zw dem mothwenbigen zweiten: bie ganze auf ibm fallende Summe 
zu beden. 

In Oppeln nehmen Magiftrat und Stabtverorbnete die Ausübung des kirchlichen Pa- 
tronatrechtes je für fih in Anſpruch. Der Stabtverorbnetenverfammlung ift es, bei einer frü- 
heren Beranlafjung, feitens ber Königl. Regierung zugeiprochen worben; ba Magiſtrat zur Zeit 
daffelbe ausübt und bie Sache in feiner gemifchten Kommiffion berathen will, wirb bie erſtere 
Beihwerbe erhoben. — Ebenbort haben ſämmtliche Lehrer der evang. und ber kathol. Stabt- 
ſchule die Mitwirkung ber Bezirfsregierung zur Erlangung eine® verbefferten Einlommens in 
Anfprud genommen. Dieſe Behörde hatte in einer Verfügung an den Magiftrat v. 20. Aug. c. 
bemjelben unb ben Stabtverorbneten den Antrag zu wohlmwollender Erwägung empfohlen unb 
ohne beftimmtere Maßnahmen vorzuzeichnen, nur barauf aufmerffam gemacht, daß für einem 
Lehrer, jelbft wenn er ohne Familie ift, ein Gehalt unter 2C0 Thlr. ohne freie Wohnung und 
Heizung bei den Theuerungsverhältniffen nicht hinreiche. — Die Stabtverorbneten haben bem- 
zufolge bie Gehalte der Lehrer an den Oberflaffen auf 280, derer an den mittleren auf 250, unb 
derer an ben Unterkiafjen auf 200 Thlr gejett, wobei Einnahmen aus Nebenämtern nicht in 
Rechnung zu ziehen find. 

In Steinau a,D. ift bei bortigem evang. Lehrer-Seminar der Neubau und bie Schla- 
benborfihe Waifenftiftung eingeweiht worben. 

Bermäcdtniffe: der zu Militich verſt. Leberfabrilant Fr. Müller hat der bafigem 
ſtädt. Armenkaffe 1000 Thlr., wovon die Zinfen am Todestage des Teflators am 16 arme 
Bürger, und 500 Zhlr., deren Zinfen gleichfalls am Todestage des x. Miller an 8 verarımte 
Bürgerwittwen vertheilt werben follen, letztwillig zugewenbet, 

Der zu Franfenftein verftorbene Stabtpfarrer, Kanonikus Fiſcher hat: 1) dem Fonds 
zur Rettung und Erziehung verwahrlofter Kinder 200 Thlr., und 2) bem Gt.-Georgenhofpital 
200 Thlr. in ſchleſ. Pfanbbriefen letztwillig zugewenbet. 

Zum Bürgermeifter von Striegau iſt gewählt und ind Amt eingeführt: App.-Gerichte- 
Referendar Rauthe von Breslau. 

Offen wird im April . 3. ber Bürgermeifterpofteu zu Wanſen. Gehalt 300 Thlr. 
und Revenüen von Nebenämtern. 

d. Pommera. 

Stettin, im Oftober. Im der am 28, v. Mtis. flattgefundbenen geheimen Sitzung ber 
Stabtverorbneten wurbe ber bisherige befoldete Stabtratb Hempel auf fermere zwölf Jahre 
einftimmig wiedergewählt. 

In Öffentlicher Sigung wurde der Verſammlung zunüchſt die Mittheilung gemacht, daß 
das Münzlabinet der Stadt neuerdings durch Zujendung einer goldenen Mebaille von Seiten 
der Ruſſ. Krone bereichert worden ſei. Diefelbe if auf bie Einmweihungsfeier der Iſaalslirche 
in Petersburg geprägt und trägt auf ber Schaufeite das Bildniß biefer Kirche, auf der Kehrſeite 
die Portrait® derjenigen Herriher und Beberriderinnen, unter beren Regierung dieſes Prachtwert 
im Bau begriffen gemweien if. — Im Folge Ridäußerung des Magiftrats über die Mobifi- 
kationen des neuen Kommunalabgaben-Reglements von Seiten der Stabtverorbneten-Rommiffion 
wirb nunmehr feflgeießt, daß die Vefteuerung von Beamten erft mit einem Gehalte von 
300 Thlr. mit %, Portionen eintreten fol. Die Neuftabt ift wegen ber ſtets wachſenden Zahl 
ber Einwohner von bem Paffaner Bezirk abgezweigt worden und wird in ber folge einen 
eigenen Bezirk bilden. — Auf Antrag des Kaufmann Döbel werben die auf 750 bis 800 Thlr. 
veranſchlagten Koften zur Anlage einer 60 Fuß langen und eben fo breiten Bollwerlsbedachung 
am Speicher vor ber alten Sieberei bewilligt. Ebenfo bie auf fernere 410 Thlr, veranfchlagten 
Koften der Pflafterung der Magazinftrafe zur Berbindung mit der grünen Schanze. Der 
Hädtifhe Hanspaltetat pro 1858 wirb auch für 1859 bewilligt und nur für das Bau- 
tableau die möthigen Abänberungen vorbehalten, — Die Rechnung ber Sparlafie pro 1867 
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ergiebt eimen ſehr günſtigen Abſchluß; danach haben vie Aktiva der Sparkaſſe 
887,516 Thlr. 20 Sgr. betragen; der Ueberihuß vro 1857 78,392 Thlr. 19 Ser. 9 

dagegen 1856 mır 71,543 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf.; es find mithin im Jahre 1857 6849 Pf., 
11 gr. 7 Pf. mehr verdient worden. — Schließlich wurde noch ein wieberhofter Antr Thlr. 
Umwandlung des hieſigen Kreisgerichts in ein Stadt- und Kreisgericht von ber u. auf 
befürwortet und beichloffen, den Magiftrat zu erfuchen, die Sache von Neuem in bie — 
nehmen und bie betreffenden Anträge 5 den Herrn Juſtiz ⸗Miniſter zu ermenern. and zu 

— 19, Oktober. Die heutige Stabtverorbneten » Berfammlung befchäfti 

fi) mit der Feſtſetzuug des ſtädtiſchen Bautableaus für 1859, ae ee. 
insgefammt auf 66,000 Thlr. ftellen wird, eine bebeutenb geringere Ausgabe als in p ag ſich 
jahren, wo bie großen Bauten ber Neuftabt und das neue Dampfſchiffsbolwern en Bor- 
nahme kamen. Bon den im vorjährigen Bautableau bereits genehmigten, aber 26 in Auf. 
ober erft theilweiſe im Ausführung gebrachten Bauten find zunächſt zu erw gar nicht 


j ähnen: pi 
mäßige Vertiefung bes Feftungsgrabens zwiſchen Plabrin und Silberwiefe — die rezefj. 
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Parnitz mit der Ober, wofür noch der Reſt von 422 Thlr. in Anwendung ? — der 
die Umpflaſterung ber Mühlenbergſtraße in der Oberwiekl 534 Thlr., ſowie der ferner für 


Regulirung der Grülnenſchauzſtraße mit 4000 Thlr. Die Umpflaſterung der Strafe Beitrag zur 
plate, ſowie des Meinen Paradeplatzes am Eingange zur Nenftabt bürfte ferner 2 am Könige. 
werben, weil zu einer Einigung mit dem Mifitairfistns über den Koftenantpejr ® och ausgefetzt 
Pflaſtetung mit geſchlagenen Steinen noch Zeit gewonnen werben muß. — elben für bie 
im Jahre 1859 umgepflaftert: bie Frauenſtraße bis zur Junkerſtraße, letztere ——— noch 
unteren Theil, die Mittwochſtraße, Küterſtraße, Reifſchlägerſtraße und Kohlmarkt; ein 2 a. 
Unterwiel (Bergftraße bis zum Logengarten), und ber fogenannte [hwarze Damm unterhar > 
Bommerensborfen Anlagen. Im Anfag gebracht und bewilligt find ferner die Erneuerung dee 
Belags der neuen Dberbrüde mit 2300 Thlr., ber Baumbrüde mit 2650 Thlr. und der 
Möllengraben - Brüde mit 350 Thlr. Bon ber bereits früher zum Bau eines neuen Kranken. 
hauſes in der Neuſtadt in Anja gebrachten Summe von 17,000 Thlr. wird ein Theil zur Ber: 
wenbung kommen. für die Anlage eines neuen Kanals am El. Paradeplag, am Eingange zur 
Neuſtadt, werben 140 Thlr. verwenbet. Für laufende Reparaturen und VBaggerungen ber Oder 
find wie gewöhnlich 12,700 Thlr. in Anfay gelommen, für Anfchaffung von Baumaterialien 
1500 Thlr., zu Prämien für Zrottoir- Anlagen 1000 Thlr., für Ergänzung von Oderpfählen 
1600 Thlr. und für Ertraorbinaire 4500 Thlr. 

Goldberg, 8. Oltober. Im der letzten Sigung der Stabtverorbneten ift auf Grund 
eines Gutachtens des Platingenieurs Hauptmann von Stoſch der Beihluß gefaßt worden, zur 
Weiterführung des Baues eines artefiihen Brunmens 1400 Thlr. zu bewilligen. Es fteht, 
wenn die neuen Inftrumente angefhafft und gebraucht werben, wohl mit Sicherheit zu erwarten, 
daß ein günſtiges Refultat erlangt, und Colberg mit gutem Trinkwaſſer verjorgt werben wird, 

Garz a. d. O. Ein ſchönes Feſt, ein Bürgerfeſt, wurde am 23. September in unferer 
Stadt gefeiert, deun unfer Bürgermeifter Weiß trat am dieſem Tage in das 26. Zahr feiner 
Hiefigen Wirkfamteit, da berfelbe am 23. September 1833 in fein Bürgermeifteramt eingeführt 
wurbe, nachdem er am Tage zubor ben Bürgereid geleiftet hatte. Nicht blos biefer 25 Jahre 
wegen, fonbern hauptſächlich um bie Verdienſte anzuerkennen, melde ber Herr Bürgermeifter 
während dieſes Zeitraums durch feine raftlofe Thätigkeit filr das Wohl ber Stadt ſich erworben, 
war vom allen Seiten eine feftliche Begehung biefe® Tages befchloffen worden Würdig und 
ſchön wurbe bie feier dadurch eingeleitet, daß bie Liebertafel am Vorabende unter Fackelbeglei⸗ 
tung dem Jubilar eine Serenade brachte. Zu einer Ovation am Morgen des Feſtes hatten ſich 
jämmtliche Muſiler vereinigt und im Laufe des Vormittags defilirte bie Schützen-Kompagnie 
mit fliegenden Fahnen im Paradeſchritte vor der Wohnung des Herrn Bürgermeiſters. Er— 
hebend aber war ber Augenblid, als ber von Stettin eingetroffene Herr Kreis- Tanbrath don 
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Ramin an der Spike bes Magiftrats, dev Stabtverorbueten, Beamten und Lehrer vom feſilich 
befränzten Rathhanfe aus in die Wohnung des Jubilars fi) begab, diefen durch eine Auſprache 
beglüdwünfcdte und ihm bamn unter bejonberer Hervorhebung ber bewiejenen unmanbelbaren 
Trene und Feftigleit während der flurmbewegten Zeit des Jahres 1848 ven von Seiner Mojeftät 
bem Könige verliehenen rothen Ablerorben 4. Klaſſe überreichte. Als baranf ber Rathmann 
Fiicher als Vertreter des Magiftrats feine Gratulation dargebracht, überreichte der Stabtverorb- 
neten»Vorfteher, Kreisgerichts - Sefretair Maß, den ausgefertigten Beihluß der Berfammlung 
über eine Gehaltszulage von 100 Thlr. jährlih und übergab als ein bleibenbes Audenlen an 
die Stadt einen prachtvollen, mit dem Stadtwappen und ben Worten der Wibmung —— 
ſilbernen, innen flarl vergoldeten Polal. 

Dramburg, 5. Oltober. Nachdem bereits am 1. Oltober eine große Zahl obdachloſer 
Familien (im Ganzen 57 Seelen) in dem neuerbauten Armenhauſe untergebracht worben waren, 
fand am Sonntage ben 3. Oltober die einfache Feier der Einweihung des neuen Armenhaujes 
Statt. In dem für dem künftigen Hausvater des Armenhauſes befimmten und jegt noch leer 
ſtehenden und eben fo einfah als finnig mit Blumen geſchmückten Zimmer hatten fih an dem 
gedachten Zage Nachm. 5 Uhr der Euperintendent, ver Bürgermeifter, die Mitglieder der Armen- 
Deputation, einige fläbtifche Beamte, ſowie ſämmtliche Bewohner des Armenhauſes verjammelt. 
Nah Abfingen eines Dankliedes hielt der Superintendent in einfachen, tiefergveifenden Worten 
die Weihrede. Anknüpfend an bie Weihe unferer Kirche vor 2 Jahren, weldhe er mit bem 
Sprude: „fie ſolle ein Gotteshaus, ein Armenhaus, ein Krankenhaus fein“ volführt habe, 
weihete er da8 Haus mit dem Spruche: „Möge biefes Armenhaus fiets ein Gotteshaus fein!“ 
Zugleich gab ber Superintendent den Anmefenden das Verſprechen, baß er in Gemeinfhaft mit 
feinen beiden Amtsbrüdern alle vierzehn Tage einen Hausgottesbienf im Armenhauſe halten 
wolle, damit auch die Armen, welche durch Kleivermangel oder Krankheit verhinbert wären, in 
bie Kirche zu kommen, das Evangelium nicht entbehren. Nachdem für das Haus und für Alle, 
die zu feinem Baue beigetragen, der Segen des Herrn erfleht war, wurben die Schlußverje bes 
Dankliedes gefungen. Schließlich jprad noch der Superintenbent im Namen ber Armen ben 
Mitgliedern des Magiftrats, bes Stabtverordnetentolegiums und ber Armendeputation feinen 
Dank aus, welhen der Bürgermeifter im Namen der genannten Behörden erwibernb bem 
Superintendenten barbradhte. 


e. Brandenburg. 


Berlin, im Oktober. Der Stabtverorbneten - Berfammlung in ihrer Sitzung am 30. 
v. Mts. zeigte der Magiftrat an, daß die Sublevationslaffe gegenwärtig einen Beflanb 
von ca. 18,500 Thlr. babe, In Berüdcſichtigung biefes günftigen Zuſtandes der Kaffe Inüpfte 
ber Magiftrat am dieſe Mittheilung den Antrag, von ber Erhebung ber Sublevationsbeiträge 
im erften Quartal 1859 Abftand nehmen zu dürfen. Dem befürwortenden Vorſchlage ber Gelb- 
bewilligungsbeputation gemäß, erlärte fih bie Berfammlung mit biefem Untrage eiuverflanden. 
Der Rechtsanwalt und Notar Meyen hat der VBerfammlung in einem Schreiben bie Mittheilung 
gemacht, daß er bei dem Lizitationstermine zu dem Verlauf des Kämmereigutes Wolter&borf 
Meiftbietender geblieben, aber feither vom Magiſtrat noch nicht beſchieden worben ſei. Er bittet 
die Berfammlung, im Fall dieſelbe über den Verlauf des Gutes Beſchluß zu faſſen haben wird, 
diefes fein Gebot dabei zu berüdfichtigen. Da die Berfammlung über biefen Gegenftand noch 
eine Borlage des Magiſtrats zu erwarten hat, fo beichloß fie, das Gefuh dem Letzteren zur 
weiteren Aeuferung hierüber zuzuweiſen. — Wie alljährlich, fo bewilligte die Verſammlung au 
für das diesjährige Geburtsfen St. Maj. des Königs für jeden ſtädtiſchen Hojpitaliten ein Ge- 
Ihent von funfzehn Silbergroſchen. 

— Im ber Sitzung am 14. d. Mts. wurde mitgeteilt, baß ber Magiftrat ber Stabt 
Franlenſtein in einem am die Kommunal» Behörben Berlins gerichteten Schreiben feinen Dant 
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fir die won, bier aus bei dem AUmglikt, ‚welches bie Stadt Frankenſtein getroffen, geſpendeten 
Bicheögaben autbrüde und babei zwei Eremplare ber zur Erinnerung am das Unglüd gefcla- 
‚genen Medaillen, wie zwei Egemplare ber von dem Brande aufgenommenen Lithographie über. 
ſende. Je eines biefer Eremplare wirb vom Magiftcat der Verſammlung -affervirt RE 
Rah einer Mittpeilung des Magiſtrats ift die Abſchätzuug ſämmtlicher, der X — F = 
Grundſtücke erfolgt, und wird auch bie Abihäyung ver Ländereien sc. mä ftens u vilgen 
daß die Vorlage ver General Zufammenftellung bes Attiv - und Baffio + Bermögeng N kin, \n 
Zeit erfolgen könne. — Die Berjammlung ertheülte bemmächft ihre Genehmigung in nächſter 
tung verſchiedener Gegenden unferer Stadt, bewilligte auch zur Legun g bes — Erleuch⸗ 
reren Orten bie Zahlung ber üblichen Hüljegelder aus dem Öundefteuer + Fonde an meb. 
— Die Bevöllerung Berlins hat fi im vergangenen Monat Au : 
ſenen vermehrt. In demjelben Monat v. I. fand fogar eine Berminder 


Statt. ri + H ı 4 
— Belanntlih iR durch das, um Einverſtändniß mit dem Königlichen Staatsminifterium, 


von dem Herrn Minifter des Innern erlaffene, im Minifterialbiart ür bi i 
ech pro 1858 Seite 134. abgebrudte Reſtript vom 8, Er d. 2 gs ‘e iunere 
: . : w age, ob 
penfionirte Beamte, beren Penfion die Höhe von 250 Thlr. nicht erreicht, und w " 
h — elche fein 
Brivatvermögen beſitzen, bei ihrer Niederlaſſung in einer Stadt auf Grund des 8. 5 
Städte · Ordnung vom 30. Mai 1853 zum Einzugsgelde berangezogen a * der 
erörtert nd verneinend eutſchieden worden. Ein Magiſtrat hatte hieraus Beranlaffun unen, 
men, ſich an das Minifterium des Innern mit dem Antrage zu wenden, daß das Heft — 
8. Zuli d. I. dahin modifizirt werben möge, daß das Geſetz vom 11. Juli 1822 ee 
Heranziehung der Staatsdiener zu den Gemeinbelaften, zwar burch die Städte» Ordnung A 
30. Mai 1853 in allen feinen Beftimmungen aufrecht erhalten fei, das Einzugs. und Haus- 
Banbsgeld jedoch nicht zu den bireften Gemeinde - Abgaben, vielmehr zu den indirekten gehöre 
und von bemfelben nad) $. 52. Alinea 5. der Stäbte-Orbnung nur Beamte im engeren Sinne 
befreit jeien. — In dem hierauf ergangenen Rejtripte bat das Minifterium des Innern ſich 
dahin ausgejprogen, daß das Cinzugs- und Hausflandsgeld — mie dies bereits von bem 
Königlihen Staats- Minifterium im einer früheren Bejchwerbefache ausbrüdiid anerfaunt und 
jeither durchgängig feftgehalten worden — offenbar zu ben direkten Kommunal- Afgaden zu 
rechnen, daß in ben Anführungen bes Magiftrats Leine Veranlafjung gefunden fei, von dieſer 
Auffaſſung abzugehen und daß es demuach bei ber in dem Minifterial » Reitripte vom 8. Iuki 
d. 3. getroffenen Eutſcheidung bewenbe. 

Dean ſchreibt aus Prenzlow unterm 14. Oktober: „Die Arbeiten zur Einrichtung einer 
Gasbeleuchtung hierjelbft werben mit großer Zhätigkeit betrieben. Die Röhren find größtentheile 
gelegt, und bie Straßenlaternen aufgeftelt, das Betriebshaus nähert fich feiner Bollendung. — 
Das neue Kreisgerichtsgebäube hierjelbft ift im Rohbau faft — und man iſt gegenwärtig 
mit Legung des Zinldaches beſchäftigt. Das Gefangenhaus IM ganz fertig und wird benutzi 
werben lönnen, fobald nur nod bie inneren Geräthſchaften angefchafit jein werben,“ 

B. Potsdam, 8. Oltober. Ju ber heute bier flattgefundenen Stabtverorbnetenfigung 
murbe mit Einführung ber beiven meugewählten unbejoldeten Stabträthe Mödinger und Aßmus 
borgegangen, Der Oberbürgermeifter Geh.⸗Rath Beyer bielt eine geeignete Aujprache, die auch ber 
Berdienfte ihrer verfiorbenen Amtsvorgänger ehrend gedachte. Hierauf wurde das Gutachten über 
bie Einrichtung eines Gefinde-Belopnungs- und Unterflügungsfonds ton ber damit betraut 
gewejenen Kommiſſion erflattet und nah bem von bem Berfaffer genehinigten Antrage die Aus 
gelegenheit dem Magiftrat zur Ausarbeitung eines Entwurfs zu dem Statute unter bem An 
ſuchen überwiefen, die Erfahrungen anderer Städte dabei zu benutzen. — Der folgende Bericht 
über Die Reviſion der Sparlaffen-Rechnungen pro 1855 bis 56 weift nad, daß bie Einrichtung 
der Sparkafie hier mehr und mehr Gingang findet. Im Jahre 1865 —— bie Einlagen 

* 


guſt nur um 196 Per⸗ 
ung von 337 Perſonen 
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von 404 Sparern 12,269 Thlr., im Jahre 1856 von 478 Sparern 14,160 Thlr., neue Spar- 
bücher wurden ausgefertigt 1855 — 140, im Jahre 1856 — 163 Stüd; der Gewinn betrug im 
Jahre 1855 2350 Thlr., 1856 2500 Thlr., im Beſtaud bei der Kaffe waren am Schluffe des 
Jahres 1856 — 52,781 Thlr. in Effelten und 250 Thlr. baar. Die Serviskaſſenrechnung 
für 1857 wird zur Revifion überwiefen, die Rechnung des Aichungs-Amts pro 1857 dechargirt. 
Ferner ift die Beleuchtung durch Gas im ſtädtiſchen Armenhaufe angeregt, die Koften ber Ein- 
richtung für 76 Flammen würden 1445 Thlr. betragen und dabei gegen bie bisherige Delbe- 
leuchtung eine namhafte Erjparniß erzielt werben, indem bei dem Gafe bie Hälfte der bisherigen 
Flammen ausreicht und eine Oelflamme in der Stunde für 2 Pf. Del erfordert, während bie 
Gasflamme bei dem ermäßigten Preife von 2',, Thlr. pro 1000 Kubilfuß in der Stunde 1,95 Pf. 
toften würde. Die Angelegenheit wird ber Finanz-Kommifflon zur Wenßerung über bie Be- 
Ihaffung der Gelbmittel Überwiefen, Der für die Trottoirlegung ausgeſetzte Fonds bon adıt- 
hundert Thalern hat im laufenden Jahre Überfehritten werben müffen, bie desfallſige Mehraus- 
gabe wird genehmigt. Hierauf wurden noch einige minder wichtige Vorlagen erledigt und ber 
bisherige Stabtverorbnete Kaufmann Müller zum unbefoldeten Stabtrath gewählt. Dann folgte 
eine geheime Situng. 


— B. — Potsdam, im Dfbr. Im einigen Städten bes biesfeitigen Regierungsbezitls, 
namentlich in Rathenow, Strausberg und Treuenbrietzen, ift es durch zwedmäßige Verwaltung 
des Kommmmalvermögens und durch Sparfamleit im neuerer Zeit gelungen, bie Kommunal» 
Bebürfniffe aus den Erträgniffen bes ſtädtiſchen Vermögens zu beftreiten, fo daß im biejen 
Städten keine Kommunalfteuer mehr erhoben wird. Im ayberen Städten, namentlich in Witt- 
flod, ift e8 möglich gewefen, die Kommunalftener erheblich zu ermäßigen. 


H. Bernau, im Oftober. Die bierfelbft erft feit dem Jahre 1856 eingerichtete Stra- 
fenbeleuchtung ift inzwiſchen bebeutend verbeffert worben. Seit dem 1. Dftbr. v. I. ift ber 
Straßenbeleuchtung, melde durch Camphine erfolgt, an den Minbeftforbernden ausgegeben 
worben. Der Unternehmer erhält pro Flamme und Stunde eine Verglitigung von 6 Piennig, 
wofür er ſämmtliche Ausgaben, namentlich die Koften für Unterhaltung ber Laternen, die Re⸗ 
muneration des Lampenanzünders u. ſ. w. zu beflreiten hat. Im abgelaufenen Jahre find zu 
den vorhandengewefenen 20 Stüd Strafienlaternen noch 3 neue angefhafft und aufgeftellt worden. 
Die Straßenbeleuhtung hat im Jahre 1857 229 Thlt. gekoftet. — Die biefigen Feuerloſch⸗ 
Anſtalten befinden ſich im vorzüglichen Zuſtande. Es iſt namentlich im vergangenen Jahre 
eine gute Acquiſition einer großen fahrbaren Schlauchſpritze von dem Magiſtrat zu Berlin ge⸗ 
macht worden, neue Feuertienen find gleichfalls beſchafft worden. Auf Unterhaltung der Feuer⸗ 
loſchanſtalten wurden einſchließlich der vorerwähnten Neubeſchaffungen im v. J. 223 Thlr. 
25 Sgr. 4 Pf. verwendet. — Spritenproben und Fener-Revifionen werben in der vorgefchrie- 
benen Weife regelmäßig abgehalten und bie dabei entbedten Mängel fofort befeitigt. Wegen 
Umgeftaltung des Feuerlöſchweſens find bie Verhandlungen zur Zeit noch im Gange. Die 
Feuer-Berfiherungsfumme ver ſämmtlichen Gebäude betrug am Schluffe des Yahres 1857: a. bei 
der Stäbte-Feuer-Sozietät 301,800, b. bei Privatverfihernngegejellihaften 237,150 Zhlr., zu 
fammen 538,950 Thlr. An Feuerkaſſengeldern für bie bei der Städte⸗Feuer-Sozietät in Ber- 
fiherung gegebenen Gebäufichteiten find im Jahre 1857 überhaupt 696 Thle. 29 Sgr. 1 Pf. 
Beiträge erhoben und abgeführt worden. Das Fener-Kaffengeld filr die Kommunal Gebäube 
beteng 27 Thle. 20 Sgr. — Die der Stadt in Folge des Gefeges vom 1. Auguft 1855 wegen 
Entbärbung der Städte von Tragung der Kommunalkoften dur den am 29. Januar 1857 
abgeſchloſſenen Rezeß auferlegte Rente beträgt 320 Thlr. 26 Sgr. 4 Pf. — Zur Regelung 
bes Strafenreinigungswefens ift Seitens ver Polizeiverwaltung im Einverflänbniffe mit bem 
Magiftrat eine Straßenpolizeiverorbuung entworfen, durch welche eine ſehr weſentliche Ber- 
beflerung in Ausfiht ſteht. 
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M. Landsberg a/B., im Oltbr. Der hieſige Kaufmann Benny Burchardt hat eine 
Stiftung von 4000 Thlr. unter bem Namen „Stipendium beim Königl, Gewerbe-Iuftitut ber 
Benuy Burchardiſchen Eheleute zu Landsberg a. d. W.“ mit der Befimmung gegründet, daß 
von dem Könige. Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten aus ven Zinſen 
am Zoglinge des Gewerbe-Juſtituts jüdiſchen Glaubens ein Stipendium verliehen werben fol. 
Mittelft Alerh. Kabinets · Ordre vom 1. September c. ift biefer Stiftung die Iandesherrliche 
Genehmigung ertheilt, und find ihr die Rechte einer juriftifchen Perfon verliehen worben. 


f£ Sadfen. 


— C— Halle, im Oktober. Auf Beranlaffung ber Königl. Regierung ift durch eine 
aus Mitgliedern der Kommunal» und Polizei-Berwaltung und ber Bürgerfchaft gebildete Kom- 
miffion eine neue Fener-Polizei-Orbnung für bie hiefige Stadt rebigirt, welche nach 
erfolgter Genehmigung Seitens der Königl. Regierung, mit bem 1. Oftober 1856 in Geltung 
getreten. Darnach find alle männlichen Einwohner der Stabt von 18—40 Jahren ſchuldig, 
die Dienſtverrichtungen zu übernehmen, die ihnen für ben Fall einer Feuersgefahr übertragen 
werben. Befreit von biefer Verpflichtung find nur 1) unmittelbare Staatsbeamte, 2) mittelbare 
Staatsbeamte, Privatbeamte und Arbeiter, die nach dem Ermefjen ber Feuer-Kommijfion wäh- 
rend eines Feuers ihren Poſten nicht verlaſſen Finnen, 3) Aerzte und Wundärzte, 4) körperlich 
untaugliche Perſonen. Eutſchuldigung fie einzelne Fälle begründet: Krankheit, Abweſenheit, 
eigene nahe Gefahr, Aus dieſen Mannſchaften, neben denen auch freiwillige Hülfe geftattet 
wird, find: 1) eine Sprigen-, 2) eine Wafferketten-, 3) eine Geſpann⸗, 4) eine Baugewerks⸗, 
5) eine Rettungs-Kompagnie gebilbet und jebe verfelben weiter in Züge und Sectionen getheilt, 
die theils zum aktiven Dienft eintreten, theils als Reſerven dienen. An ber Spige bes gefamm- 
ten Feuerlöſch⸗ und Nettungs-Wejens fteht der Königl. Polizei-Direltor. Die technifche Leitung 
anf der Brandftelle hat ein Feuer-Direltor mit 2 Stellvertretern, unter benen ber Stabtbau- 
wmeifter ſich befinden muß. Zur Unterftügung bes Feuer-Direltord bei der Organifation, Er- 

haltung und Fortbildung des geſammten Feuerlöſch- und Nettungswejens it eine Feuer⸗Kom⸗ 
miſſion berufen, im ber außer dem vorfigenden Direktor ſäͤmmtliche Hauptleute, ein Beamter 
der Polizei und Mitglieder der Kommunal» Berwaltung und Bürgerfhaft Sig und Stimme 
haben. Seit ber neuen Organifation ift erft eim euer von untergeorbneter Bebeutung vorge» 
kommen, e8 läßt fi) daher über die praftiiche Bewährung noch kein Urtheil fällen. 
Der Feuerlöſch⸗ und Kettungs-Apparat if vollſtändig komplettirt, die Sprigen (Fahr 
und Hanbfprigen) find fa ſämmtlich dem meueren Erfindungen und Erfahrungen gemäß neu 
beſchafft oder umgearbeitet. Neben ben beftehenden Schleifen-Sturm-Fäffern find eine Anzahl 
Räder-Sturm-Fäfler und ein großer Wafferwagen, überdies Rettungsleitern und Gurte nad 
Leipziger Muftern beſchafft. Ihre Anwendung wird durch einen aus ber Rettungs-Kompagnie 
gebilveten Steigerzug eingeübt und vorbereitet. lr Feuer außerhalb der Stabt im ſtädtiſchen 
Feuer-Rayon ift bie Beſpannung einer dazu beflimmten Spritze in Entrepriſe gegeben. Die 
Berfiherungsfumme hiefiger Gebäude betrug im Jahre 1845: im Jahre 1867: 
bei ber Provinzial-Feuer-Sozietät . » - - + - . 1,166,305 Zhlr. 941,895 Thlr. 
bei Privat-Berfiherungs-Gefellichaften. -» » + - -  _23,013,446 „ 5,750,3355 „ 
Summa 3,179,751 Thlr. 6,692,230 Thlr. 

— C.— Wittenberg, im Oftober. Ueber den Zuftand bes Aktiv» und Paffiv-Ber- 
mögen® ber hiefigen Kämmerei ergiebt ber fir das Jahr 1857 von bem Magiftrate veröffent- 
fihte Rechnungsauszug folgende Summen: A. Grundeigenthum. 1. bie fläbtifhen 
Gebände find auf 178,148 Thlr. abgefhägt und mit 92,144 Thlr. gegen Feuersgefahr ver- 
fihert. Der Nutungsertrag ift 1169 Thlr. 15 Sgr. 9 Pf. — 2. Grunpdftüde: a) Gärten, 
abgeihäst anf 2540 Thlr. mit einem Nutungsertrage von 142 Thit. 10 GSgr.; .b) Aeder, 
abgefhätst auf 46,694 Thlr, mit einem Nugungs.Extrage von 2990 Thle. 2 Sgr.; ©) Wieſen, 
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abgeſchätzt anf 186,800 Thlr. mit einen Nukıngsertrage von 15,055 Thin 5 Su; dY Gräfe 
reien, abgejhätt anf 914 Thlr., mit einem Nutungswertbe von 36 Thlr. 19 Sgrez e) Obfb 
anlagen, abgeihätt auf 6010 Thlr. mit einem Nutzungswerthe von 9 Thlr. 5 Sgr.; f) Fiſche⸗ 
reien, abgeſchätzt auf 139 Thlr. 15 Sgr., mit einem Nutzungswerthe von 9 Thlr. 5 Sgre; 
g) Wenger und Bläte, abgefhägt anf 10,110 Thlr. mit eimem Nutzungswerthe von 
3 Thlr. 20 Ser. 5 Pf; h) Alleen, mit Ausichluß der Obftalleen, abgejhägt auf 180 Thlei 
mit einem Nugungswerthe von 1 Thlr.; i) Hutungen, abgeihätt auf 3072 ZThlr. 15 Sgr., 
mit einem Nutungswertbe von 145 Thlr. 16 Sgr. 3 Pf. Mithin die Grundfiüde sub 2. 
zufammen mit einem Tarwertbe von 255,960 Thlr. — 3. Forſten: a) bie beiden forftreviere, 
ber Bobemar mit bem Burgftalle und der Fleiſcherwerder, abgeihägt auf 59,042. Thlr. mit 
einem Nutzungsertrage von 1988 Thlr. 13 Sgr. 8 Pf.; b) die Weibenbenger, abgeſchätzt auf 
5649 Thlr. mit einem Nutzungsertrage von 210 Thlr. 15 Sgr.; 0) die Jagden, abgeſchätzt 
auf 775 Thlr. mit einem Nutzungsertrage von 42 Thlr. 5 Sgr. Der Taxwerth der Forſten 
beträgt mithin 65,466 Thlr. und ver Geſammtwerth ſämmtlicher ımter 1: 2. 3: aufgeführten 
Grundſtücke und Gebäude 499,574 Thfre., hierzu bie ausſtehenden Altivkapitalien mit 6965 Thlr. 
23 Sgr.; es beträgt alfo das Altivvermögen der Kämmerei zuſammen 506,589 Thlr. 23 Sur. 
Dagegen betragen bie Baffiva 39,595 Thle. 3 Sgr. 9 Pf, fo daß die Aktiva die Paffiva 
um 466,944 Thlr. 19 Sgr. 3 Pf. überfieigem Der Rechnungsabſchluß für das Jaht 1867 
ergiebt: A. in der Einnahme: 1) Beſtand aus dem Jahre 1856 4361 Thlr. 15 Sgr. 
10 Pf.; 2) aufgenommene und zurüdempfangene Rapitalien 14,190 Thlr. 15 Sgr.; 3) Refte 
aus dem Jahre 1856 1693 Thlr. 25 Ser.; 4) vom Grundeigenthume 20,280 Thlr. 14 Sgr. 
2 Pf.; 5) Zinfen von Aftiv-Rapitafien 792 Thlr. 4 Pf.; 6) von Berechtigungen 1158 Thlr. 
20 Sar.; 7) Kommmmalfteuern und ähnliche Erhebungen 7889 Thlr. 24 Sgt. 3 Pf. ; 3) insge⸗ 
mein 2031 Thle. 24 Sgr. 2 Pf. Summa aller Einnahmen = 52,398 Thlt. 18 Sgr. 
9 Bf. B. in der Ausgabe: 1) Rüderflattungen 6 Pf.; 2) Reſtausgaben 44 Thlr. 7 Sgr; 
6 Pf.; 3) Nemangelegte Kapitalien 11,760 Thlr. 29 Sgr. 3 Pi; 4) Berwaltiingsfoften 5978 Thlr, 
2 Sar. 8 Bi.; 5) Zinfen von Paffiofapitalien 1577 Thlt. 4 Sgr. 10 Pi.; 6) Grumd+ und 
andere Abgaben 1858 Thlr. 25 Ser. 8 Pf.; 7) Benflonen und Unterſtützungen 1747 Thlt. 
22 Sgr. 7 Pf; 8) zur Unterhaltung ver Kirchen und Schulen 3292 Thit. 4 Sgr. 3 pf.; 
9) Stipendien und Pegate 722 Thlr. 18 Sgr. 10 Pf.; 10) zur Erhaltung der Gebäude und 
Grundftüde 6269 Thlr. 20 Sgr.; 11) für die Feuerlöſch/ Anſtalten 146 Thlr. 14 Sgr. 8 Pf.; 
12) Zuſchüſſe zur Armenpflege 6391 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf.; 13) zu polizeilichen Zweden 70 Thlr. 
4 Sort: 8 Pf; 14) für bie Militair- Anftalten 578 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf.; 15) für die Stra 
fenanftalten 1290 Thlt. 22 Sgr. 3 Pf. ; 16) Kaduzitäten und Erlaſſungen 69 Thlr. 16 Sgr. 
1 Bf.; 17) filr die Marſtallwitthſchaften 1146 Thlt. I Sar. 6Pf.; 18) Prozeßloſten 281 Thfe, 
29 Sgr. 3 Bf; 19) zur Schuldentilgung 4539 Thlt.; 20) für bie Bibliothel 38 Thlr. 27 Spr.; 
21) insgemein 2272 Tple. 12 Sgr. 11 Pi. — Summa fämmtliher Ausgaben 
50,027 Thlr. 11 Sgr. 10 Pf. Der am Schluffe des Jahres 1857 verbliebene Baarbeftand 
betrug daher 2371 Thlr, 6 Ser. 11 Pf. 

Zeig, 9 Oltober. Die Wahl des Stabtverorbneten-Borftehers Kell zu Weißenfels zum 
Abgeordneten der Kolleftivftänte Weißenfels und Zeig zum Provinzial» Lanbtage, ſowie bes 
Magiftvats-Affeffors Joſt zu Weißenfeld zum 1, und des Kaufmanns und Stabtoerorbneten 
Adalbert Rothe hier zum 2. Stellvertreter bes Abgeordneten if beſtätigt. — Der feit einigen 
Jahren herrihende Mangel an Heineren Wohnungen if eher im Zu- als Abnehmen 
begriffen, fo daß bie zur Aufnahme obdachloſer Perfonen beflimmten Räume für bie Zahl 
folcher Perſonen kaum noch ausreichen, und ſolche Hauswirthe, bei benen noch Logis offen 
ſtehen, ſeitens unſerer Kommuumalbehörbe zur Meldung aufgefordert werben, damit ihnen obdach- 
loſe Familien als Miether zugewiefen werben können. Diefer Wohnungsmangel bat theils im 
dem verhältnißmäßig bebentenden Zuzuge von Außen feinen Orund, ber im biefem Jahre bereits 
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50 Femillen gebracht Hat und Überhampt in ber Begründung neuer Hausſtände, theils aber auch 
darin daf wenig neue Wohnungen gebaut werben. Cine Folge davon ift, dahß bie Miethopreiſe 
im Steigen begriffen find, und hiernach läßt ſich erwarten, daß die Banluft ebenfalls zunehmen 
wird, welche bisher durch dem geringen Stand biefer Preife niebergehalten wurde, 


g. Bheinland und Wefphalen, 


Köln, 8. Ottober. Zu Anfang der geftrigen Stabtverorbneten-Berfammlung nahm der 
Stadtverordnete Here Schul-Infpeltor und Dom - Kapitular Dr. Bror das Wort, um für die 
hei Gelegenheit feines Abjährigen Amts +» Jubiläums ihm bezeigte freundliche Theilnahme feinen 
Dant auszuſprechen. Weiteren Dank fagte derſelbe fodann auch für die Sorgfalt, welche das 
Kolfegimm dem ftäbtifchen Schulweſen bieher zugewandt habe, und Tnüpfte hieran die Bitte 
fötdhe auch für die Zutunft bewähren zm wollen. — Der Borfigende, Ober - Bürgermeifter 
Stupp, berührte hierauf folgende, in früherer Sitzung angeregte Punkte: Die Bedachung bes 
neuen Schulhauſes von St. Urſula, die angebliche Berzögerung der Bezahlung der bei flädtifchen 
Banten befcpäftigt geweſenen Handwerter, die Rathhaus-Rapelle und den Rathhaus-Ban. In Betreff 
des erfien Punktes Habe bie angeftellte Revifton ergeben, baß bie laut gewordenen Zweifel an 
der Tüchtigleit der Bedachung durchaus unbegründet ſeien. Was die verzögerten Zahlungen 
ambelangt, fo handle es ſich hierbei insbejonbere um ben amsgeführten Kanalbau, hinſichtlich 
deſſen ſich auf einer Strede deſſelben Auſtände ergeben hätten, deren Erledigung nicht im ben 
Händen der Verwaltung gelegen habe; es ſei inzwiſchen von Seiten ber letzteren ein Exeitatorium 
des Konigl. Miniſteriums beranlaßt worden, um ben Abſchluß der Rebifions-Berpanbiungen zu 
beſchleunigen. Hinfichtlich der Rathhaus - Kapelle habe bie Berwaltung nenerbings angeordnet, 
dafı diefelbe an bem hierzu befiimmten Tagen für Befucher zugänglich fei. Wegen des Rathhaus. 
Banes würden bie bereits begonnenen Verhandlungen der mit biefer Angelegenheit beauftragten 
Kommiffien ihren Fortgang haben. Der Berfammlung wurde fobann der Entwurf einer 
notariellen Urkunde mitgetheift, durch welche bie Erwerbung des für bem Gürzenich - Bau ange- 
kauften Herrenbrauhanfes befinitiv geregelt werben fol. Das Kollegium war mit biefem Ent. 
wife einverftanden. Zwei nummehr folgende Gegenftänbe ber Tagesordnung veraulaßten Tange 
Debatten. Sie betrafen das zu erbauende Podenhaus mub die am geeigneten Stellen ber 
Stabt anznlegenden Piffoirs. Zur Erbauung des Podenhaufes wurben, ba man ein ferneres 
Sträuben für erfolglo® erachtete, die anfchlagsmäßigen Koften im Belanfe von 11,647 Thlr. 
bewilligt. Die Viſſoirs ambelangend, genehmigte das Kollegium, daß mit Vermehrung berjelben 
fortgefahren werbe, doch follen hierbei bie von eimem Mitglieve zugefagten Vorſchläge zur 
zweckmäßigeren Einrichtung ber fraglichen Apparate in Betracht gezogen werben. Mit über- 
wiegenber Majorität hielt die VBerfammlung fiir angemeffen, daß ſchon jest mit einem polizei- 
lichen Berbot gegen die zwar (leider) ortsübfichen, aber jedenfalls fehr anſtößigen umb zur 
Berunreinigung ber Hänfer, Straßen und Öffentlichen Pläge gereichenden Ficenzen eingefäpritten 
werde, und e8 wurde die Verwaltung erfucht, eim derartiges Verbot bei ber zuflänbigen Be- 
hörbe im Antrag zu bringen. 

Duisburg, im Oktober. Die Berfammlung der Stabtverorbueten beſchloß in ihrer 
Sitzung am 4. d. M., Daß auf den Kommunal» Etat pro 1859 zur Erhaltung verſchiedener 
Wege im Ganzen 1700 Thlr. gebracht werben follten. Die Verſammlung beihloß, daß fortan 
flatt, wie bisher dreimal, wöchentlich ſechsmal Markttag gehalten werben fol. 

Eſſen, 13. DOttober. In der heutigen Gemeinberathefigung wurde beſchloſſen, dem zu 
wählenden Bürgermeiſter ein fire® Gehalt von 1200 Thlr. und anßerdem freie Wohnung zu 
gewähren, Die fipufirte Benfton beträgt nach Ablanf ber erften jede Jahre 200 Thlr., nad 
eitter zwoölfjährigen Dienftzeit 400 Thlr, Auch wurde beſchloſſen, in Öffentlichen Blätiern bie 
Erledigung der hieſigen Bürgermeifterftelle und die Beſoldungsverhältniſſe derſelben befannt zu 


machen. 
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? Trier, ben 30. Oftober. Die lage, daß bie Zahl der Unterftügungsbebürftigen in ben 
Stäbten mit jebem Jahre wachſe, gilt auch filr die biefige Stabt und ift nicht men; eben fo 
wie ber feltene Reichthum ihrer Armen +Anftalten alt begründet und weithin befannt ift und 
dennoh das Bebürfniß kaum zu befriedigen vermag. Ein Zeugniß hierüber ans Älterer Zeit 
enthält das Buch des Profeffor Benzenberg „über die Gemeinde» Ausgaben ber Städte 
Düffeldorf, Elberfeld, Barmen, Trier ıc., Bonn bei &. Weber 1835*. — Danach waren in 
Trier im Jahre 1834 über 5000 Arme, Es war bier der dritte Menſch ein Armer, während 
in Köln ber fechfte Menſch es war. Die Ausgaben ber Armen » Anftalten betrugen zufammen 
38,857 Thlr., und es famen davon bei 14,489 Einwohner, welche Trier bamal® hatte, auf 
jeven 2 Thlr. 20 Sgr. In Köln betrug der Armenfonds im Durchſchnitt auf jeven Einwohner 
nur bie Hälfte davon: 1 Thlr. 10 Sgr. Benzenberg folgerte aus der Höhe der Armenfonbs 
beider Städte, baf Trier zur Zeit feiner höchſten Blüthe, etwa im 16. Jahrhundert, über 
100,000 Einwohner gehabt haben müfe. — Diefen Angaben find zur Bergleihung die folgen» 
den Mittheilungen über die Ergebniffe der letzten Jahre am bie Seite zu fielen, welche indeß 
eine Befferung auf biefem Gebiete nicht erlennen laſſen. — Unter ben öffentlichen Armen- 
Anftalten nimmt die Hofpitien » Anftalt bie erfte Stelle ein. Sie wurbe im Jahre 1805 durch 
bie Bereinigung mehrerer Stiftungen, wovon das St. Jalobs⸗Spital vom Jahre 1378 bie 
ältefte, gebildet. Die Bermaltung berfelben leitet eine Kommiſſton von 5 Mitglievern. Das 
Hausweien und das Berpflegungsamt ift 13 Schweftern bes Orbens vom b. Karl übertragen. 
Für den Unterricht der Kinder ift ein eigener Lehrer angeftellt; da® Amt bes Hausgeiflichen 
verfieht eim ftäbtifcher Pfarrer. Die Zwede der Anftalt find namentlich: a) Heilanftalt für 
ſolche, welche an vorübergehenden Krankheiten oder Schäden leiden; b) Berforgungsanftalt für 
ſolche alterſchwache oder gebrechliche Perſonen, welche „arm und ſiech“ find; c) Erziehungsanftalt 
für Waifen, verlafjene oder hülflos gewordene Kinder, und d) Unterftigungsanftalt für Be- 
bürftige. Das Maß, in welchem die Anftalt ben ihr durch bie Stifter auferlegten Berpflich- 
tungen gemügt, vichtet fich einestheils nach ben Beſtimmungen ber einzelnen Stiftungen, anbern- 
theil® nach den verfügbaren Fonds. An einzelnen Stiftungen find Bororte betheiligt. Im 
mehrern Stiftungsurfunden ift ausbrüdfich vorbehalten, baß bei den Aufnahmen und Unter 
fügungen auf einen unbefcholtenen, vechtfhaffenen Lebenswanbel gehalten werben fol. Die 
reihen Mittel diefer Anftalt unb was fie für Erfüllung der Stiftungszwede leiſtet, zeigen fol« 
gende Zahlen. Es betrugen in ben Jahren: 

1849: 1850: 1856 : 

das Einkommen aus Grunbbefi -. . .» » . Zhlr. 26,668. 28,321. 31,601. 

das Einkommen aus Kapitalvermögen -. ». „m 6,784. 6,59. 6,377. 

bie Berwaltungsfoften und Löhne. . . » » 8,051. 3,066. 8,579. 
bie Koften für Verpflegung, Belleibung, dein 

Ütenfilien, Beerbigung . . - R „» 22,150. 20,378. 28,476. 

bie Koften für Unterhaltung ber Sebäube a ie ME 1,029, 2,049, 
bie Bewirtbihaftung ber Weinberge, ber Län- 

bereien (zum Hausbebarf) unb des Waldes „ 5,720, 2,983. 8,264, 


bie Unterflügungen an Gb . » 2 2 22002188. 1,312. 1,165. 
Es wurden in der Anftalt verpflegt: 

Pfrünbner und Häusline - » » 2 22.2.0... 161. 157. 133, 

ee DE EEE a Br an 73. 71. 310. 

Waiſen und hutfebedürſige Kinder era 160. . 

Hebammen» Zöglinge . . 2 2 2 2 2 ren 13, 20. 28, 

Schwanger . . ; 10, 12. 122. 


Die Hofpitien » Anftaft at 3 Hülfs - Anftalten: er Bfanbhaus , bie Sparlaffe und bie 
Hebammen + Lehranftalt. 
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Bei dem Pfanbhanfe beteng in ben Ja 1849: 1850: 1856: 
die Zahl der Darlebme . » » 2 00 0. 1,612. 8,973. 14,086. 
deren Gelbwertb - » » 2 0 en. hir. 16,028. 18,481. 23,101. 
bie Zahl der micht eingelöften Bfänder. . . . - 5,074, 4,991. 10,062. 
ber Betrag ber bafür geleifteten Geldvorſchüſſe Whlr. 10,360. 13,288, 17,862. 
bie Zahl der zur Öffentlichen Berfleigerung gebrachten 
Minde. 6 446. 610. 1,342. 
der Erlös daffii.Thlr. 1,128. 1,220. 2,368. 
der jährliche Ueberſchuüß.. . 171. 374. 307, 
Bei der Sparlaffe war in benfelben Jahren 
ber Betrag des eingelegten Kapital . . . Zhlr. 18,268. 13,990. 21,325. 
bie Zinfen betrugen. » 2 0 0 ne. " 96. 1,172. 1,683, 
Die Hebammen »Lehranftalt nimmt Hebammen » Zöglinge zur Ausbildung auf, und c# 
beträgt das Lehr. und BVerpflegungsgeld für den halbjährigen Kurſus für inländiſche Zöglinge 
48 Thlr., für ausländiſche 80 Thlr. Die zu emtbindenden Perſonen erhalten, wenn fie unver» 
mögend find, burchichmittlich während 4 Wochen unentgeltliche Verpflegung in ber Anftalt. 
Da wo bie Hofpitien-Anftalt nicht helfen kann, tritt bie Armenpflege ber flädtifchen 
Armen ⸗ Rommilfion in Wirkſamleit. 
Das Einlommen derſelben betrug in ben Jahren 1849: 1850: 1856: 
aus Grunbeigentbum . er Thlr. 793, 840, 561. 
aus Kapital Vermögenn. 7156. 682, 1857. 
an Sunbefemr - © « 2 7 0 0 0 0 2 0 m MT. 356, 576. 
an Abgaben von öffentlichen Luftbarkeiten . ». » „268. 281. 308. 
an Zufhüffen aus der Stabtlafie .- -. » „83800. 3200. 2000. 
Die Unterſtützungen, welche verabreicht wurben, betrugen: 


an Gh ... —F „ 1981. 1729. 2225. 
an Lebensmitteln . - 2 a Hr 2 nennen BB, 812, 809. 
an Brennmaterial . . :» + » ‚ 1434, 1296, 141. 


an Mebilamenten und Krankenpflege -»- - « » 684. 1468, 1038, 
an Hausmiethe, Lehrgelb, Mleivungsftüden . . ». „189, 263. 236. 

Die Anzahl der vorübergehend unterftügten Perfonen reſp. Familien betrug im Jahre 
1856 590, ber fortlaufend unterftügten 166. Die Anzahl der theilweile bei Han 
ee bei Pflegeeltern vorübergehend zur Pflege untergebrachten hülſsbedürftigen Kinder 
war 81. 

Neben dieſen öffentlichen Anftalten gewähren die Privat-Bereine, die Armenſchule, ber 
Elifabetpen - Berein, der evangeliihe Frauen» Verein, der Bingentins- Berein und bie häusliche 
Privatwopithätigkeit reiche Beiträge und in vielen Fällen ausreichende Unterflüungen. Alle 
biefe aus Öffentlichen Anftalten, einſchließlich durch bie Krankenpflege im Stabtlagaretb und das 
Sandarmenweien, und von Privaten geleifteten Armenunterftügungen zufammengenemmen, be- 
trugen im Jahre 1847 51,018 Tple., im Jahre 1848 52,369 Thlr., im Jahre 1849 
51,922 Tüle,, im Jahre 1856 ca. 54,000 Thlr. — Hiernach beredinen ſich auf ben Kopf ber 
Bevöllerung von 17,754 Einwohnern über 3 Thlr. von der Ausgabe für das Armenweien, 
mithin noch 10 Sgr. mehr als im Jahre 1834. 

Was ift die Urfache dieſer häufigen nicht zu überwältigenden Armuth ? Auf eine Unter. 
ſuchung dieſer Frage, welche der Profefior Benzenberg im feinem oben genannten Buche anige- 
worfen aber unbeantwortet gelaffen hat, ann im dieſen Blättern ebenfalls nicht eingegangen 

werben. Es ift bier nur auf Ein Moment, auf das Zupiel ver Gaben und Unterftügungen 
binzumweifen, welches in einem ber legten Berwaltungsberichte durch die Bemerkung ansgebrüdt 
iR, daß bei allen Bewilligungen auf Erhaltung und Vermehrung des Armenfouds Bedacht zu 
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nehmen fei, woburd indirekt bie Moralität der HAlfbedürftigen befßrbert 
werde — Gewiß if, daß bie erfehnte Beſſerung folhen Mifftandes, ſelbſt durch die mittelfi 
Einführung bes Einzugs + und Hausftandsgeldes geſchaffene Abwehr eines ohnehin ſchon geringen 
fremden Zuwachſes der Benölferung, überall da ſchwerlich erwartet werben barf, wo durch ein 
Ueberntaß von bebormumbenber Flirforge das Proletariat innerhalb der Einmohnerfchaft ſelbſt 
erwächſt und groß gezogen wird. 

Aachen, im Dftober. Die auf den 28. v. Mt. anberaumte Sitzung de Gemeinde 
raths konnte micht abgehalten werben, da brei Mitglieder an ber befchluffähigen Anzahl 
fehlten. 

Die Einladung zur Sigung am 1. d. M. ift unter Hinverweiſung anf ben $ 40, ber 
Stäbte-Drbnung erfolgt. Der Herr Borfigende legte der Verſammlung den vom Komitee für 
bie Schulangelegenheiten berathenen und vom Finanz + Komitee unbedingt gutgeheifienen Etats 
Entwurf für die Mädtifhen Elementarſchulen ımb den Erlänternngsbericht zu demſelben zur 
Prüfung vor, verlas und erläuterte bie einzelnen Pofitionen und machte auf Folgendes auf 
mertſam: 

Eine weſentliche Veränderung bei der Einnahme ſei dadurch eingetreten, daß ber Schnl 
Kaſſe aus den Erträgen der frühern Spielbank anftatt der bieherigen Summe von 20,000 Thlr. 
vorläufig 40,023 Thlr. 15 Sgr. als Dotationsfonds fir die Elementarſchulen überwieſen und 
daran die Zinfen ad 4, pCt. mit 1801 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf. vorgetragen worden fein. Da 
inbeffen biefer Dotationsfonds unter denjenigen Zweden, welche nad den Allerhöchſten In- 
tentionen Sr. Majeftät bes Königs aus den Intraden ber aufgehobenen Spielbank befriedigt 
werben follen, bie fette Stelle einnimmt, fo fünne bie Höhe biejes Fonbe erft bann genau 
feftgeftellt werden, wenn bie Koftenbeträge fir den Bau und bie Einrichtung des neuen Spitals 
und die Herftelung des Krönungsfanles fih mit Sicherheit beſtimmen liefen. Die Ueberweifung 
ber genannten Summe von 40,023 Thlr. 15 Sgr. als Dotationsfonds fet daher der ſtädtiſchen 
Schuflaffe vorbehaltlich des Rechtes theilweiſer Zurückforderung für bie jenen Fonds vorher- 
gehenden Zmede überwieſen worden, wenn dieſe, namentlich der Hofpital» und Rathhausbau, 
ſchließlich mehr als die bafür disponibel gehaltenen Mittel in Anſpruch nehmen follten. 

Die Antgabe betreffend, verlange die Königliche Regierung, daß für diejenigen Lehr- 
fiellen, an welchen Hülfslehrer oder geiftfiche Lehrerinnen angeftellt fein, das volle Normal» 
gehalt disponibel geftellt werde, mas in gegenmwärtigem Etatsentwurf um 1975 Thlr. über 
das wirflihe Bedürfniß hinausgehen und alfo die fädtifhe Umlage nm biefelbe Summe 
erhöhen würde. Die genannten Komitees feien aber, wie and dem vorgelefenen Erfäuterungs- 
Bericht hervorgehe, der Anfiht, daß ber Zuſchuß aus der Stabtfaffe nur nad bem wirklichen 
Bedürfniß ermeffen werben lörne, nämlich in dem Maße, wie fi bie Ansgaben vorausfichtlich 
fielen würben,, denn die Stadt lönne nur verpflichtet fein, das wirkliche Defizit im Schuletat 
durch einen entſprechenden Zuſchuß aus der Stabtlaffe ſicher zu fielen. Es Fönnten ſonach im 
Schuletat feine Kredite für Ausgaben vorgefehen werben, bie vorausſichtlich und Lontraftgemäß 
im bem Jahre, für welches der Etat aufgeflellt werde, gar nicht zur Berwenbung lommen 
würben. 

v. Gunita ſetzte vorans, daß Über bie Haltbarkeit der im Erfäuterungsberichte aufgeführ- 
ten Gründe fein Zweifel in der Verſammlung obwalten Lönne und empfahl die umbebingte 
Gutheißung des vorliegenden Etats. 

Rumpen war ber Meinung, baß, mo ein geringeres Gehalt beſtehe und dieſes doraus- 
ſichtlich im nächften Jahre auch nur zur Ausgabe kommen werde, biefe Sätze dann ach nur in 
den Etat aufgenommen feien, daber Ichliehe er ſich dem Gutachten der beiden Komitees an. 

Der Vorfigende bemerkte, daß bezüglich ber Gehaltserhöhungen ſowohl ber Gemeinderath, 
wie die Stadtverwaltung immer der Meinung geweſen feien, dieſe Erhöhungen in ber Weife zu 
bewirken, daß bie vafant werdenden Stellen durch junge aber gehörig qualifigiete Lehrer zu einem 
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Grfufte Horn 200 Thlru. beſetzt würden. Bei guter Fuzruug ud entfprechenden Leiftungen habe 
diefes: Gehalt ſtufenweiſe erhöht und aus ben Eriparniffen die Gehälter der Altern würdigen 
Lehrer Bis 500 und 600 Thaler erhöht werben fönnen, ohne dazu die ſtädtiſchen Zuſchüſſe in 
Anſpruch zu nehmen. Diefe Meinung fei dur den Umſtand unterflügt worden, daß, nad 
Ausweis amtlich cingezogener Mittheilungen in allen andern Städten das Berhältniß ber 
Haupt: und Hülfolehrer an den Schulen befiche und die hieſige Stadt, ſelbſt bevor 1500 Thlt, 
Grhaltserhöhungen binzugelommen feien, zu Schulzwecken verhältnißmäßig mehr beigetragen 
habe, als irgend eine Stabt ber Monarhie, Magdeburg allein ausgenommen. Die Konigl. 
Regierung habe indeſſen die dieſſeitigen Vorſchläge nicht genehmigt, ſondern deu Normaljat, Yon 
30 Thalern feftgehalten. 
Boſſen bemerkte, daß, da in allen anderen Städten ein anderes Berbältmiß beftehe 

zu Schulzwecken ans näptiichen Mitteln nicht fo viel verwendet werde, fich bie bie und 


fige Sta 
einem erzeptionellen Zuftanbe befinde umd man baher wieder auf bie früheren ® ame 
zurüdtommen müffe- 


Lingens war der Anſicht, daß Seitens ber Stadt eine desfallfige Beſchwerde an die 
Kammern gerichtet werden mie, da die in diefer Sache ergriffenen Rekurſe ohne Erfoly ge- 
Blieben freien. 


Hiernach ertlärte ſich die Verſammlung mit dem bergefegten Schuletats- Entwurf und 
dem dazu gebörigen Erläuterungsberihte in allen Theifen einftimmig einverftanben , wonach fic) 
die Einnahme und Ausgabe auf die Summe von 26,987 Thlr. 20 Sgr. 5 Pi. ſtellen und ber 
nach Bebürfniß zu überweifende ſtäͤdtiſche Zuſchuß 13,002 Thlr. 26 Sgr. 9 Pf, beträgt. 

Scheibler, als Mitglied des Finanz Komitees legte bie Etatsentwürfe für bie höhere 
Bürgerjcpule, für bie weibliche Unterrichts-Auſtalt zu St. Leouhard und den Fonds des ehema- 
ligen Urfulinerinnen » Kloſſers pro 1859 zur Begutachtung vor. Der vom Kuratorium der 
höhern Bürgerſchule entworfene und vom Finanz: Komitee geprüfte Etat für dieſe Anflalt giebt 
zu feiner Erinnerung Beranlaffung, da alle Pofitionen jo geblieben find, wie pro 1858. Der- 
ſelbe ſtellt fih in Einnahme und Ausgabe auf die Summe von 9138 Thlr. 10 Sgr. 4 Pi, 
und. ber ſtädtiſche Zuſchuß auf 4648 Thlrt. 5 Sgr. Nach genommener Keuntniß erklärt ſich bie 
Berfammlung mit diefem Etatsentwurf, reſp. mit ber Leiſtung des ſtädtiſchen Zuſchuſſes von 
4648 Thlr. 5 Sgr. einflimmig einverflanden. 

Dortmund, im Oftober. Die Stabtverorbneten» Verſammlung nahm im ihrer Sitzung 

am 29. v. Mts. - Kenntmiß von der Verfügung Königlicher Regierung vom 17. v. Mte,, 
wornach auf Gtund des $. 64. der Stäbte- Orbmung befimmt worden if, daß dem Bilrger- 
meifter für Die bevorftehende Wahlperiode mindeftens 1500 Thlr. als Gehalt ausgeſetzt werben, 
worauf dann anberweit folgender Beſchluß gefaßt wurde: a) ber unterm 26. Juli d. 9. reip. 
30. v. Mts. von der Stabtverorbneten » Berfammlung gefaßte Beſchluß, wornach das Dienft- 
Eintommen des zu wählenden Birgermeifters auf 1200 Thlr. Gehalt mıd 300 Thlr. Repräfen- 
tationsfoflen normirt worden iſt, wirb hiermit zurlidgenommen, babingegen wirb b) das Gehalt 
des Bürgermeifters fiir die bevorſtehende Wahlpertobe auf 1500 Thlr. feſtgeſetzt 


Kaifertbum Defterreich. 


Wien, den 10. Oltober. Dem Gemeinderathe ver 1.1. Reihshaupt- und Wefidenzftabt 
Wien liegt gegemmärtig der Boranfchlag der ſtädtiſchen Eiinahmen und Ausgaben für das Jahı 
1859 zur Prüfung und Erledigung vor. Dies bringt Bürgermeifler Dr. Seiller in ben Diener 
Blättern mit dem Bemerlen zur allgemeinen Kenntniß, daß dieſes Mechnungsoperat nach Bor- 
ſchrift des $. 84, ber prod. Gemeindeorduung für bie Stadt Wien vierzehn Tage zur Öfient- 
lichen Einfiht im Bilreau des Gemeinderathes am Rathhauſe aufliegen werde. 
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Der biefige Gemeinberath bewilligte in feiner (187fien) Sigung am 7. v. Mts. ber zu 
Bien flattgefundenen 18ten Berfammlung ver Deutjchen Philologen, Schulmänner und Orienta- 
liſten in Folge Einfchreitens des Präſidiums ben Betrag von 1000 Fl. zur theilmeifen Dedung 
ber Auslagen. Zur Beftreitung ber Auslagen für die Konfkriptions - Revifionen war außer ben 
in den Jahren 1857 und 1858 zu biefem Zwecke präfiminirten Summen nod ein Betrag von 
20,000 Fl. erforderlich, daher ein weiterer Krebit in ber angegebenen Höhe bewilligt wurde. 
Mit dem 1. November d. 3. tritt die neue Währung in’s Leben. Es ift fomit ber Betrag in 
Defterreihifher Währung feftzuftellen, welcher monatlich als Schulgeld entridtet werben muß. 
Dem gegenwärtigen Schulgelve monatlicher 30 Kr. entiprechen 52°, Kr. Defterreichiicher Wäh- 
rung, bem Schulgelde pr. UFl., welches von ben Lehrjungen beim Aufdingen und Freiſprechen 
bezahlt wird, 1 Fl. 5 Kr. in der neuen Währung. Im Iutereffe des Vollsſchulweſens nicht 
minder wie zur Befeitigung ber Schwierigkeiten bei ber Einhebung unb Berrehnung des Schul- 
gelbes wurde ber Monatsbetrag für bie Bollsfhule mit 50 Kr. und für den Wiederholungs- 
Unterricht mit 1 1. Defterreichifcher Währung beim Aufdingen und Freiſprechen feſtgeſetzt. 

Wien, den 17. Oltober. Es heißt gegenwärtig wieber in mehreren auswärtigen Blättern, 
daß wir am Vorabend der Publikation einer Gemeindeorbnung ſtehen. Diefer Nachricht iſt un⸗ 
bebingt zu widerſprechen. Wie ich erfahre, bat nämlich erſt vor einigen Tagen wieber ber 
Reiheratb den vom Minifter des Innern, Frhru. v. Bad, vorgelegten Gemeinbeorbnungs- 
Entwurf verworfen. Es ift dies ber vierte Bach'ſche Entwurf, ben ber Reicherath in Bezug 
auf die Gemeindeordnung ablehnt, und wenn man gleich auf die Freifinnigkeit eines von Bad) 
gemachten Gemeindegeſetzes nur bie allerbefcheidenften Hoffnungen ſetzen darf, fo ift micht zu 
verfennen, daß e8 überhaupt zunächſt nur darauf ankommt, aus dem enblofen Proviforium im 
einen legalen Zuftand zu kommen. Wenn, wie 8 fcheint, das reichsräthliche Votum für biefes 
Geſetz unentbehrlich ift, damit das letztere die kaiſerliche Sanktion erhalte, fo it an bem Zu- 
ſtandekommen eines ſolchen zu verzweifeln, denn es befteht zwoifchen dem Minifterium und bem 
Reichsrath in biefer Beziehung eine prinzipielle Meinungsverfchiebenheit, die kaum ausgeglichen 
werben kann. Der Reicherath will in der Gemeinde bie Befugniffe ber großen Grunbbefiger 
wahren, nahebei bis zur Patrimonialgerichts- Berfaffung zuridgreifen, während bie Minifter in 
biefem Punkte keine Konzeifion machen wollen. Inzwiſchen bleibt Alles beim alten Proviforium, 
und ein heute befannt gewordener Erlaß ber Statthalterei im temeſcher Banat giebt ein vecht 
anfhaulihes Bild von dem gegenwärtigen Zuftande. Es heißt ba: „Die vollftändige Auflöfung 
bes beftehenden Gemeindeausſchuſſes wird hiermit von der kaiſerl. Statthalterei aus bringenben 
öffentlichen Urſachen ausgeſprochen. Die kaiſerl. Kreisbehörbe wirb die Zahl der Mitgliever des 
neuen Gemeindeausſchuſſes beffiimmen und für feine vollzählige Zufammenfegung Sorge 
tragen, “ 

Trieft, im Oktober. Die biefige Zeitung theilt nachſtehendes Budget unferer Stadt für 
das folgende Jahr mit: 

Der Boranichlag weift eine orbentlihe Einnahme von 1,928,184 Fl. nad), ber bie orbent» 
lihen Ausgaben mit 1,899,063 Fl. gegenüberfiehen. Der Ueberſchuß beträgt aljo 29,121 Fl. 
Die auferordentlihen Einnahmen belaufen ſich jedoch nur auf 22,000 Fl., wogegen bie aufer- 
orbentlihen Ausgaben bie Ziffer von 557,704 Fl. erreichen, mithin ein Minns von 535,704 FI. 
ergeben. Nach Abzug des Ueberſchuſſes des orbentlichen Bubgets bleiben jebod nur 506,583 Fl. 
ale Deficit, das theils aus den Beſtänden des Jahres 1858, theil® aus dem Berlauf von 
Nationalanlehns » Obligationen gebedt wird. Die einzelnen Ziffern des Budgets find folgenbe : 
1) fläbtifhe Zölle auf Getränte und Fleifh 1,282,716 Fl., 2) Grunbfiener 331,800 Fl., 3) 
Miethzinfe 45,401 Fl., 4) Tarem und zwar: a. Pflafter- 34,200 Fl., b. Martt- 2400 Fl., 
c. Raminfege- 3100 Fl., d. Schul 1780 Fl., e. Bürgerrechts nnd Gemeinbeangehörigkeits- 
300 Fl., f. Mortuar- 9850 Fl., g. Bau» 1000 Fl., n. Schladt- 23,000 Fl., zufammen 
75,630 $1., 5) Intereſſen von Altivkepitalien 32,077 Fl., 6) verfhievene Einkünfte und zwar: 
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a. feſte Beiträge 189 Fl., b. Erſparniſſe an Voranſchlägen 8870 Fl., e. Erhebungsgebüpren 
85,700 Fl., d. Geblßren von im Spital Berpflegten 36,000 Fl., e. Verſchiedenes 1051 Fl. 
zufammen 81,810 $1., 7) Zuſchlag zut Hauszind- und Einkommenfteuer 78,750 Fl. Summe 
der orbentfichen Einnahmen 1,928,184 Sl. Außerorbentliche Einnahmen: Verſchiedene 22,000 gi 
Summe der anfersrbentlihen Cinnahmen 22,000 Fl. Geſammtſumme ber Einnahmen 
1,950,184 5. Ansgaben. A, Drventlihe Ausgaben: 1) Gentralverwaltung 138,768 Fl 
2) Averſualzahlungen an das k. k. Aerar: a. Verzehrungsſteuer 551,250 Fl., b. Hanszinsfteuer 
331,800 $1. , zufammen 883,050 Fl., 3) Cultus 18,897 Fl., 4) öffentlicher Unterricht 96,311 Fl. 
5) Wohlthätigteitsanſtalten 178,831 Fl., 6) Spital 136,641 Fl. 7) Kirchhöſe 5260 Fi 8) 
Territoriatmitig 3720 $., 9) Sicperkeitspofigei 59,830 Fi. 10) Feuerlöfcpanflalten 10,078 gi. 
11) öffentliche Reinlichteit 26,530 Fl., 12) Stabtbeleuhtung 46,280 Fl., 13) Baferverfor ung 
und Waſſerbauten 13,835 Fl., 14) Stabtpflafter 36,700 Fl., 15) Straßen und deren ——— 
33,700 Fl. 16) öffentliche Feſtlichteiten 6200 Fl., 17) ſtädtiſches Theater 10,868 Fl 18) 
Baffinzinfen 105 Fl., 19) Auflagen 4000 Fl., 20) Mititairfoften 16,980 Fl., 21) —* 
8700 Fl., 22) Amortifirung des ſtädtiſchen Anlehens 163,799 Fl. Summe ber aufßerorbent 
fichen Ausgaben 1,899,063 Fl. B. Außerorbentfihe Ausgaben: 23) Bauten und zwar: a Räbti- 
füe 248,400 Fl., b. Waſſerbauten 48,500 $I., c) Straßen 25,200 Fl., d. Bflafler ber neuen 
Strafen der Stadt 20,000 $I., zufammen 342,100 $1., 24) verſchiedene 8000 Fi. 25) * 
tätenanfänfe 16,500 Fl., 26) fällige Raten auf das Nationalanlehen im Jahre 1859 191 104 51 
Summe der auferorbentlichen Ausgaben 557,704 51. Gefammtfumme der Ausgaben 2,456, 767 = 


Königreih Baiern. 


Münden, im DOftober. Ueber bie Feftlichkeiten zur fiebenhundertjährigen Jubiläum. 
feier der Stadt München in den Tagen vom 25. bis 30. September d. I. haben bie Zeitungen 
feiner Zeit weitläuftig berichtet. Auf eine Beſchreibung berfelben, wenn fie uns überhaupt und 
in diefen Blättern möglih wäre, da [don das Programm ber Feſtlichleiten den uns zugemefje- 
nen Raum überſchreitet, werden wir deshalb verzichten müſſen. Wir glauben indeß ven Leſern 
dieſer Monatsichrift einen ſchuldigen Dienft zu erweifen, wenn wir den Inhalt der Im Berlaufe 
des Feſtes gehaltenen wichtigften Reden und Borträge, durch melde das Wiegenfeft der Stabt 
auf eine nicht minder anſprechende als lehrreihe und bebeutungswolle Weiſe gefeiert ward, hier 
mittheilen. 

Zunächſt enthält das Vorwort des Programms über die Thatſachen, welche bie Veran— 
laſſung zur Feier des ſiebenten Sälularfeſtes der Stadt boten, folgendes: 

„Die älteſten geſchichtlichen Ueberlieferungen weiſen darauf hin, daß ſich bereits in der 
zweiten Hälfte des 12ten Jahrhunderts zu Münden — einer bisher bedeutungsloſen Siede— 
lung — die Anfänge eines ſtädtiſchen Gemeinweſens zu bilden begannen. Daß dieſes nicht 
kraft eines kaiſerlichen oder fürſtlichen Machtwortes geſchah, vielmehr einer länger dauernden 
Periode fortſchreitender Entwickelung bedurfte, mit deren Schluſſe erſt der Begriff einer Stabt 
für die junge Schöpfung volllommen paßte, beſtätigt bie Entſtehungégeſchichte des größten 
Theile® der Älteren deutſchen Stäbte. Der Zeitpunkt einer Säfularfeier ber Gründung Mün- 
chens konnte demnach bei dem Mangel von Urkunden, welde ven Nachweis über die geichebene 
Erhebung des Ortes zur Stadt liefern, nur mit Bezug auf eine geſchichtliche Thatfache ausge» 
wählt werben, welche mit einiger Folgerichtigleit als bie entſcheidende Borausfegung, als ber 
erfte Keim der darauf folgenden ftädtiihen Entwidlung anzufehen war. Eine ſolche entſcheidende 
Thatſache bildet unzweifelhaft die durch Herzog Heinrich den Löwen veranlaßte Erbauung 
einer Brücke über die Iſar zunächſt der Siedelung Munichen, ber damit bingeleitete Verkehr, 
die Entſtehung eines Marktes und die Errichtung einer Salzuiederlage, einer Zol ⸗ und Münz- 
fhätte daſelibſt. Der Entſcheid Kaifer Friedrich des Erſten vom 14. Jun 1168, weißer ven 
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Streit zwifchen Herzog Heinrich dem Löwen und bem Biſchofe Otto vom Freyſiug wegen gewalt- 
famer Zerflörung der älteren Iſarbrücke bei Vöhring und ihrer Berlegung nah Münden. zu 
Gunſten des Erfteren beilegte, verlieh bielem Alte feine Geltung zu Rechte. Daß Jahr 1158 
ift Daß erfte, ſichere, urkundlihe Datum des Borlommens des Drtes „Müuchen“; es ift der 
Moment, welcher mit dem rechtlichen Beftaude von Brüde, Markt und Münze auch entſcheidend 
warb für bie nachgefolgte ſtädtiſche Eutwickelung Münchens. Cs rechtfertigt fi) dengemäß, dieſes 
Jahr als maaßgebend für eine jpätere Sälularfeier anzufehen.“ — 


Nah dem Feftlonzert und der BVBorftellung im f. Hof- nnd Nationaltheater am Borabend 
den 25. September fand am folgenden erften fFefltage im Beifein des Hofes die Grundftein- 
fegung zu der neuen Iſar-Brücke in der Marimiliansftrafe flatt. Hierbei hielt 
der erfte Bürgermeifter, v. Steinsborf, folgende Anſprache: 


„Die Legung jeden Grundfleines zu einem dauernden Bauwerke wendet bie Gebanten 
einer Zukunft entgegen; ber Brüdenbau jeboh, wozu Ener f. Majeſtät heute ven Grundſtein 
legen, ruft aud die Erinnerungen an dahin gefloffene Jahrhunderte wad. Denn von einer 
Brüde, die vor 700 Jahren unmeit von dieſer Stelle ſtromaufwärts hergeflellt werben, ſchreiht 
fi) der Anfang des ftäbtiihen Wejens in Münden ber. Heinrich ber Löwe, aus dem Geſchlechte 
ber Welfen, bat, wie belannt, als Herzog von Baiern die Brüde nebſt Zollftätte und Markt 
von dem nahe gelegenen, bamals zum Bistum Freyfing gehörigen Böhringen nach ber An- 
ſiedlung Municen verlegt und diefen bis dahin wenig genaunten Ort mit Mauern and Thür 
men umgeben. Heinrich des Löwen Macht und Größe bradte die junge Stadt ſchnell empor; 
wie aber Fürft und Voll in engfter Wechielbeziehung ftehen, jo hätte auch die kaum entftanbene 
Stadt wieder in ihre frühere Unbedeutenheit zurädfallen jolen, als jeit dem Fußfalle von 
Chiovenna des Welfen Stern zu finken begann, Dem untergegangenen Sterne folgte jedoch 
ein meubelebenber Sonnenaufgang für Baiern und Münden. Pfalzgraf Otto von Wittelsbach, 
aus bem baierifchen Geſchlechte der Schhern, dem ſchon zwei Jahrhunderte vorher drei Herzoge 
Baierns entjproffen waren, erhielt vom Kaiſer Friedrich J. das Herzogthum Baiern, und zwar 
nicht als Lehen, wie alle Herzoge vor ihm, fonbern als vererblides Eigenthum. Es war bies 
der Lohn für die Treue, welche der Pfalzgraf während 30 Jahren als Bannerträger des Reiches 
und im Fürftenrathe zu Bifauz nicht minder al8 bei dem Beronefer Eugpafje bewährt hatte, 
und ber durch folhe Tugend erworbene Beſitz blieb für den Pfalzgrafen und fein Geſchlecht ein 
gefegneter. Derſelbe Otto hat als Herzog von Baiern das junge Münden zu feinem Fürſten⸗ 
ſitze erkoren und unter allen Wittelsbachern, die jeither in ununterbrodhener Nachfolge als Her- 
zoge, als Ehurfürften und als Könige in Baiern regiert haben, blieb Minden die Reſidenz 
und damit die Hauptflabt bes Landes. München feiert darum das 70Ojähre Jubiläum in er- 
böhter und zweifacher Bebeutung. Denn nad der kurzen Webergangsperiobe des Eutſtehens uab 
Werdens unter den Melfen im Augenblide, als die Stadt in ihrem Fortbeſtande gefährdet war, 
hielten bie Wittelsbacher ihren Einzug in Münden und gaben der Stabt neues Leben, neue 
Kraft. Der Wittelsbaher Stamm fteht no heute da in reicher Berzweigung, mit hoffnungs- 
vollen Blütben, und wird fortblühen von Geſchlecht zu Geflecht. Und auch Münden ift unter 
dem Hauſe Wittelsbach groß uud blübend geworben und wird and in Zufunft mit dem glor- 
reichen Königshaufe zunehmen an Größe und Glanz. Was bie wittelsbachiſchen Fürften in 
München geihaffen, welche Sorgfalt diejelben nach jeder Richtung des ſtädtiſchen Lebens ent- 
widelt haben, wie fie für Wohlthätigfeitsanftalten jeder Art, fir Bildung und Unterricht, für 
Wiffenihaft, Kunf und Gewerbe, für die Verjchönerung der Stabt und bie Annehmlichleit bes 
Lebensgenuffes väterlih gefinnt und mit freigebiger Hand babei werlthätig waren, bavon wird 
morgen ber von Bürgern und Künftlern Münchens angeregte und unter Beipülfe und Mit 
wirkung der Bewohner Münchens mit Begeifterung burchgeführte geihichtliche Feſtzug ein reiches 
Bild vor Euer L Majeſtät entfalten und gar Vieles, doch bei Weitem nicht Alles, bem jetzt 


lebeuden Munchnern in Erinnerung beiugen.. Ich habe darum nidt weiter von ber Bergangen- 
heit bis zur Gegenwart zu fprechen und wende mich wieber zu bem Brüdenbaue, deſſen Grund⸗ 
flein heute gelegt und geichloffen wird. 

Euer  Majeflät haben in weiler Erlenuung ber Beitverhäftniffe bie Herftellung ber 
Maximiliansſtraße mit der dazu gehörigen Brüde über die Iſar verfügt und auf daß dem Be- 
bürfniffe das Schöne durch großartige Raumverhältniffe beigefellt werden konnte, die Stadt bei 
diefem Unternehmen königlich unterſtützt. So wie biefe Bauwerke au und für fich für die Stadt 
von hoher Bedeutung find, fo ruſen fie Angefichts jener Zeitverhältniſſe auch Hoffnungen und 
Erwartungen für einen neuen Aufihwung ber Stadt hervor, wie noch jelten ein Bauwerk dieſer 
Art. Iſt es zunächſt von örtlicher Bedentung, daß ber Verkehr reichbevöllerter Staditheile durch 
die Straße und Brücke erleichtert wird, jo iſt es dagegen ſchon von höherer, daß Straße und 
Brüde aud dem Verlehre nach aufen dieut, gerade nach jener Richtung, wohin Eiſenbahnen 
nicht führen, nad jenen Gegenden, bie theilweife zu ben Getreidelammeru Baierns zählen, 

Münden, bisger noch an einem Enbpuntte der Eifenbahnen gelegen, tritt aber aud nah 
Bollenbung ber baieriihen Oſtbahnen und nah Anknüpfung ber Bahnen mach Salzburg und 
nah Innsbruck am jene, bie von Wien und Berona berjiehen, in ben großen a r 
Handeloverlehr; München geht damit einex großen Zukunft entgegen, aber auch bem — 
größerer räumlicher Ausdehnung. Für letzteres zeigt die Maximiliansſtraße die Richtung * 
Ohne daher von der Zierde zu ſprechen, welche Straße und Brücke der Stadt gewährt, obne RN 
damit in Verbindung fiehenden Parkanlage auf den Höhen des Gafteiges zu erwähnen, für welche 
neuefte königliche Schöpfung aus ben Müteln der Civilliſte München Euer £ Majeſtät zum 
größten Dante verpflichtet bleibt, wird wohl gejagt werben lönnen, daß ber gegenwärtige Brü- 
enbau, wie jener vor 700 Jahren, eine erfolgreiche Epoche in ber Stadtgeſchichte Deüiucheng 
bezeichnen werde. Möge die barauf folgende Gejchichtsperiode für das Haus Wittelsbach und 
die Stabt Münden eine glüctihe werben, und wenn ber Grunbftein, ber heute gelegt und 
geſchloſſen wird, nad Zahrtaufenden wieder zu Tage fommen nnd jein Inhalt erhoben werben 
ſollte, möge auch dann das Haus Wittelsbah und bie Stabt Münden in Kraft beftehen, möge 
auch alsdann wie heute einem Wittelsbacher von der Stadt Müschen gehuldigt werben, Diefes 
ber Münchener Gebet in dieſer feierlihen Stunde, der Segen der Kirche befräftige es!” 

Se. Majeftät der König erwiberte bierauf, „daß Allerhöchſtdieſelben auf den Wunſch 
der Bürgerſchaft gerne ben Grundflein zu ber Brüde legen und wünſchen, daß biefelbe zum 
Nugen und zur Zierbe der Stabt fein werde.“ Nachdem begann ber kirchliche Alt der Einfeg- 
nung und bie übliche Ceremonie der Grundfteinlegung jelbfl. — 

Die Feftverfammlung im großen Rathhausſaale am 28. September eröffnete der erfle 
Bürgermeifter mit folgenden Worten: 

» Die Gemeinde-Berwaltung hat die gegenwärtige Berjammlung in bie Reihe ber 
Stabtjubiläumsfeflichleiten aufgeromunen, um ber religidfen Feier des erflen Tages und ber 
tünſtleriſch ausgefiatteten, von einem blühenden Gewerbeftande zeugenven eier des zweiten auch 
eine ſolche der Wiſſeuſchaft folgen zu laſſen. Die Fefte jollen in ihrer Gejammtpeit ein Bild 
des feit 700 Jahren vorgeichrittenen Kulturzuftandes der Stabt geben, und ben Richtungen 
entfpredhen, die Se. Majeflät unfer allergwädigfier König umd Herr mit landesväterlicher Liebe 
pflegt und ſchützet. Die L Akademie der Wiſſenſchaften hat dazu bereitwilligft bie Hand geboten 
und bie beiben Feſtredner bezeichnet, welche unjeren Wunſchen in freundlichſter Weiſe entgegen 
gelommen find. 

Ih lade bie beiben Herren ein, ihre Vorträge zu halten!“ 

Hierauf folgten die Borträge*) des f. Univerfitätsprofefjors und Atademilers Dr. Löher 





*) Diefe Borträge find zur Aufnahme in eim® ber mächften Hefte ber u 
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über „bie fulturgefhichtlihe Beveutung unferer Städte“ und bes k. Reichtarchiv⸗ 
Sekretaire Muffat Über „Münden bis zum Anfange bes fünfzehnten Jahr— 
bunberts.” 

Nah den Borträgen ber beiden Feſtredner ergriff der zweite Bürgermeifter Wibder in 
folgenber Weife das Wort: 

„Die Vorträge, welche wir foeben hörten, haben uns zurüdgeführt, weit in bie Ber- 
gangenheit — auf ben Urſprung der Stäbte und bie Entflehung unferer Stabt. Geftatten Sie 
mir, am Schluſſe der heutigen Feft-Berfammlung in diefem Saale zurüdzulehren in bie Gegen- 
wart, und bie heutige feier mit einem Alte zu jchließen, würbig, angeregt zu werben im ber 
Geſchichte unferer Stabt und aufgezeichnet zu werden in deren Annalen. 

Die Jubelfeier, weldye gegenwärtig die Stabtgemeinde Münden begeht, hat deren Ber- 
treter auch veranlaft, Umſchau zu halten unter ihren Mitbürgern, bamit bei biefem Anlaffe 
derjenigen aus ihnen, welche durch langjähriges, unter allen Berhältniffen erprobte® unb ver- 
bienfllihes Wirken im Dienfte der Gemeinde fi) ausgezeichnet haben, ehrend gebacdht werben 
möge, und zwar bier in öffentlicher Berfammlung, in diefem Saale, wo unfere fürftlihen Ahnen 
auf uns herniederſchauen. Ungeſcheut Tann ich es ansprechen, groß ift die Zahl ber braven 
Bürger unferer Stadt, welche nicht blos lange Zeit hindurch auf bie erſprießlichſte Weile im 
Dienfle der Gemeinde gewirkt, ſondern biejes jelbft mit Opfern für ihre häuslichen Angelegen- 
beiten gethan haben, — ihmen Allen gebührt Dank und Ehre von Seite der Gemeinde und 
ihrer Vertreter. Für ben heutigen Feſttag aber haben die beiden Gemeinde» 
Kollegien ihr Augenmerl auf jene Männer gerichtet, welde ber höchſten 
Auszeihnung, die vom der Stadtgemeinde Münden einem ihrer Mitbürger 
zu Theil werben fann, nämlid der Zuerlennung ber „Bürger: Medaille” für 
würdig zu erachten ſind. 

Die Gründung biefer Medaille reicht zurück bis in das vorige Jahrhundert. — Ihre 
gegenwärtige hohe Bedeutung erhielt dieſelbe erfl vor 35 Jahren mit allerhöchfter Genehmigung 
St. Mojeftät des höchſtſeligen Könige Marimilian J., wornach fie nur ben verbienftvollften 
Bürgern zu Theil werben jol. Wie firenge biefer Grundſatz gewahrt worben, dafür zeugt, 
daß feit dem Jahre 1823 nur fünf Verleihungen flattfanden, Die Männer, welche bie 
Bertreter ber Gemeinde für würdig erfannt haben, heute durch biefe Aus- 
zeichnung geehrt gu werben, es ſind diejenigen, welde gegenwärtig an ber 
Spike der beiden Kollegien fieben, es ift unfer erflerrehtslunbiger Bürger. 
meifter Herr Caspar von Steinsdorf unb der Borflanb ber Gemeinde» 
Bevollmädtigten Herr Dr. Ignaz Zaubzer. — Es ift mir nit möglich, am biefer 
Stelle Alles anzuführen, was biefe beiden Männer in einer langen Reihe von Jahren zum 
Beten ber Stabtgemeinde geleiftet haben; es bebarf aber auch einer folden Aufzählung nicht, 
ba uns als Zeitgenoffen dieſer Männer, deren verbienfivolle Leiftungen wohl bekannt find. 
Nur ganz in Kürze glaube ich anführen zu follen, daß Herr Bürgermeifler von Steinsborf feit 
dem Jahre 1837 im Dienfte der Gemeinde wirkt, und durch feine aufopfernde Thätigkeit, wie 
feinen edlen Charakter bie allgemeine Liebe und Achtung ber Bürgerſchaft ſich erworben hat. 
Nur einem folhen Mann war es möglich, bei ben trüben Greignifien, welche auch unfere Stabt 
vor einem Dezenium beimfuchten, dasjenige zu leiften, was er damals geleiftet hat. — Der 
Borftand der Gemeindebevollmädhtigten Herr Dr. Zaubzer trat bereits im Jahre 1883 in bas 
Kollegium der Gemeinbebevollmähtigen und bekleidet feit dem Jahre 1839 ununterochen bie 
Stelle des Vorſtandes in dieſem Kollegium, gewiß das ſchönſte Zeugniß ber trefflichen Leitung, 
deren das Gemeinde-Rollegium unter der Borflandihaft des Herrn Dr. Zaubzer fich zu erfreuen 
bat. Manche Stürme hatte im biefer langen Zeit bie Gemeinde zu beftehen, zu deren glüd- 

ichen Belämpfung die umfichtige Führung und weile Bermittelung des Vorſtandes bed Gemeinde⸗ 
ollegiume vielfach beitrug. 
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Herr Bürgermeifter von Steinsborfl Herr Vorſtand Dr. Zaubzer! 
Mir ift von den beiden Gemeinbe»Kollegien ber ehrenvolle Auftrag zu 
Theil geworden, Ihnen bag Ehrenzeihen zu Überreihen, welches ber ein- 
ſtimmige Beihluß dieſer Kollegien Ihnen zuerkaunt hat. Empfangen Sie diefe 
Gabe aus meinen Händen, ſchätzen Sie viefelde nicht mach ihren geringen Weußeren, jondern 
nach ben Gefühlen ber Liebe und innigen Hochachtung, welche bie Geber hierbei leitete! Möge 
uns noch lange das Glück beſchieden fein, ber Leitung fo treffliher Bürger uns zu erfreuen 
zum Gegen unferer Stabt, welcher dann auch feft bewahrt bleiben wird durch die Hulb und 
Gnade deſſen, der ſtets bedacht das Wohlergehen unferer Stabt, Seine Majeftät Marimilian II. 
lebe hochl“ — 

Die verlichene Bürger-Medailie zeigt auf der einen Seite das Stabtwappen, auf 
ber anberen eine Bürgerkrone mit der Umfchrift: „Dem verbienftvollen Bürger.” 

Daß fie zum Lohne für Bürgertugendb von Bürgern, ohne alle Ein» 
miſchung ber E Regierung, aus eigener Berechtigung verliehen werben 
tonnte, ſichert ihr die höchſte ehrenvolle Bedeutung. 

Nürnberg, Anfang Oktober. In Rüdfiht auf die Lebhaftigkeit des hiefigen Biltnalien- 
handels ift eine Berorduung des König. Minifteriums des Handels nicht ohne Gewicht. Bisher 
beftanb barüber in dem einzelnen Regierungsbezirten eine verſchiedene Auffafjung und es ift ver 
Zwed des Reſtriptes einige allgemeinere Normen feftzuftellen. Manche Beſchränkungen konnten 
nicht aufrecht erhalten werben, während auf der andern Seite ſich bei dem Biltualtenhanbel 
auch Rückſichten geltend machten, deren Außerachtlafſung weder vom Standpunkte der Bffent- 
lichen Sicherheit und Sittlichkeit zuläffig, noch für Förderung des fraglichen Handels günftig 
erſchienen. Bettel und lüberliches Treiben, beionders von Dirnen, fand unter biefem Dedmantel 
des Handels häufig den bequemften Spielraum. Als allgemein gültige Verfügung ift darum 
aufgeftellt, daß natürlih Selbſtproduzenten ber Verlauf von Lebensmitteln, wie fie auf bem 
Wochenmärkten vorzulommen pflegen, fowie anbererfeits der Einkauf zum Selbfibebarfe und zum 
Betriebe eines Gewerbes, wie bisher freigegeben if. Zum Biltualien handel, das heißt zum 
Anlaufe ber eben bezeichneten Lebensmittel, bei den Produzenten zum Zwecke bes MWieder- 
verlaufs auf Öffentlichen Märkten, an gewerbsberechtigte Hänbler oder an Konjumenten auf Be- 
ſtellung, find alle jene berechtigt, welche eine polizeiliche Legitimation erlangt haben. Diefe er- 
theilt die betreffende Diftriktspoligei, und zwar immer nur auf 1 Jahr. Sie hängt davon ab, 
daß ber Nachſuchende nicht durch beſondern rechtskräftigen Polizeibeſchluß, z. B. wegen fchlechten 
Leumundes von dem Biltualienhandel ausgeihloffen oder, fofern derſelbe die Anſäſſigleit noch 
nicht erlangt hat, nicht zum Eintritt in einen orbentlichen Dienft angewieſen ift und überhaupt 
nad; feinen perjönlihen Verhältniſſen, 3. B. wegen nicht erreichter Bolljährigleit zum Betriebe 
bes Biltualienhanbels geeignet erfheint. Sonft hängt die Legitimation weder nom Gelcchlecht, 
noch Nachweis eines Kapitald nad) der Zahl der bereits Lomzeiftonirten Händler ab, Üebrigens 
enthält fie das vollfländige Signalement des Händlers, ver fie bei Ausübung des Handels ſtets 
Bei fih führen muß. — Wie hier beflimmt durch Aufhebung mancher Beſchränlung ein wohltbä- 
tiger Einfluß fi Bemerklich machen wirb, fo wird auch ein zweites Reffript bes Königl. Mi- 
niſteriums des Handels in Berbindung mit bem Königl. Minifterium des Junern gute Wir⸗ 
fung thun. Es ſollen nämlich, heißt es eben darin, Klagen darüber verlauten, daß von einzel⸗ 
nen Behörden die Kultivirung von Gemeindegründen mit einem gewiſſen Uebermaße und 
ohne auf das beſtehende Weibebebirfnifi gebührenbe Rückficht zu nehmen, augeſtrebt werbe, uud 
bafı bie Meinbegliterten, durch biefes Vefrebem unterftügt, im ihrem fpeziellen Vortheile und 
nicht felten aus Neid und Mißgunft den Weibeinterefjen ver Großbegüterten entgegenzutreten 
trachteten. Die Bodenkultur foll wicht mehr zum Nachtheile der Viehzucht beförbert, ſondern 
auf diefe Rüdfict genommen, jeber ungefegliche Zwang vermieden und bei Konflikten unbethei- 

ligte Schiebsrichter vernommen werden. 68 
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Unfere Stadt felbft fieht einem neuen Hebel zu ſtets größerer Blüthe entgegen. Der 
Bau ber Oftbahn rüdt immer rafcher vorwärts, bie Gebäufichleiten des Bahnhofs jehen ihrer 
Bollendungfentgegen, wenngleich die Fahrten erft im nächſten Jahre beginnen bürften. — Da 
fie dem germanifhen Mufeum ftets ihre Aufmerkjamkeit zugewendet haben, fo ſei deſſen letzter 
erfreulicher Erfolg hier gebadht. Die Stäbte fcheinen feine Bedeutung auch für die Stäbtege- 
f&hichte immer mehr anzuerfennen. So haben im der neneften Zeit ifre Unterftägung zugefagt 
und bethätigt: Düffelborf, Fürth, Günzburg, Gungenhaufen, Hallein, Kempten, Manubeim, 
Marktbreit, Norben, Rothenburg, Schwabach, Traunftein, Weimar, Weblar, Windsheim, Wit- 
tenberg, Wunfiedel, dann Chemnitz, Krailsheim, Heilbronn, Stettin, Charlottenburg, Freiburg 
im Breisgau, Hofgeismar, Norbhaufen, Bonn, Shwäbiih-Gmünd, Höchſt, Paffau, Reutlingen 
und Pirna. — In Emden, Mainz und Pojen wurben neue Agenturen errichtet. Bon Riga 
ging eine werthoolle Bücerjammlung ein unb von amberer Seite wirb eine numismatiſche 
in Ausficht geftellt. Dem berufenen Botum ber Berliner Stadtverordneten gegenüber erflärt 
der Stabtmagifivat zu Berlin vom 9. September: Den mittelft geehrten Schreibens vom 
17, Juni d. 3. uns gefälligſt mitgetheilten inhaltsreichen britten und vierten Jahresbericht 
haben wir mit vielem Intereffe entgegengenommen unb finden uns dadurch veranlaßt, bem er- 
folgreichen Beftrebungen unfere größte Anerkennung zu Theil werben zu laſſen. Ebenſo 
fehlte es wiederum mit an Anerlennungen von Oben. Se. Majeftät Leopold I, v. Belgien 
beſtimmte zum Anlauf ber Schriften des Muſeums jährlih 50 Fr. Se. Königl. Hoheit ber 
Prinz von Preußen hat vemjelben einen Beitrag von 100 Thalern, und Se. Königl. Hobelt, 
Bring Friedrich von Preußen zur Einrichtung in der Karthanfe 80 Fl. gewährt. Ebenfo zeidh- 
neten Fürften und Standesheren mehrere bebeutenbe Beiträge, Hoffentlich wird and) dem Na- 
tionalmmfeum noch ein Richartz ober Marian erftehen, 


Königreich Württemberg. 


Heilbronn, Anf. Oltbr. Im Rüdfiht auf bie guten Herbftausfiäteh und bie fonftigen 
günftigen Zeitverhäftniffe haben bie ſtädtiſchen Kollegien filt das Jahr 1858 u. 59 eine Stabt- 
fhadensumlage von 18000 Fl. befhloffen, um damit ein Defizit der Stabtpflege von 
7583 51. 12 Kr., und ein ſolches bei der Stiftungspflege von 11,546 FI. 14 Kr. zu beden; 
das noch weiter hiezu Nöthige liefert das Reſtvermögen der Stabtlaffe. 


Königreich Sachſen und fachfiihe Herzogthümer. 


Dredden, im Oftober. Die Stabtverorbneten - Berfammlung beſchloß in ihrer Sitzung 
am 6. d. Mts. auf Vortrag bes Weferenten, GStabtverorbneten Heffe, ferner dem Rinber- 
Beihäftigungsverein zu Neu- und Antonftabt ein Kapital von 3000 Thlr. zu 4 pEt. Binfen 
in Hinblid auf den guten Zwed und bie durch die Vorflände dieſes Vereins gebotene Bürg- 
ſchaft auf ein Jahr aus der Stabtlaffe vorzuſchießen in Uebereinſtimmung mit dem Gtabtrathe. 
Wenn auch ſchon früher, jo aber doch namentlich jeit der Eröffnung ber. Albertsbahn hat ſich 
ber Mangel einer Berbindungsftraße zwifhen den Bahnhöfen der ſächſiſch⸗böhmiſchen Staatebahn 
und der Albertsbahn ale ein Uebelſtand berausgeftellt, und finb darüber vielfarh Klagen im 
Publitum laut geworben. Dieſem wahren Bedürfniſſe durch Anlegung einer Straße gerecht zu 
werben, ift fowohl feiten der Staats- wie der Stabtbehörben mehrfeitig Bedacht genommen 
worben, allein ber letztern Bemühungen, auf dem Wege ver Verhandlung mit ben Adjacenten 
ein günftiges Refultat zu erzielen, um von ber Ammonftraße in ziemlich. gerabe fortlanfenber 
Richtung nad der Tharanderſtraße eine Straße zu gewinnen, find bis jetzt zweimal gejcheitert. 
Auf Veranlaffung durch eine Verordnung der Königl, Kreis Direktion vom 12. April d. I. iſt 
nun ber Stabtrath entihloffen, anf dem Wege der Erpropriation dieſes Ziel zu erreichen. Das 
Kollegium der Stabtverorbneten vermochte aber, obgleich es die Rothwendigleit einer ſolchen 
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Gitraße velltonmuen erlennt, dieſer Maßregel feine Zuſtimmung nicht zu geben, weil fein be- 
ſtehendes Geſetz ein ſolches Berfahren rechtfertigen würde, indem das alte Straßenbaumanbat 
von 1781 ſich nur auf Landſtraßen, auf bäuerliche, nicht auf ſtädtiſche Grundſtücke beziehe, neuere 
derartige Geſetze nur auf Eifenbahnen in Anwendung zu bringen find und felbft ber 8.31. ver 
Berfaffungsurkunde einem folhen Schritte entgegen fliehen bürfte, demnach ber Stabtlommune 
eine Maſſe von Berlegenheiten und Koften dadurch bereitet werben Lönnten. 

Die Meberfiht des Lommunlihen Haushalts und Bermögensabichlufies der Stabt 
Dresden auf das Jahr 1857 weiß eine Zotaleinuahme von 336,923 Thlru. nah. Im Bor- 
anſchlag war biefelbe nur auf 295,443 Thlr. berechnet, jo daß ſich aljo eine Mehreinnapme von 
41,480 Tplen. ergab. Die Ausgaben waren zu 291,199 Thplen. veranſchlagt, betrugen aber uur 
264,586 Thlr,, mithin 26,613 Thlr. weniger. Es verbleiben ſonach 68,093 Thlr. als Weber- 
ſchuß. Der Bermögensabihluß weift für Ultimo 1857 ein Altioum von 2,667,130 Thlr. und 
ein Balfioum von 903,114 Thlen. auf, fomit einen Bermögensbeftand von 1,764,016 Thlen,, 
und nach Abzug bes Subflantialvermögens von 1,610,569 Thlru. ein Betriebspermögen von 
153,446 Thlru. 

Reipzig, ben 21. Oftober. Im der geftrigen Sigung ber Stabtverorbneten-Berfammlun 
lamen vor dem Uebergange zur Tagesorbnung mehrere Gegenflände zum Vortrag; zunä 9 

Zunächſt ein 
von Herrn Advolat Rofe geftellter Antrag, bes Inhalts, es möge das Kollegium Darauf bin- 
wirken, die Beflimmungen des Marktrehts, daß an Markttagen weder fremde noch Wiederver 
lãufer vor 11 Uhr Einkäufe machen ſollen, auſheben zu laſſen; dieſer Autrag warb an ben be. 
treffenden Ausfhuß abgegeben. Vom Rathe war die neue Wahllifte für bie Ergänzungswapfen 
des Rollegiums und weiter eine Zuſchrift eingegangen, in welcher berjelbe erflärt, er wife nicht, 
weshalb ihm bie Stabtverorbneten eine ſolche ‚Zurechtweiſung“ gäben, wie fie in dem Schreiben 
ausgeſprochen, in welhem fie erflären, das öffentlihe Auftreten bes Raths im Tageblatt rüd. 
fichtlich der Gasanftalts-Angelegenheiten hätte ihmen micht al® geboten erſchienen, und fie ihrer- 
feits würden den offiziellen Weg ber Verhandlung nicht verlaffen. Aus dem Berichte Über die 
Rechnung der Sparkaſſe und des Leihhanfes für 1857 entnehmen wir: Die Sparkaffe zählte am 
Schluſſe des Jahres 1857: 14,704 Sparer (759 mehr als 1856) mit einer Gefammteinlage 
don 970,403 Thlr. 15 Sgr. (39,197 Thaler mehr), und es find im Jahre 1857 über 12,000 
Thlr. mehr eingezahft als zurlidgezogen worden. Der Gewinn der Anftalt betrug 11,204 Thlr., 
ber jetzige Bermögensbeftand weift 193,431 Thlt. auf. Der Verkehr beim Leihhauſe hat ſich 
eher verminbert ald vermehrt: es find über 3000 Scheine weniger ausgegeben worben; indeſſen 
bat fi) der Werth berfelben um etwas erhöht und find 2712 Thlr. mehr ausgelichen als 1856. 
Der Yahresgewinn betrug Hier 1200 Thlr. weniger als voriges Jahr. Das Vermögen 21,920 
Thlr. Die Rechnungen werben einftimmig genehmigt und die Anflelung eines neuen Erpevienten 
gutgeheißen. Der leiste Gegenftand der Tagesorbnung war die Berathung über eine Zuſchrift 
es Mathe wegen gemeinfchaftlicher Ernennung von Sahverftändigen zu Begutachtung ber Frage 
über Erweiterung der jetzigen Gasanftalt oder Errichtung einer zweiten. Der Ausſchuß bean- 
teagte bier, bei bein bioherigen Beſchlüfſen zu beharren, iudeſſen machten fih mehrere Stimmen 
für den Rathavorſchlag ‚geltend, fo daß eudlich Advolat Anſchütz dem Antrag fellte, auf jemen 
Borſchlag kinzugehen. Mad lingerer Verhandlung, bei der man emblich davon abjah, eine be, 
ſtimmte Erklürung darüber zu geben ober zu verlangen, ob das zu erwartende Gutachten unbe. 
bingt bindende Vorſchrift für bie weitern Schritte des Raths ober ber Stabtverorbneten fein 
follte, warb erwähnter Antrag gegen 3 Stimmen angenommen, nachdem das Ausihufgutachten 
mit 39 gegen 9 Stimmen abgelehnt worden. Demnach wird das Kollegium, oder vielmehr der 
Ausſchuß zum Gasweien, einen Sahverftändigen wählen, der Rath den zweiten und beide er— 
nennen fich einen Obmann; follten fie ſich über letztern nicht vereinigen fönnen, fo. fol nad 
einem Antrage bes Stadtverordneten⸗Borſtehers Klein die Kreisdireltion erfucht werben, ben Ob⸗ 
mans zu beftellen. Gchliefilih wird noch ber Antrag bes Advolat Roſe ———— gegen 
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den Rath zu erflären, daß man zwar im vorliegenden Falle anf gemeinſchaftliche Zuziehung von 
Sachverſtändigen eingebe, ſich jeboch dadurch keineswegs das Recht begeben wolle, vorlommenben 
Falls auch ſelbſtſtändig Sachverſtändige zuzuziehen. 

— MC — Weimar, Anfang Oktober. Aus ben jüngſten Verhandlungen des Ge- 
meinderaths ift Folgendes zu berichten : 

Die biefigen Armenärzte find feither aus ber Armenkafje befolbet worden. Da nun aber 
8. 51. Ziffer II. des Heimathgeſetzes vom 23. Februar 1850 befagt, daß unterſtützungsweiſe 
eine Leiftung der Staatslaffe zur Armenpflege durch die Anftellung der Armen. und Wunbärzte 
eintreten jolle, jo hatte der Gemeinbevorftand bei dem Großherzog. Staatsminifterium Departe- 
ment bes Innern beantragt, nicht nur, daß der Armenkaffe bie feit dem Jahre 1851 gezahlten 
Befoldungen aus der Staatskaffe reftituirt würden, ſondern auch daß letztere in Zulunft bie 
Bejoldung der Armenärzte übernehme. Allein das Staatsminifterium hatte biefen Antrag ab- 
gelehnt und es beſchloß daher der Gemeinderath Vorftellung bei Sr. Königl. Hoheit dem Groß- 
berzog zu thun. 

Während bie Gemeindeorbnung und neben ihr die fläbtifche Bauorbnung v. 27. Novbr. 
1838 dem Gemeindevorftand die Handhabung der Baupoligei im weiteften Umfange zumweift und 
feine Kompetenz nur da, wo es fih um Ermeiterung der Stabt unb damit zufammenhängenbe 
neue Baupläne handelt, beſchränlt, nimmt gleihwohl das Grofberzoglihe Staatsminifterium 
Departement des Innern die Genehmigung ber Staats- und Hofbauten, fowie auch ſämmtlicher 
Neubauten in der Stadt ausſchließlich für fich in Anfprud. Der Gemeinbevorftand hatte hier- 
gegen vemonfirirt, war aber abfällig befchieben worden unb hatte deswegen bie Sache zur wei- 
tern Entſchließung des Gemeinderaths verftellt. Letzterer befchloß, zunächſt um VBeflätigung ber 
dem Grofherzogl. Staatsminifterium vorliegenden neuen Bauorbnung zu bitten. 

Wie ſchon früher berichtet, war man feither im Gemeinberathe über bie Natur ber An- 
ftellung der hiefigen Hofbiener im Zweifel gewejen und hatte in Abrebe geftellt, daß biefe An- 
ſtellung eine befinitive im Sinne der Gemeinbeorbnung jei, welche bie fofortige Ermwerbung 
bes Bürgerrehts mit fi bringe. Ein dem Gemeinberath mitgetheiltes Minifterialreflript be- 
ftimmt jest im diefer Beziehung, daß Hofdiener erft nah Ablauf von ſechs Jahren tabellofer 
Aufführung und nur ausnahmsweiſe vorher darauf antragen können, daß ihre definitive Anſtel- 
fung erfolge und daß, wenn letztere dann verfügt werbe, die Anftellung auch im Sinne ber 
Gemeinbeorbnung als eine befimitive angejehen werben und bie Gemeinde zur Aufnahme bes 
Hofdieners in den Bürgerverband verpflichtet fein folle. 

Ein hieſiger Schutgenoffe hatte eine Agentur der Dresbener Feuerberficherungs » Gefell- 
haft übernommen, weigerte ſich aber, wie ihm von ben Gemeinbebehörben angefonnen worben, 
das biefige Bürgerrecht zu gewinnen, weil er geſetzlich auch als Schutzgenoſſe vergl. Geſchäfte 
betreiben bürfe und appellirte, nachdem im zweiter Inſtanz bie Anſicht ber Gemeindebehörden 
Beftätigung gefunden hatte, ans Großherzogliche Staatsminifterium. Ein Neflript bes letztern 
verwarf jeboch auch biefe Appellation, weil der Erwerbszweig des Appellanten als ein jelbfiftän- 
diger zu betrachten fei und zu ben rein fläbtifhen Gewerben gehöre. Abweichend hiervon ent- 
ſchied diefelbe hohe Behörbe in der Bürgerrechtsſache bes Bankvireltors B. hier, daß berjelbe 
nicht zur Gewinnung des Bürgerrechts gezwungen werben lönne, da bie Direltoren ber Wei- 
mariſchen Bank keinen jelbfiftändigen Nahrungsftand führten. 

Mit Genehmigung ber Immebiatlommiffton für das katholiſche Kirchen. und Schulweſen 
wer im Jahre 1852 bier eine katholiſche Schule errichtet und für felbige ein Schulvorfland 
eingefegt worben, ber unter anbern auch aus zwei von ber katholiſchen Gemeinde felbft gewähl⸗ 
ten Mitgliedern befichen follte, Seither war dieſe Wahl von ber Gemeinde vorgenommen 
worben, inbeß hatte bie Immebiatlommiffton aus Anlaß ver jet bevorſtehenden Neuwahl ange- 
ordnet, daß in Zukunft die Wahlen nah Maßgabe des Schulgeſetzes von dem Gemeinderath 
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vorgenommen werben folle. Der Gemeinberath lehnte ſolches jedoch entfchieben ab, ba bie katho- 
liſche Schule ohne fein Gehör und feine Genehmigung ins Leben getreten fei unb beshalb mit 
geſetzlicher Kraft gar micht beftehe, er erklärte auch bie ſeitherige Betheiligung des Gemeinde 
vorſtauds am ben Ungelegenheiten ver latholiſchen Schule und an ben Gefchäften des latholiſchen 
Schulvorſtands für eine durchaus ungejetliche. 


Der Gemeinbevorftand zu Apolda beabfichtigt, an bie Staatsregierung eine Betition 
wegen Einführung des Preußifchen Hohlgemäßes in dem Weimariſchen Kreiſe zu richten und 
hatte die hieſigen Gemeinbebehörben aufgeforbert, fich dieſer Petition anzufchließen. Der Ge- 
meinberath trat ihr einftimmig bei. 


—B.— Altenburg. Bon ven bier beftehenden milden Stiftungen verdient bie größte 
Beachtung ber mit der Lindenau-Zachſchen Stiftung verbundene Stipendien 
fonds für Künftller und Techniker. Bon bem biefem Fonds jährlich gehörenden elis 
hundert Thalern find flftungsemäßig zunächſt 400 Thlr. zur Unterflägung und Ausbil, 
bung ſolcher Jünglinge beftimmt, welche fi) vorzugsweife ber Kunft — Malerei, Skulptur, Ar. 
chiteltur — wibmen wollen. Hiervon find jährlih 200 Thlr. zu zwei gleih großen Stipendien 
für ſolche Imbivibuen ausgeſetzt, welche vorzügliches Talent zeigen, um fi auf ber Bau - oder 
Kunftalademie zu Dresben oder Leipzig weiter auszubilden, während bie übrigen 200 Thlr. als 
ein zweijähriges Neifeftipenbium vemjenigen biefer beiden Stipenbiaten verwilligt werben follen, 
welder nad Zeugniffen und Leiftungen zu vorzüglihen Erwartungen berechtigt. 

Die übrigen fiebenhundert Thlr. des Stipenbienfonds find zu Unterftügung folder 
Zünglinge angewieſen, welche fi) dem Strafen, Wafler-, Eifenbahn-, Maſchinenbau ober bem 
böhern Fabrilbetrieb vorzugsweiſe widmen wollen, und zwar bergeftalt, daß hiervon fünf Sti- 
penbien zu je 100 Thlr. an fünf Individnen biefer Kategorie zu vergeben find, welche ſich 
durch Kenntniffe und Fähigkeiten in ven exalten Wiffenfhaften auszeichnen und zu ihrer weitern 
Ausbildung eine Königliche Sächſiſche VBildungsanftalt beſuchen, 200 Thlr. aber demjenigen 
von ihnen al® ein zweijähriges Reifeftipenbium oder zum Aufenthalt auf einer Alabemie zu» 
fließen follen, welcher über feine Arbeiten und feine Leiftungen in den vorgebadhten Anftalten 
die günftigften Zeugniffe beibringt. — Diejenigen, welche fih um biefe Stipendien bewerben, 
müffen nachweiſen, daß fie: 1) Inländer, Staatsangehörige des Herzogthums S.-Altenburg 
find; 2) fich eines unbejholtenen Rufs erfreuen; 3) als angehende Künftler oder Techniler die⸗ 
jenigen Borausjeßungen erfüllen, am welche nad den oben angeführten Beftimmungen vie Be- 
willigung eines Stipenbii gefnilpft ift, im welcher Beziehung inſonderheit Zeugniffe der betref- 
fenben Unterrichts » und Lehranftalten und beziehungsweife eigene Arbeiten des Bewerbers bei- 
zubringen find. 

Königreich Hannover. 


—0.— Goslar, im Oftbr. Wiederholt hat der Magiſtrat hierſelbſt feine Aufmerkſambeit 
darauf gerichtet, Vorkehrungen zu treffen, um waſſerarmen Teilen ver Stabt bei Feuersgefahr 
anf eine ſchnelle und ſichere Weiſe das benöthigte Waſſer zufügren zu können. Nachdem bafür 
bereits in den früheren Jahren einige 1000 Thlr. verausgabt worden, find im Jahre 1857 aus 
ber Kämmereilaſſe auf Anlage neuer und auf BVerbefferung vorhandener Wafferleitungen wie 
berum 891 Thlr. verwandt. Neben der Herftellung nothwenbiger Einrichtungen ift aber auch 
auf ſonſtige niltzliche Berwendung ber Kämmereimittel Bedacht genommen; denn nachdem im 
ben Jahren 1854 und 56 zur Erbreiterung ber Forfiftrafe 2437 Thlr. verausgabt worden, 
find im Fahre 1858 wiederum 1000 Thlr. bewilligt, um bafür zwei alte Gebäude anf Abbruch 
theil® zur Erweiterung ber Baffage, theils zur Verſchönerung der Stadt anzulaufen. Auch zur 
Berfhönerung der nächften Umgebung der Stadt ift im den legten Jahren viel gejhehen, indem 
im Jahre 18657 zu Erbreiterung ber Promenade vom Clausthor nad dem fog. Zwinger 
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775 Thle, und im Jahre 1858 zu gleichem Zweck für bie Promenade vom Bitithor nad) bem 
Ronnenberge und Felſenleller 497 Thlr. verausgabt find. 

Wenn bie finanziellen Verhältniffe der Stabt, welche man durch eine von dem bitherigen 
Syſtem abweichende Berwerthung bes aus den umfangreichen Forſten ber Stadt erzielten Hol⸗ 
zes zu heben gebenkt, in der beabfichtigten Weife wirllich verbeffert werben, jo wird bie Käm-⸗ 
merei ber Stadt auch in die Lage fommen, bie Stabt mit einer Straßenerleuchtung, welche feit 
einigen Jahren von vielen Seiten gewünſcht wird, zu erfreuen. 

Bereits find bie nöthigen Schritte geſchehen, um bie Koſſen ber erflen Einrichtung ımb 
bie ber jährlichen Unterhaltung ber Straßenerleuchtung zu ermitteln. Zwei Senatoren haben 
zu dem Eude bem ihnen geworbenen Auftrage gemäß ſich mit der Straßenerleuchtung anderer 
Städte an Ort und Stelle befannt gemacht und fiber die gejammelten Erſahrungen Bericht er- 
ftattet. In nächſter Zeit wirb diefe Angelegenheit, welche übrigens wegen ber großen Opfer, 
welche bie Stabt dazu beizubringen bat, einer forgfältigen Prüfung wird unterzogen werben 
miäffen, zur Berathung bes Magiftrats und ber Bürgervorſteher gelangen. Meber das Ergebniß 
biefer Verhandlungen wird demnächft weitere Beröffentlihung erfolgen. 

Da hierbei zur Frage kommen wirb, ob bie Straßen durch Rübol ober durch ein mime- 
ralifches Del, inshefondere durch das aus Braunkohle gewonnene Solardl beleuchtet werben 
folen, jo würbe es filr Die dabei Betheiligten von Imtereffe fein, die in dieſer Bezlehung im 
anderen Städten gemachten Erfahrungen kennen zu lernen, und es befhalb dankbar aufgenom- 
men werben, wenn durch die Donatsfchrift darüber Mittheilungen gemacht werden, ob minera⸗ 
liſches Del und welches, oder ob Rübdl zwedmäßiger zu verwenden if, umter eventueller Angabe 
der Gründe file das eine ober andere. Eine Gas⸗Erleuchtung in Goslar herzuftellen, daran ift 
wegen ber dadurch veranlaßt werdenden enormen Koften nicht zu denlen. 


Großherzogthum Medlemburg. 


Schwerin im Dftober.- In der Sitzung bes Bürger-Ausihuffes am 30. v. Mto. in 
welcher anweſend twaren ber Bürgermeifter Möller und Senator Voß, wurde ber vom 
Demmier geftellte Antrag, ben löblichen Magiftrat zu erſuchen: „alle Gaslaternen der 
Stabt entweder mit der Nummer bes dahinter Tiegenden Haufes verfehen, ober hinter den La- 
ternen am Haufe felbft bie jevesmalige Nummer veffelben mit größeren Zahlen anſchreiben und 
durch einen Pfeil hinzufligen zu laffen, nach welcher Richtung die Hausnummern zunehmen, da⸗ 
mit auch am Abend das Auffuchen der Wohnungen dadurch erleichtert wird", abgelehnt. 

Noſtock. Auf Grund der zwifchen ben Depntirten E. E. Raths nud beider Quartiere 
zur Regulirung der hieſigen Muſikverhältniſſe ſtattgefundenen Kommittenverhandluug genehmigt 
das zweite Quartier, daß die Beſtallungsurkunde für ben neuen Stadtmuſildireltor nach der feines 
Borgängers, jedoch mit bem zu letterer von E. E. Rath im ber Propofition vom 13, d. Mts. 
vorgelegten Zufägen und Abänberungen, audgefertigt unb bie Kompetenz ber Bürger : Mufici fo 
feftgeftellt werbe, wie in ber eben genannten Propofitiou vorgefchlagen if. (Darnach foll bie 
freie Konkurrenz ber Bilrger-Mufici mit bem Stabtmufifvixetor bei allen Harmoniemuſilen in 
ben biefigen Vorſtädten nicht auf die Sonn-, Feſt- und Jahrmarktstage beſchränlt bleiben, ſondern 
auch auf jeden anderen Tag erſtredt werben.) Bei biefer Gelegenheit glaubt das Ouartier an 
E. €, Rath bie dringende Bitte ſtellen zu müffen: künftig nur folde Muſici als Bürger aufs 
zunehmen, die ſich and wirklich als tüchtig im ihrem Fache ausweifen können, und zu dem Ende 
eine Prüfungstommiffton in ber Perfon de8 Stabtmufikbiretors und zweier anerkannt tlichtiger 
Mußfillehrer einzufegen. 

Roftod, 13. Oftober. Ans ber Sitzung bes 1. Quartiers vom 19, d. Mts. theilen 
wir nad der „„R. Ztg.’' Folgendes mit: Wegen Umgeftaltung ber bürgerfhaftlihen 
Bertretung haben fi die einzelnen Handwerlsümter noch immer micht erflärt, weshalb 
E. €. Rath eine Anerinnerung an das Ehrl. 2, Omartier ergeben läßt, — Bei ber flädtiſchen 
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Dmerung wird bekanntlich ein Unterſchied zwiſchen Häufern und Buben gemacht und hat bas 
Rregslaffen-Departement bie Nothwendigkeit nachgewiejen, ven Begriff der Buden iu ben 
Borſtädten zu beſtimmen. €. E. Rath empfiehlt nun, alle Wohngebäude zu der Schoß ⸗ 
Taxe von 2000 Thlr, und barunter al® Buben gelten zu laffen und tritt das Quartier biefem 
Borſchlage nicht nur bei, fondern wünfcht auch deſſen Ausdehnung auf die innere Stabt, in 
welqher fi viele urfpränglich als Buben Lataftrirte Gebäude befünben, welche einen viel höheren 
Der hätten. — Wegen Bertiefung ber Warnow durch Auſchaffung eines zweiten Baggers 
unb ber baburch nothwendig werdenden Erhöhung des Baggergeldes find wiederholte Vorſchläge 
an de Bürgerjchaft gelangt. Das Duartier, welches fih ſchon früßer im Wefentlihen mit 
benjeben einverftanven erklärt hat, nimmt biefelben mit Befriedigung entgegen, da das Wohl 
und Behe Roftods von ber Vertiefung bes Hafens abhängt und die Stabt bei dem großen 
Berwerbungen, welche bie benachbarten Seeſtädte (Lübeck, Wismar, Stralfund u. |. w.) zur 
Berbefieung ihrer Häfen gemacht haben, Gefahr läuft, von denſelben überflüget und in große 
Nachtheilꝛ gebracht zu werben. Wegen Abftimmigleit des Erl. zweiten Quartiers wirb eine 
wiederholte Erörterung biefer Lebensfrage für Roſtods Gewerbe und Handel in einer, noch durch 
beſonders gewählte Deputirte verſtärlten Komitee beantragt. 

Parchim, 13. Oktbr. Die Einnahme der ſtädtiſchen Armenkaſſe von Ir 
hannis 1855 bis Oſtern 1858 belief fih, mach dem heute veröffentlichten Bericht des Armen⸗ 
Kollegkums, cuf 2590 Thlr. 13 . 11 Pf, die Ausgabe auf 2505 Thlr. 9 Schi. 9 Pf., fo 
daß ein Kaſſenvorrath von Ir. 4 Scht. 2 Pf. Ext. verblieben if. Aus einer Verglei⸗ 
Yung ber Zahl ver Urmenbeneficiaten bei ber Revifion am 30 Juni 1857 u. 31. März 1858 
geht hervor, das bie Gefammtzahl berfelben um 6 fi) vermindert bat, wobei zu erinnern iſt 
daß bie Abnahme der Zahl der Beneflciaten eine ſchon feit einer Reihe von Jahren eintretenbe 
höchſt erfreuliche Erſcheinung iſt. — Unter ben 60 Beneftciaten, bie unmittelbar Unterftiigung 
erhalten, find 37 Wittwen. Im Hinblid anf eine Armenpflege, die gefunbere Grumblagen zu 
gewinnen fucht, als die jegige Armenpflege mit ihrer ganzen Tendenz und mit ihren zwange- 
weije erhobenen Armenlafjenbeiträgen hat, bedauert das Armen⸗Kollegium es, daß der bor etwa 
6: Jahren hier in Parchim zur Reife gebiehene Plan einer Kommunal» Wittwen und Waifen- 
Unterflügungstaffe die hohe minifterielle Betätigung nicht hat erlangen Fünnen, und daß fort 
und fort bie hochbetagten Wittwen der Hanbarbeiter das als demüthigende wider Willen ge- 
währte Gabe aus ber Armenlaffe empfangen müffen, was ihnen bie Wittwenkaffe als eine Pen- 
fion, auf bie fie ein Hecht erworben, gewährt hätte. 

Buͤtzow, 22. Septbr. Die biefige Stadtkaſſe Hatte im Jahre 1857 eine Ausgabe 
von 31,998 Thlr. 5 Schl. 10 Pf. und eine Einnahme von 37,056 Thlr. 9 Schl. 2 Pf., fo 
daß eim ſtaſſenvorrath von 5058 Thlr. 3 Schl. 4 Pf. verblieb. — Der Schulbefland am 
Schiuffe des Jahres 1857 betrug die Summe von 85,894 Thlr. 43 Schl. 9 Pf., die aus- 
fieenden Kapitalien dagegen, inkl, des Kaſſenvorraths 56,188 Thlr. 23 Schl. 3 Pf., jo daß ber 
Schuldenſtand blieb 29,706 Thlr. 20 Schl. 6 Pi.; am Schluffe des Jahres 1856 betrug der⸗ 
ſelbe 31,060 Thlr. 42 Scht. 8 Pf., mithin bat fich derſelbe vermindert um 1354 Thlr. 22 Schl. 
2 Bi. — Die Armentaffe hat im Jahre 1857 eine Einnahme von 2348 Thlr. 39 Sch. 11 Pf. 
gehabt, dagegen eine Ausgabe von 2259 Thr. 4 Schl. 9 Pf. 


Freie Städte. 

Frankfurt aM. Am 13, Ottbr. wurde die diesjährige Generalverfammlung des hieſ. 
Beftalozzi-Bereins abgehalten. Der Borfigende, Herr Oberlehrer edel, erftattete ben Bericht 
über bie feitherige Wirkfamkeit deffelben. Hiermach betrug die Zahl der Pflegfinge im vorigen 
Jahre 73; entlaffen wurden 13; neu aufgenommen 8 (mämlich 4 evangeliſchen, 3 katholiſchen 
und 1 ifraelitiichen Glaubens); gegenwärtig find demnach 68 Pfleglinge vorhanden. Die große 
Mehrzahl derſelben berechtigt zu frohen Hoffuungen. Seit ber Grünbung bes Bereins finb 
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182 Rinder aufgenommen und 58 Pfleglinge entlaffen worden. Die meiften ber Eintlaffenm 
betragen fich gut, bei 12—16 ift das Betragen noch ſchwanlend, und 6 finb mit bangen We⸗ 
forgniffen entlaffen worden. Die feitherigen Erfolge find demnach im Allgemeinen befriebigerb. 
Nach dem Berichte des Kaffirers, Herrn I. F. Ahles beträgt das Vermögen bes Bereins etmas 
über 16,000 Fl. und der Schubothiche Nachlaß etwas über 38,000 Fl. Die Generalverfamm- 
Iung bat beichloffen, im Folge bes Teflaments des am 14. Dezember 1856 verftorb. Fräulans 
Anna Barbara Schuboth unb dem $. 3. feiner Statuten entiprechend eigene Rettungsanftaten 
für feine Pflegebefohlenen zu errichten. Für die verſchiedenen Konfeffionen follen örtlich gämlich 
getrennte Anftalten errichtet, umb mit der Gründung eines Rettungshaufes für evangeiihe 
Knaben begonnen werben. 


Vermiſchtes. 


Brüſſel, ben 5. Oltbr. Der Gemeinderath von Brüffel hat fi geſtern unter dem 
Präfipium des Herrn Bürgermeifters de Broudere verfammelt, um im Gemäßheit bed Artilel 
70. des Gemeindegeſetzes den Bericht über bie Verwaltung und bie Lage ber ftäbtifcher Angele- 
genbeiten zu vernehmen. — Wir entnehmen dieſem Berichte folgende ftatiftifhe Notzen: Die 
Bevölkerung, welche im Jahre 1857 um 6,360 Einwohner gewachſen ift, betrng am 31. Dezbr. 
1857: 159,188 Einwohner (zu Brüffel geboren: 78,658, in anbern Theilen von Belgien: 
63,543, in fremden Ländern: 10,628.) — Im Jahre 1857 „ypurben geboren 7103; es ftarben 
4343, Ehen wurben geichloffen: 1627 und 14 Eheſcheidungen. — Die Zahl de Wähler für 
bie geſetzgebenden Kammern betrug 5,959 ober 122 mehr als 1857, die Zahl ver Wähler für 
bie Provinzialverfammlungen: 6012, oder 126 mehr als 1857. Die Zahl ber Gemeinbe- 
wähler: 6351 ober 56 mehr, als 1857, — 1207 junge Leute haben ſich bei ver Loofung zum 
Militairbienfte betbeiligt; der für bie Stabt Brüſſel ansgefchriebene Kontingent betrug 275 Mann. 
Der Bubget:Entwurf für 1859 ftellt fich folgendermaßen: Guthaben aus 1857 108,741 Fre, 
16 Gent. DOrbentlihe Einnahme 5,061,695 Fr. Außerorbentlihe Einnahme 152,735 le, 
72 Gent. Summa 5,318,171 Frks. 88 Cent.; ordentliche Ausgaben 4,446,811 Fris.; außerge⸗ 
wöhnlihe Ausgaben 751,111 Frks.; Dispofitions-Fonbs 119,510 Frle. Summa 5,317,442 Fri, 
Ueberfhuß der Einnahmen über die Ausgaben 729 Frls. 88 Cent, Diefer Entwurf ift ber 
Finanz-Abtheilung überwiefen worben. 


Armenftand in England. 

Der dem Parlament vorgelegte Ausweis über das Armenweſen zeigt eine finfenmeife 
Bermehrung der Armen bis zur zweiten Woche bes März, von wo an erſt wieber eine Ab- 
nahme flattfand. Die Folgen der Krifis zeigen fih in einer Vermehrung der Unterſtützungs⸗ 
bebürftigen um 50 — 60,000 gegen 1857. Im der erften Woche bes Januar betrug deren Zahl 
938,468, anfangs März 1,003,204 umb in ber vierten Woche bes März 952,201. Am beut- 
lichten zeigt fi bie Einwirkung ber Hanbelsftodung in den Induſtriebezirlen. In VYork z. 8. 
war die Zahl der Armen um 16 pEt., in Midland um 20 pEt. und in North » Weftern fogar 
um 47 pCt. größer als 1857, Unter allen Erwerbszjweigen bat die Baummolleninbuftrie am 
meiften gelitten, und man fann fih von ber Noth ber Arbeiter einen Begrifi mahen, wenn 
man bebenft, daß auf einen Armen immer 10— 20 Arbeiter fommen, bie auf halben Lohn 
rebuzirt werden. Aus biefen Zahlen ergiebt fich zugleich, im welchem Grabe die Geſchäfte ſich 
gebeffert haben. In obigen Bezirken war nämlih im März das Verhältniß gegen 1857 nur 
noch 23 p&t., 13 pCt. und 28 pCt. Sehr Iehrreich ift der Parlamentsausweis in Beziehung 
anf ben Einfluß, welchen verminderte Arbeit in ben Inbuftriebezirken auf bie ländlichen Bezirke 
haben; während nämlich in erfteren die Zahl der Unterftügungen abuahm, vermehrte ſich body 
bie Gefammtzahl im Lande, was von der Zunahme auf bem Lande herrührte. Zum Theil 
rührt dieſer Umftand wohl daher, baf viele Fabrifarbeiter auf das Lanb zurüdgelehrt find, 
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Seit Ende März haben fi die Berhäftniffe wefentlich gebeffert um es iſt mm Ausficht vor⸗ 
handen , daß ber Gewerbebetrieb bald wieder in den alten Stanb zurücklehrt. 

Es wäre zu wünſchen, daß man in Deutjchland eben ſolche Liſten amfertigte, woraus 
man bie Zahl ber Armen und den Stand ber Arbeit erjehen lönnte. 





IV. 
Literatur. 


Beiträge zur Statiflil der freien Stabt Frankfurt, heransgegeben von ber ftatiftiichen Abther- 
lung des Frankfurter Vereins für Geographie und Statiſtil. Erſter Band, erſtes Heft. 
Frankfurt a. M., Sauerlänbers Verlag. 1858. gr. 4. 89 Seiten, 

L Inhalt: Bevölferungsverhältniffe der freien Stabt Frankfurt aus ben Jahren 
1817 bis 1855, aus dem amtlich mitgetheilten Bevölleruugsliſten zufammengeftellt von Dr. phil. 
®. Burnip. 

San. 1817: Stadt 41458,*) Lanbgebiet 6392. *), Darunter Juden 8173, 

Ok. 1823: „ 43918, *) pn 6906. *) Darunter Juden 3242, 

Eube 1837: 53054 9144. 


„ 1940: „ 55269 ” 9399. 
„ 143: „ 55367 — %51. 
„ 1846: „ 657724 s 9800 
„ 1949: „ 58599 10038, 
„ 1852: „ 61869 " 10639. 
1855: 63495 P 10527 


N. Ueberfiht der in Frankfurt a. M. in den Jahren 1853 bis 56 vorgelommenen 
Tobesfälle, nach Urſache und Zeit des Tobes, nad Alter und Geſchlecht ber Berftorbenen aus 
ben amtlichen Todesfcheinen zufammengeftellt von Dr. med. F. Kellner. 

1858: 1166 Todesfälle, 193, vollend. 1. Lebensj., 117*) im Apr., 72%) im Nov., 25 durchSelbſtmord. 
185: 1189 „19, u» un. 117% „Mär, 80**) im Juni,26 „ R 
155: 100. „ NE, 134*) „ Mai, 78**) im Olt. 22 „ A 
1856: 107  „ 14 „ » nn „ 142* „Apr, 78**) im Inni, 17 „ . 

III. Ueberfiht ber SHeirathen, Geburten und Todesfälle in den Frankfurter Landge- 
meinben für 1853, Todesfälle nah Todesurfachen und erreichten Lebensalter in den Frankfurter 
Landgemeinden, beides vom Pfarrer Märker in Oberrad. 

IV. Ueberfiht ber fteuerbaren und fleuerfrein Wohnungs - und Gewerbelotale in ber 
Stadt Frankfurt und deren Gemarkung file 1854. (Vergl. diefe Monatsſchrift Jahrgang 1857, 
Seite 639.) 

V. Waſſerſtand des Mains bei Frankfurt 1826 bis 1855, zufammengeftellt von Dr. med. 
®. Barrentrapp. 

VI. Die Befimmungen über das von Frankfurt zu liefernde Bunbestontingent, ge 
ſchichtlich und kritiſch bargeftellt von Dr. ©. Barrentrapp. 

Bekanntlich hat der Senat von Frankfurt einen Antrag beim Bunde geflellt, auf Er⸗ 
leichterung der nicht mehrerſchwinglichen Militärlaſt. Es handelt ſich dabei nicht ſowohl von der 
finanziellen Seite, als von der Unmöglichkeit, bei ben geſtiegenen Lohnſätzen ſelbſt durch erhöhtes 
Handgeld (feit dem 1. Oftbr. 1858: 300 FI. ftatt 150 Fl. für eine Gjährige Kapitulation) 
und Solb auf dem Wege ber Werbung bie Mannſchaft zu erlangen, welche jet nach der Er» 
böhung des Bunbesheeres (feit 1853) von Frankfurt zu flellen if. Die Stabt befindet fich im 


*) Höchfte, **) geringfte Zahl ber Tobesfälle in einem Monat. 
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zwei Hinfichten im einer erceptiomellen Lage; einmal, im dem fie feit 1830 allein unter allen 
bie Rejerve-Infanteriebivifion bildenden Staaten ihr Artillerie» und Kavallerie-Rontingent mit 
bem dreifachen an Fußvolle ablöfen muß, wogegen bie andern Staaten nur bie gleiche Zahl an 
Fußvollk ftellen; ſodann, indem bie Zahl ber bei ber proviſoriſchen Matritel von 1817 mitges 
rechneten, in Frankfurt aber nicht Friegsbienftpflihtigen Fremden 3; der Gefammtbevöfferung 
beträgt und um das mehrfache flärker ift, als felbft in ben ambern freien Städten. Gegenwär- 
tig gelten folgende Gehalts. und Solbfäge: Unter-Lientenant 606'5, Fl., nah fünf Jahren 
706% Fl., nad 10 Jahren 806, Fl, Ober-Lieutenant 852%, Fl., nah 5 Jahren 952", Fl., 
nad 10 Jahren 1052, Fl.; Hauptmann 1500 Fl., nad 10 Jahren 1700 Fl.; Major 2070 Fl.; 
Feldwebel täglich 37 Fl.; Sergaut 25 Fl.; Korporal 21 Fl.; Gefreiter 18 Fl.; Gemeiner 
16 Kr. und 1, Pfb. Brod, außerdem ein Dienftalterehrenzeichen mit 1 bie 2 FL. monatliche 
Gehaltzulage nah ber Dienftzeit, und 300 ftatt 150 Fl. Hanbgeld. Dennoch kann bie Werbung 
nicht genügen. Neben Geworbenen Ronfcribirte in einem fo Heinen Truppentheil aufzunehmen, 
ift unthunlich. Wollte man aus Geworbenen allein den Bunbesauszug bilden, jo würde 
man 52 pCt. aller Militairpfidtigen auf 5 Jahre unter bie Waffen rufen müſſen, 
während Preußen nur 7 pCt. auf 1 Jahr und 22 pCt. auf 3 Jahre, zuſammen 29 pCt. ein- 
ſtellt. Der Berfafjer ſchlägt deshalb vor, die alte von Anfang am proviforiihe Matritel des 
Jahres 1818 zu verlaffen, und bie zufolge einer neuen, nah überall gleihmäßigen Grunbfägen 
vorgenommene Bollszählung ſich ergebenbe gegenwärtige Bevöllerung zu Grunbe zu legen. 
Hierbei wären aber, fo weit e8 fih um Truppenftellung banbelt, bie auswärts wohnenden 
Unterthanen ber vorhandenen Bevölkerung zuzuzählen, die Fremben aber abzuziehen, indem nur 
auf biefe Weife wirklich diejenige Bevölkerung ermittelt wird, welche bie Militairbienftpflichtigen 
enthäft. Für Geldleiftungen wirb man aber mit vollem Rechte die gefammte Einwohner- 
haft, einfchließlich der Fremden zu Grunde legen, weil ein Ort, wo viele Fremde wohnen, 
immer bie Bermuthung ver Wohlhabenheit geftattet. Wie biefe Bemerkungen, werben auch bie 
mit großem Fleiß von dem Verfafler zufammengeftellten VBerhäftnißzahlen ber Dienfttauglichen 
zu ben Dienftpflichtigen für verſchiedene beutihe Staaten allgemeines Iuterefie in Anſpruch 
uehmen, 


u he ns 


Die Gemeinde : Ardive, 
Bonun Th, Delöner, 


Zu dem im Septemberbeft dieſes Blattes über Rädtifhe Urlunben-Sammlungen 
Geſagten ließen ſich leider ber Belege nur zu zahlreiche beibringen! und es ift nicht zu viel getham, 
wenn man behauptet, daß an manden Stellen feinerzeit nicht mur Teichtfiunig und achtlos 
(denn dies ift heute noch der Fall), ſondern ſchamlos damit umgegangen mworben, Nicht minder 
wie weltliche trifft der Vorwurf auch lirchliche Kommunitäten, umb die Kriegsflamme (bie frei- 
lich genug verzehrt, hat namentlich im 30jährigen Kriege) muß wohl auch fir gar Manches 
mitbüßen, was der Berichleppung anheimgefallen if. Wo das gute Glüd einmal einem Geift- 
lichen, Lehrer, Regiftrator oder Amtsverwalter hinbringt, der Sinn und Berftand zur Sache hat, 
ba iſt geholfen, da kommt aber auch der Schaden Joſephs an den Tag — und gar oft geſchieht 
es, daß ein Solcher als Unruheftifter, unnützer Staubanfwühler ſchilanirt und vervehmt wirb, 
Dem Uebel kann durchgreifender mur abgeholfen werben, wenn überall ſich patriotifche Vereine 
für Geſchichte und Alterthilmer der reſp. Landestheile bilden, bie ein wenig Gelb, viel Kraft 
und Liebe zur Arbeit mitbringen, höhern Orts eine Autorifation für biefelben zu erlangen, daß 
ihnen die Archive oder jonfligen Altenfommlungen, im welchen Zufländen fie ſich auch befinden 
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mögen, gebffnet werden, bärfte inter den geeigneten Cautelen nicht ſchwer fein. Die qualifi- 
zirten und mit Luft erfüllten Mitglieber folder Vereine werben dann ihre — Erholung» und 
Ferienreiſen anf ſolche Entdeckungen im Gebiete des Schweindlebers richten und ihre freie Zeit 
ber DOrbuung und Verzeichnung widmen. Ob bies geichehen würde? Gewiß! Es giebt genug 
arbeitfamer und im Amte keineswegs leichtgeftellter Diünner, welche gleihwohl jebe freie Stumbe 
für ähnliche gemeinnätige Zwecke verwenden. Bielleiht fünben fih and in den Händen ber 
gebachten Bereine Mittel zufammen, welche es verftatten, eine Entihäigung fir jene Aufopfe⸗ 
zung zu gewähren, ober bahim, wo e8 umfaflendere Arbeiten giebt, geeignete walante Kräfte in 
beſonderem Auftrage zu jenden, wie ſchon jet Seitens des „Dermanifhen Muſen ms 
fie Orbmng unb Repertorifirung von Archiven geichieht. 

Daf ber Gegenflanb einmal generaliter und generalissime in Angriff genommen werbe, 
erſcheint für die Kulturgeſchichte in allen ihren Beziehungen unerläßlic. 

Bisweilen tauchen gange Urkunden uud Alten- Bände im Handel anf‘, von denen 
Niemand begreift, wie fie in die weite Welt geworfen worden. Freilich geichieht es noch heut⸗ 
zutag, daß ganze Familienarchive vermakulirt werben. Was fragt auch der Hammer eines 
Aultionators oder daB Pinienpapier eines Bilreanmannes nah „kulturbiftorifchen Werthen‘? 
Und es ift ihm bas wirklich wenig zum Vorwurfe zu machen, fo fange fir Berpflanzung des 
biforifhen Sinnes und Verſtändniſſes in das Bolt nod fo wenig gethan ift. 
Die naturgefhichtlichen und techuifhen Kenntniſſe und Verſtündniſſe fegeln jest auf taufend und 
abertanfenb Papierfiröme aus bem Laboratorium und dem Gelehrtenzimmer in das grofie Diver 
ber Popularität; Hinfihtlih der Geſchichte, foweit es fih um deren Kern und Mefen 
banbeit unb nicht um ben firlefanz bes mit dem Dampihammer in bie Breite gearbeiteten 
fogenannten hiftorifhen Romans ift dies noch leineswegs ber Fall. Und dann will man 
ſich beſchweren, wenn das Boll keinen hiſtoriſchen Takt, kein Verſtäudniß für Beflehenves, 
Werdendes und Organiſches hat, wenn es gelegentlich politiſche Bodiprünge macht und ſich 
Bären aufbinben läßt! Aus Nichts wird Nichte. 

Am meiften jenen Sinn für ihre Vergangenheit und beren Zengnifle findet man, wenn 
auch mehr in naiver als in intelligenter Weife, noch bei den Zünften waltend. Bei ihnen 
ift ficherlich noch gar manches intereffante Dokument zu holen; aber fie halten geme geheim 
damit. Bon lirfunben ſt üdtiſchen Urfprungs bagegen finb ziemlich viele im VBerkehr,*) ſowie 
im Privatbefig, Die Stabt Striegau in Schlefien fcheint, beifpielsweife, ihr ganzes Archiv 
einmal ausverkauft zu haben. Auch von Bresian kommen Acta, Rechnungen und dergleichen 
bhänfig genng im Hanbel und in ber Kaufmanns. Mafulatnr vor. Seit einiger Zeit wendet 
man dort bem Gegenflande größere Aufmerkſamleit zu. Bor mehreren Jahren bereits war da⸗ 
ſelbſt Kandidat 9. mit Fortfegung ber von Karl Adolph Menzel bis 1808 geführten mrtund- 
lichen Stadigeſchichte beauftragt; er fand bei Beuutzung ber Dokumente jedoch fo viel Um⸗ 
ſtändliches umb fo wenig Förderſames, daß er micht ungufrieben war, als feine Berufung amber®- 
wohin die Arbeit abbrach. Später warb durch mamcherlei Umbauten die Orbnung nicht gerade 
vermehrt, aber doch, und zwar zum Theil burch bie zufällige Auffinbung einer lange vermifiten 
werthvollen Autographors Urichrift des Beter Ejhenloör „Geſchichte der Stabt Breslau“ 
die Anfmerkfamleit auf die Archivalien hingelenkt. Der mit deren Orbnumg betraute Dr. P. 
mußte leider and an bem Mißverhältniffe zwiſchen ber aufzumenbenden Zeit und Mühe und 
ben bafür gebotenen Aequivalenten fheitern. Gegenwärtig ift die Sache in bie Hanb eines 
aufmerkfamen unb fleißigen Büreaubeainten gelegt. Einestheils aber kann fie, ale bloße Neben- 
orbeit, nur ſehr langſam fortſchreiten, anberntheils if es doch immerhin wünjdenswertb, bie 
Sache der hulturgefhichtlichen Wifjenfhaft in die Hanb gelegt zu ſehen. 

) Diefer Berfehr ift durchaus kein unbedeutender, und ber Erport an literarifhen Alter⸗ 


daran ein — —— gebildet * nd gerabe gegenwärtig aß ſich 
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„Das Breslaner Rathé archiv“ (ſchreibt ber Letztbezeichnete) ift fo oft Gegenſtaud 
Öffentlicher Nachfragen, die nicht immer den Zweifel verbergen, ob auch eine Sammlung von 
ſolcher Wichtigkeit Überfichtlich georbnet, und — dem Befugten — leicht zugänglich gehalten 
werde, daß es nur als abgebrungene Antwort erfcheint, wenn einmal im Kürze bargeftellt wirb, 
in welcher Lage ſich der reiche Stoff zu der num ſchon ins britte Jahr (nenerbings) ihm ans- 
ſchließlich (7) gewibmeten Arbeit befindet. — Ein Hinblid auf die Geſchichte ver rathhäuslichen 
Baulichleiten und der Reffortverhältniffe genügt um einerfeits die Zerftremung, ambererjeits um« 
gehörige Anhänfung der Vorräthe zu erklären. Gericht und Rath waren befanntlich einft vereint, 
ihre Verhandlungen gingen und ruhten Hand in Hand, und man ſcheint unſicher geweſen zu 
fein, wem bie alten Staubhänge von Alten zu überlaffen ober aufzubürden fein möchten. Da 
giebt es Libri protocollon (?), Excessuum, Signaturarum, Memorabilium, und welde Namen 
fonft noch Acta voluntariae und litigiosae jurisdietionis führen, und es liegen Hunderte von 
Bänden ohne erfinbliches Unterfheidungszeihen auf den Kammern ber gerichtlichen, veponirten 
Alten, und andere Hunberte in den Aufbewahrungslolafen des Rathhauſes (1) Hierher iſt num, 
was bei ihrem Ausſcheiden die Gerichte nicht mit ſich hinwegnahmen, vorläufig nur aus dem 
Wege gebracht, umb diefe Ablagerungen haben wieber verfchiebene Schickſale erlebt. So mancher 
Raum hat, Anfangs zu Regiftratur beftimmt, dies nachmals nicht bleiben können, fehr verſchie ⸗ 
dene Anſichten find mit dem Herren Regiftratoren bie Leitern auf» und abgefliegen und haben 
ihr Makulatur „Meno Meno tolel” auf mandes Bolucrum geftrihen, wenn e8 fir bie Zu- 
funft doch keine Aufjuhungsgebühren verfprach, und kein Stein des alten Rathhauſes läge auf 
dem andern, wenn bie eingefperrten alten Altenkobolde anftngen, zu rumoren. Man kann ohne 
Uebertreibung fagen, e8 wird felten ein vergeſſenes Manerblind, ober eine alte Labo gefunden 
und geöffnet, woraus ums nicht mralte Dokumente entgegenquellen (111) Leitende Grunbfäge, 
wonad über vernichten, aufgezeichnet regelmäßig bewahren, ober nur eben einftweilen aus bem 
Wege bringen (!) entſchieden worden, laſſen fi) nicht finden, und felbft die vier vollſtändigen 
Repertorien von Kloſe, Roppan, Baritins und Scheinig tragen kein Kennzeichen, nad) 
welchem bie von ihnen aufgenommenen Schriftftüce nicht auch im jeder andern Pla verbient 
hätten. — Es darf aud nicht befremben, wenn in einer Zeile bie Aufferberung Matthias an 
ben Rath zu feiner Begleitung nach Regensburg zum Reichstage, in ber mächften bie Ermah- 
nung zu unpartheiifcher Rechtspflege zwifchen zwei Breslauer Kretfchmerfrauen fteht. Jene 
Repertorien find offenbar zu andern Zeiten und nad neuen Auffindumgen angelegt, vor ber 
Hand nur, wie die Sachen zur Hand waren, georbnet und alphabetiſch Tatalogifirt, nach ihnen 
aljo find wenigftens, jo weit fie reichen, bie Schriften zu finden. Syſtematiſche und chronolo⸗ 
giſche Berzeichniffe Können jetzt nicht in Angriff genommen werben, bis alles, worauf ba® 
eigentliche, und zwar forgfältiger al® heut noch befinirte „Archiv und bie andern Sammlungen 
Anſpruch haben, Mar vorliegt. Vierzig Schublaben und wohl ein Dutzend noch verfhloffener 
Padete (1) harren noch ihrer Auferfiehung unter Regiftratur, Kehrwiih und Nummer, und wer 
noch immer bevenflich dem Merle zufieht, ber vergegenmärtige ſich, daß ſchon im Jahre 1854 
bei Durhmufterung und Orbnung ber reponirten Regiftratur, von dem Standpunkte biefes 
Geſchäftes aus, nahe an 500 Faszifel, worunter uralte Schriften als gänzlich unbrauchbar be- 
feitigt (1!) nochmals aber Doch noch wenigflens als Urkunden zur Rechts» und Gittengefchichte 
erkannt, verzeichnet, leider aber einftweilen nur auf einer Bodenkanmer niebergelegt werben 
lonnten, bis auch dieſe Stoffmafje — wenn man gleih von ihr immer noch wünſchen möchte, 
non multa sed multam — überfichtlich, ſyſtematiſch, chronologiſch geordnet und vom bem ſchle⸗ 
fiihen Fürftenftühlen bis in die Handwerkerküchen des fchlefifhen Kleinſtädters leiten wird. 
So mancher weiß ſich zwifchen zwei Lebenswegen keinen Rath zur Wahl, hier liegen meift für 
ben Handgriff vier Loofungen vor: „Archiv, Bibliothek, Aegiftratur und — Stampfmühle.‘ 

Nun, wir wünſchen der „Stampfmühle vecht wenige Zufuhr. Alten und Urkunden 
find ja ſehr befcheidene Kinder, mit einem Winkelchen mäuschenfill zufrieden, fie eſſen nicht, 
fie trinlen wicht, aber fie fammeln gar oft und Manches in bie Scheunen. 
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Bur Warfferleitungdfrage. 

Im Folgenden erlaube ih mir einige Bemerkungen Über ben Aufſatz des Stabtverorb- 
neten Herrn Dr. Schulk im September-Heft Ihrer Zeitfchrift, S. 798. ff. zuzufenden, deren 
Öffentliche Benutzung ich Ihrem Ermeffen anheimftele. Meine Abficht ift dabei nicht auf bie 
ſpeziell Berlin berührenden Punkte einzugehen, ſondern die &. 807. ff. angezogenen Beiipiele 
anderer Stäbte um eines zu vermehren und eventuell das Refultat des Herrn Berfaffers etwas 
zu mobifiziren. Unſere Stabt befigt bereits feit 1827 eine Wafferleitung, welche ihr Waffer 
den auf bem rechten Mainufer an ber Waſſerſcheide zwiihen Main und Nidda eutfpringenven 
Quellen entnimmt. Ueber ihre Einrichtung im Ginzelnen kann ih Ihnen, wenn Sie es 
wünſchen, ein andermal berichten, für unferen Zwed ftehen hier nur die Bemerkungen: 1) daß 
fo viel Privathänfer, als bie Wafferleitung zu fpeifen vermag, das Waſſer von ihr beziehen ; 
2) daß, als im diefem Sommer bei der anberthalbjährigen Dürre das Waſſer theils höchſt 
ſpärlich, theils am hoch gelegenen Orten gar nicht aufftieg, die Beſitzer lieber den Beitrag für 
keine Leiftung bezahlten, als daß fie durch Verweigerung beffelben fi) das Recht auf ven 
„Keahnen” verwirkt hätten; 3) daß bie im den leiten Jahren eingetretene Unzulänglichkeit der 
rechtsmainiſchen Wafferleitung bie Anlage einer linlsmainiſchen hervorgerufen Hat, deren endliche 
Eröffnung ſehnlichſt erwartet wird, um bem feit ben legten Jahren neu erbauten Häufern bie 
Wohlthat der Waflerverjorgung zu gewähren, 

Im der That fleht ber geringe Preis von 15 Fl: jährlich für eine Portion Maffer in 
keinem Berhältniß zu dem bebeutenden Vortheilen, welche ih Ihnen an dem Beiſpiel meineg 
Haufes im Folgenden näher bezeichnen werde. Ich habe drei Krahnen: in der Küche zu ebener 
Erbe, im Schlafzimmer des erften Stods und in ber Küche des zweiten Stods. Jeden Morgen 
und Abend läuft das Waſſer eine Stunde oder länger, je nad) der Fülle ver Quellen. Iu den 
Küchen ergießt es fich in große Blechlaften, welche über dem Wafferftein angebracht find. Auf 
biefe Weife erhält man einen genügenden Wafjervorrath, ohme daß bie Dienfiboten den Zeit- 
verfuft beim Waflerholen am Brunnen, bie Anftrengung beim Dinauftragen deſſelben nöthig 
hätten, und es ift daher natürlich, daß die Mägde lieber im ſolche Häufer in Dienft treten, 
als im waflerlofe. Das Bermeiden der Beihädigungen der Treppen durch das beim Hinauf- 
tragen verfchättete Wafler, und der Borwänbe langen Ausbleibens, welche das Warten am 
Brummen bietet, find Nebenvortheile für bie Herridaft, deren Wichtigkeit ber feit vorigem Jahre 
herrſchende Mangel recht eindringlich nachgewieſen hat. 

Denn in Hamburg die Wafferleitung fo unvolllommen eingerichtet ift, wie S. 807. 
bejchrieben ſteht, fo kann die dortige Einrihtung nicht als maßgebend betrachtet werben, vielmehr 
muß, wenn biefelbe ihren Zwed erfüllen fol, das Wafjer bis in die oberfien Stodwerfe der 
Häufer fleigen. 

Wie der geringe Preis von 15 FI. jährlich, wovon alfo auf einen Miether durchſchnittlich 
5 Fl. (mod nicht 3 Thlr.) jährlich fallen wirben, die Miethen merklich vertheuern follte (&. 808.), 
in eben fo wenig abzufehen, als die Gefahr durch Nachläffigkeit der Dienftboten begriubet ift 
(&. 816. und 817,) 

Nur in den Küchen kommt es wohl vor, daß ein Krahnen offen bleibt, dann aber läuft 
das Wafler auf den Wafjerftein und von biefem durch das Rohr ab, welches überhaupt zur 
Abführung des Spülwaffers dient. Die belannte Stunde, wo durch Aufdrehen des Haupt- 
Krahnens dem Waffer der Zutritt zur Stabt eröffnet wird, erleichtert die Kontrofe, und wer 
ängftlich ift, braucht in feinem Zimmer keinen Krahnen anzulegen. Jedenfalls find biefe angeb- 
lichen Gefahren für das Haus geringer, al® bie bei der Gasbeleuchtung durch Nachläſſigleit für 
deſſen Bewohner möglichen und doch wird beftänbig an nenen Orten die Gasbeleuchtung einge- 
führt. Schließlich noch bie finanzielle Angabe, daß bie Röhren umd Krahnen der Wafjerleiturig 
innerhalb des Haufes natürlich auf Koſten des Hausbeſitzers zu feften Preifen von ben Beamten 
ber Wafferleitung, denen ber Staptröhrmeifter vorfleht, geliefert und angebracht werben, und daß 
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die Koſten ber öffentlichen Röhrleitung durch eim eignes Anlehen befiritten worben find, welches 
aus ben Erträgniffen bes Unternehmens verzinft und getilgt wird, 

Ih Habe geglanbt, Ihrem Organ, welches bie Verbindung zwiſchen den einzelnen 
Städten unfere® Vaterlandes zu umterhalten beſtimmt ift, dieſe Bemerkungen nicht vorenthalten 
zu follen, und zeichne als Ihr ergebenfter 

Frauffurt a. M., 22. Oltober 1868. Dr. Strider. 





Statutarifche Beitimmungen, 
Statut für die ſtädtiſchen Schulen in Eoburg. 

8. 1. Es beſtehen hier drei ſtädtiſche Schulen: 1) bie höhere Bürgerſchule ober Neal- 
ſchule; 2) bie niedere Bürgerſchule (Bollsſchale) — beide für Knaben, xeip. ZJünglinge; — 
3) die Bürgermädchenſchule. 

8. 2. Diefe Anftalten fiehen zunächſt umter ber Leitung bes Schuldireltors, in nächſt 
höherer Inftanz unter der der Schullommiffien. Die Schullommifftion if nur dem Magiſtrat 
untergeorbnet und tritt mit ben aufſehenden Staatsbehörben nur durch feine Bermittelung in 
Berührung. 

8. 3. Die Schultommiffion befteht aus dem Bürgermeifter als Borfigenben, zweien auf 
Ein Jahr von dem Magiſtratslollegium gewählten Magiftvatsmitglieveen, dem Direltor ber 
ſtädtiſchen Schulen und einem wiſſenſchaftlich gebildeten Mann ber Stabt, ben ber Magiſtrat 
auf die Zeit von Einem Jahre wählt. Daß biefer Letstere weber ein Lehrer an dem ſtädtiſchen 
Anftalten, no ein Diveltor oder Lehrer am einer nieberen Lehranftalt fein barf, der mit einer 
ber ſtädtiſchen Schulen leicht in ein Rivalitätsverhältnig kommen lönnte, ift durch das Intereſſe 
der Sache geboten. Die Funktionen dieſer Schullommilfion ergeben fi aus bem Folgenden, 

$. 4. Das Lehrerperfonal befteht aus einem Direktor, aus bem Rektor der niebern Bür⸗ 
gerſchule, dem Oberlehrer der Mäpchenfchule, mehreren Hauptlehrern und einzelnen Hülfslehrern. 

8. 5, Die Anftellung ſämmtlicher Lehrer geht vom Magiftrat aus ($. 56. ber Stabtorb- 
nung). Die Anftellung ift entweder befinitiv ober proviſoriſch. Keiner ber Lehrer wird für 
eine beſtimmte Klafje oder ein beflimmtes Fach angeftellt, ſondern jever hat im jedem Lehrzweig 
und in jever Mafje, woflir der Direltor, mit Zuftimmung ber Schullommiffion, feine Zhätig- 
feit in Anſpruch nimmt, zu unterrichten. Dabei ift es Bar, daß es ſchon im Intereſſe ver 
Schule liegt, daß die Individualität unb befondere Meigung und Befähigung eines Lehrers Be- 
rüdfihtigung finde: jeber Lehrer wird, foweit das möglich if, in ben Fächern nud Klaſſen ke 
ſchäftiget werben, in welden er verhältuigmäßig das Meifte zu leiſten vermag. 

8. 6. Die Einführung nen angeftellter Lehrer geſchieht nach ihrer Berpflichtung bon 
dem Magiſtrat durch ben Direltor. Der Direktor wirb nach feiner Verpflichtung dem gefamm- 
ten Lehrerperſonale von dem Magiſtrat vorgeſtellt. 

8. 7. Jeder Lehrer, der fein Amt niebexlegen will, bat ein Bierteljahr vor feinem Ab⸗ 
gang ein Entlaffungsgefuh bei der Schullommiffion einzureichen, melde dann an ben Magiſttat 
berichtet. Für dem proviſoriſch angeftellten Lehrer gilt ein vierteljäpriger Künbigungstermin. 

a. Höhere Bürgerſchule. 
(Realihule). 

$. 8. Die höhere Bürger» ober Realſchule hat die Beftimmung, ihren Zöglingen bie- 
jenige Menſchen- und Bürgerbilbung zu vermitteln, welche bieje befähigt, wie lberhaupt «le 
veligiöfe, fittlihe Menſchen, jo insbeſondere als firebende Gewerbsleute, Kaufleute, Fabrilanten, 
Delonomen, Cammeraliſten, Mechaniker, Architelten, Jugenieure, Militärs, Forſtmänner, Mathe- 
matiler, Naturforſcher u. ſ. w. glüdtiche und würdige Glieber der Geſellſchaft zu fein, und als 
Bertreter ber Bürgerſchaft in weiterem und engerem Kreiſe deren Anliegen mit Eiuſicht uud 
Kraft, durch Wort und That wirlſam zit wahren, 
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8. 9. Die Auſftalt beſteht aus zwei Abtheilungen, einer Elementarſchule mit 4 Klaſſen 
und einer Realſchule im engeren Sinn mit 5 Klaſſen. Die Schüler treten mit dem frübften 
Schulalter in die unterfte Elementarlaffe und finden im der Schule Unterricht und Bildung bis 
etwa zum 18, Lebensjahr. 

$. 10, Der Lehrpfan beftimmt bie Gegenflände, durch welche ber $. 8. entwidelte Zwed 
erreicht werben foll, nebft der Art ihrer Betreibung und Bertheilung. 

8, 11. Auf jedes nene Halbjahr hat der Direltor einen Leltionsplan zu entwerfen und 
bei der Schullommiffion wenigftens 4 Wochen vor Anfang des neuen Lehrkurfus zur Fefiftel- 
kung einzureichen. Der Abfafjung des Schulplanes geht eine Berathung mit ben Lehrern voraus. 

8. 12, Wiünfcht ein Lehrer ein Schulbuch einzuführen, jo hat er dieſen Wunſch dem 
Direktor mit der Begründung deſſelben vorzutragen. Der Direktor hat die Einführung zu be- 
gutadhten, die Schullommijfion darüber zu beſchließen. 

3. 13, Jedes Jahr, zu Oftern, wird eine öffentliche Prüfung gehalten, zu welcher durch 
ein Programm ober buch eine Belanntmachnng im Regiernugs- und Imtelligenzblatt eingela- 
ben wird, Am Ende jedes Bierteljahrs — mit Ausnahme von Oflern — wirb eine fülr das 
größere Publikum nicht Öffentliche Prüfung in allen Waffen gehalten. — Zeit, Art und Gegen- 
Rand dieſer Prüfungen beftimmt ber Direltor. 

8. 14. Die Verſetzung der Schüler aus einer niederen Kaffe in eine höhere gefchiept 
zu Oftern, und zwar durch den Direltor nach einer mit ben treffenden Lehrern gepflogenen Be- 
rathung und getroffenen Beftimmmung. 

8. 15. Die Aufnahme nener Schiller erfolgt in ver Regel mır zu Oftern. Eine Aus. 
nahme von biefer Regel kann nur dann gemacht werben, wenn beſondere Umſtände fie vecht- 
fertigen. Schüler, bie aus einer andern Bffentlichen Anftalt, oder aus Privatichulen im bie 
höhere Bürgerſchule einzutreten begehren, haben Zeugniffe über Fleiß, Fortſchritte und Betragen 
dem Direktor vorzulegen. Nach Befinden ordnet der Direktor eine Prüfung berfelben an und 
beftimmt nad berjelben Mafje und Play. Zeit und Ort zur Anmeldung wird durch den Direktor 
Öffentlich befannt gemacht, 

$. 16. Der Direftor hat die Schulmatritel zu führen, In berfelben ift Bor- und Zu— 
name des eintretenden Schillers, die Konfeſſion, Geburtszeit und Ort, dann Borname, Stand 
und Wohnort bes Vaters (ift derſelbe tobt, fo iſt das durch ein Zeichen zu bemerken) over im 
Fall, daß der Knabe umter Vormundſchaft ſteht, Mame, Stand und Wohnort des Bormunbed, 
ferner Zeit ber Aufnahme in die Schule und Schulllaſſe zu verzeichnen. ferner iſt machzutra- 
gen Zeit und Beranlaffung des Austritts, mit Angabe der Klafle, aus welcher der Austritt 
ftattfindet, und ein allgemeines Urtheil über Talent, Leiftungen und Verhalten des Schillers 
währetb feines Beſuchs ber Anftalt. 

$. 17. Am Ende jedes Quartals erhält der Schiller eine Ceuſur. Diefelbe wird, nach— 
dem alle Lehrer bes treffenden Schillers das Urtheil abgegeben haben, vom N affenlehrer ($. 26.) 
auf den Grund dieſer Urtheile unpartheiiſch ausgefertiget und von dem Direktor unterzeichnet. 
Bierzehn Tage nach der Aushändigung bat der Schüler diefelbe, mit der Unterfchrift vom Bater 
ober Bormund, feinem Klaſſenlehrer wieder einzupändigen. Der Schiller hat die Auſchaffungs 
koſten bes Cenſurbuchs zu zahlen. 

8. 18, Die Zeugniſſe für die Schiller, namentlich die Abgangszengniffe, hat der Direktor 
oder in beffen Auftrag der Klaſſenordinarius auf den Grund der Cenſuren anszuftellen. Der 
Direltor unterſchreibt diefelben und ſetzt das Schuffiegel hinzu. 

$. 19, Der Direltor iſt der vorgefeßten Behörde für die Gefammtwohlfahrt der Schule 
zunächft verantwortlich. Es liegt ihm ob, bie von der zuſtändigen Behörde an ihn erlaffenen 
Geſetze und Anordnungen, fei es, daß fie ihn ſelbſt ober bie feiner Autorität untergeftellten Per- 
fonen angehen, pünktlich zu erfüllen und erfüllen zu laffen, ferner nad beſtem Wiſſen und Ge— 
wiſſen Alles, was innerhalb feiner Diteltorialbefugniſſe liegt, zu thun, bamit bad ber Eule 
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geſtedte Ziel in Zucht und Lehre erreicht und bie ber Lehramftalt zu Grunde Iiggenbe Idee durch 
kräftiges Zufammenmwirken aller Lehrer jo volllommen al® möglich verwirllicht werde. Er wirb 
darauf fehen, baf jeder, Lehrer feine Pflicht erfülle, bie Lektionen rechtzeitig und plnktlich beginne 
und jchließe, gründlich, erwedlich und zwedentiprechend halte, ben Schriftarbeiten ‚bie gebührenbe 
Sorgfalt widme, heilfamen Einfluß auf die Charakterbildung übe und die Zucht aufrecht erhalte, 
ohne in Verweilen und Strafen das päbagogiihe Maß zu überfchreiten, Er wird für Er- 
reichung dieſes Zieles fi die Aufgabe flellen, unter der Geſammtheit der Lehrer, in bemen er 
feine Mitarbeiter am gleichen Werke ehrt umb achtet, bie Eintracht aufrecht zu erhalten und 
etwaige Differenzen auszugleihen, in Allen bie Begeifterung für bie zu realifirenbe Idee zu 
erweden unb wach zu halten. Er hat die verantwortungsvolle Verpflichtung, ſich ſtets die Ue⸗ 
berficht über bie ganze Anftalt zu erhalten. Zu bem Ende wird er fo oft, als es ihm thunlich 
oder rathfam erfheint, dem Unterricht der Lehrer beimohnen. Um micht durch eigene Lehrftun- 
den vom Beſuch beftimmter Lektionen feiner Amtsgenoffen dauernd abgehalten zu werben, fol 
er diefe feine Lehrftunben mitunter, wenn es räthlich erſcheint, verlegen, ober fonft ein geeigne- 
tes Abkommen treffen. Bon Zeit zu Zeit wird er fih die Schriftarbeiten der Schüler vorlegen 
faffen. Hat der Direftor über Unterricht ober Disziplin eine® Lehrers etwas zu erinnern, fo 
wird er in freumblicher Weife dem treffenden Lehrer bie nöthige Erinnerung machen. Im Fall 
der Nichtannahme oder Nichtbeachtung der ernftlicher wiederholten Mahnung foll der Direktor 
der Schultommiffion darüber Bortrag tbun. 

8. 20. Für den Fall, daß ein Lehrer eine Lehrftunde wegen Ummwohlfeins oder ſonſtiger 
nothwenbiger Abhaltung jelbft zu haften verhindert if, hat er dem Direktor zeitig Nachricht zu 
geben, damit bie Störung im Unterricht durch Bilariat oder Stundenverlegung oder ſonſtwie 
befeitigt werde. Jeder Lehrer ift verpflichtet, eine wom Direltor ihm zugewiefene Bilariatsleltion 
zu übernehmen, Der Direktor aber hat die Pflicht, diefe Laſt nah Gleichmaß und Billigleit zu 
vertheilen. Dauert die Verfäumniß buch Krankheit eine® Lehrers länger ale 8 Tage, fo hat 
der Direltor ver Schullommiffton fowohl hiervon , ald von der Art der Ausfüllung ber dadurch 
in ben Lektionen entflandenen Lüden Anzeige zu machen. Will eim Lehrer außer ben Ferien 
verreifen, jo kann dieſem Wunſche nur im dringenden Fällen nachgegeben werben, Der Direltor 
kann nur auf 3 Tage Urlaub ertheilen, auf längere Zeit ihn zu gewähren, liegt in der Befug- 
niß der Schultommilfion. Doch hat der treffenbe Lehrer vorher der Bereitwilligkeit feiner'Amts- 
genofjen ſich zu verfichern, für ihn vilariatsweije einzutreten. Art und Bertheilung bes Bila⸗ 
riats beſtimmt ber Direltor. 

Wünfcht der Direktor in bringenben Fällen Urlaub, fo hat er foldyen bei ber Schul- 
Kommiffion zu erbitten. Berreifet ein Lehrer während der ferien auf mehrere Tage, fo hat er 
davon dem Direktor einfache Anzeige zu machen. Der Direktor wird in gleichem alle dem 
Bürgermeifter,, als Borfigenden ber Schullonmifften, Anzeige machen. 

z. 21. If der Direltor durch Kraulheit oder ſonſtwie verhindert, feine Direltorial- 
Funktionen auszuüben, fo übt ber nächſtfolgende Lehrer einfimeilen bie Direltorialthätigkeit. 
Sollte die Krankheit (oder fonftige Abhaltung) über 3 Tage dauern, jo muß der Schullommiffion 
Unzeige gemacht werben. 

$. 22. Wenn ausreichende Gründe vorhanden find, ben Unterricht einen ganzen Tag 
einzuftellen, jo hat ver Direltor die Geuehmigung der Schullommiſſton, in dringenden Fällen 
wenigfien® bie bes Blirgermeifters einzuholen. Einen halben Tag oder einzelne Stunden kann 
der Direktor ohne Anfrage freigeben, wenn binlänglicher Grund vorhanden if. 

Echluß folgt im nächſten Heft.) 





Drud und Verlag der Hofbuchbiuderei von Trowihſch u. Sohn in Frankfurt a. d. O. 


Monatsſchrift 


Deu eich ö 8 
Städte: um Gemeindeweſen. 


Unter Beiratd mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 
von 
| i A. Piper, 
Oberbürgermeifter ber Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhauſes, Mitglieb 
bes Bereins für Gejchichte der Marl Brandenburg, 


Unter Berantwortlicleit der Berleger. 
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Heft XII. Jahrgang IV. Dezember 1858, 


Die richterlichen Auslegungen des ir über die Volizei- 
Berwaltung vom 11. Mar; 1850. Geſ.Samml. S. 265.]*) 


(Bom Stadtrath Dunder in Berlin.) 


I. In dem .Artifel 42. der Berfaffung vom 31. Januar 1850 war, neben 
der Gewährleiftung der Theilbarkeit des Grundeigenthums und ber Ablösbarfeit 
ber Grunblaften, beſtimmt worben: 

„Aufgehoben chne Entihäbigung find: 

1) die Gerichtöherrlichkeit, die gutäherrliche Polizet und obrigfettliche 
—— bie gewiſſen Grundſtücken zuftehenden Hoheitsrechte und 

egien; 

2) die aus dieſen Befugniſſen, aus der Schutzherrlichleit, der früheren 
Erbunterthänigfeit, der früheren Steuer⸗ und Gewerbe - Berfaflung 
berftammenden Berpflichtungen. 

Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und Laſten 
weg, welche ben bisherigen Berechtigten dafür oblagen.” 

Die durch diefen Artitel „erfolgte Aufhebung ber Batritnonial = Gerichts⸗ 
barkeit und Polizei, die neue Ordnung des Gemeindeweſens, bie Zrens 
nung der Polizei » Gerichtsbarkeit von der Polizei» Verwaltung, die Feitfegungen 
der Verfaffung über die Ausübung ber Gefeggebung und das Verhängen von 
Strafen haben — fo Außert fi ‚ber in der Situng vom 23. Februar 1850 
(ften. Ber. ©. 3223.) erftattete Bericht der Kommiffion der 2ten Kammer zur 
Prüfung der Gemeindeordnung in Betreff -des Entwurfs eines Geſetzes über bie 











Bergl. im Algemeluen bie Artikel vom Oberbiirgermeifter Piper: „Die Obrigleit ber 
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DOrtd- und Difkriks ſowohl B e Verwaltung 
der Polizei, Sum | Tee polizeiliher Ver⸗ 
orbnungen nö en Seiten hin fucht 
ber von ber rt — eingebrachte Entwurf eines Geſetzes über 
die Orts⸗ und Diſtrikts⸗Polizei zu befriedigen.“ 


Aus den Berathungen dieſes Entwurfes ging 28 gleichzeitig mit „der Ge— 
meinbeorbnung für ben Freußlichm Staat mit der Königl. Santtion —— 
und 2*8 use: bie nase vu he erg Mir; ofen ), hammer, 
welches m on Ba Boligeir-Berwiltun | 
ch 4 Ehe ha p j 

bie örtliche ee wir — yon nah deu Vorſ Sriften 
der Gemeindeordnung dazu beftimmten Beamten (Bürger- 
meiftern, Kreis-Amtnmännern, Oberfchulzen) im Namen des Königs 
geführt — vorbehaltlich der im 9: 2. des gegenwärtigen Geſetzes vor⸗ 
gefehenen Ausnahme. 

Als durch das Gefe vom 24. Mai 1853 (Gef. - Sammfl. p. 238.) die 
Gemeindeordnung vom 11. März; 1850 aufgehoben ward und (Art. 2.) 
die früheren Gefege und Verordnungen über die Landgemeinde-Verfaſſungen 
in den ſechs öftlichen — wieder in wi gefetst wurden, „ſoweit fie mit 
den Beftimmungen der Berfaffungs - Urkunde wicht im Widerfpruch ftehen”, war 
nicht nur das Bedürfniß, welches dem Gefet über die Polizeiverwaltung das Da- 
fein gegeben hatte, zum größten Theil werfhwunden, fondern auch „bie neue 
Drbnung des Gemeindelebens“, an welche ſich dieſes Gefeg ausdrücklich anfchlof, 
befeitigt und die Beftinumung unausführbar gemacht, daß von den vg den Bor: 
fchriften ter Gemeinde » Drdmung dazu bejtimmten Beamten die örtliche 
Polizei-Verwaltung geführt werben folle. 


Es entftand daher ſchon bamals ber Zweifel: 
ob unter fo veränderten Umftänden das qu. Gefek überhaupt noch als 
bejtehend anzufehen fei? 

Der höchſte Gerichtshof des Landes bat Diefen Zweifel in dem in ben Ent» 
ſcheidungen Bdo. 28. p. 445. ff. abgebrudten Erkeuntniß beleuchtet. Es heißt dort 
nad Hervorhebung ber oben bezeichneten Wirkungen des Gef. v. 24. Mai 1853: 

„Aber dennoch ift das Geſetz über die Polizeis-Verwaltung vom 11. März 
1850 felbft nicht wieder auf —* Ferner fanın durch die Aufhebung 
der Gemeinde-Drbnung bie ung nicht berührt fein, daß bie ürt- 
liche Bolizei-Berwaltung im Rasch, des Königs geführt werben foll. 
Enblid würbe bie Rückgabe ber PolizeirGerichtsbarkeit zur Verwaltung 
an die vormaligen Gutsherren im eigenen Namen, alfo als eignes 
Recht, mit der angeführten Beftimmung des Urt. 42. der BVerfufjungs- 
Urkunde im Widerſpruche ftehen. Iſt daher auch eine allgemeine ge⸗ 
— Beſtimmung über die Auswahl derjenigen Beamten, welche in 
örfern die vormals gutöherrliche Polizei v folen, zur Zeit 
nicht vorhauben, fo ift doch bie —— Ir ſelbft —— 
aufgehob geblieben, und an beren Stelle die Polizei-Verwaltung im 
Namen des Könige eingeführt, 
Aus diefen Gründen verfchwinbet jedes Bedenken gegen ben Ein- 
wand bes verllagten Flolus, daß zwijchen ihm, als vormaligen Guts- 
berrn von L., und ben Klägern, ale) Wirthen dafelbit, durch 





— 


die Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 und die darauf folgen⸗ 
den Geſetze das gutoherrliche Berhältniß aufgehoben, und folglich auch 
der daraus herftammende Anfpruch der Kläger auf Unterftägung wegen 
Brandſchadens durch zwei⸗ und dreijährige Remiffion der für den Ver— 
klagten auf ifven Nahrungen haftenden Reallaften, erlofchen ſei.“ 

Seit dies Erkenntniß gefprochen wurde, ift die Stants-Negierumg in ber dem 
Urt. 42. der Befaffeng abgeneigten Richtung einen bedeutenden Schritt weiter 
gegangen, fie hat fich nicht mehr begnügt, die Wirkungen des Art. 42. zu para- 
Mofiten und der Möglichkeit feiner Ausführung bie größten Schwierigkeiten ent- 
—A ſondern ſie hat in der letzten Legislaturperiode es erreicht, daß der 

tt. 42. der Bexfaſſung ausdrücklich aufgehoben wurde und an feine 
Stelle folgende Beftimmungen traten: 

Ohne Entſchadigung bleiben aufgehoben, nach Maaßgabe der ergangenen be- 
ſonderen Gefege: 

{) das mit dem Befige gewiſſer Grunpftüde verbundene Recht ver Ausübung 
oder Uebertragung der richterlichen Gewalt (Zitel VI. der Berfaffungs- 
Urkunde) und die aus biefem Rechte fließenden Exremtionen und Abgaben; 

2) die aus beim gerichts- und ſchutzherrlichen Verbände, der früheren Erb- 
Unterthänigfeit, der früheren Steuer: und Gewerbe - Berfaffimg herjtam- 
menden Verpflichtungen. 

| Mit den aufgehobenen Nechten fallen auch die Gegenleiftungen und Laften 
weg, welche ben biäher Berechtigten bafür oblagen.“ (Gejeg vom 14. April 1856, 
Geſ⸗Samml. ©. 353.) 

Auf der hierdurch frei gewordenen Bahn wurde durch das Gefek, betr. bie 
ländlichen DOrtsobrigkfeiten in ben ſechs öftlihen Provinzen der preuß. Monarchie, 
‚vom 14. April 1856 „die nach den SS. 18— 22, Titel 17. Theil II. Allgem. 
Zandr., aus unferem Hoheitsrechte abgeleitete, in der Negel mit dem Beige 
eines Ritter» oder anderen ländlihen Gutes verbundene, obrig- 
beitliche, (polizeiobrigkeitliche) Gewalt wieder hergeſtellt.“ 

Nach der gegenwärtigen Lage der Gefehgebung würde das Obertribunal 
alfo nicht mehr im Stande fein, zu behaupten: 

daß die Bejtimmung: die Polizei» Berwaltung folle in allen Gemeinden 
im Namen des Königs geführt werben, noch beftehe und daß bie guts- 
herrliche Polizei aufgehoben geblieben fei. 

Wenn fomit nicht bloß das Bedürfniß, welchem das in Rede ftehende Geſetz 
fein Dafein verdankte, fonbern auch das im $. 1. ausgefprochene Grundprinzip 
deſſelben befeitigt ift, jo dringt mit verjtärkter Kraft der Zweifel an: 

ob nicht das Gejeg vom 11. März 1850 über die Polizei » Verwaltung 
burch die neuere Geſetzgebung mit aufgehoben jei? 


berü 
In dem g der Motive dieſes Urtels, auf weldyes wir weiterhin noch 
zurüdfommen, heißt e8 nämlich: | 
“2 zbab Gefe über die Polizei⸗Verwaltung vom 41. März 1850 —— 
| | m 


.®&. 9 
burch das 24. Mat 1 betreffend bie Aufhebung der 
— —5— ———— — nicht n⸗ 
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welches vielmehr, ungeachtet der, im Geſetze vom 14. April 1856, be- 
treffend die ländlichen Orts-Obrigfeiten in den ſechs Bftlichen Provinzen 
(Sej.-Sanıml. ©. 354.), gegebenen abweichenden Vorſchriften über bie 
dortige ländliche Polizeiverfaffung, im Uebrigen in Sraft geblieben, 
auch bei der nachfolgenden Gejeßgebung ausdrücklich, wie beifpielsweife 
im $. 3. des Gefeges vom 1. Auguft 1855 (Gef. - Samml, ©. 579.) 
und im 8. 2. des Gefetes vom 26. März 1856 (Geſ.S. ©. 225.), 
zum Grunde gelegt worden ift; — verordnet im $. 3.” ꝛc. 

Hätte man nun freilich auch erwarten bürfen, daß das Ober - Tribunal, 
nachdem e8 früher feine Anficht über das Fortbeſtehen des qu. Gefekes auf bie 
nicht erfolgte Wiederherftellung der gutsherrlichen Polizet gegründet, unter fo ver⸗ 
änderten Umftänden diefer Frage eine etwas ausführlichere Beleuchtung widmen 
würde, und läßt fich gegen jeine furze Deduktion wohl mit Recht geltend machen, 
daf die Anführung des Gefeges vom 11. März 1850 in dem Gefeg v. 1. Aug. 
1855 und 26. März 1856 nicht ven aus den fpäteren Gefegen v. 14. April 
1856 hHerzuleitenden Einwand befeitigen fönne, jo wird man mit Nüdficht auf 
8. 59. der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht: 

Geſetze behalten fo lange ihre Kraft, bis fie von dem Gefetgeber aus» 

drüdlich wieder aufgehoben werben, 
doch im Nefultat der Anficht beitreten müffen, daß, mit Ausnahme der Beftim- 
mung: daß überall bie örtliche Poligeiverwaltung im Namen des Königs ge 
führt werben foll, welche dem Gefege vom 14. April 1856 entgegenftehen würde, 
und daher durch $. 23. deffelben aufgehoben ift, die übrigen Beftimmungen 
in Kraft geblieben find. Freilich waren urfprüngli diefe die Nebenſache, 
und jene Beſtimmung die Hauptfache, freilich geht e8 dann den Stadtgemeinden 
auch bier, wie anf anderen Gebieten bei ber neueren Lepislation, daß von Ge- 
fegen, die für die allgemeine Freiheit gegeben wurden, nur das übrig geblieben 
ift, was die befondere Freibeit, deren fie gemoffen, befchränft und ihre Laften 
vermehrt; das aber find Dinge, welche die künftige Geſetzgebung zu beachten 
bat und wie wir jegt wohl hoffen dürfen, auch beachten wird, die aber bem 
Richter nichts angehen. 

II. Wenn die Staatsregierung das Grundprinzip des Gefekes, von bem 
wir fprechen, zur Ausführung zu bringen fo fange zögerte, bis es ihr gelang, 
daffelbe zu zerftören; fo war fie dagegen um fo beforgter, ven $. 2., welcher lautet: 

In Gemeinden, wo ſich eine Bezirksregierung, ein Land», Stadt⸗ ober 
Kreisgericht befindet, fowie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr 
als 10,000 Einwohnern, kann die örtliche Polizei-VBerwaltung durch Be- 
ſchluß des Miniſters des Innern befonderen Staatsbeamten übertragen 
werben. Auch in anderen Gemeinden fann aus bringenden Gründen 
biefelbe Einrichtung zeitweife eingeführt werben. 
im weiteften Umfange anzuwenden und den $. 3., welcher beftimmt: 
„Die Koften der örtlichen Polizei-Verwaltung find, mit Ausnahme ber 
Gehälter der von der Staatsregierung im Falle der Anwendung bes 
— — beſonderen Beamten, von den Gemeinden zu be- 
reiten“, 
in Bezug auf diejenigen Stäbte zur Ausführung zu bringen, im welchen bereits 
„vom Staate außerhalb den Magifträten 'befonders angeorbnete Polizei⸗Behörden“ 
beftanden, 2 deren Unterhaltung dieſe Stabtgemeinben nach $. 10. des Geſetzes 
vom 30. Mai 1820 über bie Einrichtung ded Abgabenweſens Beiträge bis dahin 
nicht zu leiften hatten. 
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Faft alfer Orten, wo biefe neuen Beftimmungen zur Ausführung Kamen, 
entſtanden zwiſchen den fislaliſchen und ſtädtiſchen Behörden Differenzen über ihre 
Auslegung. ALS die erften von biefen ftäbtifcher Seits vor den Richter gebracht 
wurben, ward ihnen von Seiten der Staatsbehörben mit Erhebung des Kompe— 
tenzKonflitt8 entgegengetreten. Durch ein Erfenntniß des Gerichtähofes zur 
Entjcheivung der Rompetenztonflikte (abgebrudt im Juſtiz-Min⸗Bl. 1853 St. 9. 
No. 28. ©. 87.) wurde, worüber in ver That auch fein gegründeter Zweifel be- 
ftehen konnte, anerkannt, daß die Frage, welche Koften der Polizeiverwaltung — 
abgefehen. von ihrer Nothwendigleit — von dem Staat und weldhe von ber 
Kommune zu tragen find, eine reine Geldfrage ift, bei welcher es fich nicht 
um SIntereffen der Landeshoheit, fondern recht eigentlih um fisfalifche Intereſſen 
handelt. 


War ſchon in denjenigen Städten, wo vom Staate etwa nur ein Boltzeis 
Dirigent angeftellt wurde und die Koften der Polizei » Verwaltung nach wie vor 
ans ber Gemeinde⸗Kaſſe, wohin auch deren Einnahmen flojjen, entrichtet wurben, 
Stoff zu Differenzen vorhanden; fo fund fich diefer um fo veichlicher in ben. 
jenigen Städten, wo befondre Polizei-Behörben mit einem vwolfftändigen Verwal: 
tungs⸗Perſonal nnd eigener Kaffenverwaltung bereits eriftirten. Wurbe— 
wie ed geſchah — auf diefe das neue Gefek in Anwendung gebracht, fo er 
föhtenen folgende Anfprüche der betreffenden Stabtgemeinden nicht wohl beftritten 
werben zu Fönnen: 

1) daß fie ganz fo behandelt würden, wie bie anderen Stabtgemeinden, auf 
bie das Gefeg Anwendung fand, alfo daß ihnen bie Ueberzeugung gewährt 
werbe, welche jene durch die eigene Verausgabung unmittelbar erlangten: 
es würden die von ihnen auf Grund $. 3. des Geſetzes verlangten 
Summen auch wirklich zu den Koften ber Drtspolizei- Verwaltung ver« 
mwenbet. 

Diefe Forderung war. im Intereſſe der Kommunallaſſe da um fo 
nöthiger, wo, wie in Berlin, die Polizeibehörde zugleih Regierungs- 
Injtanz und Ortspolizei für andere Kommunen ift und für biefe 
verſchiednen Gefchäftszweige aus einer und berfelben Kaffe wirthichaftet; 
daß, fo als wenn vie Drtspolizet durch die Bürgermeifter felbft gehand- 
habt würbe, die Einnahmen berfelben in die Kämmereilaſſe flöffen; 

I) daß wenn das neue Gefeg frühere ihmen vortheilhafte Beftimmungen be- 

feltigt Habe, auch folhe nicht mehr in Anwendung gebracht werben könnten, 

. bie ihnen nachtheiliger feien, al8 das neue Gefeg, und daß in Gemäßheit 
$. 21. defjelben alle ſolche früheren biefem Geſetze entgegenftehenven Be- 
ſtimmungen ebenfall8 als aufgehoben betrachtet würden. 

Auf diefer Auffaffung berubte das Verlangen der Stabtgemeinde Berlin, mit 
welchem. fie, nachdem fie dafjelbe im VBerwaltungswege nicht hatte durchſetzen 
können, und auch ihre Anerbietungen wegen einer vergleichsweiſe von ber Stadt⸗ 
laſſe zu. übernehmenden mit der fteigenden Bevölkerung fteigenden jährlichen 
Averfional:Rente*) abgelehnt worden waren, vor den Richter trat mit folgenben 
Klageanträgen: 


2 


— 





®) Bergl. über eine berarti iche Regufiru itniffes, Monatsſcht. Bb. Ita, 
818." Der bei. Sntzop veo Dbe blrgerneifee Yiper Tach von ber Kommiflen be © 


er warb bon ber Ko om bed Herren- 
in. der. Seſſton von 1856 gegen bie gl Regierungs-Kommifjarien eiuftimmig 
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1) den Fiskus für ſchuldig zu erachten, die über bie Eirmahmen und Aus- 
gaben der Hiefigen Polize- Verwaltung in ven Jahren 1851 und 4852 ge 
führten Rechnungen, 'einfchlieklich der über die Verwaltung bes Nachtwacht⸗ 
Feuerlöſch⸗ und polizeilichen Straßen » Reinigungswehens geführten befon=: 
deren Rechnungen, und die ferneren Rechnungen altjährlich dem Magiſtrate 
vorzulegen, und demfelben dabei nachzuweiſen, welde durch 
biefelbe veranlaften Koften durh die Verwaltung ber hie» 
figen Ortspolizei erwachſen jind; 

ben Fiskus zu verurtheilen, der Kommune Berlin diejenigen Summen: zu 
erftatten, von denen ſich bei erfolgter Vorlage ber Rechnungen herausſtellen 
wird, daß fie am die bei dem Feuerlöſch-Nachtwacht- und: polizeilichen 
Strafenreinigungs-Wefen (von den Staatsbehörden) angeftellten Perſonen, 
fei e8 unter den Namen von Gehalt, Befoldung oder Remuneratiom oder 
als pars salarii, gezahlt find, insbeſondere alſo biejenigen. Summen, 
welche ad I. 26, (bier folgen die betreffenden Etatstitel) verausgabt worden 
find; denſelben auch für ſchuldig zu erklären, bie bei dieſen Pofitionen in 
der Zukunft entjtehenden Koften auf die Staatslaffe zu übernehmen*); 

3) zu erfennen, daß dev Fislus nicht für berechtigt zu ewachten ſei, noch. nach 
Emanation des Gefetes vom 14. März 1850 3000, Thlr. jährlich. für, 
die Bettelpoligei und 8110 Thlr. für Unterhaltung vom JO Fußgensd'armen 
von der Stabtlaffe zu erheben, fo wie, baß die Kommune berechtigt ſei, 
bie hierauf feit dem Jahre 1851 wit, Vorbehalt geleifteten Zahlungen 
gruen hr — des Fislus It — ae Koften ber 
Ortspolizei-Berwaltung. zur Kompenſation zu bringen. 

Troß jenes Bräjubifates bes Gerichtähofes zur Entſcheidung ber, Kompetenz. 
Konflikte erhob das Kenigl. Polizei - Präfidium in Bezug, auf, dieſe Anträge und 
einen vierten, der bier nicht weiter intereffirt, den Konttift. Gr mwurbe durch Er- 
fenntnif jenes Gerichtshofes vom 14. April 1855 bei allen Punkten verworfen. 
Da die Ausführung bei dem Übrigen Punkten im Mefentlichen mit ver ber 
früheren Entſcheidungen übereinftimmt, fo theilen wir Hier mur die Gründe ber 
—û— in Betreff des erſten, die Rechnungslegung betreffenden Punltes 
mit. Sie lauten: 

„Die vom Polizeipräſidium verſuchte Begründung des Kompetenzloufliltes kann nicht für 
zutreffend erachtet werben. 

Zunähft if. es zweifellos, daß derſelbe durch den vom Polizei-Präfipium gelten ge 
machten 8, 1. ber Inftruftion für bie Ober-Nehuungs- Kammer vom 18. Dezember 1824 nicht 
gerechtfertigt wirb. Diefer 8. 1, bezeichnet als höcfte controllirende Behörben ber Berwal- 
tungen bie Ober-Rechnungslanmmer, und die (nachmals aufgehobene) General-Eontrolle. Der 

ber der Ober,» Redinungstammer. überwieſenen Rechnungs » Nevifion wird im $. 1. cit. 
dahin angegeben, zu prüfen, ob bie allgemeinen Berwaltungsgrunbfäge feftgehalten ‚find, ob im 
Geifte derfelben verwaltet, ob bie Verwaltung mad den beftehenben Geſehen, — — 


ri 
nachgewieſen, ob die der eſtimmung verwendet, 
ae Boos Dat Mietern des Staats zwecles Abänberungen in ber Verwaltung nöthig; oben 
räthlich fin 
Bon einer folhen, lediglich im erneinen Staats-Inter ngeorbueten ber. 
biefigen ——— * in dem Plage Hntrage ö Magiftratt‘ hr Hehe 


2 


— 


— *) — 5 hatte —* vr Pr auf — u Kabinetsorbre vom 31, Dezbr. 
(2 päten noch zu mmen> | 

N Dice Reken waren ebenfalls: auf Grund von Spegialbeftinnnungen vonder Gemeinde⸗ 

taffe bisher gezahlt und, waren andy; nad) des Geſetzes vom: 11. März. 1850 im 

Wege ab ativer Erelution eingezogen worden. 
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Die Wirkjamleit beti Ober - Nechnungslammer wird daher durch biefen Aittrag nicht 


rt. 
Es wird über feinen Ge d, Über welchen emä er > re 
lammer zu — Bat die — — EG 2 * 8 Wi In be 
Befugniffen ber geriatinten Beh 34 erh was NW rich⸗ 
zur Unterftüung bes Kompeteny- 


inſtrultionsm 
terliche — über den Klageautrag des Magiftrats 
det iſt die vom Beibegeiium 
zei; —4 emeine Behauptung, daß die Beſtimmung darüber, wem eine Königliche 
er g zu Tegen habe, immer nur im abminiftrativen Mege erfolgen, 


—2 Kompetenz der Gerichte gehören könne. 
tung zur Rehmamngslegung kann aus verſchiedenen Privat-Rechtöverhältwiffen 
— —* nur zwiſchen mehreren Privatperſonen, 7— ebenſowohl zwiſchen dem 
Bine } Auer und einer Privatperfon andererjeits vorlommen en und im ber That nicht 
orlommen, 


fen fol ällen ift die R f lich privatrechtliche Berbiud- 
lichleit, wel * er : ge * —S— —— Ph *8 geltend 


Ge it aber ne eine unrichtige Auffaffung, wenn das Poligei-Bräfivium in bem 
ne re die ber Rechnungslegung zu finden glaubt, 
af verfangt, iſt nicht die Rechnungslegung, fondern die einfache Bor- 
Re ot Kari on gewiffer Rechnungen, welche er zu dem —*— fordert, um daraus die 
ation zur näheren wg nam jeiner Anfpri uſprüche dm ben —— zu pa ' 

Gine ſolche Editio 58* und für fi) unzweifelhaft i 
geeignet, gleichpief ob fie gegen —* 8 ober gegen *T er een. sr —— — 

Men ber Magiftrat neben der A gen auch bem 
Nahweis — — welche darin verrechneten die ke Bonsai der Hiefigen 
an en exwachſen find, jo beruht dies auf dem ig das Polizei⸗Präſidium anfer 
iefigen Orts oe bie ——— 9 er beuachbarten Gemeinden verwaltet, und zugleich 


f' durch entflanbenen a im dem verl 
—— von gm efondert find, ſo ift für bie Zwecke —— 
außer ber —— der Rech Born. ve —— —— Ausgabe- Bofltionen er⸗ 
Toeheeli welche auf bie 5 —*5 fallen. 


* rue Su - —— ergiebt ie ai unter ben, in (gen er 
Autrage‘ w en elle Bezeichit rt auf bie 
biefüge ——— ee Koften, naht aber eine Iuftifilation) biejer Ausgaben 
Die vom Magiftrat behauptete Verbinblichleit des — ben erwäh d It 
ber — Baer —* Arten, N per Ber fügt A% 
Rechnungen ſel er gleicher Sig de und ift —* une bie ek ich’ vom Rechts⸗ 
DA ausge Peru wogegen ung Dun einer — — * 

3 


en zut 
— ren ohne erg angehalten 
werden fann, bie "ihr geh renben etzuugen han a — 


Hinſichtlich des, erfien 8 des erfen — ng 
unbegrinbet. 


Eonflilt u 
Durch diefe Entjcheidungen bed Kompetenz » Gerichtshofes bürfte die Frage, 
die nächſt derjenigen: 
ob das Sefet —5558 noch beſteht? 
bie. betreſ bie wichtigfte Vorfrage iſt: 
in der — über. feine Anwenbung zu entſcheiden Hat? 
ihre ausreichende und, wie wir glauben, eine dev Gerechtigkeit: entſprechende Be⸗ 
antwortung gefunden haben. 
Schwierig und äußerſt weilläußgg bleibt darum nicht minder für Stabtge- 
meinden, bie ſich in ähnlichem Verhaͤltniß F der Polizeibehörde befinden, wie 
bie materielle Geltendmachung ihres Rechtes. Denn da die Staatsbe⸗ 
fich das ‚beilegen, bie. don ihnen: ais der Gemeindelaſſe zur. Laft 
fallend erachteten Summen auch hinſichts derjenigen Poften,: wo die Stadtgemeinde 
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ihre: Verpflichtung zur Uebernahme nicht amerfennt, im Wege ber abminiftrativen 
Erefution einzuzichen*), . fo wird die Stadtgemeinde immer aus ber Stelle des 
Berflagten, die ihr ohne jene Erefution zufäme, in die jehwierigere des Klägers 
gedrängt. — Bis die Injtanzen durchgemacht find, bis, wo. es fich, wie in Berlin, 
um bie Vorlage der Rechnungen handelt, biefe erfolgt und bemmächit das De- 
feftatorium erledigt ift, werden ganze Quftren, wenn nicht Decennien vergehen und, 
bi8 dahin werben die Kommunen die Gelvlaften tragen, welche fie als ungerecht 
befämpfen. Da nun bie Zufammenftelfung der bisher in dem Prozeſſen ver- 
ſchiedener Gemeinden feftgeftellten materiellen Grundfäge neue Prozeſſe abzu- 
ſchneiden geeignet fein kann, inden fie den Gemeinden zeigt, was fie zu hoffen 
oder zu fürchten haben, wird biefer Verfuch einer folchen fchon aus biefem Grunde 
in dem Organ für. deutſches Städtewejen Billigung finden. Wir Haben aber 
dabei zugleich die Hoffnung, durch diefelbe auch den Mitgliedern der Staatsver⸗ 
waltung und ver bevorftehenden Legislatur die reichhaltige Duelle von Streitig- 
feiten zu zeigen, bie aus dem Gefek vom 11. März 1850 entfpringt, und auch 
dadurch das Bewußtſein zu ftärken, daß baffelbe, welches nur noch als ein 
jtörendes Wrad daliegt, gänzlich zu befeitigen ift und daß an Stelle einer Gejeg- 
gebung und Praris, welche, wie die Sachen jett liegen, nur noch die Vermehrung 
büreaufratifcher Macht und daneben die möglichite Belaſtung der Städte im Auge 
bat, eine das Polizeimefen organiſch geſtaltende umb das Prinzip der Selbftver- 
— des Gemeindeweſens anerlennende Geſetzgebung zu ſetzen iſt. — Es 
t aljo: 


II. um im Betreff der materiellen Grundſätze mit de in Punlte zu beginnen, 
bei welchem durch die mitgetheilte Entſcheidung des Kompetenz = Gerichtshofs der 
Stadt Berlin der Rechtsweg eröffnet wurde, in Betreff ber Borlage der 
Rechnungen durch das Stabtgericht zu Berlin dahin erfannt worben: 

„daß Berklagter jchuldig, die über die Einnahmen und Ausgaben der 
Berliner Ortspolizei » Verwaltung in den Jahren 1851 und 1852 ges 
führten Rechnungen einfchließlih der über die Berwaltung des Nacht» 
wacht⸗ Feuerlöſch⸗ und polizeilichen Straßenreinigungs-Wejen von Berlin 
geführten —— und bie ferneren desfallſigen Rechnungen alljährlich 
dem Magijtrate Behufs Nachweifes der für die Berliner Lofalpolizeis 
Berwaltung verwendeten Koſten vorzulegen; Kläger jedoch mit dem Anz 
trage auf Vorlegung derjenigen Rechnungen, welche die Verwaltung bes 
Königl. Polizei » Präftbit als Landes = Bolizeibehörde und Polizeibehörbe 
für ben weiteren Volizeibezisf Berlins. betreffen, abzuweiſen.“ 
Die Gründe diefer Entſcheidung waren folgende: 


„Anlangend das Verlangen der Borlage von Rechnungen nebſt Belägen über bie 
Einnahmen und Ausgaben der örtlich en Polizeiverwaltung überhaupt, fo ift baffelbe voll⸗ 
tommen gerechtfertigt. 

Das rechtliche Verhältniß, aus welchem ber vr auf Rechnungslegung begründet wird, . 
ift folgendes: Unbeftritten iſt, daß Fislus die durch die Örtliche hei Se eriign. entflanbenen 
Koften veranslagt, und demnächſt nach Vorlegung des Etats, deingemäß erftattet ah bes; 
pe rung für den Kläger ohne Auftrag, und das Rechtsverhältnig ift beshalb 

orſchriften von der Gejhäftsführung ohne Kuftrag (2. Abſchnitt des 13, Titels « Lanbr.) 
zu beurtbeilen. ($$. 43. 45. Tit. 16. Thl. I. Allg. Landr.) Fiskus iſt deshalb nad $. 256. 





Diefe Befugniß; kann d tünſtlich (und wegen ber durch Etatß-Uecber- 

* tungen arten, fe je en mi u ie ERS Av Sammi 
zember nd . . ung 

de 18149. 282) gefügt werben. fi. Ike: 
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I. 18, Alg. Landr. Rechnung zu legen, umb zwar. fo wie es I. 45. Allg, Ger-Orbn. von 
————— vorſchreibt, verpflichtet. — Kläger verlange nur den Nachweis ber wirklichen 
Zahlung, wozu er nad) $. 256, 1. c. berechtigt if. Nimmt man aber au an, daß dic Ber- 
anslagung der Koften Seitens des Fiolus auf Grimb bes in ber Kaffenverwaltung liegenden 
Auftrages erfolgt, fo würde der Antrag auf Rehnungsiegung auch hier begründet fein ($. 61. 
L 13, Allg. Landr.) 

s Als nützliche Verwendung, wie Fiskus das Rechtsverhaliniß auffaßt, if die Zahlung 
mit ober ohne Auftrag micht anzufeben, da $. 46. Tit. 16. 1, co, nur anf den 1. und 2, 
Abſchnitt des 13, Titels, und micht auf den 3. Abichnitt verweiſet. 

Aber auch nach den Vorſchriften dieſes Abjchnitts $. 262, seg. iſt eines der Haupterfor⸗ 
derniſſe, daß dem Geichäftsführer wirklich Etwas zugemwendet worben, und biefe Ueberzeugung 
lann ume durch Borlegung ber Beläge verſchafft werben. 

Die anfgeftellten Etats umd die angebotene Berechnung find nur bloße Behauptungen, 
mit benen fich Mläger nicht zu begnügen verpflichtet if. — Er verlangt aber eine reh nung 
mäßige Iuftififation, d. h. die Beläge und Duittungen, als Grundlage zur Prüfung der 
wirflichen Verwendung, nicht etwa um bie Notbwenbigkeit ber Auslagen prüfen zu laffen, — 
Zu einer —— Juſſlifilation gehört aber and, daß Einnahmen und Ausgaben bes 
negötiorum gestor bei der betreffenden Handlung in ben Rechnungen nachgewieſen werben, wie 
ſchon aus $. 256. 1. c. folgt, amberentheils auch unzweifelhaft der $. 3. des Geſetzes vom 
11. März 1850 fo zu verftehen if, daß bie Nettokoflen von ben Gemeinden getragen werben 
milfſen, wie dies auch im dem Berichte der Yuftiz« Kommilflon der zweiten Kammer dom 
18. Januar 1856 zum $. 2. des Geſetzes vom 26. März 1856 ausgeführt ift, 

Die Behanptung des Fiskus, daf dem Kläger aus der Polizeiverwaltung keine Einnahmen 
zuftehen, iſt auch umrichtig, bemm der 8. 2, des Geſetzes liber die Nutzungen und Laflen aus der 
vorläufigen Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen vom 26. März 1856 beftiimmt ausprilttid, 
ba den Gemeinden, wenn and die örtliche Polizeiverwaltung befondern Staatsbeamten 
übertragen fei, Geldbußen und NKonfislate gehören, und daß biefe Beſtimmung auch auf 
Straff ungen Bezug haben foll, welche vor Erlaß des bezeichneten Geſetzes erfolgt find, gebt 
aus $. 2. 1. c. hervor. Die Borlegung derjenigen Rechnungen und Beläge jedoch, melde bie 
Berwaltung des biefigen Königlichen Poligei-Präfipit als Landespofizeibehörde und Berwalter ber 
Polizei des weitern berliner Polizeibezirls betreffen, ift Mläger zu fordern micht berechtigt. 

Seine Schlußfolgerung, da, weil Berllagter zugleih mit den übrigen Verwaltungen auch 
bie biefige Lolalpofizei — und weil in den vorgelegten Etats die hierfür entflandenen 
Ausgaben promiscue anfgeftellt feien, das zwiſchen ihm und dem Kläger obmwaltende Nechtöver- 
hältniß als eine communio incidens —* fei, 88. 258. und 259, Tit. 13, (CTit. 17, 
Abſchu. 1,) Theil I. Allg. Lande, und deshalb die Rechnungen der gefammten Poligeiverwal- 
tiingen des Königl. Polizei - Präfidii vorgelegt werben müßten, ift nicht zutreffend. Es handelt 
fi nämlich gar nicht um bie Brage, weidjes Rechtöverhältuiß daburch gebilbet wird, daß Fiskus 
anflatt bes Klägers hier felbft Polizei verwaltet, fondern lediglich darum, welches 
Berhältniß dadurch gebildet wird, baf bie Hauptlaffe des Verklagten anflatt bes Klägers bie 
Berwaltun n verausflagt hat, und dies Rechtsverhältniß ift bereits erörtert. 

Daß Fiekus mit im Stande fein follte, befonbere Rechnungen für die Ortspoligei- 
Berwaltung von Berlin aufzuftellen und vorzulegen, folgt aus dem vom Kläger vorgetragenen 
nicht, umd da das Imtereffe des Magiſtrats mur darin beftehen "Tann, ſich zu vergewiſſern, ob 
bie für die örtliche Poligei-Berwaltung verwendeten Koften berauslagt find, fo kann er auch ans 
ben oben angeführten Gründen mur die Borlegung derjenigen Rednungen umd Beläge der- 
langen, welche die Berliner Lolalpofigei-Berwaltung betteffen. 

bie — dieſer Rechnungen und Beläge, wird ſich der vom Magiſtrat ver⸗ 
langte Nachweis ergeben, weshalb, wie geſchehen, temorirt worden ifl.“ 

Auf die Appellation beider Theile wurde das erfte Erfenntnig der Sache 
nach beftätigt, die Verurtheilung des Fisfus aber etwas anders tenorirt, indem 
das Königl. Kammergericht unterm 6. Juli 1857 erkannte: 

daß Verklagter fhuldig, dem Kläger für die im Jahre 1851 und 1852 
und für bie fernere Zeit, jo lauge der Fiskus auf Grund bes $. 2. bes 
Gefeged vom 11. März 1850 vie örtliche Polizeiverwaltung von Berlin 
führt, alljährlich eine Berehnung über die Einnahmen und Ausgaben 
der örtlihen Polizeiverwaltung der Stadt Berlin, einfchlieglich der Ver⸗ 
waltung bed. Nachtiwacht « Feuerlöſch⸗ und Strafenreinigungs » Wejens, 


1058 


nebft Belägen und Quittwngen bierüber, jedoch nur zum Behufe 
des Nachweifes ver wirffich erfolgten Vereinuahmung und Verausgabung, 
nicht aber Behufs Nachweifes der Nothwendigfeit und Nütlichleit der 
Ausgaben vorzulegen. 


Diefe Sutjaelbung wurde in folgender Art motivirt: 

„Ad I, 1. Bei Erörterung ber Frage, — ob und im welchem Umfange ber Verllagte 
überhaupt verpflichtet ft, über bie örtliche Poligeiverwaltung von Berlin dem Kläger Rechnung 
zu legen, refp. Berechnungen vorzufegen? — mnterliegt es zumächft feinem Bebenten, bag Mäger 
nicht berechtigt iſt, eine —— ung zu: fordern, welche and ben Nachweis der Nothwen⸗ 
Digteit ‚und Sikgtichteit: der vorm: Berkt 


Balls verwaltung wirklich entflanden: find; es muß ihm alfo nachgewieſen werbem: die Höhe der 
damit der. Mäger bierburch in den Stand geſetzt werde, jowohl bie wirkliche Bereinnaßnung der 
\ yutommenben Cinnahın wirtlihe 1 Kch, 


abung ber in? 
nung. geftellten- Summen zu prüfen, und fermer- zu prüfen, ob die Ausgabepoften auch wirllich 
in dem Zutereſſe ber örtlichen Polizeiverwaltung der Stabt Berlin und mit etwa ganz oder 
theilweiſe im Intereffe anderer von dem Verllagien verwalteten Reſſorts entflanden, find» 


einer. gefeßlichen Befugniß umd im Intereſſe der Gejammtheit des Staates eng 


Iutereffe der Stabt Berlin feitens der Staatsbehörbe flattgefunten, daß, mithin. bie Staate« 
behörde weber in ünige ‚eines wirklichen, noch im Folge eines zu präfumivenben — hun 
ı r 


„Namentlich lann von einer Gefcäftsführung. ohne Auftrag wicht, bie Rebe fein, weil bie 
Kommune Berlin gar nicht im der Lage iſt, der Siaatsbehörde die Gejhhftsbeforgung zu untere 
fagem, ſich des Bortheils: zu eutſchlagen u, ſ. w., indem ihr alle. jene: Bejugnifle; welche 
dem Eigenthümer „geaen den Dritten. zuflehen, der ohne feinen Auftrag, feine G beſorgt. 

ch bat Die Staatsbehörde gar nicht bie Abſicht, bie —— iren Jutereſſen der 
Berlin zu befbrdern; = fordert bie Erflattung der Koften der Poligei- Bermaltung, Beim T 
auf Grund ber Vereiherung der Stabt, ſondern lediglich, weil letziere gejeglich zur Zragung 
derſelben verpflichtet if. { Er E 
Nichtsdeſſoweniger aber unterliegt bie Verbindlichleit des Fiskus zur —— 
naar ES Baer Eee en be 
m erlin i ih nad 8. 3. bes Gele om 11. 
ver g ud Bertselten der Stadt Berlin ar Ansnahme der den Staate zur Laſt fallenden 
ter der von der Staatöregierung angeftellten befondern Beamten verpflichtet. 
' Hieraus folgt, daß fie nad bem Geſetze wicht: mehr; ng kamen zahlen foll, als bie 








Koften, ber örtlichen u Boligei-Berwaltung wirklich, betragen. Beung 2 De auptung 
EEE. Be ER ER 
nöthigtet‘ Atos es, Volllonmmier richtig und. e unbedenklich iM’ daß bie Stadt 
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biejenigene Summen vorläufig zahlen muß, welche bie Behörde als vorausſichtlich nothwendig in 


Wird mehr veransgabt, als veranſchlagt, und nach dem — ecchoben iſt, fo Kläger 
—* gen. nacträgtich zahlen, iſt weniger verausgabt, fo wirb ihm bie Differenz zu gut ge 
vie 


Diefe rednungsmäßige Jufifllation I dem Berffagten um fo mehr ob, als er nicht 
allein bie Berliner Akbtifche Bo — — 


Berllagter hat bie Pflicht, dem Kläger alles. dasjenige auf bie Koſten der gg Boli- 
i die Ueber⸗ 


em. 

5 ! nicht überfleigen, unb ihm die. Möglichkeit giebt, im Einzelnen aus r 
Bel —* feblen, 28 Daß geringere ns A die erforberten unb —52 
v bt worben, ober aber, daß eine ‚geringere Summe don ihm, bem Kläger, zu tragen iſt. 

‚lan, aber. nicht auders geihehen,. als wenn Verklagter dem Kläger jährlich ſowohl 
bie Rechnungen, infoweit fie die driliche Berliner Polizeiverwaltung, betreffen, ale namentlich 
au die Einnahme, und bie Ausgabe» Beläge, insbejonbere bie Duittungen über die VBeraus- 
gabung der, angefegten Summen, vorlegt. — 

Zwar will Verllagter Tehtere bie Beläge und Ouittungen) um veswillen nicht vorlegen, 
weil‘ er. vermeitt, daß ber Nachweis der „IM-Ansgabe auch dem Kläger gegenüber dadurch um- 
bebingt 8 werde, daß die vom dem BVerffagten geführten Rechnungen der Prüfung ber 
Königl, Ober-Rechenkunmer unterliegen.“ 

Dies ni edoch nicht richtig, da dem Kläger ein felbftftänbige® Mecht zufteht, ſich zu wer» 
genillen, "daß vom ihm micht größere Summen eingezogen werben, als bie Koften der brtlichen 

erfiner Polizeiverwaltung Betragen, ba fermer bie ing ber Könige. Ober + Rechenkummer 
wejentlich uur darauf fidy erftrect ($, 1. ber Infttultion für diefelbe vom 18. Dezember 1824), 
ob bie a en Berwaltungsgrumbfätge, ſowie bie Ihastellen Infektionen feftgehalten , find, 
und im. Geifte derſelben vermwaltet, und Eimahme und gabe gehbrig nachgewieſen ift, mit» 
bin bie ben —5 — insbefondere interefftrenbe Frage, ob bie won ihm verlangten Summen auch 
nur file die Mädtifche Örtliche Pofigeiverwaltung Berlins, und nicht etwa and für die übrigen 
Gejcdhäftszweige des Königlihen Polizei-Präſidii verausgabt worden, ber Natur der Sache nad) 
bort nicht zur Prüfung fommt. 

Aus dieſen Gründen war ber Berklagte auch zur Borlegung der Beläge und Quittungen 
rigen Der B te hat bierge * — —E weber der Klageantrag, 
noch der Tenor des enmtniffe® bie Borlegung ber Beläge und Quittungen forbere, 
refp. ienthalte..— Die huung derſelben im Tenor des erften Erfenntmifjes aber, 
tie: aus ben Grunden 'beffeiben Max; hervorgeht, Icbigli” auf einer Omiffien, und ebenfo if. 
68. nach, dem Inhalt der, Klage, in welcher, wie in ben übrigen Schriftfägen des Klägers wieber- 
beignlng bie Berbinblicfeit. des Verflagten zur BVorlegung ber Rechnungen nebſt Belägen 
und Onfttungem ausgeführt wirb, gatız unzweifelhaft, et, — der übrigens 
bEWBEtit um: im Anbienztermine U Iufunz auch ansbrüdiid bahim detla riet hat, 
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— unter dem Ausbrud „Rechnungen“ im Klagepetitum, „bie Rechnungen nebſt ben 
bazu gehörigen Belägen und Duittungen“ hat verflancen wiſſen wollen. 

In Berüdfitigung des Interefies des Klägers kann auch ber Ausbrud Rehnungen 
nicht fügtich anders als in dem Sinne von Rechnungen, welche mit Belägen, d. h. alfo and 
mit Quittungen verjehen find, verftanden werben. 

Durch dieſe Erwägungen wirb jebe® formelle Bebenfen, dem Berklagten im Tenor bes 
—* Erfenutniffes die Vorlegung der Beläge und Quittungen aufzuerlegen, vollſtändig 
gehoben. 

Ungerechtfertigt ift aber das Verlangen des Klägers, dem Verklagten für bie Bergangen- 
heit die Vorlegung fünmtliher von dem Polizeipräſidium zu Berlin geführten Rehnungen um 
deswillen aufzuerlegen, weil daffelbe über bie einzelnen von ihm geführten Berwaltungen nicht 
befondere Nechnungen geführt bat, umb deshalb, wie in der Appellation bes Klägers auszuführen 
verfucht ift, die Geſammtheit aller Rechnungen bes Polizei-Präfibii die Grundlage für den bem 
Kläger zu führenden Nachweis bilden müſſe. 

Es fleht unter dem PBartbeien feſt, daß im ber Vergangenheit das Polizei-Präfldium be- 
fondere Rechnungen über die Nädtiiche Berliner Polizei-Berwaltung nicht geführt hat, 


' Hiernach iſt zwar, wie der Belfagte felbft eingeräumt hat, ber Tenor bes erſten Erfennt- 
niſſes, welcher dahin geht, daß Berklagter MHubig, ei, bie über bie Örtliche Berliner 
Polizeiverwaltung geführten und zu führenden Rechnungen vorzulegen, eben weil 
berartige fpeziell auf dieje Verwaltung allein fich — Rechnungen bisher nicht. geführt 
worben find, unausführbar. Keineswegs aber folgt hieraus eine Verbindlichkeit. bes Berflagten, 
alle von ihm geführten Rechnungen vorzulegen, unter welchen ſich auch alle auf die Berwal- 
tung ber Poliger der umliegenden Ortſchaften und auf die Stellung bes Polizei - Präflbii als 
Landespolizeibehörbe ſich beziehende Rechnungen befinden, auf beren Vorlegung 3 ebenſo 
wenig ein Recht, als bei deren Einſicht erweislich ein Jutereſſe hat. — Wenn ber er aus 
der anderweitigen Unausführbarleit der dem Kläger zulommenben rechnungsmäßigen Juſifikation, 
den Rechtsgrund für die Forderung auf Vorlegung der ſämmtlichen PR rung berleiten will, 
fo geht er dabei von einer falfchen Vorausſetzung aus. Yedenfalle ift e8 dem Berklagten 
möglich, wenngleich nicht fpecielle, die örtliche Berliner Polizei » Berwaltung allein ——* 

nungen, jo doch biefe allein betreffende ſpeziellen Berechnungen ber für dieſelbe alljährlich 
entftanbenen Ansgaben, und biefe mit ben dahin einfhlagenden Belägen und Onittungen ver- 
iehen, dem Mäger vorzulegen. Die Borlegung folder Berechnungen nebft Belägen und 
Duittungen ift Alles, was der Kläger zu verlangen Kara Ar genügt ſeinem rechtlichen 
. Intereffe und kann vom Berllagten gewährt werben, fo baf biefem Auntte das erſte Er- 
tenntniß, wie geſchehen, abzuändern war. 

Daß in ber gedachten Berechnung der Berflagte —* allein die Ausgaben, ſondern auch 
bie Einnahmen der ftädtiichen Polizeiverwaltung von Berlin, inſoweit als fie dem Kläger zu 
Gute fommen, aufzuführen hat, kann nicht zweifelhaft jein, da nach $. 3. des Gef vom 
11. März 1850 unter den von dem Stabtgemeinben zu tragenden Polizeitoflen die Netto-, 
nit, die Bruttofoften zu verfleben find. Die Frage, ob bem Kläger Einnahmen ber 
Boligeiverwaltung, und welde bemfelben zuftehn, fann in biefem Prozeſſe füglih unerdrtert 
bleiben, ba fie mit. ben —— eines gegen bie vom Verllagten bem Kläger gelegte 
Rechnung anzuftellenden Defektatorienprogefjes bilden wird. — Unrichtig aber ift es, wenn ber 
Berllagte gerate baraus, daß der Kläger im gegenwärtigen Adele mit Recht unterlaffen bat, 
die Frage, welche Einnahmen ihm zuftehen, in den Streit bineinzuziehen, eine Abweifung des 
Klägers bei dieſem Punkte als nothwenbig herleiten will. Es beburfte mithin aud feiner Er- 
drterung barüber, ob mach dem eingereichten Bertrage vom 10/16. Dezember 1843 der Kläger 
feine Rechte auf die eingehenden Bolizeiftvafen dem Fiskus abgetreten hat, und ob biefer Bertrag 
noch zu Recht befteht oder nicht.“ 


Es iſt diefes Urtel vechtöfräftig geworden und liegen jet dem Magiftrat 
die beireffenden „Berechnungen“ des Poligeipräfibiums pro 1854 unb 1855 vor, 
in welchen aber trog. der richterlichen Entfcheibung die, Ortäpolizeifoften nicht 
fpeciell nadjgewiefen find, vielmehr find bei den die Gehälter der Beamten 
nicht betreffenden Etatspofitionen die fänmtlichen Ausgaben des Polizeipräſidiums 
aufgeführt und von biefen dann fchließlich als darunter enthaltene Ausgaben bes 
Polizeipräfidiums in feiner Eigenfhaft als Ranbespolizeibehörbe ein 
Aberfum : non: 6000 Thlr. abgezogen, deſſen milltührliche Annahme  ebeu bie 
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Beranlaffung zum Brozeflewar! Ein neuer Nechtsftreit fheint daher unver⸗ 
meiblich, wenn nicht im Beſchwerdewege Remedur nachgefucht uud erlangt werben 
folite, die fich auch, womit wir 


IV, zu einem neuen ftreitig geworbenen Grundfag übergehen, barauf be- 
ziehen müßte, daß das Polizeipräfidium angehalten würbe, bie eignen Ein- 
nahmen ber DOrtspolizei-VBerwaltung nachzuweiſen, wad von ihm in jenen 
Berechnungen nicht gefchehen ijt, trogdem daß der Tenor der Erfenntniffe auch 
dies ausbrüdlich verlangt. Es ift damit durch diefelben die Frage: 

. Gebühren die Einnahmen « 8 der örtlichen Polizei » Verwaltung in 
Städten, wo nach $. 2. des Gefeged vom 11. März 1850 die Polizeis 
Verwaltung befonderen Staatdbeamten übertragen ijt, dem Fiskus oder 
ber Stabt? 

imphcite zu Gunften ver legteren Alternative entſchieden, wie dies feitbem auch 
durch den oberften Gerichtshof in einem am 12. Januar 1858 gefällten, in 
der Entjcheidung des Obertribunalg Bd. 38. p. 223. ff. abgebrudten, Urtheile 
geſchehen ift. ’ 


In. der betreffenden Stabt ware an Sporteln und Gebühren für Keafifcheing, 
Aufenthaltskarten, Baulonfenfe, Attefte und Päſſe 1864 Thlr. 23. Sgr. Bf. 
aufgelommen, ein Recht der Stadt auf biefe Einnahmen wurde jedoch von tem 
Fiskus nicht anerkannt und die Stadt durch gleichlautende Erfenntnifje des Kreis— 
gerichts und bes Appellationsgerichts zu Stettin abgewiefen; das Erfenntniß des 
Aypelfotionegerichte aber wurde vom Obertribunal vernichtet und das Erfenntnif 
eriter Inftanz dahin. geändert: daß die Klägerin mit ihrem Klageanſpruche aıt- 
gebrachtermaßen abzuweifen, lettere® nur um deshalb, weil von Seiten der kla— 
genden Stadt eine Erflärung über die Behauptung bed Fiskus nicht abgegeben 
war, daß die eingellagten Polizei - Einnahmen zum Theil in dem nichtitäbtifchen 
Außenbezirk aufgefommen feien. 


V. Wir haben oben bereits des Gefeked vom 30. Mai 1820 gebadht, 
welches die Städte von den Beiträgen zur Unterhaltung der vom Staate „außer« 
halb der Magifträte beſonders angefteliten Polizeibehörven‘ befreite. Wenn nun 
bas Geſetz vom 11. März 1850 die Gehälter der von der Staatsregierung ans 
geitellten „bejondern Beamten ber Staatskaffe” zur Laft legte, fo fchien die Ausr 
legung die natürlichfte, daß alle bei ver Polizeis-Berwaltung angeftellten Beamten, 
hoch oder niedrig, welche der Staat anftelit, die fich alfo außerhalb des Orga- 
nismus der Genteindeverwaltung befinden, auch von ihm zu befolden find. Ganz 
abnorm mußte es erfcheinen, daß die Gemeinde anberen als Gemeinde-Be- 
amten einen Gehalt gewähren folle und Gemeinde-Beamte find nach ter Städte— 
Ordnung doch nur diejenigen, welche der Magiſtrat anjtellt und ber. 
auffihtigt. Mit einer ganz anderen Auffaffung aber ‚traten bie Staatsbehörben 
hervor, inbem fie vielfach nur die Gehälter ber Chefs ver Polizei » Verwaltung 
auf die Staatskaffe übernehmen wollten. In dem Prozeffe bes Magiſtrats zu 
Berlin trat das Stadtgericht bafelbft diefer Auffaffung entfchieren entgegen, indem 
28 bei dem oben erwähnten, die Gehälter der beim Feuerlöͤſchweſen ꝛc. angeftellten 
‚Berfonen betreffenden zweiten Klageantrag den Fiskus pure verurtheilte. 
Es fam bier außer den Beſtimmungen bes Gejetes vom. 11. März 1850 no 
'der Einwand des Fiskus in Betracht, daß in den Verhandlungen, welde über 
verschiedene gastige Bantte zwifchen Kommiſſarien der Staats- und Stabtbehörben 
im Jahre 1837 gepflogen waren, und in ber biefelben finalifienden Kabinetsordre 
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vom 31. Dezember 1838 ein fpecieller Titel enthalten fei, welcher die Kom- 
mure zur Tragung biefer Koſten verpflichtee Mit Bezug hierauf und auf die 
betreffenden Worte in dem bezüglichen Paſſus ber Rabinetsordre — welche lauten: 


„Das in der Verhandlung vom 31. Juli 1837 von Neuem re- 
gulirte, auch bisher ſchon feinem mwefentlichen Inhalte nach beobachtete 
Beitragsverhältniß Hinfichts des Nachtwacht-, Strafen-Erleuchtungs- und 
Reinigungsweſens will Ich hiermit beftätigen und unter den dort be- 
merkten Bedingungen auch ferner und bis zu Meiner weiteren Beftimmung 
einen Zufhuß von 33,000 Thlr. jährlich zu dem fraglichen Zwed aus 
der Staatskaſſe zahlen laſſen.“ — 


heißt es in den Gründen bes ftabtgerichtlichen Erfenntniffes: 


„Was nun den Einwand des Fiskus ambetrifft, daf das Beitrags» Berhäftwiß zu dem 
Nachtwacht · Feuerlöſch ⸗ und poligeiliden Strafenreinigungs »Wejen vertragsmäßig durch die 
— 595 vom 31. Juli 1837 und durch die Allerhöchſie Kabinetsorbre vom 31. Dezember 
1838 auf 33,000 Thlr. feftgeftellt worben, ver Magiftrat fonach einen mweitern Beitrag zu for 
dern nicht gg fei, fo fann biefer Anficht aus mehrfachen Gründen nicht beigetreten werden. 
Daf gerade bei biefem bier in Rebe ftehenden Punkte nur ein Interimiftilum bat vegulirt 
werben follen, geht aus den Worten ber chſten Kabinetsorbre „bis zu Meiner wei- 
teren Beffimmung” hervor, 


Dur das jpätere Geſetz vom 11. März 1850 hat bie gefammte Poligeiverwaltung aller 
Gemeinden des Landes eine ganz andere Berfaffung erhalten und find alle früheren „Beftim- 
mungen’ nach $. 21, bes Geſetzes aufgehoben, welde dieſem Geſetze entgegenfichen. Daß 
durch die allegirten Verhandlungen nur ein Interimiftilum hat feftgeftellt werben jollen, gebt 
auch ſchon aus der Anficht des Minifterd des Innern hervor, welche derſelbe in der Sihun 
zweiten Kammer vom 9. Februar 1850 (Band 5. ber ſtenographiſchen Berichte de 1850 ©. .) 
ausgeiprodpen hat. — | 

Auch ans der —— über das Geſetz vom 11. März 1850 (Band 5. S. 3828. sa. 
1. ©) fowohl, wie aus bem Berichte der Kommiffion zur Prüfung der Gemeindeorbuung geht 
hervor, daß die früheren nur als Erceptionen angejehenen Koſtenbeitragsverhältniſſe be fimitiv 
durch $. 3. des Gefehes vom 11, Mai 1850 aufgehoben fein und burd den 8. 8. 
definitiv regulirt fein jollten. 

Sieht man aber von ber frage ab, ob ein Bertrag durch bie oben allegirten Ber- 
udlungen und bie Allerhöchſte Kabinetsorbre zu Stande gekommen ift ober nicht, ſo kann 
istus auf biefen Vertrag nit recurriven, da er einmal thatfächlich vom ber in fein Be— 
eben geflellten Befugniß Gebrauch gemacht Hat, die Fofalpolizei Berlins durch befonbers von 

ihm angeftellte Beamte zum verwalten, Tritt eim folder © ein, To bat nad pofitiver Beftim- 
mung des $. 3. 1. c, ber Staat bie Berpflichtung, die Gehälter ber vom ihm angefellten be- 
fonderen Beamten zu zahlen. 

Jene 33,000 Thlr. find indistincte als Beitragsfumme angegeben, und wenn Fislus ein- 
wenben wollte, baf er biefe auf die Gehälter in Aurechnung bringen wolle, jo wilrbe Kläger 
mit bemfelben Rechte, und der Debuclion des Fiskus olgend, dieſe Summe, ale Beitrag zu 
den ihm obliegenden fächlichen Koften ber en Anſpruch nehmen Können. — 
Hieraus foigt allein ſchon, daß die frühern Verhandlungen das Beitrages» Berhältuiß mit 
den gegenw Beingipien, welche das Geſeiz vom 11. März 1850 hinfichtlich der Poligei- 
Berwaltung und deren Koften feftftellt, nicht zu vereinigen find. 

Wenn Berklagter ferner den Ausbrud ‚„angeftellte Perfonen‘ monirt und ferner barauf 
binweift, baß nicht jedem, ber in dem lichen Berwaltungen angeftellten Perjonen bie Qualität 
eines Stantsbeamten beigelegt werben Tonne, und biefer Ausbrud zu ber ——— te, 
daß die Verbindlichkeit des Staates durch Erkenntniſſe ausgeſprochen werben folle, alle Perfonen, 
die bei den fraglichen Verwaltungen —— find ober werben, als Staatebeamte anerkennen 
zeip. anftellen zu müfjen, jo kann biefen Bedenken nicht beigetreten werben, denn das Berlangen 
des Klägers geht nicht dahin, daß Fiskus verurtheilt we Beamte —* Ausübung der 
—— anzuftellen, da es lediglich Befuguiß ber — die — 

erwal übernehmen und beſondere Beamte anzuftellen, oder bie Poligei-Berwaltung 
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ben Hugebeilten nicht zu verftehen ſeien, indenn das Geſetz Ir 
en, als den Gegenfag der von dem Staate Angeftelltett, 


‚gewährten Prüfe weiche 
‚Di t find und bi B d t, ale It an⸗ 
pet ac ausgeſeht fi e er zur Verwendung für fich empfängt, als Gehalt an 


Aus dem oben — — ergiebt ſich, daß nach den von dem Fislus in der Klage⸗ 
beantwortung augegebenen Anträgen nicht erlannt werben lonute, ba dieſe Auträge bie Berech⸗ 
tigung. bes Klägers beichräufen, die Borlage vollſtändiger mit Belägen verſehener 
Rechnungen über Einnahmen und Ausgaben der örtlichen Polizei - Verwaltung inkl. der eben 
beiprochenen Zweige derjelben, jo wie Rüdgabe des indebite VBerwenbeten, $. 160. und 198. 
1, 16. Allg. Landr., zu verlangen." 
Bon bdenfelben Anſchauungen ift bad Kreißgericht zu Merfeburg in dem 
p. 644. ff. ber — — pro 1858 abgedruckten Erkenutniß ausgegangen, 
burch welches es den K. Fiskus für ſchuldig erklärte, während der Geltung des 
Gefeges über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und fo lange die König. 
Staatsregierung einen Königl. Polizeibireltor für die örtliche Polizeiverwaltung 
ber Stabt Halle beftellt, vie Gehälter aller für bie örtliche Wolizeiver- 
—— der Stadt Halle erforderlichen Beamten, namentlich die Ge⸗ 
hälter: a) der Polizei-Sefretäre und ſonſtigen Büreau-Beamten, b) des Potizeir 
Inſpeltors, ©) der PolizeisKommiffarten, d) der Polize-Sergeamten, ©) des Boten 
und Kaftellans, f) des Gefangenwärters aus Staatsfonds zu zahlen. 1 
Und — was wichtiger war, ald diefe, übrigens gründlich morteirten, Urthelle 

er Untergerichte — das Obertribuna! felbft hatte denfelben Anfichten Aus⸗ 

— in dem Band 31. Seite 155. ff. der Entſcheidungen abgedructen 
Erlenntniſſe, welches die Motive des Präjudices No. 2640. (Br. 30. p. 470.) 
enthält, xt handelte es ſich nicht einmal von einem von dev Staatsregierung 
angeſtellten Unterbeamten (Gefangenwärter) der Polizeiverwaltung, ſondern von 
einem ſolchen, welchen die Stadt vor Publifatten des Gefeges von 11. März 
1850 _angeftelft Hatte, und den ber Staat, ohne ausprüdiiche Uebernahme, 
Im. Dienfte ber. — Polizeibehörhe beibehalten Hatte, Gleichwohl wurde, 
unter Vernichtung des bie Hagende Stadt abiweifenden Urteld zweiter Zuſtauz, die 


1064 


betreffende Stabt-Kommune für nicht fchuldig erachtet, das Gehalt für denſelben 
berzugeben, und ber Fisfus verurtheilt, der Kämmereilaſſe das feit Publikation 
jenes Gefetes gezahlte Gehalt zu erftatten. 

In dem Prozefje der Stadtgemeinde Berlin handelte es fih nur von Per- 
fonen, bie die Staatsbehörden angeftellt hatten. Dennoch erging Seitens 
bes höchiten Gerichtshofes durch denjelben Senat, der jenes Urtheil gefprochen, 
eine wefentlich andere Entſcheidung. 

Die oben mitgetheilte Sentenz des Stabtgerichtd zu Berlin, welches ben 
Fisfus nad dem Klagantrag verurtheilte, war von dem Kammergericht veformirt 
und auf Abweilung des Mayiftrats erkaunt worden, indem einmal der Einwand 
des Fiskus, daß in der Kab.Ordre vom 31. Dezember 1838 der Abjchluß eines 
Bergleiches enthalten fei, für durchgreifend erachtet*), ſodann aber auch abgefehen 
hiervon, ber Auſpruch als durch das Gefe vom 11. März 1850 nicht begründet 
angefehen wurbe. 

Auf die eingelegte Revifion der Kommune Berlin erfannte das Obertribunal 
unter dem 1. Juli c. 

daß das Erkenntniß des Kammergerichts dahin abzuänbern, daß bie 
Klägerin mur angebrachtermaßen abzumeifen. 


*) Die wichtige Frage: 
ob durch bie neuere Gefeßgebung im Betrefi der Polizei- Berwaltung auch Ber- 
träge, welde früher zwijhen bem Staate und Stadtgemeinden in Betreff der Aus-⸗ 
gaben und Einnahmen berjelben abgeidhloffen waren, aufgehoben feien? 
if in dem Prozeſſe ver Stabt Berlin mehrfad berührt, ihre Entibeibung aber in dem Urtheil 
bes Obertribunals bier für umnöthig erachtet. Es kam biejelbe zunächft bei bem oben sub IL 
erwähnten britten Mlageantrag, deſſen weitere Schidfale wir im Texte nicht verfolgt haben, zur 
Sprache. Stadtgericht und Kammergericht, die hier den Fiskus nach dem Antrag verurtheilten 
und beren Entfheidung redtefräftig wurbe, waren aber libereinftimmenb der Meinung, daß 
diejenigen Spezialbefti en, auf die Fiskus hier feinen Widerſpruch fügte, nicht ale ver⸗ 
tragsmäßige anzufeben und unbedenklich durch das Geſetz vom 11. März 1850 aufgehoben 
fein. Dagegen nahm, wie oben bemerkt, das Kammergericht an, daß ber auf bie ter ber 
beim Seueriölämelen angeftellten Perſonen bezüglihe Antrag prine, wegen eine® vorliegenben 

leiches zurüdzuweiſen fei und bemerkte in dieſer Beziehung: 

„Ein Geje kaum zwar die ihm emtgegenftehenden vertragsmäßigen Bereinbarungen 
aufheben, es gg aber zu biefer außerorbentlihen, im bie vertragsmäßig georbneten 
Nehtsverhältniffe tief einſchneidenden Wirkung eines Geſetzes einer ungweibeutigen, aus⸗ 
drüctlichen Willenserlärung des Geſetzgebers und eime ſoiche ift im Geſetz vom 11, März 
1850 nidt enthalten, inbem ber $. 21, deſſelben, welcher alle entgegenfiehenben früheren 
Beſtimmungen“ aufhebt, nur auf bie früheren geſetzlichen Beſtimmungen, nicht aber auf 
Berträge zu beziehen ift, welche das Koftenbeitragsverhältniß des Staate® und der Stabt- 
gemeinden regelten.“ 

und ferner: j 
„Die Verhandlung vom 31. Juli 1837 und die Allerh. Orbre vom 31. Dezbr. 1838 
— ſonach den ad punct I. 2. geltend gemaditen Anforderungen als ein fpezieller 
echtstitel, als ein noch güftigee Bertragsverhältniß entgegen, welche durch das Geſeh 
vom 11. März 1850 nicht aufgehoben worden find. Daß noch audre Rechtsgründe 
vorliegen, von biefer Vereinbarung wegen Beräuberung ber Umſtände reſp. ber Bert 
ober wegen ber Erſchwernugen der Berpflihtungen der Stadt. durch bie —— Or 
ganifation ber Berwaltungszreige Seitens des Verklagten zurüdzutreteu, ober bie Gültigkeit 
bes Ablommens anzufechten, hätte Kläger behaupten und darthün, und darauf dem Antrag 
den mäfjen, jenes Ablommen aufgubeben, dies ift in der Sage micht geſchehen.“ 
Mit Rüdficht hierauf bemerkte das Ober-Tribunal in ben Gründen feiner Entfeeibung: 

Es if * erforderlich auf die unter den Parteien beftrittene Frage einzugehn: ob 
—* ende Bertraͤge durch das neue Geſetz nicht aufgehoben und andere Bera ey em 
wii n ben Gemeinden und dem Fiskus nicht unflatthaft gemadt worden? Denn 

nwand bes Berklagten ift micht gegründet, eim bem Untrage ber Klägerin entgegen. 
Bertrag nicht vorhanden,“ 2 RT 
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In den Gründen wird zumächft, in ber unter I. bereits mitgetheilten Art 
die fortdauernde Gültigkeit des Gefeges vom 11. März 1850 vebucirt, demnächſt 
jener Einwand eines ber Klage entgegenitehenden Vertrages widerlegt, und bann 
beißt e8 weiter: 

„Demohnerachtet konnte nach dem Antrage der Klägerin nicht erfannt werben. 
Das Geſetz Über die Polizei» Berwaltung vom 11, März 1850 verorbnet im 8, 1. 


olgenbes 
— Die örtliche Polizei Verwaltung wird von dem nad) den Vorſchriften ver Gemeinde⸗ 
Ordnung dazu beſtimmten Beamten (Bürgermeiſtern, Kreis - Amtmännern, Ober- 
Schulen) im Namen des Königs. geführt — vorbehaltlich ber im 5. 2, des gegen- 
wärtigen Geſetzes vorgefehenen Ausnahme, 

An die Stelle der Gemeinbe- Orbnung vom 11, März 1850, mad deren Aufhebung 
durch das Geſetz vom 24, Mai 1853 (Gef.» Sammlung ©. 238.) ift in Auſehung der Stäbte 
für die ſechs öftlichen Provinzen die Städte» Orbuung vom 30. Mai 1863 (Geſetz⸗ Sammlung 
©. 261.) getreten, in beren $. 62, beflimmt wird: 

RA re hat nach näherer Beſtimmung der Geſetze folgende Geſchäfte 
zu bejorgen : 

L wenn be Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Behörden übertragen ift: 

1) die Handhabung ber Ortspolizei; 

2) die Berrichtungen eines Hilfsbeamten ber gerichtlichen Polizei ; 

3) bie Berrihtungen eines Polizei-Anwalts, vorbehaltlich ber Befugniß der Bes 

pass, in ben Fällen 2. und 3. andere Beamten mit biefem Gefchäften zu 
uftragen u. f. w. 

U. u. ſ. w. 

Einzelne diefer unter I. und II. erwähnten Geſchäfte können mit Genehmigung ber Re— 
gierung einem anderen Magifirats-Mitgliebe übertragen werben. 

Hieraus ergiebt ſich, daß das, was bas Geſetz vom 11, März 1850 $. 1. unter der 
— ber drtlihen Polizei-Verwaltung, und bie gedachte Stäbte - Orbnung im 

62. unter der Handhabung der Ortspolizei gemeint hat, nur ſolche Geſchäfte ſein 
Ünnen, melde für bie betreffenden Gemeindebeamten geeignet find umb ihrem Gemeindeamte 
entfprehenb wahrgenommen werben Fünnen. j 

Es verorbnet nun das Geſetz vom 11. März 1850 im $. 2.: 

In Gemeinden, wo fi eine Bezirksregierung, ein Land, Stabt- ober Kreisgericht 
befindet, fowie in Feſtungen und in Gemeinden von mehr als 10,000 Einwohnern, 
lann die örtliche I SLELLT SERAILNE Dane Beihluß des Minifters des 
Innern beſon deren Staatsbeamten ü age: werben, Auch in anderen 
—— lann aus dringenden Gründen dieſelbe Einrichtung zeitweiſe eingeführt 
werden. 

Alſo in —* Ausnahmefalle, wo die Staatsregierung bie Örtliche Polizei-Verwaltung 
befonderen Staatsbeamten überträgt, haben die betreffenden Gemeinbebeamten nicht mehr die 
Handhabung ber Ortspolizei, ſondern beren polizeiliche Gejhäfte haben die bejonberen 
Staatsbeamten I übernehmen. 

Da nım im diefem Falle anfer ven fhon vorhandenen betrefjenden Gemeinbebeamten 
noch andere Beamte, und zwar vom Staate zu Gefchäften, welche ber Regel nach von ben be- 
—— Gemeindebeamten mit wahrgenommen werben müſſen, angenommen worden und biefe 

aßregel im Allgemeinen nicht blos im Intereffe der betreffenden Stadt, fonbern aus Rüd⸗ 
fihten der Lanbespofigei und Staats- Regierung ergriffen werben bürfte, fo ift es, — bierbei 
ang er ang von dem Behufs der richterlihen Interpretation ber Geſetze ſehr bevenklichen 
rauche ber beim Landtage den Geſetzen vorangegangenen Verhandlungen, — einleuchtend, 
weehalb der Staat die Bejoldungen dieſer beſonders abgeorbneten Staatsbeamten auch felbft 
übernommen, wicht aber auch der betreffenden Stadtgemeinde aufgelegt hat, welche bie mad) bem 
Geſetze mit-der Handhabung der Ortspolizei beauftragten Gemeinbebeamten ſchon befolbet. 

Ini $. 3, bes Gejeges vom 11. März 1860 heißt es: 

Die Koſſen der örtlichen Poligei-Berwaltung find, mit Ausnahme ber Gehälter 
ber vom ber Staats-Regierung im alle ber Anwendung bes $. 2. auge⸗ 
fellten befonberen Beamten, von ben Gemeinben zu b en. 

Ufo, weil bie Staats- Regierung zur Wahrnehmung ber Polizei-Berwaltung Beamte 
—— hat, welche bie Stadtgemeinde wenn ihr biefe Verwaltung belaſſen worden wäre, 

N nöthig gehabt hätte, ift vom Staate bie Befolbung dieſer befonberen Beamten 
en. 


übernomm enb® aber, und bem ® b 8 ber letztgedachten Borjchrift des 


— —— 


1066 


bes Geſetzes vom 11. März; 1850, die Staats-Regierung alle und jebe Berfonen, welche befinitiv 
ober auf Klindigung angenommen, und als Beamte oder Behlilfen mit Obliegenheiten beſchäftigt 
werben, welche zur Ausführung ber örtlichen Polizei-Verwaltung & dren, oder damit im übe 
jammenbange fiehen, zu bejolden und zu vemuneriven habe. elmehr ift es die gejeiglit 
Regel, daß alle Koften der örtlichen Polizei- Berwaltung ohne Unterjhied von den Stabt- 
emeinden zu tragen, mub es würbe fi fein Grund auffinben laſſen, weshalb gerade bie 
Stäbe, wo bie Staats · Regierung die Flihrung ber örtlichen PolizeisBerwaltung zu übernehmen 
genöthigt ift, einen Vorzug, und ber Staat gegen fie, zum Nachtheile der übrigen Staatsange: 
börigen die Verpflichtung haben follte, alle die zur Ausführung ber örtlichen Polizei-Berwaltung 
erjorberlihen Beamten und Perſonen au der Stelle ber Stabtgemeinde zu beſolden. 

Namentlich wirbe jede Rechtfertigung fehlen, eime —— aus dem Grunde, weil 
dort ein Königliches Polizei⸗Präſidium oder Direltorium angeftellt iſt, zu befreien von ber Ber- 
pflichtuug, Straßemeiniger, Nachtwächter, Maunſchafteu zur Bedienung ber Löſchauſtalten und 
Beamte zur Leitung ber Ausführung ihrer Funktionen zu halten. 

Folglid muß man zu ber Ueberzeugung gelangen, daß bie nad 8. 3. a. a. O. vom 
Staate zu bejoldenden angeftellten befonderen Beamten keine anderen find, als bie 
jenigen, welde, weil vie Staats Regierung bie Klihrung ber drtlichen Polizei »VBerwaltung 
übernommen hat, und baber bie betreffenden Gemeindebeamten foldhe nicht Khan fönnen, bie 
Wahrnehmung ber polizeilichen Funktionen der Letzteren bewirken milſſen. Aus ber Stellung 
diefer ber Verwaltung vorftehenden und dieſelbe Teitenden höheren Beamten und aus ber Natır 
ihres Geſchäſtslkreiſes folgt es, daß die untergeorbneten Beamten, ſowie alle bei ber Polizei an- 
geftellte ober won ihr befdhäftigte andere Perfonen, von jenen vom Staate angeftellten befonveren 
Beamten — und geleitet, mithin nach ihren Eigenſchaften verwendet und auch angeftellt 
werben müſſen. 

Daher, wenn in bem im $. 2. a. a. O. borausgefegten Halle von ber Staats ⸗Regierung 
bei Usberuahme ber Führung ber örtlichen Polizei-Berwaltmng bie vorhandenen, ben betreffenden 
Gemeinbebeamten untergeorbnnet geweſenen Augeſtellten bieten, oder an deren Stelle andere 
angenommen worben, fo kann biefer Umftand keinen Einfluß auf bie Frage haben : wer bie 
Gehälter zu bezahlen habe? vielmehr in ber feſtſtehenden geſetzlichen allgemeinen Berbinblichkeit 
der Stadtgemeinde nichts Ändern. 

Ale diejenigen Perfonen, welche aufer ben geſetzlich mit der Handhabung ber SE gg 
beauftragten Gemeibebeamten zum Dieufte der örtlichen Polizei noch erforberlih find, hat bie 
Stadtgemeinde nach der fonft allgemeinen Pegel des Geſetzes zu befolden und zu lohnen, 

Die Beantwortung und Entideidung ber frage: ob ober welche von bem im Klage⸗ 
Antrage bezeichneten, mit den darin benannten Funktionen beauftragten Individuen von ber 
Stadtgemeinde oder vom Staate remumerirt werben mäffen? konnte aljo nur von einer Prüfung 
nad Maßgabe der vorftehend entwidelten Prinzipien abhängig fein. 

Aber ber Anſpruch der Klägerin ift micht im ber Art motivirt, daß fie bei einem ober 
einigen oder allen der gemannten Funktionäre behauptet und nachgewieſen hätte, die Stabt 
würde nicht ubthig gehabt haben, zu ihren Gefhäften befondere Individuen anzunehmen und zu 
remuneriren, ſondern biefe Geſchäfte durch die ſchon verhandenen Gemeinbebeamten mitwahr · 
nehmen laſſen fönnen, falls ihr die Führung ber Ortspolizei-⸗Verwaltung verblieben wäre, 

Die Klägerin hat daher im ber angebrachten Art mit ihrer Klage abgewiefen und hiernach 
das Appellationsurtel, welches fie lediglich abgewieſen hat, geändert werben müſſen. 

Die in dem Vorftehenden enthaltenen Grunbfäge treten übrigens bier noch nicht im 
Widerſpruch mit dem Prajubiz Ro. 2640. Eutſcheidungen Band 31, ©, 155., indem eines 
Theile die Brage: ob die Verpflichtung zur Bezahlung der Bejolduug von Seiten der Stabt- 

emeinde oder bed Staats davon abhängig fei, daß ein vorgefundener, von ber Gemeinde auge- 
Helkter Beamter von ber Staatäbehörbe blos beibehalten und nicht meu oder beſonders bon 
erft angeflellt werbe? bier gar micht berührt wird; anderen Theile im gegenwärtigen Erlenntr 
niffe die Frage noch wicht zum Austrage hat gebracht werben Eönuen: „welde einzelne Beamte 
es find, bie von bem Staate ober von der Stabtgemeinbe beſoldet werben müflen?* 
Ueberrafchend ijt in dieſer Ausführung zumächit die Teste Behauptung. Frei- 
(ih wird die Schluffrage des Präjubizes No. 2640, 
ob die Verpflichtung zur Bezahlung der Befoldungen davon abhängig 
fei, daß ein vergefundener von ver Gemeinde angejteliter Beamter von 
der Staatsbehörde blos beibehalten fei? 
hier nicht berührt aus dem einfachen Grunde, weil die Perfon, um bie es ſich 
bier handelt, auch früher ſchon nom Staate angeftelit war. Aber man follte, 
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auch ohne naͤheres Eingehen auf die Gründe jenes Präjubizes annehmen, baf 
wenn. bie Anwendung des $: 2. des Gejeges vom 11. März 1850 nach ver An- 
des Obertribunals die Wirkung haben fol, daß Gehälter vom Staate nicht 
angeftellter PBolizeibeamten von ihm zu übernehmen feien, dies noch viel mehr 
* müſſe von Perſonen, bei deren Anſtellung die Gemeinde gar nicht konkurrirt 
und. daß es in der That ein nicht zu verbedender Widerſpruch fe, dort vie 
Berpflichtung des Staates zu behaupten und hier fie zu leugnen. 

Noch eminenter fcheint jener Widerfpruch ſich Herauszuftellen, wenn man bie 
Prämifien ins Auge faßt, auf Grund deren in der Entſcheidung von 1855 das 
Dbertribunal zu der dem Fiskus ungünftigen Beantwortung der Schlußfrage ge- 
fangte, Bon diefen Prämiffen fand die emtfcheidende in folgenden Worten des 


betr, Erfenntnifjes ihren Ausprud: *) 

Im diejer Beziehung ‚behauptet der Implorat (Fiskus), daß bie Staats Regierung befugt 

ei, bie örtliche Polizei »- Verwaltung ganz ober auch theilweije zu Übernehmen, auch die obere 
ug ber Polizei - VBerwalting einem Stoatsbenmten anguvertrauen unb bie untergeorbneten 
Organe in der Bisheri en Weile von ber Gemeinde anftellen zu laffen. 

‚Bon dieſen Behauptungen bebarf bie erfte hier feiner Prüfung, denn es if vom Ber- 
Hagten nicht einmal behauptet, daß nur ein Theil der örtlichen Polizei - Verwaltung in P, von 
der Staats » Regierung übernommen worben jei. Anlangend aber die andere Behauptung, Rz 
lann een nicht als tig anerfannt werben, ba das Geſetz im Allgemeinen verftattet, bie 
Örtliche Polizei⸗Verwaltung beionderen Staatsbeammten zu übertragen, „unter biefen Beam» 
ten aber alle diejenigen zu verfieben find, welde zur Beforgung ber Ge— 
ſchäfte jener Berwaltung erforderlich ſind.“ 


MR nen alfo verwirft ber höchfte Gerichtshof ausdrücklich die Anficht des 
8; 


daß die Staatsregierung die obere Leitung der Polizeiverwaltung einem 
Stantsbeamten amvertrauen unb bie untergeorbneten Organe in 
der bisherigen Weife von der Gemeinde anftellen lafjen könne 
und bei Beſchließung des oben mitgetheilten Urtheiles in ber Prozeßſache ber 
Stadt Berlin gelangt er zu ber Ueberzeugung: 
daß die nach $. 3. des qu. Geſetzes vom Staate zu bejoldenben befon- 
deren Beamten feine anbern find, als diejenigen, welche, weil die Staats⸗ 
Regierung die Führung ber örtlichen Polizeiverwaltung übernommen 
bat und daher die enden Gemeindebeamten folche nicht behalten 
können, die Wahrnehmung ber polizeilichen Funktionen der legteren be- 
wirfen müffen. 

Und daraus wird dann weiter fogar gefolgert, daß die untergeorbneten 
Drgane der Polizeiverwaltung vom Staate angeftellt, von ber Gemeinde 
aber befoldet werden müffen; mithin kann es nach biefer Anficht des Ober: 
Tribunals, welche noch über die von dem Fisfus in jenem Prozeſſe per Stadt 
Poſen aufgeftellte Hinausgeht, Beamte geben, welche nad ihrer Anftellung und 
ihrem: Subordinations-Verhältniß unmittelbare Stantsbenmte find, während fie 
doch zugleich, weil ihre Befoldung durch die Gemeinde erfolgt, «als in unmittel- 
barem Dienſte diefer ftehend, daher als mittelbare Stautsbeamte betrachtet 


Ob die Annahme der Möglichkeit eines ſolchen Verhältniſſes nicht den $. 68. 
und 69. Zit.10. Th. IL be N.) * z 56. No. 6. ber Stäbte- 


*) Band 31. ber — . pag. 159. 


„iv WW) Die, des Staats, welche = nicht gehören, finb unter ber 
u Se ſtehen else ber unmittelbaren Dienften bed Staats, ober 


gewiſſer demfelben untergeorbneter Kollegien, Korporationen und Gen "70° 
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Ordnung”) verlegt, das in Erwägung zu ziehen, wirb dem Obertribunal in 
nächſter Zeit wahrfcheinlich noch mehrfach durch bereits anhängige Prozefje anderer 
Stabtgemeinden, 3. B. bes oben berührten der Stadt Halle, Gelegenheit gegeben 
werben. 

Sollte das Gefeg vom 11. März 1850 den dagegen erhobenen Angriffen, 
welche in ber nächiten Legislaturperiode unfehlbar wieder in verftärktem Maße 
auftreten werben, noch länger widerftehn, fo muß man fi im Interefje des 
obrigfeitlichen Anfehens ber Gemeindeverwaltungen, wie im Intereffe der ftädtifchen 
Haushalte der Hoffnung hingeben, daß der höchſte Gerichtshof bei folcher erneuten 
Prüfung der beitehenden Gefetgebung zu feinen früheren Grundſätzen zurücklehren 
wird. Denn, wenn fchon allein mit Rüdficht auf die fächlichen Koften mit vollem 
Recht hervorgehoben worden ift**), wie dieſe unausbleiblich höher ammwachfen müſſen, 
wenn die Poltzeiverwaltung in Händen von Beamten liegt, bie gar feine 
Beranlaffung haben, das Verhältniß ber Leiftungen und ber Koften in Er- 
wägung zu ziehen, wie viel größer wird bie Gefahr der Gemeinden, wenn jolche 
Staatsbeamte Schaaren eines Dienjtperfonals ohne jede Konkurrenz der betreffen- 
den Kommune auf deren Koften anftellen dürfen, und — wenn mit nicht minderem 
Rechte darauf hingewieſen iſt, wie das obrigfeitliche Anfehn der Gemeindeverwal- 
tungen untergraben würde, wenn fie im MWefentlichen auf die Bearbeitung der 
Finanz » Angelegenheiten reſp. der Gelbinterejjen der betreffenden Kommunen be— 
fchränft würden, wie viel mehr muß ihre Autorität leiden, wenn fie Beamten, zu 
benen fie in gar feinem jo zu fagen perjönlichen Verhältniß des Auftrags, ber 
Anweifung, der Disziplin ftehen, Gehalte, Gehaltszulagen, Remunerationen nach 
dem Belieben einer fremden Behörde zahlen follen! 

Auch da, wo durch Anerkenntniß des Fiskus oder durch richterliche 
Entſcheidung feftjteht, welche Beamte die Staatsfaffe im Falle der Anwendung bes 
$. 3. zu befolven Hat, fließt die Quelle der Differenzen und Prozeſſe zwifchen 
Staat und Kommune noch ergiebig weiter. Denn e8 fragt fih nun: 

was gehört von den Bezügen ber betreffenden Beamten zum Gehalt, 

was ift, mit dem technifchen Ausdruck zu reden, als pars salarii zu 

betrachten ? 

Was das Obertribunal in diefer Beziehung in Betreff ver Equipage- unb 
Pferdegelder folder Beamten und wegen ber Koften ber Unterhaltung ihrer 
Dienftwohnungen erkannt Hat, ift im Band I. dieſer Monatsfchrift 
pag. 217. flg. bereits mitgetheil. Wenn in legterer Beziehung ausgefprochen 
wurde, baß eine Wohnung zu denjenigen Bebürfniffen des Beamten gehöre, zu 
deren Dedung das Gehalt befiimmt ſei; fo burfte man ber Annahme Raum 
geben, daß bafjelbe angenommen werben würbe von der Kleidung bes Beamten. 
Durch brei in einer zweiten Prozekfache der Stabt Berlin ergangene gleich 
lautende Entfcheidungen ift aber in Betreff ver Dienftlleibung ber Schug« 
männer ber entgegengefete Grundſatz aufgeftelit. 

Die betreffende Sentenz des Obertribunals, welche auch deshalb von In» 
tereffe ift, weil fie die durch bie — der Gensdarmerie in Berlin der 
dortigen Kommune erwachſene Mehrbelaſtung beruͤhrt, lautet: 

In Sachen ꝛc. hat der zweite Senat des Königl. Obertribunals in ſeiner 
Sitzung vom 8. April 1858, an welcher ꝛc., für Recht erkannt; 


*, Der Magiftrat hat al Ortsobrigkeit und Gemeinbe-VBerwaltungebehörbe bie Gemeinbe- 
a nachdem die Stabtverorbneten barüber vernommen worben, anzuftelen unb zu 
eauffichtigen. 
*) Bergl. biefe Monatefchrift Bb. L Pag. 32, 
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daß die Nichtigleitsbeſchwerde gegen das Erfenntniß des Givil-Genats des 

tr jmd Kammergerichts vom 6. Juli 1857 zurüdzumeifen und der 

Implorantin die Koften des Nichtigfeitsverfahreng zur daſt zu legen. 

Don Rechts Wegen. 
Geſetz Über die Poligei-® el Mi 
Das Geſe oligei-Berwaltung vom 11, 1850 Sef.-Sarı r 
feinen 88. 1. = 3. fiellt als Grundſatz auf > w * ü ml. ©. 265. in 
daß bie —— der Ira ee = — Beamten der Gemeinde 
enommen n und bie Tragung ber Koſten rtli 

EEE nme mare 

Bon diefer Regel fol jeboh nad 88. 2. unb 3. in Falle eine X . 
wine wenn durch den Beſchluß bes Drintfes des Innern befonbern Stoatobeamten Die Borken 
—— eg — deren Gehälter daun von bem ber Gemeinde zur Lat fallenden 

en ausgeſchlo . 

” Da BVolizei-Präfidinum, deſſen Beamten bie Verwaltung ber örtlichen Polizei von ber 
Regierung aufgetragen ift, umb zu bemen auch bie Schugmannjhaft gehört, wurbe bei Einfüh. 
zung bes Gejees dom 11. März 1850 fchon vorgefunden unb beibehalten. Es iſt auch unter 
ben Bantbeien darüber fein Streit, daß bie Gehälter der Schumann haft, Namentlich der hi 
in — lommenden Wachtmeiſter und Schugmänner von ber Staats - Regierung be; abi 
wo 

Aber wohl if von dem verllagten Fisklus das Verlangen ber kl 
— 6 vi Yehenitung zu en Siehe ter oder Unterkaltung bes angereinbe 

ng um ni e 
de En EEE Gem er ah boden hm 
nb e anten enntniffe vorigen J i 

Anſpruch — — gen Juſtanzen iſt auch dieſer 
In der gegen das Appellations-Urtel von ber Klägerin erhobenen Nichtigkeitobeſchwerde 
tritt der zweite Angriff in dem Vordergrund, welcher dem — ar Nichtigkeiten 
durch Berletzung der Geſetze zur Laft legen will, meil berfelbe micht ber ® ehauptung ber 
Mägerin flattgegeben: daß das Infitut ber Schugmannfhaft am die Stelle der Gensparmerie 
getretem und aus biefem Grunde ber Staat alle Koften beffelben zu tragen habe, 

Die Behauptung unb der Angriff ber —— ergiebt ſich aber zuvorderſt im feiner 
faltiſchen Grundlage al® unrichtig. Denn unangefochten hat ber Appellationg- Richter tbatfächlich 
feftgeflellt: daß bie Beamten der Schugmannihaft nit blos an bie Stelle der zu Berlin 
Beton — Geusdarmen getreten, ſondern auch bie Stelle ber berittenen Polizei- 

nanz · Sergeanten, ber Polizei-Rommifjarien und Polizei-Sergeanten, überhaupt ber umifor- 

mirten, früher vorhandenen Polizei, eingenommen haben. 

r Es ift aber auch im Bezug auf dem Anfpruch der Mägerin völlig glei ob bie 
Schutzmannſchaften theilweife ober lediglich bie Stelle der früher zu et geivefenen 
Gensbarmen einnehmen. Denn bas Juſtitut ber vom Staate unterhaltenen Gensbarmerie ift 
mad wie vor, ungeachtet ber Einführung des Infituts der Schutzmannſchaft, beſtehen geblieben, 
nicht einmal von der Klägerin eine dadürch bewirkte Berminberung der Gensbarmerie Behauptet, 

Ferner Tann fon aus ber Berorbnung über die amberweitige Orgamifation ber 
Gensbarmerie vom 30, Dezember 1820 (Geſ. Samml. 1821 &, 1.) und der Dienſt⸗Inſtruktion 
file die Gensbarmerie vom 30. Dezember 1820 (Gef. - Samml. ©. 10.) ein befonberes Recht 
ber Gemeinden auf die Stationirung von Gensbarmen überhaupt oder in beftimmter ee 
nirgends entnommen werben, ba vielmehr der $. 5. der Verorbnung bie Beftimmung enthält: 

Die Bertheilung der Gensdarmerie im Lande nach Mafigabe des B iffes unb 
ber örtlichen Berhältniffe und die Beftimmung bes Aufenthalts ber Brigabiers und 
Kommandeurs bleibt Unſerm Minifterium des Innern und ber Polizei unter Rüd- 
ſprache mit dem Chef ber Gensbarmerie überlafjen. 

Noch weniger aber fan, nachdem durch das Geſetz über die Polizei - Verwaltung vom 
11. März 1850 die Regel feftgeftellt worden, baf bie Koften ber örtlichen Polizei» Bermwaltung 
ber Gemeinde zur Laſt fallen, vom biefer ein Mecht bes Wiberfpruches ober auf Entſchädigung 
geltend gemacht werben, wenn bie Staats-Regierung durch eine von ihr als zwedimäßig erkannte 
und befohlene andere örtliche Einrichtung die Stationirung von Gensbarmen am Orte für ent- 
behrlich erachtet hat. Es folgt barans auch, daß es —* ankommen kann, ob und welche 
Aehnlichleit o heit * ben Schutzmanuſchaften und Gensbarmen in Anfehung ber 
ver amtlichen Rechte nud Pflichten obwalten, 
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Vielmehr erbellt aus dem von der Klägerin ſelbſt produzirten Reſtript des Mini- 
fierium® vom 11. Juni 1848, ber ker Orbre vom 23, deſſ. Mis. ‚umb aus bem 
Bublitandum des Polizei » Präfibiums vom 22, Juli 1848 (Potsb. Antsbfatt ©. 264.), daß zur 
örtlichen Polizei «Verwaltung it Berlin das Inſtitut der Schutzmannſchaft von der Staate- 
Regierung als nothwendig anerfanut und eingeführt worben, daher auch deſſen Koflen nad 
88. 1. und 3. des Gefetes vom 11. März 1850 von der Ortsgemeinde getragen werben müf- 
fen, joweit wicht bie in $$. 2, und 3, bezeichnete Ausnahme in. Anfehung ber Gehälter ber vom 
State ernannten Beamten enttritt. — 

Hiernady ift die wider ben Appellations-Riter erhobene Belhuldigung von. Nichtigfeiten 
durch Berletsung der Grundſätze in den $$. 1. 2. und 5. der Berorbnung. vom 30. Dezember 
1820, ven $$. 1. 2. und 8, des Geſetzes vom 11. März 1850, ben Kab,-Drbr. vom 22. März 
1852, 4. Februar 1854 und 4. April-1855, und bem Reflvipt bes uhr 8 des Junern 
vom 11. Juni 1848, ungegrindet, und es lanu weſentlich nur noch a bie. Prüfung bes. im 
ber Nichtigkeitö-Bejchwerbe geftellten erfteu Angriffs anlommen, auf bie Frage; 

ob die der Klägerin abverlangten Koften zu den Befoldungen der vom Siaate ange 
ſtellten Wachtmeifter und Schutzmänuer ‚zu vechnen oder mit? ., 

Die Koften der örtlichen a: —— beſtehen in dem Inbegriff aller Ausgaben, 
welche nothwendig ſind, um dieſe Berwaltung zu bewirlen. a 

Ueber die Nothwendigteit ber betreffenden. Einrichtungen, das Maß der exforberlihen 
Kräfte und, die Art und. Weiſe der Ausführung hat, der Natur der Sache nach, mur bie Staatr 
Re _. zu entſcheiden, und beren Beftimmmngen find fir bie Gemeinde ohne Weiteres 
maßgebend. Ä 

Bon den Borfchriften ver Staats - Regierung hängt es daher auch lediglich ab, „ob bie 
Beamten der. Polizei zu Pferde oder zu Fuß, F un welchen Waffen und ob und mit 
welcher Dienftffeidung fie ihre Amtspflichten erfüllen follen? Es iſt unzweifelhaft, daß bie 
Be Waffen uud — der Schutzmaunſchaften, inſoweit dafür bie Koſten im Etat des 

ofizei- Präfipiums verauſchlagt find, von der Staats +» Regieru orbuet worben, nud es 
if auch vom Appellations- Richter unangefochten fefigeftellt, fer biejelben ‚zur Ausführung ber 
Amtspflichten der Schugmannihaften nothwendig-jeien. 

Daß —— dieſe Koften an zu dem Inbegriff, ber Koften der örtlichen Polizei, 
Verwaltung überhaupt gehören, kann; einem Bebenken ‚nicht unterliegen. Da jebod die Beamten 
ber Schugmannf ie Berlin ‚von ber re —8 fo fragt. es 

ch, ob die Borj u des 8. 3. des Geſetzes vom 11. März 1850 auch in, Bezug auf jene 
often eine Ausnahme bon ber Beptiätung ber Gemeinde zur Tragung ber Kofteit. der Ört- 
fichen Polizei - Verwaltung flatuirt Habe? ! a 
Das Geſetz lautet: — 
Die Koften der Üetlichen Polizei ⸗Verwaltung fu, mit Ausnahme ber Gehalter 

ber vom der Staats ei im Kelle der Anwendung bes $. 2, angeftellten it 

fonderen Beamten, von den Gemeinden zu beftreiten. | ge ap: 

In dieſem Geſetz ift eine ähnliche Beſtimm durchaus ne finden, wie im $. 7. 
ber Dienft » Inftenktion für die Geusdarmen vorm 30. Dezember 1 Geſ. Sam, 1821 
©. 10) Imbalts deren jeder Wachtmeifler und Gensdarm für beit ihm ausgeſetzten Gehalt ſich 
bie Montirungsftüde, das N g und bie zu feinen Dienft erforderlichen: Pferbe 
anfchaffen ımıf. Doc) ſelbſt aus diefer, leine Anwendung anf andere Fälle zulaffenden, fingulären 
Vorſchrift iſt ein Anerlenniniß des zur Tragung ber Koften ber Gensbarmerie überhaupt ver- 
pilichteten Staats in Anfehung feiner befonberen ger zu: entnehmen, für bie Koften 
ee em zu ſorgen, was im dem fpeziellen Berhältuiſſe durch Abmefjung des Gehalts 
ge u 

In Betreff ver Waffen beſtimmt auch ver 8; 18. m a. O. noch ausdrücklich, daß ſelbige 
ben Wachtmeiſtern und Gensbarmen vom Kriegaminifterium uneutgeltlich gie werben. — 

In Ermangelung befonberer Beftimmungen: im dem Geſetz vom Ik März 1850 Tann 
— * nur auf eine Prüfung des Weſens der Beſoldung eines Beamten im Allgemeinen 
ankommen. 

Das. Präjndilat des Ober⸗Tribunals vom.28. März 1854, (Entſcheidungen Band 29. 
©. 209.), welches bie — und Pferdegelder der, von der Staals⸗Regierung ang eftellten 
Polizeibeamten der Ortsg zur Laſt legt, erlärt:- - 4.0 ou: 1 rs 320 

Unter dem Gehalt eines. Beamten. berficht man nach dem — — 
gebrauch diejenige Belohnung, welche dem Beamten für feine Hei aus⸗ 
geſetzi ift und die er zur Verwendung für ſich erhält. — 40 du * 

Das Gehalt iſt alſo beſtimmt, bie perſönlichen Bedürfnifſe ver Beamten zu befriedigen 

und folglich iſt — Prajudilat des Ober⸗ Tribunals vom: Tu September 1654 (ma I 
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©; 213.) angenommen, baf bie Wohrting aus dem Gehalt a 
wohnung zunt Gehalt zu rechnen fei, da eine Wohnung eim ————— Die 
nifg eine® Jeben ift. — dülrf⸗ 
Der Gehali ſoll weſenilich den Bine erreichen, beim Beamten bie Befriedigung der B 
pürfniffe einer der Wichtigkeit des Amts und feiter amtfichen Stelhuig entfbre Fri de 8 — e⸗ 
zu — ß von biefen Grundſätzen ausgeben, f | * 
uß man nun o erſchei 
Behauptung ber Klägerin, daß bie Bewaffnung ber —— nee die 
Gehalte gehöre, ba berjelben in feiner Beziehung die Eigenſchaft einer Belohnung ra —* 
Dienfle, oͤder der Befriebigung eines perfönligen Veblirfmiffes des mit dem Amte ei — e 
Yubivibunms beigelegt werben fann. anten 
erh —* ——— hie . 7 bir find, eben jo wie bie Waffen 
i etenten o ur Au eh, 
— Dee — = Beamten v dene a ge Kennt, der Amtspflichten, nicht 
weifelhafter Tönmte e® bei ben ormöftüden fein, ob ſolche mich 
cehnen va die Fieibung cin perfönlichee Bebürfnih für einen Seven IM 57 dem Olaf zu 
Ader es hat der Appellations- Richter zumächft unangefochten feftgeftefkt, daß bie Wacht ⸗ 
meiſter und Schutzmäuner bie ihnen gelieferten Uniformsſtüce bei ihrem Dienfaustritte zurück⸗ 
geben müſſen. Sie müſſen aljo Behufs des Amts und Behufs der Erfüllung der Amtspflichten 
etragen werben, und find, mie ber Appellations-Michter richtig folgert, dem Beamten blos zur 
— ——— ——— die Übrigen Uniformoſtück machen zwar während d 
ren i 
tragen werben, audere Kleidungsſtilce gleicher Beſtimmung —— Aber u A 
felben ihrem Zwecke nah nit deshalb vorgeſchrieben und eingeführt, um das perfünfi € Be- 
pirniß des Beamter nach Belfeivung zu befriedigen, ſondern, wie auch der Appellationg. ter 
richtig ausführt, im —— Interefje als Mittel zur Ausführung ber Amtepflichten, 
In dem BVerhältwiffe ver Parteien gegen einander kann aiſo bie rechtliche Ratur der 
Koſten der Dieuſilleiduug nur biefelbe fein, wie bei der Bewaffnung und dem P 
Daß diefe Koften bei den Offizieren der Schutzmanuſchaft der Klägerin nicht vom Ber- 
Hagten abgeforbert worben, kann als ein Gegengrumd nicht gelten. Denn, wenn ber verflagfe 
urn ans Rückicht auf die Verhältniſſe der Disziplin, des änferen Anſehens ober fonft 
jenogen gefunden hat, bie Gehälter der Dffhiere in dem Umfange abzumieffen und aus feiert 
ude zu zahlen, daß daraus amd bie fr. Koften vom Offizier felbft getragen werben mütjem, 
o folgt daraus feineswegs bie Unrichtigleit der Entfheidungsgründe im Betreff ver Be flihtung 
für bie Koften ber Wachtmeiſter und chutzmänner, ſondern nur, baf eine weitere ägung 
im Anfehung der Offiziere nicht erforberlich gemefet. 
Es if daher aud ber erſte Angriff der Nichtigfeits » Vef wegen Berletzung be 
% 8; bes Geſetzes vom 11. März 1850 in Anf ber Dienfit bangen uud ber Bemafinumg®- 
fofen, umb wegen Berlegung der nad ihren Anfihten vom ber Klägerin dabei aujgeflelkten 
Rechtsgrundſätze, nicht gerechtfertigt, und um fo weniger, als es ſich hier, wie ſchon gebacht, 
um eine Ausnahme von ber Kegel handelt, — um bie ausnahmsmeife Verpflichtung des Staats, 
won den ber geſetztichen Regel nach ber Gemeinde zur Laſt fallenden Koſten der örtlicher Boltzei- 
— - — F — ee übernehmen, melde und 
e angefielt hat, — na e en Rechte ipien aber ; i 
Snahme von ber Regel eine ausbehnenbe —& nicht zuläßt. —* — —— 
Erwähnen wir nach dieſem Allen 
VII. no, daß das Obertribunal den Grundſatz angenommen Bat, daß Boltzei- 
Anmwalte nicht zu ben Beamten der Polizeiverwaltung, fondern zu ben 
Beamten ber Gerichtsbarkeit gehören und daß daher der Staat, wenn ex 
mit dem Amte eines Poltzei-Ambaltes nach 8. 62. ver Städte-Orkimurg 
einen anberen Beamten al® den Bürgermeifter beauftragt, nicht nur das 
Gehalt bieſes Beamten, ſondern auch die betreffenden Büreaukoſten 
zu zahlen habe (Entf. Bb. 31. pag. 146. ſig. Bd. 36. pag- 31. fla.), 


und 
„VI, baß bie den Kreisphyſilern für die Unterſuchung proftituirter Frauen- 
ur von ben Staatsbehörben ausgefegten Befolbungen vom Ober- 
ribunal als von der Kommune zu tragende Raften betrachtet worden find; 
fo glauben wir alle aus der Anwendung bes Geſetzes vom 11. März 1850 Bisher 
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entftanbenen und zur höchſten richterlichen Entſcheidung gebiehenen Differenzpunfte 
von alfgemeinem Intereffe berührt zu haben. 

Trotz ihrer ſchon recht anfehnlichen Menge aber find wir ber ficheren Er- 
wartung, daß bas vielbefprochene Geſetz noch die fruchtbariten Keime zu neuen Rechts- 
ftreitigfeiten in ſich trägt und daß, wenn e8 nicht gelingt dieſe Durch Vergleiche oder durch 
Aenderungen der Geſetzgebung zu erftiden, e8 an vielen neuen Verwickelungen und Pro- 
zeffen, namentlich in den größeren Städten mit complicirteren VBerhältniffen, nicht 
fehlen wirb. Wir haben oben fchon beiläufig*) der wichtigen Frage über das Verhältniß 
etwa vorhandener Verträge zu der neueren Geſetzgebung gebacht; wir erinnern 
weiter daran, daß 3. B. in Berlin das Polizei» Präfidium nach dem oben mitge- 
teilten Richterfpruch eine Berechnung über die Einnahmen und Ausgaben ber 
örtlichen Polizeiverwaltung mit Belägen vorlegen joll, eine abgefonderte Kechnungs- 
führung über bie örtliche Polizeiverwaltung aber nicht ftattgefunden Hat und ein 
großer Theil der Beamten, namentlich auch der Schutzmannſchaft, außer für ort8- 
polizeiliche Zwecke Berlins zugleich für die Yandespolizei und für bie Polizei einer 
großen Anzahl benachbarter Gemeinden verwendet wird und baß bem entjprechend 
auch die Ausgaben für die Büreaus und alle dienftlichen Bebürfniffe zugleich bie 
Landespolizei, die Berliner Ortspolizei und die Polizei anderer Gemeinden tangiren. 
Nun muß das Polizei-Präfidium, foll der Nichterfpruch zur Manta eng Eraimen, 
nachweifen, wie viel von ber Zeit ver betreffenden Beamten für das Yand, für 
Berlin und für die Nachbargemeinden verwendet ift, wieviel Papier, Formulare 
u. ſ. w. u.f.w. für den einen und andern Zwed angefchafft worden find. Wahrlich 
ein koloſſaler Defektatorien-Prozeh fteht hier in Ausficht! Und wenn es auf den 
Nachweis der Einnahmen ankommt, dann wird in analoger Art der Streit ent- 
brennen, welche von biefen dem WBolizei- Präfivium in feiner Eigenfchaft als 
Berliner Polizeibehörde zugefloffen find. Und weiter wird ſich fragen, ob die Städte 
auch folche Koften zu tragen haben, welche durch diejenigen Organe und Hand» 
(ungen ber Polizeipräfidien und Direltionen erwachfen, bie eigentlich folche find, 
welche der Staatsanwaltfchaft angehören refp. von dieſer vorgenommen werben 
folften (Kriminallommiſſarien, Reifen derſelben im allgemeinen ficherheitspolizeis 
lichen ober fpeziell kriminaliſtiſchen Intereffe). Weiter wird ſich endlich fragen — 
doch wir unterbrechen die Reihe der dubiöſen Quäſtionen, die ſich noch aufitellen 
ließen; benn wir glauben genug gethan zu haben, um einen neuen Beitrag zur 
Unterftügung der Anficht zu liefern: daß das Gefek über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 in feiner jeßigen Gejtalt unhaltbar ift, daß feine Ausfüh— 
rung bie weſentlichſten Intereffen einer großen Anzahl von Kommunen verlet, 
das Anfehn ihrer Obrigfeiten geführbet, biefelben in gehäffige Prozeffe mit ben 
Staatsbehörben verwidelt, und durch beides indireft auch dem Staatswohl zum 
entſchiedenen Nachtheil gereicht. 





Das Feuerlöfchtweien, das Nachtwachtivefen und das ftädtifche 
Fuhrweſen in Danzig. 
Mitgetheilt vom Polizei» und Brand- Infpeltor Helm zu Memel. 

In Folge einer vom Magiftrat zu Danzig ergangenen Aufforberung begab 
ich mich im Juli d. I. nach dort, um bemfelben bei der beabfichtigten Reorgani- 
fatton des Feuerlöſchweſens behilflich zu fein. Da ich ausgearbeitete Vorlagen 
nicht vorfand, fo Tegte ich, nach vorgenommener Befichtigung der vorkandenen 


*) Seite 1064 Rote, 
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Einrichtungen, der mit Berathung über die zu treffenbe Reorganifation beauftrag- 
ten, aus Abgeoroneten des Königl. Polizei» Präfidii, des Magiftrats und ber 
Stabtverorbneten beftehenden Kommiffion, die nachfolgenden Arbeiten vor. 

Wenn ich diefelben in dem vorliegenden Hefte ber Deffentlichfeit übergebe, 
fo bin ich dabei von der Anficht geleitet worden, daß Cinzelnes dieſer Mitthei- 
lungen vielleicht auch für bie ftäbtifchen Behörden anderer Drte von Interefie 
fein fönnte und bemerfe nur noch, daß die Kürze ber Zeit, welche ich überhaupt 
auf mein Kommifjarium zu verwenden im Stande war, mir nicht verftattete, 
biefe Arbeiten noch fpezieller auszuführen, ald dies gefchehen ift. 


I. Das Feuerlöfhwefen. 


Das bis jett beftehende Feuerlöſchweſen der Stabt Danzig leidet im Weſent⸗ 
lichften an folgenden großen Mängeln: 

1. Es find feine Feuerwache vorhanden, welche mit ben nöthigen Mann⸗ 
haften, Geſpannen und Geräthen berartig ausgerüftet find, daß fie im Falle 
eines Feuers in fürzefter Friſt auf der Brandſtelle erfcheinen und dort fogleich 
wirffame Hülfe leiften können. 

2. Die Löfchgeräthe find veraltet und die Yahrzeuge namentlich auf bie 
fchwerfällige Art der Fortbewegung ohne Räder und auf Schleifen eingerichtet; 
die Waflergeräthe find unzureichend und unpraftiich, die vorhandenen Schläuche 
befinden fich in Höchft mangelhaften Zuftande und außerdem fehlt e8 an vielen 
der für jedes geordnete Feuerlöſchweſen unbedingt nothiwendigen Geräthe, als: 
Utenſilienwagen, Rettungsleitern und fonjtigen Rettungsgeräthichaften. 

3. Es fehlt nicht. nur an einem auf beftimmte Kommanbo’s und Signale 
baſirten Ererzier- Reglement, fondern auch an der Ausführung deſſelben durch 
bisziplinirte und für ihren Dienft fowohl theoretifch als praftifch „ausgebilvete 
Mannjchaften. | 

4. Es fehlt an einem einheitlichen Kommando und an jener exakten Aus- 
führung deffelben, welche auf der Branditelle unbebingt notwendig ift. 

9. Es mangelt an einer furz und überfichtlich abgefaßten Feuerordnung, 

elche die Einwohner ver Stadt über ihre Pflichten beim Feuer belehrt und fie 
mit den auf Nichterfüllung diefer Pflichten beftehenden Strafen befannt macht. 

Wie aus den Seitens ber Kommimalbehörben gethanen Schritten hervorgeht, 
find diefe Mängel bereits anerkannt worden, umb handelt «8 ſich munmehr um 
eine gründliche und rationelle, aber auch nicht zu Koftfpielige Neorganifation bes 
Feuerlöſchweſens. 

Ich lege demnach in Nachfolgendem zunächſt den Etat für die jährliche 
Unterhaltung einer Feuerwehr vor, wie ich ſolche auf Grund der mir durch eigene 
einge der hiefigen Verhältniſſe verfchafften Ueberzeugung, für Danzig für 
pajjen e. 

Wenn fich in biefem Etat der Koftenpunft höher herausſtellen follte, als 
vermuthet wurde, fo habe ich als befonbere Gründe für die Höhe der Kofte 
anzuführen: | 

1) den jetigen mangelhaften Zuftanb des Feuerlöſchweſens und i 

2) den UÜmſtand, daß die Kommune kein eigenes Geſpannweſen befigt und bie 
miethsweiſe Befchaffung ber fir eine georbnete Feuerwehr unumgänglich 
nothwendigen Gefpanne, wie aus Tit. Ul. des Etats erfichtlich ift, ſcho 
allein eine bebeutende Summe in Auſpruch nimmt. 
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Die Grunbzlige ver projeftirten Feuerwehr find im Allgemeinen folgende: 

1. Es ift eim Branpdireftor anzuftellen, welchem die Verwaltung der Feuer- 
wehr, ſowie die Leitung der Löſchmaßregeln im Biunpfalle unter eigener VBerant- 
wortlichfeit obliegt. 

2. Das unter feinem Kommando ftehende Offizierforps befteht aus 4 Brand» 
Anfpektoren, deren Stellung als Ehrenamt gedacht iſt. 

3. Es foll ein aus 4 Oberfenermännern und 16 Feuermännern beftehenber 
befoldeter Stamm engagirt werben. 

4. Das übrige Perfonal, beftehend aus 

36 Spritenmeiftern, 30 Maurern und Zimmerleuten, 2 Waffermeijtern, 
50 Pumpern und 50 Drudmännern 
fol ein geringes fortlanfendes Gehalt beziehen, für gewöhnlich feinen Beichäf- 
tigungen nachgehen und nur bei den nöthigen Ererzierübungen, ſowie bei entjtan« 
denem Brande zum Dienfte der Feuerwehr erfcheinen, wofür die Mannjchaften 
dann jedesinal beſonders bezahlt werben. 

5. Es find zwei Feuerwachen zu etabliren, welche mit ben befolbeten Stamm⸗ 
Mannfchaften, fowie den nöthigen Gefpannen und Löfchgeräthen permanent bejetst 
find. Jede diefer Feuerwachen muß folgende Räumlichkeiten enthalten: 

a) eine geräumige MWachtjtube für die Fenermannfchaft, 
b) einen Stall für 8 Pferde, 
c) 1 Wachtſtube für 4 Kutfcher, 
d) ein Spritenhaus, welches Raum hat fir bie bequeme umb fofort zum 
Abrücken bereite Anfftellung folgender Löſchgeräthe: 
8 Spriken, 27 Nüäpertienen, 1 Utenfilienwagen, 1 Wafferzubringer, 
1 Rettungsleiter. 
Ein Theil des Spritzenhauſes ift außerdem zum Heizen einzurichten, 
um das Einfrieren des in den Rädertienen vorhandenen Waſſers zu verhüten. 
e) Dienftwohnungen fir 2 DOberfenermänner und 3 Feuermänner. 

Außerdem müfjen auf einer ver 2 Feuerwachen bie er me Räumlichkeiten 
zu einer Dienftwohnung für den Branbdireftor und für die Montirungs-, Uten⸗ 
filtien- Kammer ꝛc. hergerichtet werben. 

Als zu diefen Feuerwachen geeignete Grundftüde bringe ich ben der Kommune 
bereits gehörenden Stabthof und ein in ber Nähe ber jest auf Mattenbuden vor- 
hanbenen Feuerbude zu acquirirendes Grundjtüd in Vorjchlag. 

-. Ich bemerfe hiebei, daß dieſe 2 Feuerwachen bei der Ausbehnung Danzigs, 
meiner Anficht nach, durchaus nothwendig find und daß nur bie um. ein Bedeu—⸗ 
tendes vermehrten Koften mich abgehalten haben, noch eine dritte Feuerwache, in 
der Altitabt, in ben Etat aufzunehmen, deren event. Einrichtung ich jedoch in Er- 
wägung zu nehmen bitte. 

Etat für die jährlihe Unterhaltung der Feuerwehr. 

Tit. I. Befolpungen. 
1 Brambbiretor . . » » . . 1000 Thtr. 
. 4 Branbinfpeltoren A 50 Zhlr. . 2300 „ 
4 Oberfenermänner & 288 Thlr. . 1152 „ 
16 Feuermänner à 192 Thlr. . . 3072 „ 


% — Gar. 
2 ie 
2 44 
— 36 Spritemmeifter 324 Thlri. 664 — 
7. —* 
8 — 
9 ns 


Poſ. 


30 Maurer u. Zimmerleute a 24 The. 720 „ 
2 Waſſermeiſter à 24 Kin 21. #8 „ 
„50 Bumper & 12 Th... - » .. 600 „ " 
50 Drudmänner à 12 Ehe. 2.600, „ Ze 
Summa zit. I. 8256 Thlr. 
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Dit. I. Bekleibung— 





Poſ. 1. 4Oberfenermäuner 433 Thlr. 15Sgr. 134 Thlr. — Sge. 

„ 2. 16 Feuermänner & 31 Thlr. 15 Spgrr 504 5. — „ 
„ 3. 36 Sprigenmeifter a2 hr. - « 2 — ,„ 
„ 4 30 ia u. Be Al — IRRE: 

——— —ã—— a8 Thlr. RR 4: il 
„ 6. 50 Drudmänner & 1 Thlr. 16 Sgr A. 
„7. 50 Pumper & 1 Thlr. 16 Ser: : 76 „20 „ 
„ 8% 8 Kutſcher & 1 Thlr. 16 er ; ey x 8 ’ 
„ 9 Für Reperetaren — 

En = in 970 Thlr. 


zit. II, FR ERA 
Bof. 1. 4 Tag» umb Nacht⸗ Geſpanne inkl. Kutſcher 
à 500 Thfr. .. 2000 € Thlr. 
4 nächtliche Öefpann intl. Sutfer & 400 Thlr. 1600 
.8 Geſpanne Branbfalle a 15 Sgr. pro 
Stunde, * 24 Feuern a 8 Thlr.... 192 
Summa Tit. in. 3792 


Tit. IV. — der Löfchgeräthe und 
Wachtutenſilien. 
of. 1416 Sprigen a 10 Thlr. . 000.00 160 The 
4 ' 2. 54 Raͤdertienen & 2 Ihr. : 20.0. 108 „ 
= „de. 4 Utenfilienwagen . — ⏑——— 
JA4. Schmieren und Reparatur ber Schläude . A 
. 5. a der Vrandſtelle (Faden, Internen 


ar, —*2 und Erſatz der Wachtnienfilien . 72 


Semme ER IV. 600 .;-: 


Tit. Ve Koften für die Exrerzierübungen, Brände ıc. 
Bor. t. Für 6 Mebungen ber 36 Gpritenmeifter und 
der 3O Maurer md Zimmerfente à 10 Ser. 
6 x 66 .X 10 Sur R ‚132 Thlr, 
m 4 en nr —— und Aularmirungen Br 


„ 3. Dem Tpurmwächter zu St. Marien v6 
u 4 ag = Kart von zweiftünbiger Dauer Loöh⸗ 


36 Eorthenmeikter & 10 Sgr. 12 Thlr. — Spar. 
30 wre und ai 
2 Waffermeifter a 10 So. — „ 0. 
50 Bumper 7’ Spr. . . 12 „ 15 „ 
50 Druckmänner 77, Sgr. 12 „ 2 Pe 
‚ Für fonftige Löhne ... . 12 
4 x 60 * ei 1440 Thlt. 


Summa 248 


1076 


Tit. VL Insgemein. 
Pof. 1. Für Heizung der 2 Feuerwachen & 150 Thlr. 300 Thlr. 
„:2 Gar ini berfelben A 150 Thlr. . . 300 „ 
„ 3. Brämien für Verdienſte um die Wihung . . 300 „ 
„ 4 Zur Aushülfe für unzureichende Pof. u. f. w. 64 „ 
Summa Tit. VL 964 Thle. 
Summa Summarum 17000, Thir. 
Refapitulation. 
Titel L Befolbunden . 2. 2. «0. 18256 Thlr. 
„ I Belledng . - 2» 2.2.» 970. „ 
„IL Span . » 2 2 22. 372 „ 
„ IV. Unterhaltung der Geräthe c. . 600 „ 


„V. Koſten bei Bränden ıc. . . .„. 248 „ 
7 VI Insgemein · 2 .. . u 964 „ 


Summa 17000 Thlr, 


Erläuterungen zum Etat für die Unterhaltung der Feuerwehr; 


Ad Tit. J. Befolbungen: 
Een Ad Pof. 1. 1 Branbbireftor:  Demjelben werden im Wefentlichen folgenbe Geſchäfte 
obfiegen : 
— a) das Decermat in allen bie Feuerwehr betreffenden Sachen; 
b) bie —— Begutachtung von Feuerangelegenheiten; 
c) die Sorge für die Vollzähligleit des Perſonals der Feuerwehr; 
d) bie Ein dung und Inftruirung derſelben für alle ihre Dienftverrichtimmgen ; 
e) die Auffiht Über das gefammte Inventarium ; 
f) die Kontrolle über die Ausführung des Wachtvienftes; 
g) die Anorbnung über das Ausrüden der Löfchgeräthe und deren Berwenbung im 
- Brandfalle, und 
h) die ausſchließliche Leitung der Löihmaßregeln auf der Branbftelle, 

Degen . der Bielfeitigfeit der Dienfigeihäfte, welche dem Branddireltor obliegen, ift es 
nothwenbig, daß berjelbe Kenutniſſe ber Verwaltung unb bautechniihe Keuntniſſe in ſich 
vereinige, and auherdem, ba er ein umniformirtes und militäriſch organifirtes Corps befehligen 
und leiten joll, militärifhe Sitten lenne und befige. 

Ohne Rüdfiht auf die vielfahen Anforderungen, welche hiernach an eine ſolche Stellung 
gemacht werben, jowie in Nüdficht auf bie Intention, dem Branbdireltor auch die Berwaltung 
bes Nachtwachtweſens, ber Wafferleitung, der Straßenreinigung und eines Theiles des Ban» 
—* zu überweiſen, wird das ausgeworfene Gehalt von 1000 Thlr. als ganz angemeſſen 
erſcheinen. 

* Die Amtspflicht des Branbbireftors bringt es außerdem mit ſich, daß demſelben eine 
angemefjene Dienftwohnung auf einer ache überwiejen werde, ba er nur in biefem Falle 
im Stande ift, mit ber erften Hülfe auf der Brandftelle zu erjcheinen, 

Ad Poſ. 2, A Branbinfpeltoren ; T 

Es ift angenommen worben, daß dieſe Aemter Ehrenämter fein follen, zu denen ſich 
geeignete Perfönlichkeiten unter den Bürgern Danzigs finden wilrben, welde biefe Aemter aus 

tem —— und aus Interefje für bie Feuerwehr ohne anderen Entgelt als das Bewußt⸗ 
fein, ihrer Baterftabt in aufopfernder Weile zu nügen, übernähmien. 

Der ausgeworfene geringe Gelbbetrag motivirt fich Hierdurch und ift lediglich zur Erflat 
tung birefter Ausgaben und zur Borhaltung ber nötigen Uniformftüde beftimmt. 

Ad Pol, 3. 4 Oberfeuermänner;: i 

Diefelben find die unmittelbaren Borgefetsten ber übrigen —— 5— und muß 
ihnen die genaueſte Kenntniß des Exerzierreglements, der * uſtruktion, bes eigentlichen 

euerbienftes auf der Branbflelle, fowie fänmtlicher für ihren göfreis ebenen Be- 

immungen eigen fein. Sie find bie Stuͤtzen bes ganzen Inſtitutes, weshalb ihrer Wahl 
mit Borfiht zu verfahren if, und nur ſolche Männer zu biefen Poften zu e 
welche ein Bauhandwerk erlernt haben, Soldaten rg find und wo mög t8 eine eben 
ſolche Stellung in’einer Feuerwehr mit Erfolg bekleidet haben. 
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Außer dem auf 24 Thlr. monatlich bemefjenen Gehalt würbe ihnen, neben ber Dienf- 
feibung, eime freie Dienftmohnung ewähren fein, jo daß 2 von ihnen auf jeber 
wohnen und ſich gegenfeitig beim acptbienft abiöfen. 1 ieber deuerwaqhe 

Ad Bof. 4. 16 feuermänner : 

Dieersen find vorzugsweife für bie — ber zuerſt auf der Brandſielle erſcheinen⸗ 
den 4 Wochtſpritzen beſtimmt; fie haben ven Wachtdieuft nach dem vorgeſchriebenen Turnus 
verfehen, dem mächtlichen Poſtendieuſt zu verrichten, die Löich- und ngegeräthe flets E 
Orbnung zu halten; fie müflen ſich dem zu ihrer Ausbildung nöthigen Erercitien unterwerfen 
und önnen auch außerhalb des Feuerwehrdienſtes zu anbermeitigen Dienflleiflungen für bie 
Kommune herangezogen werben, Außerdem werben fie bei innerhalb ber Feuerwehr vorfom- 
menden Arbeiten je nach ihrem erlernten Handwerk beſchäftigt. 

Bei ihrer Wahl ift darauf zu jehen, daß fie 
1) nicht über 30 Jahr alt, 
2) Lörperfich geſund find, 
3) ein Bauhandwerk erlernt und 
3 in der — Ge an in 
er ihrem Gehalte von r. mona wirb ihmen eine freie : 
ber ga gewähren fein, daß auf jeder Feuerwache 8 Feuermänner ee Dienfhwohmung in 
Ad Pol. 5. 36 Spritenmeifter: 
Diefelben find wicht immer im Dienft, fonbern erfcheinen nur im Branbfalle zu dem- 


12 
ein für alle Dial zu je 3 Mann in Nummern abgetheilt find, haben aber 
ne erbienft auf Aufforbern zu verrichten. Sie werben durch bungen und —— 
den Feuerdienſt ausgebildet und für die dadurch entſtehende äummiß befonders bezablt, 

3 würde fih empfehlen, dieſe Sprigenmeifter aus ben Gefellen bautechnifcer Handwerke- 

m — fie find auf vierwöchentliche Kündigung anzuftellen und erhalten, außer freier 
en ung: 
1 in laufendes Gehalt von 24 Thlr, jährlich, 
für jebe Ererzierübung 10 Sgr., 
3) für jebes Erſcheinen im. Branbfalle reſp. für jebe zweiftiindige Tpätigleit beim 
Feuer 10 Sr. . . — 
Ad Bof. 6. 80 Maurer und- Zimmerlente : 

Diejelben, je 15 von jedem Handwerk, find für bie bei einem Brande vorkommenden 
in ihr Fach einfchlagenden Hanbthierungen , - als — von Wänden und ſonſtiger Ber 
feitigung der Löſchung entgegenftehender Hinderniffe, dem Abfteifen vom Gebänvetbeilen, ſowie 
> Rettung don Perfonen und Gegenfländen engagirt umb beziehen daſſelbe Gehalt als bie 


ſſermeiſt 

Diieſelben haben bei ent dem Feuer vorzugsweiſe für die Waſſerzufuhr zu ſo 
welchen de über Se Manper — haben. Die viel ces 
erheifcht, daß den. hiermit zu. befleivenben Perfonen eine genaue Kenntniß aller Brunnen, Re- 
fervoirs, Gräben und ſonſtiger Waflerläufe eigen if; fie beziehen baffelbe Gehalt als bie 

Ad Pol. 8. 50 rg . 

Dieſelben haben fich bei entſtehendem Feuerlärm in möglichſter Eile auf der Branbflelle 
oder an einem ihnen fonft vorher bezeichneten Bunkte zu geftellen und befleht ihre vorzilglichfte 
Dienftverrihtung im Brandfalle darin, unter Anleitung der Wafjermeifter durch der 
Pumpen, Füllen der R nen 1: 1: für Die Wall ufuhr zu forgen, Sie erhalten, außer 
einem laufenden Gehalt don 12 Thlr, jährlich, für das auf der Brandftelle reſp. für 
zweiftänbige Thätigleit 7. Sgr. 

Ad Bol. 9. , 50 Drudmänner: : | 

Auch diefe haben fi möglichſt raſch auf det Branbftelle zu geftellen, woſelbſt fie vorzugs- 
weile zur g ber in feit zu ſetzenden Sprigen, ſowie zum SHeranfahren der 

enen, aber auch zu jeber anderen vorlommenden Berrichtung verwendet werben. 

Ihr Einktommen ift daſſelbe wie das der Pumper. 
‚Mit dem vorftehend erläuterten, zufammen 193 Köpfe ftarfeın Corps ift es 
möglich, ein Feuer im Entftehen zu unterbrüden, ja vemfelben Einhalt zu thun, 
ſelbſt wenn es ſchon einigen Umfang erreicht hat. Bei größeren Feuern, und 
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überhaupt im Füllen, in denen die Feuerwehr nicht ausreicht, muß jedoch anf das 
Publikum zurhdgegtiffen werden, 'weshafb, wie dies bereits in der "Einleitung 
angedeutet worben ift, eine Feuerorbnumg für Danzig zu erlaſſen ſein wird, weiche 
die Pflichten der Einwohner, auf ber Braudſtelle genan beftimmt und welche mit 
— wenn nothig mit: Hülfe der Exelutiv-Polizei, aufrecht erhallen wer- 
müß; 
Die betreffende Beftimmung, welche in bie Feuerordnung für Memel aufge 
nommen iſt, —2 Ka * 8 ig 
eder männliche. Einwohner von bis Jahr iſt verpflichtet, 
nach Aufforderung ber Feuer» und Poligeir Beamten gegen ein Entgelt 
von 7'/, Spr. für zweiftündige Arbeit beim euer Dienfte zw leiften und 
barf bie ihm angewiefene Arbeit oder ben ihm übergebenen Poſten unter 
feinen Umftänden verlaffen. 
Eine ähnliche Beitimmung ‚müßte in bie für Danzig zu entwerfende Bewer 
Ordunng aufgenommen — 
d Tit. Belleibung: 
Die Mothwenbigkeit, — —— der Feuerwehr eine Dienſtkleidung zu geben, darf 
mot en ht ferner erörtert werben; zum Muſter kann ich bie bes hiefigen Juſti⸗ 
den Kopf —X ledernen Kappe, grauen Beinlieidern und blauen Röden * — von 


1 . 7 8 8 RT Te [} ... en , 1 Thlr. 15 Sr. Pf 
1 Hal inde u. —0 dia —— ⸗ . in RT Tr are ..* u. " 6 " — nn" 
1 Baar Hofen ee ee ee ee 3 " 20 n — 
n Befienred Pa a er er" "ee Sue, TEE: er Yan 4 T. 72 46 n." u 
= Stiefelg a . 0 rer . . R- " 10 2 I 
€ PR a Re —— — ". V ⸗ 

1 Panr ‚Danbf ...n 2. 1.1 1. nn 25 m 7. 
' ajafit (2 Jahre ausreichend ) 1 ser dd n DB ar 
Y, Sübeltoppel (3 Jahre auteiend) d au. 15 Sat. ..o  _- un DD nm... 
Ys, Vortepee (2 Iahre ausreichend) a 1 Thl.. . . . » oo. Bd-. on 
Y, 4 Jahre ausreichend) & 3 Fa rasen a B-. Er 
y igualpfeife (7 Jahre ausreichend) & 17‘ EEE ER 

— Summa . 3 Zhle. 15 Sgr. — Phi 

0 Fenermänner: 

ee ee ar er re re ER — * 2; Ser, — Bi 

ı — — —— — 0 — — — ⸗ 
c2 3 " 8 1 = vo 

1 date Pe a ee ee Be TE ee 5 03 20 w, "Tu; 
2 Beutel . nr RT te u TR 010.0“ 2 " 10 {7} — W. 
felg: . 0 77T Te te . 12 r u. — } 

% He —— ge (2 se ausreichen) a 25 — u. 00. — 4:B u, 6. 
Peajalit (ebenſo) à T Een .» 2: . 3 18—4 
Helm (4 Ser unit) a * en A .. 7 ” g- nn 6» 
Ur ungegurt (eben 0) a 4%, | Dame ae a " — 
du Der ade, Handbeil x. . . ET EEE U SER 
| Sum . 31 Th. 15 Sge, — B 

d Pof. 3. Spritenmeifter: m. 

fr. ittet (2 Jahre ausreichend) a 27, The... 02... 1 Thlr. 5 Sgr. — Pf 
Im (10 Jahre — a2 Thlr. 15 Ser. . . : » _— 7 ua 6 


ee — Due 


Ya Rittel a 27 Ihe...» a rer 5 Spt. — Pı 


e à 20 ee Saal ge % 
a nn in er, a et re s — 


Summa . 1 Thle. 16 Sur. — Bf. 
Ad Poſ. 9. ift Nichts weiter zu bemerken, 8 Pf 


Ad Tit. IL Geſpanne: 


Da die Stadt keine eigenen Geſpanne beſitzt, welche zum Wachtdienſt für das = 
wefen herangezogen werben fönnten, fo müſſen bie zur 83* der Geräthe —— 
ſpanne nebfi deu dazu erforderlichen Kutſchern miethsweiſe beſchafft werden, Die ausgeworfenen 

veife find derartig bemeffen, daß ſich hoffen läßt, für biefelben die Geftelung von orbeutlichen 
brauchbaren Pferden und Kutfhern zu erreichen. 

Die einzelnen Pofltionen betreffend, fo iſt uch zu bemerken: Ä 

Ad Bol. 1, 4 Tag - und Nacht «Gefpanne: 

Auf jeber Besen muß — 1 un Be. Dep Ieleheas aus 6 Hinter- 
i ängten Rädertienen, zum ſofortigen rüden berei u 
ee Si see, ve Geſpanne burhaus nothwenbig find. ‚ zu beren Vefpaunung 

Ad Poſ. 2. 4 nächtliche Geipanne: Er 

Bon denjelben find auf jeder Feuerwache 2 zu flationirenm, welde in ber Zeit von 6 Uhr 

Abends bis 6 Uhr Morgens anweſend fein müffen, um von jeber der 2 Wachen eine zweite mit 
ern beſetzte Sprihe und einen zweiten Zug von 6 gefüllten Räbertienen: fleuni 
Jar Brandfielle beförbern zu können, 

Sowohl von den permanenten al® von ben Nadhtgeipammen wilrbe jedesmal dasieni 
Geſpann, welches die Spritze befördert hat, wenn die Braubftelle erreicht ift, —— ge 
die Übrigen Sprigen fewohl als ben Utenſilienwagen ebenfalls heranzuholen, während die Ge. 
fpanne der Nädertienen ber weiteren Wafjerzufuhr verbleiben müſſen. | 

Ad Bol. 3. 8 Gefpanme im Branbfalle: j 

Diefelben werben in ber Weiſe zu engagicen fein, baß fie mır im Braudfalle zum Dienft 

erſcheinen und find namentlich zur Belpannung ber Waffergerätpe zu verwenden, 


Ad Kit. IV. Unterhaltung ber Löſchgerüthe und Wachtutenſilien. 


Zur dieſem Titel if im Weſentlichen nur zu bemerfen, daß bei dem niebrigen &ä 
welche für bie Inftanbhaltung der Geräthe ausgeworfen find, darauf gerüicfichtigt ift, daß bielelben 
theil® ganz neu beſchafft, theil® aber durch gründlichen Umbau folid und dauerhaft hergeftellt find. 


Ad Lit. V. Roften fiir Brände, Ererzierübungen ıc. 


Ad Poſ. 1. Uebungen ber Spritzenmeiſter :c.: 
8 ift nicht mus nothwenbig, baß dieſe für bie Feuerwehr jo wichtige Perjonen, von 
benen auf ber Brandftelle dieſelbe Gewandtheit und Umfiht verlangt werben muß, als von beu, 
ſtets im Dienf befinhlichen Feuermännern, von born herein für alle ihre Dienfiverrichtungen: 
gründlich ausgebildet, fondern auch durch regelmäßig wieberkehrenbe Grercitien in fleter Uebung 
nd werben, wenn überhaupt von einer Foren, So und bisziplinirten Feuerwehr bie Rebe 
oll, 
. Die Mebungen ber GSpritsenmeifter werben namentlich beßehen in der Bedienung ber 
Sprigen, in ber Sanbhabung ber Hafenfeitern, in Belehrung über die Konftrultion und Zu- 
fammenfegung ber Löjchgeräthe, im der Inftrultion über bie Löſchungsarten ber verfähiebenen 
Brände u, f. w., während die Maurer und Zimmerlente namentlih im Gebrauch ber Rettungs- 
leitern, des Retiungsſackes, der verſchiedenen Arten des Bergens vom Gegenfländen, ber Ket- 
tung von Berfonen u. ſ. w. unterrichtet werden müſſen. 
Außerdem been diefe Uebungen die einzige Gelegenheit, dieſe mit der Feuerwehr file 
gewöhnlih nur loſe zufammenhängenden Mannſchaften zu Feuerbienftzweden zu verfammeln, bie 
nöthige Diszipfin im ihmen zu mweden und zu färten und fie im Allgemeinen möglichft für 
ihren = zu intereffiren. — 

Ad Poſ. 2. uermeldungen unb Allarmirungen: 
Es — wohl — darauf hinzuweiſen, daß gerade dieſer Punkt ein fir die 
Feuerwehr uuendlich Rn ift, da nur durch ein auf Das Genaueſte geoxbnetes Allarmweſen 
die Feuerwehr im Staude ift, möglichk raſch auf ber Brandſtelle zu eriheinen usb in Mirt- 

au tale... > 2* 


x 
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Da mir jeboch die Verhäftniffe Danzigs, das Berhalten vefp. ber größere ober. geringere 
Eifer der —— —— F * get —— — * um At ganz 
beftimmte An auszufprechen, jo ich mich lediglich daran tänten, chiedene 
Einrichtungen zur Satan reſp. Entiheibung in Borichiag zu bringen. 


J. Allarmvorrichtungen im Allgemeinen: ' 
a) Durch die bereits mehrfach erwähnte Fenerorbnung muß den Einwohnern nicht nur bes 
tannt gemacht werben, daß ein Jeder, welder von der Entfiehung eines Feuers Kenntniß 
erhalten bat, verpflichtet if, ſowohl jelbft erfte Hülfe zu leiften, als auch die möglihft 
ſchnelle Verbreitung des Feuerlärmis reſp. das möglihft rafche Erſcheinen der Feuerwehr 
nach Kräften Sorge zu tragen, fondern aud, daß ein Jeder, welcher auf einer Feuerwache 
oder einer der mit den Feuerwachen telegrapbiih verbundenen Stationen bie erſte zuver⸗ 
läffige Anzeige vom Ausbruch eines Feuers macht, eine Prämie von 5 Thlr. erhält. 
Es ift eine telegrapbiihe Wederverbindung herzuftellen zwiſchen ben 2 Feuerwachen unter 
ſich mit dem Polizei » Präftbio und dem Marienthurm; außerdem find in derſelben Weije 
die Hauptwahe am Kohlenmarkt und die Militärwahen am Legesthor und am Yalobsthor 
mit der Feuerwache auf dem Stabthof, ſowie die Militärwacdhen anf Baftion Mottfau und 
am Langgarter Thor mit ber Feuerwache auf Mattenbuden in Verbindung zu bringen. 
c) Der von den Militärwachen ausgehende Alların, fowie das Läuten der Fenerglode würden 
wie bisber beizubehalten fein. 


Il. Allarmvorrihtungen bei Tage: 

Es find an verſchiedene ein figenbes Gewerbe treibende Handwerlsmeifter Schnarren ober 
Feuerhörner auszutheilen, und biejelben dahin zu verpflichten, daß fie, fobalb ber Aus« 
bruch eine® Feuers zu ihrer Kemntniß gelangt if, entweber felbft oder durch ihre Gefellen 
und Lehrlinge den Lärm weiter verbreiten, wofür r eine angemeflene Bergütung erhalten, 
Sämmtlihe Drofhkenkutfher find anzuweiſen, daß fie, wenn ein feuer zu ihrer Kenntniß 
gelommen, ihre etwaige augenblidlihe Benugung Seitens des Publilums dies irgend 
angänglich macht, fojort zur mähften Feuerwache ober einer damit telegraphiſch werbun- 
denen Station fahren und dort das Feuer melden. Es muß alddann fir bie erfte Mel- 
dung eine Prämie gezahlt werben, welche zur Hälfte bem Drofchlenbefiger und zur Hälfte 
dem Kutſcher zu Gute lommt. 

Es tönnte dieſe Beuutzung der Drojchlen auch dadurch noch weiter außgebehnt werben, 
daß der Droſchkenkutſcher, fobalb ihm ein Feuer zur Kenntniß gekommen ift, Dr or wird, 
an feinem Fuhrwerk eine Fahne aufzufteden, wodurch ſchon währen ber Fahrt ſelbſt bie Kennt- 
niß des Feuers weiter verbreitet wird. 


IU. Alların bei Nacht, 

Hier find es num vor Allem bie Nachtwächter, denen bie Verbreitung bes Allarms burdh 
Schnarren obliegt unb müßten benfelben noch befondere Inftruftionen dahin ertheilt werben, 
daß diejenigen Wächter, im deren Revieren eine Feuerwache ober eine mit benfelben telegraphiich 
verbundene Station liegt, wenn in ihren Revieren eim euer ausbricht, ſtch fofort dorthin 
begeben und autbentiihe Meldung vom Orte beffelben abftatten, wofür fie ebenfalls eine be» 
fondere Bergütung erhalten müßten. 

Bezüglich einer zwedentfpreddenven Reorganifation bes jetzigen, wenn auch Toftfpieligen, 
fo do, wie es in dem fläbtifhen Berwaltungsberiht vom Jahre 1854 ausbrüdlich hervorge- 
hoben ift, einer Reform und Berbefferung dringend bebürftigen Nachtwachtweſens babe ich ‚mir 
erlaubt, beſondere Borlagen zu machen. 


Ad Bol. 3. Thurmwächter zu St. Marien: 

Da die Station auf dem St. Marien Thurm wegen ihres Ueberblicks über die Stabt 
und bie Borftäbte bei Feuersgefahr von großem Nuten fein kann und durch das Ziehen ber 
— der Allarm am ſi erzielt wird, jo erſcheint es wünſchenswerth, dieſelbe zu 

en. 


Nach der jetzigen Juſtrultion darf der Wächter erft dann bie Feuerglocke ziehen, wenn er 
helles Feuer ſieht; es würde bies dahin abzuändern fein, daß der Wächter angewiefen wirb 
dies auch dann zu thun, wenn er durch den Telegraphen von einem ihm noch nicht zur Kenntni 
gelommenen feuer in Kenntniß geſetzt oder durch eine amtliche Berfon hierzu aufgelorbest wir, 


Ad Bof, 4. Löhne auf ber Brandftelle, 


Um den Etat nicht überflüſſi bei ' id), in de ‚ daß eine fx 
Handhabung ber Feuerpolizei — sie —* Vie 


S 


— 


.b 


— 
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Fahrläffigkeit oder aus Abfiht möglihft Einhalt thun werbe, bie Anzahl derjenigen Feuer, bei welchen 
durch allgemeinen Alların ſämmtliche Mannſchaften der Feuerwehr herbeigerufen werden, auf 24 
per Jahr angenommen; inwiefern biefe Zahl richtig gegriffen iR, würde die Erfahrung ergeben. 
Ad Tit. VI Insgemein. 
Ad Bof. 1. ift Nichts weiter zu bemerken. 
Ad Poſ. 2. wird nur bemerkt, daß zur Erleuchtung eimer Feuerwache ungefähr witgig Mod“ 
1 Gasflamme im Hofe, 


1 = in der Wachtſtube, 

1 — im Pferbeftall, 

1 = in bet Kutſcherſtube, 

2 > im Sprisenbaufe, 

3 1 im Wohnhaufe der Feuermänner und beffen Korriboren, 
in Summa asflammen, 


von benen anzunehmen ift, daß fie bie ganze Nacht iiber brennen. 
Ad Poſ. 3. Prämien: 

Wie jehr es ſich empfieplt, Leute, weiche fi beim Loſchen des Feuers, bei Rettung von 
Menihen u. |. w. hervorgethan haben, beſonders zu belohnen, läßt ſich durch verſchledene 
Gründe rechtfertigen; zu derartigen, wo möglich fofort zu gemwährenden Belohnungen foll biefe 
VPoſition die Mittel Gaffen 

Ad Poſ. 4 iſt Nichts weiter zu bemerken, 

Die mit Berathung über die Reorganiſatlon des Feuerlöſchweſens beauftragte 
Kommiffien, welder bie vorftehenden Etatsarbeiten nach deren Beendigung vor- 
gelegt wurven, erffürte ſich zunächſt mit den Prinzipien berfelben einverjtanden; es 
wurden jedoch folgende Aenderungen beliebt: 

1. Dan erachtete die zum Schluffe ver Einleitung erwähnte dritte Feuerwache 
für nothwendig, biefelbe follte beftehen aus: 3 Sprigenmeiftern und 2 permanen- 
ten Gefpannen zur Beförderung von einer Sprige und einem Zug gefüllter 
Küpdertienen. i ER 

Die durch diefe Wache für die jährliche Unterhaltung entſtehend r 
toften find: | enhſtehenden Mehr⸗ 

a) ben 6 Spritzenmeiſtern ſtatt 24 Thlr. jährlich 120 Tür. 

Gehalt, tft us . . — — 8 . . . * . u. 576 Thlr 

b) Miethe für 2 permanente Geſpanne inkl. Kutſcher & 500 Thlr. 1000 " 

‘e) für" Heizung und Erluhtung - © >» 2 2 2 2 2... 80" 
Ä Summa 1656 Thtr. 
„2. Ad Tit. IV. wurde in Zugang gebracht: 
..).8) für Unterhaltung von 2Prahmiprigen & 100 Thlr.= 200 Tr. 
b) für Unterhaltung dee Schläuche ein plus,von ._100 „ 


| 300 
3. Ad Tit. V. wurden ftatt 24 Feuer pro Jahr angenommen 
48 Feuer, woburd für Löhne ꝛc. ein plus entitand von . » .„ 1440 Thlr. 
4. Ad Tit. VI. wurde die Poſ. 4. zum Aushülfe ıc. erhöhet um 104 
Die durch die Kommiffion gemachten Aenderungen der Etats: 
vorlage betrugen daher in Summa ein plus von . . » . . . 3500 Thlr. 
Die Etatenorloge Drugs =. . . 17000 , 


Die Gefammtloften der jährlichen Unterhaltung betrugen daher . 20500 Chir. 


Nachdem auf diefe Weife die Details ber zu gründenden Feuerwehr umd bie 
jährlichen Unterhaltungsfoften berjelben feftgeftellt waren, handelt es ſich 
darum, auch die Koften der Einrichtung ebenfalls feftzuftellen. Es ift dies 
geſchehen durch den nachfolgenden: si 


n 
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Etat für die. Einrichtung der Feuerwehr. 
Fit. L Baulichkeiten. 
Poſ. 1. Umbau des Stabthofs zur Feuerwache. 
a) Einrichtung der Wohnung für den Brand- 
Direltor » 2000 Thlx. 
b) Einrichtung der Wachtſiube, eines Stalles 
für 4 Pferde und der Dienſtwohnungen für 


3 Mann im alten Thurm 2000 „ 

c) —— des Sprigenfaufes in ber ‚alten | 
genvemife . . 600 „.: u 

d) Einrichtung ber Montirunge- x. Kammern 

auf dem Boden der alten Wagenremife 200 , 
e) Einrichtung eines Stalles für 4 Pferde und 

ber Bachtitube für bie Kutjcher in dem alten 

Pferdeftall . . 300 „ 
f) Einrichtung von 7 Dienftoohmungen auf dem 

Boden bes Artilferieftalles . 0 ’ . * 3600 ”„ 


8) Aufbau eines Uebungshaufes . - . 800 „ 
) Für Umpflaftern, Planiven des Hofe x. . 1000 

Summa *5 10000 Ruh, 

„ 2. Einrichtung ber Feuerwache auf Mattenbuden. 

a) Ankauf von 21 D.-Ruthen Grund und 

Boden A 35 Thlr. 735 Thlr. 

b) — des zur zei darauf ſtehenden Ge 


2300 „ 
c) — einer neuen Feuerwache, und zwar: 
2845 O.⸗Fuß ae hoch a 3 Thlr. = 8535 
675 " „nm au = 675 
rm MiO „ 


d) Zur ſpez. Berechuung.. 6 n 
Summa Mattenbude 12500 
„» 3 Einrichtung der N auf dem Fiſchmarkt. 
Einrichtung des Stalles für Fi Pferde, ber 
Wachtftube u. ſ. w. zur fp. Ber » » «2 0 =... 1000 „ 
Summa Ti. L. 23000 Thlr. 
Tit. I. Telegraph. 
Poſ. 1. Vom Artushof nach dem Stabthof . . = 120 Ifb, Rth. 
” 7 nn mu olizei-Präf. .=5 ” 
” ” ” ” t, Marienkirche == 48 4 
Mattenbuden . =205 „ 
" ” ” ” Fiſchmarkt 5* 210 " 
zufammen 633 Ifb, Rth. 
unterirbifhe Leitung von Kupferdrath mit 
Gutta-Perha und Bleihülle A 1 Thlr.. . 633 Thlr. 
v„ 2% Bür Aufnehmen des Pflafters, ee 
$r? Zupflaftern ꝛc. 633° Kein 
x. . 8 +. . » ° [22 : 3 


‚1899 Th. 


S 
— 
X 
2 
- 
S 
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Transport 1899 
aehherep arate & 120 Thlr. . * ge 


fen Wedernpparaten würde dieſe Bel. lauten. 
5  eherrasparete a 50 Thlr. = 250 Th " 


* — Für Befchaffung der nöthigen Batterien —— 50 
JB. vur jonftige Ausgaben . -» — ——— 


— Tit. I. 2600 Thlr. 
Tit. II. Beſchaffung ber Geräthe und Utenſilien. 


” 


Pof. 1. 4 neue Saugefprigen auf Federn & * * 3000 Thlr. 
„ 2. 1 neuer Utenjilienwagen . . 200 „ 
„ 3. 30 neue Räbertienen & 65 Thlr. . “+ 160 
4. 92 alte Sprigen umzubauen & 200 Thor. . 2400 „ 
„ 52 Wafferzubringer — a 150 Thlr. . 300 „ 
'n „6. 16 Sprigen mit den nöthigen. Utenfilien * 
Schläuche auszurüſten & Thlr.. 480 „ 
„ 7. 2 Wafjerzubringer desgl. a 20 The... ; 4 
„8. 1 Utenfiltenmagen deögl. . . 300 „ 
9 2 .. zum einanberhüngen einzu- 
| richten & 5 Thu . .- 120: „ 
ig eh £ — u den Nädertienen ü 40 Thlr. 320 „ 
— Fuß genieteter Lederſchlauch; 50 gu inf. 
——— 63 Thlr. 30 Thlr. 


2500 Fuß hlauch; 50 Fuß 
inll. Gewinde & 18%, Thlr. .. 925 


” 


1555. „ 
12. Beichaffung ber Wacht- ımb Stall -Utenfilien 
| für 3 Wachen a 450 Thlr. . 1350 


” 


— — — 
Summa Tit. IL 12015 


zit W. Engagements. und Equipirungs-Roften 
des Perſonals. 
Bf. An Reife und Umzugs- Koften für bie von 

— — Deamten .. 500 Thlr. 

u. 2. Beſchaffung der erften Belleidung un * 

rüſtung der Mannſchaften laut Et. U 
4 — für die Unterhaltung - -» » » » ». 970 „ 
| Summa Tit. IV, 1470 


Tit. V. Insgemein. E 
Zur Ausgütfe bei unzureichenden Bol. . . #6 „ 
— — 40,000 Thlr. 


„ 


td 
‚Erläuterungen zum Etat für die Einrichtung der Feuerwehr. 


Ad Tit. J. Baulidleiten. 

7 dieſem ee im Allgemeinen nur zu bemerlen, * die in demſelben ausgewor⸗ 
jenen hr race —* — * Stadtbaurath normirt find; dieſelben konnten, ver 
—— alt annähern ngefähr angenommen werben unb-taun bie genauere 

ellung erft M. —E (ji Anfalige erfolgen, 


71* 
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—— 24 Zit. IL —— * 
ie in dieſem Titel aufgenommenen Linien find nah Rüchſprache mit einem en 
Telegraphen » Techniker gewählt und die Preije nach dem für die am Orte ausgeführten den 
bes Staats » Telegraphen normirt. 

Ad it. UI Beihaffung ber Geräthe und Utenfilien. 

Die ausreihende Beihaffung neuer Geräthe, fowie bie umfafende Herftellung der vor⸗ 
bandenen muß als ein nothwendige® Erforberniß unter bem zur Zeit vorliegenden Berhältniffen 
erachtet werden, ba gegenwärtig eine große Anzahl ber für ein georbnetes Feuerlöſchweſen 
durchaus nothwendigen Requifiten fehlt, und bie vorhandenen ſich mehr ober weniger in einem 
ſehr mangelhaften Zuſtande befinden. 

Gleichzeitig iſt eine gründliche und umfaffende Beihaffung und Herftellung bes Inyen- 
tariums von vorn herein das ficherfte Mittel bei ber fpäteren Verwaltung Grfparungen zu 
machen. 

a Ad ®Bof. I. vier neue Sprigen. 

Es find unter denſelben diejenigen 2 Spritzen, zu deren Beichafjung bie nöthigen Gelb- 
mittel bereit® bewilligt find, mit inbegriffen. Die mir befannten beften Sprigen. werben ir 
fertigt von bem Sprigenfabrilanten W. Bachmann in Berlin, neue Friedrichsſtraße No. 58. 
Sie find zum Saugen eingerichtet, haben einerlei Gewinde und find mit einem Obergeftell zur 
Aufnahme der möthigen Utenfilien verfehen. . 

Zu der Ausrüftung einer Sprite nn folgende Gegenſtände: i 

1. Auf und am Obergeftell: 2 SHalenleitern, 1 Hettungsiad, 2 Fadeln, eine a 
150 But — in drei Stüden à 50 Fuß, 2 Stüd Saugeſhlauche & 10 Fuß und 
augerohr mit Korb. * 

2. Im —— 1 Schlauchhalter, 1 Fangleine, 1 Schraubenſchlüſſel, 1 Schlauch⸗ 
ſcheere, 12 Schlauchbinden, 1 Räummabel, JOelbüchſe, 1 Schmierbüchſe und für die Winterzeit 
1 Büchſe mit Spiritus und eine Parthie Heede. \ 

3. Unter der Sprige: 3 Feuereimer. 

Sämmtlihe Sp find hinten mit einem Kipphalen zum Anhängen einer gefüllten 
NRäbertiene zu verſehen. 

Die im Etat —— Spritzen ruhen auf Quetſchfedern, wodurch das Werk beim 
—— ſehr geſchont wird; ohne Federn würde ſich der Preis pro Spritze um 70 Thlr. ver- 
mindern. 


Ad Poſ. 2. ein Utenſilienwagen: 

Es iſt dies ein vierrädriger Wagen mit einem aus 6 Abtheilungen — — 
12 Fuß lang, 4 Fuß breit und 3 Fuß hoch, im welchem ſich ein Magazin aller auf ber Brand- 
ftelle nothwenbigen Geräthichaften befindet. - Ueber dem Kaften ift ein Geſtell angebracht, welches 
zur Aufnahme der nöthigen Anzahl von Leitern, Feuerhalen u. ſ. w. bient. 

Die Ausrüftung des Ütenfiliemwagens ift folgende: 4 —** 12 Spaten, 2 Miſt⸗ 
abeln, 3 Brehftangen, 1 Hammer, 1 Zange, 1 Beil, 1 Schrotfäge, 1 Danbläge, 1 zu. 
dwanz, 6 eiferne Klammern, verſchiedene Sorten Nägel, 2 Feilen, 1 Ragelbohrer, naleinen, 
12 Bindeftränge, 4 Taue verfhiedener Größe, 12 fFeuereimer, 6 Doppelhalen, 6 en, 1 
Sprachrohr, 3 Referve-Drudbäume, ı a ger 600 Fuß Schlaud, 6 Fadeln, 2 Laternen, 
25 Lichte, 1 Fläſchchen mit Spiritus und -1- Barthie Heebe. 

Auf dem Obergeftell befinden fih: 2 Miſthalen, 1 Krage, 3 Feuerhalen, 3 Feuergabeln 
und 6 Leitern verjchiedener Größe. 

Ad Poſ. 3. 30 Rädertienen. 

Bon folhen Rädertienen find 24 Stüd bereits beichafft, jo daß nad Sg Bere 
noch 30 Stüd im Ganzen 54 Stüd vorhanden find; davon würben 5 hinter bie cht⸗ 
ſpritzen, die übrigen aber je 6 an eine Protze (ſiehe ad Poſ. 10.) zu hängen ſein, um mittelſt 
zweier Pferde trausportirt zu werden. 


Ad Poſ. B. —— des Utenſi 
orrichtüng zu bezeichnen, welche das Aneinanberhängen ber 
Definung und hinten am bem eifernen Rahmen, in welchem die Tiene hängt, einen Kippbo 


hat, welcher, wenn. die Tien ängt ifl, tal gelegt wirb 
TI —— 
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Ad Bein —— 
Dieſelben beſte nfach aus einem Borderwagen mit Deichſel und haben ei 
— Kipphafen zur Aufnahme des Tienenzuges. haben einen ad Bol. 9, 
—— ſind die Erf 
Die zur Zeit vorbanbenen uche find, wie bie ahrung gelehrt 
jäffig, weshalb de Nreubefehaffung von Schläuden notbwenbig * no a u Master. 
ven, baß mur die 5 MWachtiprigen mit je 150 Fuß gemietetem Lederſchlauch, die übrigen, vor- 
ansfichtlich micht jehr häufig in Thätigleit kommenden Sprigen, ber größeren Billigteit — 


mit Hanfſchlauch ausgerüftet werben tollen. WR 
Die vorhandenen ledernen Schläuche werben forgfältig zu fichten, pie unbrauchbaren aus 


jurangiren unb die noch brauchbaren zu repariren fein, um eine Reſerbe⸗Garni : 
Ad Zit. IV. Engagements. und alinieungeckoren a 
Ad Poſ. — *— he ae 
Da es wicht wahrſcheinlich ift, daß ſämmtliche Bamte ber Feuerwehr 
gefunden werben, fo erjcheint die Aufnahme diefer Pof. in dem Etat en und Stelle 
Ad Poſ. 2. Belleidung. 
Alles viele Poſ. Betreffende ift bereits ad Zit. IL. des Etats für bie Unterhaltung 


wperen ———— V. Insgemein. 


Hierzu iſt Nichte weiter zu bemerfen. 
1. Das Nachtwachtweſen. 

Das mir übertragene Kommifjorium, Vorſchläge für eine Reorganifation des 
Feuerlöſchweſens in Danzig zu machen, veranlaßt mich gleichzeitig, das für das zu 
ſchaffeude Inititut ber Feuerwehr fehr wichtige Nachtwachtweien, welches dort 
ausschtieglich Seitens ber Stadt (nicht Seitens der Polizei-Behörde) verwaltet 
wird, f er zu bejichtigen. Diefe Befihtigung gab mir einen Haren Beweis 
der Ungulänglichleit ver jegigen, eine Summe von mehr als 10,000 Thlr. jähr- 
(th foftenden Organifation des Danziger Nachtwachtivefens, und nahm ich hieraus 
Beranlaffung, dem Magiſtrat ben nachfolgenden Plan vorzulegen, nach welchem, 
mit denfelben Gelbmitteln als bisher, ein Nachtwachtweien gefchaffen werben kann, 
welches, meiner ummaßgeblichen Anficht nach, beſſer ald das jegige im Stande 
fein würde, ben Anforderungen, welche man eine fo foftjpielige Einrichtung zu 


machen berechtigt, zu genügen. 
Etat für dad reorganifirte Nahtwahtwefen zu Danzig. 


Tit. L Auffihts-Beamte. 
Pof. 4. 1 Nachtwachtmeifter für die Speicherinfel 240 Thlr. 
Bol. 2. 3 - für bie übrigen Stabt- 
theile & 240 Thlr. . » » » 2.» 720 Thlr. 
Summa Tit.I . . . . %0 Thlr. 
Fit. I. Erecutiv-Beamte. 


Bof. 1. 10 Nachtwächter für die Speicherinfel, 
Poſ. 2. 53 “ für bie übrigen Stabttheile, 
63 Nachtwächter A 144 Thlr. . . . . 9072 Thtr. 
| Summa Ti. U. . . .ı. 9072 Thlr. 
Zit. II. Unterhaltung ber Geräthe x. 
Zur fpeztellen Berehnung . .... . . 118 Thlr. 
Summa Tit. II. . . . . 118 Thlr. 


nn 
Summa Summarum 10,150 Thtr. 


Erläuterungen zum Etat für das reorganifirte Machtwahtwefen. 
A. Das biefige Nachtwachtweſen. i 
Die ber Ir Sicher⸗ 
— A ir en biefes wichtigen Zweiges der fientichen Sicher 


. 1984 


1) Auffihtsbeamte des Nachtwachtweiens ſind: 
bie Mitglieder der Nachtwacht-Deputation, 
bie Erecutiobeamten der Polizei, 
bie Nachtwachtmeifter und 
bie Rottmeifter; : AKT 
2) bie Ausführung des Nachtwachtdienſtes liegt den Nachtwächtern ob, welche in einzelnen: 
Poften durch die ganze Stadt in folgender Weife verteilt find: f 
auf der Speierinfel „. „ 16, 
in ber Rechtsſtadt c. .„ 85, 
in der Altflatt ... . . 16, 
in ber Niederftabt ꝛc. . 12, 
in ber wefll, Borftabt . . 12, 


in Summa . . 91, 
Ungeachtet num, daß hiernach faltiſch nur 91 Nachtwüchter wirklich im Dienft find, be- 
ſteht dennoch das Nachtwachtweien aus folgendem auffallend ſtarlen Perſonal: 
2 Nachtwachtmeiſter, 
14 Rottmeiſter und 
198 Nachtwächter, 


214 Mann in Summa. 
3) Dies 214 Mann ſierke Nachtwacht · Perſonal erflärt fi burd folgende Einrichtung : 
‚© find 13 Nachtwachtlolale vorhanden, in denen ſich im jebem 1 Rottmeifler und 
ebenfoviel zum Nachtwachtdienſte beftimmte Indivibuen aufhalten, als die Wade, Strafienpoften 
auggeftellt hat, d. h. e8 if eine boppelte Garnitur von Machtwädhtern vorhanden, welche ſich 
während ber Nacht unter Führung der Rottmeifter einander ublöfen. 
Dieſe Anorduung erklärt fich aus dem Umftande, daß mar zu Nachtwächtern Leute auß- 
en hat, Ph am Tage ihren Berufägefchäften nachgehen und daher unmöglich bie ganze 
a iudur ache halten lönnen, — 
Die Borzuge dieſes Syftems dültften einzig und allein darin zu ſuchen fein, daß ber’ 
einem eutſtehenden nächtlichen Erceſſe fofort eine große Anzahl von Wächtern zur Hand fein! 
kann; im Mücficht jeboch auf den Charakter ber Benölterung und bie ſtarle Garnilon dürften 
ae Re vorlommen, im denen das jofortige Erſcheinen einer fo großen Anzahl, noth⸗ 
wenbig wäre, 
Auch bei einem entftanbenen Brande ift dies ſtarle Perfonaf im Stande, ben Allarm in’ 
—— turzer Zeit zu verbreiten. Dagegen find die Mängel biefe Syſtems hit Allgemeinen! 
olgenbe: 


| 
1. Die Eontrole iſt unzureichend, denn zumädft iſt ber eine Stadiwachtmeiſter zicht. 
im Stande, biefelbe linie Sat Kr Poften und Wachen — da ber Taten vet 
Stadt Hierzu zu groß ift, und von ben Herren Mitgfievern ber Nachtmacht » eputation ho u0« 
beſchadet ber Anerlennun ihres regen Interefjes für das Gemeinwohl es unmöglich, eine fo uflge 
Wiederholung der Revifionen zu forberm, als dies gerade der Madtwachtbieuft erheilht. 

n 2 Die Wächter felbft find Leute der arbeitemben Klaffe, welche den Tag über ihren 
meift ſchweren Gefchäften nachgegangen find, und fomit ermübet ihren Dienft antreten. Yußer- 
bem ift das Gehalt der Wächter von monatlih 3 Thirn. fo gering geftellt, daß fich nur Leute 
zu dieſem Berufe.melben, welde ſehr beblrftig find, und außerdem hat diefe farge Beloldung 
Ken — baf eine ſchließliche Entlaffung wegen Dienftvergehen dem Betreffeuben nicht ſeht 

merz ein Kann. | 

Ob num foldhe ermiübete, Ef und gering befolbete Leute Überhaupt im gr Ay 





in allen Fällen, welche in dem Berufe eines Nachtwächters borfallen lönnen, als 


t der nöthigen Energie einzuſchreiten vermögen und bie 
nen übertragene Autorität im angemeffener Weife zu vertreten im Stande find, ift wohl ftark 


3. Die Reviere find zu Mein, fo daß das Patronilliren d biefelben bie Zeit des 
Wächters nicht genu I an bie Bote Here wirb öfter Pe baß ber Wächter wegen 


Jahre laut bem 
ſtädtiſchen Berwaltungsbericht 10,146 Thir. 3 Sgr. 10 Bf.) abforbirt, mit welcher Summe das 
2 — —— projeltixrte Nachtwachiweſen ne Bar Etat ebenfalls unterhalten 

rden u, Ra 1 PCR DELHI SLBREN 
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Auferbem zur Zeit ale Selm Eie Feuliut nenn ;zu due: Wr atio , 
— —— —— * 
auf das 
einem gut georbneten Nachtwachtwejen unterſiüht werde Kehjtigfle von 
B. Das reorganifirte — ONE 
Ad. ei L bes Etats: Auffi EnBeapest. 


ommen mworben, gefammte Nachtwachtwejen zumächft unter bie 
Leitung bes —— ber * — Aa anzuftelenden Brauddireltore Üt werb 
außer ihm * n Repifionen ber ——— befugt vcf. —— Te 


die Branbin ven, jowie — hiermit beauftragte Beamte der Feuerwehr und bezüglich d 
Kevifen durch die — Grelutio-Boligei-Beamten würbe e8 bei ber —— tn 


Außerdem find angenommen: 1 Nahtwachtmeifter für die Speiherinfel und 3 vergl. für 
bie —2* Stadttheile. 
ür das ihnen ausgeworfene Gehalt vom 20 Thlr. monatlid wird es möglich fein, für 
dieſen Dienft kräftige und ——*— zu finden, welche ihre Dieuſtpflichten mit Eifer und 
Berfland verrichten, außerbem fönnen bielelben mit ben nöthigen Inftrultionen veriehen und 
durch häufige 355 a en 5* * 53 — Reviere ſind nicht ſo 
e nicht nädhtlih zweimal durchgehen könnten, was 
ga, de wi. N har ahtwächter ausreichend erjcheint. ’ für die gewöhnliche 
2 in II. bes air ana, 1 lg ic sit 
Was den eigentlichen Nachtwa — — age unmaßge vor: 
: R Nachtwachtbuden ei be 


ehen zu 
die auf den Straßen —A— Rad Fly arg einzuziehen und 
3) fatt der doppelten und auf ber Speicherinfel vierfachen —— eine einfache 
Garnitur von Wächtern zu engagiren, dagegen aber bieſelben beſſer zu beſolden 
* u dieſem Dienſt nur rüſtige nnd kräftige Leute zu wählen, denen jede Arbeit 
kei due ausbrüdlih verboten werben ua, damit fie Abends ausgerubt zu 
ienfle kommen und bemfelben die ganze Naht hindurch ohne Ablöſung 


—— 

daß für die S infel 10 und für bie übrigen Stadttheile 53 
er .. * Wenn Benn be Reviere —* en möglich ag vertheilt werben, jo wird 
Das Revier eines jeben einzelnen Wächters nicht fo groß, e ba be nicht im allen Bar 
Theilen obſerviren Könnte und außerdem wird er durch ben el an Schilderhäuiern, Watt- 

— 5 w. — ae a Be ee durch jein Revier zu patro 
as Gehalt ber ter ift anf 12 Thlr. monatlih angenommen, wofür zu biefem 

Dienfte geeignete Inbividuen wohl zu finden fein werben. 

gen Berhältnig ber jehigen Poften würde fich gegen bie projektirten herausftellen wie 


folgt; 
find jetzt Boten: wllrbem ſein Boften: 

anf ber S el e — 16, * “ . * . “ 10, 
in ber toſtadt *. * ” “ 35 [7 ” [} ®* ” ® 24, 
im der Atflabt > > ==: W222... 11 
in Nie . — 9 
in der weſtlichen Borflabt. . 1%, . 2. 2 20. 9, 

Gume: J 


— tung berfeien HR Bit Eimene ven 118 —* 
x die Unterha don " 
in Rüdficht anf den Fortfall De: Unterheftungütofen ver der Wachtlolale, BEE 





7) ih mir, Bervoll bes in ber e erläuterten N 
— — folgende —S zu em ee u 

1. * Ag — ſein, einen jeden Nachtwächter außer mit — he ihm jet ge- 
—*— ‚ einer Stundenpfeife und einer No reife auszuriflen. 
Gebraud gt bat den Bortheil gegen das bisher — daß ſie 
befier zu hören iſt und deshalb bie Wächter fich gege eig tontrolliren, ül ——— m beſſerem 
e unter ſich bleiben Fönnen; ebenſo es auch dem revidirenden Beamten leichter 
aufzufinden und fi {don von Weiten zu Überzeugen, daß verfelbe 


wach e 
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Die Notbpfeife fol dazu dienen, daß ber Wächter vorkommenden Falles fih Suceurs von 
den benadhbarten Wächtern verſchaffen kann er thut dies jetzt vermittelſt ber Schnarre, was ins 
foferm leicht zu Irrungen Beranlafjung’ geben kann, "als die Schnarre vorzugsweiſe zum me 
lärm benugt wird; es erjheint daher angemeſſener, ſie lediglich zu dieſem und zu feinem 
anderen Zwede *— gebrauchen. 

2. Durch die Errichtung einer Feuerwehr mit ihren permanenten Feuerwachen, vor denen 
zur Nachtzeit auch ein Poften fteht, ift Gelegenheit zu einer gegenfeitigen Konttölle der Feuer⸗ 
wehrmannjchaften und der Nachtwachtbeamten geboten, inbem 3. B. ver Nachtwachtmeiſter ver⸗ 
pflichtet werben Tann, die Boften ber Feuerwachen zu vebibiren und itingefehrt einzelne Feuer⸗ 
männer refp. Oberfenermänner mit Revifion von Nachtwachtrevieren beauftragt en Tonnen, 

3. Es ift des Koflenpimktes wegen in bem — Etat von einer gleichmaßigen 
Belleidung der Nachtwächter Abftanb genommen, obgleich eine ſolche Einrichtung in jeder Ber 
ziehung für ben Dienft vortbeilhaft fein wiirde, denn nicht nur, daß die Nachtwächter ſelbſt, wenn 
fie eine Dienftffeivung trügen, eine größere Autorität at den Tag Tegen wilden, jo würde 
diefe Autorität auch jeitens des Publilums mehr anerfannt werben. j 

Zur Belleivung der Nachtwächter würde ſich eignen: 


Im Sommer: 
1 Dienftmüße mit Stadtwappen . 2. , 1 The ı 
1 Dienftrod. mit Wappentuöpfen . . . . 6 Thlr. 
im Winter: 
1 Belzmüte (alle 2 Jahr): 1 Th. 
1 Schaafpelz (alle 3 Yahre) 7 Ju. 2029, 2 The, .1] 


. Summa . . 10 Tplr, pro ng 
Demnach würben bie jährlichen —— für 63 Nachtwächter betragen: 630 Thlr. 
4, Enblich würbe e8 für nothwendig fein, daß fänmmtliche Beamte mit einer fpeziellen 
Inſtruktion Über ihre Dienftfunktionen verfehen werben. 


IM. Das ftädtifhe Fuhr weſen. 


hrweſen. * 
Die Stadt hat zur Zeit für Fuhren folgende a: u 
1) für Fortfchaffung. des Straßendungs . » 4200 Th 


“ 1 


800 Thlr. 


dürfniſſe der Kommumal-Verwaltung inminimo 1200 Thlr. 


a — —7 620 Thir. 
erzu würden bei Einführung der Feuerw a 
laut dem Etat fommen: — | i je 3.07 NER u. 
6 Tag⸗ und Nachtgefpanne & 500 The. . 3000 Thl. 

A nächtliche Gejpanne 8.400 Thlr.: 2. 1600 Thle.n, mania oo © 
4600 Täle.. 





do daß die geſammten Fuhrkoſten betragen wurden · 10,800 ‚Ehles: 
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Dahingegen mwürben bie Koften eines ftädtifchen Fuhrweſens, welches ſammt⸗ 
fiche bei ber Kommunal-Brrwaltung Cinfk der Feuerwehr) vortommenden Geipann- 
(eiftungen auszuführen im Stande wäre, fich ftellen, wie folgt: 

Etat für ein ſtädtiſches Fuhrweſen von 30 Pferden. 
Tit. I. Befoldungen: 
Bof. 1. 2 Gejpanmauffeher 2.240 Th. . 2. . 480 Thlr. 
Hof. 2. 15 Kutſcher à 156 Ihr. . . . » + 2340 Thlr. 
Boj. 3. 12 permanente Arbeiter (gleichzeitig Hülfe- 
* tutſcher für den Feuer-Wachtvienft) A 144 


a .  . . 1728 Tr, ' 
Ä | Summa zit. I. . . , . 4348 
Fit. II. Fonrage für 30 Pferde à 100 Ehe. . 2. ...2.23000 Te 
Kit. II. Unterhaltung der Wagen und Gefhirre . . . 2... 750 Thlr 
zit. IV. = „ Staltutenfilien, © - - 22.22.2400 Thlr. 
Ft. V. Hufbeſchlags * . . . . » . . 100 Thlr. 
Tit. VI. Sir Arzt amd Urne 0 0 000 60 Thlr 
Fit. VII. Unterhaltung des Pferbebeftands (Erfaß von 2 Pferben 

Le 1 a Er ee 160 Thlr. 


it, VIII. Insgemein ea a —— 82 Thlr. 
se I Summa Summarum . . 8800 Thlr. 
Die Koften ohne Einführung eines Fuhrweſens betrugen . . . 10,800 Thlr. 
‚nach einer ſolchen Einführung.. » 2... 8,800 Tr. 
&s würde ſich hiernach eine jährliche Erſparniß Herausftellen von , 2000 Xhlr.. 
anz abgejehen von ben übrigen großen Bortheilen, welche ber gefammten Kommunal: 
Berwaltung durch ein eigenes Fuhrweſen erwachlen würden. | 
Um namentlid die Vortheile für bie projeltirte Feuerwehr hervorzuheben 
fo find diefelben im Wefentlichen folgende: 7 
Wenn ſchon zunäcft die Schwierigleit ber miethsweiſen Beſchaffung von 
Pferden und Kutſchern gänzlich fortfiele, jo Tann wohl nicht in Äbrebe Heſieut 
werben, daß bie ftäbtifchen Kutfcher, da fie fih im Solde der Stapt befinden 
ihren Dienft mit einem bei Weiten größeren Eifer verrichten würden, als dies 
bei Kutfchern, welche einer anderen Dienftherrfchaft angehören, der Fall fein wird 
Ferner werden fowohl in ben Perfonen der Geſpanneaufſeher als auch der Hülfe-" 
kutſcher neue und zuberläffige Kräfte für das Inftitut gewonnen, indem ihnen 
über ihre Dienftleiftungen im Brandfalle von vorm herein beftimmte Anmweifungen 
gegeben werben können. | | | 
Die Hulfskutſcher ins Beſondere anlangend, fo find biefelben deshalb noth⸗ 
wenbig, weil die der Geſpannzahl nach nothwendigen 15 Kutſchet, da allnächtlich 
auf den: Feuerwachen 10 Kutſcher auf Wache ſein ſollen, für dieſen Dienft nicht 
ausreichen; es wurden daher die Hülfslutſcher, welche am Tage über als Arbeiter 
bei dem Fuhrweſen fungiren, ebenfalls zum nächtlichen Wachtdienſt bei der Feuer⸗ 
wehr heranzuziehen, und ſomit von doppeltem Nuten fein. | 


Den vorſtehenden Beſprechungen einzelner Zweige der — — 


n ‚M 


— —— — 


Statiftik. 


Bericht über die Verwaltung und den Stand der Gemeinde - Angelegenheiten in ber 
Stadt Stettin pro 1857. 

Denn gleich in einer Stabt, wie bie hiefige, deren Wichtigkeit unb Bedeutſamleit wefent- 
lich im ihrem weit verbreiteten Hanbelsverfehr beruht, die das merkantile Gebiet erfchlitternden 
Bewegungen bes Zahres 1857 nicht ohne Rüdwirkung auf die ftäbtifhe Verwaltung bleiben 
fonnten, fo führte doch ber enorme Umfag in den erſten brei Ouartalen jenes Jahres dem 
Stadthaushalte fo bebeutende Dedungsmittel zu, daß bie fpäteren Einnahmeausfälle dadurch 
ihre Ausgleichung für den Iahresabfhluß fanden. Denn obgleich der gegen bie Beftimmungen 
bes Hafenabgaben »Tarifs vom 25. Auguft 1848 iu vielfaher Hinſicht für die Kämmereilaſſe 
äußerſt ungünftige Tarif vom 4. Mai 1847 bereits mit ber Mitte bes Monats Juli v. I. ine 
Leben trat, fo haben dennoch die Hafen», Bollwerls- und Brüdenaufzugs+ Erträge die Summe 
von 75,298 Thlr., mithin einen Mehrbetrag von 6921 Thlr., gegen das Jahr 1856 erreicht. 
Eben fo führten die Hambelsfalamitäten ber leiten Monate des Jahres 1857 zwar beträchtliche 
Abſetzungen in einzelnen Berjonal - Steuerpofitionen herbei, dennoch boten Zuzug und Arbeits. 
verbienft, verbunden mit einer Abnahme ber Theuerung der mothwenbigften Lebensmittel, Ber- 
hältniffe bar, bie es zuließen, vie fogenannte Portiond- Abgabe dahin zum Abſchluſſe zu Segen, 
baß ſie bie Summe von 38,260 Thlr. gegen 36,646 Thlr. bes Jahres 1856 abwarf. In Nen- 
bauten fand ber Unternehmungsgeiſt ein einfabenbes Feld, und ber Feuerverſicherungswerth ber 
hiefigen Orundſtücke ift im Laufe des Jahres 1857 von 12,631,000 Thlr. auf 18,190,675’Chfe,, 
aljo um 559,675 Thlr. geftiegen. 

Aber diefe Vermehrung der Wohnungsräume genügt mit im Entfernteften, um ber 
Wohnungsnoth und Wohnungstheuerung, namentlih in Bezug auf die Minderbegüterten, in» 
fonberheit auf den Heinen Gewerbs- und Arbeiterftand, Abhülfe zu geben, und es bleibt hier 
ber gebeiblihen Spekulation noch ein weites Gebiet offen. Es ift für biefe Aunahme bezeichnenb, 
daß Inhalts der Einzugs. und Hausflandsgelb» Negifter im Jahre 1856 355 Perfonen, bar« 
unter 308 won außerhalb zugezogene, und im Jahre 1857 577 Perjonen, barunter 483 von 
außerhalb zugezogene, biefigen Orts einen neuen eigenen Hausftand begründet haben, 

Wenn ber Umftand, daß ber ſtädtiſche Mahl- und Schlachtfteuer - Zufchlag von 28,520 Thlr, 
bes Jahres 1856 im Jahre 1857 anf 32,415 Thlr. geftiegen, baß ferner in dem Koflen ber 
Armenpflege, wie unten bes Näheren ausgeführt wirb, gegen ba® Jahr 1856 im Jahre 1857 
eine Erſparuiß von etwa 15,000 Tple. möglich; geworben ift, den Schluß rechtfertigt, daß ber 
hohe Arbeitsverbienft bed Jahres 1857, verbumben mit ermäßigten Lebensmittelpreifen, einem 
geößern Wohlſtand wit befferer Ermährumg des zahlreichen Gewerbe, und Arheiterſtandes bes 
gränbet hat, jo führt bie Beobachtung hiefiger Zuftände zu dem Reſultate, daß, infoweit mach 
immer wielfache, ja fich mehrende Erfcheinungen ber äußern und innern Berlominenheit von 
Familien vor Augen treten, jeme wejentlich in ber Thenerung ber Wohnungen und dabei in 
deren meiftentheils nicht den mäßigften Anfprücden Rechnung tragender Beſchaffenheit ihre 
Wurzel finden. 

. In dem Beftreben, eimer der Hauptaufgaben ber hiefigen fäbtifchen Verwaltung durch 
Ausbifbung und Erweiterung ber Hanbelsanftalten nachzulommen, iſt zumächft ver Bau des 
neuen, nunmehr 815 Fuß langen, auf einem Pfahlrofle ruhenden maffiven Dampfſchiffs - Boll- 
werte nad; Kräften geförbert worben. Der ungewöhnlich niedrige Waflerftand des Obderfiroms 
trat jedoch dem Transporte ber aus Schleflem zu beziehenden Baufteine hemmend entgegen. 


— — — m 


109 


Feigt iſt dieſes Bollwerl im Wefentfichen nis vollendet · anzuſehzen. Wenn oben des anſehnlichen 
Betrages ber Hafeneinuahmen aus dem Jahre 1857 Erwähnung geſchehen if; fo erfiheinen ihnen 
gegenüber zumächft die Ausgaben dieſes Baues, weiche die Summe bon 66,700 Tpfe. erreichen, 
wozu noch 81,600 Thir. treten, melde bie Stadt zum Ws» und Neubau‘ der Feftungswerke: 
am Frauenthor gezahlt hat, und bie mit 15,000 Thlr. flipulicten Ankaufskoften eines Geunb- 
Rüde , vie inbeß zu einem beträchtlichen Theile durch den Ertrog deſſelben als Wäſchetrocenplatz 
gebedt werben. Auch die Regulirung bes Feftungsgraben® am Pladrin iſt, ſoweit fie überhaupt 
geſchehen kann, in der Hauptſache ausgeführt. Die Vertiefung bes Grabens auf 7 Fuß if Bis 
auf geringe nachzuholende Streden erfolgt, und an das 872 Fuß lange Bollwerk eine Boll- 
werleſtraße, joweit die Stabt fiber das Terrain verfügen kam, angelehut, Die Schwierig 
keiten: bei der. Aufräumung des Graben® haben bie Koften dieſer theile im Intereffe des Ber 
ters, theils zur Genügung von Berbinblichkeitew, welche beim König, Militairfiskno gegemüber 
zu erfüllen waren, im Angriff genommenen Anlage auf mehr als 80,000 Thle, fleigen Jafjen, 
Noch iſt der Einrichtung des Raths⸗Holzhofes zur Bermehrung ber Löſch⸗ und Babepläge zu 
gedenlen. Es ftehen bort auumehr 8 Ladebtücken bereit, ‘ver welchen das Fahrwaſſer His auf 
15 Fuß Tiefe gebracht worden iſt. | * 

Um im Suterefie des Handels möglichſt ausgedehute Uferflãchen zur Dispofition zu haben, 
bat die Stadt im Wege ver Ausübuug des Vorkaufsrechts bie im ber Fürſtenſtraße delegenen 
Sucorowſchen und Schulzſchen Grundſtücke Für reſp. 30,000 Thlr. und 18,100 Thlr, erworben, 
Auch iſt durch den Beichluf des Ankaufs der am den Padpofsjpeicher am Zimmerplatz anlch- 
nenden Wellmannſchen und Thurowſchen Hüuſer ein wejentlicher Schritt zur Ausführung des 
Plames gethau, wouach unter Berlegung ‘jenes Speichers eine neue Bollwerlapraße zwiſchen 
dem Zimmerplatze unb ber Moritzſchen Babeanftalt gewounen werden wird 

"Den mehrfach geäußerten Wünſchen gemäß: find. verſchiebene Bollwerlsbedachungen pur 
Ausführung gebracht. Es befinbet fih eine ſolche Hinter dem Schlachthaufe, 2420 DOfuß groß, 
anf ber Gifberwiefe son 2400 Oguf und am Daampfihifis- Bolvert: don 2970 Ofnf Ans. 
behnung. Bu einer vierten Bedachung an dem rechten Oderufer nuterhalb des: Pachoſes ‚find. 
bie Einleitungen getroffen. ik 0 * 9, 

Die Berwaltung und Unterhaltung ber ‚gerichtlichen Geſangniſſe if befinitiv auf ben 
Staat Übergegangen. Die dagegen von ber Gtabt zu zahlende jährliche Rente ift gemäß Be. 
ſchluſſes Yom 1. Dezember 1857 einfiweilen auf 2642 Thlr. 28 Ser. 11 Pf. fegefegt, und 
bie mit biefer Regelung ins Auge gefahte Maafregel der Beſeitigung des. an der Heinen Schanze 
belegenen Boligeigefängnifies geht vorausfihtlih nuumehr der Erlediguug entgegen. 

In der wichtigen Stadlerweiterungs-Augelegenheit iſt bag Separatgutachten der mili. 
tairifchen Mitglieder ber, Ulerhöchft angeordneten Immebiat » Kommiſſion erftattet, und werben 
alsbald bie baranf zu, richtenben Berbandlungen ihren. Fortgang nehmen. ., 
ie beſonderen ſtädtiſchen Bermaltungspweige -anlangen,. fo ift Nachſteheudes angu⸗ 


J. Die Armen» Direktion. 


Die Ausgabe im Vergleich zu 1856 mit 75,649 Thlr. beträgt 1857 60,869 Thle., alfo 
mehr 1866 14,780 Thle.: Im Einzelnen ergeben fi) die Abweichungen vom dem vor. Jahre, 


wie folgt: »- " 

VUnterſmitzung. Krankenhaus. Armenhaus. Erziehungsanftalt. Arbeilehaus. 
1856: ' 81,134 Thlr. 12,249 Thlr. 7,505 Thlr. 1,290 Tr. 11,188 Thlr. 
1857: 28,255 „ 10,045 „ 6,104 „ nichts, TE „ 


1857 weniger ; 2,879 Thlr. - 2,204 Thlr. 2,401 Thle, 1,290 Thlr. 3,511 Ip, . 
Hierbei if zu bemerken, daß bie Erziepungsanftalt als felöfftändige Station eingegangen 
und mit bem neuen Waiſenhauſe kombinist if, a ze 
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Die Erfparung hat ihren Grumb weſentlich im bem ermäßigten. Preife ber Hauptlebens⸗ 
mittel, wamentlich von Brod, Mehl und Kartoffeln. Der Zuſchuß aus ber Ktämmerei hat 
34,000 Thlr, , d. i. 15,900 Thlr. weniger al® im Jahre 1856 betragen. Aus eigenen Fonde 
hat die Armentaffe 26,869 Thlr. gevedt. Aus ben freiwilligen Beiträgen find «4330 Thlr. ein⸗ 
getommen und an befonderen Zuwendungen aus legtwilfigen Beſtimmungen 3100 Thlr. 

Am Schiuffe des Yahres 1856 blieben 1727 Unterftügungsempfänger. 1857 war Zus 
gang 251, Abgang 409, fo daß 1569 Unterftügungsempfänger auf 1858 übergehen, Darunter 
befinden fich 243 Pflegelinber, von benen 172 bier und 71 auswärtig bei Pflegeeltern unter⸗ 
gebradht find. 

Im Armenhanfe find durchſchnittlich BA Perfonen verpflegt. Die Unterhaltungsloften 
betragen: a) ohne Zurechnung ber allg. Abminiftrationsloften pro Perſon anf das Jahr 46%, Thlr., 
tägfih 3 Sgr. 10 Pf.; db) mit Zurechnung des Gehalts der Beamten, des Miethöwerths des 
Lokals, der Zinfen vom Kapitale des Inventariums, anf das Jahr 1857, 13 Sgr. 4Y, Bf. 
täglich 4 Ser. 8%, Bf. pro Perfon. 

Im Arbeitshanfe beträgt die Ausgabe, bei welcher das Gehalt ber Beamten umb ber 
Werth des von ber Stadt gelieferten Brennmaterials berüdfichtigt ift, 9429 Thlr. 22 Ser. 
11 Pf., die Einnahme 7048 Thlr. 8 Sgr. 1 Pf., fo daß an Ausgabe bleiben 2886 Thlr. 
14 Sgr. 10 Pf. Diefe Summe kommt anf 36,771 Berpflegungstage zur Vertheilung, fo baß 
ſich danach die Koften pro Tag und Perfon auf 1 Sgr. 11%, Bf. ftellen. 

Das Krankenhaus hat unter Zurechnung des Gehalts ber Beamten und bes Werthé 
bes von der Stabt gelieferten VBrennmateriald® 10,607 Thlr. 13 Sgr. 1 Bf. geloftet. Diefe: 
Summe ift, wenn man bie Zahl der Kranken und des Wärterperfonald nach Tagen berechnet, 
zu verteilen auf 45,082 Verpflegungstage. Dauach betragen bie Koften pro Tag und Perſon 
T Ser. 7% Pf. — Es wurden 1857 aus 1856 übernommen 127 Kranle, bazu kamen im 
Laufe des ‚Jahres 1379 — 1506 Kranke. Davon find ausgeſchieden: als geheilt 1133, ale 
gebefiert 72, als nngeheilt 76, geftorben 114, im Beſtande geblieben 111. Die höchſte Zahl 
von Kranken hat am 23, Januar 148, und bie niebrigfte am 1. Auguft 73 Perſonen betragen. 

Zum Kartoffelban find wie früher 10 Morgen gemiethet und in 75 Kaveln zu 2 Scähifl. 
Ansjaat — 150 Schffl. aunsgepflanzt. Die Erndte hat im Ganzen 984 Schffl., alſo 6 Schffl. 
824, Mt. pro Schffl. gegeben, zwar etwas mehr als im Jahre vorher, aber immer nur ein 
mittelmäßiges Ergebnif. Die Koften haben betragen: 1) für bie Saatlartoffeln 6 Wſpl. 6 Schifl., 
93 Thlr. 22 Ser. 6 Pf.; 2) Landmiethe 100 Thle.; 3) fir 3 Saatpflüge 14 Thlr.; 4) Re 
muneration bes Auffehers 10 Thlr.; 5) Fuhrlohn 2 Thlr.; zufammen 219 Thlr, 22 Sgr. 6 Pf. 
Bon ben Pflanzern find in monatlihen Raten 196 Thlr. 24 Sgr. erflattet, es beträgt ber Aus- 
fall 22 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf. Am Schluffe des Jahres befanden fi in ben Anftalten, nament: 
lich 1) im Krantenhaufe 111, 2) im Armenhaufe 81, 3) im Gertmbftift * den Armen⸗ 
kellern ea 4) im Arbeitshaufe 118, in Summa 419 Perſonen. 

In Betreff der hieran fi anſchließenden Berwaltung bes neuen Waifenhanjes if 
Nachſtehendes zu bemerken: Die Ausgaben betragen 8666: Thlr. 17 Sgr. 5 Pf. Hierzu hat 
beigetragen bie Kämmerei 4200 Thlr., die Anftalt aus eigenem Vermögen 4466 Thlr. 17 Sgr. 
5 Pf. An Berwaltungstoften pro 1857 find namentlich zu bereuen: 1) für angelfaufte Ber- 
pflegungsgegenftände 3021 Thlr. 25 Sgr. 1 Pf, 2) für Bekleidung 2068 Thlr., 3) für. bie- 
Bihliothel und Schufbebürfniffe 54 Thlr. 10 Sur. 6 Pf., 4) verfchiebene Ausgaben 343 Thlr. 
10 Sgr., 5) für bie Einfegnungs - Bekleidung, Weihnachts - Ausgaben und Sommerfeft 338 Thlr. 
14 Sgr., 6) für Erleuchtungstoften 312 Thle. 27 Sgr. 3 Pf., 7) Werth für Brennmaterial : 
354 Thlr. 22 Sgr., 8) am Gehalt für Beamte 914 Thlr. 15 Sgr.; in Summa 7608 Thfr. 
4 Sgr. 1 Pf. Es find im Jahre 1857 nach Tagen gerechnet 36,104 Kinder, alſo durchſchnitt⸗ 
lich circa 99 Kinder verpflegt und unterhalten, und es betragen pro Tag und Kind bie Unter- 
haltungstoften 6 Sgr. 4 Pf. — Das Inventarium- ift mit’10,410 Thlr. verſichert. au 
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DO. Die Berwaltung des St. Johannistlofters. 

Das Kapitalvermögen beträgt nad ber Rechnung 117,915 Thlr. 20 Ser; es fommt 
dazu der. Kaffenbeftand mit 4520 Thlr. 15 Sgr. 9 Pf. und 253 Thir. 5 Ser. 11 Pi. Ein: 
nahmerefte — in Summa 122,689 Tpir. 11 Sgr. 8 Pi. Pro 1856 if im gleicher Urt be- 
rechnet, das Vermögen feſtgeſtellt auf die Summe von 129,043 The, 23 Sgr. 2 Pf. Das 
Vermögen hat fi alfo gegen 1856 um 6354 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. vermindert, Dieſer Betrag 
iR zur Dedung der Baukoſten verwandt. Die Iſteinnahme des Jahres 1857 hat 38,999 Thlr. 
9 Ser. 6 Pf., die Ausgabe bagegen 40,289 Thlr. 4 Sgr. 4 Pf. betragen. Zum Unterhalt 
für die Benefizianten find im Ganzen 9658 Thlr. 24 Sgr. 3 Pf. ausgegeben. 
II. Die Berwaltung bes Barkhoffſchen Stifts und ber Salingrefiftung. 

Bei der Verwaltung des Barfhoffihen Stifte hat im Jahre 1857 die Einnahme ben 
Betrag von 2351 Thlr. 14 Sgr. 11 Pf., die Ausgabe die Summe von 1667 Thle, 28 Sr, 
5 Pf. erreicht. Das Vermögen ber Stiftung flellt fih Ende 1857 außer feinem Grundbeſitz 

in Kapital und Kafjenbeftand auf 24,333 Thlr. 16 Sgr. 6 Pf. feft. 

Bei der Salingreftiftung betrug die Einnahme 2065 Thlr. 7 Ser. 6 Bf., die Ausgabe 
1473 Thlt. Das Vermögen beftand Ende 1857 außer dem Grundbeſitze in 26,100 Thlr. be. 
fätigten Kapitafien und 791 Thle, 7 Pf. Kaſſengeldern. 

Es find ans dem Antheile der Stiftung an den Gefinde- Prämienfonde 290 Thlr. und 
ans dem Ertrage des eigenen Vermögens 484 Thlr. an Unterftülungen gezahlt. 

IV. Die Berwaltung des ſtädtiſchen Schulweſens. 

Die Verwaltung des ſtädtiſchen Schulmefens hat im Laufe des verfloffenen Jahres keine 
weſentliche Aenderung erfahren, fonbern ift unter dem fortdauernd mohlthätigen Cinfluffe der in 
den letzten Jahren getroffenen Organifationen im reger Fortentwicklung geblieben. Der Con- 
trolle des Schulbeſuchs iſt unausgeſetzt durch die betreffenden Schulfommiffionen die größte 
Aufmerkfamteit mit erfrenlihem Erfolge gewibmet worden; bie Lehrerfonferenzen, - monatlich 
von dem Schultathe abgehalten, haben in ber Behandlung ber Lehrgegenflände immer mehr 
Einheit gebracht und vielfache Gelegenheit den Lehrern dargeboten, das Weſen ihres Berufes 
tiefer zit erfaffen und fich felber in ber Ausübung beffelben fortzubiſden. 

Im Laufe des vorigen Jahres ift mur eine Schule, die von Nen+Torney, um eine 
Kaffe erweitert worbem, indem flatt zweier gemifchter untergeorbneter Grunbffaffen mı 
drei beſtehen, mämfich zwei parallele untere Grundklaffen, welche abmechfelnb halbjäßrtich der⸗ 
fegen, und eine obere Grundflaffe, fobann eine gemifchte Mittelfiaffe und eine obere Mäpcpen- 
fowie eine obere Knabenllaffe. Cine Erweiterung tritt mit dem 1. Juli d. 3. bei ben Schulen 
im Oberwiek und Fort Preußen ein; erſtere wird daun, ſowie jene in Neu + Tornep, zwei 
parallele umtere Grumblaffen haben, welche abwechſelnd halbjährlich verfegen, ſodann eine obere 
gemiſchte Grund⸗, zwei Knaben. und zwei Mäbchenklaffen. Die Schule in Fort Preußen er 
hält durch diefe Erweiterung ftatt einer, zwei Klaſſen. Der Grund ber fiir biefe drei Schulen 
nothwenbig gewordenen Erweiterung lag in ber Ueberfüllung der vorhandenen Klaſſen. Ueber 
die einzelnen ſtädtiſchen Schulanftalten ift Folgendes zu erwähnen: 

1. Die Friedriche ⸗/Wilhelmeſchule und bie mit berfelben verbundene Ele - 
mentarfhule: 

a) bie erflere hat 12 Mlaffen mit 17 Lehrern. Zu Johannis 1857 zählte ſie 590’ 
Scitler, zu Johannis 1858 600; . 

b) bie letztere hat 4 Klaſſen mit 4 Lehrern. Zu Johannis 1857 zählte fie 189, zu 
Johannis 1858 189 Schüuler. 

2. Die höhere Töchterſchule. Sie hat 9 Übergeordnete Klaſſen mit 15 Lehrern 
und Lehrerinnen. Zu Iohanni 1857 zählte fie 364, zu Johanni 1868 385 Schülerinnen, 

8. Die Ottoſſchule, eine Mittelſchule für Knaben und Mädchen. Sie hat 9 Kiaffen, 
wie bisger, 4 gemiſchte Gruudklaſſen, von benen ſtets 2 Paralleltlaſſen find, anferbenm 2 Mäpcen- 
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und 3 Rnabenklaffen.: : Die Zahl ber Schüler und Schülerinnen Betrug zu Sehansi 1857 408, 
zu Sohanni 1868 486, 

4 Die Knaben⸗Freiſchule. Sie befieht aus 8 Klaſſen; ſechs — 6 über⸗ 
georbnete Knabenllafſen in ber Baumſtraße, und 2 Hülfellaſſen in dem Gebäude an der grünen 
Schanze. An dieſet Schule arbeiten 9 — Die Schillerzahl betrug um Johauni 1857 582, 
um Sohenni 1858 566. 

5. Die Mäpnenfreifhufe auf ben Johannishofe. Sie hat 4 Grumbllaflen, bon 
denen 2 ſtets einander parallel find. Außerdem hat ſie 4 übergeorduete Klafſen. An ihr arbeiten 
7 Lehrer und 3 Lehrerinnen. Um Johannis 1867 beſuchten 558 Mädchen bie Schule, um Joh. 
1858 find: es 563. 

6 Die Gertraudſch nfe.. Sie iſt eine gemiſchte Vollsſchule und beſteht nach wie 
por aus 12 Maffen, 4 gemiſchten Grunbllaffen, von deuen je 2 Parallelllaſſen find, 4 über 
einaudergeordueten Suaben- unb ebenjoviel Mäpchenflaffen. Es arbeiten an verfelben 12 Lehrer 
und 2 Lehrerinnen. 

7. Die Elementarſchule in ber Neuflabt, eine gemifchte Bollsſchule. Sie beſteht 
aus 8 Klaffen, 2 übergeorbuete gemijchte Grund», ſowie 3 übergeorbnete Suaben- und ebenfo 
viele Mädchentlaſſen. An ihr find 7 Lehrer und 2 Lehrerinnen angeſtellt. Die Zahl der Schüler 
beteug Johannis 1857 480, um Johannis 1858 beträgt fie 441. Wegen des Zudranges, ber 
zur 1. Knabenklafje fattfand, mußte auf bie Beſchaffung eines größeren Klaſſenlolals Bedacht 
genommen werben, ba als exfte Klaſſe bis bahin nur das Konferenzzimmer ber, Schule hatte be» 
nutzt werben können. Es wurbe baher das bisher von ber Kleinfinber-Bewahranftalt für bie 
Kinder benutzte Lolal genommen, und berfelben feit Oftern d. I. das bisherige Lokal der erſten 
Klafie Aberwieſen. 

8, Die Elementarfhule in Oberwiel. Sie ift eine bon beuen, bie feit dem erſten 
Juli d. J. eine Aenderung dadurch erfahren, baß eine Erweiterung derſelben durch Anlegung 
einer zweiten gemiſchten untern Grunbllaffe eintritt, welche eine Parallelllaſſe der bisherigen ift, 
Sie. beftcht nunmehr aus zwei gemifdten unterm, einer gemifchten Obergrunbllaffe, ferner aus 2 
Übergeorbneten Knaben uud Mädchenllaſſen. Die Schülerzahl ift von 366 um Johanni v. I. 
auf. 394 um Johatıni d. J. geftiegen. Seit biefer Erweiterung arbeiten an berjelben 7 Lehrer 
und 2 Lehrerinnen, Gleichzeitig iit biefer Erweiterung der Schule tritt aud die Erweiterung 
ihres Lehrplanes im ber Art ein, daß, wie bei bem übrigen Vollsſchulen. der Hanbarbeitunterricht 
auch auf bie obere Grunbllafje in befondereu, außerhalb der Schuigeit liegenden Stunden aus. 
gebehnt if. 

9. Die Elementarfhule im Neutorney. Die Schule if feit Michaeli v. I. um 
eine Kaffe erweitert worben, ſeitdem ihr das errichtete neue Schullofal überwieſen wurde. Sie 
bat daher jeitbem 6 Klaffen, zwei parallele untere, eine obere Grund⸗ und 1 Mittefftaffe (bie 
alle gemifcht) und eine Kuaben- und eine Mäbchenklaffe. An. ipr arbeiten 6 Lehrer unb 2 
Lehrerinnen. Die Zahl der Schüler und Schülerinnen betrug Achanne 1857 345, iſt aber zu 
Johannis 1858 auf 382 geftiegen. 

10. Die Elementarjhule in Grünhof. Sie beftcht * wie vor aus 2 Hafen 
gemifchten Geſchlechts und ihre Schillerzapl ift von 105 auf 127 geſtiegen. An ihr arbeiten 2 
Lehrer und eine Lehrerin. 

11. Die Fort- Preußen⸗Schule. Sie hatte bie dahin nur 1 Klaſſe, da aber bie 
Zahl der Kinder unausgeſetzt flieg (von 1856 80 zu Oftern 1858 120), fo wirb bie Erweiterung 
der Schule zu einer zweilfaffigen erforderlich. Diefe Erweiterung tritt ‚mit em 1. Zuli ins 
Leben, dann arbeiten am berjelben 2 Lehrer. und eine Lehrerin. 

12, Die Waiſenhausſchale. Sie if ſeit Erbanımg des neuen fläbtifchen Waifen« 
hanſes eingerichtet, als eine eintlaſſige Schule, welche bie Aufgabe hat, bie jüngern Waiſenkinder, 
Kuaben ‚uk Madchen, ſeweit zu umtersichten, daß biefelben : mindeſtens in bie-wierte Klaſſe bex 
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Runden» ober, Mäbihenfeijhule aufgenommen werben Fünnen, An ihr if eim Lehrer angefeikt, 
Gegenwärtig find dieſet Schule von ben im Waifenpaufe befindlichen Kindern 57 überwiefen. 

18, Die Provinzial-Gewerbeſchule. Die Einrichtung derſelben it unverändert 
geblieben, bie Schülerzahl von 53 bis auf 65 geftiegen, welde in 3 Maffen ſich befinden, an 
deuen 4 Lehrer angefellt find, Die mit berjelben verbunden gewefene Dandwerter- Fortbildungs- 
ſchule hat, da fie aller Theilnahme emtbehrte, mın jo eher aufgehoben werben önnen, da theils 
bie Rachhülfeſchule darin den Schultenntniffen zurüdgebliebenen Lehrlingen Gelegenheit Bieter, 
bie. Lüsten ihrer wmangelpaften Schulbildung auszufüllen, theils bie dritte Kiaffe der Gewerke, 
ſchule ſelbſt ſolch einem Bwede ausreichend bient. 

14, Die Nachhülfeſchule. Unter diefem Namen ift feit bem Eingehen der früheren 
Fabritſchule eine Schule errichtet worden, welche eine zweifache Aufgabe zu Iäfen Sat. Einmal 
fol fie den bei ihrem Eintritt in bie Lehre im bem erforderlichen Schullenntniſſen nich au8» 
reichend vorgebildeten Lehrlingen Gelegenheit barbieten, das ihnen Fehlende ſich bier anzueignen : 
jebaun fol fie dazu dienen, um etwa Berwahrloften, bie die Schule wenig oder gar nicht befucht 
haben, und bie, um fie überhaupt für bie Cinjegmung vorzubereiten, im eine mit dem Arbeits. 
hauſe werbundene Erziehungsanftalt aufgenommen werben mußten, fo weit zu bringen, daß fie 
eingefegnet werben Lönnen, Es ließ ſich bei Errichtung dieſer Schule ſelbſt annehmen, fie werbe, 
je ſtaenger fie über: ben Veluch ber feftfehenden Stunden made, ſich ſelbſt allmäplig überflüffig 
machen. Denn eb Lonnie, je Rvenger bie Squlbeſuche · Kontrolle geübt wurde, nme immer un 
ſo geringer die Zahl derjenigen fein, bie entweber nicht genügend worbereitet in hie Lehre ein⸗ 
teten, aber bie fich bem Schulbeſuche gänzlich entzogen. Und diefe Vermuthung hat fich voll» 
Mänbig erfüllt. Während vor zwei Jahren bei der Errichtung ber Nachpillfefpufe 56 in diefelbe 
gewiejen wurben, bon benen bie eine Hälfte ber erſten, die ambere Hälfte der andern Kathegorie 
angehörten, find nunmehr wirllich Verwahrloſte keiue in derſelben. und aud die Zapl ver Lehr- 
linge imumt mehr und mehr ab, und es läßt ſich hoffen, daß auch bie Lehrherren künftig ſoiche 
Lehrlinge nicht mehr anmehmen, bie nicht genügend vorbereitet find. Bon ben jetzt noch in ber 

e vorhandenen 24 Lehrlingen iſt zu Micaeli d. I. ein großer Theil entlaffen. — 
Aufgenommen find ſchon zu Oftern d. 3. leine mehr. 

Die ſtädtiſchen Schulen Hatten zu Johanni d. I. 87 Klaſſen, weiche von 5298 Schülern 
reip. Schiklerinnen beſucht und vom 111 Lehrern umterrichtet wurbeı. 

Die übrigen hiefigen Schulen, bie nicht ſtädtiſchen Patromats, ſowie die Vrivatſchulen 
hatten zu berfelben Zeit 62 Klaſſen, bie von 2140 Schülern befucht und von 99 Lehrern unters 
richtet werben. Bufammen waren zu Johannis d. 3. 149 Klaſſen mit 7438 Schülern und 210 





Lehrern reſp. Lehrerinnen. 
 (Bortf. im nächften Hefte.) 
III. 
Monatis- EChromik. 





Königreich Preußen. 


a. Ofi- und Wefprengen. | 
Köntgdberg, im November. In der Sitzung ber Gtabtverorbneten um 2. d. Ries, 

fam ımter Anderen folgender Gegenflanb zur Verhandlung: Em Here Szitnich, welcher vor 
Zelt ven Antrag fleflte, bie Binfen, welche fich das ſtädtiſche Leihamt für Darlehne 
täßt, in Intereſſe ber armen Bendfllerung umferer Stabt zu ermäßigen, iR jet mit 
biefen Segenſtand von Menem Behanbeinben Schreiben bei der Verſammlung eimgelontinen, 
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im welchem er ausführt, daß es gut wäre, wenn biefe Zinſen, bie jest 12 Progent betragen, 
auf den Bantzins ermäßigt wilrben. Seine Anfiht ift, die Statuten ſowohl der Sparkaffe 
als des Leihamts, behufs einer Aenderung, durch die die Zinsermäßigung ermöglicht würde, 
revidiren zu laſſen, jet aber eine Kommilfion zu erwählen, welche den Gegenfland in Berathung 
zieht. Herrn Geheimen Kommerzien ⸗Rath Bittrich hat biefe® Schreiben Beranlaffung gegeben, 
die finanziellen Berhältniffe des Leihamts mäher im Erwägung zu ziehen. Cine zur Hand 
gehabte Jahresrechnung von 1856 hat ihm Keuntniß verſchafft, daß das Vermögen des Leih- 
amtes 1856 9700, Thlr. betrug, und im bem Jahre ca. 1869 Thaler gewonnen worben waren. 
Man müffe aber bevenfen, daß foldhe Revenue wohl hauptſächlich dadurch erzielt wird, weil: bie 
Sparlaffe dem Leihamte 50,000 Thlr. zu 4 pEt. Zinfen dargeliehen hat, melde Summe unter 
andern-Umftländen zu ähnlichen ZImeden entnommen, wohl mit 6 p@t. verzinft werben müßte, 
woburd; fich alsdann ber Ueberſchuß um 1000 Thlr. verringert haben würde. Nun müſſe man 
auch beventen, daß die Stabt noch nicht einen Thaler für ben geringer werdenden Werth be 
Leihamtsgebäudes abgefchrieben, ſondern nur die Reparatırrloften angerechnet hat, und wenn 
man das Alles erwägt, fo wilrde, wollte man dem Antrag des Herr Syitnid folgen, die 
Stadt zu dieſem Yuftitute alljährlich wenigſtens 4000 Thlr. zuzuſchießen haben, Herr Rechts⸗ 
anwalt Tamman ſprach ſich gegen den geflellten Antrag aus: er fei primcipiell gegen ſolche 
Binsermäßigung, eine folhe aber bis auf den Betrag des Bankdiscontos zur bringen, fei feiner 
Meinung nah ganz und gar ſchon deshalb unftatthaft, weil die Verwahrung und Berfilberung 
ber dem Leihamte übergebenen Pfandobjelte bedeutend größere Koften macht, als bei der Bant. 
Denn der Redner auch das Inflitut als ein nothwendiges Uebel anerkennt, das geſchaffen 
worben ift, um bem Wucher, welcher mit den Meinen Leuten getrieben wird, wirkjam entgegen 
zu treten, fo wlrbe eine Zinsermäßigung doch gar zu ſehr zu Pfanbleihgeihäften mit dem 
Leihamte verloden, wodurch viele Haushaltungen zu Grunde gerichtet werben möchten, Bei ber 
demmächft erfolgenden Abſtimmung erhob fih Niemand, welder den Antrag des Herrn Szitnid 
unterflügte, 

Zu den laufenden Armen» Unterftübutigen fir das Jahr 1858 wurde noch ein Suppie 
mentar » Erebit von 3250 Thlr. gefordert. Bis ult. September "bat die Stubt bereits dafür 
21,250 Thlr. gezahlt; fo-daß vonder 25,514 Thlr. 20 Sr. 3 Bf. betragenben. Sollausgabe 
nur noch wenig übrig blieb, jedenfalls nicht ſoviel, um die für ben Winter möthig. werbenben. 
bebeutenden Zufhilffe davon beden zu können. In Berüdfihtigung diefer Berhältniffe genehmigte 
bie Verfammlung den geforderten Grebit, — Bei der Reviſion der Stadt-Hanptlaffe 
am 16. Oktober wurde eim Beſtand von 53,8% The. 9. Sgr. 9 Pf. vorgefunden, bei ber ber; 
Spartaffe betrug folder 6337 Thlr. 24 Sgr. 7 Pi. Im Laufe des Revifionsmonates waren 
7362 Thlr. 5 Sgr. 8 Pf. neu eingelegt. und 7833. Ihlr. 26 Sur. 9 Pf. an Kapitalien zurüd« 
gezahlt worden. Beim Leihamte betrug der Beftand 663 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf. Auf Pfänder 
landen aus 58,562 Thlr. 20 Sgr., im vorigen Monate 59,886 Thlr. 10 Sgr., alfo jetzt 
weniger 1323 Thlr. 20 Sgr. Im verflofjenen Monat find auf 1742 Pfänder Darlehne ent- 
nommen worden. — 

Königsberg, im Nobbr. Unſere Stäptverorbneten» Betfammlung verhanbelte in ihrer 
Situng vom 16. d. M. die Nachtwächterfrage. Die Uniformirung ver biefigen fäbtifchen 
Nachtwächter wurde Seiten® des lönigl. Polizei - Präfidii ſchon früher bei dem Magiftrate bean- 
tragt, von biefem cher abgelehnt, jo daß die Angelegenheit ber Lönigl. Regierung zur weiteren 
Entſcheidung vorgelegt wurbe. Als diefe Behörde dieſe Uniformirungsfrage darauf zur noch⸗ 
maligey: Erwägung an den Magiftrat gelangen ließ, hatte ſich letzterer ſelbſt ſchon bereit erklärt, 
bie ‚gemachte Forderung theilweiſe zuzugeftehen, unb er legt deshalb die Sache der Berlammlung, 
vor, bamit fie fich über die projektirte Uniformirung erkläre und im alle ver Genehmigung 
bie. dazu erforderlichen 808 Thlr. Anfhaffungstoften, ſowie 404 Thlr. jährliche Unterhaltungs⸗ 
tofen ‚bewilige. Der Ref. „Ders Pohle trägt zunäct: der, Berjaummlung ein Ccireiben bes 
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Hertn · Polizei + Präfibenten Maurach vor, im welchem derſelbe bie Umiformirung ber hiefigen 
Corbs der Nachtwächter, 101 an der Zahl, beantragt. Der Antrag erhält dadurch Unterftügung, 
daß auf die gegemtoärtige verſchiedenartige Meidumg der Wächter hingemiejen wird, bie meiftens 
ein fo abenteuerliche® Anfehen hat, daß fie die Autorität der Wächter dadurch umtergräbt und 
es ihnen deshalb auch am der Öffentlichen Achtung fehlt. Dadurch wären dieſe Beamte öfters 
Belhimpfungen und Widberſetzlichteiten ausgefegt, die ſchon bellagenswerth feien, aber auch bie- 
jenigen, welde ſich in folcher Weife vergehen würden, mit empfindlichen Strafen belegt. Dieſes 
Anftitut im dem militairiſchen Geifte bes preußiſchen Volles anszuftatten, wäre auch deshalb 
wünfcensrderth, als dadurch Bewerbungen um Nachtwächterſtelen zahlreicher werben, fich auch 
indere Berföntiägteiten als bißher, namentlich verarmte Bürger, gerne entfäliehen würben, ſolch 
einen Poſten als Nebenbeihäftigung anzunehmen. Uber nicht allein die Kleidung, auch bie 
gegenwärtige Bewaffnung der Wächter iſt unpraltiih und antiquirt. Denn die langen Piten 
hinverten fie an ber gewanbten Ausführung des Dienftes, auch kämen fiets viele Magen vor, 
daß bei der Vornahme von Amtshandlungen durch dieſe Wafle dem betrefſenden Perſonlichleiten 
die Kleider zerriſſen würden. Polizei» Präfivent Maurach beantragt deshalb, daß bie Uniformis 
tung fpäteftens bis zum 1. Januar a. f. ausgeführt werde und jhlägt als Beheibungs- und 
Bewafnungs:Gegenftände einen blauem oder grauen Mantel oder Paletot, graue Hojen, einen 
Gürtel mit furzem Säbel und gelber Troddel, daun als Kopfbeleidung eine Mile mit dem 
Dienftabzeichen, welche andy gleich fo eingerichtet fein ſoll, daß fie Schul des Kopfes bei 
ſchlechtem Metter und 'geoßem Froſt gewährt, vor. Im Allgemeinen zeigt fich in der Berfanm- 
fing faſt gar keine Geneigtheit, dem Antrag zu unterflägen und bei einer Abfinmmung erhoben 
fi nur ca. 8 Stabtderorbnete, welche fir bie beantragte Uniformirung ftimmen, fo daß ber 
Antrag füllt, wie ber Herr Borfigende erflärt, wohl hauptſächlich deshalb, weil bie Stadt in 
letzter Zeit ſchon mehr als zu diel zu auferorbentlihen Ausgaben herangezogen worben ift. 
i Im Laufe ber weiteren Mitteilungen erfuhr man, daß die Stadt» Kommune bei dem 
An- und Berkauf der erforberfich geweſenen 74 Landwehr - Kavallerie» Pferde, vie zu ber dies 
jägrigen Landwehr» Hebung geſtellt waren, ein Verluſt von 1808 Thlr. 22 Sgr. 9 Pf. ( macht 
ca. 24), Thfe. pro Pferd), trifft. Dieſes Reſultat fol noch ein fehr günftiges im Verhältniß 
zu bem anberen Streifen fein. » 
Infterburg , im Nodbr. Bei der am 19. v. Mts. flattgehabten Situng der Stadt. 
verorbneten fam unter anderen auch eine Borlage wegen Bebauung ber im unferem 
Stadtwalde abgehälzten beiden Jagen No. 5. und 6. mit Wohn- und Wirthſchafts⸗ 
gebäuben, zur Berathung. Nachdem biefe vor mehreren Jahren abgehölzten und feitben an 
benachbarte Ontsbefiger zur Beaderung verpachtet gewefenen Jagen noch immer ein verhäftnif. 
mäßig geringes Pachtgeld einbringen, wird nämlich jetzt beabfichtigt, dieſelben mit den noth⸗ 
wendigen Wirthfchaftsgebänben zu verſehen und daraus ein Kämmereigut zu bilden, welches bei 
felbſtſiãndiger Bewirthſchaftung auf eine ‚bebeutend größere Revenue rechnen läßt. Die Stabt. 
verordueten · Verſammlung hat indeß zunächſt bie Vorlegung eines Anfchlags von ben durch die 
Errichtung dieſer Gebäude erwachſenden Koften gewünfcht, um danach mit möglichfter Sicherheit 
beurtheifen zu Tönnen, ob bie letzteren auch im gehörigem Verhältniß zu dem zu eryielenden 
Gewinne ftehe würden. Da inbeh biefes Verhältniß ſchon vorher von dem Magiftratscollegium 
geprüft und vortheilhaft gefunden worden ift, fo läßt ſich mit Rückſicht auf die zwiſchen den 
beiden ſtädtiſchen Körperfchaften fonft herrſchende Webereinftimmung in den Anfichten wohl ver. 
muthen, daß bie Stabtverorbneten auch dem vorliegenden Plane ihre Zuſtinnnung nicht verfagen 
werben. Die gleichfalls zum Bortrage gelommenen Kaſſenabſchlüſſe vom 8, September 
1 woiefen map: bei der Stadt-Hanpt-Kaffe: Einnahme 51,133 Thle. 9 Ser. 5 Pi, 
Abgabe 48,862 Thlr. 28 Sr. 9 Pf., Beſtand 2770 Thlr. 10 Sur. 8 Pf.; bei der Klaſſen⸗ 
fener»Receptur: Einnahme 6653 Thlt. 8 Sgr. 9 Pi, Ausgabe 6506 Thlt 20 Sgr., Beſtand 
146 Tür.) 18 Sgrt. PPfrgNbeh der Sparkaffe: Einnahme 8190 Thle. 25 Sgr. 3 Bf. baar und 
12 
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10,460 Tplr. Aktiva, Ausgabe 3819 Thlt. 25 Sur, 9 Pf. baax und 1505.,Thlr, Altioa, mit 
bin Beftand 8953 Thlr. Aktiva. Bemerkenswerth erſcheint es, daß bie Zahl ber bei ber Spar- 
taſſe gemachten Einlagen in biefem Jahre nicht jo groß geweſen iſt wie in ben vorhergegangenen 
Jahren. Es erklärt fi) dies wohl baraus, daß, nachdem auch am hiefigen Orte einige Banquiere 
Gelder zur landesüblichen Berzinfung annehmen, dadurch aubere Gelegenheiten geboten find, 
ſelbſt Heinere Erfparniffe zu einem höheren Zinsfuße anzulegen, als bies bei ber Sparlaſſe 
geihehen kann. Die letztere zahlt auch jet nur 3%, pCt. Zinfen. 

— 6. — Danzig, 8. Novbr. Die hiefigen Gerseinbebehörben haben, bie Einführung 
von Dialoniffen in unfer Kranlenhaus bejchloffen, Es ſoll im Laufe bes nächften Jahres vor⸗ 
fäufig eine Station dazu eingerichtet und bie Pflege ber betrefjenben Kraulen 9 Schmeflern 
übergeben werden, Die Koſten der Einrichtung follen theilweife durch bie Zinfen des. von dem 
verftorbenen Geh. Ober -Regier,- Rath und Oberbürgermeifler von Weilhmann dem hiefigen 
Lazarett, Iegirten Kapitals von 5000 The, gededt werben, Dan verſpricht ſich von der Wirt. 
ſamleit der SchweReru vielen Segen für die Anſtalt. Unſer ſtädtiſches Krantenhaus. if, eiue 
der bebeutenbften Kranlenanflalten des Preuß. Staats, Der Urfprung beffelben, bes bon, ben 
alten Danzigern jo genaunten Podenhauſes, if nicht geuau nachzuweiſen; denn während. mehrere 
Shroniften behaupten, dieſe Aufalt fei im Jahre 1455 von der damals zerflörten Jungflabt an 
bie Stelle verlegt worben, auf welcher fie fi gegenwärtig befindet, find andere ber Meinung, 
daß fie für die aus ber Schlacht von Tannenberg (1410) zurüdgelehrten. verwunbeten Danziger 
geftiftet wurde. Das Lazareth iſt im Laufe der Zeit, zuletzt in ben Jahren 1847—4B, bebeutenb 
vergrößert worben. Es beſitzt am Ländereien und Kapitalien ein Bermögen vom ca, 120,000 
Thlr. und erhält vom der Stabt einen jährlichen Zufchuß vom mehr als 10,000 Tplr,, Be 
mittelte Kranke zahlen für die Verpflegung im ber Anftalt eine normixte Entihäbigung. Das 
Krantenhaus nimmt im Durchſchnitt jährlich 3000 Kranke auf und vertpeilt außerdem aus 
feiner eigenen Wpothele etwa 10,000 Mebicinportionen am. dürftige Patienten, Die ärztliche 
Behandlung der Kranten if gegempärtig ſeit dem Ybgange des früheren Oberarztes, Profeſſor 
Dr. Wagner, ber Leitung zweier coordinirten Oberärzte, bemen mod) mehrere anbere junge Medi⸗ 
einer affiftiven, anvertraut. Die ſelbſtſtändige Berwaltung der Angelegenheiten der Auſtalt 
— ein Ehrenamt — liegt in dem Händen von vier Vorſtehern, welche ber Magiſtrat beflätigt, 
Seit dem Jahre 1852 befteht hier noch eime zweite derartige Anftalt, das kath, Marien» Kran- 
tenhaus, in welchem barmperzige Schweftern bie Krankenpflege derſehen. Dafielbe wird — 3*— 
wärtig nicht unbedeutend erweitert und erhält auch eine neue geräumige Kapelle mit einem 
Slodenthurme, 


Danzig, im Novhr. Im der Stabtverorbneten -Sigung am 9. d. DM, wurde vom ber 
Tagesorbnung der Antrag des StB, Momber wegen jeiner Dringlichkeit zum Beſchluß erhoben; 
bie Reviforen des von bem ehemaligen Magiftrats Selretair Oppermann vermalteen Wenn 
weiens pro 1855, zu welden bie Herven St.V. Upel, Klofe und Zrojan ernaunt Waren, 2m 
verſtärlen und biefer Commilfion aufzutragen, bie Reyiſion nicht allein auf Feßſſellung der 
Deiette bei der Oppermanuſchen Berwaltuug zu befchzänten, ſondern auf Alles, was. derſelhey 
fubfipiarifch gewejen war, zu erweitern, um baburch ber Kommune fo viel als möglich verun⸗ 
treute Gelder zurüczuerwerbeg, In biefem Behufe wählte die Verſammlung bie Hessen St Bin 
Borfieher Walter, St.-B. Müpell und Krüger zu den Übrigen Kommilfions: Mitglichern biuzu, 
— Nah dem DOftober- Bericht der Gasbeleuchtungs- Auſtalt find 3 3. 5537. Priyakflauımen im 
Gebrauch. — Der letzte Bericht bes ſtädtiſchen Leihamts zeigt ein Zumehmen ber; Pfünbers. bat 
auf ſolche ausgelichene Capital beträgt 66,074 Thle. — Die zur Einrichtung. einer proviſoriſchen 
Feuerwehr urfprünglich beftimumten 1000 Zplr. finb nicht auszeichenp geweſen. 6 wurden 
durch einen Antrag ber Feuer -Deputatiom weitere 500 This. verlangt und vom. ber Berjamme 
lung bewilligt. — Ueber bie Verzinſung der freiſtädtiſchen Shulpenm eyllärte fi, bie 
Berfammlung wit dem Magiftsate für einverſtander, deß der Bqrichnh deu Haupt Bermaitung, 
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— von 75.000 Thle. nicht, wie von derſelben behauptet wird, feit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1868 fällig ſei, ſondern erſt vom 1. Januar 1869 es ſein werde, und daß ber Magiſtrat 
* nicht die ganzen 76,000 Thle., ſondern nur die nad Abzahlung ber erſten 25,000 Thlr. 
vom 1. — 2.1858 noch übrig gebliebenen 50,000: Thlr. bis zur ratenweiſen Abzahlung mit 

4 pCt. zu verzinſen habe. — Schon wor ‚mehreren Jahren hatte ber Oberförfler Fritſche bei 
oe ng Hela’8 gefunden, daß. die, Ausgaben) der Stabt für diefe Lanbzunge ca. 500 
Thlr, die Einmahmen überſteigen. Es wurbe deshalb ſchon 1856 vom Magiftrat an bie Stabt- 
verordneten · Verſanumlung ber ‚Antrag geftellt, Hela dem Fislus zur umentgelblihen Uebernahme 
mit allen ‚Rechten und Pflichten ‚anzubieten. Die Berſammlung erklärte fih dagegen. Nunmehr 
Hatte ſich jetzt aufs Neue der Magiſtrat an ben St,-B., Horfimeifter Wagner gewendet und 
deſſen Bericht ‚eingeholt, der im Punkte ber Einnahme und Ausgabe ganz übereinftimmend mit 
dem früheren Auſchlage lautete, Demzufolge wurde vom Magiftvat der Antrag von 1856 au 
die Verjanmfung wiederholt, aber vom berfelben wieberum verworfen, unb Hela ſomit als 

Eigenthum ber Stadt behalten, 

B. Elbing, im Novbr. Dein Verwaltungs - Berichte über bem Stand und bie Ber- 
waltung der .hiefigen ‚Gemeinde + Angelegenheiten flir das Jahr 1867 entnehmen wir fernerweit 
folgende Notizen: Deffentlide Bauten. Die in ven Bauauſchlägen pro 1857 mit einem 
Koftenbetrage von 12,846 Thir, 12 Sgr. 1 Pf. vorgefebenen Arbeiten find im MWefentlichen 
ausgeführt. Nachbewilligt find 1096 Thlr. 2 Sgt. für verſchiedene Heine Bauten; gegen bie 
ganze, hiernady zur, Dispofition ſehende Summe von 13,942 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf. ift eine 
Erjpamiß von 458 Thlr. 2 Sgr. 9 Pf. exzielt worden. — Die jeit Jahren projeltirte Gas- 
anſtalt iſt wieber im Anregung gebracht und es ift der Beſchluß gefaßt worben, den Bau für 
Rechnung dev Stadt: andyuführen wozu nach Abzug ber eingegangenen und noch eingehenden, 
des, Eommmune ‚eigemiblimlichen Reutenbriefe eine Anleihe von ca, 65,000 Thlr. erforderlich fein 
wirds, Die Ausführung des Baues wirb hoffentlich bis Ende 1859 zu bewirken ſein. Militair 
Angelegenheiten. Die Bearbeitung ber Stammrollen if ungeachtet aller Bemühungen ber 
Commune ũberwieſen, wodurch der fläbtifchen Berwaltung nicht nur eine micht unerhebliche 
enger ſondern aud eine bebeutende Arbeitslaft verurſacht wird, bie um fo größer if, 

als eine; fortwährenbe nutzloſe Zwijchen- Correfponbeuz mit ber Fönigl. Polizei» Direktion ftatt. 
finden muß, bie bei ber früheren Einrichtung vermieden wurde. — Die fr die Garnifon gemietheten 

Stallungen find mit Hilfe des der Vermietherin bewilligten Vorſchuſſes von mod 600 Thit. 

fo gut als möglich ansgebaut. Im Jahre 1856 find auf das contractmäßige Darlehn von 

2000 ,Thlr. bereits: 1400 Thlr. gezahlt. Der ganze Vorſchuß wird aus der Stallmiethe fuc- 

ceffive ‚eingezogen und find bereits 253 Thir. zurückgezahlt. — An Duartier-Servis und Stall. 
miethe iſt gegen bie fractionsgmäßig angenommene Gtatsjunume von 2513 Tplr. 4 Sr. 4 Pi. 
eine Mehrausgabe,vou;548 Thlr.,9 Sgr. 11 Pf, entflanben, theils wegen ber erhöhten Stall. 
—* theils wegen prompterer Liquidirung des monatlichen Servifes, jo daß im Redhnungs- 
2,1857 bex Betrag für 13 Monate gezahlt worden ift, was ſich im Jahre 1858 ausgleichen 
— Die e künftige Eriminal-Koften-Kente ber Stabt ift auf jährlich 730 Thlr. 
L Januar 1856 ab feftgeftellt. .. Die Eriminal- Koften- Forberung pro 1858, welche ſich 
ben $i tionen bes Bönigl. Kreisgerichts auf 3211 Thlr. 9 Sur. 6 Pf. belief, hat fich 

— Rewonſtrationen weſentlich ermäßigt. 
part tale und Feihamt. Der Sparlafjen- Verkehr iſt im Jahre 1857 ſehr bebeu- 
unb. ber Sparlaffen- Beftand hat am Jahresſchluſſe eine Höhe erreicht, wie niemals 
rege 1. Januar 1857 betrugen bie Einlagen 263,951 Thlr. Der Rejervefonb belief 
33,468 Thlr,, zuſammen 297, 14 Thlr. Im Jahre 1857 wurden neu eingelegt 131,977 
27 Sgr..6 Pf. und ‚116,824 Thle. 10 Sgr. 2 Pf. zurüdgenommen. An Zinfen wur- 
dem ben —5* 812 I, „7 Sort. 2 Pf. zugeſchrieben, bie Einlagen beliefen ſich fomit bis 
ult, 1857. auf 287,226 Ehle, 23 Ggr. 10 Pi., Der Referoefonb erhüßte ſich auf 38,338 Te 
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11 Shr. 2 Pf., fo daß bie Sparlaſſe am Jahresſchluſſe 1857. mit einem Befamintbeftande von 
325,565 Thlr. 5 Syr. abſchloß, d. I. gegen dae Borjahe mehr 28,151 Thlr. 5 Gyr. Unter 
diefen Umftänden wurbe auf Grunb des 8. 21. des GStatuts vorgeſchlagen, ben Reſervefond 
auf 10 pCt. ter Gefammteinlagen zu normiren, um den Mehrbetras fir Eommunalzivede vers 
mwenben zu können. — Ende Dezember 1857 waren 8616 Sparkaſſenbücher im Mmlauf, und 
zwar: 742 Stüd bis incl. 20 Thlr., 919 Städ von-20 bis 50 Thlr. 1059 Stüd von 50 bis 
100 Thlr., 576 Stüd von 100 bis 200 Thlr., 320 Stüd von 200 Thlr. und barliber. 

Der Gefhäftsumfang des Leihamts if auf den normalen Stand zurüdgegangen. Es 
waren am Jahresſchluſſe 19,471 Thlt. anf 7140 Pfänber ausgelichen, gegen 21,798 Thin 
15 Sur. pro 1856. Der Refernefond beträgt 1887 Thlr. 24 Sur. 5 Pf. 

Städtiſche Kener-Gocietät. Die gefamtmte Verficherungsfumme betrug ut. 1856 
1,864,510 Thlr. Es wurden pro 1856 im Jahre 1857 an Beiträgen ausgefährieben 4145 Thlr. 
16 Sgr 6 Pf., und zwar pro 100 Thlr. in Kaffe I. 5°Syr., II. 6 Sgr. 8 Pf., II. 8.Sgri 
4 Pf, IV. 10 Sgr. Im Jahre 1857 waren an Brandihäden zu vergütigen 2862 Thlr. 7 Gar, 
3 Pf., ausgefährieben find mehr 51 Thlr. 1Sgr., alfo 2918 Thlr. 8 Sgr. 3 Ph und zwar 
pro 100 Thlr. in Klaſſe I. 3 Sgr. 6 Pi, II. 4 Sur. 8 Pf., IL 5 Ser. 10 Bf, 1V.7 en 
Die gefammte Verfiherungsfumme ult. 1857 betrug 1,863,540 Thlr. 


b. Po fem 

Pofen, 29, Oftober. Es find in Pofen als ſelbſtſtändige Meifter etabfirt: Schuhmacher 
322, Schneider 200, Tiſchler 140, Bäder 96, Fleiſcher 85, Schlofjer, Bohr- und Zeugſchmiede 
33, Schmiede 27, Töpfer 24, Kürfchner 24, Groß- und Meinböttcher 28, Zimmer u. Schilder 
maler 22, Klempner 22, Barbiere 22, Glaſer 20, Riemer und Sattler 19, Uhrmacher 18, Rad⸗ 
unb Stellmader 17, Buchbinder 17, Zapezierer 16, Kuchenbäcker und Kombitor 16, Putz⸗ 
macherinnen 14, Korbmader 13, Maurermeifter 13, Schiffbauer und Zimmermeifter 18, Golb» 
und Silberarbeiter 13, Pofamentire 11, Buch⸗-, Kunft- und Muſilalienhändler 11, Bilder⸗ nub 
Blnmenmaler 10, Bud » und Steindruder 9, Drechsler I, Handſchuhmacher 9, Bergolder 9, 
Bildhauer und Formfteher 8, Gürtfer und Gelbgieher 8, Hutmader 8, Friſeure 7, Gärtner 
aller Art 7, Färber aller Art 6, Ladirer 6, Nabler 6, Nagelſchmiede 6, Schornfleinfeger 6, 
Wagenbauer 6, Brauer 5, Infrumentenmaher 5, Kupferfchmiede 5, Petſchaftſtecher und Gra⸗ 
veure 5, Steinfeger 5, Bürſtenbinder 4, Gerber4, Seifenfiever 4, Seiler 4, Schleifer 4, Watten« 
macher 4, Tuchſcheerer 3, Kammmacher 3, Mechaniler 8, Steinmetzer 3, Dachbeder 3, Antiquate 
2, Brunnenmacher und Röhrenmeifter 2, Büchſenſchmiede 2, Meſſerſchmiede 2, Schirmmacher 2, 
Strumpfftrider 2, Stärkemacher 2, Zinngießer 2, Cigarrenmacher 2, Machslichtbereiter 1, 
Spritzenmacher und Glodengießer 1, Mafchinenbauer 1, Gypsfigurenfabrilant 1, Holzwaaren⸗ 
verfertiger 1. — Obwohl bie Benöfferung feit 1816 von 21,854 auf 41,000 Seelen fich ver⸗ 
mehrt bat, fo ift doch die Anzahl ber ſelbſtftländigen Meifter nicht überall in gleichem Maaße 
geftiegen. Es gab vor 42 Jahren, 2 Jahre nah dem Aufhören ber kurzen Fremdherrſchaft, 
bier 3. B. Schuhmacher 180, Schneider 107, Tiſchler 40, Bäder 94, Fleiſcher 75, Schloſſer 18; 
Schmiede 13, Töpfer 15, Kürſchner 16, Böttcher 12, Maler 11, Klempner 3, Safer 7 x. 
Wenn auch bei mehreren Gewerfen bie Anzahl der Meifter fi) verbreifacht Kat und ſelbſt in 
nod höherem Maafe ftieg, fo ift diefelbe bei den Bädern und Fleiſchern faft dieſelbe geblieben 
und nur ber Umfang ber Geſchäfte hat fi) vermehrt. Offenbar ift ungeachtet der Gewerbe- 
freiheit feine beliebige Vermehrung der felbfiftänbigen Handwerker möglich, fondern es giebt auch 
bier gewiffe naturgemäße Grenzen, bie willfürfich nicht üÜberfchritten werben können. &o fonnte 
1 Schuhmacher beftehen: 1816 auf 122, 1858 auf 128 Seelen, 1 Schneider 1816 auf 205, 
1858 auf 210 Seelen; dagegen 1 Tifchler damals nur auf 550, jettt auf 300 Seelen, 1 Bäder 
damals auf 233, jest erſt auf 428, 1 Fleifher damals auf 300, jet erſt auf 500 Seelen. Die 
Kenntniß diefer Berpältniffe und ber Umſtände, darch welche eine Steigerung ober Verminderung 
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bebingt wird, finb. von großer Bebeutuug, für ben Saubiwerkerfland, insbefonbere die jungen 
Männer, melche ſich felbAfänbig etabliren wollen. Biele, ſchmerzliche Täuſchungen würden er- 
ſpart werben, wenn folge Erwägungen einer jeden Selbſtſtändigmachung voraugehen würden. 
Po ſen, 15. November. In ber Sitzung der Stadtverordneten am 11, d. Mis. lam 
uunchſt ber Bericht des Magiſtrats über die Verwaltung und ben Staub der Gemeinbeange- 
jegenheiten pro, 1858 zum Bortrag. 
Zuin, 28. Oktober. Unſere Stadt zählt jetzt nahe an 2000 Einwohner, im Jabre 1854 
1772, in der letzten Hälfte bes vorigen Jahrhunderts aber mur 550 Einwohner. Die Ein» 
wohnergaht iM aljo um das Dreifache größer geworben. Früher muß umfere Stadt ein micht 
unbebentenber Drt geweien fein,, da bem Grzbifhof Jakob IL. von bem poluiſchen Fürften 
Boleslan das Vrivilegium ertheilt wurde, bier eine Münzanftalt anzulegen. Diefe hat ſich lange 
Jahre anf ber Stelle befunden, wo jpäter das Dominilanerflofter flanb, und jet das evang. 
Schulgebäude ſich befindet. .. Im 15. Jahrhundert blühte Handel und Wandel, am meiften bie 
Bierbrauerei, da überall das Zniner Bier dem Grätzer gleihgeachtet wurde. Ums Jahr 1550 
wurbe bie erfte Schule angelegt, woſelbſt ber Dichter Clemens Janicki feinen erſten Unterricht 
gemofien ‚hat, ebenſo fpäter Exasmıs Gläsner, ber ale evaugeliſcher Pfarrer zu Grätz fungirte, 
und auch ber. Oberaufieher über alle enangelichen Kirchen und Schulen, , Brubnica. Seit bem 
Johre 1548. befinden ſich evangeliſche Chriften in Znin, welche auf Privatgottesvienft beſchränkt 
waren; Im 16, Jahrhundert hatte Znin ſchon einem. eingerichteten Magiftrat, beftchend aus 
einem Bürgermeifter, einem Mebenbürgermeifter, mehreren Konſuln und einem vereideten Stabt- 
ſchreiber. Die Protololle wurden in lateiniſcher Sprache geführt. Der Bürgermeifter wurde 
ſtets nur auf ein Jahr gemählt.. Ueber bie Schulen Znins muß ein eigener Unſtern gewaltet 
haben, ba, ihrer nur ſeht karg Erwähnung geſchieht, auch im den alten Kämmereirechnungen 
nirgenb etwas zum Gehalte eine® Lehrers ausgeworfen if. 


co Pommern. 


Stettin im Rovember. Die „Nordd. Ztg.“ befpricht bie hieſige Gasbeleuchtungsfrage, 
welche am 3, d. Mis. wieder in ber GStabtvergrbneten» Berjammlung zur Berhanblung kam. 
Sie fagt darüber u. 9: „Bei ber vor Jahren flattgefunbenen Gaseinrichtung wurde den Haus- 
befigern, welche Doppelflammen vor ihren Hänfern wünſchten, barin eine Erleichterung gewährt, 
daß wenn fie bis. zu einem gewiſſen Termine fi bazu meldeten, eine dieſer Flammen von ber 
Stadt unterhalten wurbe, bie andere bagegen mit jährlich 12 Thlr. an die Auftalt bezahlt werben 

Ein ähnliches Verfahren if jetzt bei der Bebauung der Reuftabt eingejhlagen. Cs hat 
bies ben Zwed, die Äberhaupt anzubringenben Gaslaternen nach der Menge ber Privatflammen 
zu reguliren. Wäre das Verlangen anf eine Herabfegung bed Preijes von 12 Thlr. gerichtet, 
ſe würden wir dem entſchieden widerſprechen; der Preis ift ein fo mäßiger, daß er filr die Au- 
nehmlichkeit einer vergrößerten Helligkeit wohl gezahlt werben kann. Nun hat aber theils bie 
ſchlechte und ungenügende Straßen ⸗Erleuchtung manden Hansbefiger der Altftabt auf den Ge- 
banfen gebracht, vor feinem Haufe Ertraflammen anzubringen, theils find mande Häufer neu 
gebaut oder im anderen Beſitz Übergegangen, beren Borbefiger fparen wollten, genug es find 
miehrfach Privat-Straßenflammen angelegt, für welche die Hausbefiger nicht mehr jenen geringen 
Satz von 12 Thle., fonderm bem Preis bes wirklich verbranuten Gaſes bezahlen mußten. Die 
Differenz iR aber bebeutend, ba für die meneren Flammen 22 Thir. 20 Sgr. zu zahlen find, 
Wäre unfere Strafenbeleuchtung genügend, fo würben wir keine Beranlafjung haben, dieſe bobe 
Beftenerung für einen Pugusartifel angerecht zu finden; aber den jegigen Umſtänden ift eine 
Bermehrung der Flammen faſt Bebürfniß. Gegenwärtig find in ber Stabt 573 Stiafen- 
flammen und unter biefen befinden fi 120, bie vom Privaten bezahlt werben, mithin wirb ber 

fünfte Theil der Öffentlichen Beleuchtung von einzelnen Hausbefigern getragen. Welhen Hlüg- 
lichen Anblic würden unfere breiteren Hauptfirahen bieten, wenn jene 120 Slammen wegftelen ? 
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Es ift fomit wünſchenswerth, ben Preis fär alle Privat » Straßenflammen auf 12 Thfr. ſeſtzu⸗ 
fielen; bie Folge wirb gewiß eine Vermehrung berfefben fein. — Der zweite Punkt, um beit 
es ſich handelt, ift eine Erniebrigumg des Gaspreifes Überhaupt, Bon dem Magiſtrat iſt diefer 
Punkt ſchon früher bevorwortet, von ben Stabtverorbneten aber abgelehnt worben. Es iſt dieſer 
Gegenftand aber fo wichtig, daß wir auf bemfelben zurüdkommen. Es find in der Stadt unges 
fähr 9000 Privat- und wie oben erwähnt, 573 öffentliche Klammer, die jührfig cu. 30,000,000 

Cubitfuß Gas verbrauchen. Diefe bedeutende Zunahme bon Privatffammen und ber daraus 
hervorgehende ftarke Conſum hat feit ber Begrlinbung ber Gasanflalt nah und nad Statt ge 
funden, während bie Anlage felbft, jo wie bie Verwaltung nicht im demſelben Mafe ſich ver⸗ 
größert hat. Troß beffen ift noch immer ber hohe Sa von 2 Thlr.'22 Spr. pr. 1000 Enbiff: 
Gas beibehalten worben, umb in Folge beffen haben bie Erträge ber Anftalt eine ungewöhnliche 
Höhe erreicht. Das vorige Jahr brachte 3. B. nach Abzug der Zinfen vom Anlagelapital, ber 
Amortifationsquote und ſammtlichet andern Ausgaben einen Weinerttag von 26,827 The, 
11 Sgr. 2 Pf., alfo von bem Anlagekapital von ca. 275,000 Thle. faſt eine Prüfe son 
10 Prozent. Hätte eine Aktien-Gefellfegaft die Verwaltung der Anftalt, fo müßte man ſich eine 
fo ungebührliche Beftenerimg ſchon gefallen faflen, aber bie Konkurrenz würde, wie in Berlin, 
bald andere Refultate erzielen. So ift es aber die Behörbe felbſt, weiche eine Konkurreng leicht 
abwehren kann, und aus eimem Gegenftanbe, ber fir das allgemeine Bebirfniß nothwendig if, 
eine bedeutende Einnahmequelle macht. Wenn ber Preis für 1000 Kubikfuß Gas um 15 ober 
20 Sr. erniedrigt würde, bliebe immer noch eine hübſche Netto ⸗· Einnahme Abrig. — Wir find 
fogar der Anficht, daf die ſtädtiſche Gasanftalt bei billigeren Preifen durch bett vermehrten 
Conſum eine größere Netto » Einnahme erzielen wird, wenn fie’ gleichzeitig beſtrebt if, beſſeres 
Gas zu liefern. Im letter Zeit find die Magen iiber ihr Fabritat wieder allgetttein und ſehr 
gerechtfertigt. Gutes Gas würde ihr beſonders bei bem jetzigen Delpreifen eine ſtarke Bernieh⸗ 
rung ber Abnehmer fichern. 

Bon den Seitens des Magiftrats zu Stralfund für bie erledigte Bürgermeifterftelle da⸗ 
ſelbſt präfentirten brei Kandidaten iſt der bisherige Kamerarius Hagemeifter zum erfien 
Bürgermeifter der Stadt Stralfumb und von den Seitens bes Magiftrats zu Greifswald für bie 
erfebigte Bürgermeiſterſtelle daſelbſt präfentitten drei Kandidaten iſt der bisherige Syndilus 
Dr. Daniel Ioahim Chriſtian Tehmanm zum Bürgermeifler der Stabt Greifswald ernannt 
worben. (Vergl. Verfaffungsgefeg fir bie Städte und Neu-Vorpommern und Rügen vons 
31. Mai 1858 8. 5. No, 1.) 

— Ce. — Edölin, den 5. November, Bei der heute hier flattgefundenen Bürgermeiflers: 
wahl, filr den im Folge feines hohen Alters am 1, April & I. ausſcheidenden jegigen Bürger« 
meifter Geh. Regierungsrath Bramm fiegte der hiefige Kreisgerichts ⸗Rathh M ällern Es Hatten 
fich zu dieſer Stelle zwölf Eanbidaten gemeldet, barımter auch der befannte Kommerzientath 
Jach maun aus Königeberg. 

d. Säleftien. 

0. Bredlau. Unfere antiguarifchen Beſtrebungen finb doch nicht Kalter! Ontta 
cavat lapidem saepe eadendo — und zuletzt fleigt, was anfangs don Vielen für nutzlos um⸗ 
herſprühender Staub gehalten warb, in bie Luft Über und wirb vom einem eben geathmet - 
und Gemeingut, gemeinfamer Sim und es erfcheint, wenn folde Zukunft Gegenwart geworben, 
gar wunderbar, daß man einft fo viel habe mühen und wirken miätffen, in’s Leben zu rufet, 
was fi dann gar von felbft verfleht. Unfer ratphänslihes MUnz-Kabinet wir eine 
Bervolfländigung erfahren; bei vom ber Stadt gefchlagenen fllbernen und goldenen Münzen, 
bie bisher feinen Hauptinhalt gebildet, werben bie unter preußiſcher Lanbeshofeit geprägten 
Thaler, Halbthaler, Gulben und Meinere Sifberftitde, ſowie die Golbinängen von Frledrich W 
bi® heut in je 1 Erempfare beigefligt werben und bewilligten bie Stadtverordneten bereita bie 
hierfür pprr. erforderte Summe von 150 The. 
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Der Berlehr beim Stadt -Reihaite (meben dem mach eine Zahl gewerblich konzeſſto⸗ 
nictet Beivat- Pfaud · Leihauſtalten beſtthen) hat durch fein Zunehmen, verbunden mit ber Abſicht, 
ve Teil der Betriebsmittel, welche dies Juſtitut bisher won bet Armen-Berwaltung ge 
währt erhielt, ubzuftohen, zu einer Erweiterung des im Statut der ſtädtiſchen Sparlafie 
vernfelben eröffuteten Krebits don 100,000 Thlr. auf 150,000 Thlr. geführt. 

Um eine je Norm für die Behandlung der außerhalb der genehmigten Etats 
zu leiſtenden Ansgaben zu gewinuen, ift ein Regulativ entworfen worden, das, nachdem es 
von der Finanzdeputation perathen, vom Magiſtrat angenommen, ber Stadtverordneten · Ver⸗ 


alob ald werfahren zu loſſen. 
unfere Sleider im Werpältniffe gut Kopfzähl ber Hiefigen Haubwerlet (am 4000 Lehr- 


füge haltende Meiner) {ehe ſchwach beſch icte und von den Meiſtern theils ignorirte, theils 
mit Wegwerfung u has Sountagésſchule für Saudwerklehrlinge“ hat in 
Fleid und Eifer iht Boſtes Lebensjahr qurildigelegt. Der Magiſtrat hat eine Remuneration 
Hor 168 Thlr. für die dabet wirtenden Lehrer beantragt und bie Stabtverorbnieten haben bei⸗ 
geffimmt. — Die minlung wahre babet BVeranlaffiing, dem Gründer nnd Reiter ber 
Lehr⸗ Auftalt, Hanptlehter Herm Stüge, fir feine umeritiidete dem Gedeihen ber Säule 

Tpätigteit die voline Artesfeittitng anszufptedhen, zur Bethätigung berjelben ben 
Magſtrat anziıgehen, pie in dem Dahresbetichte enthaltenen Borſchläge zur Befeitigung 
ves unregelmäßigen Schulbe fuchs don einer debentenden Zahl ber Handwerls · Lehr⸗ 
nnge in Eiwãgung zur ziehen und fie, ſoweit die Geſetzgebung das Material dazu ar die Hand 
giebt; zur Aucfuhrung zu bringen, bei Mirfftelling des nädmjäprigen Etats aber eine Erhöhung 
des Reimniterationg-Vetrage® mit Rucſicht anf Gerrit Stütze ins Ange zit faſſen, um zu einer 
fo erfolgreichen Wirkfamfeit als bie feinige aufzumuntern. 

At 19. November d. Ss endlich; Madden ber Pfeilereinſtutz des vorjahrigen Oltobers 
die eigentliche 600jãhrige Einweihungs ⸗Jubelſeier gefreingt , bat bie Wieder ⸗ Uebergabe der fäbt. 
Etijaberh-Haupt- und Pfarttirche am die öffentliche Gottesbienftübung flattgefunden. 
a taven in uönig ungeiäehet gemaiit, de er hat bet Bortfeil ad) fi geführt, bab AN 
gräffigen Neubau ber eingeftiltgten Pfeiler und durch Untetſuchmig ber übrigent eine nun größere 
Sicherheit fir das Gebãude ib beffen Beſucher erreicht worden. Die Erneuerungen im In« 
nern find im Größe eines guten Seſchmads und Urtheils angeführt, viele Private haben — 
vurch Reſtauration don Femiliendenln enhmlich mitgewirlt, von Bilderſtürmerei hat 
man ſich ziemlich fern gehalten. Zur Feſtfeier warb am Botabend geläntet und vom erleuch⸗ 
teten Thurmtrange herab etſchollen Pojatinen-Ehoräle; am 19. Imakiger Gottesbienft mit be- 
ſonvern Feierlichteiten. Die deſtorrnung zit anleltendem Wort ward in zahlreichen Erem- 


an t 

Bei der gebachten eier erſchienen bie Stadtverbroneten zum erften Male wieber 
ihren burch Kabineis · Ordte vom 12; Oftobet €. „wieberberlichenren“ goldenen Amts 
retten. Beſchtuh in dahin ‚Hefaßt werben, daß ein jeber feine Kette mährenb ſeitiet Amtedauer 
in eigerier Berroahrtitig behält. Ihh Wiedergewahrung ber fllbernen Ketten file die Bezirie- 


werben. 
In einer Watb art bie auteſenden Wertteter des Magiſtrats 
pie Frage gerichtet: ob ſcheu Einfeituingen getroffen feien, wm vie bereite beſchloſſene Nieder» 
reihung bes Leimoombhaufes ind Wert zii Teen? anf erfolgte bie Antwort, daß, weil man 
dae Leluwandhaus als einen mettwurdigen, alterthümlichen Bau betrachte, man die geſetzliche 
ver Kömigl. Regierung, event, bee Minifterhume dazu werde einholen müſſen. 
n mim das Gebäube int feinen merköikebigfien Theilen zu erhalten, dürfte wahrſcheinlich nur 
ein Umbau deffelben geflattet feit. Dieler Anogang wülrde allerbing® einem auderen Projelt, 
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welches bei einem großen Theile des Kolleginms Anklang zu finden ſcheint, vollſtändig entge- 
gentreten, nämlich: die ganze weſtliche Seite: des die Mitte bes Ringes i. &: Marltplatzes be» 
ſetzenden ausgedehnten Häuſer-Quadrats ſtädtiſcherſeits zu acquiricen, und, nachdem man fich 
wegen ber „Hauptwache“ mit dem Militärfislus ins Einvernehmen geſetzt, eines ber großartige 
ſten und ſchönſten Gebäube zu errichten, welches bie ganze: Front einnehme, bie Hauptwache, 
ben Siungsjaal des Stabtverorbneten-Kollegiums nebſt den nöthigen Bureaus, bie Räume für 
ein „Schlefiihes Muſeum“ ꝛc. enthalte, und in den Barterre-Lolalen bie prachtvollſten Läden 
beſitze. Man würde auf dieſe Weiſe nicht nur eine der ſchönſten Zierden Breslaus erhalten, 
ſondern auch dem Gebäude durch Vorrücken der Fluchtlinie (mas ıfır im dieſem Falle erlaubt 
werben wülrde) eine größere Räumlichkeit verſchaffen. Die bedeutenden Einnahmen an Miethen 
für die Läden ıc. würden gewiß einen folden Ertrag geben, daß nicht nur das verwendete Ka⸗ 
pital verzinft, ſondern vielleicht in einem Zeitraum vom 50 Jahren amortifirt ſein dürfte. 
Diefem jehr jhönen Plane flehen zwar die bebeutenden Geldkoſten entgegen, wohl. ‚aber. fommt 
ihm das Bedikefniß zu flatten, jo bald ala möglich eim paffenderes Lolal für das. Stadtverord⸗ 
neten-Rollegium zu erhalten. Die Leinwand» Marktfleranten würden fi in Bauben zurüdziehen; 
ſofern nicht eine Privatgejelichaft einen dergl. Bazar einrichte, was wahrſcheinlich iſt. — Auch 
andere Berihönerungspläne, z. B. bie Kafftrung ‘des Abladeplatzes auf ber Promenade, befinden 
ih im „Schweben". Die Feuerwehr aber, am ber es gründlich gebricht, wir) mm mohl 
doch geboren werben; wenigftens fol für fie ein Webungsgerüfte im Marſtall gebaut werden 
und find bie betreffenden Arbeiten und ‚Lieferungen bereits in Accorb gegeben, Was fehlt, iſt 
eine energiſche, jhonungslos durchgreifende Konftitution für das Löſch- und Rettungsweſen gauz 
auf militäriihem oder ſeemänniſchen Disziplinarfuß. Bei der. fogenannten bürgerlichen Löſch⸗ 
billfe wie beim freiwilligen Rettungsverein ift die Disziplin „gleich lau, viele Einzelne leiſten 
Trefjliches — aber ehe die Mafchine in Gang kommt, ift die beſte Zeit vorüber. Auch Sprigen- 
Beipannung müßte ſtets bereit fliehen. 

Mit den Umbauten und Berbefferungen im ſtädt. Schlachthofe hat bie Kommune 
ein ganz gutes Geſchäft gemacht, die Pacht mehrt fih und wird noch fteigen, wenn bie wenigen, 
noch beſtehenden Privatſchlachtſtätten aufgehört haben werben. Noch befjer wäre das Geſchäft 
gewejen, wenn man gewagt hätte, einmal ins Große zu arbeiten: einen neuen, räumlichen, auch 
die Zukunft in Rüdfiht nehmenden und für alle technifchen Berbefferungen Boden bietenbem 
Schlachthof außerhalb ver Stadt zu erbauen. Mit dem jegigen wirb bod nur auf kurze Zeit geholfen 
fein. Die nad der Over zu belegenen hölzeruen Anbaue, „Schöppen“ genannt, veichen: ſchon 
für die Schlachtung bes Keinpiehes ‚nicht mehr zu und forbern 2071 Thlr. für Anbau einen 
neuen Schöppe. Stabtverorbnete haben beantragt, Magiftrat möge bie noch übrigen baulichen. 
Bebürfniffe des Schlachthofs zufammenfaflen und nicht vereinzelt zur Erledigung bringen. — 

Einem von der Frau Joh. Jul, verw. Ernſt geb, Meyer durch das Teſtament vom 
14, November 1815 nad dem Tode des Dr. phil. Mil zu Lieguig dem Hofpital zu Beruharbin; 
überwielenen Bermädtnifje von 1500 Thlr. ift nad Wbleben ‚des genannten. Nutzuießers bie 
lanbesherrlihe Genehmigung extheilt, worden. — Die im Hofpitaf „zum heil. Geift“. verftoxrbene 
Hofpitalitin, verw. Polizei-Sergeant Unna Haber, hat behufs Anlage einer, Röhrwaffer-Leitung) 
in das Hojpital-Gehöfte diefer Anftalt ein Kapital von 200 Thlr. in Schleſiſchen 3)Aprogentigen; 
Pfaudbrieſen legtwillig zugewendet. — Der Morig Iſaak Caro'ſchen Stiftung zur. Beihaf- 
jung von Wohnungen für unbemittelte Perfonen jüdiſchen Glaubens im Lebensalter von 
über 50 Jahren, ift ebenfall® die landesherrliche Genehmigung: ertheilt. 

Bei Schluß dieſes Berichts erfahren wir aus ber „P. C.“, daß ber hiefigen ſogenaunten 
‚Kanfmannjchaft“, dem ehemaligen „Consilium mereatorum", bie in der Menzeit 
zur Vereinigung lediglich privaten Charakters geworben, ber Name „Berein hriflicer 
Kaufleute zu Breslau“ und bie Rechte einer juriftiichen Perfon ertheilt find. Ju früheren 
Aufjägen biejer Monatsjchrift it ber genannten Korporation ausführlich Erwähnung geſchehen. 


— 


Die Berhand lang ber“ Stabtverortineten'- Berſammlung "bon, Goͤrlitz wegen: Neuwahl) 
einer Kommnunal⸗ Landtags · Abgeordneten an: Stelle des Herrn Kämmerers Richtſteig ift von der 
vorgeſetzten Behörbe file mull und michtig erklärt: worden, weil bie: lAtägige Snfinuntlonsfrift 
nicht inne gehalten: worbew if. — Görlig iſt eine Stadt des Fortſchritts. Wie. fleißig: man 
hier ge bamt hat, möge man daraus entuehmen, daß in dieſem Jahre 41 neue Wohnhäuſer 
zu bauen augefaugen und nicht viele weniger im vor, Jahre begonnene vollendet worben find. 
Im: Ganzen waren polizeilich 280 theils größere, theild Heinere Bauten angemeldet, unter benen 
ſich mehrere Fabrilgebäude mit Dampfichornfieinen umb ; viele umfängliche Umbaue von. alten 
BWohnhäufern, ſowie neu errichtete Mebengebäube. befinden, Auch einer Sternwarte befikt 
Gorlitz, wie ſonſt nur Grofftädte und die Sitze won Alabemien zu haben pflegen, md ywor 
anf,einem,beshalb iiber dem Schulgebäude errichteten Thurme; ihr Euftos if Realſchul ⸗Ober⸗ 
lehrer Dr. Meiwald. Das für Gymmafium und Renlfchule ‚gemeinfam errichtete Gebäude 
umfaßt auch eine, Anla, einen Mufit- und einen Turuſaal. Die Sternwarte iſt mit bezüglichen 
Apparaten reichlich verſehen. — Auch in wirihſchaftlicher Beziehung gebt bie Stabt auf guter 
Bahn ihre Onsbelenchtumg- kaun fie ‚immer weiter ausdehnen, und im vor. I. hat fie 10000 
Thaler Meberichäfie davon gehabt, 

Fir Hainau tritt. an Stelle des Bürgerrettungs⸗Inſtituts“ eine mit der Sparkaſſe 
verbundene Darlehnslaſſe, welche gegen. Sicherſtellung auch „Nichtbärgern“ (mas find das nad 
ber’ neuen Gemeinde⸗Ordnung für Leute?) Vorſchüſſe bis zu 50 Thlr. gewährt, 

Ueber das durch Dr. Sammiter georbnete Stadtarchiv zu Liegnitz wirb Folgenbes 
mitgetheilt: Die erſte und ältefte, Urkunde, datirt von 1252, ‚die letzte und jüngfte vom 1856, 
Das Geſammt⸗Archiv enthält 757 Hanpt- und 300, Unter-Mummern, in Summa aljo 1057 
Urtunden nud werthuolle Dokumente... Alle Urkunden find jorgfältig geſäubert, die beſchädigten 
mit: Borfiht im Papier eingeihlagen, ſämmtliche Siegel aber in dazu paſſende Papier-Enveloppen 
eingebüllt worben: edem Schublaften iſt ein Verzeichniß aller darin befindlichen Urkunden 
mit dem gebrängten Inhalte umd der Jahreszahl der Abfafjung beigefllgt,- wodurch eine Ueber» 
fiht des widtigften Theiles der Geſchichte von Liegnig in nuce vorliegt. Unter ‚ven Urkunden 
und. Dokumenten, befinden ſich die unfhägbaren, eigenhändig, gefchriebenen Werte bes am 
3, Juli 1454 auf dem Martte vor dem Rathhaufe hierſelbſt enthaupteten Bürgermeifters Am» 
brofius Bitichenz desgleichen ein- jogenanntes Blutbuch aus Liegnig von 13808—1356; fermer 
16, mit einem; Griffel beſchriebene Wachstafeln, die leider zum Theil erheblich ledirt find. Cinb 
biefer intereffanten Dokumente, d. d. 1891, iR von Dr. Sammter entziffert werben, Es iſt ein 
Hppothetemfhein. + Weiter find vorhanden: einige Meſſer von Mördern und Miffetpätern, wormit 
Berbrechen ausgeführt: wurden; eine Büchſe mit Münzen. und Amuletten aus einem Thurm- 
nopfe, und ein Schächtelchen mit Goldſand, wahrſcheinlich aus dem ehemaligen Bergwerlen bei 
Goldberg. ; Zur. DOrientivung in ber Urkunden» und Dolumenten- Sommlung find 3 Holiants 
bücher als Sad unb chronologiſches Regifter- vorhanden, fo daß man jeben Gegenſtaud leicht 
ans. dem umfangreichen Gangen herausfinden kann. Die Behörben haben ſich über die Arbeit 
det De. S.-befobigend geäußert... Derfelbe hat noch folgende 3, ı bereits acceplirte Auträge ger 
fielt; 1) dafi.jpäter eim derartiges Orbnen auch mit dem vielen, noch in den andern Tolalen 
de8. Rathhaufes befindlichen: Schriftichäyen aus früperer: Zeit vorgenommen werde; 2) durq 
einen Aufruf in öffentlichen Blättern die Eigentümer. vom Dokumenten, welde auf Liegnitz 
Bezug ‚haben, ‚aufzuforbern, dieſelben dem hieſigen Stadtarchive einzuverleiben ; 3) jemanden zu 
beftellen, ber die Aufficht Über das Archiv führe, baffelbe durch gewiſſenhafte Aufzeichnung 
neuer Ereignifje,erweitere und für bie Konfervirung bes Ganzen verantwortlich ſei 

Für genannte Stadt ſchweben feit Lange Verhandlungen über Hereinziehung ber Borfläbte 
in den Schlacht umd Mahlſtener⸗Bezirl umter Abnahme der Klaſſenſteuerpflicht von denſelben. 
Schwierigkeiten lolaler Natut ſſehen im Wege. — Die. Gehalte für die Lehrer am Oymnafium 
find Seitens, der Stabt- durch -jäprlihen Zuſchuß von 878 Thlru. vermehrt worden, Das 


64 Schüler, Die Beihafiung eines Laboratoriumse uud anderer Bebürfmifle für biefe Knfait 
ſteht in naher Ausfiht. Die Handwerler⸗Fortbildungsſchule wird von ta. 100 Lehrlingen be⸗ 
ſucht. Leiber wird biefe Umterrichte-Anftalt auch hier won Selten der Gewerbetreibenven immer 
noch nicht in der Weife beridfichtigt, wie ſie es verdient! Das Taubfiummen + Iuftitmt verlor 
umnlängft feinen verbienftvollen Direktor Schröter durch ben Tod, DegieruugsiChefsPräfident, 
Graf v. Zeblig-Trügfchler, und mehrere Wohltpäter gründeten jedoch einen Verein, deffen Ten 
benz das Beftehen ber Anftalt im ſichere Musficht Mlellt, fie diefen Zwech fdpenkte der Gtabt« 
und Kommerzienrath Rawitſcher 500 Thlt., die Stadt betheiligte ſich mit einem jähel, Beitrage 
von 100 Thlem. — Der Borſchußverein zählt 268 Mitglieder, RapitalEinlagen 14,700 
Thlr., Ausgaben (103 Darlehen) 13,000 Tür, 

Zu Köwenberg beftritt der Stabtverorbueten-Vorfteher in einer Sitzuug dem Beticht⸗ 
erftatter über die Verhandlungen derſelben für bie Wodhenblätter des Ortes das Meiht ber Des 
urtheilung. Die Zeitungen theilen bierliber Folgendes mit: Der Berihterflatter habe von bett 
ihm zuftehenden Rechte ber Beurtheilung noch niemals Gebrauch gemacht, ſondern allein bas 
oft beliebte Ausſchließen der Deffemtlichleit mit kurzen Worten in feinem Berichte gerügt. Auf 
eine Beſchwerde des Neferenten bei der Kömigl, Regierung fei bemfelben bon eng 
worben, baf zur Wahrung feines Nechtes dem Borſteher der geeignete Beſcheid nn 
Letzteres fei nun allerbings geſchehen, jedoch durch den Mugifitats» Dirigenten, Da niln 
Magiſtrat und Stapiverorbnete Loorbiniet find, fo Habe man erwarten follen, baß bie Se 
vorgefeßte Iuſtang, das Königl, Laudrathamt, fü die Uebermittelung jenes Tabelsvotuns aus⸗ 
erfehen werben wiirde, — Wie ber Wirth des Meinen läublichen Gruudbefiges 
feigt, belegt die aus Wötvenberg gemeldete Thatfache, da bie Berpachtung eines zum Ränntiereis 
Borwerle gehörigen Gebiets im Ganzen unterbleiben muhte, wogegen es daun im einpelmen 
Parzellen ansgeiban, ven doppelten Betrag von früher ergab, oder nach auderem Berichte 
jögar ca, 3600 flatt 1200 Thlr. 

Der frädtifche Hauchalt von Metffe geſtaltet ſich mach dem bffentlich ausgelegten Entomef 
zum Hanptetat für das Jahr 1859 wie folgt: Einnahme: 1) An beftlänbigen Gefällen von 
Mädrifcherr und ländlichen Grutidſtüden: 1049 Thlr. 29 Sgr. gegen voriges Jahr in Folge der 
beendeten Ablöfungen um 260 Thle, 21 Sgr. 9 Pf. weniger; 2) am unbefländigen Gefällen: 
3625 Thle. 2 Spr. 4 Pf.; 8) an Mant-, Marltrecht⸗ und Bichauftrichegefällen und Mierhzine 
von der Stabtionage: 1742 Thlt. 8 Sgr. 2 Pf.; 4) att Meberfhüffen: «) aus den — 
gütern Gräferei, Banle und Preiland? 7162 Thlr., b) aus ben Forſten im 
inhalt don 3356 Morgen: 14,708 Thle. 18 Gyr. 7 Pf., e) aus pwei Fiegelelen: 3908 Ce, 
4 Sgr.; 5) Pachtzins don 743 Morgen parjellenweiſe verpachteten, meiſt nahe an bet Stadi 
gelegenen Ardern uud Wiefen: 8564 Thlr. 1Sgr.; 6) Miethzins fr einige Plätse in der Stabtr 
14 Thlr. 20 Sgr.; 7) Ueberichüfle aus dem Verlauf von Rohrholz: 50 The; 8) Miethzine 
aus ſtadtiſchen Gebätben: 1684 Thlr.; 9 am Steuern: a) direkte: 8462 Ehe. 27 Sur. 8 Pfr 
b) Kommmnal-Antheil an ber Mahl⸗, Schlacht und Braumalzſtener uudevom Moberttage 
ber Staatsmahlfleuer: 15,012 Thlr. 11 Sgr. 5 Pf.; c) am Himbeflener 185 Thle 15 Gar; 
10) an Zinfen von 64,507 Thlt. 18 Sgr. 5 Pf. Altiv⸗Kapitalien: 2465 Thlr. 19Sgt. 7 Pf.; 
11) unvorbergefehene Einuahmen: 835 Thlr. 28 Gyr. 3 Pf. Die Gefamint-Eindahme ber 
trägt: 62,200 Thfe, — Wusaaben. 1) Allgemeine Berwaltungstoften: a) Beſolbungen: 8418 
Thlr.; b) Diäten und Fuhrlöften : 452 Chir. 8 Gyr. 10 Pf.; e) Remunerationen: 105 Th ; 
4) Screibiiaterinfien, Pichte, Druckoſten und Bibfiothel: 821 Thir. 27 Sgr.; ©) Beheitzung 
und Brennmtaterialien: 606 Thlr. 8 Ggt.; f) Penfionet: 718 Thir. 15 Sar.; 2) Mir das 
Bautvefen: 10,100 Thir. 24 Sgr. 6 Pf.; 3) zur Berſicherung ber Rommmmal-@ebänbe gegen 
Feuerſchaden 1000 Thit.; 4) Yuichüfe: a) zu bem Elementarfdulen: 4268 hr. ’20 Ser. 7 Bf 
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By jur Kealſchule? 3230° Thlr. 19 Spt.; e) zur Sonntag ⸗ und Gewerbefäule: 148 Thlt. 
5) anf Armen» und Kranlenpflege: 7818 Thlt. 10 Sgt. 1 Bf.; 6) Oeffentliche Abgaben ud 
Laſten intl. 4250 Thlr. Königl. Serois: 7444 The. 9 Gar. 10 Pf.; 7) für Wafferläitungen, 
Beleuchtung und Bereinigung der Straßen: 2995 Thlr. 10 Sgr. I Pf.; 8) Sicherheitspflege: 
973 Thlr. 15 Sar.; 9 Gerichtsfoften: 150 Thlr. 24 Sgr.; 10) zur Berzinfung der Stabt- 
ſchulden: 1761 Thlr. 6 Pf; 14) zur Schuldentilgung: 1900 Thfe.; 12) auf einen bevorſte⸗ 
henden Bau werden refervirt : 8500 Thfr.; 13) Einquartierungs- und Dlarfchderpflegungsgelber: 
250 Thlr.> 14) unvorbergefehene Auegaben: 551 Thlt. 23 Gyr. 11 Pf. Die Gefammt- 
Ansgabe beträgt: 62,200 Thlr. | \ | 

Die Sharkaffe vor Militſch finder ungemeinen Anklang. Seit ber kurzen Zeit ihres 
Beſtehens (fie wurde am 15. Auguſt d. I. eröffnet) wurden bereits 600 Thle. in diefelbe ein» 
gezahlt, ein um fo beachtenewerthes Ergebniß, als in obiger Simmme fehr viele Einlagen von 
den Heinften Beträgen mit inbegriffen find; es erweiſet fich hieraus wohl genügend, bafi mit 
der Begrundung der Sparlaffe ein witkliches Bedürfnißz Abhilfe gefunden hat, 

Zam Vihrgermeifler bon Dels gewählt warb aus 8 in enge Wahl genommener Kanbi 
baten Neg.-Referendbar Mappe® and Bromberg. 

Die Hülfe und Darfehnnskaffe, vormalige Bürger-Bant, zu Oppeln bat im abgelaufenen 
Bertsaftiinigejahre 1505 Ehlr. eingenommen und 1052 Thlr. ausgegeben; es wurden in biefem 
Jahre 87 Darlehne von zufainmen BER THr., and feit dem 1Ojährigen Beftchen berfelben über⸗ 
haupt 660 Darlehen im Betrage von 5153 Täler, ausgelichen. 

Zu Schweidnig tritt ab 1. Jauuar 1859 eine Gemeinde-Eintommenfteuer in 
Kraft. Dem Tarif zufolge find 36 Steuerllaffen angenommen. Der riebrigfte Steuerſatz gilt 
fl das Einkominen von 60 Bis ertt 70 Thlr., namlich monatfih 2 Sgr., ber höchſte für ein 
Eintömmten bon 3200 The. und barfßer, nämlich 2%, Prozent. Es tritt biefe Steuer au 
Sielle der biehetigen, ſonach neu geregelten „Kommtunalfleier”, Als ein ſicheres Zeichen zu⸗ 
nehmender Berarmung wird von hier angeführt, daß die Aniprüdhe anf Unterſiüung aus bem 
Armenfonde im den letzten Jahren ſich fehr gemehrt haben. Im Yahre 1857 belief ſich die 
Summe des daflte verwendeten Geldes anf 7022 Thlr., welcher Betrag nur zum kleineren 
Theile ans den Zinfen der für dieſen Zwech geftifteten Legate gedeckt wurde fo haft 5607 Thlr. 
18 Sar. 5 Pf. aus Kmnmeteimitteln gugefchoffen werden mußten. — Was bie Verpflegung 
ber Bürgerhofpitafiten anbelangt, fo wurden im verfloſſenen Jahre im Ganzen anf deren Ber- 
pflegung -1879 Thlr. 1 Sgr. 3 Pf verwendet, wovon ſotoohl die Bürger, melche fich wirklich 
im doſpitat beſanden, als auch diejenigen, weiche unter dem Namen „Hofpitaliten“ außerhalb 
des Hoſpitals Unterſtützung erhalten, bedacht morben ſind. Das jetzt beſtehende Holpitat Mr 
zum Theil aus den ſehr alten Stiftungen zu St. Michael und St. Ichaunes entflanben. — 
Fir die drei Motiate Januar bis März fol, wie ſeit mehreren Jahren, ein Theil ber Armen 
Unterftititng in Geſtalt von Suppen aus der Armenhausküiche verabteicht werden ud find zut 
Vermehrung des Feubde hierfür wieberum Sammlungen durch die Beretsnorficher veranſtaltet 
worden. 

Zrachenberg forgt mit dem für die Kommune möglichen Geldaufwande für ſeine Schu⸗ 
len durch Auſbeſſeruug bet Lehrergehalte und Errichtung Heuer Klafſen. Mich bie bioher noch 
ablichen Reujahrs- und Oſterumg änge für bie Geiſtlichen und Lehter find dor zei 
Jahren abgeſchafft toren, wogegen bie Kämmereitaſſe den Berechtigten jährlich 172 Thlr. ale 
Entjhädigung zahlt. Trotz aller dieſet Borſotge Fir die Werbefferung und Erweiterung ber 
Spule würde bei den hiefigen Werhäftiffen die Errichtung von noch 2 Klaſſen fir die höhere 
Ausbifbung der Jugend recht ſehr wünſchenswerth fein. ' 

Der Stabthaushalt-Bericht vom Waldenburg beflagte bei ſteigenden Mohr 
mumgsmatıget namentlich für bie arbeitende Bevdllerung bei berem fleter Bımahme. Die beiben 
Mäbeifchen Werten» und Krankerihäufer find überfillt, und es iſt nicht abzufehen, wie ferner 
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obdachloſen Perſonen anfgeholfen werben foll. Geſammtbevbllerung ber Stabt jet ca. 4800 
Köpfe. Die neue katholische Schule wurde befucht von 127 Knaben und 143 Mäpchen, zufammen 
270 Kindern. Die evangeliihe dagegen von 338 Knaben und 308 Mädchen, zufammen 646 
Kindern. Der Schulbefuh hat ſich demnach gegen voriges Jahr nicht mubebeutenb vermehrt. 
Die Armenpflege hat 1284 Thlr. 16 Sgr. geloftet. Da mun bie Einnahme nur 866 Thlr. 
28 Sgr. 9 Pf. betrug, jo mußten 917 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf. anderweit aufgebracht werben. 
Das Bermögen ber Sparlafje beträgt 14,869 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf. 1857 waren Einlagen 
4308 Thlr. 16 Sgr. 2 Pf., zurüdgezogen wurden 3479 Thlr. 6 Sgr, 10 Pf., mithin mehr 
Einlage 829 Thlr. 9 Sgr. 4 Pf. An Einzugs- und Hausflanbsgeld find im Jahre 1857 634 
Thlr, eingelommen, dieſe haben 83 Berfonen, 73 Fremde und 10 Einheimifche, aufgebracht. 
Die Geſammtſchuldenlaſt der Kommune beträgt gegenwärtig no 30,939 Thlr. Die Kommunal« 
Abgaben werben mit 100 Prozent zur Klaffenfteuer erhoben. Die Gasbeleudhtungslofen 
belaufen fih auf 4 Pf. pro Stunde und Flamme, 

Für die Stadtverordneten-Wahlen giebt fih am mehreren Orten eine gefleigerte Leb⸗ 
baftigfeit fund. If dies, ohne Zweifel in geiftigem Zufammenhange mit Borgängen auf dem 
politifhen Boden in Preußen, nicht ſchon ein Beleg für das in Heft X. dieſes Blattes über 
ben Gegenftand Gefagte? Noch iſt die Theilnahme keine orgamifirte; in Slogan z.B. zer- 
fplitterten bie Stimmen der 3. Abtheilung fo, daß für alle 5 zu wählenben eine Neuwahl noth⸗ 
wenbig wird, und in Liegnitz fpielten lonfeſſionelle und politiſche Parteifirbungen in. ben 
Wahlalt hinein. Slogan hat im kommenden Jahre eine Bürgermeifterwapl zu voll» 
ziehen, ba die Amtsdauer bes Herru v. Unwerth abgelaufen ift. 

N. Görlig, 20. November, Wie bie leblofen Maſſen für lebloſe Körper, fo haben bie 
lebendigen großen Städte eine Anziehungskcaft für die Provinz, in ber fie liegen. Wo Tau- 
fende ihren Unterhalt finden und fi wohl fühlen, ba werben auch nod wenige Einzelne Unter» 
fommen und Brod finden, — das ift die Logik, welde fo viele namentlih arme Inbivibnen 
und Familien in die Städte zieht. Die Armen-Berbände größerer Stäbte leiden empfiudlich 
unter biefem Umftand. Jährlich fleigern fi die Ausgabe-Etats der Armenlaffe, unb am ber 
beutenbften ift diefe Steigerung gerade an dem Orten, wo ein Fräftiges Emporblühen, ein zu« 
nehmender Wohlftand, dag Gegentheil erwarten liefen. Natürlich ſuchen ba bie Vertreter ber 
großen Armenverbände, um ihre Armenlaſſen vor Ueberlaftung zu jhügen, dem Anziehen unbe 
mittelter Berfonen nach Möglichkeit entgegen zu wirken, und biefelben, ſoweit es geſetzlich zuläffig 
if, in ihre Heimath zurildzumweifen. Eben fo natürlich iſt es aber, daß bie Heinen Armenver- 
bänbe ſich nad Kräften weigern und firäuben, diejenigen Armen wieder aufzunehmen, welche 
fie einmal glüdlich 108 geworben find, und daß auf biefe Weiſo eine Menge Konflikte entfiehen. 

Auch unfere Armen-Direltion hat mit ben Armenverbänden verſchiedener Heiner Ort« 
haften in ber Umgegend ihre Kämpfe zu beflehen, und es ift zu bebauern, daß biefe Borgänge, 
bie im ihren Folgen für die Entwidelung unferes fläbtifchen Lebens von amferorbentlicher und 
Jedenfalls größerer Wichtigkeit find, als mande andere viel beiprochene Gegenftänbe, jo ſelten 
zur Renntniß des Publilums kommen. 

So  dilrfte unter andern ein Fall, ber uns vor Kurzem zufällig belannt geworben ift, 
für alle die, welde unferen öffentlichen Angelegenheiten einige Theilnahme ſcheulen, von bejon- 
berem Intereſſe fein. 

Eine arme Familie zog ans einem Orte im der Umgegenb hierher, und mußte, ba ſich 
ber Familienvater ein nothdürftiges Unterlommen beichafft hatte, und trotz feiner motorifhen 
Armuth, wiber alles Erwarten das vorgejchriebene Einzugsgeld erlegte, von ber fläbt, Behörde 
in die Lifte der Gemeinde-Einwohner eingetragen werben. Bald nach ihrem Anzuge flellte ſich 
bie gänzlie Bermögenslofigleit der Leute heraus, und als noch dazu binnen Kurzem ba Haupt 
ber Familie erkrankte und flarb, mußte bie hinterbliebene Frau mit den Kindern gerabezu aus 
Öffentlichen Mitteln erhalten werben. Die Anmen-Diveltion forderte deshalb ben Armeuverbaud 
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in der früheren Heimath der Familie auf, file dieſelbe zu ſorgen. Dazu wollte ſich biefer aber 
wicht verftehen ; er ftüßte feine Weigerung auf eine Beſtimmung des Geſetzes über die Armen⸗ 
pflege, mach welder: „diejenige Gemeinde für einen Armen zu forgen hat, im welcher berjelbe 
ausdrücklich als Mitglied aufgenommen worbem if’, und behamptete, bie fragliche Familie fei 
in Görlig ausbrüdlih aufgenommen worben, weil ber. verftorbene Familienvater das Einjugs- 
geld bezahlt habe und in bie Lifte ber Gemeindemitglieber eingetragen worden jei. — Eine güt⸗ 
liche Beilegung dec Sache war nicht möglich; es mußte eine Entſcheidung der Regierung bean- 
tragt werben. Diefes Refolut hat zu Gunften ber hiefigen Armen-Direltion den wichtigen 
Gruudſatz ansgefprochen: 
„baß die Entrihtung bes Einyugsgelbes allein, und die bamit ver 
'bundene Eintragung in die Liſte ber Gemeinde-Einwohner night 
als eine ausbrüdlihe Aufnahme unter bie Gemeindeglieder anyu- 
’ jehen ſei.“ 
Die Lehre, die ſich ans biefer Entſcheidung viele hierher ziehende Familien, und mande Ge. 
meinde, bie bemüht if, ihre Armen 108 zu werben, entnehmen fönnen, wirb für die bief. Armen 
kaffe von nicht geringem Vortheil fein, 
e. Brandenburg. 

Berlin, im November. In ber am 28. v. Mis. abgehaltenen Siyung der Stabt: 
berorbneten · Berfammlung wurde ein von bem Vorſtand der hiefigen Vollsbibliothelen an bey 
Magiſtrat geftelter Antrag mitgetheilt, durch melden bie Kommmmalbehörben erfucht erben, 
ftatt ber biöherigen, immer nur jahresweife bemilligten Unterftügung eine beflimmte immer- 
währende Unterffügung von 1500 Thlr. jährlich zu gewähren, wofür der Kom- 
mune das jet vorhandene Kapital von 5000 Thlr. und bie ben Berein etwa noch zufallenden 
Schenkungen überwiefen werben jollten. Der Berein hatte fih an Ge. Königl. Hoheit ben 
Prinz-Regenten gewendet, ber ſich Über bie Leiftungen beffelben fehr huldvoll ausgeſprochen und 
bem vorgeſchlagenen Arrangement feine Billigung gezollt hatte. Der Magifitat war mit dem 
Antrag einverflanden geweſen, die Berfammlung beihloß, ihm mäber zu treten und bie Ange 
legenheit einer gemiſchten Deputation zu übergeben. — Der Borftand ber Petrilirche if jept 
vorftellig geworben, ihm das aus dem Leichenfuhrpachtſonds vorgeſchoſſene Kapital von 
35,800 Thalern fernerweit zinslos zu befafjen, wonach er daſſelbe allmälig abtragen wollte, 
und bie bisher anfgelaufenen rückſtäudigen Zinfen nieberzufhlagen. Die Verſammlung beſchloß, 
auch biefen Gegenſtand von einer gemifchten Deputation berathen zum laffen. — Die Zahl der 
bon den fläbtifhen Gasanftalten gefpeiften Privatflammen hat im legten Quartal 63,718, die 
der öffentlichen 3835 betragen. — Nach einer angeflellten Berechnung haben im letzten Jahr 
bie Berpflegungstofen der Lazarethklranlen im Arbeitehaufe 8 Sgr. 4 Pf. und wen man no 
bie Zinfen bes Grunbfiüds berechnet, 9 Sgr. 7 Pf. pro Tag betragen. — Belanntlih veran- 
faßte vor einiger Zeit bie Erörterung ber Zuflänbe der hiefigen Latyofiihen Gemeinde-Schulen 
febhafte Debatten in ber Berfammlung, weil fi herausfiellte, dak in venjelben häufig Kinder 
unentgeltlich unterrichtet wilrben, beren Eiterm bie Armen + Direktion, wenn fie die evangefiigen 
Säulen beſuchten, zur Zahlung des Schulgeldes anhalten würben, was natücfih Auftoß er- 
vegte, ba bie Kommune einen bedeutenden Koſtenzuſchuß zu tragen hat. Jetzt wurbe zur 
Keuntnißnahme mitgetheilt, daß das latholiſche Kirchen-Kollegium von dem Magifirat nochmals 
aufgefordert fei, Wilftürlichkeiten ber Lehrer, denen bie Schuld zugeſchoben wurde, nicht machzu- 
fehen, wobei fi bie Verſammlung beruhigte. — Die Angelegenheit wegen Ausdehnung des 
Oris · Statuts vom 5.7. April 1868 auf bie Fabrifarbeiterinnen Einrichtung von Unterfllungs- 
Kaffen) war auf die Tages-Orbnung gejeßt, da es fich aber herausſtellte, daß durch ein Berjehen 
bie neuen Mitglieder der gemifchten Deputation nicht zu ber Sitzung berjelben eingeladen wör- 
den waren, mußte bie Berfanblung unterbleiben, wovon der Magifirat in Kenntniß gefept 
den fol N In | m 
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— Der Gtabtverorbnieten« Berfammlung: im ihrer Sitzung am 10; d, ts. zeigte der 
Magiftrat hinfichtlich der bei dem hiefigen Leichenfuhrmweien  vorzunehmenben Beränberungen: an, 
daß er die Sache in Vorberathung genommen habe und der Berfammlung ſpäter Borlage 
darüber machen werde, — Nach einer: Mittheilung über den Zuſtand ber ſtädtiſchen Sparkaſſe 
pro 1: Juli bis ult. September d. 3 betnug die Einnahme 32,671 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf., bie 
Ausgabe 27,651 The. 8 Sgr. 1 Bf., fo baß-eim Beſtaud vom’ 5090 The. 25 Sgr. 2 Bi. 
verblieb. Das Vermögen ber Sparlaſſe beträgt 1;269,820 Tplr. in Effeften, 386,150 Thlr, in 
Sypothelen und :20,000 Thlr. a conto di tempo: bei, ber Gechandlung belegt. — Der Magiftzat 
überfenbete die nunmehr feftgeftellte und vollgogene Inſtrultion für dem Direltor bes, Arbeit, 
hauſes. Die Verſammlung nahm dieſe Juſtruktion zu ihren Alten. — Die Elifabeth » Stiftung 
zut Unterflägung der Wittwen und Waiſen verarmter Kommunal -Beamten feierte am 20. dieſ. 
Monats ihr Stiftungsfef, Die Mitglieder der Verſammlung  wurben: zur Theilnahme aufge» 
fordert und der Wunſch ausgefprochen, daß dies Feſt im Intereffe feines Jwedes eine recht all» 
gemeine Theilnahme finden möge, — Da ber Bau bed meiien Gefinde + Hofpitale raſch vorge⸗ 
ſchritien it, fo reichte bie, dem Magiftrate zur Dispofition für dies Jahr geftellte Summe von 
25,000 Thlrn. nicht aus, fo daß noch 5000 Thlr. erforderlich find, welche bie Berjanmniung 
dem Magiſtrate noch nachträglich bewilligte. — Das Regulativ zur Erhebung der Haus. und 
Miethoſteuer hat nunmehr wit einem geringen Zuſatz au $. 5, die Genehmigung ber Regierung 

erhalten, und erflärte ſich die Berfammlung damit einverftanden, daß das Regufativ durch ben 
Drud veröffentlicht werde. — Auf Antrag des Stabtverorbneten Schulz II. beſchloß bie Bere 
ſammlung hierauf, bie für bie geheime Sigung beflimmte Wagelegenheit wegen Ertheilung ber 
Konzelfion zur Herftellung von 1000 Droſchlen und 100 Omnibus an ben ehemaligen Staatd- 
Rath Santeret zu Paris im Öffentlicher Sigung zu verhandeln, weil eine fo große Anzahl von 
Mitbürgern bei dieſer Sache intereifire, daß es billig ſei, ihnen Gelegenheit zu geben, bie Au—⸗ 
ſicht der Verſammlung über bie Angelegenheit ſelbſt zu hören, Der Staatsrath Canteret hat 
ſich erboten, zum Zwede der Ausführung ſeines Unternehmens 3 Millionen Thaler disponibel 
zu machen und eine Pferdebahn von Berlin nad; Charlottenburg zu errichten. — Der Magiftrat, 
der da® Unternehmen für ein gemeinnügiges erachtet, hat gegen die Ertheilung ber Konzeſſion 
nichts einzuwenden, will aber an dem Beſchluß bes Gewerberaths fefthalten, daß, wenn es das 
Bebürfnii erheifchen folte, deu biefigen Fuhrwerlsbeſihern das gleiche Recht wie bem Herrn 
Canteret zugewilligt werbe. Der legtere erbietet fi) außerbem, aus dem Gewinne eine beflimmte 
Summe tem Polizei» Präfivium zur Dispofition zu fielen zur Bertbeilung an Wittwen und 
BWailen. Bon diefem legten Anerbieten will ber Magiftrat abfehen, weil man wicht wiffe, wen 
das Geld eigentlich zufallen folle, will dagegen den Herrn Canteret verpflichten, jährlich eine 
Anzahl Schnee» und Eisfuhren, etwa 20,000, zu feiften, auch bie Pferde für das Feuerloſchweſen 
Billig zu geflellen. Der Vorſitzende der Verſammlung, Herr Geh. Rath Eſſe, erklärte ſich ganz 
entihieben für bie vollfländige Abweilung des Antrages, Er beftritt einmal, daß ein Bedürfniß 
bafür vorhanden jei, und behauptete, daß das berliner Öffentliche Fuhrwerk in Anbetracht ber 
Fahrpreife durchaus micht zu ſchlecht ſei und daß, wenn es erforberlich würbe, bie hieſigen 
Fuhrwerlsbefiger zu ben etwa nothwenbigen Reformen veranfaßt werben Könnten. Diefe Aus- 
führung wurbe dom anberer Seite durch dem Hinweis unterftüßt, daß das Unternehmen eine 
große Anzahl von Familien in Berlin erwerbs- und brodlos machen würde, und e8 erhob ſich 
au nicht eine Stimme zur BVertheivigung bed Antrages, ber demuächft aud) einſtimmig abge- 
lehut wurbe. 

In der am 25. d. Mts. ftattgefundenen Sitzung ber Stabtverorbneten » Berfammlung 
wurde über den Beſuch der ſtädtiſchen Babeanftalten in diefem Jahre berichtet, daß im Ganzen 
10,681 Freimarlen vertheilt worben jeien. Für 7663 Mann vom Militär iſt eine Entfhäbigung 
von 60 Thlrn. bezahlt und überhaupt für Marten ä 6 Pfennige die Summe don 2612 Tlrn. 
eingenommen worden, was noch einen beträchtlichen Ueberfhuß Über bie Koften eigieht. — Der 
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Magiſtrat zeigte am, bafı ‚bie Rechnung Über ben im Jahre 1848 begonnenen, im Oktober, 1855 
beendeten Bau ber St, Marcusliche binnen brei Monaten vorgelegt werben jolle, — Der 
Mogiftrat hat ſich damit einverſtanden erklärt, bie Vorſchläge bes Borflandes der Vollsbibliothelen 
onzunehmen, wonach das Kapital berfelben am bie Stabt übergehen ſolle und biefe bafür jähr- 
fih 1500 Thlr, zur Erhaltung ber Bibliothelen zahlt. Die Verfammlung nimumt biefen Antrag 
unb aud das gleichzeitig entworfene Statut an, mad weldem bie von ber Stabt für bie 
Bibliothelen zu zahlenden Beiträge aus den Zinfen des Kapitals, jo weit biefe reihen, gebedt 
werben follen, jobalb das Kapital die Höhe von 10,000 Thle. erreicht hat. — Das Poligei- 
Präfibium verlangte bie Pflafterung des noch ungepflafterten Theiles der Gartenftraße, won ber 
Liefen» bie zur Grenzſtraße. Die Koften, im Betrage von 1970 Thlr,, werben bewilligt, ba- 
gegen bie gleichfalls verlangte Pflafterung der Feldſtraße abgelehnt. — Die Frage, wegen Er» 
rihtung von Fabrik-Arbeiterinnen-Kaffen ift jet auf's Neue in gemifchter Depntation berathen 
worden, nachdem die letzternaunten Mitglieder binzugezogen worden waren, Es wurbe ber 
Berfammlung ein vorläufiges Statut mitgetheilt, mach welchem zu biefer Kaffe ungefähr 5087 
Sabrikarbeiterinnen zu rechnen feien, wovon fi fhon 3000 zum Beitritt gemeldet hätten. Bon 
biefen wirbe die Einnahme ohne das Einſchreibegeld fih auf 6933 Thfr. flellen, während bie 
Ausgabe ca. 6000 Thlx. betragen wilrde, mithin bie Rebensfähigkeit der Kaffe geſichert ſei. Die 
Deputation hatte diefen Statuten ihre Zuftintmung gegeben, es wurbe aber von einzelnen Mit- 
gliedern der Berfammlung bie Schwierigleit hervorgehoben, wie dem Begriff einer Erweiterung 
des Ortöflatuts in Bezug auf Gründung einer Kaffe für Fabrikarbeiterinnen Deutung zu geben 
fel, bamit nicht auch ſolchen Individuen die Wohlthat diefer Einrichtung zu Theil werben 
fönnte, welche notoriſch zu dieſer Kategorie nicht zu zählen feien, und ob man überhaupt auch 
für dieſe Klaffe das Statut in Anwendung bringen wolle. Nach einer längeren Debatte, bei 
welcher von allen Seiten die Zwedinäßigkeit diefer Einrihtung anerkannt wurbe, Tegte ber 
Borfigenbe der Berjammlung folgenden Vorſchlag zur Genehmigung vor: „Die Berfammlung 
willige auf Grund ber ftattgehabten Verhandlung der gemiſchten Deputation in die Vorſchläge 
bes Magiſtrats, fee aber voraus, daß fowohl von ber jegt zu treffenden Beflimmung wie von 
jeder jpäteren ihr Rechenſchaft abgelegt werde.” Nach einflimmiger Genehmigung diefes Bor- 
ſchlages wurbe bie Sigung aufgehoben. 

Nach ben flatiftifchen (offiziöfen) Angaben, welche monatlich über die allgemeinen Be- 
Höfferungsverhäftniffe, Bermehrung durch Geburt und Zuzug, Berminberung durch Tob und 

g, veröffentlicht werben, find in Berlin während des Monats September 1283 Kinder 

(672 Knaben, 611 Mädchen) geboren, 906 Perfonen geflorben. Durch Einwanderung und 
Niederlaffung vermehrte fih die Einwohnerzahl um 2381 Perfonen, und verminderte ſich 
anbererfeit® durch Berzug um 2049, fo baß im Ganzen während des Monats September eine 
Bermehrung von 709 Perjonen für Berlin zu notiren it. — Im September vorigen Jahres 
betrug biefe Vermehrung nur 220 Perfonen. 
— Potsdam, im November. Den neuerdings gemählten Mitgliedern des hieſigen 
Mogifttots-Kolegiums, dem befolbeten Stabtrath Zehrmann, dem mubejolbeten Stabtrath Rauf- 
mann Sientich, dem unbefolbeten Stabtrath Afınus und dem unbefolveten Stabtrath Geheimen 
Kanzleirath Mödinger, if Allerhöcht das Recht Beigelegt, bei geeigneten Gelegenpeiten bie gol- 
denen Amteletten zu tragen. 

Frankfurt a. d. O. Der hiefigen Synagogen - Gemeinde iſt zur Annahme ber ihr bon 
dem verftorbenen Banquier Lewin Mende hierfelbM verachten Pegate don 1500 Thlt. Kapital 
und einer jährlichen Rente von 50 Thlrn. für wohlthätige Zwede der Synagogen-Gemeinbe bie 

I e Genehmigung ertheilt worden. 

Meuftadt E W., am 28. November. Bei ber Seltenheit, daß bie Leiſtungen ber zu- 
glei mit ber Poligeiverwaltung betrauten Bürgermeifter und Gemeinde - Beamten in den Mei» 
neren Stäbten von ben Gemeinbe-Mitglievern ermunternde Anerkennung finden, wir dem in 
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unferer Nachbarſtadt Bernau Seitens der dortigen Stadtverorbmeten-Berfanmmfung einig 
gefahren Beſchluſſe eine weitere Mittheilung über bie. mächften Grenzen hinaus nicht verfügt 
werben dürfen, wonach dem bortigen Bürgermeifter Lange, ohne die geringfte Anregung feiner 
Seite und mach noch nicht zwei jähriger Amtsthätigteit, im vollſter Wilrbigung feiner umſichtigen 
und · zweclentſprechenden Dienfiverwaltung für das Wohl der Stadt Bernau eine perſonliche 
—————— * 100 MNirn. vom L. Januar k. J. bewilligt worben * 


£ Sadhfen. 

Magdeburg im November. Unfere Stabtverorbneten beichäftigten ſich im ihrer Sitzung 
am 9. d. Mis. mit einem auch in. andern größern Kommunen wohl häufiger beregten Gegen» 
ſtande ziemlich ausführlich, nemlich mit ber Verpachtung des Straßenkehrichte. Wir 
laſſen hier einige Mittheilungen aus der bezüglichen Debatte folgen: 

„Laut Beſchluſſes vom 12. v. Mis. Hatte bie Berfammlung . bie Öffentliche Verpachtung 
des Straßentehrihts auf 3 Jahre zwar genehmigt, babei aber den Magiftrat erſucht, bie Bes 
dingung zu ftellen, daß der Pächter den von dem Berfonal der ädtifchen Armen- und Arbeits. 
Auſtalt zufammenzubringenben Kehricht direct von ber Strafe abzufahren habe, fo daß auf biefe 
Weife dos Straßenreinigungsfuhrweien entbehrlich werbe. — In Bezug hierauf erwiberte ber Mar 
gifteat in einem Schreiben vom 2, d. Mts., daß er ſich mit biefem Beſchluſſe nicht einverſtanden 
erflären könne, Dem Entrepreneur, meinte er, würde doch auch die Fortſchaffung des Schnees 
und Eiſes mit auferlegt werben müffen und im Hinblid darauf möchte ſchwerlich ein bortheife 
hafter Kontraft zu fchließen fein. Die Reinigung und die Abfuhr müßten, wenn nicht Incon« 
venienzen und Konflikte mit ber Polizeibehörde entftehen, in einer Hand bleiben, Die jegige 
Einrihtung habe ſich feit 23 Jahren bewährt umb über bie Höhe der Koften babe man nicht 
Urfache, zu Magen. — Hiernah trug der Magiftrat darauf an, bie laut Beſchluſſes vom 12, 
dv. Mts. hinzugefügte Bebingung fallen zu laffen und ſich mit dem Ausgebot ber Berpahtung 
des Straßentebrichts nah Mafgabe ber mit ber Signatur bes Nagiſtrats vom 7. v. Mts. vor» 
gelegten Bedingungen einverſtanden zu erllären. — Referent meinte, ein Verſuch, ben Beſchluß 
der Verſammlung durchzuführen, wäre jedenfalls um fo mehr zu machen, als die fernere Auf- 
bewahrung des Straßenkehrichte in der Nähe bes Kranfenhaufes bie Atmofphäre ‚um daſſelbe 
verderbe. — Ein anderes Mitglied der Verſammlung: Die Verſammlung wolle bas ſtädtiſche 
Fuhrwerk, welches der Kommune 800 Thlr, koſte, fo wie ben Dünger aus ber Stadt los fein, 
Es fei ein Skandal, daß ber letstere fo lange Jahre in unmittelbarer Nähe des Krankenhauſes 
gelegen habe, — Der Delonom Rudolph habe ſchon einft eine jährliche Zahlung von 1000 
Thlen. und zugleih die Uebernahme der Verpflichtung für ben Dinger offerirt, folhen aus ber 
Stadt zu ſchaffen. Eine ſolche Offerte fei zu beherzigen; inbeffen flimme er doch dafür, nach 
gebräuchliher Weiſe ein Ausgebot des Straßendüngers eintreten zu laſſen. — Ein Mitglied bes 
Magiftrats: Der Magiftrat fei darüber zweifelhaft geweſen, wie es bie Berfammlung mit ihrem 
Beicluffe meine, — Die Straßenreinigung Tiefe fih von dem Wegfhaffen bes Schnees und 
des Eifes nicht trennen. Es wirden, wenn ber Eine den Straßen dünger und ber Anbere bem 
Schnee und das Eis fortihaffe, zwiihen den beiden Perfonen Collifionen und Streitereien ent- 
fieben, weil die eine barüber im Zweifel fein wilrbe, wo bie Rechte und Pflichten, ber anderen 
anfingen und aufhörten. Die Pflicht, die Strafen zu reinigen, fo wie bie, den Schnee und das 
Eis fortzuſchaffen, müßten in einer Hand liegen. Ein Entrepreneur müffe ben Umfang ber- 
jelben überrechnen und dabei bie Mögfiäfeiten berüdfichtigen; deshalb würde derſelbe zufegt fülr 
2 Straßenbinger nicht allein Nichts geben, ſondern fogar noch Etwas fordern. Anders ginge 

es nicht. Die Koſten der Erhaltung bes Fuhrwerles der Stadt Beträge, die Kaufſumme ber 
Pferde mit eingejloffen, 987 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf., wobei zu berüdfichtigen wäre, baß mit ben 
genannten Pferben auch Banfubren, Roblenfubren und Sandfuhren fir Rechnung ber Stabt 
auch noch geleiftet wurden. Dieſer Nuten müffe ins Auge gefaßt werben. So feien in einem 
Jahre 142 Thlr., in einem andern 164 Thlr,, in einem dritten 157 Thle, und in einem vierten 
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198. Thlre. mit den fäbtifchen. Pferben bei dieſen außerordeutlichen Fuhren verdient. Anferbem 
wäre zu: berüglfichtigen, daß: bie Pferbe im Sommer auch zum Strafenfprengen benutzt würden. 
Alle dieſe Dienſte, melde biefelben der Stadt geleiftet hätten, müſſe ver Entrepreneur mit über- 
nehmen und machten es bebenllich, von bem Antrage bes Magiſtrates abzugeben. — Ein folcher 
Entrepreneur mäffe' jeden Augenblid am. Plate fein, ‚weil fein Dafein oft plötzlich nöthig ſein 
tönute, — Als der Fuhrwerlabeſitzer Reinede die Reinigung der Straßen gehabt habe, fei bie 
Sache beohalb einfacher geweſen, weil ber damalige Oberbürgermeifter zugleich Polizeichef 
geweſen wäre und als Ichterer bie möthige Rückſicht auf bie Stadt hätte nehmen können. Folge 
man dem Beſchluſſe ver Berfammlung, fo ließe: fich bei Konflilten mit ver Polizei oft gar nicht 
feſtſtellen, ob die Straßenlehrer ober der Entrepreneur ber Schuldige fei. — Die bisher be- 
ſtandene Einrichtung habe ſich ſeit 1885 bewährt, und die Verſammlung habe nach Ausweis be- 
treffender Alten vielfach Lob über die erſtere ausgeſprochen. — Es gäbe vielleicht im der Stadt 
nur eine Perfon, welche ein besjallfiger Entrepreneur werben könne, und man befände ſich des. 
halb immer in den Händen eines Einzigen. — Im April follten die Pferde abgefchafft werben, 
die zu theuren Preifen gekauft und jetzt fehr billig feien. Man käme dadurch in bie Lage, nad) 
drei Jahren zu hohen Preiſen wieber neue Pierbe und Geſchirre anzufchaffen. — Außerdem fei 
zu 'berüdfichtigen, bafl der Magiſtrat für die Straßenreinigung durch einen Entrepreneur Keine 
Berpflihtung der Polizei gegenüber übernehmen könne, ſondern ſolche dem Pächter übertragen 
möüfle: Ein vernünftiger Entreprenenn könne ſich aber auf biefelbe nicht einlaffen. — Im 23 
Jahren feien: keine: Beſchwerden über bie jetzt beftehenden Einrichtungen vorgelommen. Gin 
Mitglied der Berfammkung begreift nicht, "wie der Deputirte des Magiftrats dazu: komme, zu 
behaupten, ber letztere ſei ber die Meinung der Berfammlung im Zweifel :geweien.. — Die 
jetzigen niebrigen. Pferdepreiſe und die befürchtete Möglichkeit, in drei Jahren aufs Neue Wagen 
und Pferbe zu höheren Preifen, als ben jegigen, anzujchaffen, fei fein Grund, von einer koft- 
ſpieligen Einrichtung abzugeben. —: Eim Mitglied des Magiſtrats. Die Straßenreinigung kofte 
ber Stabt allerbings 3300 Thir, indeſſen ſei eine : folhe Summe im: Berhältnig zu andern 
Städten noch gering, und müſſe man hierbei auch noch erwägen, baß unter ven. 3300 Thaler 
auch die Koflen für die Fortihaffung des Eiſes und Schnees fein. — Die einzige Perſon, 
welche ein Entrepremene binfichtlich des Beſchluſſes der Verſammlung fein könnte, ſähe in ver 
Witte der: letzteren. Diefelbe wüßte aber ganz gut, was es hieße, die bekannten Pflichten der 
Poligeirgegemüber zu: Übernehmen. Ein Entrepreneur müßte fih auf. das Schlimmfte, z. B. auf 
Mrenge Winter und-fiarten Schneefall; ſo wie auf große Eismaffe: gefaßt machen und hiernach 
ſeine Gorberungen an bie Stadt einrichten, woraus. hervorginge, daß hierdurch die Stadt in 
gerade: feine günflige Lage käme. — Die; Verſammlung ſchritt zur Abſtimmung und erflärte 
de Aufrechthaltung ihres ; früheren Beſchluſſes in ber Sache, alfo gegen ven Antrag bes 

u — 0. Halle im November. (Einquartierungs- und Boripaun-Welen.) Die Ein- 
quartieruugs · Laſt ruht in Friedenszeiten ‚auf dem Grundbefitge, die Bertyeilung ber Laft geſchieht 
uach dem bewohnbaren Raume ver Häufer, dergeſtalt, daß auf 1050 Duabratfuß bewohnbaren 
Raum 1 Mann Einquartierung gerechnet wird, Die Häufer unter 1 Mann tragen die duch» 
marſchierenden Truppen ſowie bie während. ber: jährlichen Uebungen einbeorberten Mannfhaften 
bes. hiefigen Landwehr ⸗Bataillons und werben dieſelben nad ihrer Größe zu %, Yı, 4 reſp. 
Ya heraugezogen. Die zu und über 1 Mann’ veranlagten Häufer. haben die Garnifon-Mann- 
Ihaften unterzubringen, | EP, 

vi. Bin mobilen Berhältniffe tragen. jümmtliche ‚Hauseigenthümer, fowie die zur 
Näptiihen Einlommenſteuer veranlagten Miethsbewohner die Eingnartierungslaft nah Verhältniß 
ihres ſteuerpflichtigen Einkommens, Die Bertheikutig ber Laft ſelbſt erfolgt nach dem Dezimalfuße, 
wobei. ein. fleuerpflichtiges - Eintommen von 400: Thlen, als Einheit angenommen wird. Wer 
aljo mit 400 Thlen. beſteuert if, erhält 1 Man, der im ber unterfien Steuerfiufe mit 80 Tplr. 
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Einkommen Beranlagte /,, Mann Einguartierung. Die Zahl ber zur Einquartierung herau⸗ 
zuziebenden Hänfer betrug nah Abzug ber im Ban begriffenen unb baber gefeiglich befreitem 
Häufer 991 unter 1 Mann und 1134 zu und über 1 Mann, in Summa 2125. BDiefe Hänfet 
vermögen bei einfacher Beguartierung ber ganzen Stabt und zwar bie-unter 1 Mann 52294 
Mann ımb bie und über 1 Mann 2897, Mann, mithin. überhaupt 2919%, Mannſchaſten. 
Die Stadt hat pro 1857 am Einquartierung getragen ppr. 2661 Mann mit Roft und 331 Mann 
ohne Koft, durchmarſchierende Truppen und 3771 Mann von der Garnifon, «8 lommt baher 
pro anno auf das Haus an Eingquartierung eirca 1, Mann anf das Haus unter 1 Mann umb 
2%, Mann auf das Haus zu und Über 1 Mann. 

Außer obiger gewöhnlicher Einquartierung wurden während bes Manöver) des vierten’ 
Armeelorps in ber Zeit vom 21. Auguft bis einſchließlich 15: September 1857 im bieflger Stabt‘ 
61,331 Maan, wobei die Ehargirten auf Mannſchaften gerechnet worben find, einquartirt. Hier⸗ 
nad hat ein Hans, welches zu 1 Dann veranlagt if, zu tragen gehabt: 

ı 
61,331 : 29193, = 21 in 2 Mann, 

Uebrigens ift bie Betheiligung an ver feit 1840 beftebenden unb vom Rendanten bes’ 
Duartieramts verwalteten Ausmiethelaffe in fletem Zunehmen geweien, fo baf yon ben 1134 
zur Garnifon » Einquartierung veranlagten Häufern nur noch 68 Häuſer biefe Laſt in natura 
tragen, von ben Durchmarſch⸗Haäuſern aber etwa die Hälfte ebenfalls der Ausmiethe⸗Kaſſe beiges 
treten find. Der flipufirte Sag für 1 Daun Garnifontruppen beträgt pro. Monat 20 Ger, 
ber für 1 Mann Durchmarſchtruppen mit Berpflegung 5 Sgr. und ohne Verpflegung 2 Sgr. 
6 Pf. pr. Tag, womit anfer ben Königl. Gervis- und Berpflegungsgelvern die Miethequartier⸗ 
Träger befriedigt und bie Berwaltungstoften, infonberheit die Tantieme für den Renbanten ber 
Duartieramtslaffe, bezahlt werben. 

Zur Erleichterung der Zugvieh haltenden hieſigen Einwohner ift im Laufe bes Jehres 
1857 außerdem eine BVorſpann⸗-Ausmiethekafſe eingerichtet und bie Berwaltung eben⸗ 
falls dem Quartieramte übergeben worden. — Bon 228 vorſpanupflichtigen Einwohnern mit 
725 Pferden (bie Ochſen zu 24 Pferd mitgerechnet) ſind 146 Zugviehbeſitzer mit 507 Pferden 
der Ausmiethelaſſe beigetreten und 77 Zugviehbefiger mit 218 Pferben leiften bagegen ben Bor 
fpann in natura. Es wurden im vorigen Sabre überhaupt 135 zweilpännige und 17 einſpännige 
Wagen und 15 Xeitpferbe requiriet, hierzu feifleten bie ber Ausmiethelaffe beigetretenen Aug» 
viehbefiger 98 zweilpäunige, 7 einfpännige Wagen und 12 Reitpferde. Dafür wurden 281 Thle, 
3 Sgr. 4 Pf. eingezogen. Zur Befriebigumg ber kontraktlich verpflichteten. Entuepreneurs: wur ⸗ 
ben (außer ben vom Staate bewilligten Borjpanngelbern) gezahlt 279 Thlr. 8 Sgt. I Pf, 
mithin blieb ein Beftand von 1 Thlr. 24. Sgr. 7 Pf, Es war daher pr. Auno von den ber 
Ausmiethelaffe beigetretenen Pferbebefigern eine Beitragsquote von 17 Sgr. pro Pferb einzn- 
ziehen. Diefer Betrag wirb fi in andern Jahren, wo feine geößern Manöver in biefiger Ge- 
genb abgehalten werben, auf pptr. 2 Sgr. pro Pierb und Jahr rebueiren, im Durchſchnitte aller 
Zahre aber — Friebensverhältniffe vorausgefegt — u“ — — 
belaufen. 

Für das 10. Landwehr⸗Huſarenregiment waren von dem Stabtkteiſe behufs ber Matige- 
fundenen großen Uebung 36 Pferde zu geftellen. Gin hieſiger Pferbehänbler hat die Lieferung 
biejer und ber erforderlichen Prozent Pferde an das Regiment übernommen und if ber Preis 
ber Pferde, beren Eigenthum mit ber Ablieferung auf bie Stabt Überging, auf Grunb ber Tare 
anf 7041 Thlr, 6 Sgr. zu fliehen geloımmen. Die Gefammitkofter der Pierbegeftellung bes Rüd- 
transports, der Fütterung bis zum Berlauf m. ſ. w. haben überhaupt 7559 Thle. 1Sgt. B Pf. 
betragen, bagegen find aus bem Seitens ber Stabt. bewirllen Verlaufe ber Pferde geldft reſp. 
an Entihädigung Seitens des Staats bezahlt 5320 The. 23 Ser. 10 Pf,, jo daß für bie Ge 
Rellung der Pferde der Stadt 2288 Thle, 7 Sgr. 10 Pi. Koften erwachſen finb, 
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g. Uheinland und Weſtphalen. 

Koͤln, 6. Now. Zu: Beginn: der geſtrigen Stadtverordueten- Verſammlung theilte der 
Vorſitzen de, OberVürgermeifter Stupp, ‚dem Kollegium mit, daß das - bisher ‚für jährlich 510 
Thlr. verpachtete frühere. Börfengebäube auf dem Heumarkie bei ber ſtattgehabten neuen Ber- 
pachtung eine jährliche Pachtfumme von 1055 Thlrn. ergeben habe. - Diefe neue Verpachtung 
wurbe ohne Weiteres genehmigt. — Das Geſuch eines Menageriebefigers um bie Erlaubniß zur 
Erbauung einer Schaubude auf der. Bauftelle des. dritten Gymnaſiums wurde ber Verwaltung 
zur fatultativen Entſcheidung anheim geftellt. Daſſelbe gab inzwiſchen Aulaß zu Rüdfragen in 
Betreff des britten Gymiyafiums, beffen bauliche -Inamgriffnahme bekauntlich ausgefegt wurde, 
um vorher ein Abkommen mit der Schul-Berwaltung über die Berwenbung der Entihäbigungs- 
fummme für den zu Eifenbahn-Zweden expropriirten botaniſchen Garten zum Abſchluſſe zu brin- 
gen. In Bezug: hierauf tkeilte das Ober-Bürgermeifter-Umt den Imhalt eines Schreibens ber 
Schul · Verwaltung mit, wonach letztere es micht file angemefien erachtet, im die angebahnten 
Berhanblungen einzutreten, bevor bie Höhe ber annoc ver vichterlihen Cutſcheidung unterliegen 
beu Eutihäbigungsjummme endgültig feſtgeſtellt ſei. Demnächſt fam ber im ber letzten Sigung 
des Kolleginms eingebrachte umd damals der juriſtiſchen Kommiffion zur Begutachtung Uberwie 
jene Antrag: zu der im Art. 22, des Vertrages mit ber engliihen Gns-Kompagnie vorgefehenen 
Abſchatzung bes geſammten Beleuchtungs-Apparates, Behufs Erwerbung beffelben für Rechnung 
der Stabt, ſchon jetzt die Einleitungen zu treffen, zur Berhaudlung. Mit Ausnahme eines 
diſſentireunden und eines der Meinung&Arußerung ſich entpaltenden Mitgliedes war die juriftifche 
Kommilfion. der Anficht, daß die Gas-Kompagnie nicht geppungen werben könne, fih ſchon jetzt 
zu der fraglichen Abſchatzung herbeigulafſen, indem der zur Zeit beſtehende Vertrag noch bis 
zum 1. Auguſt 1865 zu laufen babe. Nachden mehrere Mitglieder des Kollegiums in biejer 
allerdings ſehr belangreichen Sade ihr Für und Wider ausgeſprochen, wurbe ſchließlich die mit 
Borberathung der Gnsbelenchtungs-Angelegenbeiten betraute Kommiſſion in Berbiudung mit ber 
BinonzRommijfion ‚beauftragt, die erhobene Frage au, fond zu prüfen. 
wi» Aachen, Ende Oktober. Ju der Gemeinderaths⸗Sitzung am 19, d. M, verlas ber Hert 
Borfigende einen am die Königl. Regierung gerichteten und ber Gtabtverwaltung im Abſchrift 
mitgetheilten Erlaß bes Herrn Minifters für Haubel ıc. vom 30, September d. 3., des Inhalts, 
deu biefigen. ſtädtiſchen Behörden fofort eine präffufivifche Feit won vier Wochen zu ftellem, 
Binnen welcher ber Beichluß der Stabtverorbneten vom. 18. Juli d. J. wegen Berweigerung 
fermerer Zuſchüſſe aus ſädtiſchen Mitteln zur Unterhaltung ber Provinzial-Bewerbejchule ‚unbe 
bingt zurüdgunehmen jei, mit dem Bebeuten, daß, wenn innerhafb biejer Friſt die Zurüdnahme 
nicht beſchloſſen und die Königliche Regierung davon, daß dieſes geichehen, nicht im Keuntniß 
gelebt fein jollte, ohne Weiteres und unwiderruflich wegen Aufpebung ber genannten Schule 
das Nõthige werbe veranlaßt werben. 
or Die Konigl. Regierung hat bei der Mittheilung dieſes Reſlripts buch Berfügung vom 
23. Ditober a, o. ben Herrn Bürgermeifter beauftragt, beffen Erledigung binnen ſpäteſtens acht 
Tagen um ſo gewifier herbeizuführen, als jonft mit ven eutſchiedenſten Maßregeln vorgegangen 
werben müfje und werde. Nachdem der vorſtehende Minifterial-Erlaß, ſowie aud bie angezogene 
Berfügung der Königl. Regierung deutlich verlefen worben, wurbe von ben anmejenben Mit 
gliedern der Stabtverorbneten-Berfammlung weber die Aufpebung ber am 13, Juli d. J. und 
am dd, M. gefaßten Beſchlüſſe beantragt, noch darüber jonft irgend eine Bemerkung gemacht. 
Hr Dortmund, im Nov. In ihrer am 1. d. M. flattgefundenen Sitzung war bie Stadt⸗ 
verorbneten-Berjmumlung mit ber von bem Magiſtrate unterm 14. v. M. getroffenen Wahl, 
wonach der Baumeifter König. zum ſtädtiſchen Baumeiſter vorläufig auf brei Jahre mit einem 
Gehalte non 700 Tplen, gewählt worben ift, einverftanben, und hatte mithin gegen bie Auftel- 
Jung nichts zu eriumern. - Sodann wurde bie Superreviſion ber allgemeinen Unterflügungs- 
Rafieu-Redmungen pro 1866. und 1867 vorgenommen. — 
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Die Rechnung pro 1856 ſchließßt a6: 
in. Einnahme mit... 0 31868 Thlr. — Ser. 7 Pf. - 
in Ausgabe mt . «ie. 836 „20, Bu 
mithin Geha 396 EHE TS. IM. 
Die Refte betragen 213 Thlr. 28 Sgr. 5 Pi. 
Die Rechnung pro 1857 beträgt : 
in Einnahme „or nv en 68624 The. 14 Sgr. 1 Pf. 
in Untgabe . » 2 2 0 0 0. 806 „ 6 „ 9, 
mithin Beſtand 1488 Thlr. 7 Sgr.4 Pf. 

Die Reſte beftehen in 206 Thlr. 1 Sgr. 2 Pf. 

Am 15. d. Mis. fand hier die Bürgermeifterwapt flat. Mit Ausnahme eines 
Mitglieves hatten ſich ſämmtliche Stadtverordnete zu biefer wichtigen Sitzung eingefunden, 
Nah Eröffnung der Sitzung um 5 Uhr Abends wurden zumächft die 88:81. und 32. der Städte 
Ordnung, welche anf das Wahlgefhäft Bezug haben, verleſen, und darauf der Verſammlung die 
Namen derjenigen Herren mitgetheilt, welche ſich ſchriftlich um bie Mebertragung des Bürger 
meiſter ⸗ Amtes bemorben haben, wobei aber bemerkt wurde, daß die Wahl eine unbeihränfte fei. 
Es hatten ſich gemeldet: bie Herren Affeffor Otto Keller zu Tarnowitz, Affeffor Albert LUhrmanu 
hierſelbſt, Bürgermeifter Klinge zur Bud bei Ruhrort, Polizei-Infpektor Klug m Paderborn uud 
VBürgermeifter Böttiger zu Ottweiler. 

Hierauf ſchritt die Verſammlung zur Wahl. Das Reſultat war folgendes: Die Zahl 
ber Abftimmenden betrug 29 umd erhielt 1) Herr Bürgermeifter Zahn 24 Stimmen, 2) Gert 
Knappſchaftsdireltor Ehrift zu Bodum 3 Stimmen, 3) Herr Knappſchaftsdireltor Keller zu 
Bochum 1 Stimme. - (Ein Stimmzettel war als unbefchrieben ungültig.) Demzufolge ift Herr 
Bürgermeifter Zahn, da er eine abſolute Majorität der Stimmen anf fi vereinigt hat, für bie 
treue zwölfjährige Amtsperiode (anfangend am 1. Juli 1859) zum Bürgermeiſter ermählt, 

Elberfeld, 27. Oft. Laut öffentlicher Belanntmahung des Herrn Oberbürgermieiflere 
ifchte, jo berichtet die Eid. Ztg., fand geftern Nachmittag um 4 Uhr eine öffentliche Sitzung 
ber Stadtverordneten ⸗ Verſammlung im Rathhauſe flatt. Wie wir vernommen, machte zum 
Beginn der gefirigen Sitzung der Herr Vorfigende bie erfrenfiche Mitteilung, daß Herr Julius 
Lefer bei ſeinem Verzug von bier nad Hamburg der Armen-Berwaltung bie Summe bon 
1000 Thlr. geſchenkt habe mit ber Beftimmung, daß die Zinſen biefes Kapitals, & 5 pEt. ange 
legt, zur Vertheilung von Kohlen verwandt werben follten. Die Amts-Niederlegung bes vierten 
Beigeordneten Herrn Eduard Seel, ber von hier verziehen wirb, wırrde der Berſammlung mit 
getheift, und eine Neuwahl für den Ausſcheidenden if, wie wir hören, auf nächſte Sitzung an 
Beraumt. "Die Vorlage der Rechnungen bes verfloffenen Jahres der Sparkaffe und des Täg⸗ 
lichen Anzeigerd ergab dem Bernehmen nad das erfreuliche Mefultat, daß erfigenannte Kaſſe 
einen Ueberſchuß von ca. 5000 Thlr., der Tägliche Anzeiger ebenſo 3576 Thlr.; nachwies, welche 
der Kommunallaſſe überwiefen wırrden. Die Abrechnung mit der Eifenbahndiveftion Über bie 
Koften der im letzten Winter zur Beichäftigung brodloſer Perfonen vorgenommenen ‘Arbeiten, 
ergab einen Vorſchuß ber Stabt von 4473 Thlr, wovon nad Uebereinfunft die Stabt als Zur 
ſchuß 1249 Thlr. zu tragen haben foll, während fie bie weitere Summe Seitens — 
Direltion in 2 Jahren zurüdbezahlt erhält, 

Barmen, im Nov. In ber am 19. v. M. abgebaltenen rebtverorbweten-erfeinurlung 
fam n. A. der Antrag bes Herrn Werls wegen Errichtung einer ſelbſtſtündigen, ausſchließlich 
auf Hebung des Hanbwerles und ber Imbuftrie berechneten Schule vor, Derſelbe jagt! 

Nachdem von dem Königlichen hohen Minifterio für Handel und Gewerbe ver Seitens 
ber biefigen Stadt geſtellte Antrag, daß bei der beſchloſſenen Errichtung einer Provinzial-@es 
werbeſchule für die hiefige Stabt der Staat an ben ſich ergebenden Ausfällen befagter Schule 
zur Hälfte übernehmen, und außerdem für die erfle Einrichtung des Lehr⸗Apparate Sorge tragen 
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möge, wieberholt unb pure abgelehnt worben, war von bem Herrn Stabtverorbueten W. 
Derls unter Auseinanderſetzuug ber den Antrag unterſtützenden Gründe beantragt worden, daß 
1) bie Stabt innerhalb Jahresfriſt bie Beſchaffung ber. für Errichtung einer ausschließlich 
gewerblichen Schulanftalt erforderlichen Räume mebft Heizung, Beleuchtung und Ueber, 
wachung berjelben auf ven Kommunal-Etat übernehme ; 
2) daß bie aus dem Schulgelde oder aus befonberen Einnahmen nicht zu dedenden Aus“ 
gaben aus den Ueberſchüſſen ber Sparkaffe gebedt und 
3) daß eine Nabträthliche Kommiffion aus 4 Mitglievern unter dem Borfig bed Herrn 
DOber-Bürgermeifters mit ber Ausführung, ber Sache betraut werde. 
Diefer Antrag wurbe in ber Stabtverorbneten-Berfammlung am 24, v. M. Sul 
Berathung und Beſchluhnahme unterbreitet. Die Stabtverorbnneten » Berjammfung beihenn! * 
ſich in, dieſer Sitzung darauf, dieſe Angelegenheit, deren Wichtigkeit und Tragweite ſie 
verleunt, an die früher gewählte Kommiſſion zu dem Zwede zu verweiſen, ſolche einer nähern 
umfafjenden Prüfung zu unterwerfen und das Refultat feiner Zeit vem Nabträrhlichen Kobezum 
zu veferiren. ferner war von dem Ober-Bürgermeifter- Amt zu Elberfeld die Mittheilung ei 
gegangen, daß die dortige Stabtverorbneten-Berfammlung, in ihrer Sigung vom 20. Auguft C- 
den wiederholten. Antrag ber Königl. Bolizei-Direltion vom 24. Mai d. 3. auf Aufhebung 
des Einzugsgeldes zwiſchen den beipen Städten Elberfeld und Barmen in 
feiner allgemeinen, Fafjung abgelehnt, dagegen aber beſchloſſen habe, für ben Fall bie biefige 
Stabtverorbueten-Berfammlung eime ähnliche Erleichterung eintreten Laffe, ben von Ciberfeld 
nad, Barmen unter Zahlung von, Einzugsgeld überfiebelten Perjonen die Rückehr nah Eiber- 
feld ‚ohne wieberholte Zahlung innerhalb ber bem, Abzug folgenden zwei Jahre zu geftatten, 
fojern der Wiederaufnahme überhaupt Leine gefeglihen Gründe entgegen ſtänden. Nach längerer 
Beſprechuug vermochte bie Stabtverorbneten-Berfammlung in ‚ihrer Majorität einen Nachtheil 
für, bie Stabt Barmen durch Annahme des Vorſchlags Seitens bed Ober-Bürgermeifler- Amtes 
zu Elberfeld micht zu erlennen, beſchloß aber, bieje Annahme vorläufig vom 1, San, 1859 ab 
auf, bie Dauer von 5 Jahren zu beſchränlen, um jenachdem nähere Refultate vorliegen, hierüber 


weiter zu beſchließen. 

1 | Ä Kaiſerthum Defterreich. ! 

». Wien, im November. Iu der am 29. v. Mis. abgehaltenen Sitzung bes hiefigen Ge⸗— 
meinberath6 unter: Borfig bes .Heren Bürgermeifter Dr. v, Seiller wurbe ber Voranſchlag 
ber Einnahmen und Ausgaben der-@roßlommume Wien für das V. I. 1859 vorgelegt, Der. 
von der ſtädtiſchen Buchhaltung verfaßte Entwurf dieſes Boranjchlages wurde mit dem Gutachten 
des Magiſttates dem: Gemeinderathe überreicht und von demſelben einer aus Mitgliedern per 
Finangſeltlion befiehenven Kommiſſion zur vorläufigen Prüfung zugewieſen. 

Die Sektion legte mummehr anf Grundlage bes Kommiffiongberihtes ben von ihr genan 
erwogenen Boranfchlag zur: Genehmigung vor. Dexfelbe lautet: 

’ I. Einnehmen 

A. Gemöhnliche. Einnahmen, 1. Interefien von Altivlapitalien 483,227 Fl. De, M.: 
2. Ertreg Mädtiicher- Realitäten 173,142 1. De. W.; 3. Ertrag. ber -Schladhthänfer und der 
Fleiſchtaſſa 189,280 FL. De. W.; 4 Einnahmen ber Kaifer Ferdinand « Wafferleitung 26,388 
BL De. W.; 5. Exträgniß der Näbtiihen Gefälle 73,898 Fl. Des W.; 6. Ertrag der Berzep. 
ruangöfenerzuichläge 1,060,000 dl. De. B., wovon aber nur ber Betrag von 566,324 gi. 
De. W. auf bie Kommune, der Reſt jedo zu verſchiedenen Theilen auf den Berforgungs. 
Kranken» und Invalidenfond entfällt; 7. Bürgerrecht - Verleipungstagen 3150 FL. De. W.: 

8 Bürgerlaften.- Reluitions- Zaren 80,563 Fl. De. W.; 9. fonfige Taren 80,376 F1.00.W.. 
10. Beiträge zu den Kirchenauslagen 100 Fl. De. W.; 11. Beiträge zu ven Schulauslagen. 

121,069 51. De. W.; obgleich ber größte Theil diefer Beiträge in dem Schulgelde beſteht und 

bei: demſelben durch die vom Gemeinberathe mit Delhluß vom 7. September d, J. augeordnete 


zur näheren 
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Herabfegung anf 50 Nenkreizer fi ein Ausfall von 5 pCt. ergiebt, fo erſcheint doch ber Ges’ 
fammtanfatg biefer Pofttion refp. das wahrſcheiuliche Erträgniß des Schulgeldes pr. 105,000 Ft. 
im Entgegenhalte zu ben wahrſcheinlichen Schulanslagen pr. 258,783 Fl. De. W. nicht günftig 
und insbefondere aber der Abgang an Schulgeld bebeutend. Es wird baber bem Magiftrate 
ber Gemeinderathbeſchluß vom 29. Oktober 1856 zur genauen Beobachtung in Erinnerung ge- 
bracht und bemfelben aufgetragen, jeder umbefcheivenen Anforderung bezüglich ver Befreiung 
von ber Entrihtung des Schulgeldes entgegen zu treten; 12. Beiträge zu den Milttär-Bequar- 
tirumgsauslagen 28,140 FI. De. W. mit Rückſicht auf die Außgabepoft 25.5 - 13. Bergätungen 
und Rückerſätze 48,988 FI. De. W.; mit biefen Poften, bie fi im Uebrigen größtenteils auf 
ben Erfolg der Berjahre gründen, ſchlehen ſich die ordentlichen Einnahmen ab, deren Seſamm⸗⸗ 
erträgniß ſich mit 2,402,429 Fl. De. W. darſtellt. 

B. Außergewöhnliche Einnahmen. 15. Kaufſchillinge file Gründe und Realitüten 
17,894 Fl. De. W.; 16. Erfat aus dem Stammvermögen fir bie auf veffen Rechnung beſtrit ⸗ 
tenen Auslagen 186, 859 FI. De. W. Die anfergemöhnlichen Einnahmen betrugen ſonach 
204,753 Fl. De. W. 

D. Ausgaben. 

A. Gemöhnliche Ausgaben. 1. Central⸗ Berwaltung 458,371 Fl. De: W.; 2%. Behr 
fionen und Erziehungsbeittäge 124,481 FL. De. W.; 3. Proviſtionen 2906 Ft. de B.; 4 
Onadengaben, Aushilfen und Belohnungen 13,575 —* De: W.; 5. Auslagen für Aırtofofititätent 
33,139 $1. Oe. W.; 6. Kamzleierforberniffe 49,631 Fl. De. W.; die Konſtriptiondreviſton im 
Jahre 1857,58, die flete Gefhäftsvermehrung und bie ſtatiſtiſchen Arbeiten, eudlich der vom‘ 
Semeinberathe gervidmete Betrag don 10,000 Fl. C.⸗M. zu bem Koften ber Detailvermefjung' 
ber Vorſtädte Wiens bedingten die Erhöhung dieſer Pofltion; 7. Landesfürſtliche Steueru 
78,133 Fl. De. W.; die Erhöhung dieſes Anfatge® beruht auf bem, durch Anlauf vom Hänfern- 
und durch gänzliche Einzahlung des anf das National-Anlehen ſubſtribirteri Betrages vermehrten 
Befitftande der Kommune; 8. Intereffen von Paſſtokapitalien 159,851 FL. De W.; 9. Aus⸗ 
lagen für bie fläbtifhen Realitäten 32,241 #1. De W.; 10. Aublagen fiir bie Schlachthäuſer 
33,174 Fl. De. W.; 11. Gefällsregie- Auslagen 2512 Fl. De. ®.; 12. Kirchenauslagen 
6683 Fl. De. W.; 13. Stiftungen und fromme Werde 10,962 FI. De. W.; 14. Schulauslagen 
258,783 Fl. De. W.; 16. Antheil des Krankenfondes an dem Wergehrungepeneizuichlage 
70,763 Fl. De W.; 17. Untheif des Juvalidenfondes a“ dem  Betzehtungsfleuerzufchlage: 
32,303 Fl. De. W.; 18, Eanitätsauslagen 9024 Fl. De. Wi; 19, Auslagen für die Mätkt‘ 
Polizei 72,259 FI. De. Wi; 20. Vorlehrungen gegen Feuer⸗ und Ueberſchwemmungegefahr 
67,902 Fl. De. W.; außer dem kurrenten Erforderniſſe pr. 82,278 Fl. wurde) and. der Beträge 
von 20,569 Fl., welder zur Einrichtung von vier Filial⸗Loſchdepots in der nächſten Seit exfors, 
derlich werben pihfte, bei ber Einſtellung biefer Summe berildfidhtigt: 21; Gerichis- und 
Sicherheitsauslagen 15,269 Fl. De. W.; mit Rüdficht anf die som. 1. September 1868 amı 
den Magiftrat übertragene Gerichtsbarteit über) mehrere Uebertretungen wurde eine mögliche 
Bermehrung der Arreftanten um 50 Köpfe täglich angenommen und auf Grimblage der biß- 
berigen Berpflegegeblihr von 15 Kr, C.⸗M. pr. Kopf der in dem nebeuſtehenden Unjape ent⸗ 
haltene Betrag vom 7642 Fl. De. W. flir Arreflanten- Verpflegung eingeflellt; 22%, Dotation 
des Lolal-Boligeifondes 252,000 Ft. De. W.; 28. Steuereinhebungskoſten 65,393 Fl. De.W.;, 
24. Auslagen für das Konſtriptions und Einquartirungsamt 41,181 Fl. De, W.; aus Anlaß 
ber beiden in den vorhergehenden Jahren vorgenommenen Konſtriptionsreviſſonen und ber dadurch 
bebingten Anhänfımg ber Amtegeichäfte ift die Berwendung von wertigfiens 20 Diurniſten mit! 
bem beiläufigen Aufwande von 7300 Fl. erforderlich, auf welchen Betrag bei ber Feſtſtellung 
biefer Summe Bedacht genommen wurde; 26. Yuslagen für die Militärs Bequartiruug 
123,705 Fl. De. W.; 26, Auslagen für bie Säuberhng ber Stvaßen 162,775 Fl. De Wi; 
27. Auslagen für die Straßenbeſpritzung 59,903: Fl. Da @.; 28, Auslagen für die Beleuchtung 
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293,087: Fl. De. W.; 2% Unslagen für ‚die Erhaltung ber Straßen 115,433 FI. De. W.; 
30. Auslagen für die Erhaltung der Allen und Wege am Glacis 13,978 Fl. De. ®.; SL 
Auslagen für die Erhaltung der Wafferleitungen 69,783 Fl. De. W.; 32. Auslagen für bie 
Erhalting und: Ränming der Kanäle 45,709 FI. De. W.; 33. Auslagen für die Erhaltung 
der Brüden und Wienflußufer 14,543 Fl. Oe. W.; 34. verſchiedene gewöhnliche Auslagen 
13,002 Fl. De. W. Alle biefe Ausgabepoften werben von ber Berfammlung genehmigt und 
ſchließen mit benfelben die gewöhnlichen Ausgaben im Gefammtbetrage von 3,177,070 Fl. Oe. W. 


B. Außergemöpnliche Ausgaben, 35. Zuruchuzahlende Paſſtvkapitalien 303,498 ‚s 
De W.; 36. Ban neuer Brüden 42,000 Fl. De. W.; da bie Ausführung des Baues einer 
neuen Brüde über den MWienfluß ans Anlaß ber Stabterweiterung vor ber Hand noch unter» 
Bleibt, fo enthält dieſe Pofition bios den für ben möglichen Ban einer neuen Kommunikation 
über den Wienfluß am Ende der Schleifmihfgeffe auf der Wieden erforberfichen Betrag. Cs 
wird jeboch Gegenfland einer abgefonderten Verhandlung fein, ob und welches neue Rommunis 
tationsmittel zur Ueberſetzung bes Wienfluſſes am diefer Stelle zur Anwendung tommen werde, 
37, Bau Nädtijcer Gebäude 21,000 FL. De. W.; diefer Betrag erſcheint, mit Hinzurechnung 
von im Borjahre fihergeftellten 50,000 FI. C.M. file den Bau des Wilial- Föfchbepots und 
Zinehauſes in der Roſſau genügend. Da det Ban einer Markthalle auf ber Landſtraße vor ber 
Sand noch in Frage geftellt ift, fo wiirde für dieſes Objekt, in Anbetracht des noch verfügbaren 
Betrages von 40,000 Fl. C.⸗M. eine weitere Sicherſtellung nicht für nöthig erachtet; 38. Mer 
gulirung und Berſicherung der Wienfinfufer 105,000 Fl. De. W.z die Höhe dieſes Betrages 
ift dadurch gerechtfertigt, daß von dem für Entfernung der Gumpenborfet Wehre bereits erwach⸗ 
jenen Regulirungstoften 27,966 Fl. C.-M. anf dieſe Poſition verwieſen werden müſſen; 39. 
Pflafterungen und Straßenhauten 210,000 Fl. De. W.; 40. Kanalbauten in den Vorſtädten 
100,000 $1. De, ®. ; für dieſe beiden Ausgaberubrilen waren vom ber Buchhaltung und bem 
Magiftrate mindere Beträge eingeftellt worden. Da dieſelben jebod mit Rückſicht auf ben Be 
darf des Vorjahres wiel zu gering angenommen erſchienen, um felbft bem mäßigen Anforderungen 
ber Vorftabigemeiuben zu genügen, jo werben mit Rüdficht auf die bringend wothwendigen 
Herſtellungen im beiden Richtungen und auf bie Bermögenskräjte ber Kommune bie neben- 
flehenden für dem beabfichtigten Zwed genügenden Summen genehmigt; 41. Schulbauten 
183,594 Fl. De. ®.; bei dem Umftande, baß für bie zu erbauenden fünf Schulhäuſer [dom im 
dem Borjahren Beträge fichergeftellt wurben, welche noch jet ganz ober zum Theile unbefaftet 
find, wird biefer Betrag für das Verwaltungsjahr 1859 mwahrjheinlih genügen; 42, neue 
Leitungen und Bauperfiellungen am ber Kaifer-erbinande-Wafferleitung 105,000 Fl. De. W.; 
auch hier bürfte biefer Betrag ungeachtet der bebeutenden in biefem Jahre zur Ausführung kom⸗ 
menben Herflellungen genügen, da auch bie für die Aufhaffung und Aufftellung ber Schöpf⸗ 
Maſchine und die Ausführung des Zuboues beim Maſchinenhauſe in den Vorjahren ſichergeſtellien 
Beträge umbelaftet find; 44. verſchiedene außergewöhnliche Auslagen 262,710 Fl. Oe. W.; bie 
hung dieſes Betrages gegen das Borjahr wird buch bie Beflimmung ber Summe von 
000 51, De. W. fir den Ankauf dom Gränden mb Realitäten zur Strafienerweiterung, 
durch die Widmung don 15,000 FI. €. M. zur Reftantation des St. Stephans-Domes, eudlich 
durch bie Sicherſtellung weiterer 40,000 Fl. &-M. file bie projeftirte Organifirung ber Füfch- 
Anftalten in den Worfläbten bedingt; 45. Dotation des Refervefonbs 140,000 Fl. De. W. 
Die Berfammlung genehmigt die ſammilichen Poſten. Es ſtellt fi daher die Summe ber 
aufergewöhntichen Ausgaben auf 1,422,802 FI. De. W. 

"Wird zur Summe ber auhergewöhnlichen Ausgaben pr. 1,422,802 Fl. Dr. W. jene ber 
gewöhnlichen Ausgaben pr. 3,177,070 St. De. W. und ber aus ben Vorjahren noch herrührende 
unbebedte Abgang pr. 238,606 fl. De. W. hinzugerechnet, fo ergiebt fih ein zu bedenbes 
Geſammterforderniß von 4,838,478 FI. Or. W. 
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Zur Dedung biefes Exforberniffes: bienen 2:1. dit gewöhnlichen Einnahmen pr./72,408,429 
Fl. und 2. die außergewöhnlichen Einnahmen pr. 204,768 Fl., zufammen 2,607;182 51.08. W 
Ferner das durch bie auszuſchreibende Umlage zu erwartenbe Erträgniß. Die Seltion: ftellt 
daher den Antrag, im biefem Jahre. 3, Zing- und 7 Steuerlreuzer De. W. von den Mieth⸗ 
jinfen und ber Hauszinsftener, ferner. von biefer .leßteren noch 2), Ar. De W. zu Eim 
quartirungszweden, enblih 17 Ku De. W. von ber lanbesfürftlichen Hauszins -,: Grunb r; Ex4 
werb - und Einfommmenfteuer als Zuſchlag einzuheben. Bon biejer Umlage läßt: fich folgendes 
Erträgniß erwarten: 1, Das Einhebung von 3Y. Kr. De. W. von den Wohnziuſen ber 
Stadt und ber Vorfläbte pr. 21,420,000 Fl. Se. W. 749, 700 BL; 2, buch. Einhebung, von 
7 Kr. De. W. der I. f. Hauszinsſteuer ſammt Zuſchuß ‚per 3,808,000. 51, De. W. 266,560 FI, ; 
8. durch Einhebung von 21, Kr. De, W, von derfelben Summe zu Einguartirungszweden 
9,200 1.5 4 buch Einhebung von 17 Kr. De. W. ſtädtiſchen Zuſchlag zum erwähnten 
Steuerbetrage 647,360 Fl.; 5. durch Eiuhebung von 17 Kr. De, W. zur l. f. Gruudſteuer 
ſammt Zufhuß per 22,392 51. Oe. MW. 3806 F$1.; 6. duch Einhebung von 17 Kr. De, W. 
von ber I, f. Erwerbſteuer ſammt Zuſchuß per 1,069,259 FL, De. W. 181,774 SI; —2 durch 
Einhebung von 17 Kr. De, W. von der. l. fa Einlommenſteuer pr. l. 70, 20 Fl. O . D, 
259,218 Fl.; zufammen 2,233,618 Fl. De W. z 


Wird hierzu das früher erwähnte Gekammtertsägniß ‚pr. 2,607,182 SL. — jo 
ergiebt ſich eine wahrjcheinliche Gefammteinnabme vom -4,840,800 FL, und es erſcheint ſomit bie 
wahrſcheinliche Gejaummtausgabe von 4,838478 Fl. mit. einem wahrſcheinlichen Meberihuffe von 
2322 Fl. De. W. gededt. 

Auf den Antrag der Seltion wurde der für das Jahr 1859 vorgelegte Boranfchlag mit 
den beantragten Anfägen ber einzelnen. Poſten und den vorgeſchlagenen Bebelungsmitteln ge⸗ 
nehmigt und biefer genehmigte Boranfchlag dem Magiftate zur Darnahadtung und weiterem 
Berfügung mit dem Beifügen übergeben, daß der Gemeinderath die —— bese. es rn 
mit ben bebeutenben ‚präliminixten Beträgen dn® Auslangen gefumben werben... 

Wien, 20. November. Der Gemeinberath ber Stabt Temesvar verdffentlicht unterm 
18, d. M. zum erſten Male feine Berhanbinngen: in der bortigen Amtszeitung. Diele 
Beröffentiihung kommt gewiß — fo bilrftig fie fih auch umter der Benennung: „im attitlichen 
Anszuge * repräfentiet — den lange gehegten Wünfchen ber Temesvarer Bürger entgegen und 
wir begrüßen ſie al® ein erfrenlihes Zeichen, teil bamlt das Prinzip der — * in 
Gemeindeangelegenheiten wieder einen Freund gewonnen. 

Die Gemeiundeverwaltungen folgender Städte geben derzeit ihren Mitbllrgern —* 
Kunde von ihren Verhandlungen in den Rathsſtuben, welche das Gemeindegeſetz für alle andern 
außer ben Vätern ber Gemeinden verfhließt: Wien, Salgbärg, Trieft (leider ziemlich 
jelten), Agram, Temes var. Der Gemeinberath von Preßburg will, dem’ Vernehmen 
nah, am 1. Januar beginnen. 


„Haben außer ben Bewohnern ber geuanuten Städte, bemerkt ber in. Wien erſcheinende 
„Wanderer“, nicht noch ein paar Millionen Stäbteblirger in Oeſterreich gleichfalls einigen 
Anspruch auf eine wenigftens zeitweije Darlegung ber Berhanblungen. ihrer Gemeindeverwal- 
tungen? Sind bie Gründe, ans welchen bie. Gemeinberäthe von fünf, eventuell jehs Stäbten 
ihren Kommtittenten von Zeit zu Zeit von ihrem Thum Öffentlich Bericht erftatten laſſen, micht 
in allen andern (namentlich ben größern) auch vorhauden? Geſchadet hat die Oeffentlichkeit 
den Vertretern öffentlicher Intereffen mie, wohl aber immer genütt und ſei es auch nur, weil 
fie ein richtigeres Urtheil im allen jenen Fällen ermöglicht, In denen ſelbſt ber ehrliäfte Dann 
Gefahr läuft, verkannt, verleumdet zu werben.“ 


zi2t 
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Nürnberg im November. Wie bereits gemeldet ift, beihäftigt mar nd gegen > 
bier damit, der Stadt durd Anlage einer großen Wafferfeitung eine größere *— * 
zuleiten. Bi dieſein Zwecke iſt in dem neuen Schwakenmlihlbau, worüber bereite frühe Gr 
ſchrieben iſt, ein Pumpwerk angelegt, wodurch auch Anweſens — und er = 
meindebeztri Genufäntheite an biefein Waffer yilgemwehtet werben Tönnen. 8 ve 2 “ . 
find feftgeftetlt, daß man kein Meirleres Quantum als einen Eimer per Stunde — darf 
einmal, jet oder jpäter bewilligte Genußrecht iſt, bis zum 1. Mai 1878 u oh Hat auch 
bis zu diefem Tage weder vom Magiftrate dem Berechtigten gefitnbigt berg erbejug hat 
der Letztere ein Recht der Kündigung. Als Gegenleiſtung filr ben bemwilligten , * 
jeder Berechtigte eine jährliche Abgabe an bie Kämmerei zu entrichten, Ben himaffet®. ber 
file jeden Eimer pr, Stunde feftgefeist IR. Ein befonberer Borbebalt des "Brjam a vad 
fleht zum allgemeinen Velten im Falle eines Brandes. Gegenwärtig it man daran, Ä 
ben Borftäbten die erforderlichen Nöhten zu legen. . f 
Nach einer -Belänntmachung, die Vertheilung ber Nitnberger Untverfitätefipentien ſur 
1857/58 betreffend, belaufen fi die Stipendien 
für Nürnberger —— 6660 Ft. 3 RU 

fir Auswärtige auf, . .. .. 6760 Bl. — — 
—X I Summa anf... 13420. Fl. 3,8% 

Durch Epekution und auf, Präfentation wurden verliehen ‚6347. Fl. 46 Sr; numitielbar 
vom Magiſtrate 7072 Fl. 17.8 ‚Hiervon erhielten die Theologen 9330 Fl. 12 Kr bie Aus 
ßen. .2007.51. 5.0, die Debigiter. 1220 ‚It. .,9. Rt. Stubirende anderer Bäder 362 BL. 
8 Kr. Die Stipendien; find mitunter bedeutend und belaufen ſich in einzelnen Fällen nahe am 
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Die Sparlaſſenrechnung au Nürnberg für, das Bermaltungsjahr 1857,58 ergiebt folgende 
te ‚Ar in ber Einnahme: . 
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ei 7): am heimgezahlten Aktiofapitalien - > "ir. 21,2. 2, 
-»- oe » ‚50000 n — „ —n 
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In Folge feiner golbenen Hochzeitsfeier hat ber um bie Stabt wohlverbiente Marltvor- 
ſteher Blatner ein Kapital von 5000 Fl. hergegeben, beffen Zinſen jährlich unter Arme 
vertheilt werben, 

Die jüngf Fürth, fo Hat fih auch umfere Nachbarftabt Erlangen für ben Winter mit 
Gasbeleuchtung verjehen, unb zwar wirb bazu mit gutem Erfolge Holzgas verwenbet, 


Königreich Sachfen umd fächfiiche Herzogthümer. 

Dredden, 4. November. Die geftrige Stabtverorbneten »- Sigung wurde lediglich durch 
den Bortrag ber vereinigten Finanz und Berfafjungsbeputation über die Ausfüllung der äußern, 
Bürgerwiefe umb deren Berwanblung in öffentliche Promenaden u, bergl. m. und durch 
die Verhandlung. hierüber ausgefült. Der Referent (Dr. Stübel) verauſchaulichte in feinem 
längeren Bortrage zumächft die verjchiebenen über bie fermere Geftaltung der äußern Bürger 
wieje aufgetauchten Pläne, ging ſodaun über auf ein neueres vom Stadtrath Hempel entworfenes 
Projekt, welches der Stabtrath aboptirt hat, ein dem entgegenftebenbes betheiligter Adjacenten, 
bie vermittelnde Auficht des Könige. Minifteriums des Innern, ſowie bie Zwedmäßigleit oder 
Unzwedmäßigteit, Rätplichleit, Nüslichleit, Nothwenbigleit u. ſ. w. beleuchtend. Schließlich bot 
ihm der Koſtenpunlt Gelegenheit, die verſchiedenen Pläne und deren Mobalitäten einer ein, 
gehenden Kritit und Erwägung zu unterwerfen. — Längf war das Bebürfniß erfannt worben, 
bie nach dem großen Garten zu führende Dohnaiſche Straße. zu verbreitern, und es handelte 
fi) dabei zunähnt um Verlegung ber dort liegenden Beubniger Röhrfahrt, welche aus dem gangen 
Beränderungsplane nicht bereinzelt herairdgegriffen werben follte. Die dert angebeutelen neuern 
Berihönerungspläne find nun in Kurzem folgende: Ausfüllung der tiefliegenden äußern Bürs 
gerwiefe, Berwandlung berjelben in Promenaben, Berlegung ber Fahrftraße nah Strehlen unb 
Dohna auf die Seite der Hafbegaffe, wähtend bie jetzige Sträße nur Promenadenfahrweg werben 
fol, Ueberwölbung der Kaitzbach, Anlegung eines Teiches mit großer Fontäue, Anlegung einch 
Feloberges, Ueberfiebelung des Neptunbrimtiens aus dem Marcolini’ihen (Stadtkraulenhaus)⸗ 
Garten am ben Fuß bes Berges und Etrichtuug einer Reftauration am Ende ber Promenade, 
bie eventnell zwiſchen dem jogenannten-Damm und bem Poetenwege (beit nach Hoch's Wirth. 
[haft führenden) bid zum großen Garten erweitert: werben ſollen zc., wähtend ber Raum 
zwiſchen der Äufern Bürgerwiefe und ver Eifenbahn mit-Gartenhäufern zu bebatien bleiben fol. 
Die Koften zur Ausführung des Hempel’ichen Projekts find im Botauſchlage durch folgende 
Ziffern nachgewieſen: Verlegung der Straße von der Mündung der Halbegaffe in beit Environ- 
weg bis zum Kreuzungspunlte der Strehlener Straße mit der Eiſenbahn Kb Umfchließung 
einer Schleuße 14,830 Thlr., Ausfülung und Planirimg der äußern Bürgerwieſe 7000 Thlr., 
Anlegung von Strauchwert, Baum- und Ziergruppen und Rafenplägen 3625 Thlr., Abbrechung 
und Berfegung bes 65,000 Thlr. Werth habenben Wafjertunftwerts „bie Neptumgruppe‘' 9600 
Thlr., Fortſetzung ber fleinernen Röhrenleitung biß jur Gruppe 6810 Thlr., Anlegung eines 
Teiches mit großer Fontäne 4294 Thlr., Verlegung der Leubniter Röhrfahrt 2967 Thlr., Ueber 
bedung der Kaitzbach MM00 Thlr. Die Köften follen aus Stadt- oder Stiftungtverinögen vor⸗ 
ſchußweiſe entnommen und dürch Stabtarilage in ber Art gedeckt werben, daß bie erfien zehn 
Jahre je 2000 Thir,, bie folgenden je 1500 Tplr, und in ben Übrigen je 1000 Thlr. zur Til- 
gung gelangen, Diefem Projekt fand vom Haufe aus das Projelt ber Adjacenten (anliegenden 
Felbbefiger) infoweit entgegen, als fie einen Theil ber äußern Bürgerwieſe acquiriren und zu 
Bauplägen verwenden wollen, flatt Areal zur Verbreiterung ber Promenaben und Anlegung 
ber Straße in ziemlich geraber Linie nach dem Kreuzungspuulte ber Strehlen-Lodwig-Dobnaifhen 
Strafe und der Eifenbahn an bie. Romminne abzutreten. Das Königl. Minifterium bes Inn, 
bein nun beide: Pille ſowie Ältere vongälegen, hat nun eimen vermittelnden Borſchlag 
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gelacht; nach welchem bie Halbegeſſe geradlinis ſortgefübrt and ſomit giemlich mit Einhaltung 
der Gteme der jetigen Außer Bürgerwiee einzelne Streifen find dabei anszutanfchen) der 
Raum zu Promenaden zu verwenden fei. 
Ein neuer Anfhlag fürddieſen mobificirten Plan ftellt die Koften in 31,500 Tpfr, * 
Ziffer. Der Stabtrath ift jedoch mit geringem Abänderungen bei dem früheren Hempelſchen 
Blane flehen gebfieben. Die vereittigten Deputatiomen, in Anerkenming der Nothwendigleit der 
Ansfühung der äußern Bürgerwieſe, Verbreiterung des Weges vor dem Dohmaiihen Schlage, 
ind der Zwecmaßigleit der Verwendung des Raumes zu Promenaden, verwenden fi) für dem 
Borfchlag des Königl. Miwifteriums umd wwänfhen vor Enticließung über die Transiocation 
bes Neptunbrunnens zumächft wegen der Aulagen ſelbſt md ob das Kunftwerk dort aufgeſtellt 
auch einen äfthetiichen Eindruck machen werbe, An Gutachten des als Autorität geltenden Königl 
preußiichen Gartendireltors Lenng, bezüglich ein hydro · techniſches Gutachten und. beuorworten x 
Aufnahme eines im dieſein Sinne entworfenen Recorimmmicates, welches vorgelefen wurde, Nach⸗ 
dem ber Reſetent gewülnſchte Auskunft gegeben nud beit geftellten Anträgen entgegen ben De- 
purtationsbericht vertheidigt hatte. beſchloß das Kollegium zumächft bie Zuziefung von Sadpver- 
ſtäudigen und Einholung von deren Gutachten, uneriartet deffer aber anf dem ber Stadt zit 
nädhft Käiige der’ Doßtiaifegen Strafe hin gelegenen Theile der änfern Blrgerwiefe bie Aue 
ſtechung des tragbaren Bodens, die Abtragung der uttermauern, Berlegung der Röhrjaptt und 
Auffuuung mit Schutt imd Aſche, einftimmig ; lehute bie Aulegung uener hölzerner Röhren je- 
doch mit 36 gegen 17 Stimmen ab und nahm dem Antrag Ungers, die Promenaden hindurch 
Das Leubnitzer Waffer in Steitirögren zu leiten und eine Vorlage über bas Mehrpoftulat zu 
Beantragen, eitfimnig ai; genehmigte bie Beräußermg erwähnter Lanbftreifen ebenfalls ein- 
irrunig ; fette: mit bebeutender Majorktät den Hepdenreich’ichen Antrag ab und beſchloß dem 
Depittafioitbvorfchfage gertäß, die Befchinhfaffung hierüber die nach Eingang ber gedachten Ont- 
adhten: andpiifeigen, mtb genehmigte ffießlich das dtecommunicat umter ber eutjprechendert Ab⸗ 


neuen Gemeinbeorbiinng muß bie hieflge Stadtverordneten ⸗ Berjammmlung wei 

werden. Die Wahl iſt eine direfte, da durch die Gemeindeorbmung ber früher befandene Cenſud 
weggefallen if Behufe biefer Wahl find von ben veriiebenen Parteien — wenn man von 
Viefen reden darf, da bie Patteifcpattirungen zumeiſt mehr durch Autipathien gegen gewiſſe Per- 
ſon ſichteiten oder durch Spmpathien für biefelben, als durch das Feſthalten an beflimmten Prinz. 
giften beranlaßt werde —- im biefen Tagen Schritte geihehen, um bie Wähler für bie reſp · 
Kandibatenfiften zu gewinnen, Es find’ gebrudte, lithographirte umb geſchrieben⸗ Lifte in die 
Hänfer getragen in’ den Vereinen vertheilt, im öffentlichen Lotalen ausgelegt worben; 1# 
Eortitoir® tind' Würdane Hat man die gerade dem betreffenden Prinzipale aufagenden Liſten beit 
wähtfähigen Mitarbeitern aufs Wärme empfohlen ; wie hier erſcheinenden beiven Blätter habes 
ebenfalls Randiddtetiipen werbffeiticht' Aber trotz alledem in Die Berheifigumg am ber Wahl 
eiste hier ftvadhe gensefen, da wort eiiier mehe als 1900'betragenben Zahl won Wählern bio® 


Keipsig ini November, Die in der Stabtwerorbneten-Situng einftimmig zur Juſtifitation 
eittpfoßfenen Wecpmingent' bes Leihaife® aid der Spartaffe auf das Yahe 1807 ergaben nad} 
dem von dem Finanzausſchufſe erftatteten Bericht folgende Reſultate: Die Sparlaſſe zahlte am 
Jahresſchluſſe 1857 im Ganzen 14,704 Intereffenten mit einem Guthaben von 970,403 Thle. 
14 Nor. 7 Bf, mas dirrähfänitefich für jedes Buch 66 Thir. 29 Nge. IPf. beträgt. Ce M 


gewachfen, dagegen das Durchſchniusguthaben um 23 Ngr. 6 Pi- gefanten. In dieſem Rechnuuge⸗ 
jahre find 12,622 Cpl, 10 Ps Bi. mehr eingegähte als zurtidgegogen worben, uud er 
Dicherinjapfung ,' Auzüglid 26,575 Lyle 10 NET Pi. wit exhobenter Zinjen, welche 
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Inteveffentenam Schluſſe des Jahres gut hattem, ergiebt ben ‚oben erwähnten Bumadhs. bes. Gut« 
habens von 89,197 Thle. 21 Ngr, Der Gewinn im Jahre 1857. betrug 11,204 The. 9 Ngr. 
9 Bi., demnach 577 Thlr. 14 Ngr. 9 Pf. mehr gegen 1856, und das Bermögen ber Auſtalt 
ſchloß mit 198,481 Thir. 7.Pf. ab. x 
Bei dem Leihhauſe zeigte ſich im vergangenen Jahre, wie ſchon im Jahre 1856 ein eher 
verminberter als beliebter Geſchäftsgang, Die neu ansgeftellten Pfandſcheine ſind um 3646 Stüd 
gegen 1856 gejunten, während ſich deren Werth um 340 Thlr. 15 Ngr. ‚erhöht hat. Die ein« 
gelöften Pfandfcheine find am Jahresſchluſſe um; 1650 Stüd gefallen; trog dem hatte ber am, 
Schluſſe des Jahres 1857 verbliebene Pfänderbeſtand einen 2712 Thlr. 15 Ngr. betragenben 
höheren Werth und war and) die vorgefchoflene Summe um 2500 Thlr. höher, 
Die.Anktionsgebühren Haben ſich um 430 Thle. 32 Ngr. 1. Pf. ber Gewinn aber um 
1257 Thir. 15. Ngr: 2 Pf. vermindert, — nit Mur 
Das Vermögen des Leihhauſes betrug am Schluſſe bes. Jahres 21,920 Thlr. 3 Ngr. 
8 Pf. Die Unkoſten beider Anſtalten find- um 300 Thlr. höher, was in. ber flattgehabten Er- 
neuerung ber ffenerberficherung auf fünf-Bahre mit 74,000 Thlx. zu eimem. Prämienfage von, 
297 Thlr. 4. Nr: feine Begründung findet. +.» — Neid 
In der am 3. d. Mis ſtattgefundenen Sigung ber Stabtverorbneten: lam das vom Rath 
ine Jahre 1856 erlaſſene neue Bauregulatid zur Sprache, betreffs deſſen ber Stabto, Wiliſch 
beveits ıniterm 9 ul dr 9s den Antrag geftellt, es als ungültig zu erflären, da es ohne Zus 
ſimmung der Stabtöerorbneten exlaſſen ‚worden fei, ſowie wegen -Exlafjes: deſſelben Beſchwerde 
Über den Rath zu führen. Das Gutachten des Verfaſſungsausſchufſes führt in längerer Dar« 
ftellung aus‘; dafı jenes: Bauregulativ allerbing® einſeitig, ſogar ohne Benachrichtigung der 
Stabtverorbieten: erlaſſen unb - von der Kreisdireltion jebenfalls. nur in der Boransjegung ‚ber 
fätigt worden. fei, daß bie Stadtoerordneten bereits ihre Zuſtimmung zu, bemjelben gegeben. 
Diefes neue Bauregulativ hebt ‚das von 1843: auf, welches ſeinerzeit unter Mitwirkung ..der, 
Stabtverorbneten zu Stanbe gelommen war. Die wichtigen Fragen, wie und auf weſſen Koften 
ſoll die Polizei betreffs neuer Anbaue amf die Bemeinbe übergehen,. wie jollen. Einfriebigungen, 
Brüden, Schleufen, Pflafter, Beleuchtung beſchafft werben, find ſchon nad dem Wortfaute ber, 
Städteorbmung nicht ohne Zuziehung ber Gemeindevertreter zu: erledigen; es handelte ſich hier⸗ 
bei ferner um ganze Gemeinbebezirke, um, Erwerbung von Kommuneigenthum, um Bermehrung 
von: Abgaben, um beſondere Rechtsverhältniſſe, Oblaften, Befreiungen, um Straßenbau. ıc., ſo 
daß aud aus den Grundlehren des Stantsrehts ‚erfolgt, , daß ‚bei jold einem Erlaſſe ‚bie Stabt» 
verordueten zır befragen. geweien ſeien. Deshalb empfiehlt der Berfaffungsausiguß: 1) den An⸗ 
trag des Deren: Wiliſch, das neue Bauregulativ aus jormellen Gründen für ungültig zu erklären, 
einſtimmig zur Annahme eines Eingehens auf. ben materiellen Inhalt: des Erlaſſes begieht ſich 
ber Berfafjungsausichuß vor der Hand, obſchon er nicht-verlemnt, daß „das Bauregulativ überall 
Härten enthält, bie auf Verhinderung neuer Auhaue recht eigentlich berechnet zu. fein. ſcheinen““ 
Der Ausſchufz beantragt: weiter: 2) Weichwerbe: über ben - Stabtsaty wegen. Unterlaffung ‚ber 
Dinzuziehung der Stabtverorbweten nun bei ber Kreisdireltion Zu führen und dieſe zu erfuchen;, 
dem Rath aufzugeben, fi, bis ein revidirtes Bauregulativ, unter :verfofjungsmäßiger Mitwir ⸗ 
tung ber Stadtverordueten erlafien fei, der Hanbhabung bes Regulativs von 1856 zu enthalten 
umd dagegen bad im voller Kraft befiehende von 1848: wieber einzuſetzen, gleichzeitig aber bem 
Rath hierüber alleuthalben Mitteilung zu machen. Un der Verhandlung betkeiligten ſich zu- 
nãchſt der Stabtverorbnete: Dr. Heine, der auf die Verpflichtung der Stabtverorbneten aufmerk⸗ 
jan machte, gegenüber einem Berfahren, das an bie- Stelle bes Rechts nichts ‚als Polizei und 
Willkür geſetzt habe, den Rechtszuſtaud nachdrücklich zu wahren, ber allein bie wahre Sicherheit 
für das Eigenthum in fid trage, während. ſolche ihm⸗ entgegengejeite Erſcheinungen traurige 
Berhältuifie ‚perbeiführen müßten; bem trefflichen Gutachten bes Ausichuffes wünſcht ex möglichft 
volfläubige Deffentlichteit, damit das Publikum bie Urſache ber traurigen Wohnungsverhäftuife, 
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der geſteigerten Mierhen, einſehe; dieſe Urſache jet aber rein in vollswirtpfchaftiichen 

zu ſachen, die man hegt. Einen Antrag auf Einholung eines Gutachtens von — 
Juriſtenfacultãt läßt er, nachdem mehrere Sprecher benfelbem für unnöthig oder. doch verfrüßt 
begeichnet, wieber fallen. Stabtverorbneter Poren; vermuthet, baß bei der Durch Die Kreis; 
birektion erfolgten Betätigung ein Irrthum ftattgefunden. Bei der Abſtimmung wurbe ber 
Antrag des Ausſchuſſes durchweg einſtimmig angenommen. 

— In der Sitzung der Stabtverorbneten am 27. v. Mis. war Hauptgegenftand per 
Tagesordnung ber Bericht des Finanzansichuffes über theilweije Beibehaltung der zur Zur 

der rüdgezahlten Kriegeihulven beftimmt gewejenen indirekten Abgaben, ber gegen 80 — 
feiten füllt, jedoch nicht zur Vorleſung kam, da er ſich ſchon feit mehrern Tagen in den Hände z 
der Stadtverorbiteten befand und dieſe fich für hinreichend inftruirt erkllärten. Der Ausf un 
beantragte einſtimmig die Aufhebung der Marltrechtsgebilhren und ſtädtiſchen — — * 
gaben, wogegen er die Beibehaltung des fogenannten grünen Buchs empfahl, auf Grund ne 
verfchiedene Abgaben erhoben werben, berem mwichtigfte eine Miethftewer if. Der erfle Theil 
dieſes Antrags begegnete keinem Wiberjprud, im Gegentheil entwickelten alle Redner die Nach— 
theife diefer durch die wiſſenſchaftlichen Grundjäge ver Vollswirthſchaft läugſt verurtheilten Ab⸗ 
gabe. Stadtverordneter Dr. Heyner bemühte ſich aber auch den Nachweis zu führen, daß im 
flädtiſchen Haushalt fein Defizit beftehe und bie Beibehaltung ber Miethſteuer ꝛc. mithin über⸗ 
feüffig fei. Sein‘ Antrag auf BVefeitigung des grümen Buches wurde unterftügt. Stadtver - 
orbrieter Dr. Beine empfahl, ſich auch bei dem ſtädtiſchen Haushalt möglichft genau dem Finanz 
ſyſtem der Königl. fächftichen Regierung anzufchliehen, das auf den gefünbeften Prinzipien ber 
Wiſſenſchaft beruhe Bicevorfieher Klein machte daranf aufmertfam, daß es noch unentſchieden 
fei, ob die Regierung die Forterhebung des Wechſelſtempels der jährlich 40,000 Thir. eintrage, 
geſtatten werde, und es daher bedentlich erſcheine, ſich einer Einmahmequelle, wie bie Mierh⸗ 
ſſeuer, voreilig zu berauben. Bei ber ‚endlichen Abſtimmung über bie Ausſchußantrãge wurde 
der Wegfall der Mehlſteuer vom 1. November d. I, eben fo ber beiden erften Tarifjätge der 
ſogenannten Neutaſſe, dagegen die Beibehaltung des dritten Tarifſatzes jo wie der Wechſelſteuer 
einflimmtig, die Aufhebung der Marktrechtsgebühren, unter Vorbehalt ihrer Herftellung im Fall 
des Bedarfs, gegen eine Stimme beſchloſſen — als Amendement aud ver Wegfall aller und 
jeder Thoraceifen —, bagegem die Beibehaltung des grünen Buches unter ber Bedingung der 
VBeftätigung aller vorhergehenden Beichlüffe mit 30 gegen 23 Stinmmen abgelehnt. Der Heyner · 
Heineſche Antrag auf unbedingte Abſchaffung des Marktrechts ꝛc. ſaud mit 83 gegen 20 Stimmen 
feine Belräftigung. 


Großberzogthbum Medlemburg. 

. Schwerin, Ende Oftsber. Im der Sitzung bes Bürger-Ausjhufifes vom 26. 

d. Mts. wurde ber Antrag, „den Magiftrat zu erfuchen, daß der 8. 8, ber hiefigen Straßen, 

Bofigeiorbriing zu Gunſten der hiefigen Uderbirger, welche hier eine größere Felbwirthfchaft 

betreiben; inſfoweit mobiflzirt werde, als ihmen zu geftatten ift, daß fie den Dung bon ihren 

Böfen während bes ganzen Tages abfahren dürfen“, angenommen. Hiezu gab VBürgermeifter 
Möller eine Erllarumg dahin ab, daß das Polizeiamt, der Nothwendigleit nachgebend, dem Ader · 
blirgern geſtattet Habe, Dittwood und Sonnabend jeder Woche und während ver Saat nnd 
Beftellungszeit im Frühjahr und Herbft täglich Dünger (verfteht fi, im geſchloſſenen Wagen) 
abfahren zu dürfen. Aus dieſen Verhandlungen eutwickelte ſich ein weiterer Antrag! durch eine 
Depntation prüfen zu Taffer, ob und wie weit die Steaßenpofizeiorunung mit den bezügfichen 
Beſchlüſſen des B.⸗A. übereinſtimme? Der’ Antrag wurde gleichfalls angenommen. —- Die 
beiden Jahresberichte des Herrn Schulrektors Schmidt dom Oftern d. I. wurden verleſen. Aus 
em über die Näbtifche Butgerſchute Heben wir hervor, daß der Schule das Zeugniß gegeben 
wird, fie Habe im Gamer undGropen; forwie in ven einzelnen Klaſſen zu Ofteen den nach bem 


„u. d dam], 
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aufgeftellten Lehrplan umb Lehrzeit zu ſtellenden Anforberungen. entiprocdhen. Die Schule zählt 
jest 325 Schüler und wird ihr das Zeugniß gegeben, baf unmotivirte Verſäumniſſe ſehr abge · 
nommen haben. Der Yahresbericht Über bie Stabt- und Waiſenhaus⸗Schulen enthält gleich⸗ 
falls viel des Erfrenlichen und theilt mit, daß im werflofienen Sommerhalbjahre bie Durch ⸗ 
ſchnitteſumme ber ummotiwirt verfäumten Zage faft nur halb: fo groß geweſen, wie in ben 
voraufgegangenen Sommerhalbjahren. Nach ſtatiſtiſchen Ermittelnugen haben ſich im legten 
Schuljahre 93 Kinder der Bettelei ſchuldig gemacht. Rüdfichtlich der Schulbücher wird bemerft, 
daß die auf Koften ber Armenlaſſe untergebradhten Kinder und die Kinder der Armenlafien- 
Beneficioten alle Bücher und fonftige Schulbebürfniffe umſonſt erhalten, ben übrigen Kindern 
aber die Schulbücher für die Hälfte der Ladenpreiſe überlaffen werben, au Leſebücher ſeit 
DOftern in allen Klaffen in Gebraud find. — Nach der E,+ D,. lommt der Antrag Demmier’s 
zur Berathung: durch eine ans 7 Mitgliebern beftehende Deputatio zu prüfen, ob es ſich nicht 
im Intereſſe der hiefigen Stabt und aller Übrigen: Medienburgiichen Städte empfehle, für eine 
Inſtrultion ber refp. Landtags » Depntirten dahin bemüht zu fein, daß fie für die fanbesherrlich 
propsnirte Kortfühbrnung der medienburgifhen@ifenbahm' nicht anders ſimmen, ala 
wenn gleichzeitig eime gemügenbe Garantie für gründliche Reformen unjerer Steuer 
und Heimathogeſetze gegeben werbe. Nach Annahme biefes Antrages wurde eine Depu- 
tation gewählt, 

Moftod, 29. Oktober. Aus der Sitzung bes 2, Duartiers vom 27, d. M. ıbeilen wir 
nach ber „R. 3.” Folgendes mit: Im voriger Sigung war vom Ehrl. 1. Quartier ber Wunſch 
ausgeſprochen, es möchten von bem Deputirten ber Stabt in ber diesjährigen Landtags-Ber- 
ſammlung auf's Neue Anträge wegen Steuer «Reform, wegen Baues einer Chauſſee Nach 
Hohen⸗Luclow und wegen Imtabulation ftabtbuchlicher Forberungen auf eigenen Namen geftellt 
werden. €. ©. Rath erlärte heute darauf, dah Über Steuer» Reform keine bejomberen Be 
sathungen anf dem biesjährigen Lanbtage flattfinben (1) — die Ehauffee nah Hohen - Ludom 
überall nicht zur Berhanblung kommen werbe, da zur Zeit bereite Geldmittel für dieſelbe im 
keiner Weife vorhanden feien, — die Imtabulation auf eigenen Namen oder von Neuem ange» 
regt werben folle. — Im nerfloffenen Sommer lehnte das 2, Quartier die von E. E. Rath 
proponirte Erhöhung ber Gehalte der finbirtem Lehrer an ber großen Stadtſchule ab, während 
Ehrl. 1. Onartier für eine Erhöhung im Allgemeinen flimmte, dieſelbe jebod nicht nach ber 
Zahl der Dienftjahre regulirt wiſſen wollte. In jüngfter Zeit iſt dieſe Angelegenheit in einer 
Kommitte berathen und von ben Deputirten, ſowohl E. E. Ratks als auch beider Quartiere, 
einftimmig al® richtig anerlannt, daß nicht die Länge der Dienftzeit maßgebend fein bürfe, viel» 
mehr die Erhöhung des Gehalts für jedem einzelnen Lehrer vorzugsweife nad ber Wichtigkeit 
feiner Lehrerfielle und feiner Leitung in dieſer Stelle bemeffen- werden müſſe. E. E. Rath legte 
eine nach dieſem Prinzipe vegulirte Erhöhung der Lehresgehalte zur Mitgenehmigung vor, bas 
Duartier lehnte fie aber ab, 

— 13, November, Beim Abſchluß der Rechnung ber hiefigen Sparlaſſe am. 20. Juni 
d. 3 betrugen, zufolge einer Belanntmadhung ber Vorſteher, die Ginlagen von 15,886 In⸗ 
terefienten 970,955 Thlx. 28 Schi. 3 Pf. und ber eigenthümliche Bonds ber Auflelt — mit 
Einfluß von 9833 The. 16 Schl., welche zum Bau ber hiefigen Elementarſchule, und yon 
12,000 Thlx., welde zur Erwerbung eines Lokale für bie hieſige Gewerbeſchule und zu einer 
ſtädtiſchen Sammlung vou Kuuflgegeufländen verwandt find — 82,773 Thlr. 38 Schl. 9 Pf. —, 
zufommen aljo 1,053,729 Thlt. 19 Schi. Bei dem großen Ratififhen unb wirthſchaft⸗ 
lichen Interrffe — bemerlt die „R. 3.” —, welches bie Sparlaſſen barbieten, namentlich 
wenn fie einen jo umfaſſeuden Geſchäftokreis haben, wie bie Roſtoder, würde es im hoben 
Grabe .wünfhenewerth jein, wenn bie Borfieher dafür Gorge tragen wollten, boß wach bem 
Borgang der Verwaltung ber Schweriner Eriparnißanfalt durch eine detaillirte Darlegung bem 
Bublitum ein genauer Eiublick in bie Geſchäftabewegung und bie Berhältnifie ber Anfait 
eröffnet würbe, 
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— In der geſttigen Sitzung des erſten Quartiers legte nach ber „R. 3." E. € Kap 
das Herbmbefichtigungs-Prototoll Über die in Warnemünde vorjunehmenden Bauten und fonftis 
gen Anlagen vor, Das Ouartier hat zu den gemachten Borfclägen nichts weiter zu bemerte 
ale daß es die Anpflangung bon Bappeln auf ber Promenade von Warnemünde bis zum — 
fich nicht für zwedmäßig hält, da fie zu wenig Schatten geben. Man hält Linden und Kaftanien 
für paffenber. — Da über die Erhöhung der Gehalte der bei der Stadtſchule fungivenden Lehrer 
noch Teine vollſtändige Einigung erlangt iſt, beantragt man KommitteesBerhandlungen , um 
burd fie bie different gebliebenen Punkte zu befeitigen. ; 


z Großherzogtum Baden. 

7 PMorzbeim, 30. Oltober, Man muß es ber biefigen ſädtiſchen Verwaltung 
großem Danke wiffen, baß fie neben uuternommenen größeren Bauten noch jo Vieles au 
zwedmäßigen Herſtellung und Verſchönerung ber Strafen, öffentlichen Plätze, Flußbauten * 
thut. Im Berlauſe einiger Jahre wurde faſt im ber ganzen Stadt ein neues Pflafer Berge: 
ſtellt, um welches uns viele andere Städte beneiben bürften. Berjhiedene neue Straßen, beren 
Anlage, beziehungsweife Verlängerung durch bie Erweiterung ber Stadt geboten war, find ober 
werben zum Theil ausgeführt. Im Laufe biefes Jahres wurbe auf einer, anfehnlihen Strede 
ein buch die Stadt fließenber, für gewerblide Zwede bienenber Kanal meu ausgemauert und 
zum Theil zugewölbt, fo. daß bort nun eime recht hübſche Straße if, wo Jahrhunderte lang 
ein enges, budeliges Terrain war. Im nächſten Jahre ſoll namentlih auh — was übrigens 
jeher. Bedurfniß it — ein hübſcher Steg Über die Nagolb, an Stelle des jehigen fog. „Eiel- 


Beges“, erbaut werben... - 
| Herzogthum Braunſchweig. 
Braunſchweig, im November. Der amtlichen Ueberficht über die Berwaltung 

Der ſtädtiſchen Angelegenheiten au Braunfhweig während bee Zahres 1857 
entnehmen wir Yolgendes: Die Strafen» Polizeiorbiunng für biefige Stabt, deren Berathumg 
durch die Häptiihen Behörden ſchon im Jahre 1856 beendigt war, erhielt mittelft Miniſterial⸗ 
Heitripte vom 3, Februar 1857 die geſetzlich erforderliche Genehmigung ‚ wurde unterm 13, Fe⸗ 
bruar publizirt und trat mit dem 1. April ins Leben. — Das Statut über die Zuſammen⸗ 
ſetzung bes Stadtmagiſtrate die Hlllisbeamten deſſelben und bie Gemeinbebiener, fo mie bie 
Düenft- and Grhaltsverhäftniffe der ſtädtiſchen Beainten und Diener warb ebenfalld von ben 
Stabibehbrden berathen und vom hemoglichen Staateminifteriium genehmigt, jedoch erft im Sahre 
1858 pubfizirt. — Die Rollen über die neu hinzugelommenen Bürger wurden fortgeſetzt, bie 
nen aufzuſtellenden Rollen über die ſchon vorhanden geweſenen Bürger, fo wie über die übrigen 
Gemeindegenoffen’ Tonitten noch nicht vollendei werben. Die Zahl ber Tinwohner hiefiger Stadt 
betrug mach fetter Zählung (Dezember 1855) im Ganzen 38,397, nämlid 18,546 männfide 
mitd 19,851 tweiblide, worumter 36,328 Perfonen vom Civil und 2069 ‚vom Militeir, mit 
Einfluß von 1001 fafernirten Soldaten; davon waren 86,882 Lutheratter, 504 Reformirte, 
696 deomiſch · Aatholiſche 29 Deuiſch⸗ Katholiſche und 286 Joraeliten. — An Bürgergelbern 
gingen 711 Thir., für. Markgenoſſenjcheine 19 Thfr. und an Auszugsgeldern 988 Thlr., Über 
haupt 1718 Thir. ein (202 Thir. mehr als im vorhergegangenen Jahre), wofür 144 hier domi⸗ 
zilirte Perfonen Bürger geworden und 144 Auswärtige als biefige Einwohner und Bürger, und 
19 als Martgenoffen aufgenommen wurden. — Die Anzahl der getrennt bebauten Gruubftüde 
Betrug 8328, welhe Bei der Bandes - Branbverfiherungsanfalt für bie Summe von 18,288,726 
Thaler verfichert waren. — Weder im Stabtverordnietentollegium mod unter ben Mitgliedern 
des Gtadtmagifirats und beffen Hätfs- unb Unterbeamten war eine Veränderung vorgelommen. 
Auf die Schulden der Stabt wurden 5000 Thlr. abbezahlt und es betragen dieſelben (ausichlieh- 
fich zweier Kautionsfapitafe zu 983 Thir. mub’des Beitrags zu 2260 Thle,, welchen vie Gtodt 
zu dem für: die YMrmenfpeifeamfalt angelamften Yanfe zu : Teifien hat) 1500-48. in Gelb und 
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7000 Thlr, in Kourant. Die ausfebenben Forderungen ber Stabt beliefen ſich auf 10, 100 Thlr. 
Gold und 28.925 Thlr. Kourant, ausſchließlich eines Kaſſenbeſtandes zu 26,775 Thlx, 12 g6r, 
3 Pi. und 5149 Thlr. 3. g6r, 7 Pi. rÜdftändiger Forderungen. — Der BWeinteller im Hagen 
wurde auf fernere brei Jahre für ein Pachtgeld von 800 Tplr, verpachtet, die mit dem Neuflabt- 
Rathhauſe verbundene Gerechtigkeit zum Weinhandel mit Weinichant auf ſechs Jahre für eim 
Pachtgeld von 400 Thlr. überlaffen ;; die Berlafjung der Eiſenbütteler Mühle an die Lohgerber⸗ 
Gilde, fand endlich Statt, das Kaufgeld wurde mit 2600 Thlr. und bie Ablöſung der Waſſerzinſe 
mit 180 Thlr. 13 gOr. 4 Pi. berichtigt ,. ein der Stabt zugeböriger Erbenzins mit 25 hie, 
4 gOr. 4 Pf. abgelöft und diefe Kapitalien für die Stadt zinsbar belegt. 

Das Nefultat der Stadtkaffen + Verwallung iſt als ein’ "iR günftiges zu bezeichnen. Der 
Voranſchlag belief ih anf die Summe von 91,667 Thlr. 18 gGr. 2 Pf, wovon 86,967 Thlr. 
13 g&r. 2 Pf. durch fefte Einnahmen, 54,700 Thlr. durch die Kommunalſteuer gededt werden 
follten ; es haben jedoch bie Einnahmen 122,066 Thlr. 2 g6r. 2 Pf., alſo 30,398 Type 
13 gGr. mehr, die Ausgaben 9,290 Thlr. 13 g&r. 11 Pf., alfo 3623 Thlr. 9 Pf. mehr be⸗ 
tragen, als im Boranfchlag angenommen. Die Mehreinnahmen beftehen indeß vornehmlich in 
dent Kaſſenvorrathe aus dem Jahre 1856, im eingegangenen Rückſtänden und eingegangenen 
Kapitalien und Kaufgelvern, während an Kommumalftewer ein Reſt von 5384 Ehfr. 11 gGr. 
1 Bf. verblieb; die Mehrausgaben wurden durch den Abtrag von 5000 Thlr. Schuiven (ftatt - 
der projektirten 2000 Tplr.) und die Belegung von 2454 Thlr. 19 gGr. 7 Pf. Rapitafieit 
herbeigeführt. — Die Stadtlaffenrehnung vom Jahre 1856 mit den dazu gehörigen Nebenrech⸗ 
mungen wurde abgenommen und gab zu Erinnerungen feine Beranlaffung ; die Rechmingen vom 
Jahre 1857, deren Abnahme bevorfteht, gingen gleichfalls ein; tie monatliche Revifion der 
nädtiichen Kaffen durch ein Magifiratsmitglied wurbe, wie früher, regelmäßig vorgenommen. 
— Die jeften Ausgaben der Stabilaffe haben dadurch eine Aenderung erlitten, daß der Gehalt 
des Regiſtrators Grütter von 400 auf 460 Thlr., des Magiſtratsſchreibers Gerloff von 120 auf 
150 Thlr. und des Bauaufſehers Böder von 200 auf 240 Thir. jährlich erhöhet if, — Die 
polizeiliche Abgabe für Hunde brachte 1440 Thlr. ein, — Der Eprelutionsetat der ftäbtijchen 
Kaſſen weiſt folgende Einnahmen auf: Kafjenvorrarh 27,586 The, 12. gOr. 4 Bf, Rüdftände 
aus dem Jahre 1856 überhaupt 2686 Thlx. 1 g&r. 2. Pf., zurüdgezahlte Kapitalien 210 Thlr. 
20 gÖr., Zinfen von ausſtehenden Kapitalien 1978. Thlr. 5-g6r, 8: Pi., von Keller und 
Häufern 2225 Thlre 18 gÖr,, von Mühlen 140 Thlr. 22 g®r.-9 Pi, von Bleichen 150 Thlr, 
13 gOr. 4 Pf, don bem Mödeſſer Grunpftüd 584 Thlr. von Gewäffern und Fiſchereien 
180 Tple,, von Erbenzinjen 7 Thlr, 14 gGr. 3 Pf, Aequivalentgelder ans der. Staatskafie 
17,253 Zhls. 15 g0x. 8 Pf, Beitrag ber berzoglihen Kammerlaſſe zu ben Koften ber Strafen- 
Reinigung (805 Thlr. von 1000 Thlr.) 396 Thlr. 12 gOr. Beitrag zu den Straßenbeleuchtung®- · 
Koften (mach gleichem Verhältmiß) 2765 Thlr. 17 gOr. 9 Pf., Beitrag zu dem Feuerlöſchweſen 
677 Thle. 20 gOr. 10 Pf, Beitrag zu, dem Gehalte. des Stadibaumeiſters ans der Kaffe 
piorum ‚eorporam 400 Zpir., Gebühren für die Revifion ber Feueranlagen 140 Thlr. 8 gGr, 
von: Marltſtellen 213 The, 11 gGr. 8 Pf., von Grundzinſen 73 Thlr. 20 gGr., am Meier 
zinfen und Metzelorn 327 Thlr. 16 gEr., von Dienftgelvern 209 Thlrx. 14 gor. 8: Pf... vom 
Service und Proviantgelde 8413 Thlr. 1 g0x. 8 Pf. vom Bürgergelde, für Markgenoſſenſcheine 
und vom Anzugsgelde 1718 Thlr., am zufälligen Einnahmen 2204 Thlr. 14 gGEr. 3 Pf., für 
verkaufte Grundftüde 2180 Thlr. 13 g®r. 4 Pf., Ablöfungslapitalien 25 Thlr. 4 gGr. 4 Pf. 
an Kommunalfteuer 49,315 Tplr. 12 gEr. 11 Pf. (anftatt der im Vorauſchlage angenommenen 
Summe von 54,700 Thlr.), im Ganzen 122,066 Thlr, 296r. 2Pf. — Die Ansgaben waren: 
Abzuführende (an herzogliches Leihhaus zurüdgezahlte) Kapitalien 5000 Zhlr., belegte Rapitalien 
2454 Thlr. 19 gOr. 7 Pf., an Zinfen auf angeliehene Kapitalien 508 Thlr. 9 gGr. 10 Pi,, 
Abonnementsgelder auf Anzeigen 2c. 19 Thlr. 2 gGr,, an Beſoldungen und Löhnen für bie 
Mitglieder des Stabtmagiftats und des Hilfsperfonals 6370 Thle., dem Stabtjuperintenbenten 
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für 60 Yimpten Roggen und 40 Himpten Gerfte 115 Thlr. 17 gGr. 2 Pf., für bie Beamt 
ber Stadtlaſſe 1845 Ehlr. 13 gGr. 4 Pf., für das Bauperfonal 1240 Tpir., —— en 
Perſonal des Stadimagiſtrats 700 Thlr., für die Nachtwächter 1512 Thlr., an * er⸗ 
942 Thlr. 23 gr. 8 Pf., Vierzeitengelder füür bie Opferleute 968 Thlr., Unterbaftun as 
ſtädtiſchen Gebäude, Koften der Reparatur des Straßenpflafters 2c. 2124 Thlr. 14 gGr. = = 
am Grunbabgaben 128 Thle. 19 g@r., zur Unterhaltung ber Gemeindeſchulen 11,297 2 u 
23 g&r, 10 PBf., dem Gewerbeverein für bie Zeichneuſchule 400 Thlr., für Straßenreini : 
1300 Thlr., fiir Steapenbelenhtung. 9068 Thlr., für die Feuerlöfcanftalten 2958 pie, g . 
6 Pi., für das Geſundheits ⸗ und Medizinalweſen 613 Thlr. 13 gGr. 4 Pf., für das o. r. 
weſen 585 Thlr. 17 gor. 4 Pf., Zuſchuß zu ben Armenauſtalten 33,000 Thlr. er 
Armenfpeifeauftalt 1066 Thlt. 21 g®r. 2 Pf., zu der Auftalt für dürftige —E * 
20 Thlr., zu dem Holzmagazin für Bedürftige 35 Thlt. 20 gGr. 6 Pf., zu der jüdiſſen —* 
ſtalt Ez Chajim 150 Thlr., für die Unterhaltung der Korrigenden in Bevern 233 Zpır, ı — 
10 Pf, für Unterſtützung von Auswanderern 53 Thlr., für bie v. Schillſche Invalidenftiftumg 
200 Thlr, für Service, Proviaut und Fouragegeld 6971 Thlr. 11 gGr. 3 Pf., Unterhaltung 
ber fläbtiihen Bureanz 960 Thlr. 21 gGr. 11 Pf., am Prozeß» unb Verwaltungsfoften 
68 The, 16 gGr., am verfchiebenen Ausgaben 2502 Thlr. 5 gGr. 9 Pf (darımter für eim 
dem Fräulein Diederichs errichtete® Denkmal 373 Thlr. 20 gGr., ertraorbinaire Unterftügungen 
191 Thlr. für zwei Geldichränte 540 Tple.), zu der fläbtiichen Wegebaulaffe 450 Thlr.; im 
Ganzen 95,290 Tplr. 13 g&r. 11 Pf., fo daß ein Kaffenvorrath von 26,775 Thlr. 2 gGr. 
2 Df. verblieb. 
Was das Bauweſen betrifft, fo find Neubauten fläbtifcher Gebäude im verflofjenen 
Jahre nicht ausgeführt; aufer den gewöhnlichen Reparaturen wurde noch ein Parteieuzimmer 
im Stabthaufe, das Gefchäftszimmer des Magiftrats, das Sigungszimmer ber Stabtverorbneten 
in Stand gefett, fowie noch ein Theil der Koften für die Wiederherſtellung der fübligen Fronte 
der Speiſeanſtalt für Bedürftige verausgabt; bie Koſſen für Bauten am den ſtädtiſchen Schul⸗ 
gebäuben. waren erheblich (ſ. unten). Die Reparaturen des Straßenpflaſters wurden wie IN 
früheren Jahren beſchaffi; neu gepflaftert wurde der Baulplatz. — Durch die Chauffirung bed 
Weges von ber Cellerftrafe nach der Maſch find nun alle die Wegeftreden im chauſſeemäßigen 
Stand geſetzt, welche das Statut vom 20. November 1851 als ſtädtiſche Kommunalwege ber 
zeichnet. — Die Wegebaulaſſe weift folgende Einnahmen auf: aus Teftamenten und Kontralten 
708 Tple. 22 gGr., Autheil an den Wegegelbern von ber Broitzenſchen Straße 92 Thlr. 
14 gGr. 1 Pf., vom Kahle-Wohlemannſchen Legate 2 Thlr. 196x. 4 Pf., Zuſchuß aus ber 
Stadilaſſe 450 Thlr., von den Feldmarts-Intereſſenten 1552 Thlt. 18 gGr., im Ganzen 
2806 The. 7 Gr. 5 Pf; au Ausgaben: an Vorſchuß 5941 Thlr. 4 Pf., für Remuueration 
bes Bauperfonals 123 Thir 12 gGr., für Iuftandfegung des Weges zwiſchen dem Stein- und 
deni Fallersleber⸗Thore 460 Thlr. 17 gGr. 9 Pf., zur Unterhaltung ſämmtlicher Kommunalwege 
1537 Thlr. 6 gGr. 1 Pf., an Verſchiedenem und Bonifitandis 16 Thlx. 10 gOr. 4 Pf., im 
Ganzen 8078 Thlr. 22 gGr. 8 Pf., jo daß aus ber Gtabtfaffe 9272 Thlr. 15 gGr. 3 Pi. 
vorgeſchoſſen werben mußten. 

Auf die Schulden der Armeuanſtalt find 855 Thlr. 13 gGr. 4 Pi. abbezahlt, fo baß 
fich diefelben noch anf 8600 Thlr. Kourant belaufen, mährend die ausftehenben Forderungen 
"48,650 Thlr. Gold und 15,430 Thlr. Konrant betragen. — Das Pflege» und Armenhaus 
erhielt im verfloffenen Jahre 160 Erwachſene und 119 Kinder. — Die Armentafje hatte jols 
gende Cinnafmen: an Kaffenvorrath 574 Thle, 23 gGr. 3 Pf., an Zinfen 2175 Thlr., an 
"zurüdgezäplten Rapitalien 2437 Thlr. 19 g&r. 4 Pf., aus der Armenprebigt und ber Arme⸗ 
büldfe 31 Thfe. 16 gör. 1 Pf., an milden Gaben mit Einſchluß des Geihents Sr. Hobeit bes 
"Herzogs am 13. Februar. 929 Thlr. 14 gGr., aus Teftamenten und Kontralten 798 Thlr. 2 gor. 
6 Pf., für Iagbfefeine 262 Thlt. 15 g@r. 4 Pi., aus der Kaffe des großen Waiſerthauſes 
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1027 Thlr. 18 gGr. 8 Pf., am Spendegeldern 266 Thlr. 10 gGr, 11 Pf., an Entſchädigung 
für Holz von berzoglicher Landesregierung 859 Thlr. 12 gGr., aus dem Nachlaffe der Armen 
212 Thlr. 14 gGr. 7 Pf., an Pachtgeldern 5 Thlr., am erftatteten Almofen 84 Thlr. 23 gGr. 
1 Pf., an Ertraordinarien 70 Thle. 7 gOr. 7 Pf, im Ganzen 9736 Thlr. I gGr. 4 Pi.; da- 
gegen folgende Ausgaben: am zurildgezahften KRapitalien 855 Thlr. 13 gGr. 4 Bf, am belegten 
Kapitalien 2442 Thlr. 18 gOr., an Zinfen auf angeliehene Kapitalien 337 The. 4g®r. 10 Pi., 
Befoldungen bes Hülfsperfonal® 600 Thlr., Befoldungen der Armenboten und Armenvoigte 
368 Thlr., Koften der Unterhaltung der niederen Volksſchulen 6920 Thlr. 19 g@r. 11 Pf., an 
Benfionen 545 Thlr. 14 gOr., wöcentlihes Almofen 8743 Thlr. 10 gGr. 5 Pf., außer 
ordentliche Unterftügungen 182 Thlr. 18 g®r., für auswärts untergebradhte Arme 93 Thle, 
16 gGr., an Mictbgelvern 5368 Thlr. 17 gOr. 5 Pf., für Belleidung ber Armen 3024 Thie. 
12 g6r. 5 Pf., für Unterhaltung des Pflege» und Armenhaufes 8000 Thlr., an Beſoldungen 
der Aerzte und Wundärzte 595 Thlr., für Arzneien und Bruchbänder 1008 Thlr. 18 gGr. 
1 Bf., für Kurkoſten im berzoglihen Krankenhaufe 652 Thlr. 17 gOr., für Begräbnißloſten 
136 Thlr. 4 gOr., für durchreiſende Arme 29 Thlr. 18 gOr., für Kur- und fonflige Koſten 
auslänbifcher Armen 197 Thlr. 10 g&r., für Druckſachen, Schreibmaterialien ꝛe. 57 Thle, 
7 g®r. 2 Pf., für Feuerung an bie vecipirten Armen 492 Thlr., für Ertraorbinarien 285 Thlr. 
19 g&r. 11 Pi., im Ganzen 41,887 Thlr. 22 g®r. 6 Pi., fo daß bei einem Zuſchuß von 
33,000 Thlr. aus der Stabtlaffe ein Kaffenbeftand von 1348 Thlr. 10 g&r. 10 Pf. verblieb. 


In Folge der zu Oftern 1856 eingetretenen Erhöhung bes Schulgelves in ben Bürger- 
ſchulen und der Einführung eines Schulgeldes in den niederen Boltsihulen hat fih bie Ein» 
nahme der Schullaſſe allerdings gefteigert, dennoch wird ber aus der Stabtlaffe zu leiflenbe 
Zufhuß immer noch ſehr erheblich) bleiben, Im den beiden Birgerichulen follten an Schulgeld 
6897 Thlr. (anftatt früher 6167 Thlr. 6 gOr.) einfommen, es find aber 1002 The. 16 gGr. 
erlaffen (früher 955 Thlr. 23 gGr.) und hat fomit die Einnahme nur 5894 Thlr. 8 gGr. be- 
tragen (früher 5211 Thlr. 7 gGr.). Die Einnahme aus ben niederen Vollsſchulen, welche ſich 
im vorhergegangenen Jahre auf 279 Thlr. 10 g®r. belief, flieg auf 519 Thlr. 14 gr, — 
Befucht wurden: bie Bürgerſchule Öftlihen Bezirls von 377 Knaben und 344 Mädchen, bie 
Bürgerſchule weſtlichen Bezirks von 405 Knaben und 371 Mädchen, die Vollsſchule erften Be⸗ 
zirls von 261 Knaben und 267 Mädchen, diejenige zweiten Bezirls von 296 Knaben nnd 290 
Mädchen, die Waiſenhausſchule von 542 Knaben und 546 Mädchen und bie Garuifonfhule von 
198 Knaben und 200 Mädchen, welde Zahlen eine nicht unbedeutende Zunahme des Schul- 
beſuchs aufzeigen, wobei freilich immer noch zu häufige Schulverfäumniffe ohne Erlaubniß, vor» 
züglih in den niederen Bollsjhulen, aber auch hin und wieder in den Bürgerſchulen vorlamen. 
Die Gemeindeſchullaſſe hatte eine Eiunahme von 25,864 Thlr. 5 5Gr. 4 Pf., nämlich: an 
Kaffenvorrath 718 Thlr. 4.90x. 3 Pf., an Pachten und Kellermiethen 82 Thlr. 18 gGr., an 
Schulgeld aus den Bürgerſchulen 5894 Thlr. 8 gGr., aus ben niederen Vollsſchulen 519 Thlr. 
14 H6r,, Zufhuß aus der Kurrendelaffe 800 Tplr., aus dem dv. Kalmſchen Legate 9 Tür. 
14 gGr. 2 Pf., an Zufhuß aus der Armenkaffe 6719 Thlr. 21 gr. 1 Pf., an Zufhuß aus 
der Stadtlaſſe 11,098 Tyler. 21 gGr. 10 Pf., an Ertraordinair 21 Thlr. Die Ausgaben be- 
trugen 24,172 Thlr. 10 g®r. 6 Pf., und zwar: Gehalt des Schulbireltors 500 Thlr., für bie 
Lehrer an der Bürgerſchule öftlihen Bezirls 4418 Thlr. 8 gOr., weſtlichen Bezirls 4192 Thlr. 
12 g®r., Remunerationen für die Hilfslehrer 186 Thlr., für die Lehrer an ber nieberen Bolls- 
ſchule erfien Bezirls 2277 The, 12 gGr., zweiten Bezirls 2323 Thlr. 18 gGr., an Remune- 
rationen für feßtere beiden Schulbezirke 685 Thlr. 12 gGr. an Penfionen 915 Tpir. 18 gGr., 
an Remunerationen für die Rechnungsführung ꝛc. 112 Thlr., für Unterhaltung der Schulgebäube 
ber beiden Bürgerfhulen 6794 Thlt. 17 gGr. 6 Pf., der beiden niederen Vollsſchulen 915 Thlr. 
5 gOr. 1 Pf., behuf Heizung der Schullolale der Bürgerfchulen 353 The, 16 g&r., ber 
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niederen Bollsiäulen 186 Thlr. 16 g®r., an Verſchiedenem 310 Thlr. 19 gEx. 11 Pf.; fo daß 
ein Kaffenbeftaub von 1691 Thlr. 18 gGr. 10 Pf. verblieb, 

Die Rehnungen der ſechs Gemeinheiten vom Jahre 1856 wurden abgenommen; Beräus 
derungen im Beſitzſtande der einzelnen Intereffentigaften find nur infofern vorgelommen, daß 
von der Wilpelmithor : Interefjeutichuft eine Aderfläde im Bergfelde von 127,,, Quabratruthen 
zum Preiſe von 1000 Thlr. pro Morgen an berzogliche Eiſenbahn- und Poft» Direktion vers 
kauft i 

Di Kirhenrehnungen, fowie bie ber Gemeindelicchentaffe vom Jahre 1856 find ab- 
genommen; letztere jchließt, wie im Vorjahre, mit einem Kapitalbefanbe von 4650 Thlr., da 
bei den fortwährend vorlommenden bebeutenden Bauten an ben Kirchen und milden Stiftungen 
ein Mehres nicht zurückgelegt werben konnte. — Die Rechnungen ber römiſch- katholiſchen und 
der jübiihen Gemeinde wurben ebenfalls abgenommen ; desgleichen diejenigen über die Verwal · 
tungen ber Hoſpitäler, Legaten, Stiſtungen und ſonſtigen zu frommen Zweden beflimmten 
Stiftungen, über deren Berwaltung der Stabtmayifirat die Aufficht zu führen und deren Ver 
waltung derſelbe beziehungsweile zu beforgen hat — ſämnitlich, ohne zu erheblichen Eriunes 
zungen Beranlafjung zu geben. 

Zum Zwede der koflenfreien ‚Progekführung wurden 260 Aımuthözeuguiffe ertheilt, 


Fürftenthümer Reuß. 


| Gera, 28. Oftober. In unferem Gemeindeleben if, wie jeder unbefangene 
Beobachter zugeben wird, feit einlgen Jahren eine gewiffe Veränderung eingetreten. Wir meinen 
damit weniger die Beränberungen, welche die Gemeindeordnung jelbf erlitten hat, ſondern 
bie Verminderung der fonft fo regen Theilnabme ber. Bürgerſchaft, die fi) beſonders bei deu 
Wahlen zu ben Gemeindeämtern auf bie_lebhaftefte Weile zeigte. Jedenfalls hängt dieſe Er- 
ſchlaffung des Imterefjes an den Angelegenheiten ber Gemeinde mit der allgemeinen politiſchen 
Reaktion ber verfloffenen Jahre zufammen, und fo ift zu hoffen, baß bei dem neuen, frifchen 
Leben, welches bie Dinge in Preußen zu gewinnen feinen, auch bei uns bie rege Theilnahme 
und ber Sinn am ben dffentlihen Bufländen "wieder iu bermehrtem Maße ſich manifeftiren 
werde. Eine ſehr zwedmäßige Maßregel unferer ſtädtiſchen Behörden und Vertreter iſt bie 
Aufftellung von neuen Heberegiftern, fowie bie neuen Vermögensabſchätzungen, in Betreff ber 
ſtädtiſchen Abgaben, ba feit der legten Abihägung im Jahre 1858 doch ſehr erhebliche Verän- 
derungen vorgegangen find, Yu Bezug auf die im Movembir jeden Jahres vorzunehmenden 
Ergänzungswählen fir den Gemeinderath find noch feinerlei Kandidaten anfgeftellt, doch bürfte 
in den nächſten Tagen bie Veröffentlihung einer Lifte Seitens ber liberalen Parei erfolgen, 
Die Wahlhandlung ſelbſt ift auf den 22. November anbersumt, 





Gefete und Berordnungen. 


Beſcheid vom 19. Okt. 1858 — daß bie Wahlen neuer Magiftratsper- 
fonen in befonderen Fällen auch zu einer früheren Zeit, alsein 
Jahr vor Ablauf ber Dienftzeit nahzulajjen, refp. biefelben zu 
befätigen find. 

Durch die unter den Anlagen ber nrichriftlich ergebenft beigefügten Borftellung bes Bür- 
germeifters F. zu W. vom 26. v. M. im Abſchrift befindliche Verfügung der Königl. Regierung 
zu R, vom 13, Sept. d. 3. ift der Seitens ber Stabtverorbneten » Berfammlung zu W. ſchon 
jest vorgenommenen Wieberwahl des ac. F. für bie Zeit vom 8. Auguft 1864 bis dahin 1876 
mit Rüdficht auf bie Inftrultion vom 20, Juni 1853 zum Ausführung der Städte-Orbn, vom 
30. Mai ejd. die Beflätigung verjagt mworben, 

74% 
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Da die Infirnftion vom 20. Juni 1853 unter Mo. IX. nur beſſimmt, daß die Wahlen 
neuer Mogiftrats-Perionen in der Regel micht früher als ein Jahr vor Abfanf der Dienftzeit 
vorgenommen werben follen, jo ergiebt fid ſchon hieraus, daß durch dieſe Borfchrift feinesweges 
ausgefchloffen wird, in befonderen Fällen bie Abhaltung einer folchen Wahl auch zu einer frü- 
heren Zeit nachzulaſſen, reip. diejenige zu beflätigen. Namentlich erfcheint eine Abweichung von 
ber Regel dann gerechtfertigt, wenn bie Erhaltung des in Funltion ſtehenden Magiftrats-Mit- 
gliedes im Amte für längere Zeit aus Rückſicht des öffentlichen Jutereſſes für befonder® win. 
ſchenswerth zu erachten ifl. 

uebrigens beruht bie angeführte Befimmung der Inſtruktion vom 20. Juni 1858 wer 
fentlich auf dem Umſtande, daß die Stäbte-Drbming vom 30. Mai 1853 die Wahlen von Ma- 
giſtrats⸗Mitgliedern auf längere als bie im $. 31. ausdrüclich beftimmte Zeit nicht Tatınte umb 
geftattete, während zufolge des nochmals ergangenen Geſetzes vom 25. Februar 1856 Geſetz⸗ 
Samml. S. 129.) die Wahl der Bürgermeiſter und ber übrigen beſoldeten Magiſtrats-Mitglieder 
auch auf Lebenszeit erfolgen kann. 

Hiernach ımd in Erwägung, daß die Königl. Regierung zu N. in ihrer Verfügung vom 
13. d. M. «8 ſelbſt als wünfhenswerth bezeichnet, den ꝛc. F. der Stadt W. als Bürgermeifter 
erhalten zu ſehen, ſtelle ich rem Königl. Ober-Präfibium ergebenft anheim, bie Königl. Regie- 
zung zur Beflätigung der fraglichen Wahl gefälligft zu veranlaffen u. ſ. w. 

Berlin, den 19. Oltober 1858. 
Der Minifter des Innern. 
Im Allerhöchften Auftrage: Flottwell. 


An das Königl. Ober-Präftdium zu N, 








IV. 
A teraihı 


Zeitfchrift für deutſche Kulturgeſchichte. Wilder und Büge aus den Leben bed 
deutihen Volkes. Herausgegeben von Dr. I. Müller und 9. alte. 1868, 
Nürnberg, Bauer und Raspe. (Januar — September.) 

Diefe Zeitfchrift, welde von zwei Beamten des germanishen Mufeums, aber unabhängig 
von biefem, herausgegeben wird, hat auch im biefem Jahrgange mehrere fr die Städtegefchichte 
werthvolle Aufjäte gebracht. Gleich der erfte Aufſatz im Ianuarhefte gehört hierher: Ehlingen 
in der Zeit nach dem SOjährigen Kriege, von Dr. 8. Pfaff — von bemfelben Berfafler, ber 
feine Tüchtigleit wie durch zahlreiche andere hiſtoriſche Arbeiten jo beſonders durch eine geſchätzte 
Geſchichte der ehemaligen Reichsſtadt Eflingen bekundet hat, Im Märzbefte finden wir einen 
Auffag von Prof. Langethal in Jena über die Friejen in Erfurt, ferner eine Mittheilung 
vom Arhivar Baader über die Chriſtbeſcheerung im Mittelalter für die Stabtwerffeute zu 
Nürnberg, und noch eine andere, bon bemjelben Berfaffer Über die Zeit, wann man dor 400 
Jahren zu Nürnberg zu und von ber Arbeit ging. Im Maibefte giebt Über bie Geſchichte der 
Stabt Nürnberg felbft und zwar im Ausgang ihrer Reichsfreiheit W. Lochner einen ſehr 
eingehenden Aufſatz, ber auch fpäter in einem Separatabzuge verbreitet if. Außerdem verbienen 
uoch Erwähnung: ein Lobgebicht auf Nürnberg aus dem Jahre 1490 vom Meifterfänger Kunz 
Haß, mitgetbeilt von A. Barad; Rechtspflege zu Hildesheim im Begimm des 16. Jahrhunderts, 
von D. Fiſcher; das große Schießen zu Hof im Jahre 1540, mitgetheilt von A. Brüdner, 
Aus dem fonftigen ſehr reichen Inhalte heben wir noch bie größeren tüchtigen Aufſätze hervor, 
von Bergfeld, aus einem Haushaltungsbuche bes 17, Jahrhunderts; zus Sittengeichichte der 
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Piahgrafen, von I. Müller: Retsulterthümer im Nibelungenliebe,, von Gengler; ber 
deutſche Familiengeiſt jeit ber Reformation, von Brückner; deutiche Fiter-turbilder des 180en 
Iahrhunderts,, von Heumeberger; bie norbamerilanifhe und die franzöfiiche Revolution im 
ihren Nüdwirtungen auf Deutfchland, von Biedermann; das Verhältniß der Kunft zum 
Leben im 16. Jahrhundert, von U, v. Eye. Am Schluffe jedes Heftes ift durdgängig bie 
meuefle Literatur beſprochen und wird umter ber Rubrik: „Buntes“, eine große Maunigfaltigteit 
Heinerer Notizen geboten: 


Topographiſche Geſchichte der Kreishauptſtadt Landsbut in Mieder-Wayern. 
Bon Dr, Anton Wieſand. Lanbehut. J. Thomann. 1858, 89, 

Diefes Büchlein verbient wegen feiner Brauchbarleit und Sauberheit einer lobenden Er⸗ 
wähnung. Der Berfafler ift Mitglied des hiſtoriſchen Vereins für Nieber-Bayern und in Bezug 
auf bie hiftorifhen Vereine erklärte ber jetzt regierende König es filr wünſchenswerth, daß berem 
Mitglieder die Bearbeitung einer topographifchen Geſchichte ber worzliglicheren Städte des Kö⸗ 
nigreiches in bem Kreis ihrer Beſtrebungen zögen. Für die nähf München bedeutendſten Stäbte 
Nürnberg und Augsburg hat die Königl. Freigebigkeit in dieſer Rückſicht bekanntlich einen we- 
ſentlichen Vorſchub geleiftet, indem für Augsburgs Geſchichte ber dortige Archivar Herberger 
eine namhafte Geldunterftilgung erhielt, für den Geſchichtſchreiber NUrnbergs aber ein anſehn⸗ 
licher Preis ausgefet wurbe. Diefer Anregung auf beim Gebiete der Städtegeſchichte verbankt 
alfo auch das vorliegende Buch feine Entftehung. Landshut gehört zu ben äfteren Städten 
Bayerns, €8 feiert in 22 Jahren, wie gegenwärtig München, das Jubelfeſt feines fiebenhundert« 
jährigen Beſtandes. An ber fiichreihen Mar belegen, bat es nad ber mitgetheilten Bevölle⸗ 
rungsliſte (1853/54) 9271 Seelen, jährlich 400 Geburten und 881 Sterbefälle. „Unter ben 
400 Geburten find 183 uneheliche begriffen, von denen jebod nur 59 der Stadt Landshut, bie 
übrigen 124 ausmärtigen Weibsperfonen angehören, welche bei ben hiefigen Hebammen. entbuns 
dem worben find.“ Die Bäuferzahf beträgt 1031. Der Gefammtinhaft bes Buches gliedert fi 
in: I. Mlgemein Topographiſches und Geſchichtliches. IT. Einzeln Topographiſches md yed 
ſchichtliches. II. Spezielle Dionsgrapbie (melde die eimelnen Theife und Einrigtungen * 
Stadt umfaffen). IV. Einwohner der Stadi Landshut. V. Umgebung ber Stadt Landehn 
VI. Schuß. Angehängt iſt als Beilage ein Straßen- und Häufervergeichniß. 


Zur Geſchichte der alten Ratböihule und ded Mutheneumd zu Gera, ein Wort 
zur VBerftändigung über ſchwebende Schulfragen, 

mennt ſich ein Schriftchen, welches zu Gern im Verlage von G. Kanitz erſchienen ift unb ben 
Oyamafialprofeffot Julius Saupe zum Verfaſſer hat. Das Schriften giebt eine gebrängte 
biftorifhe Darftelung des Zuſtands der alten Rathoſchule von 1583 - 1608, ber Grinbung des 
GSymnaſiums und feiner Bufände von 1605 bis 1608; ſowie der Schidfale der Gymnaflal- 
gebäude von .1605—1858. Die Pointe ber Arbeit liegt offenbar in ben brei Schlußſeiten, auf 
welchen von den Beiträgen ‚geiprochen wirb, melde aus Kommunalmittelm für bie Bürger- 
ſchule geleiſtet worden find. Dieſe find. nun ‚allerdings micht bebentenb, es mag auch zugegeben 
werben, baß manche ftäbtifche Gelber beffer zur Hufbeflerung unferes Bürgerfchulweiens, ale 
zur Anfegung eines bequemeren Spaziergang — wie dies vor einer Reihe von Jahren geſchah 
— zu verwenden geweſen wären, allein wenn ber Verfaſſer dagegen die große Liberafität ber 
ehemaligen Witter- und Landſchaft hervorhebt, jo möchten wir. doch zu bebenten geben, baß bie 
früheren Ritter» und Landſchafter ihr Mäcenatentfum ziemlich wohlfeil übten. Sie jelbft waren 
bekanntlich ſteuerfrei und bisponirten über freimbe Steuerkräfte, noch dazu über die eines ganzen 
Landestpeils. Sie verwilligten eben nicht aus eignem Mitteln, Die Beiträge ber Stadt müſſen 
aber auch von ber Stabt, d. h. ben Bürgern und Einwohnern ſelbſt aufgebracht werben. Damit 


—— 
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ſoll indeffen durchaus nicht gefagt fein, baf von fſlädtiſcher Seite für das bürgerliche Schul 
weſen nicht mehr hätte getham werben follen; aber-feit dem großen Brande von 1780 hat Gera 
Diele harte und fchwere Zeiten durchzumachen gehabt, und das Armenmefen befonbers hat 
enorme Summen geloflet. Aud bie Einguartierungslaften in ben Jahren 1848—1849 mögen 
nit unerwähnt bleiben, Dies wirb inbeffen mun beffer werben. Dem Berfafler gebührt das 
Berdienſt, in gebrängter, aber treffender Kürze bie Uebelſtände charafterifirt unb muthig hervor« 
gehoben zu haben; vielleicht bedurfte e8 nur dieſes Anftoßes, um bie beabfidtigten Reformpläne 
Seitens der Kommune wirklich zur Ausführung zu bringen. Hervorheben wollen wir noch ben 
warmen Hauch der Begeifterung für Vollobildung und Schule, der uns ans dem Schriftdhen 
entgegenweht, welches ‚vielleicht auch für entferntere Kreife ala hiſtoriſche Monographie nit un⸗ 
intereffant fein dürfte. 





Statutarifche Beftimmungen, 
Statut für die ftädtifhen Säulen in Coburg. 
(Shtuf.) a 

$. 23. Die gefetslichen Ferien, vorbehaltlich weiterer Beftimmung, find folgende: 1) zu 
daſtnach 1 Tag, 2) zu Oſtern 14 Tage, 3) zu Pfingſten 8 Tage, 4) Sommerferien 14 Tage, 
5) Micaelisferien 14 Tage, 6) Weihnachtenferien 14 Tage, 7) 3 Tage am Gregoriusfefte. 
Frei find ferner die eigentlichen Jahrmärkte, ebenfo bie einzelnen Feiertage (Bußtage, Himmel- 
fahrtstag) und bie Tage befonberer Schulfeierlichleiten. 

8. 24. Bon ſämmtlichen Lehrern der Anftalt wird erwartet, daß fie ſtets ein fittliches, 
wohlanftändiges Verhalten zeigen, ihre Lehrftunden regelmäßig abwarten, auf biefelben gehörig 
ſich vorbereiten, darüber, daß die Schüler die aufgegebenen Arbeiten mit Fleiß fertigen, forg« 
fültig waden, durch Privatſtudium ſich mit den Fortſchritten ihres Fachs in Stofj und metho- 
bifcher Behandlung vertraut erhalten. Sie werben Alles, was ber Direktor im folge feiner 
Direltorialbefugniffe verlangt und anorbnet, willig und freundlich vollgichen, wie ber Direltor 
feinerfeits im gewiffenbafter Erfüllung feiner Pflicht und in hingebender Begeifterung für feinen 
— in freudigem Gehorſam gegen die Geſetze ſeinen Mitarbeitern voranzugehen, bemüht 
ein wird. 

Die Lehrer werden ſichs zur Aufgabe machen, durch ihre Thätigkeit in der Schule, durch 
ihr Benehmen unter einander, gegen bie Schüler, deren Eltern und Vormlinder, der Schule 
möglihft zu nügen, die Achtung des Publikums zu gewinnen und zu bewahren und bie Zufrie- 
denheit ber vorgeſetzten Behörbem fich zu erwerben. Geber Lehrer wird feine bolle Kraft ber 
Schule widmen. Er wirb keinem Zöglinge der Anſtalt Privatunterricht ertheilen ohne Bor- 
wiffen und Genehmhaltung bes Direktors, 

$. 25. Dem Direltor flieht es zu, in amtlichen Angelegenheiten einzelne Lehrer zu fidh 
zu beſcheiden und ihmen bie nöthigen Mittheilungen und Erinnerungen zu machen. 

Glaubt ein Lehrer dom Direktor eine Unbilligkeit zu erfeiven, fo wird er fi mit dem⸗ 
jelben im freundlicher Weiſe zu verflänbigen fuhen. If die Differenz auf biefem Wege wicht 
anszugleihen, fo fieht bem Lehrer ber Rekurs an die Schullommiffion offen, welde beide 
Theile hören wird. Natürlich ſtimmt in biefem fall ber Direktor, da er ſelbſt Partei ifl, 
nicht mit ab. 

8..26. Der Direktor hat die Pflicht, alljährlich für jede ber oberen Klaſſen, in welden 
mehrere Hauptlehrer unterrichten, einen Orbinarius zu ernennen und biefe Ernenmung bei der 
Schullommiſſion zur Anzeige zu bringen, Es iſt bazu ein Lehrer zu wählen, der — außer bei 
winfhenswerthen perjönlihen Eigenſchaften — durch Zahl und Bebeutung feiner Lehrſtunden 
in ber treffenden Klaſſe fih zum Orbinarius eignet. | db. 
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In den unteren Klaſſen herrſcht das Klaſſenlehrerſyſtem an vor: 
biefe keiner befonberen Ernennung eine® Orbinarius, Der —— * — 2 
ellen Aufſicht Übergebenen Klaffe mit allem Fleiße für vie Aufrechthaltung guter Zucht = 
Ordnung zu forgen, über Fleiß, Fortſchritte und fittliche Entwickelung der Schüler eifrig zu 
wachen und dahin zu fireben, baß er fi eine genaue Kenntniß der Sherattereigenthiämfihtit 
ber Schüler ermerbe, — Unter feiner Aufſicht ſteht das vom Primus ber Klaſſe geführte Klaſſen⸗ 
tagebuch. Der Primus fhreibt außer dem Datum noh Zeit und Art ber Leltion ein: am 
Schluß der Stunde ſetzt der Lehrer feinen Namen bei. Der Lehrer hat die Namen ber fehlen. 
ben Schüler einzutragen und babei zu bemerken, ob fie entſchuldiget oder uneutſchuldiget fehlen. 
Ebenſo werben die Schüfer motirt, bie in der Stumbe durch Unfleiß oder fonftige® tabelnswer- 
thes Verhalten Auftoß gegeben haben, 

- . Die im Zagebud) getabelten Schüler hat der Klaſſenordinarius zunächſt borzunehmen : 
er verhängt mac Befinden eine in feiner Kompetenz ($. 27.) liegende Strafe. Bei Bergehungen, 
bie nach feiner Meinung eine ernftere Ahnbung forbern, macht er dem Direltor Anzeige. 

Der DOrbinarius witd nicht blos während ber Schulzeit, fondern auch außer derfefben 
auf die einzelnen Schüler feiner Klaſſe, befonders auf biejenigen, welche nicht im elterlichen 
Haufe wohnen, ein wachſames Auge richten, er wird fie von Zeit zu Zeit im ihrer Wohnung 
aufſuchen, ſich ihmen als väterlichen Freund bewähren und dadurch auf Veredelung vom Geiſt 
und Charakter berjelben einen fördernden und beilfamen Einfluß zu gewinnen fuchen. 

Dispenfation von einzelnen Lehrflunden kann in befonders dringenden Fällen ber Orbi- 
narius einzelnen Schülern ertheilen. Außerdem fteht e8 nur bem Direftor zu, bon einer ober 
mehreren Stunden zu bispenfiren, 

$. 27. Der Direktor und die ſämmtlichen Lehrer werben es als ihre Aufgabe erfennen, 
bahin zu wirken, daß alle Schüler von bem guten Geifte der Orbnung, Sittlichkeit und bes 
Bleißes befeelt feien. Sie werben ben religidien Sinn der Zöglinge auf jebe angemefjene Weife 
su -weden und zu nähren ſuchen und das Gefühl der Gemeinſchaft in einer Kirche dadurch zu 
Märkten bemüht fein, daß fie die Schüler zum fleifigen Beſuch des öffentlichen Goitesdienſtes 
veranlaflen. 

Bergehen einzelner Schüler gegen Zucht und Orbnung ber Schule müſſen zur Erhaltung 
biefer Ordnung und zur nachhaltigen Befjerung der Schuldigen ſelbſt gerügt und geftraft werbeil 

Das Berhältniß des Direktors und ber Lehrer zu den Schülern ift ein väterliches. Be⸗ 
ſtrafungen der Schüler durch die Lehrer im den Lehrſiunden find aus dem Geſichtspuult ber 
väterlichen Gewalt zu beurtheilen. 

Der Direltor hat darüber zu wachen, daß die Lehrer bei Fehltritten der Schüler ſich 
weder einer ſchãdlichen Nachſicht, noch einer übertriebenen Strenge ſchuldig machen, daß fie Art 
und Maß der Strafen zwedmäßig beſtimmen und die Grenzen der ihnen zuſtehenden Bollmacht 
niemals überſchreiten. 

Die Karzerſtrafe ſoll lein Lehrer ohne Genehmhaltung des Direktors verhängen. —— 
liche Zuchtigung iſt in dem drei oberen Klaſſen unſtatthaft, in den drei unteren Klafien * 
nur in bem ſeltenſten Fällen und zwar nur ba und in dem Sinne anzuwenden, wo und 
fie die von Liebe für den Schuldigen befeelte väterliche Strenge üben würde. 

Die Berweifung eines Schülers von der Anftalt kann nur durch bie 
erfolgen. : über 

Alle weiteren Anorbnungen über bie Form ber anzuwendenden Strafen, mie — ſen 
die den einzelnen Lehrern zu geſtattende Strafgewalt bleiben füglich dem nn u ie 
ber ſich mit feinen Amtsgenofjen darüber berathen wird. icht abge- 

Dan erwartet vom den Lehrern, daß fie das Ehrgefüht per Schüler, das n 
fumpft werben darf, gehörig ſchonen und bei allen Strafen den Bwed der B 
Biehung des Schülere zum Guten immer vor Augen haben werben. 


Schultommiſſion 


eſſerung und Er- 
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Die Lehrer werben aber auch, fo weit als möglich, die Veranlaffungen zu Disziplinar- 
vergehen bejeitigen. Die Schiller dürfen nicht unbeaufflchtigt in dem Klaffen fein. Kein Lehrer 
wird baher bie Kaffe, in ber er eben unterrichtet hat, früher verlaffen, al® der im Unterricht 
folgende Lehrer eintritt, oder — wenn er bie Schlußfeltion — dat — bis fänmtlihe Schü: 
ler die Klaſſe verlaſſen haben. 

Die Lehrer haben fih pünktlich einzufinben. Die Anffiht im den Mlaffen während ber 
Freiviertelſtunde, welche jebesmal nach der zweiten Frühſtunde eintritt, Hat ber Lehrer, welcher 
bie nächſte Stunde in jeder Klaffe zu geben hat. 

8. 28. Damit in jedem Lehrer bie Idee ber Anftalt und das Bewußtſein feiner Stel- 
fung zur Berwirflihung diefer Idee erwedt und lebendig gehalten werbe, damit fi bie Wirk- 
famteit aller Lehrer zur Erreihung des gemeinfamen Ziel® harmoniſch einige und verbinde, 
find wiederkehrende Zufanımenfünfte oder Konferenzen ber Lehrer nothwendig, welche der Direl- 
tor zu berufen umd zu leiten hat. Er wird in der Regel alle 4 Wochen eine ſolche Konferem 
berufen und zwar, je nach deu Vorlagen, entweber mit oder ohne Zuziehung ber Lehrer am den 
Elementarllaffen. Auch lönnen. dieſe Lehrer an den Elementarklaffen zu einer bejonberen Kon- 
ferenz berufen werben. 

Bei diefen Konferenzen, in welchen ber Direktor präfibirt, führen bie übrigen Lehrer ber 
Reihe nach wechielnd das Protokoll, welches am Schluß ber Sirung von allen Anweſenden ge- 
zeichnet wird. 

Die ſämmtlichen Lehrer find verpflichtet, fich zu biefen Konferenzen einzufinden: find fie 
verhindert zu erfcheinen, jo haben fie davon und vom ben Gründen bes Wegbleibens zeitig dem 
Direftor Mittheilung zu machen. 

Gegenftanb der Verathung wird Alles fein, was das Moterielle und bie Methode bes 
Unterrichts, den Fleiß, die Fortſchritte und das Betragen ber Schiller, die Geufazen, bie Präs 
mien, bie Verſetzungen u, f. w. betrifft. 

Außerdem werben im dieſen Konferenzen bie vom ber vorgeſetzten Behörbe eingegangenen 
Verfügungen. mitgetheilt, wenn nicht ihr Inhalt eine fofortige Mitteilung auf dem Wege bes 
Umlaufs rathfam oder nothwendig macht. 

Der Zwed der Konferenzen wirb aber nur dann erveicht werben, wenn alle Theiluchmer 
fi würdig und mit Achtung begegnen, wenn alle der Geift ächter Kollegialität durchdringt. 

8. 29. Die Oberauffiht über die Bibliothel und alle Lehrmittel ber Anflalt führt der 
Direltor. Ueber alle Gegenftände, melde fi in den Sammlungen der Schule befinden,‘ führt 
er mit Sorgfalt einen Katalog. Die fpezielle Aufficht über dem einen ober ben andern’ Theil 
diefer Sammlungen kann er einem Lehrer, ber ihm beſonders dazu geeignet erfcheint, übertragen, 
z. B. dem Lehrer der Chemie die Aufſicht über die chemiſche Sammlung. Doch hat ver Direktor 
auch für diefe Theile die Verantwortung und darum zu den Lokalen ebenfalls die Schlüffel. 

Ferner hat der Direltor die Pflicht, die Erwerbung ber nöthig werbenden Lehrmittel und 
Apparate zu beforgen, Der Beihluß Über die Anſchaffung erfolgt durch die Schulkommiſſion 
tefp. mit Zuftimmung des Magiftrats. 

Jeder Lehrer hat die Verpflichtung Über die Erhaltung der ihm zum Gebrand in der 
Säule übergebenen Lehrmittel forgfam zu wachen und fie im gutem Stande fofort wieder abzu ⸗ 
Tiefern, wenn er derjelben nicht mehr. bedarf. 

$. 30. Der Schufvdiener ſteht unmittelbar unter dem Direktor. Er hat Heizung, Reis 
nigung, rechtzeitiges Verſchließen und Oeffnen ber Klaſſen, die im Intereſſe der Sänte nötbig 
wertenben Gänge u. f. w. zu beforgen. 


B. Volksſchule oder niedere Bürgerknabenſchnle und Mädchenſchule. 
$. 81. Die Aufgabe der nieveren Bürgerknabenſchule ober Volloſchule if, vie ihr an⸗ 
vertrauten Schüler auf diejenige Stufe refigidfer, fittlicher und imtellektneller Bildung zu erheben, 
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intiter welchen kein Bürger Neben Toll: fie Hat ber Schultr vie Geſtuinmagen, Remtitwäffe und 
Fertigkeiten beizubringen, bie als geringftes Maß ver Bildung vou jedem Gliede ver Stadtge- 
meinde gefordert werden muͤſſen. pe 

Sie umfaht in 6 Maffen die Altersfiufen vom dem erfien Schulalter bie zum Konfir- 

mationsalter. 

Die Beſſimmung der Bürgenmäbchenfchufe iſt bie Bermittelung derjenigen Geifles- umb 
Gemüthsbilbung ihrer Zögfinge, bie fle fähig macht, im ihrem Lünftigen Lebenskreiſen den Pflich- 
ten, bie fie als Mutter m. f. w. zu erfüllen haben werben, auf eine fegensreiche Weile Genüge 
zu thun. Ihre Meorgamifation fteht noch bevor. Wis jet befteht fie aus A. mit 6 Kaffen, 
R. mit 4 Klaſſen. 

$. 32. Der für bie beiden Anftalten beſtehende Lehrplan beſtimmt bie Lehrgegenſtände 
und bie Bertheilung nach den Maffen. . 

8.33, Für jedes nene Halbjahr hat der Reltor reſp. der Oberlehrer einen Leftionsplanı, 
nad} gepflogener Berathung mit feinen Amtsgenoffen, zu entwerfen und bem Direktor zu über» 
geben, der ihm prüfen und bei der Schulkommiſſton zur Feſiftellung einreichen wird, 

8. 34. Der Diteltor hat bie Oberaufficht über biefe Schulen mit benfelben Pflichten 
zu führen, die ihm $. 19. für die Mealfchufe anflegt. Da aber bie Leitung ber Reafiäute feine 
Tätigkeit nnd Zeit zu fehr in Mnfprirdh miment, ad daß feine Aufficht über jene Gehiflen fe 
etig und ins Einzelne gehend fein Aönmte, ald e® erforberfich if, fo haben biefelben much ihre 
Spezialvorflände im Rektor und Oberfehrer, bie für ihre Schulen gemiffermaßen bie Gtellver- 
treter bes Direktors find. Das Verhäftniß ber übrigen Lehret dieſet Analten den Gpezial- 
dorffänden gegenüber iff ein machgeorbneted. Der Meltor und ber Dberlehter haben, jeder fie 
bie feitter Muffiht und Leitung übergebene Gchufe, biefelben Berpfliätungen, die der Diteftor 
für alle lädtifhen Schulen hat und die bezüglich der Realſchule $. 19. genauer dargelegt Ad, 

Was $. 24. und 25. von dem Realſchullehrern ausſpricht, gilt auch von den Lehrern 
Her übrigen Anftaften, ſowohl biefen Anflaften fetsft, als dem Direktor, Retter und Oberiehrer 
degemüßer. "Glaubt fi ein Lehrer biefer Schulen bırcch feinen Spezialvorſtand beſchwert, ſo bat 
er ſich zunächſt an ben Diretor zu wenden. Als höhere Iuflanz gilt and hier in ber 8. 25. 
angegebenen Meile bie Schultommiifton. | 

8. 35. Mh für diefe Anflaften gelten $. 12. und 13. Ebenſo find die 96. 14, 18. 
16., 17., 18, auch für diefe Schulen güftig, jedoch mit der Mobifitation, daß bie dort beim 
Direltor als Spezialvorfiand des Reaiſchnie aufertegtem Pflichten, rücfihtli der Boltoſchule 
und Bürgermäbchenfchufe dem Rektor und reſp. dem Oberlehrer auferlegt werben. i 

$. 36. Der Reftor und reſp. deu Oberlehrer hat die Schulmatrilel zu führen in ber 
8. 16, angegebenen Weile. 

8. 37. Der Reftor (vefp. Oberfegrer) Hat ſorgſam darauf zu halten, daß der Schulbeſuch 
vom Seiten der Kinder zegelmäßig flattfinde und daß jede Berfäummiß ſogleich mad der Lehr 
Runde von dem Klaſſenlehrer notirt und die Urſache derſelben fo fchleunig als möglich erforiät 
werde. Ungerechtfertigte Berfäumniß muß auf angemeffene Weiſe befttaft werben. Wird eine 
ſolche Berfäummiß mehrfach wiederhoit, fo AM’ der Klafſenlehrer werbumden, bein Reltor reſp. 
Oberlehrer · Angeige zu machen, und dieſer bat bie Eitern oder Pflegeeltern des ſäumigen Kindes 
fofort auf geeignetem Wege zu Rebe zu ſetzen und bie Berjäumniffe zu rügen, falls aber dieſe 
Erinnerung nicht® fruchten fellte, dem Direltor Anzeige zu machen, det dann durch bie Säul- 
lommiffion die weiter erforderlichen Mafregeln veramlaffen wird. vom 

Dispenfation bis zu 3 Tagen kann im ansteidhend begtündeten Fällen ber Reltor, teip. 
Oberlehrer, ben einzelnen Zoglingen ertgeifen. Im Fällen, wo für das Kind auf fängere Zeit 
Urlaub begehrt wird, hat der Reitor refp. Oberlehrer dem Direktor die Sache vorzutrogen. 

Die Verſäumnißtabellen werden, wie bie Schuftabellen überhaupt, vor ber Hand. je f 
geführt, wie es bisher am ber Rathsſchule und Mäpchenichule Regel geweſen iſt. ie) 
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5 8.38. Wird eim Lehrer durch Krankheit oder ſonſtige zwingenbe Abhaltung verhindert, feines 
Amtes zu warten, ſo hat er joldes dem Rektor reſp. Oberlehrer zeitig anzuzeigen. Derjelbe 
wirb bie Störung durch Anorbnung eines Bilariats oder fonftwie möglichſt auszugleichen ſuchen. 
Dauert die Abhaltung länger als brei Tage, fo hat ber Rektor reſp. Oberlehrer dem Direltor 
Anzeige zu machen und feine Borfchläge zur Ausgleihung ber Leltionsftörung vorzulegen. 

Wird ber Rektor reſp. Oberlehrer jelbft abgehalten, feines Amtes zu warten, fo tritt einfl- 
weilen ber nächſtſfolgende Lehrer in feine Funktion als Spezialvorfland ber Schule. 

8. 39. Eine einzelne Stunde in einer Mafle bei genfigender Beranlafjung freizugeben, 
liegt in der Befugniß bes Reltors reſp. Oberlehrers. Für bie Freigebung mehrerer Leltionen 
ober einer Lektion in mehreren Klaſſen zugleich ift die Genehmigung des Direltors einzuholen. 
Uebrigens gilt bier $. 22, 

$. 40. Die gefeglihen ferien find bie $. 23. aufgeführten. 
$. 41. Für die Hanbhabung der Disziplin gelten die Beflimmungen bes $. 27,, ſoweit 
fie auf dieſe Anftalten überhaupt anwendbar find. Anch ift feſtzuhalten, daß bie Beftimmungen, 
welche ber genannte $. über die Thätigleit des Direktors rüdfichtlih der Realſchule enthält, 
bier zunächſt von ber Spezialbireltion, dem Rektor und dem Oberlehrer, zu verfichen find. 
$. 42, Damit das einträchtige Zufammenwirken aller Lehrer der Anftalt zur Erreihung 
bes Aels verfelben ermöglicht werde, find Konferenzen der an berfelben Schule thätigen Lehrer 
unter fich erforberlich. Die näheren Beſtimmungen über die Einrihtung biefer Konferenzen 
werben noch gegeben werden. 

8. 48. Der Reltor reſp. Oberlehrer bat dafür Sorge zu tragen, daß das Berzeihniß 
ber Rinder, welche einer ber ausgefeßten Prämien an Geld ober Büchern würbig find, in jebem 
Bahr zeitig und zwar im Einverſtändniß zunächſt mit ven Klaffenlehrern angefertiget und dann 
dem Direltor zur Geuehmhaltung übergeben werde. Derſelbe macht dann bei ber Schullom⸗ 
miſſion zur Beſchlußfafſung Anzeige. 

8. 44. Die Aufſicht über bie Schulapparate und Lehrmittel führt ber Rektor, reſp. 
Oberlehrer, bie Oberaufficht der Direktor, Der Reltor refp. Oberlehrer bat ſorgſame Kataloge 
zu führen, 

Wird die Anfhaffung von neuen Lehrmitteln oder Utenfilien nothwendig, jo hat ber 
Rektor reſp. Oberfehrer fi mit dem Direltor zu benehmen, welcher der te 
Bortrag thut. 

Beichloffen Coburg in der Sigung bem 17. Iumi 1848, 

Magiftrat Herzoglicher Reſidenzſtadt. 
(L. 8.) Oberländer. 





Gehaltd:Regulativ für die Lehrer an den ſtädtiſchen Elementarſchulen der Ober 
bürgermeifterei Erefeld. 


$. 1. Die am einer breifaffigen Schule fungirenben Hauptiehrer beziehen während ber 
erfien drei Dienftjahre jährlih ein Gehalt von . - . . » 300 Thlr. 
Daffelbe fteigt 


vom 4. bis inkl. 6. Dienfjabrteanf - » x - «+ 850 Thlr. 
vom 7. bis int. 9, Dienfljahre auf - » » * » - + 400 Thlr. 
vom 10. bis inf, 12. Dienfljahre auf - - = » «+. 450 The. 


vom 13. Dienftjahre ab auf das Maximum von . . . 500 Thlr. 

6.2. Die Hauptiehrer, welche an einer zwei- ober einllaſſigen Schule fungiren, fowie 

bie zweiten Lehrer der dreillaſſigen Schulen begichen und zwar die Letztern von ihrer definitiven 
Anftellung ab, während ber brei erſten Dienftjahre jährlich ein Gehalt von 200 hir, 
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Daffeibe feigt Ä Ä 
vom 4. bis inkl. 6. Dienfliahre anf. » 0. «+ 250 The 


vom 7. bis int. 9, Dienfljahre auf » » «nn + 300 Thlr. 
vom 10. Dienfljahre ab anf das Maximum von . +» + 360 Thlr. 

Die mit proviforifcher Anftellung fungirenben zweiten Lehrer beziehen ein jaͤhrliches Ge⸗ 
halt von 180 Thlr. 

8.3. Die an einer breis ober zweiffaffigen Schule füngirenden Hülfslehrer, welche im 
Seminar ausgebilbet, beziehen eine jährliche Nemuneration von . » - 180 Thlr. 

Die nicht im Seminar ausgebilbeten (Aspirauten) » + « . . . . 125 The. 

8. 4. Außer den vorbefiimmten Gehältern und Remunerationen werben ben Lehrern 
Dienftwohnungen in den Schulfolafien gewährt oder, wenn ſolches nicht geihehen kann, flatt 
berjelben Miethsentihäbigung und zwar: 

den Hauptlehrern jährlih. 75 Thlr. 
den zweiten Lehrennn.. 36 Thlr. 
den Hülfslebren » » 2 0 een nme - 24 Thlr, 
Die zweiten Lehrer haben nur Anfpruch auf zwei Zimmer, bie Hülfslehrer auf Ein Zimmer. 

8. 5. Denjenigen Lehrern, welche bisher oder für bie Folge noch an einer Stunben- 
oder ſog. Klaſſenſchule fungiren, fteht beim Wegfall diefer Funktion und ber damit verbundenen 
Befoldung keinerlei Anſpruch auf Entihädigung zu. 

8. 6. Die Gebaltsbeziehung beginnt beim Dienflantritt ber Lehrer, und zwar mit. bem 
für die betreffende Stelle ausgeworfenen geringfteii Gebaltsbetrage, da die Dienflzeit, welche ber 
Lehrer am einer andern Stelle, fei es bei eimer ftäbtiichen Säule oder in einer fremben Ge⸗ 
meinde zugebracht Hat, micht im Anrechnung kommt. Wenn ein im eine höhere Stelle über: 
tretenber, bier bereits definitiv angeftellter Lehrer, im feiner bisherigen Stellung ein Gehalt ge- 
niefit, weiches das Minimum der nenen Stelle erreicht oder füberjchreitet, fo bleibt er jo lange 
im dieſem bisherigen Gehalte, bis er daffelde drei Fahre lang gemoffen bat, und feigt dann im 
die nächſt höhere Pofltion ver für die mene Stelle befiimmten Scala, jedoch unter fteter Be» 
rüdfihtigung des $. 7. 

8.7. Die in den 88. 1. und 2. feſtgeſetzten Gehaftsfeigerungen ober Progreffionen 
werben nur nach Kafenderjahren und zwar im der Art berechnet, daß jebe Steigerungsperiobe 
erft mit dert Ablauf besjenigen Rafenderjahtes als wollendet angeſehen wird, in welchem bie 
reglementsmäfigen Dienftjahre vollzähfig geworben find. 

Gegenwärtiges Negulativ, genehmigt von ber Stabtverorbneten - Berfammlung in beren 
Sitzung vom 14. Oftober 1857, tritt vom Jahre 1858 am in Kraft an bie Stelle des unterm 
19. Dezember 1850 erlaffenen, welches hierdurch aufgehoben wird. 

Erefeld, den 14. Ottober 1857. 


Der Oberbürgermeifter Ondereyd, 





Regulativ für die Erhebung der Haud- und Miethöfteuer in der Haupt: und 
Refidenztadbt Berlin. 

Auf Grund des g. 58. No. II. der Stäbteorbnung vom „30. Mat 1853 und bes Kom- 
munalbeſchluſſes vom 9. und 21. Februar 1854 werben bie durch das Geſetz vom 26. Jannar 
1815 bisher eingeführten Kommmnal-Abgaben der Hans. und Miethöftener, welche hauptſächlich 
dazu beſſimmt find, die für die Kommunal - Verwaltung erforderlichen Geldmittel zu befchaffen, 
nad folgenden Grundfägen fortan erhoben: ’ 
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I. Bon ber Hausfleuer. 8. 1. Die Hansfteuer ift eine auf allen innerhalb bes 
Weichbildes der Stabt belegenen- Grimbftüden und deren Zubehörungen, einfchliehlich der zum 
landwirthſchaftlichen Betriebe benutzten Aecker, Fluren uud Wiefen haftende Grundabgabe, welche 
von dem ſogenannten Nutungsertrage der Oruindflüde ausgejchrieben und von den Eigenthümern 
betfelben erhoben wird, gleichviel ob fie. in dem Stabtbezirk wohnen oder nit. $. 2. Zu ben 
Zubehörungen der fleuerpflichtigen Grundftüde ($. 1.) werden Raum-Umfhließungen jeder Art, 
auch unbebaute Höfe, Pläge, Gärten ac, gerechnet, letztere ohne Unterſchied, ob fie zum Erwerbe 
ober zum Vergnügen dienen. $. 3. Bei der Beftenerung wird ber Nußertrag ber Grundſtücke 
aus dem verflojjenen Jahre für die Erhebung der Stener im nächftfolgenden zum Grunde ger 
legt, $. 4. Als Nutzung wird angenommen Alles, was für den gemeingemöhnlichen —* 
der vermietheten oder verpachteten Sache im Laufe des verwichenen Jahres am Padht- oder 
Miethszins, einſchließlich der vom Eigenthiimer ſelbſt bemußten Gelaffe, Räumlichkeiten und 
Plãtze ꝛc. aufgelommmen, oder durch Abſchätzung (8. 22.) ermittelt if. Bei ber Veranlagung 
bleiben hiernach diejenigen Räumlichkeiten, foweit fie feinen Ertrag gewährt haben refp. Seitens 
bes Eigenthlimers im eigenen Intereffe richt gene find, Außer Anfag. $. 5. Alles was der 
Pächter ober Miether, dem Verpächter oder Vermieter ſelbſt dder einem Dritten filr Rechnung 
bes Verpächters ober Vermiethers wegen ber erfolgten Verpachtung oder Vermiethung zahlt, 
Liefert ober feiftet, auch übernommene Stenern, Feuerfaffen-Beiträge und dergleichen, muß bem 
außbebimgenen oder durch Abſchaätzung zu ermittelnden Pacht- ober Miethszinfe beigeredhnet 
werben, und bildet zufammengerechnet ben fleuerpflichtigen Betrag. Infofern befondere Rei. 
Runge’ der Pächter uud Miether an Schornfteinfeger- und Müllgeld, für Beleuchtung, Be- 
nuhung der MWafferleitungen und fir Portierdienſte m. f. w. kontraltlich ausbedungen find, 
dilrfen je nach dem Umfange berfelben von jenem gefammten Mieths + refp. Pachtbetrage 2 bis 
böchftens 4 Progent Behufs Feſtſtellung der Hausftener in Abrehmung gebracht werben, fofern 
nicht glaubhaft nachgewieſen wird, daß die Koften für jene Leiftungen fih in Wirklichkeit Höher 
belaufen. 8. 6. Im Falle der Eigenthiimer das Grundftüd ſelbſt beuutzt ober daſſelbe einem 
Anderm ganz oder theilweife ohne Entgeld zum Gebrande und zur Nutzung überlaffen hat, 
wirb der der VBeflenerung zum Grunde zu legende Ertragswerth durch Abſchätzung Seitens ber 
bazu beftellten Sachverſtäudigen ($. 22.) ermittelt. Im Uebrigen wirb. ber Ertragsmerth 'ber 
Regel nach aus den abgeichlofienen Verträgen feftgeftellt, vorbehaltlich jedoch ber Abſchätzung für 
folche Fälle, wo die Höhe des oftenfibel bebungenen Miethszinfes bem gewöhnlichen Werthe ber 
Wohnung 2c. nicht entipriht umd bie Bermutbung einer Täuſchung Behufs Umgehung ber 
Steuer vorliegt. $. 7. Bei Bermiethung und Verpachtung von Räumen mit Möbeln, Lten« 
filien, Suventarien ꝛc. wird ber Miethöwerth ber letzteren durch Abſchätzung der Sachverflän- 
bigen ermittelt, won dem ſteuerpflichtigen Ertrage in Abzug gebracht und nicht zur Beflenerung 
herangezogen. $. 8. Bon ber Hausfleuer befreit find: 1) die Königlichen, ben Prinzen und 
Prinzeffinnen bes Königl. Haufes zugehörigen oder eingeräumten Wohnungen, Schlöffer und 
Gärten, infofern auf diefelben nicht die Vorſchriften der Königl. Kabinets-Ordre vom 8. Juni 
1834 Anwendung finden. 72) Die im $ 2, des Gefeges vom 24. Februar 1850 (Gef.-Samm. 
Seite 62.) bezeichneten ertragsunfähigen oder zu einem Öffentlichen Dienſte oder Gebrauche ber 
fiimmten Grundftüde, nah Maafgabe der Kabinets-Ordre vom 8, Juni 1834 (Gef.-Samml. 
Seite 87), 3) Die Dieuſtgrundſtücke der Geiſtlichen, „Kirchendiener und Efementar » Schullehrer 
($. 4. der Städteorbnung vom 30. Mai 1853,) 4) Die auf Grund fpecieller Rechtstitel von 
ben Kommunal-Reallaften befreiten Srundftüde, insbefonbere bie von dem fläbtifchen Laſten be- 
freiten fogenannten Bürgerlehygerund Freihäuſer vorbehaltlich ber geſetzlich zufäffigen Ablöfung. 
Dev Umfang won bergleihen Immunitäten iſt nach den betreffenden einzelnen Privilegien unter 
Berüidfichtigung der Borfchriften der Stäbteorbuung von 19. November 1808, $$. 58, u. 59. 
zu beurtheilen. 5) Beitweilige Befreiuugen jür nem zu bebauende Grundſtücke Könen durch 
Kommunalbeſchluß gewährt werden ($. 4. ber Stübteorkuung vom 80, Mai 1853.) 8.9. Nüd- 
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fiptlih ber dem Gemeindeverbande der Stadt Berlin. etwa ſpäter einzuverleibenden Berirke, im 
welchen bie Grundſtilde bereits befondere Grundſſeuern an den Staat zu entrichten haben, blei⸗ 
ben wegen derem Heranziehimg zur Hausſteuer befouberen Berabrebungen vorbehalten. j 
u H. Bon der Miethéſteuer. $. 10, Die Miethöftener if eine / perſönliche Abgabe, 
Derſelben unterliegen alle felbnftändigen Perſonen, weiche im. Weichbilde der Stadt. eine eigene 
Wohnung geriommen haben, die Mitglieder der Stabtgemeinbe fofort, alle anderen ‚nach Berfauf 
eines dreimonatlichen Aufenthalts, während. beffen fie dom der Befteuerung befreit bleiben, fie 
mögen dann bie Niederlaſſung erworben haben oder: nicht. Yır gleicher Weife, wie bie Deit- 
glieder der Stadtgemeinde, unterliegen auch Corporatiomen und juriſtiſche Perſonen ber Mieths⸗ 
fleuer, infofern fie in dem Stadtbezirle Grundeigenthum befigen oder ein ſtehendes Gewerbe 
betreiben ($. 4. ad 3. a. a. D.). Zur Eutrichtung der Mietpefteuer find bemmadh verpflichtet, 
bie Eigenthümer von Grumbfiüden für bie in denſelben von ihnen ſelbſt, für ihre Zwecke oder 
für ihre Rechnung bemugten Wohnungen, Gelafle, Räume und fonfligen Gegenflänbe, für. weiche 
Miethöfteuer zu zahlen iſt, desgleichen für die zur landwirthſchaftlichen Benutzung verwendeten 
Aeder, Fluren und Wieſen; die Miether oder Pächter, welche fleuerpflichtige Räume gemiethet 
ober Grumbftüde gepachtet, fowie Perfonen, welche dergleichen zur umentgelttichen Benutung 
inne haben. 8. 11. Die Miethöfteuer wird fiir die Benugung aller innerhalb dev Weichbildo⸗ 
grenze belegenen Wohnungen, Gewerbe- ⸗ und Induſtrie⸗Lolale oder fonftigen Räumlichkeiten und 
Pläye, fo wie ber zum landwirthſchaftlichen Betriebe benutzten Grnnpftilde, nach Maaßgabe des 
file den gemeingemöhnfichen Gebrauch (58. 4. 5.) ermittelten Pacht⸗- oder. Miethewerthes ent⸗ 
richtet. $. 12. Der Zwed, welchem dergleichen: ſteuerpflichtigen Rämme dienen; ändert: im der 
Berpflihtung zur Entrichtung der Stener nichts; es iſt daher gleichgültig, ob fie den Erwerbe 
ober bem Bergnügen gewidmet ſind, oder. irgend wie fonft genutzt ober. gebraucht werben; ''oh 
fie der Eigenthümter ſelbſt inne hat, ober ob ſie an audere Perfonen verpachtet, bermiethet oder 
irgend wie fonft, ſei es leihweiſe und unentgeltlich, oder gegen Entgelt überlaſſen worden if; 
$..18. Hinſichtlich der. Ermittelung des ſteuerpflichtigen Miethawerths gelten aualog die im. Gi 
gegebenen Vorſchriften. . 14. Die Mietheſtener wird nicht entrichtet für- 1) alle leer ſtehenden 
gar nicht vermietheten oder verpachteten unbenntzten Rüume der Eigenthümer, inſofern ſie nicht 
Zubehor ihrer eigenen Wohnungen find, Leerſtehende oder unbenutzte Wohnungen der Pächter 
und Miether bleiben dagegen der Beſteuerung unterworſen. 2) Die nad: den Beſimmungen 
der Königlichen Kabinetsordre vom 8; Juni 1884 und des Geſetzes vom 24. Februar 1850 von 
ber Entrichtung der KRommunalfteuer : befreiten nicht ertragsfähigen und zu einem öffentlichen 
Dienſte oder Gebrauche beſtimmten Räuute. 9) Dienftlotale, — Dienſtwohnungen der Beamten = 
find dagegen ſteuerpflichtig, inſoweit das: ihnen eingeräumte Lolal zu ihrem perſönlichen Ges 
Brauche beſmmt iſt 9: 15. Perſonlich befteit vonder Miethoſteuer find: Me die Inhaber det 
KNoniglichen, desgleichen der den Prinzen und Prinzeſſinnen des Königlichen Hauſes eingerluniten 
Schloffer ind Wohnungen, inſoweit ſie von der Familie und ver Hanspieneriduit kurt 
erben. - Werden‘ andern ſelbſtſtändigen und ſouſt ſteuerpflichtigen Perſonen, z. B. von Der 
ſtaalsbeamten, Kammerherrenu, Hoſdamen ꝛc. Wohnungen im denſelben eingeräumt, ſo unterliegen 
bieſe der Beſienerung. — 2) Das Geſandſchaftoperſonal freuider Mächte wozu jedoch viefieitige 
Unterthanen, denen die Annahme eines foemben Creditiver geſtauet worden iſt ze, wicht gehbren 
8) Die yum'Geroiseitrpfange.oder Matıralquärtier berechügten Miitairperfomen und anf sleiche 
Bedingung bie im Stadtbezirkle fih aufhaltenden Frauen und Kinder’ abweſender — 
ſonen 4) Die Geiſnichen, Kirchendiener und Elementat · Schuilehter, hinſichtlich Apres Dienft ei 
forımens, und infoweit ihrem Gtaude die Befreiung ‚zum Zeit: der Berkündigung der’ va 
Ordnung vom 11. März 1850: uſtand. ($. 4. Stabteordnung von: 30. März 1858.y. Da : 
führimgsmäßig nur Höchftens ein Fünftel des: Einkommens. anf die Wohnungsmiethe ._. 
werben kann, fo ſoll eim Fünftel des Dienfteinkommens : von den Wöhnungenie ee 
Abgang gefiel und der Übericießende Theil ber Wohnungemiethe und zur Bepenerung heramge3d 
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werben; 3 B. Einlommen 1500 The; ein Pünftel deſſelben 300 Thlr., Wohnungs 
miethe 400 Thlx., bleiben 300 Thlr. fleuerfrei und es lommen 100 Thlr. zur Berfleuerung, 
5) Die auf Inaktiwitätsgehaft gefegten Offiziere bihfichtlich ihrer Penfionen und Emolumente 
nach Maaßgabe des Geſetzees vom 11. Juli 1822, $. 10, e. GGeſ.Samml. S. 186.) Für 
die Berechnung des ſteuerfähigen Betrages der von ihren gezahlten Miethe gelten bie vorſtehend 
unter No. 4. rüdfichtli der Geiſtlichen ꝛc. gegebenen Vorſchriften. 6) Die concejfionirten Prir 
vatſchulhalter rüdfichtlih der für den Elementar-linterriht ausichlienlih verwendeten Klaflen- 
räume. Die Heranziehung der Beamten zur Miethöfeuer findet im Webrigen nur in ben durch 
das Geſetz vom 11. Yuli 1822, $. 2. umd 3. vorgejehenen Grenzen ſtatt. $. 16. Die $. 15, 
No. 4. bezeichneten, fowie die nach den allgemeinen gejeplihen Beftimmungen zugeflandenen 
fonftigen Steuerbefreiungen finden wur auf bie Mitglieder der familie, die ber DBefreite 
geſetzlich zu ernähren verpflichtet if, und aus feinen Mitteln vollfländig erhält, Anwendung, 
Werden ſelbſtſtändige Familienglieder, hinſichtlich deren eine ſolche Verpflichtung zur Er 
nährung nicht obmwaltet, ober bie fich felbft zu ermähren im Stande find, vom befreitem 
Perjonen in ihre Wohnung aufgenommen, fo werben bie von bem aufgenommenen fleuere 
pflicytigen Perfonen benugten Räume zur Miethöftener herangezogen. $. 17. Bei After 
verpachtungen und Aftervermiethungen, fie mögen mit oder ohne Möbel und Inventarium ers 
folgt fein, haften Aftermiether und Pächter mit dem Aftervermiether und Verpächter, während 
«der Dauer bes Afterpadhts- und Miethölontratts, für bie zu entrichtende Miethéſteuer ſolidariſch. 
Verſonen, welche gemeinfam biefelbe Wohnung bewohnen, ferner Ehegatten, Kinder und ſolche 
Berwanbte, bie wechſelſeitig ſich zu unterflügen und zu ernähren geſetzlich verpflichtet find, haften 
mit ihren eingebrachten Effekten, zu deren Aufbewahrung nud Erhaltung die Wohnung gleich» 
geitig dient, für bie Entridhtung ber Miethoſteuer, zugleich mit dem lontrahirenden Pächter und 
Miether. $. 18. Ieber Eigenthümer iſt verpflichtet, von den auf feinem Grundſtücke vorhan- 
benen, verpadhteten, vermietbeten oder irgembwie zum @ebraude für Andere beflimmten ober 
in ben eigenen Gebrauch genommenen, ober durch Bauten ıc. meu entflanbenen miethöfener- 
pflitigen Gegenfländen und von jeber Beränberung in berfelben, auch von ben leer fichenben 
Bohnungen und Räumen, ber Steuerbehörbe binnen 8 Tagen pflihtmäßige Anzeige ſchriftlich 
ober mündlich zu Protololl zu machen, überhaupt berjelben und ihren Beamten jebe erforberte 
Auskunft zur Feſtſtellung bes Ertragswerthes der Grunbftüde für bie Berichtigung ber Steuer- 
Kataſter zu eriheilen. Er muß ben zu erhebenden Pacht und Miethszins getren angeben, haftet 
für jeben durch umterlaffene unb unmnrichtige Angabe ber Rommunal-Berwaltung erwachjenen 
Steuerverluſt als Selbſiſchuldner und verfällt außerdem für jeden Contraventionsfall der Art in 
eine Geldfirafe vom 1 bis 10 Thlr. ($. 53. der Stäbteorbuung vom 30. Mai 1863,) Zur Er 
feichterung ber Cigenthilmer wird benfelben zu Unfange jeden Quartals eim gebrudtes Schema 
zur Ausfüllung eingehänbigt werben, um bie beim Quartalwechſel vorgelommenen Beräuber 
zungen barin zu verzeichnen, welches fie in bem exflen drei Tagen des neuen Duartald ausge, 
füßt zus Abholung bereit halten müffen. Eigenthümer, welde dagegen hanbeln, werben durch 
Erelution zu biefer Schuldigleit angehalten und bleiben für bie durch biefe Säummiß entgangenen 
Steuern ſolidariſch verhaftet. $. 19. Auch die Miether und ſonſtigen Inhaber ſteuerpflichtiger 
Bohnungen und Räume ꝛc. find auf bie an fie ergebenden Aufforderungen bei Bermeibung ber 
im $. 18. gebadhten Orbuungsftrafen über bie Höhe der vom ihuen zu entrichtenden Miethen ıc; 
verpflichtet, mahrheitögetrene Angaben zu machen. 

Allgemeine Befimmungen. $. 20. Die Hansftener beträgt zur Zeit 31, pCt. 
deo Mierhe- velp. Pachtertrages, bie Mietheſteuer 6/, pCt. bes Mietbs- reſp. Pachtbetrages. 
Im Falle des Bebürfuifies bleibt jedoch unter Genehmigung ber Königlichen Regierung bie Er 
böhung biejer Steuerfäge vorbehalten. $. 21. Die Haus, und Miethöftener wird jährlich in 
acht Erhebungsterminen erhoben. Zu dem Zwecke werben buch angeftellte Steuererheber den 
Steuerpflichtigen Steuerquittungen vorgelegt, welche gleichzeitig ben Miethsertrag ausbrlden, jo 
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daß bie Eigenthämer wie bie Pächter und Miether ſelbſt nadhzuprüfen im Staude find, ob ber- 
felbe richtig angegeben ift. Erfolgt auf Vorzeigung ber Steuerguittung bie Zahlung ber Steuer 
nicht, fo wird der Steuerbetrag im Wege abminiftrativer Erelution beigetrieben. $. 22. Die 
Abſchätzung der fleuerpflichtigen Räume, Behufs Ermittelung ihre® fleuerpflidtigen Ertrages 
erfolgt durch bie dazu beftellten Servisverorbneten und auf Relfamation binnen vier Wochen 
präffufiver Frift, gegen teren Feſtſetzung endgültig durch bie bazu niedergeſetzte Revifions-Koın- 
milfion. $. 23. Gegen die Entfheidungen und Strafrefolute der Steuerbehörbe findet binnen 
einer präflufiven Frift von 4 Wochen der Relurs an die vorgejete Regierung ftatt. 
Berlis, ben 16. September 1858, 


Die Stabtverorbneten-Berfammlung. 
(ga) Elfe 
Vorſtehendes Regulativ, welchem wir unſere Zuſtimmung ertheilt haben, ift von ber 
Königlichen Regierung zu Potsdam unterm 27, Oftober c. genehmigt worben und wird bierburd) 


mit der Maaßgabe befannt gemacht, da daffelbe vom 1. Januar k. J. ab in Kraft tritt. 
Berlin, den 15. November 1858, 


Magiftrat hiefiger Königl. Haupt- und Refidenzftabt. 








Drud und Berlag der Hoſbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sopn in Frankfurt a. d. D. 
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